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1 Einleitung 
   Eine Gesellschaft, in der Gerechtigkeit herrscht, das scheint eine Forderung zu sein, 
die Menschen schon seit  frühester Zeit bewegt hat. In der Philosophie spielt die Debatte 
um Gerechtigkeit eine wesentliche Rolle, und sie erstreckt sich von der Antike bis zur 
Gegenwart. Vor allem seit den 70er Jahren des 20.Jahrhunderts hat diese Debatte durch 
die Veröffentlichung von John Rawls Werk „A Theory of Justice“ (1971) neuen 
Schwung sowohl in die Moralphilosophie, aber auch in die politische Philosophie 
gebracht. Verfolgt man diese Debatte, so kann durchaus der Eindruck entstehen, es 
handelt sich bei „Gerechtigkeit“ um eine rein westlich-christliche Angelegenheit. Der 
(erste) Titel der Arbeit – „Gerechtigkeit, ein westliches Projekt?“ – verweist schon auf 
den Inhalt, aber auch auf die Methode dieser Analyse. Es wird dargestellt, dass 
„Gerechtigkeit“ ohne Zweifel ein zentrales Thema der westlichen Philosophie war und 
noch immer ist. Die Debatte darüber dauert zumindest 2500 Jahre und wurde und wird 
mit sehr unterschiedlichen Akzenten geführt. Andererseits wird auch nachzuweisen 
sein, – darauf verweist das Fragezeichen im Titel - dass es auch in anderen Kulturen und 
Religionen sehr genaue Vorstellungen von Gerechtigkeit gibt, deren Wurzeln zumindest 
so weit zurückreichen wie im Westen. Der zweite Titel der Arbeit – „Eine 
interkulturelle Betrachtung“ – verweist ebenfalls auf den Inhalt und die methodische 
Gestaltung. Dabei ist „interkulturelle Betrachtung“ in dieser Arbeit zweifach angelegt: 
Erstens werden – wie bereits erwähnt - sowohl der Westen als auch andere Kulturen und 
Religionen auf ihre Gerechtigkeitskonzeptionen untersucht, und zweitens wird der 
Begriff „Interkulturalität“ (interkulturelle Philosophie) vorgestellt und – als Abschluss 
der Arbeit – eine Analyse von wichtigen Gerechtigkeitsthemen vorgenommen, die von 
den Prämissen der Interkulturalität geleitet ist. 
   Unter dem Titel „Was ist Gerechtigkeit“ (Kapitel 2) wird dieser emotional so hoch 
besetzte und vielschichtige Begriff systematisch untersucht. Die Herangehensweise ist 
analytisch, es wird nach einer kurzen Behandlung der etymologischen Wurzeln der 
Versuch einer inhaltlichen Bestimmung vorgenommen. Dabei wird bereits klar 
erkennbar, dass eine solche Analyse immer von der Basis der eigenen Weltanschauung, 
d.h. der eigenen Vorstellung von z.B. gerecht und ungerecht ausgeht. Ein Umstand, der 
nicht verhindert werden kann, und deshalb erfolgt die Untersuchung in diesem Kapitel 
auch von einem „westlichen Standpunkt“ aus. Es werden in weiterer Folge die 
 10 
Bedingungen dargestellt, unter denen Gerechtigkeit überhaupt zum Tragen kommt. Es 
geht dabei sowohl um die Gegenstände, den Umfang und die Subjekte von 
Gerechtigkeit, als auch um die Umstände. Dabei wird die Frage zu klären sein, unter 
welchen sozialen und politischen Bedingungen es überhaupt nötig ist, sich mit 
Gerechtigkeit zu beschäftigen. Auch die Frage nach den Instanzen von Gerechtigkeit 
gilt es zu analysieren, d.h. es ist zu klären, wem gegenüber Gerechtigkeit eigentlich 
geschuldet wird. Den Abschluss des Kapitels  bildet eine Darstellung der wichtigsten 
„Arten“ von Gerechtigkeit, wobei sich der Bogen von Tausch- und 
Verteilungsgerechtigkeit (mit ihren Wurzeln in der Antike) bis zur Frage nach der 
Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und der Generationengerechtigkeit spannt.  
   In Kapitel 3 werden wichtige Gerechtigkeitstheorien vorgestellt, die dem westlichen 
Bereich angehören. Die Analyse beginnt bei Platon, der Gerechtigkeit in erster Linie als 
individualethisches Problem auffasst und diese als „Gesundheit der Seele“ bezeichnet, 
wobei sein Ansatz auf der „Idee des Guten“ beruht. Aristoteles – als weiterer Philosoph 
der (griechischen) Antike – stimmt in einigen Bereichen durchaus mit Platon überein, er 
geht mit seinen Untersuchungen über Gerechtigkeit aber doch einen entscheidenden 
Schritt weiter. So hat z.B. seine Unterscheidung zwischen iustitia distributiva und 
commutativa auch heute noch Bedeutung. Mit dem Wirken von Thomas von Aquin 
findet die mittelalterliche Gerechtigkeitsdiskussion ihre klassische Ausprägung. In 
seinem Werk führt er die vielfältige Verschränkung von Gerechtigkeit in seiner ethisch-
moralischen und seiner theologischen Bedeutung weiter. In der Neuzeit ist es vor allem 
Thomas Hobbes, der ganz neue Gesichtspunkte in die Gerechtigkeitsdebatte einbringt. 
Er sieht den Menschen – ganz anders als noch die antiken Philosophen – als ein Wesen, 
das einerseits auf Machterhaltung und Lustgewinn aus ist („homo homini lupus“), 
andererseits aber auch über „Anlagen“ für ein gerechtes Verhalten verfügt. Das sind die 
Bedingungen, die seiner „Theorie vom Staat“, wo die Menschen sich zu einer mehr oder 
weniger gerechten Zweckgemeinschaft zusammenschließen, zugrunde liegen.  
   Das Menschenbild von David Hume ist davon geleitet, dass wir über einen 
„moralischen Sinn“ (moral sense) verfügen, der unsere Vernunft bei sittlichen 
Entscheidungen „unterstützt“. Der Mensch verfügt also über ein „natürliches Gefühl“ 
für Gerechtigkeit. Eine ähnlich positive Auffassung vom Menschen vertritt Jean-
Jacques Rousseau. Sein Motto lautet, sei gerecht und du wirst glücklich sein. Im Werk 
von Kant und Hegel wird der Begriff Gerechtigkeit nur sehr sparsam verwendet. Bei 
Kant findet sich aber ein sehr interessanter Aspekt, nämlich die „Gerechtigkeit Gottes“, 
die bei der Begründung seiner Moralphilosophie eine wichtige Rolle spielt. Hegel lässt 
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„Gerechtigkeit“ mehr oder weniger in seinem Begriff der Sittlichkeit aufgehen. Die 
Kritik von Marx und Engels am bürgerlichen Gerechtigkeitsbegriff lautet kurz 
zusammengefasst: Gerechtigkeit ist der ideologisierte Ausdruck der bestehenden 
ökonomischen Verhältnisse. Auch Hans Kelsen steht dem traditionellen 
Gerechtigkeitsbegriff sehr skeptisch gegenüber. In seinem rechtspositivistischen 
Programm sieht er wenig Spielraum für moralische Werte wie z.B. Gerechtigkeit. Ganz 
anders John Rawls. Sein viel beachtetes Projekt ist von dem Grundsatz „Gerechtigkeit 
als Fairness“ geleitet, wobei er Gerechtigkeit in erster Linie als Tugend von sozialen 
Institutionen sieht. Am Schluss der Untersuchungen westlicher Gerechtigkeitstheorien 
wird noch auf den zeitgenössischen Ökonomen und Philosophen Amartya K. Sen und 
seinen Vorstellungen von Gerechtigkeit eingegangen. Sen konzentriert sich auf die 
Armutsproblematik und die Wohlfahrtsökonomie, sein „Befähigungsansatz“ hat in der 
modernen Debatte viel Beachtung gefunden. 
   Dem „interkulturellen“ Anspruch der Arbeit folgend, werden in Kapitel 4 die 
Gerechtigkeitskonzepte einiger nicht-westlicher Kulturen oder Religionen untersucht. 
Entscheidend bei der Auswahl waren sowohl Wirkungsmächtigkeit als auch der 
Gegenwartsbezug. Die Vorstellungen von Gerechtigkeit im Islam haben vor allem 
durch die weltpolitischen Ereignisse der letzten Jahre (siehe 9/11) besondere 
Aufmerksamkeit und Brisanz erreicht. Bei der Analyse wird zuerst der Koran auf seine 
Aussagen bezüglich Gerechtigkeit untersucht und dann die Gerechtigkeitsvorstellungen 
von zwei islamischen Autoren des 20.Jahrhunderts, wobei der eine (Sayyid Qutb) als 
Fundamentalist gilt, und der andere (Nasr Hamid Abu Zaid) dem gemäßigten Lager 
zugerechnet wird. Das zweite nicht-westliche System, das vorgestellt wird, ist der 
Buddhismus. Auch hier wird zuerst auf die Wurzeln der Gerechtigkeitsvorstellungen 
eingegangen (in der Lehre Buddhas) und dann auf eine zeitgenössische Strömung 
innerhalb des Buddhismus (engagierter Buddhismus). Anhand der Werke von drei 
Autoren – Thich Nhat Hanh, Dalai Lama, Sulak Sivaraksa) wird dargestellt, welche 
Gerechtigkeitsvorstellungen im „modernen“ Buddhismus zu finden sind. Der Daoismus 
– er wird als drittes System auf Gerechtigkeitsaspekte untersucht – tritt zwar 
weltpolitisch zurzeit wenig in Erscheinung, dennoch hat er (vor allem in China) die 
Kultur in sehr vielen Bereichen, wie beispielsweise in der Politik, Wirtschaft, 
Philosophie, Religion und Kunst, nachhaltig beeinflusst. Der Daoismus mit seinen 
Gerechtigkeitsvorstellungen wurde auch deshalb ausgewählt, weil er der „Idee der 
Interkulturalität“ sehr nahe kommt. Es wird eine Offenheit und Aufgeschlossenheit 
gegenüber anderen Kulturen und Religionen gefordert, ein Kriterium, das gerade in der 
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heutigen Zeit zukunftsweisend erscheint. Den Abschluss dieses Kapitels bildet eine 
Untersuchung des (Früh)Konfuzianismus auf Gerechtigkeit. Sowohl Konfuzius 
(„Gerechtigkeit gegen Feinde, Liebe für Freunde“) als auch Menzius („Gerechtigkeit ist 
der natürliche Weg des Menschen“) haben interessante Ansätze über Gerechtigkeit 
vertreten. 
   Im Kapitel 5 werden einige wesentliche Merkmale der „Philosophie der 
Interkulturalität“ vorgestellt. Ausgehend von der besonderen Lage, in der wir uns – als 
„globalisierte Gemeinschaft“ – befinden, werden sowohl die wichtigsten Problemfelder 
der Interkulturalität als auch deren Formen analysiert. Interkulturalität wird als eine 
philosophische Haltung und Einstellung gesehen, die sich um Vermeidung von 
„zentristischen Universalisierungen“ und „separatistischen Abgrenzungen“, sowie um 
eine „erkenntnistheoretische Bescheidenheit“ – um nur einige Begriffe zu nennen – 
bemüht. 
   Den Abschluss der Arbeit bildet eine interkulturelle Betrachtung von 
Gerechtigkeitsthemen. Hier werden die Begründung von Gerechtigkeit (als 
grundlegende Anforderung an jedes Gerechtigkeitssystem), die „Goldene Regel“ (als 
ein zentrales Prinzip von Gerechtigkeit) und Toleranz (als eine Tugend von 
Gerechtigkeit) aus ihrer je unterschiedlichen Position heraus beleuchtet. Wesentlich 
dabei ist, nicht von einer „Metaposition“ heraus zu analysieren, sondern die zum Teil 
sehr verschiedenen Meinungen „gleichberechtigt“ nebeneinander bestehen zu lassen. So 
kann gezeigt werden, dass es durchaus Übereinstimmungen (z.B. bei der 
Begründungsfrage), aber auch Unvereinbarkeiten gibt. Im letzten Abschnitt dieses 
Kapitels (aktive Toleranz) wird dafür plädiert, die Anerkennung des Fremden oder 
Anderen auf die Basis eines „geschuldeten Respekts“ zu stellen. Damit erhält 
„Anerkennung“ einen ganz anderen Stellenwert, der das Prinzip der Hilfestellung oder 
Unterstützung des Anderen mit einbezieht. 
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2 Was ist Gerechtigkeit? 
Darum gilt die Gerechtigkeit vielfach als die vornehmste der Tugenden, 
und weder der Abendstern noch der Morgenstern sind derart wunderbar. 
(Aristoteles, Nikomachische Ethik)1 
 
   Es gibt wohl kaum einen Lebensbereich für uns Menschen, bei dem der Begriff 
Gerechtigkeit nicht in irgendeiner Weise von Bedeutung ist. Dabei gehört 
„Gerechtigkeit“ sowohl umgangssprachlich als auch wissenschaftlich zu den 
vielfältigen und vielschichtigen Begriffen. In der Regel wird Gerechtigkeit als etwas 
sehr Positives und Erstrebenswertes angesehen, während Ungerechtigkeit als ein Übel 
oder moralisch Schlechtes gilt. Die meisten Menschen – so kann gesagt werden – 
beanspruchen für sich ein „Gefühl“ für Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit, bzw. für 
Recht und Unrecht. Auch gibt es beim Menschen so etwas wie ein „Gewissen“, aber das 
ist offensichtlich von den jeweiligen Umständen abhängig, in denen der Mensch 
aufwächst und lebt und kann daher nicht als zuverlässiger und objektiver Maßstab für 
die Beurteilung menschlichen Handelns herangezogen werden. Eines ist auch sicher: 
Der Mensch ist ein soziales Wesen, er ist grundsätzlich auf andere angewiesen und kann 
nicht, oder zumindest nicht dauerhaft alleine leben. Damit ist er aber auf 
„Gerechtigkeit“ angewiesen, denn ein Fehlen würde über kurz oder lang Konflikte 
auslösen und zu einer Destabilisierung der sozialen Verhältnisse führen. So wird die 
Beschäftigung mit „Gerechtigkeit“ zum unverzichtbaren Bestandteil jedes 
Gemeinwesens, dessen Stabilität von der Verwirklichung zumindest eines bestimmten 
Maßes an Gerechtigkeit abhängt. Das ist auch der Grund, warum „Gerechtigkeit“ stets 
ein zentrales Thema der Ethik und der Sozialphilosophie war – und selbstverständlich 
noch immer ist.  
   Die Gerechtigkeit - ganz allgemein betrachtet - bildet einen Teil derjenigen Menge 
von Maßstäben und Richtlinien des menschlichen Handelns, die wir Moral nennen, und 
von denen wir annehmen, dass sie allgemeine und vorrangige Geltung besitzen und 
darum von jeder Person sowohl akzeptiert als auch befolgt werden sollten. Innerhalb der 
                                                 
1 Aristoteles: „Die Nikomachische Ethik“, 1129 b30 (S.205) 
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Moral spielt die Gerechtigkeit zweifellos eine sehr wichtige Rolle, da sie Forderungen 
zum Gegenstand hat, die nicht nur das zwischenmenschliche Verhalten betreffen, 
sondern zusätzlich auch im hohen Maße als bindend und sogar verpflichtend angesehen 
werden. Wird über Gerechtigkeit gesprochen, so meint man damit ganz allgemein 
moralische Forderungen, die wechselseitige Ansprüche und Verbindlichkeiten, sowie 
Rechte und Pflichten von Menschen begründen. 
    Vergleicht man jedoch die uns alltäglich begegnende Realität mit diesen Erwartungen 
an den Begriff der  Gerechtigkeit, so wird sehr rasch klar, dass der hohe Anspruch, der 
diesem Begriff inne wohnt, viel zu selten erfüllt wird. Ja man kann sogar behaupten, 
dass die überwiegende Anzahl der Probleme dieser Welt weitestgehend auf einen 
Nenner zurückgeführt werden können: Es ist eben nicht Gerechtigkeit die wir vorfinden, 
sondern Ungerechtigkeit. Diesem Umstand hat - unter all den großen Denkern, die sich 
mit dem Topos Gerechtigkeit befasst haben - auch Kant in seinen Überlegungen 
Rechnung getragen, indem er sagte: „Das größte und mehrste Elend der Menschen 
beruht mehr auf dem Unrecht der Menschen als auf dem Unglück.“2 Nicht zuletzt dieser 
Umstand rechtfertigt eine Beschäftigung mit dem Begriff der Gerechtigkeit. 
   Man kann also durchaus behaupten, dass Gerechtigkeit die zentrale moralische 
Kategorie im sozialen, im politischen und – im zunehmenden Maße thematisiert – auch 
im ökonomischen Bereich darstellt. Eine Welt, in der Gerechtigkeit herrscht, ist das 
erklärte Leitziel so gut wie aller Kulturen und wurde von der Menschheit seit ihrer 
Frühzeit angestrebt. In der Philosophie spielt diese Vorgabe eine überragende Rolle, 
und das – ausgehend von Platon und Aristoteles – sowohl in den Theorien über 
Institutionen, namentlich Recht und Staat, als auch in den Handlungen von  Personen, 
also ihren Einstellungen, Entscheidungen und Urteilen. 
   Der Aufgabenstellung der Arbeit und ihrem systematischen Aufbau entsprechend 
werde ich bei dem Versuch, mich dem Gerechtigkeitsbegriff zu nähern, zunächst von 
einem westlichen Standpunkt ausgehen, werde also der okzidentalen Tradition 
entsprechend argumentieren. Die interkulturellen Aspekte werden dann in den 
folgenden Kapiteln behandelt. 
2.1   Der Begriff 
   Etymologisch stellt der Begriff Gerechtigkeit eine Substantivierung von gerecht dar 
und bedeutet soviel wie „den geltenden Rechtsnormen entsprechen, rechtlich, 
                                                 
2 Kant: „Eine Vorlesung über Ethik“, zitiert aus: Pieper 1960, S. 13 
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rechtmäßig (althochdeutsch girecht), als Adjektiv auch „gerade, aufrecht, richtig, rein, 
auf der rechten Seite befindlich, geschickt, passend …“.3 Schon allein aus dieser 
Ableitung, die vorläufig nur einige Aspekte von Gerechtigkeit aufzeigt, lässt sich die 
stark emotionale Färbung dieses Begriffes erkennen. Hier zeigt sich eines der 
Grundprobleme speziell der Philosophie gegenüber beispielsweise den 
Naturwissenschaften. Denn der eigentliche Gegenstand der Philosophie ist ja die 
Untersuchung von anspruchsvollen, emotional stark besetzten Begriffen, es geht in der 
Philosophie um die höchsten Werte, um das Wesen, und deshalb ist der Konflikt bei der 
Interpretation nicht zu vermeiden. Auf diesen Umstand weist auch Chaim Perelman in 
seiner Studie über die Gerechtigkeit hin: „Denn diese Begriffe bilden wegen ihres 
anspruchsvollen Sinngehaltes das Schlachtfeld unserer geistigen Welt. Wegen des ihnen 
beizumessenden begrifflichen Sinnes haben sich immer Kämpfe in der Welt der 
Philosophie entzündet.“4  
   Gilt es demnach solch emotional beladene Begriffe – und Gerechtigkeit ist 
zweifelsohne ein solcher – zu definieren, dann trifft man auf ein Phänomen, das gerade 
im interkulturellen Diskurs eine zentrale Bedeutung hat. Versucht man nämlich seine 
eigene Definition eines anspruchsvollen Begriffes zur Geltung zu bringen, so geschieht 
das unter Zugrundelegung der jeweils eigenen Weltanschauung, der eigenen 
Bestimmung dessen, was Wert hat oder nicht. Um diesen Umstand kommen wir 
allerdings nicht herum, wir müssen uns darüber nur im Klaren sein und auch die 
möglichen Konsequenzen mitdenken. Versteht man das Projekt der Philosophie ganz 
allgemein als den Versuch, in grundlegenden Fragen zu Einsichten zu gelangen und 
diese auch in verständlicher und nachvollziehbarer Form auszudrücken, so ist eine 
Berücksichtigung der genannten Eigenheiten bei der Definition gerade eines so 
wichtigen Begriffes wie den der Gerechtigkeit unumgänglich. 
   Gerechtigkeit ist nicht nur ein außerordentlich komplexer Begriff, er ist auch politisch 
umstritten und daher in seiner Bedeutung schwer zu fassen. Es werden damit zwar 
soziale Geschehnisse beschrieben, aber das ist nicht die primäre Verwendungsweise. 
Der Begriff Gerechtigkeit dient vielmehr zur Legitimation oder der Kritik menschlichen 
Verhaltens und gesellschaftlicher Zustände, und er steht damit in einer Reihe mit 
Begriffen wie Gleichheit, Freiheit, Recht und Demokratie, um nur einige dieser 
                                                 
3 Etymologisches Wörterbuch des Deutschen, S. 431f 
4 Perelman 1967, S. 12 
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emotional stark besetzten Begriffe zu nennen.5 Es bedarf einer sorgfältigen Analyse 
sowohl der alltäglichen politischen Sprache, als auch der Verwendungsweisen dieser 
Begriffe in den Texten der wichtigsten Theoretiker zu diesem Thema, um den 
Bedeutungskern zu erkennen. Gerade beim Begriff der Gerechtigkeit kann man trotz 
eines weiten Verwendungsfeldes doch Gemeinsamkeiten erkennen, über die 
weitestgehend Einigung besteht. 
2.2 Inhaltliche Bestimmungen 
   Die leitende Idee der Gerechtigkeit – und davon wird hier ausgegangen – besteht in 
der Überzeugung, dass sowohl bei der Zuordnung von Rechten und Pflichten, als auch 
bei der Verteilung der Erzeugnisse der gesellschaftlichen Zusammenarbeit nicht von 
einem willkürlichen Standpunkt ausgegangen werden darf. Dieser Idee folgend haben 
sich von der Antike bis in die Gegenwart sehr unterschiedliche Auffassungen von 
Gerechtigkeit ergeben. Für einen Begriff der Gerechtigkeit, der eine Leitlinie dafür 
abgeben soll, nach welcher die widersprüchlichen und sich konkurrierenden Ansprüche 
ausgeglichen werden können, ergeben sich zwangsläufig unterschiedliche 
Bestimmungen. Zunächst einmal zu einigen inhaltlichen Aspekten. 
2.2.1 Jedem das Seine 
   Eine der bekanntesten und auch ältesten Formulierungen des Gerechtigkeitsbegriffs, 
die auch große Folgewirksamkeit entfaltet hat, ist der Gedanke „Jedem das Seine“. In 
der lateinischen Fassung als „suum cuique“ bekannt, ist er in dieser Form zu einem viel 
strapazierten Schlagwort geworden. Die Grundidee dabei besteht in der Forderung, der 
Mensch soll dem Menschen das ihm Zustehende geben und hierauf ist eine gerechte 
Ordnung der Welt zu begründen.6  Negativ formuliert bedeutet dann Unrecht, dass dem 
Menschen das Seine vorenthalten oder genommen wird. Zu beachten bei solch kurzen 
Formulierungen ist allerdings, dass ihr Sinn missverständlich ist, was zu sehr 
unterschiedlichen Interpretationen – bis hin zur prinzipiellen Ablehnung7 – führen kann. 
Allerdings ist bei intelligenten Sätzen gerade die Deutungsvielfalt das Normale und 
                                                 
5 Vgl. Koller 1994, S. 81 
6 Vgl. Pieper 1960, S.14ff 
7 Hans Kelsen, beispielsweise, hat „suum cuique“ als eine von sechs „inhaltslosen Formeln der 
Gerechtigkeit“ bezeichnet. Vgl. Kelsen 2000, S.32f 
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nicht ihre Eindeutigkeit. Schon allein deshalb, weil sich der geistige Inhalt eines Textes 
ohne dessen jeweiligen Kontext nicht erschließen lässt. 
   Historisch kann der Gedanke des „suum cuique“ zumindest bis Platon zurückverfolgt 
werden. In der „Politeia“ lässt er den Dichter Simonides unter anderem sagen: „Daß 
[…]  einem jeden das Schuldige zu leisten, gerecht ist.“8 Auch Aristoteles definierte 
Gerechtigkeit als eine Tugend, durch die jeder das Seine erhält.9 Die 
Rezeptionsgeschichte reicht dann über das Römische Reich (Cicero und Ulpian) und 
damit vor allem über das Römische Recht bis in die Gegenwart, sodass „suum cuique“ 
zum „Gemeingut der abendländischen Überlieferung geworden ist.“10 Einen ganz 
besonderen Stellenwert hat Thomas von Aquin dieser Gerechtigkeitsdefinition 
zuerkannt. In seinem Werk „Summa Theologicae“ hat er der Gerechtigkeit und hier 
speziell dem suum cuique-Gedanken eine eigene Untersuchung gewidmet. Die 
Gerechtigkeitsdefinition, die er dazu verwendet und die er in der Folge auch verteidigt, 
lautet: „Gerechtigkeit ist der fortwährende und beständige Wille, jedem sein Recht 
zuzuteilen.“11  Und auch weiter hinten heißt es in der Begründung zu einer Frage über 
die Gerechtigkeit: „Und deswegen ist die eigenbehörige Wirke der Gerechtigkeit nichts 
anderes, als jedem zu geben, was sein ist.“12 
   Der Gedanke des suum cuique ist – wie schon eingangs erwähnt – nicht unumstritten. 
Ein scharfer Kritiker war beispielsweise Friedrich Nietzsche. Im „Zarathustra“ schreibt 
er dazu: „Ich mag eure kalte Gerechtigkeit nicht; und aus dem Auge eurer Richter blickt 
mir immer der Henker und sein kaltes Eisen. Sagt, wo findet sich die Gerechtigkeit, 
welche Liebe mit sehenden Augen ist? So erfindet mir doch die Liebe, welche nicht nur 
alle Strafe, sondern auch alle Schuld trägt? So erfindet mir doch die Gerechtigkeit, die 
Jeden freispricht, ausgenommen den Richtenden! Wollt ihr auch diess noch hören? An 
Dem, der von Grund aus gerecht sein will, wird auch noch die Lüge zur Menschen-
Freundlichkeit. Aber wie wollte ich gerecht sein von Grund aus! Wie kann ich jedem 
das Seine geben! Diess sei mir genug: ich gebe Jedem das Meine.“13  
                                                 
8 Platon: „Politeia“, 331. Zur möglichen Urheberschaft von „suum cuique“ siehe auch Pieper 1960, S.137, 
Anm. 3 
9 Vgl. Aristoteles: „Rhetorik“, 1366b 
10 Pieper 1960, S.14. Für eine genauere Analyse des Begriffs und eine Quellenangabe siehe u.a. auch: 
Tschentscher 2000, S. 45f 
11 Thomas von Aquin: „Summe der Theologie“, 3. Band, 58. Untersuchung, 1. Artikel (S.254) 
12 Thomas von Aquin: „Summe der Theologie“, 3. Band, 58. Untersuchung, 11. Artikel (S.269) 
13 Nietzsche: „Also sprach Zarathustra“, Vom Biss der Natter (S.88) 
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   Auch gab es in der Geschichte dieser Formel argen Missbrauch. Ein besonders 
verabscheuungswürdiges Beispiel dazu ist  eine Aufschrift am Nazi-
Konzentrationslager Buchenwald, wo an einer eisernen Eingangstür „Jedem das Seine“ 
stand. Damit hat diese berühmte Formel durch die Verbrechen der Nazis einen 
zynischen Beiklang erhalten und gleichsam seine Unschuld verloren.14 
   Der Rechtsphilosoph Hermann Klenner weist auch noch auf einen weiteren Kritiker 
des suum cuique hin. Ernst Bloch sah darin eine patriarchalische Formel und einen 
Maßstab für eine Gerechtigkeit von Oben.15 Er setzte eine Moral ohne Herr und Knecht 
dagegen, deren Grundaussage „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen“ lautet und verweist damit auf Marx, dessen „Jedem das Seine! ein ganz 
anderes Kriterium dafür anböte, was einem jeden als das Seine zusteht“.16 Trotz der 
zum Teil skandalösen Verwendungsgeschichte des suum cuique ist festzuhalten, dass 
der Missbrauch einer Formel deren zukünftige Brauchbarkeit nicht aufhebt. Es spricht 
im Gegenteil für diese Formulierung, denn eine unbrauchbare Formel könnte gar nicht 
missbraucht werden.17  
2.2.2 Jedem gemäß dem ihm durch das Gesetz Zugeteilte 
   Dieses Konzept von Gerechtigkeit wird von Chaim Perelman als “Umschreibung des 
berühmten suum cuique der Römer“18 bezeichnet. Dies gilt unter der Voraussetzung, 
dass man der Formel Jedem das Seine einen juristischen Sinn verleiht. Damit gelangt 
man zu der Schlussfolgerung, gerecht zu sein bedeutet, einem jeden Menschen das 
zuzugestehen, was das Gesetz ihm zuteilt. Perelman dazu weiter: „Diese Konzeption 
erlaubt uns zu sagen, daß ein Richter gerecht ist, das heißt redlich, wenn er in den 
gleichen Situationen die gleichen Gesetze anwendet (in paribus paria iura). Gerecht 
sein heißt, die Gesetze des Landes anzuwenden. Diese Konzeption der Gerechtigkeit 
wirft sich [...] nicht als Richter über das positive Recht auf, sondern begnügt sich damit, 
                                                 
14 Nähere Informationen dazu sowie ein kurzer Überblick über die gegenwärtige Diskussion zu „Jedem 
das Seine“ siehe unter URL: http://www.fasena.de/download/unternehmen/jedem das seine.pdf  
(10.09.2006) 
15 siehe unter URL: http://www.sopos.org/aufsaetze/3c7d45aeb257/1.phtml (10.09.2006) 
16 siehe unter URL: : http://www.sopos.org/aufsaetze/3c7d45aeb257/1.phtml (10.09.2006) 
17 Weiter unten wird im Abschnitt über „Das moralisch Angemessene“(2.3.3) noch einmal auf das suum 
cuique unter einem anderen und sehr wichtigen Aspekt eingegangen. 
18 Perelman 1967, S.19 
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es anzuwenden.“19 Der Nachteil einer solchen Konzeption liegt darin, dass sie in ihrer 
Anwendung genau so viele Varianten zulässt, wie es verschiedene Gesetzgebungen gibt. 
Jede dieser Gesetzgebungen lässt genau so viel Gerechtigkeit zu, wie sie in diesem 
Rechtssystem vorgesehen ist. Was in dem einen System als gerecht angesehen wird, 
kann in einem anderen als ungerecht gelten. Diese Form – allgemein als 
Rechtspositivismus bezeichnet – lässt keine Beurteilung über die Gesetzesordnung zu, 
sondern beschränkt sich auf eine formale Gleichheit. Dadurch ergibt sich eine statische 
Gerechtigkeit, die zwar ein Faktor der Beständigkeit ist, allerdings rein konservativ. 
   Der Rechtspositivismus erscheint in sehr unterschiedlichen Ausprägungen. In seiner 
radikalen Form geht er auf den englischen Rechts - und Staatsphilosophen Thomas 
Hobbes zurück. In dessen Hauptwerk „Leviathan“ heißt es dazu unter anderem: 
„Positiv sind diejenigen (Gesetze, WG), die nicht von Ewigkeit an bestehen, sondern 
vom Willen dessen, der die souveräne Gewalt über andere inne hatte, zu Gesetzen 
gemacht wurden.“ 20 Damit ist diese Position eine sehr gerechtigkeitskritische, diese 
Bestimmung des positiven Rechts erfolgt insgesamt und in dieser radikalen Form auch 
vollständig ohne irgendwelche Elemente von Moral und Gerechtigkeit. Die Freiheit – 
und damit auch die Gerechtigkeit – kann laut Hobbes vom bürgerlichen Gesetz 
beschnitten und eingeschränkt werden, „ja, der Zweck des Erlasses von Gesetzen ist 
kein anderer als eine solche Einschränkung, ohne die kein Friede möglich ist.“ 21 Das 
wäre eine Interpretation von Recht, die davon ausgeht, dass das Recht nur aus von 
Drohungen unterstützten Befehlen bestehe, die wiederum von einer überlegenen Macht 
ausgehen, die „für eine Missachtung ihrer Befehle Übel androhen und deshalb 
gewohnheitsmäßig Gehorsam finden.“22 Auf mögliche Gefahren eines solchen 
Rechtspositivismus wollte offensichtlich bereits Augustinus hinweisen. In seinem Werk 
„Der Gottesstaat“ meint er unter anderem: „Was anderes sind also Reiche (Staaten, 
WG), wenn ihnen Gerechtigkeit fehlt, als große Räuberbanden?“ 23  
   Die Gerechtigkeitsformel Jedem gemäß dem ihm durch das Gesetz Zugeteilte fordert 
bei seiner Anwendung – beispielsweise durch einen Richter – die Beachtung der 
aufgestellten Regeln. Sie ist demnach keine ethische Gerechtigkeitskonzeption, in deren 
Rahmen die Regel, die man anwendet, allein das Ergebnis der freien Zustimmung wäre. 
                                                 
19 Perelman 1967, S.20 
20 Hobbes: „Leviathan“, 26. Kapitel (S. 218) 
21 Hobbes: „Leviathan“, 26. Kapitel (S. 205) 
22 Höffe 2004, S. 35 
23 Augustinus: „Der Gottesstaat“, IV, 4 (S. 115) 
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„Im Recht hinwiederum muß die bestehende Ordnung berücksichtigt werden.“24 Eine 
rechtsdefinierte Gerechtigkeit enthält zweifelsohne auf der einen Seite Momente des 
Zwanges – sie muss ja durchgesetzt werden – und wirft dabei andererseits auch die 
Frage auf, warum man die im Recht liegenden Freiheitseinschränkungen anerkennen 
soll. Betrachtet man beispielsweise Rechtsgüter wie Leib und Leben oder Schutz des 
Eigentums, die im Strafrecht verankert sind, so sind darin Elemente rechtsdefinierter 
Gerechtigkeit festgeschrieben, ohne die eine Rechts – und Staatsordnung heute 
undenkbar wäre. 
2.2.3 Jedem das Gleiche 
   Diese Gerechtigkeitsformel ruft in der öffentlichen Debatte sehr oft spontane Kritik 
hervor: „Gleichmacherei“, „das Leistungsprinzip ist in Gefahr“, „Vorschub für soziale 
Trittbrettfahrer“, um nur einige der heute gängigen Schlagworte zu diesem Prinzip zu 
nennen. Und auch bei einer philosophischen Betrachtung ergeben sich in Bezug auf die 
distributive Gerechtigkeit – denn um einen Aspekt dieser Art der Gerechtigkeit handelt 
es sich bei „Jedem das Gleiche“ -  einige Schwierigkeiten und Differenzen. Die Frage, 
die sich hier stellt ist nämlich, ob damit arithmetische oder proportionale Gerechtigkeit 
gemeint ist.25 Nimmt man die proportionale Gerechtigkeit als Maßstab der Zuteilung, 
dann wird Gleichheit nur in Bezug auf eine bestimmte Kategorie von Personen 
gefordert und damit der Anspruch Jedem das Gleiche außer Acht gelassen. 
   Abgesehen von solchen Schwierigkeiten ist diese Gerechtigkeitsformel aber für einen 
zentralen Aspekt der Gerechtigkeitsdiskussion von großer Bedeutung und unstrittig: 
Gemeint ist hier der Bereich der grundlegenden und universellen Rechte – also der 
Menschenrechte. Wenngleich in der Philosophie die Menschenrechte bezüglich ihrer 
Letztbegründung Gegenstand von recht kontroversen Debatten  ist - ihr Gehalt und 
Umfang ist ebenfalls umstritten, - gibt es bezüglich der prinzipiellen Notwendigkeit 
solcher Rechte weitestgehend Konsens. 
   Begrifflich sind Menschenrechte universelle und egalitäre Rechte, die jedem 
Menschen als Individuum zukommen und die alle Menschen in gleicher Weise 
beanspruchen können.26 Gegenstand der Menschenrechte sind der Schutz und die 
Sicherung von Leben, basalen Freiheiten und Interessen des Einzelnen, und das sind 
                                                 
24 Perelman 1967, S. 38 
25 Für eine genauere Darstellung dazu siehe Kapitel 3, Aristoteles 
26 Vgl. Metzler Philosophie Lexikon, S. 358f 
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wiederum grundsätzliche Gerechtigkeitsforderungen. Menschenrechte sind demnach 
unentziehbare Rechte, sie sind überstaatlicher Natur und gelten – im Unterschied zu 
Bürgerrechten – für alle Menschen, die sich in einem Land aufhalten, unabhängig 
davon, ob sie dessen Staatsbürger sind oder nicht. Dieses Prinzip von Gerechtigkeit 
verpflichtet einerseits die individuellen Mitglieder, „universale Bedingungen von 
Freiheitskoexistenz anzuerkennen, und andererseits jedes Gemeinwesen, die 
Anerkennung zu sichern.“27 Aus diesen universalen Bedingungen gehen Rechte hervor, 
die der einzelnen Rechtsperson – also dem Menschen – bloß aufgrund des Umstandes, 
dass er Mensch ist, unwiderruflich zustehen. Diese Rechte sind somit rechtsmoralisch – 
und nicht biologisch – begründet und gelten in diesem Sinn als angeboren, natürlich, 
unveräußerlich und unverletzlich. 
   In der Präambel zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die von der 
Kommission für Menschenrechte der Vereinten Nationen ausgearbeitet und am 10. 
Dezember 1948 von der Generalversammlung verkündet wurde, heißt es unter anderem: 
„Da die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Familie innewohnenden 
Würde und ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage der Freiheit, der 
Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt bildet, [...] verkündet die 
Generalversammlung die vorliegende Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als 
das von allen Völkern und Nationen zu erreichende Ideal, [...].28 Menschenrechte 
gründen somit nicht in freiwilligen Handlungen von sozialen und politischen 
Organisationen, sie sind Ansprüche, die Menschen sich einerseits gegenseitig schulden, 
andererseits auch von Rechts– und Staatsordnungen allen Menschen geschuldet werden. 
Auf diese allgemeine Form von Gerechtigkeit dürfen kein Gemeinwesen und auch keine 
internationale Rechtsordnung verzichten. Daraus ergeben sich zwei sich ergänzende, 
methodisch jedoch unterschiedliche Existenzweisen. Zum einen sind sie 
Menschenrechte innerhalb der geschuldeten Moral der Individuen, zum anderen aber 
sind sie Menschenrechte als Grundrechte, sobald sie von einem Gemeinwesen 
anerkannt werden.29 Menschenrechte bilden somit in allen Bereichen die Grundlage des 
friedlichen Zusammenlebens, und das sowohl in der internationalen und nationalen 
Politik, als auch im privaten Bereich, am Wohnort oder in der Familie. 
   Betrachtet man die Ideengeschichte der Menschenrechte, so wird allgemein die 
Auffassung vertreten, dass diese aus der jüdisch-christlichen, sowie der griechisch-
                                                 
27 Höffe 2004, S. 70 
28 Quelle: URL: http://www.emabonn.de/menschenrechte/mar.html (13.09.2006) 
29 Vgl. Höffe 2004, S. 71 
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römischen Tradition entstanden sind, somit westlichen Ursprungs sind und sich in 
weiter Folge – speziell in der Neuzeit – zu einem zentralen Topos der politischen 
Debatte entwickelt haben.30 Ottfried Höffe weist allerdings auf eine sehr viel 
komplexere Geschichte der Menschenrechte hin. Er bestreitet den rein westlichen 
Ursprung und verweist unter anderem auf das Gilgamesch - Epos (etwa 2000 v. Chr.), 
wo bereits Gerechtigkeitsthemen - wie ungerechte Herrschaft - behandelt werden, 
indem ein König aufgefordert wird, seine Macht nicht zu missbrauchen.31  
2.3 Formale Bestimmung 
   Die Untersuchungen in Kapitel 2.2 haben gezeigt, dass eine inhaltliche Betrachtung 
des Gerechtigkeitsbegriffs zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen und Präferenzen führt. 
Eine angemessene Erklärung sollte aber angeben können, worüber sich prinzipiell 
Personen mit inhaltlich unterschiedlichen Konzeptionen der Gerechtigkeit streiten. 
Deshalb ist bei einer systematischen Annäherung an diesen Begriff der inhaltliche 
Aspekt vom formalen zu trennen. Geschieht das nicht, so führt das zu einiger 
Verwirrung. „Wenn der Gerechtigkeitsbegriff verworren ist, so deshalb, weil ein jeder, 
der von ihm spricht, sich verpflichtet glaubt, die konkrete Gerechtigkeit definieren zu 
müssen.“32 Ziel bei der Untersuchung des Begriffs muss also sein, über den inhaltlichen 
Aspekt hinaus eine einheitliche Bedeutung herauszuarbeiten, welche den vielfachen 
Gerechtigkeitsvorstellungen zugrunde liegt. Ähnlich argumentiert auch John Rawls in 
seinem wirkungsmächtigen Buch „Eine Theorie der Gerechtigkeit“ (1971, dt. 1975). 
Zwar seien sich die Menschen grundsätzlich über die Regeln ihres Zusammenlebens 
nicht einig, „trotzdem kann man jedem von ihnen eine Gerechtigkeitsvorstellung 
zuschreiben. Das heißt, sie sehen die Notwendigkeit bestimmter Grundsätze für die 
Festsetzung der Grundrechte und – pflichten und der als gerecht betrachteten 
                                                 
30 siehe dazu u.a.: Meyers Enzyklopädisches Lexikon zur Geschichte der Menschenrechte: Staats – und 
rechtsphilosophisch steht die Entwicklung der Menschenrechte als vor – bzw. überstaatliche, den 
Menschen von Natur aus eignende Grundrechte in Zusammenhang mit der Entwicklung des stoisch – 
christlichen Naturrechts. Ähnlich auch: URL: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Menschenrechte#Geschichte_der_Menschenrechte: Auch hier werden die 
Wurzeln der Menschenrechte in der Antike gesehen und damit als westliches Projekt. 
31 Vgl. Höffe 2004, S. 70ff. An dieser Stelle wird noch nicht genauer auf nicht-westliche Quellen von 
Gerechtigkeitstheorien im Allgemeinen und Menschenrechten im Besonderen eingegangen. Es wird 
weiterhin der Begriff gemäß der abendländischen Denktradition untersucht. 
32 Perelman 1967, S. 42 
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Verteilung der Früchte und Lasten der gesellschaftlichen Zusammenarbeit, und sie sind 
bereit, solche anzuerkennen.“33 Nach Rawls gibt es eine allgemeine Definition von 
Gerechtigkeit, also einen Begriff oder ein Konzept mit einer ahistorischen und 
allgemeinen Bedeutung. Dieses allgemeine Konzept ist von einem spezifischen – mit 
Inhalt versehenen – zu unterscheiden. „Diese Unterscheidung zwischen dem Begriff der 
Gerechtigkeit und den einzelnen Gerechtigkeitsvorstellungen löst natürlich keine 
wichtigen Probleme. Sie trägt nur zur Erkenntnis der Rolle der Grundsätze sozialer 
Gerechtigkeit bei.“ 34  
2.3.1 Formale Gerechtigkeit als Handlungsprinzip 
   Perelman hat in seiner „Studie über die Gerechtigkeit“35 eine solche Bestimmung 
geliefert. Er geht dabei von einer Aufzählung der inhaltlichen Aspekte aus und sucht 
dann nach einer Formel, welche die Gemeinsamkeiten der jeweiligen Konzeptionen 
nachweist. Seine konkrete Frage lautet: „Gibt es ein begriffliches Element, das allen 
Formeln der Gerechtigkeit gemeinsam ist?“36 Er findet eine bejahende Antwort und 
zwar insofern, als sich die Menschen darin einig sind, dass gerecht zu sein bedeutet, alle 
Menschen auf die gleiche Weise zu behandeln. Schwierigkeiten entstehen allerdings, 
wenn versucht wird, das zu präzisieren. Da gibt es dann unterschiedliche Präferenzen, 
ein jeder verteidigt ein anderes System, und keines davon ist in der Lage, die 
Zustimmung aller zu erlangen. Trotz dieser Unterschiede gibt es aber etwas 
Gemeinsames. Auch wenn die einen eine Gleichbehandlung nach dem Verdienst, die 
anderen nach den Bedürfnissen oder dem sozialen Rang fordern, so sind sie sich doch 
alle darüber einig, dass gerecht sein eine gleiche Behandlung für diejenigen Menschen 
bedeutet, die in bestimmter Hinsicht gleich sind, die also derselben Kategorie von 
Wesensmerkmalen angehören. Perelmans Definition der formalen Gerechtigkeit lautet: 
„Die formale oder abstrakte Gerechtigkeit läßt sich demnach definieren als ein 
Handlungsprinzip, nach welchem die Wesen derselben Wesenskategorie auf dieselbe 
Art und Weise behandelt werden müssen.“37 Diese rein formale Begriffsbestimmung 
                                                 
33 Rawls 1975, S. 21 
34 Rawls 1975, S. 22. Auf Rawls und sein Konzept der Gerechtigkeit wird in dieser Arbeit noch 
ausführlich eingegangen. An dieser Stelle wird vorerst lediglich der Versuch unternommen, die 
Möglichkeit einer formalen Bestimmung der Gerechtigkeit zu untersuchen.  
35 Vgl. Perelman 1967 
36 Perelman 1967, S. 27 
37 Perelman 1967, S. 28 
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lässt allerdings völlig ungeklärt, wie die Anwendung bei konkreten 
Gerechtigkeitsfragen auszusehen hat. Perelman ist sich dieses Umstandes bewusst, hebt 
allerdings hervor, dass damit zumindest eine gute Voraussetzung dafür geschaffen ist, 
die Schwierigkeiten bei der konkreten Anwendung der formalen Bestimmung zu 
erkennen, sowie den sich aus dem notwendigen Zusammenhang zwischen formaler und 
konkreter Gerechtigkeit ergebenden Problemen zu begegnen.38 
2.3.2 Gemeinsamkeiten  
   Eine weitere Möglichkeit der Bestimmung einer allgemeinen Konzeption der 
Gerechtigkeit bezieht sich auf den bereits erwähnten Rawlsschen Ansatz, der von einem 
gemeinsamen Gerechtigkeitssinn als Grundvoraussetzung einer wohlgeordneten 
menschlichen Gesellschaft ausgeht.39 Gäbe es keinen neutralen und ahistorischen Sinn 
von Gerechtigkeit, keinen allgemein geteilten Bedeutungsaspekt, wäre eine sinnvolle 
Auseinandersetzung darüber, ob eine Handlung gerecht oder ungerecht ist, nicht 
möglich.40 Hätte jeder Einzelne oder jede Kultur einen anderen Gerechtigkeitsbegriff, 
so könnten wir zum Beispiel Sklavenhändlern gar nicht vorwerfen, ungerecht zu sein. 
Sie würden unser Argument gar nicht als Vorwurf auffassen, wenn es auch bei einem 
solch grundsätzlichen Gerechtigkeitsthema - wie hier den fundamentalen 
Menschenrechten - relativistische Gerechtigkeitskonzepte gäbe. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass nur eine und damit kulturübergreifende Gerechtigkeitskonzeption existiert, 
eine allgemein geteilte Bedeutung des Begriffs der Gerechtigkeit muss es aber geben, 
um die Debatten – auch im interkulturellen Maßstab – überhaupt verständlich machen 
zu können. Dazu „ist eine gewisse gemeinsame Schnittmenge oder 
                                                 
38 Hier wird nicht genauer auf die von Perelman vorgeschlagenen Lösungsansätze eingegangen. Für 
zusätzliche Informationen dazu siehe: Perelman 1967, S. 44ff 
39 “Der Eigennutz zwingt zwar die Menschen, voreinander auf der Hut zu sein, doch ihr gemeinsamer 
Gerechtigkeitssinn ermöglicht es ihnen, sich in sicherer Form zusammenzutun. Zwischen Menschen mit 
verschiedenen Zielen schafft eine allgemeine Gerechtigkeitsvorstellung den Bürgerfrieden; das 
allgemeine Gerechtigkeitsstreben setzt der Verfolgung anderer Ziele Grenzen. Man kann sich eine 
gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellung als das Grundgesetz einer wohlgeordneten menschlichen 
Gesellschaft vorstellen.” (Rawls 1975, S. 21). Auch in seinen späteren Publikationen geht Rawls auf den 
gemeinsamen Gerechtigkeitssinn der Menschen ein: “Weil Personen Vollmitglieder in einem fairen 
System sozialer Kooperation sein können, schreiben wir ihnen […] zwei moralische Vermögen zu, 
nämlich die Anlage zu einem Gerechtigkeitssinn und die Befähigung zu einer Konzeption des Guten.” 
(Rawls 1992, S. 268) 
40 Vgl. Gosepath 2004, S.33 
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Bedeutungsüberlappung der gegebenenfalls kulturell unterschiedlichen 
Verwendungsweisen des Gerechtigkeitsbegriffs nötig.“41 
   Auf einen Aspekt in diesem Zusammenhang hat Kelsen hingewiesen. Es ist der 
Umstand der Rechtfertigung oder Legitimität unserer Handlungen.42 Unser Gewissen 
fordert eine volle Rechtfertigung, und das gilt besonders für diejenigen Fälle des 
menschlichen Verhaltens, wo etwas nur als Mittel zu einem bestimmten Zweck 
rechtfertigbar ist. „Und diese Fragestellung muß schließlich zur Annahme eines letzten, 
höchsten Zweckes führen, der das eigentliche Problem der Moral im allgemeinen und 
der Gerechtigkeit im besonderen ist.“43 Als gerecht wird ein System – beispielsweise 
die Verteilung von Rechten und Pflichten – dann angesehen, wenn es von einem 
bestimmten Prinzip der Gerechtigkeit legitimiert wird. Diesem Prinzip können 
unterschiedliche Gerechtigkeitskriterien, wie Ansprüche, Bedürfnisse oder Verdienste 
zugrunde liegen. 
   Ein weiteres Kriterium, welches als eine Gemeinsamkeit von Gerechtigkeitstheorien 
anzusehen ist, kann bei moralischen Urteilen beobachtet werden. So ist beispielsweise 
das Urteil, etwas sei ungerecht, keine bloß konstatierende – also rein deskriptive – 
Verwendungsweise dieses Wortes, sondern eine bewertende, und zusätzlich wird 
zugleich auch eine positive Veränderung des Zustandes gefordert. Es wird also immer 
auch normativ argumentiert, ein solches Urteil ist stets Normen setzend. Ein Urteil über 
Ungerechtigkeit enthält neben dem wertenden Urteil zugleich die moralische Forderung, 
jene als ungerecht identifizierten Zustände in gerechtere zu verwandeln. Ein 
Ungerechtigkeitsurteil enthält auch einen Tadel darüber, dass nicht genügend 
unternommen wird, diesen ungerechten Zustand zu beenden oder zumindest zu 
verbessern. 
   Fällt eine Person – beispielsweise ein Schiedsrichter in einem Fußballspiel – eine 
Entscheidung und damit ein Urteil, so kommen dabei vorgegebene Regeln und Normen 
zur Anwendung. Dieser Schiedsrichter – um bei dem Beispiel zu bleiben – muss aber in 
erster Linie eines sein: Unparteiisch. Bei der Anwendung von vorgegebenen Normen 
und den daraus folgenden Urteilen müssen diese vom Standpunkt der Unparteilichkeit 
aus gefällt werden. Kein persönliches Interesse, irgendeine Vorliebe oder ein Vorurteil 
darf den Urteilenden daran hindern, die in der Norm festgelegten 
Entscheidungskriterien auf alle betroffenen Personen gleichermaßen anzuwenden. Diese 
                                                 
41 Gosepath 2004, S. 34 
42 Vgl. Kelsen 2000, S. 24f 
43 Kelsen 2000, S. 25 
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Forderung gilt im besonderen Maße auch gegenüber der Gerichtsbarkeit. Um diese 
geforderte Unparteilichkeit zu symbolisieren, tragen Statuen der Justitia, vor allem 
wenn sie vor oder in Gerichtsgebäuden stehen, eine Augenbinde. Diese stellt 
sinnbildlich die willentliche Einnahme eines distanzierten, eben unparteiischen 
Standpunktes dar, um gerecht urteilen zu können.44  
   Diese Unparteilichkeit auf erster Ebene – die beschriebene Normenanwendung – ist 
durch ein Willkürverbot gekennzeichnet, dabei können die Normen selbst aber 
unmoralisch sein. Deshalb kann Unparteilichkeit auf der ersten Ebene noch nicht mit 
Gerechtigkeit gleichgesetzt werden, da sie nur eine notwendige, nicht aber hinreichende 
Bedingung ist. Eine zweite Ebene der Unparteilichkeit fordert dieses Prinzip für die 
Regel selbst, und zwar im Sinne eines Verbotes von subjektiv gefärbten oder 
egoistischen Regeln. Diese würden als parteiisch und somit als ungerecht empfunden 
werden. Menschen fühlen sich nur dann bereit, auferlegte Pflichten auch zu erfüllen, 
wenn die Normen, die auf dieser zweiten Ebene erstellt wurden, auch unparteiisch 
verhandelt und begründet worden sind. Der Rechtfertigungsanspruch, der einem 
Gerechtigkeitskonzept innewohnt, nimmt eben auf diese Unparteilichkeit Bezug. 
„Gerechtigkeit bezieht sich demnach auf Urteile, die vom Standpunkt der 
Unparteilichkeit wohlbegründet sind.“45  
   Ob Unparteilichkeit und damit Anspruch auf Rechtfertigung eines 
Gerechtigkeitskonzeptes vorliegt, kann auf verschiedene Weise überprüft werden. Eine 
Möglichkeit ist die Überprüfung auf Universalisierbarkeit. Unparteilichkeit wäre dann 
gegeben, wenn man vertreten würde, ein jeder sollte bei denselben gegebenen 
Umständen in gleicher Weise handeln. Dieses Prinzip kommt dem berühmten 
Kategorischen Imperativ Kants in seiner ersten Formulierung recht nahe. „Handle nur 
nach derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, daß sie ein allgemeines 
Gesetz werde.“46 Eine weitere Möglichkeit der Überprüfung auf Unparteilichkeit 
beinhaltet das Rawlssche Konzept des Schleiers des Nichtwissens.47 Dieses berühmte 
                                                 
44 Für weitere Informationen über die Darstellung der Justitia, sowie eine kurze Literaturübersicht dazu, 
siehe: Gosepath 2004, S. 38f 
45 Gosepath 2004, S. 40 
46 Kant: „Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“, BA 52 (VII, S. 51). Hinweis zur Zitierweise bei Kant: 
Die römische Ziffer bezieht sich auf den Band der zwölfteiligen Werkausgabe  hrsg. von Wilhelm 
Weischedel, gefolgt von der Seitenzahl. 
47 Vgl. Rawls 1975 und 2003. Speziell auf dieses Prinzip  und auf die Gerechtigkeitstheorie von John 
Rawls ganz allgemein wird in dieser Arbeit weiter unten noch genauer eingegangen. 
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und sehr wirkungsmächtige Prinzip geht zwar weit über eine bloße Überprüfung der 
Unparteilichkeit hinaus, - es sollen damit alle moralisch kontingenten Faktoren 
ausgeblendet werden – es eignet sich aber für unsere Zwecke bestens. Unparteiisch ist 
man demnach dann, wenn so gehandelt wird, wie man handeln würde, wenn keine 
Kenntnisse über sich und seine Situation vorhanden wären. Die Konzeption von Rawls 
verlangt von allen gleich informierten, unparteiischen und rationalen Personen, stets auf 
die gleiche Weise zu handeln. Darüber hinaus müssen bei einer solchen Überprüfung 
alle von einer Handlung Betroffenen involviert sein, da sonst das zu überprüfende 
Konzept beliebig und diskriminierend erscheinen würde und demnach nicht zu 
rechtfertigen wäre.48  
   Zusammenfassend kann also gesagt werden, ob eine Handlung gerecht oder ungerecht 
ist, drücken wir in normativen Urteilen aus, welche auf Regeln beruhen, die ihrerseits 
zusätzlich beanspruchen, unparteiisch und damit gerechtfertigt zu sein.49 
2.3.3 Das moralisch Angemessene 
   Auf der Suche nach einer allgemeinen Bestimmung von Gerechtigkeit kann man in 
der Literatur sehr weit zurückgehen. Aristoteles beispielsweise hebt im 5.Buch der 
„Nikomachischen Ethik“ die Existenz einer solchen hervor und grenzt sie so von 
partikularen oder inhaltlichen Aspekten ab. „Diese Gerechtigkeit ist nicht ein Teil der 
Tugend, sondern die ganze Tugend, [...].“50 Seine Untersuchung konzentriert sich aber 
nicht darauf, - wie es in diesem Abschnitt der Arbeit unternommen wird – eine 
gemeinsame Schnittmenge von Aspekten der Gerechtigkeit zur Bestimmung eines 
allgemeinen Begriffes zu finden, sondern er spricht lediglich von einer – allgemeinen – 
Gerechtigkeit als ganzheitliche Tugend, die er aber klar von der besonderen oder 
partikularen Gerechtigkeit abgrenzt. Da seiner Auffassung nach die Gesetze die 
Handlungen im Sinne der gesamten Tugend umschreiben, wird diese allgemeine 
Gerechtigkeit immer in einen Zusammenhang mit der gesetzlichen Gerechtigkeit 
gebracht. „Der größte Teil des Gesetzlichen betrifft nämlich Handlungen im Sinne der 
gesamten Tugend.“51  
   Auf ähnliche Weise argumentiert auch Thomas von Aquin. Er untersucht in der 
„Summa Theologiae“, ob die Gerechtigkeit eine gattungsmäßige und damit allgemeine 
                                                 
48 Vgl. dazu Sen 1995, S.16ff 
49 Vgl. Gosepath 2004, S. 42 
50 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 5.Buch, 1130a10 (S. 206) 
51 Aristoteles: Nikomachische Ethik, 5.Buch, 1130b20 (S. 208) 
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Tugend ist. Für ihn sind die Einzeltugenden auf das Gemeinwohl ausgerichtet, und 
genau auf dieses Gemeinwohl ordnet die Gerechtigkeit im allgemeinen Sinne hin. „In 
diesem Betracht heißt die Gerechtigkeit eine gattungsmäßige Tugend. Weil es nun beim 
Gesetze liegt, die Hinordnung auf das Gemeingut zu geben, [...] so kommt es dazu, daß 
eine solche Gerechtigkeit, die in der vorgeschriebenen Weise gattlich ist, gesetzmäßige 
Gerechtigkeit (iustitia legalis) heißt, weil nämlich durch sie der Mensch mit dem Gesetz 
übereinstimmt, das die Wirkheiten aller Tugenden auf das Gemeinwohl hinordnet.“52 
   Sowohl Aristoteles als auch Thomas von Aquin meinen mit ihrer Definition von 
gesetzlicher Gerechtigkeit aber mehr als nur eine Übereinstimmung mit beliebigen 
Normen, weil sie von einer Gesetzesdefinition ausgehen, die einen universalen und 
allgemeingültigen Anspruch stellt. Sie rücken damit aber doch in die Nähe einer 
konventionalistischen Auffassung von Gerechtigkeit, die für eine allgemeine 
Bestimmung aufgrund ihrer Relativität wenig hilfreich ist. Problematisch ist ein 
konventionalistischer Ansatz deshalb, weil wir dazu neigen, das jeweils eigene Rechts– 
und Wertesystem auch auf andere Gesellschaften zu übertragen.53 Es ist dann allerdings 
nicht einzusehen, warum gerade diese und keine andere Konvention regeln sollen, was 
als gerecht zu gelten hat. Es muss bei dem Versuch einer allgemeinen Bestimmung – 
d.h. auf der Suche nach generellen und grundlegenden Gesichtspunkten - demgemäß 
über diesen engen Rahmen hinausgegangen werden.  
   Einen solchen einheitlichen und ahistorischen Begriff kann man im Zusammenhang 
mit den ältesten uns bekannten westlichen Gerechtigkeitsdefinitionen bei Platon finden. 
Er definiert bekanntlich Gerechtigkeit ganz allgemein als das jemandem Zukommende 
oder das jemandem Angemessene.54 Diese alte Gerechtigkeitsformel, – in der Kurzform 
als suum cuique bezeichnet – die nach dem römischen Rechtsgelehrten Ulpian und 
seiner Definition von Gerechtigkeit benannt ist (justitia est constans et perpetua 
voluntas ius suum cuique tribuendi – Gerechtigkeit ist der feste und dauerhafte Wille, 
jedem das Seine zuzuteilen)55, hat eine sehr lange Wirkungsgeschichte und beschreibt 
das jemandem Zustehende als das, worauf man einen individuellen und vor allem 
moralischen Anspruch -und damit ein Recht - hat. 
                                                 
52 Thomas von Aquin: „Summe der Theologie“, 3.Band, 58.Untersuchung, 5.Artikel (S. 260f) 
53 Vgl. Gosepath 2004, S. 43 
54 Ich komme damit wieder auf das in Kapitel 2.2.1 untersuchte suum cuique zurück, der Schwerpunkt 
liegt hier allerdings nicht auf dem inhaltlichen, sondern auf dem allgemeinen Aspekt dieser Formel. 
55 Ulpian: „Digesten“, zitiert aus: Gosepath 2004, S. 45. Für eine genauere Quellenangabe zu dieser 
Gerechtigkeitsformel siehe u.a. auch: Tschentscher 2000, S. 45f 
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   Dieser Anspruch, der notwendigerweise auf jemanden anderen gerichtet ist, bringt ein 
weiteres wichtiges und allgemeines Charakteristikum von Gerechtigkeit ins Spiel: Die 
Zweiseitigkeit, also der intersubjektive oder interpersonale Aspekt von Gerechtigkeit. 
„Diese Gerechtigkeit ist die vollkommene Tugend, aber nicht schlechthin, sondern in 
Hinblick auf den anderen Menschen“,56 heißt es dazu bei Aristoteles. Die Forderung 
nach Gerechtigkeit bezieht sich stets auf das Handeln von Menschen, und es wird der 
Anspruch erhoben, denjenigen gegenüber gerecht zu sein, denen Gerechtigkeit 
geschuldet wird. So hat Gerechtigkeit in diesem Sinne in erster Linie damit zu tun, die 
individuellen und moralisch gerechtfertigten Ansprüche von anderen in angemessener 
Weise zu erfüllen. Damit haben wir einen weiteren Baustein zu einer allgemeinen und 
formalen Gerechtigkeitsformel, deren Variablen in der jeweils spezifischen Anwendung 
mit Inhalt versehen werden müssen.57 Diese formale Offenheit gegenüber Variablen ist 
eine Bedingung für die Allgemeingültigkeit und nicht als Mangel aufzufassen. Die 
unterschiedlichen Gerechtigkeitskonzeptionen unterscheiden sich durch die ihnen 
jeweils zugrunde gelegten moralischen Standards, das heißt durch ihre 
unterschiedlichen Gerechtigkeitsprinzipien. 
   Wenn davon ausgegangen werden kann, dass eine Handlung dann gerecht ist, wenn 
sie jedem das gibt, was ihm zukommt, müssen „Standards der Angemessenheit des 
Zuteilens“58 bereits festgelegt sein, und zwar in Form von moralischen Regeln und 
Normen. Daraus ergibt sich auch der Zusammenhang von Gerechtigkeit und Moral. Die 
so gewonnene Formel kann aber nur dann Anspruch auf Allgemeingültigkeit erheben, 
wenn die Gerechtigkeitsprinzipien, die das Maß des Zustehens regeln, ihrerseits 
ebenfalls auf ihre Gerechtigkeit hin untersucht werden. Es könnte jemandem ja rechtlich 
etwas zustehen, das aber auf einem ungerechten Gesetz gründet. Zu überprüfen ist 
dabei, ob eine angestrebte allgemeingültige Gerechtigkeitskonzeption aus einem 
kohärenten System von Prinzipien besteht, das für sich normative Rechtfertigung und 
soziale Geltung beanspruchen kann. Ziel einer solchen Konzeption muss sein, in der 
jeweiligen Gesellschaft eine bestimmte Verteilung von moralischen Rechten und 
                                                 
56 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 5.Buch, 1129b25. Siehe dazu auch Thomas von Aquin: „Summe 
der Theologie“, 3.Band, 58.Untersuchung, 2.Artikel (S. 257), sowie: ebd. 79.Untersuchung (S.363): 
„Sonach aber die Gerechtigkeit eine besonderartige Tugend ist, berücksichtigt sie Gut unter dem 
Gesichtspunkt einer Schuldung gegen den Nächsten“. 
57 Zur Kritik an dieser Formel siehe: Kapitel 2.2.1 
58 Gosepath 2004, S. 46 
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Pflichten vorzusehen, die regeln, wer wem gegenüber welche Rechte und Pflichten hat. 
Wer dagegen verstößt, handelt ungerecht. 
   Folgt man diesen Überlegungen, so kommt man mit der Gerechtigkeitsformel „Jedem 
das Seine“ oder „Jedem das moralisch Angemessene“ zu einer allgemeinen 
Bestimmung von Gerechtigkeit und zu ihrer zentralen Idee: „Gerechtigkeit hat es mit 
der Herstellung oder Erhaltung von Zuständen zu tun, auf die es einen moralischen 
Anspruch gibt.“59 Damit sind alle Arten von Gerechtigkeit mit eingeschlossen, die Idee 
der moralischen Ansprüche ist die gemeinsame Wurzel aller Arten von Gerechtigkeit. 
Die damit gewonnene allgemeine und formale Bestimmung der Gerechtigkeit geht von 
der Perspektive der Unparteilichkeit und der Gerechtfertigtheit oder Legitimität aus, 
sowie von den moralischen Ansprüchen auf das einer Person Zustehende - das 
moralisch Angemessene. Zu klären sind in weiterer Folge noch die Bedingungen von 
Gerechtigkeit, um die formale Bestimmung noch zu ergänzen. 
2.4 Bedingungen von Gerechtigkeit 
   Welche sind nun die Situationen, in denen der so bestimmte Gerechtigkeitsbegriff zur 
Anwendung kommt? Unter welchen Bedingungen kann überhaupt von Gerechtigkeit 
die Rede sein? In diesem Abschnitt werde ich vier charakteristische Bedingungen 
untersuchen, welche diese Frage beantworten sollen.60 Zuerst werden die Gegenstände – 
die Objekte – von Gerechtigkeit betrachtet, es wird die Frage gestellt, in Bezug auf wen 
oder was kann etwas gerecht oder ungerecht sein (Kapitel 2.4.1). Zweitens wird 
analysiert, welche Bedingungen bei den Gegenständen (von Gerechtigkeit) erfüllt sein 
müssen, damit von ihnen ausgesagt werden kann, sie seien gerecht oder nicht. Es geht 
dabei um den Umfang oder den Bereich der Gerechtigkeit und um die Frage der 
Verantwortbarkeit von veränderbaren Zuständen (2.4.2). Ein weiteres Kriterium sind die 
handelnden Subjekte, es wird untersucht, wer oder was Gerechtigkeit herstellen kann 
(2.4.3). Auch die sozialen Bedingungen sind zu analysieren, unter denen die Fragen von 
Gerechtigkeit zum Tragen kommen. Es geht dabei um Begriffe wie Knappheit und 
Interessensgegensätze (2.4.4). 
                                                 
59 Gosepath 2004, S. 48 
60 Die Einteilung folgt weitestgehend Stefan Gosepath (Gosepath 2004), sowie Christoph Horn/Nico 
Scarano (Horn/Scarano 2002). 
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2.4.1 Die Gegenstände von Gerechtigkeit 
   Die Frage nach den Gegenständen von Gerechtigkeit soll aufzeigen, auf wen oder was 
– also auf welche Objekte – ein Prädikat wie gerecht oder ungerecht angewendet 
werden kann. Vergleicht man dazu sämtliche umgangssprachlichen und auch 
philosophisch relevanten Gebrauchsbereiche, kommt man zu einer Vielzahl von 
Gegenständen, bei denen der Gerechtigkeitsbegriff Verwendung findet. Im Folgenden 
eine kurze Systematisierung:61 
• Personale Verwendungsformen: Als gerecht oder ungerecht bezeichnen wir 
Personen oder Personengruppen, deren Handlungen, Verhaltensweisen, 
Einstellungen und Charaktere, weiters die von ihnen ausgehenden Urteile, 
Einschätzungen und Wertungen. 
• Institutionelle Gebrauchsweisen: Das sind Verfahren, Regeln und Gesetze, 
sowie soziale Institutionen, politische Zustände, Staaten, Wirtschaftssysteme 
und Gesellschaftsordnungen. Auch auf sie können Prädikate wie gerecht oder 
ungerecht angewendet werden. 
• Theoretische Verwendungen: Ein wichtiger Aspekt bei der Anwendung von 
Gerechtigkeit, hier wird der Schwerpunkt auf Aussagen, abstrakte Theorien, 
Konzeptionen und Modelle gelegt.62 
• Prozedural gerecht oder ungerecht werden Verteilungsvorgänge und Verfahren 
genannt, wenn beispielsweise darüber entschieden wird, ob eine Situation mit 
Hilfe eines Wettbewerbs – oder eines Losverfahrens geregelt wird. 
• Resultative Gebrauchsweisen nehmen Bezug auf das Verhältnis von Gabe und 
Gegengabe bei Tauschbeziehungen, auf die Relation von Leistung und 
Entlohnung bei einer Arbeit und auf die Beziehung von Tat und Strafe. Eine 
weitere resultative Anwendungsweise von gerecht oder ungerecht bezieht sich 
beispielsweise auf Resultate von Sportwettkämpfen, auf Bewerbungsverfahren, 
auf bestimmte historische Entwicklungen  oder auf den schicksalhaften Verlauf 
eines ganzen menschlichen Lebens.63 Ganz ähnlich bezeichnen wir 
                                                 
61 Vgl. Gosepath 2004, S. 50. Siehe dazu auch: Koller 1994, S. 81 
62 Ein Beispiel dafür wäre die zeitgenössische Debatte über Gerechtigkeitstheorien, wo ausgehend von 
John Rawls’ Theorie der Gerechtigkeit verschiedene kontraktualistische, utilitaristische und egalitäre 
Theorien behandelt werden. 
63 Eine gerechte oder ungerechte Naturordnung und damit verbunden ein schicksalhafter Lebensverlauf 
war ein zentrales Thema vor allem der älteren Philosophiegeschichte. Es wurden dazu metaphysische 
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Verteilungszustände natürlicher oder historischer Art als gerecht oder ungerecht, 
etwa die Erdölvorkommen auf der Welt oder bestehende Grenzen. 
 
   Was ist nun aber der primäre Gegenstand der Gerechtigkeit? Oder gibt es davon 
mehrere? In der Theoriengeschichte der Gerechtigkeit wurden dazu äußerst 
unterschiedliche Konzepte verfolgt. Während viele ältere Theorien, angelehnt an Platon, 
zu personalistischen Auffassungen neigen, also Gerechtigkeit eher auf individuelle 
Handlungen und die Tugend von Personen beziehen, gehen moderne Theorien auf das 
Problem von ganz anderen Positionen aus zu. (Neo)liberale Autoren, wie beispielsweise 
Robert Nozick, verstehen Gerechtigkeit oft im Sinne von gerechtfertigten persönlichen 
Ansprüchen,64 während die überwiegende Anzahl der zeitgenössischen Autoren sich an 
John Rawls orientieren, der Gerechtigkeit primär an Institutionen bindet,65 um nur zwei, 
allerdings konkurrierende Positionen zu nennen. Tatsächlich können wir die 
Beobachtung machen, dass die Prädikate „gerecht“ oder „ungerecht“  einer großen 
Anzahl von ziemlich verschiedenen Gegenständen zugeschrieben werden. Als solche 
Gegenstände – oder Anwendungsgegenstände – der Gerechtigkeit werden Personen, 
zwischenmenschliche Handlungen, soziale Regeln und Institutionen, gesellschaftliche 
Verhältnisse und Strukturen, ganze Gesellschaften und sogar internationale 
Beziehungen in Betracht gezogen.66   
   Eine Möglichkeit zur Erarbeitung von Primärgegenständen der Gerechtigkeit hat 
Stephan Gosepath aufgezeigt.67 Er kommt in seiner Analyse, bei der er die zu Anfang 
                                                                                                                                               
Annahmen getroffen, welche umfassende göttliche  oder natürliche Prinzipien geltend machten. Das 
scheint im zeitgenössischen Diskurs  obsolet zu sein. Auf einen Aspekt einer solchen, als ungerecht 
empfundenen Naturordnung weist allerdings Judith Shklar in ihrem Buch „Über Ungerechtigkeit“ hin , 
und zwar in Hinblick auf die Aufgabenbereiche sozialstaatlicher Einrichtungen. So betrachten wir 
beispielsweise eine Körperbehinderung, die sowohl eine soziale wie berufliche Beeinträchtigung darstellt, 
zumindest in den westlichen Sozialstaaten als eine ausgleichenswürdige Ungerechtigkeit, während 
andere, auf natürliche Ursachen zurückführbare Handicaps dies nicht sind. Als Beispiele dazu nennt sie 
u.a. so unterschiedliche Gegebenheiten wie „Frau zu sein“ und Hungersnöte, die nicht aufgrund von 
Naturkatastrophen ausgelöst wurden (Shklar 1992, S. 110ff). Sie wirft auch die allgemeine Frage auf, wo 
denn die Grenze zwischen natürlich und nicht-natürlich, oder zwischen Unglück und Ungerechtigkeit 
verläuft (Shklar 1992, S. 89ff). Siehe dazu auch Horn/Scarano 2002, S. 9f. 
64 Vgl. die „Berechtigungstheorie“ von Robert Nozick in „Anarchie, Staat, Utopia“ (Nozick 1976). 
65 Zur Gerechtigkeitstheorie von Rawls siehe Kapitel 3. 
66 Vgl. Koller 2001, S. 24f 
67 Vgl. Gosepath 2004, S. 51ff 
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dieses Abschnittes aufgelisteten Gegenstände systematisch in einen Zusammenhang 
bringt, zu zwei Objektgruppen, die eine ausgezeichnete Stellung einnehmen.68 
   Erstens beziehen sich die meisten der genannten Gerechtigkeitsgegenstände auf 
menschliche Handlungen und ihre Folgen. Diese können gerecht oder ungerecht sein. 
Sie schließen in diesem Sinne auch – als individuelle Handlungen – den Beitrag zur 
Schaffung von gerechten oder ungerechten Institutionen ein. Das Hauptaugenmerk des 
im westlichen Denken fix verankerten ethischen Individualismus liegt in der 
Einschätzung, was vernünftigerweise von spezifischen Individuen in Bezug auf gerechte 
Handlungen verlangt werden soll. Die zweite Objektgruppe sind die 
Gerechtigkeitsstandards, die – wie weiter oben bereits argumentiert – aus unparteiischer 
Sicht allgemein rechtfertigbar sein müssen und allen anderen Anwendungsgegenständen 
zugrunde liegen. „Gerechtigkeitsstandards legen die subjektiven moralischen Rechte 
und die als gerecht erkannten subjektiven moralischen Ansprüche fest.“69 Der Umstand, 
dass Gerechtigkeitsstandards anderen Objekten vorschreiben, was gerecht oder 
ungerecht ist, begründet ihre besondere Stellung. 
   Die zentralen Gegenstände der Gerechtigkeit sind also Handlungen auf der einen 
Seite, sowie Gerechtigkeitsstandards andererseits. Mittels dieser Standards werden alle 
weiteren Handlungen, Personen, oder auch Institutionen, sowie Verhältnisse und 
Zustände beurteilt, wobei diese in beliebig großer Ausdehnung von lokal bis global 
vorhanden sein können. Solche Gerechtigkeitsstandards können allerdings – abhängig  
von ihrem Bereich und dem Umfang der Anwendung – einen sehr unterschiedlichen 
Inhalt haben. Die Regeln lauten jeweils anders, je nachdem ob auf individuelles 
Handeln oder auf Institutionen und soziale Verhältnisse Bezug genommen wird. Auch 
wird der Inhalt von Standards davon abhängen, um welche Arten von Gerechtigkeit – 
beispielsweise distributive, korrektive, Verfahrensgerechtigkeit usw. – es sich dabei 
handelt. Wichtig erscheint Gosepath die Erkenntnis, dass die Gegenstände von 
Gerechtigkeit auf systematische Weise miteinander verbunden sind, indem man bei der 
Beurteilung eines der vielen Anwendungsgegenstände fast immer auf die zentrale 
Perspektive von Handlungen mittels Standards zurückgreift.70 
                                                 
68 Vgl. dazu auch Koller 2001, S. 25f 
69 Gosepath 2004, S. 53 
70 Vgl. Gosepath 2004, S. 54 
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2.4.2 Der Umfang von Gerechtigkeit 
   Die Prädikate gerecht oder ungerecht finden sinnvoll nur da Anwendung, wo wir es 
mit freiwilligem und verantwortbarem Handeln zu tun haben. Es geht also um die 
Zuschreibung von Verantwortung, die wiederum Freiheit voraussetzt. Diese Freiheit 
enthält die Fähigkeit des Individuums, unter Alternativen mit Gründen wählen und 
daher auch für die Wahl Rechenschaft ablegen zu können. Aristoteles hat auf diesen 
wichtigen Aspekt in der Nikomachischen Ethik hingewiesen. Er bestimmt Freiheit allein 
als Handlungsfreiheit oder Freiheit der Spontaneität. Eine Handlung ist dann frei, wenn 
sie aus eigener Kraft stammt. Aristoteles bezieht sich also auf das konkrete Tun des 
Menschen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass man zu freiem Handeln auch in der 
Lage ist. „Unfreiwillig scheint zu sein, was durch Gewalt oder Unkenntnis geschieht. 
Gewaltsam ist, was seinen Ursprung außerhalb hat, und zwar so, daß der Handelnde 
oder Leidende keinen Einfluß darauf nehmen kann, [...].“71 Eine positive Bestimmung 
dieser Freiheit zum Handeln sieht dann bei ihm folgerichtig so aus: „[...] so dürfte das 
Freiwillige dasjenige sein, dessen Ursprung im Handelnden selbst ist, [...].“72 Der 
Mensch in seinem Tun – verstanden als konkretes „Wählen können“ – unterscheidet 
sich laut Aristoteles eben dadurch von allem anderen Seienden in der insgesamt 
zielorientierten Natur. Für unsere Betrachtung ist diese Erkenntnis wichtig, denn die 
Bedingung der Verantwortbarkeit legt den Umfang der Gerechtigkeit fest. 
  Umgangssprachlich neigen wir dazu, auch Erscheinungen und Begebenheiten als 
gerecht oder ungerecht zu beurteilen, die sich unserer Beeinflussung und damit auch 
unserer Verantwortbarkeit entziehen. So können das Wetter, Naturkatastrophen oder 
unheilbare Krankheiten selbst nicht gerecht oder ungerecht sein. Stefan Gosepath 
schreibt dazu: „Der Begriff der natürlichen Ungerechtigkeit ist eine begriffliche 
Illusion. Solche Schicksalsrhetorik entlarvt uns als Moralromantiker und 
Gerechtigkeitsmetaphysiker.“73 Menschen haben im Allgemeinen eine überaus 
romantische Vorstellung von einer moralischen Weltordnung, die so beschaffen sein 
muss, dass es immer gerecht und fair zugeht. Der Lohn für gerechtes Handeln und das 
Strafausmaß für Verstöße gegen die gerechte Ordnung  müssen in einem ausgewogenen 
Verhältnis stehen – so zumindest fordert es das unreflektierte  moralische Denken. 
                                                 
71 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 1109a1 (S.149) 
72 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 1111a20 (S.153) 
73 Gosepath 2004, S.55. Siehe dazu auch:  Kersting 2000, S. 17f 
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„Den Guten soll es gut gehen, und den Schlechten soll es schlecht gehen.“74 Auch wäre 
eine unmittelbare moralische Beurteilung von naturbedingten Geschehnissen auf das 
menschliche Wohlbefinden nicht von großem Wert, es sei denn , wir beurteilen, ob die 
Art und Weise, wie die Gesellschaft mit solchen natürlichen Benachteiligungen umgeht, 
gerecht oder ungerecht ist..  
   Es gilt also nicht zwischen Schicksal auf der einen und von Menschen verursachtem 
Unrecht auf der anderen Seite zu unterscheiden. Der Fokus bei unseren Betrachtungen 
muss vielmehr darauf liegen, ob die jeweiligen Verhältnisse, in denen wir uns befinden, 
durch menschliche Handlungen korrigiert werden können, d.h., ob Eingriffe überhaupt 
möglich sind. Nur dann können Personen für etwas verantwortlich gemacht werden. Es 
gibt aber auch so etwas wie eine unterlassene Handlung, die der Einzelne sehr wohl zu 
verantworten hat. Judith Shklar spricht in diesem Zusammenhang von „passiver 
Ungerechtigkeit“75 und meint damit ein Verhalten von Menschen, wo der Einzelne in 
seiner Eigenschaft als Bürger versagt. Wenn jemand Gesetze oder Sitten missachtet, 
indem er sie aktiv verletzt oder anderwärtig unfair handelt, so ist sein Verhalten als 
aktiv ungerecht zu nennen. „Der passiv ungerechte Mensch jedoch tut etwas anderes; 
ihm ist es schlicht gleichgültig, was um ihn herum geschieht […]. Er versagt in seiner 
Eigenschaft als Bürger.“76 
   Zur Bedingung für eine Anwendung des Gerechtigkeitsbegriffes gehört eine 
Verantwortbarkeit von handelnden Personen, die sich veränderbaren Zuständen 
gegenüber sehen. Damit man ihnen Verantwortung auch zuschreiben kann, müssen sie 
in der Lage sein, sowohl praktisches Handeln als auch institutionelle Strukturen 
verändern zu können, und das entsprechend den Prinzipien von Gerechtigkeit.77 
                                                 
74 Kersting 2000, S. 18 
75 Shklar 1992, S. 14 
76 Shklar 1992, S. 72 
77 Diese Veränderbarkeit wird allgemein von den Vertretern des Marktliberalismus – ausgehend von 
Adam Smith und vor allem von F.A. Hayek – entschieden  in Abrede gestellt. Hayeks These dazu lautet, 
dass Gerechtigkeit auf bestimmte Vorgänge in der Gesellschaft, wie beispielsweise die freie  
Marktwirtschaft, gar keine Anwendung finden kann. „Sie (die Gerechtigkeit, WG) hat  offensichtlich 
keine Anwendung auf die Weise, wie der unpersönliche Prozess des Marktes bestimmten Personen 
Herrschaft über Güter und Dienstleistungen zuteilt: dies kann weder gerecht noch ungerecht sein, weil 
die Ergebnisse nicht beabsichtigt oder vorhergesehen sind und von einer Vielzahl von Umständen 
abhängen, die in ihrer Gesamtheit niemandem bekannt sind.“ (Hayek 1981, S. 102). Aus diesem Grund 
können wir in diesem Zusammenhang nicht sinnvoll von der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit solcher 
Einrichtungen sprechen. Nach Hayeks Auffassung kann es keine Prüfung dafür geben, ob etwas sozial  
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   Die Anwendungsbedingung gemäß der Formel einer Verantwortbarkeit von 
veränderbaren Zuständen bringt zwei Ebenen von gerechtigkeitsrelevanten Gründen 
zum Handeln mit sich. Die erste Ebene beschreibt diejenigen Handlungen einer Person, 
denen sie folgen muss, damit sie nicht ungerecht handelt. Das wären Gründe für 
gerechtes Handeln, die relativ auf den Handelnden bezogen sind. Die zweite Ebene 
bezieht sich auf gerechtigkeitsrelevante Gründe für die Handlungen einer Person, die 
sich daraus ergeben, mitzuhelfen, einen gerechteren Zustand hervorzubringen.78 Diese 
Gründe sind nicht relativ auf die einzelne Person bezogen, sie gelten für alle, die dabei 
mithelfen können. Personen müssen – und damit wäre der in diesem Abschnitt 
untersuchte Umfang der Gerechtigkeit beschrieben – Verantwortung sowohl für ihre 
Handlungen als auch für die – veränderbaren – Zustände in der Welt tragen. 
2.4.3 Die Subjekte von Gerechtigkeit 
   Während im Abschnitt 2.4.2 der Umfang von Gerechtigkeit untersucht wurde, soll 
dieser Abschnitt klären, wer das eigentliche Subjekt – im systematischen Sinn – der 
Gerechtigkeit ist. Es stellt sich also die Frage, wer gerecht handeln soll oder muss, und 
wer gerechte Bedingungen anzustreben hat. Das wirkt auf den ersten Blick banal, die 
Antwort darauf scheint klar zu sein, für eine systematische Untersuchung ist jedoch eine 
genauere Analyse angebracht. 
   Wenn der Gerechtigkeitsbegriff eine adäquate Anwendung finden soll, dann müssen 
sich die mit dem Begriff verbundenen Prinzipien von Gerechtigkeit immer auf deutlich 
identifizierbare Träger beziehen.79 Die Position des ethischen Individualismus schreibt 
den Trägern von Gerechtigkeit – den Individuen – die Verantwortung für ihre eigenen 
Handlungen zu. Diese Handlungen sind – wie bereits ausgeführt – die primären 
Gegenstände der Gerechtigkeit, diese müssen unter der Prämisse der Freiheit und damit 
der Verantwortbarkeit stehen. Verantwortungsethisch sind es aber die Personen, die 
moralisch dazu verpflichtet sind, durch ihre Handlungen auf gerechtere Zustände dieser 
Welt hinzuarbeiten. „Die Adressaten von Gerechtigkeitsansprüchen sind zunächst 
einmal wir als Mitglieder der umfassenden Gemeinschaft aller Menschen in der ganzen 
                                                                                                                                               
ungerecht ist, da es gar kein Subjekt gibt, von dem eine solche Ungerechtigkeit begangen werden könnte. 
„Der Ausdruck ‚soziale Gerechtigkeit’ gehört nicht in die Kategorie des Irrtums, sondern in die des 
Unsinns wie der Ausdruck ‚ein moralischer Stein’.“ (ebd., S. 112). Für eine Analyse der Position Hayeks 
siehe u.a.: Kersting 2000. S. 60ff. 
78 Vgl. Gosepath 2004, S.56f 
79 Vgl. Gosepath 2004, S.62 
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Welt, und zwar jeweils einzeln und alle zusammen; und als solche sind wir primär 
aufgefordert, subjektive moralische Rechte anderer zu achten und uns entsprechend zu 
verhalten.“80 Selbst – und gerade dann – wenn eine Ordnung im Sinne eines 
Gerechtigkeitsprinzips vorgegeben ist, muss sich der Einzelne der Richtigkeit seiner 
Handlungen vergewissern.  
   Das moralische Prinzip der Subsidiarität81 erfordert eine Verantwortung der 
Individuen für ihre Einzelhandlungen und den daraus resultierenden Umständen. In der 
Enzyklika „Quadragesimo Anno“, (1931 unter Papst Pius XI) die einen gewichtigen 
Teil der christlichen Soziallehre darstellt,82 heißt es zur Subsidiarität unter 
anderem:“[...] wie dasjenige, was der Einzelmensch aus eigener Initiative und mit 
eigenen Kräften leisten kann, ihm nicht entzogen und der Gesellschaftstätigkeit 
zugewiesen werden darf, so verstößt es gegen die Gerechtigkeit, das, was die kleineren 
und untergeordneten Gemeinwesen leisten und zum guten Ende führen können, für die 
weitere und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch zu nehmen.“83 Gerechtigkeit 
beginnt beim Individuum, es ist dafür verantwortlich. Das Subsidiaritätsprinzip im 
Bereich der Gerechtigkeit fordert zur Eigeninitiative auf, der Einzelne hat die Pflicht - 
und auch das Recht - zur Eigenverantwortung und zur Selbsthilfe. 
   Dieser weit reichende und für unser soziales Verhalten überaus wichtige Anspruch 
birgt allerdings die Gefahr der moralischen Überforderung des Einzelnen in sich. 
Besonders im Zusammenhang mit angestrebten Veränderungen bei jenen politischen 
Gerechtigkeitsbereichen, die eine Gemeinschaft konstituieren (wie deren wesentliche 
Institutionen im Bereich der grundlegenden Verfassung, sowie der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse). Dies hat wohl auch John Rawls erkannt, der zwar vom 
Einzelnen die Beachtung der Regeln und die grundsätzliche Unterstützung von 
                                                 
80 Gosepath 2004, S.62 
81 Wird das Prinzip der Subsidiarität auf den Gerechtigkeitsbegriff bezogen, so ergibt das eine Stufung 
der Verantwortung, die primär individuelles und dann erst kollektives Handeln fordert. Für weitere 
Informationen zum Begriff der Subsidiarität als staats- und sozialphilosophisches Prinzip siehe u.a.: 
Mückl 1999 und Lecheler 1993. Zum Subsidiaritätsprinzip als Teil der katholischen Soziallehre (in 
Anschluss an die Enzyklika Quadragesimo Anno) siehe u.a.: Nell-Breuning 1978. Eine Literaturliste zur 
Subsidiarität findet sich auch bei Gosepath 2004, S.268, Anm.61, sowie unter 
URL:http://de.wikipedia.org/wiki/Subsidiarit%C3%A4t  
82 Für soziale Gerechtigkeitsaspekte in der christlichen Soziallehre siehe u.a.: Löffler 2001, S. 65ff 
83 Zitiert aus einer deutschen Fassung der Enzyklika unter: URL: http://theol.uibk.ac.at/it/319.html#h9 
(5.10.2006) 
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vorhandenen Institutionen fordert,84 er sieht aber doch berechtigte Einschränkungen. 
Für ihn ist die Gerechtigkeit unter dem Blickwinkel der Fairness eine natürliche Pflicht, 
„sie verlangt von uns auch die Förderung noch nicht verwirklichter gerechter 
Regelungen, zumindest wenn uns das ohne allzu große Nachteile möglich ist.“85 Gerade 
in Bezug auf die gesellschaftlichen Grundordnungen verbleiben dem Einzelmenschen 
nur geringe Steuerungsmöglichkeiten, zumal dem Individuum die Möglichkeit gegeben 
werden muss, sein eigenes Leben autonom und nach seinen Vorstellungen im Rahmen 
von gleichen Chancen und Freiheiten zu gestalten. Dadurch verringert sich die 
moralische Verantwortung für die Beseitigung von ungerechten gesellschaftlichen 
Bedingungen, ohne dabei den Umstand zu vergessen, dass der Einzelne primär 
zuständig für die Bewältigung dieser moralischen Verantwortung ist. 
   Einzelmenschen können zwar nicht voll für die Verbesserung von ungerechten 
Verhältnissen verantwortlich sein, einen gewissen Beitrag müssen sie aber dennoch 
leisten. Die Behebung von ungerechten Zuständen bedarf einer gemeinsamen 
Anstrengung, - es gibt ja auch eine gemeinsame Verantwortung – und nur ein Kollektiv 
von Individuen kann eine solche Aufgabe bewältigen, ohne den Einzelnen einer 
übermäßigen Belastung auszusetzen. Es geht also nicht mehr um die rein individuellen 
Pflichten, der Aspekt der gemeinsamen Verantwortung fragt nach den Pflichten der 
einzelnen Gruppenmitglieder zur gemeinsamen Behebung von ungerechten 
Missständen. „Um der individuellen (Mit-) Verantwortung gerecht werden zu können, 
die eine Aussicht auf effektive Beseitigung der Mißstände ohne übermäßige Belastung 
der Individuen eröffnet, bedarf es der gerechten Einrichtung eines koordinierten 
Kollektivs.“86 Die Erfahrung hat gezeigt, dass für die Erfüllung vieler dieser Aufgaben 
eine dafür vorgesehene gerechte staatliche Ordnung am besten geeignet zu sein scheint. 
Das wäre ein moralisches und auch gerechtigkeitstheoretisches Argument für die 
Errichtung  von staatlichen Grundstrukturen in Form von Institutionen, welche die 
Anliegen des Kollektivs – der politischen Gesellschaft – koordiniert. Damit wären 
solche Kollektive oder politische Gesellschaften, die rechtsstaatlich verfasst sind, die 
sekundären Subjekte von Gerechtigkeit. 
   Eine rechtsstaatliche Verfasstheit von Institutionen dieser Art wird in modernen 
Staaten durch das positive Recht gewährleistet. Bestimmte moralische Rechte und 
                                                 
84 Rawls geht in seiner Vertragstheorie von grundsätzlich gerechten Institutionen aus, zumal er diese als 
im Anschluss an die Vereinbarungen aus dem Urzustand entwickelt annimmt. 
85 Rawls 1975, S.137 
86 Gosepath 2004, S. 64 
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Pflichten haben aus der Perspektive der Gerechtigkeit einen besonderen Stellenwert. Es 
ist demnach durchaus legitim, diese unter den Schutz eines Rechtsstaates zu stellen.87 
Das ist auch ein gerechtigkeitstheoretisches Argument für die Einführung des positiven 
Rechts. Ein legales Recht zu haben bedeutet immer auch, als Einzelmensch einen 
effektiv durchsetzbaren Anspruch zu haben. Erst auf dieser staatlichen Ebene sind 
subjektive Rechte einklagbar. “Die Umsetzung von moralischen Rechten in positives 
Recht hilft, Gerechtigkeit effektiver herzustellen und zu garantieren als es außerhalb 
einer rechtsstaatlichen Ordnung möglich wäre.“88 Allerdings ist die rationale 
Akzeptanz solcher in Rechtsform verwandelten moralischen Forderungen durch alle 
Beteiligten erforderlich.  
   Es sind Gründe der Gerechtigkeit, die uns die natürliche Pflicht auferlegen, die 
Gesetze und Institutionen einer gerechten staatlichen Ordnung zu schaffen und zu 
verbessern. „Vom Standpunkt der Gerechtigkeitstheorie aus ist die wichtigste natürliche 
Pflicht die der Erhaltung und Förderung gerechter Institutionen. Sie hat zwei Teile: 
Einmal müssen wir vorhandenen gerechten Institutionen, die sich auf uns beziehen, 
gehorchen und die vorgesehene Rolle in ihnen spielen; zum anderen müssen wir bei der 
Errichtung neuer gerechter Institutionen mithelfen, [...]. Ist also die Grundstruktur der 
Gesellschaft gerecht oder jedenfalls so gerecht, wie man vernünftigerweise unter den 
gegebenen Umständen erwarten kann, so hat jedermann die natürliche Pflicht, zu tun, 
was von ihm verlangt wird, und zwar unabhängig von seinen freiwilligen Handlungen, 
performativen und anderen.“89 Eine Gerechtigkeitstheorie, auch wenn sie ihren 
Ausgangspunkt beim Einzelmenschen hat, ist in diesem Sinne immer auch 
institutionalistisch orientiert, und keine reine Individual– oder Tugendethik.90 
   Eine effektiv und gerecht gestaltete rechtsstaatliche Ordnung beinhaltet beide 
Subjekte von Gerechtigkeit. Einerseits ist das gerechte Handeln des Individuums als 
primäres Subjekt von Gerechtigkeit mittels Regeln und – wenn nötig – auch mittels 
Sanktionen im Allgemeinen garantiert, andererseits ist das Kollektiv - als sekundäres 
                                                 
87 Eine sehr kritische Einschätzung von moralischen Forderungen auf das bestehende Recht findet sich 
bei Hans Kelsen. In seinem Hauptwerk „Reine Rechtslehre“ (Kelsen 1960a) zeigt er die Spannungen 
zwischen Moral und Recht auf. Seiner Ansicht nach verkörpern sowohl die Moral als auch das Recht 
normative Forderungen, wodurch es zu unversöhnlichen Spannungen zwischen beiden kommen kann. Er 
sieht nur zwei Alternativen: Entweder muss die Geltung des positiven Rechts oder die Moral in Frage 
gestellt werden (zur Gerechtigkeitstheorie von Kelsen siehe Kapitel 3). 
88 Gosepath 2004, S. 66 
89 Rawls 1975, S. 368f 
90 Für eine Einführung in die Tugendethik siehe u.a.: Pauer-Studer 2003, S. 55ff 
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Subjekt von Gerechtigkeit - über die gemeinsam geteilte Verantwortung aller 
Individuen zur Schaffung gerechter Zustände angehalten.91 Bei einer allgemeinen 
Bereitschaft, sich an dieser Aufgabe zu beteiligen, entfallen so auf den Einzelmenschen 
zumutbare Belastungen, sodass die Gefahr einer moralischen Überforderung vermindert 
wird. 
2.4.4 Die Umstände für Gerechtigkeit 
   Unter welchen sozialen Bedingungen benötigen wir eigentlich Gerechtigkeit? Wann, 
also bei welchen Umständen stellen sich überhaupt Fragen nach Gerechtigkeit, nach 
ihren Gründen, Forderungen und Prinzipien? Betrachtet man eine Gesellschaft als ein 
„Unternehmen der Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil“,92 so sind dabei 
allerdings sowohl Interessensharmonie als auch Interessenskonflikte zu beobachten. Die 
Interessensharmonie ergibt sich aus dem Umstand der gesellschaftlichen 
Zusammenarbeit, die auf ein besseres Leben für alle ausgerichtet ist. 
Interessenskonflikte entstehen dadurch, dass es den Menschen nicht gleichgültig ist, wie 
die zur Verfügung stehenden Güter verteilt werden, denn zur Verfolgung seiner 
individuellen Ziele möchte jeder lieber einen größeren als eine kleineren Anteil davon 
haben. Das zumindest gilt für die „Früchte der Zusammenarbeit“.93 Es bedarf also 
gewisser Grundsätze oder Prinzipien, die eine gerechte Verteilung der Güter regeln, im 
Sinne einer gerechten Zuordnung von Anteilen. Diese Forderung bestimmt auch die 
Rolle der Gerechtigkeit und auch die Notwendigkeit, allgemeine Regeln und Prinzipien 
aufzustellen, die eine gerechte Verteilung ermöglichen. Die Rahmenbedingungen, unter 
denen sich konfligierende Ansprüche manifestieren, sind die Anwendungsverhältnisse 
oder Unstände für Gerechtigkeit. 
   David Hume hat diese Umstände für Gerechtigkeit sowohl in seinem 1739 
erschienenen Buch „A Treatise of Human Nature“ (deutsch: „Ein Traktat über die 
menschliche Natur“), als auch in „An Enquiry concerning the Principles of Morals 
(1751, deutsch: „Eine Untersuchung über die Prinzipien der Moral“) sehr genau 
                                                 
91 Wolfgang Kersting  nennt als mögliche Subjekte von Gerechtigkeit neben den Menschen als 
Einzelwesen auch Institutionen, Strukturen und Gesellschaftsformen, aber zusätzlich auch Natur, Gott, 
das Schicksal und den Zufall (Kersting  2000, S. 10) 
92 Rawls 1975, S. 149 
93 Rawls 1975, S. 149 
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untersucht.94 Er schreibt dazu unter anderem: „Die Rechtsordnung [...] hat nur in der 
Selbstsucht und der (sic!) beschränkten Großmut der Menschen, im Verein mit der 
knappen Fürsorge, die die Natur für ihre Bedürfnisse getragen hat, ihren Ursprung.“95 
Damit hat Hume zwei Bereiche der Umstände oder Anwendungsbedingungen für 
Gerechtigkeit festgelegt: Den subjektiven Bereich als die einschlägigen Eigenschaften 
der kooperierenden Individuen, – hier als Selbstsucht und beschränkter Großmut 
beschrieben – sowie den objektiven Bereich, das sind die Umstände der menschlichen 
Zusammenarbeit, die in vieler Beziehung von einer gewissen Knappheit der Güter 
gekennzeichnet ist – hier als knappe Fürsorge der Natur bezeichnet. 
   Die zu verteilenden Güter – natürliche und andere Hilfsmittel – sind allgemein nicht 
in einem solchen Übermaß vorhanden, um nicht eine geplante und gerechte Aufteilung 
vornehmen zu müssen. Die reale Situation der Menschen spielt sich in dieser Hinsicht 
zwischen zwei Extremen ab. Meist befinden wir uns weder im absoluten Überfluss, 
noch in einem Zustand der extremen Knappheit. Bei einem absoluten Überfluss wäre 
eine geplante Aufteilung und Zusammenarbeit nicht nötig, jeder könnte eigene 
Wünsche nach seinem Gutdünken befriedigen, ohne andere dabei in ihren 
vergleichbaren Bestrebungen zu behindern.96 Auf der anderen Seite lässt ein Zustand 
extremer Knappheit vermuten, dass selbst die wohlüberlegteste Verteilung der zur 
                                                 
94 Humes Ausführungen gehen allerdings über eine bloße Bestimmung von Anwendungsverhältnissen 
von Gerechtigkeit hinaus, er analysiert auch die Gründe und Ursachen für die Entstehung und Existenz 
von Gerechtigkeit, (Rechtssinn, sense of justice) mit dem die Menschen durch Kulturleistung die 
Nachteile ihrer natürlichen Veranlagung und der Unbilden des vorgefundenen Lebensraumes ausgleichen. 
In „Eine Untersuchung über die Prinzipien der Moral“ schreibt er dazu: „So hängen also die Regeln der 
Fairneß oder Gerechtigkeit vollständig von dem besonderen Zustand und der Lage ab, worin sich die 
Menschen befinden; und ihren Ursprung und ihre Existenz verdanken sie gerade jenem Nutzen, der dem 
Gemeinwesen aus ihrer strengen und regelmäßigen Befolgung erwächst.“ („Eine Untersuchung über die 
Prinzipien der Moral“, III. 1, ( S. 106)) 
95 Hume: „Ein Traktat über die menschliche Natur“, Buch III, 2.2 (S. 239) 
96 Hume beschreibt diesen Umstand in seiner Analyse sehr genau. Wenn von einer Sache ein großer 
Überfluss vorhanden ist und damit die Wünsche aller Menschen damit befriedigt werden können, hört der 
Unterschied des Besitzes vollständig auf und alles bleibt Gemeingut. Damit gäbe es auch keine 
Anwendungsverhältnisse oder -bedingungen für Gerechtigkeit. Eine Rechtsordnung wäre dann obsolet. 
Er führt als Beispiel dazu Luft und Wasser an. (Hume: „Ein Traktat über die menschliche Natur“, Buch 
III. 2.2, S. 239). Eine etwas vorsichtigere Argumentation – zumindest das Wasser betreffend -  findet sich 
bei Hume in seinem später (1751) erschienen Buch „An Enquiry concerning the Principles of Morals“ 
(„Eine Untersuchung über die Prinzipien der Moral“, III. 1 (S. 102f)). Hier sieht er schon die Möglichkeit 
der zumindest vorübergehenden Knappheit von Wasser. 
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Verfügung stehenden Ressourcen immer noch viele Menschen ohne das Nötigste 
auskommen ließe. Es ist zu bezweifeln, ob in einem solchen Zustand gerechte Regeln 
zu finden sind. Tatsächlich leben wir aber meist weder im absoluten Überfluss noch in 
absoluter Knappheit, sondern in einer gewissen oder mäßigen Knappheit,97 und diese 
macht die Aufstellung von gerechten Zuteilungsregeln nötig. Diese mäßige Knappheit 
von Gütern ist die objektiv notwendige Bedingung für die Anwendung von 
Gerechtigkeitsüberlegungen. Dabei ist aber nicht nur die Knappheit von Gütern zu 
berücksichtigen. Hume beschreibt als Bedingung für Gerechtigkeit auch andere, den 
Menschen betreffende Faktoren: „Verändere in irgendeinem bedeutenden Umstand die 
Lage der Menschen; erzeuge äußersten Überfluß oder äußerste Not; pflanze in ihr Herz 
vollkommene Bescheidenheit und Menschlichkeit oder vollkommene Habgier und 
Bosheit; indem man auf diese Weise die Gerechtigkeit gänzlich nutzlos macht, 
vernichtet man zugleich vollkommen ihr Wesen und hebt ihre Verbindlichkeit für die 
Menschen auf.“98  Die tatsächliche Situation der Menschen hält allerdings zumeist die 
Mitte zwischen diesen Extremen. 
   Menschen haben zwar im Großen und Ganzen ähnliche und manchmal auch einander 
ergänzende Bedürfnisse und Interessen, die eine nutzbringende Zusammenarbeit 
zwischen ihnen möglich macht, „aber sie haben doch ihre eigenen Lebenspläne und 
Vorstellungen von ihrem Wohl. Diesen entsprechend haben sie verschiedene Ziele und 
erheben konkurrierende Ansprüche auf die verfügbaren natürlichen und 
gesellschaftlichen Hilfsmittel.“99 Individuen haben unterschiedliche Vorstellungen vom 
für sie Guten und Erstrebenswerten, und darüber hinaus haben sie ganz verschiedene 
philosophische, religiöse, politische und gesellschaftliche Anschauungen. So ergeben 
sich notwendigerweise Interessensgegensätze oder Interessenskonflikte bei der 
Realisation ihrer jeweiligen Ziele. Solche Konflikte entstehen vor allem dann, wenn 
Menschen konkurrierende Ansprüche an die Verteilung natürlicher und 
gesellschaftlicher Güter bei mäßiger Knappheit stellen. Diese Interessensgegensätze 
sind die subjektiv notwendige Bedingung für die Anwendung von Gerechtigkeit. 
Güterknappheit kann dabei dann entstehen, wenn es sich um ein prinzipiell rares Gut 
handelt, von dem nicht genug für alle vorhanden ist, oder es handelt sich um ein Gut, 
von dem es im Prinzip eine ausreichende Menge gäbe, das aber aus natürlichen oder 
von Menschen verursachten Gründen nicht zur Befriedung der Bedürfnisse aller zur 
                                                 
97 Vgl. Rawls 1975, S. 149, und Gosepath 2004, S. 68 
98 Hume: „Eine Untersuchung über die Prinzipien der Moral“, III. 1 (S. 106) 
99 Rawls 1975, S. 150 
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Verfügung steht. „Diese Interessenskonflikte entstehen, weil die Durchsetzung oder 
Befriedigung eines Interesses der einen Person sehr oft die Interessen einer anderen 
Person verletzen kann.“100 Diese sehr unterschiedlichen Interessen bedingen – ganz 
allgemein gesprochen - die Notwendigkeit von Gesetzen und Regeln.101  
   Individuen haben sehr unterschiedliche Konzeptionen vom Guten, sie verfolgen 
deshalb auch sehr unterschiedliche Ziele und stellen zu deren Erreichung dann 
konkurrierende Ansprüche. Die diesen Plänen entsprechenden Interessen und 
Forderungen müssen deshalb aber keineswegs schädlich, gemein, ungerecht oder 
unmoralisch zu sein, „aber es sind Interessen eines Ich, das für seine Vorstellung vom 
Guten Beachtung verlangt und Ansprüche für sich stellt, die es für berechtigt hält.“102 
Aus diesem Grund liegen Umstände oder Anwendungsverhältnisse von Gerechtigkeit 
vor, es bedarf deshalb einer gerechten Lösung, welche die Fragen nach dem guten 
Leben und den dafür notwendigen Verteilungsprinzipien unter der Bedingung von 
Gleichheit und Freiheit weitestgehend regelt. 
   Aristoteles beschäftigt sich im 5.Buch der „Nikomachischen Ethik“ ebenfalls mit 
Interessensgegensätzen, führt diese allerdings auf die Unersättlichkeit der Menschen 
zurück. Für ihn sind die Anwendungsbedingungen für Gerechtigkeit dann gegeben, 
wenn es um Güter geht, die Glück oder Unglück bedingen. Solche Güter sind rar, und in 
ausreichendem Maße stehen sie nur ganz bestimmten Wesen zur Verfügung: Nämlich 
den Göttern. „Die Menschen erbitten sie (diese Güter, die Glück oder Unglück 
bedingen, WG) von den Göttern und jagen ihnen nach. Doch sollten sie statt dessen 
vielmehr darum bitten, daß das schlechthin Gute auch für sie gut sein möchte, und 
sollten erwählen, was für sie gut ist.“103 Der Ungerechte will aber nicht nur immer mehr 
von den Gütern haben, sondern gegebenenfalls auch weniger. Dann nämlich, wenn es 
um erklärtermaßen Schlechtes geht. Der Ungerechte ist deshalb ungleich. Aristoteles 
sieht zur Beseitigung dieser Ungleichheit ein einfaches und sehr wirksames Mittel vor: 
                                                 
100 Gosepath 2004. S. 69 
101 Beispielsweise beschreibt H.L.A. Hart in seinem Buch „Der Begriff des Rechts“  die Tatsache, dass 
wir eine Rechtsordnung überhaupt brauchen, als eine „natürliche Notwendigkeit“ (Hart 1973, S. 275). 
Menschliche Faktoren, die das bedingen, sind reichlich vorhanden: Verletzbarkeit, ungefähre Gleichheit, 
begrenzter Altruismus, begrenzte Mittel sowie begrenztes Verstehen und begrenzte Willensstärke. All 
diese Voraussetzungen zwingen uns Menschen dazu, eine freiwillige Kooperation einzugehen. Für Hart 
ist das von entscheidender Bedeutung für das Verständnis von „Recht und Sitten.“ (siehe Hart 1973, S. 
266-275).   
102 Rawls 1975, S. 150 
103 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 5.Buch, 1129b5 (S. 204) 
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Die strikte Befolgung der Gesetze. Denn der Widergesetzliche ist ungerecht und der 
Beobachter der Gesetze gerecht. „Was von der Gesetzgebung bestimmt wird, ist 
gesetzlich, und jedes Einzelne davon nennen wir gerecht.“104 Aristoteles sieht also in 
den herrschenden Gesetzen – diese sind seiner Meinung nach als gerecht anzusehen – 
und deren strikte Befolgung eine Möglichkeit, gerechte Verhältnisse zu erreichen. Er 
könnte sich deshalb eine Gesellschaft ohne solche detaillierte Regelungen nicht 
vorstellen. 
   Einen ganz anderen Ansatz dazu verfolgt Karl Marx. Ohne an dieser Stelle genauer 
auf seine Überlegungen zum Gerechtigkeitsbegriff einzugehen (siehe dazu Kapitel 3), 
möchte ich auf einen Aspekt hinweisen, den Marx besonders betont. Eine – nach seiner 
Vorstellung – ideale Gesellschaftsordnung macht die Frage nach Gerechtigkeit 
überflüssig, weil die Menschen in Eintracht und Brüderlichkeit leben werden.105 In den 
1875 verfassten und 1891 von Friedrich Engels publizierten „Randglossen zum 
Pogramm der deutschen Arbeiterpartei (Gothaer Programm)“ heißt es dazu: „In einer 
höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, nachdem die knechtende 
Unterordnung der Individuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz 
geistiger und körperlicher Arbeit verschwunden ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mittel 
zum Leben, sondern selbst das Lebensbedürfnis geworden ist; nachdem mit der 
allseitigen Entwicklung der Individuen auch ihre Produktivkräfte […] gewachsen und 
alle Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums voller fließen – erst dann kann 
der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die Gesellschaft 
auf ihre Fahnen schreiben: Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen!“106 In einer solchen Gesellschaft gäbe es dann gar keine Umstände für 
Gerechtigkeit mehr, denn die ideale Gesellschaft – die kommunistische – braucht sie 
nicht. Marx richtet sich vehement gegen einen Gerechtigkeitsbegriff, der auf Basis einer 
von Regeln (in Form von Rechtsnormen) konstituierten Gesellschaft erstellt wird. Er 
bezeichnet dies als „engen bürgerlichen Rechtshorizont“. In der kommunistischen 
                                                 
104 Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 5.Buch, 1129b12 (S. 204f) 
105 Der Marxsche Ansatz zur Gerechtigkeit hat unzählige kritische  Kommentare hervorgebracht. Meist 
wird seine reduktionistische  Methode beanstandet. Reduktionistisch deshalb, weil er moralische 
Vorstellungen von Gerechtigkeit und Freiheit nur auf ihre Klassenherkunft hin relativiert. Gerechtigkeit 
ist für ihn stets eine historisch wandelbare Klassen-Gerechtigkeit. Auch orientiert er sich an Idealen, 
gemäß denen die Gesellschaft künftig umgestaltet werden soll (vgl. dazu: Rottleuthner 1994, S. 208ff). 
106 Karl Marx: „Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei“, in: Karl Marx-Friedrich 
Engels: Studienausgabe in 5 Bänden, Band III (S. 191) 
 45 
Gesellschaft gibt es dann keine Interessenskonflikte mehr, die durch gegensätzliche 
Vorstellungen vom Guten und auch durch Knappheit der Güter entstehen würden. 
Knappheit, so seine Forderung, müsse deshalb unbedingt vermieden werden, die 
„Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums“ sollten dafür sorgen. Eine 
geeignete Entwicklung der Produktivkräfte im Kommunismus würde diese 
Voraussetzungen schaffen, „weil ohne sie nur der Mangel verallgemeinert [würde], 
also mit der Notdurft auch der Streit um das Notwendige wieder beginnen und die 
ganze alte Scheiße sich herstellen müßte.“ 107  
   Ob eine Knappheit von Gütern allerdings in irgendeiner Gesellschaftsordnung zu 
beseitigen ist, bleibt zu bezweifeln. Es werden wohl in jedem noch so gerecht 
eingerichteten Gemeinwesen und bei allem Wohlwollen der Akteure gewisse 
Interessensgegensätze anzutreffen sein. Man kann annehmen, dass selbst bei 
gemeinsamen Zielen und engen persönlichen Bindungen es zu Diskrepanzen über den 
richtigen Weg und die angemessenen Mittel kommen wird.108  Es ist – wie Rawls es 
ausdrückt – die Festlegung von Grundrechten und Pflichten, sowie eine gerechte 
Regelung der Verteilung, die als die besonderen Funktionen der 
Gerechtigkeitsvorstellungen bezeichnet werden können.109 „Ohne eine gewisse 
Übereinstimmung darüber, was gerecht und ungerecht sei, ist es für die einzelnen 
Menschen offenbar schwieriger, ihre Vorhaben wirkungsvoll aufeinander abzustimmen 
und allseitig nützliche Verhältnisse aufrechtzuerhalten. Misstrauen und Ressentiment 
zerstören die gesellschaftlichen Bande, Verdacht und Feindseligkeit verführen die 
Menschen zu Handlungen, derer sie sich sonst enthalten würden.“110 Eine 
Gemeinschaft, die Bestand haben soll, ist ohne Fairness und auch ohne festgelegte 
Rechte und Pflichten wohl schwer zu schaffen. In fast allen Bereichen des sozialen 
Lebens finden sich Umstände und Anwendungsbedingungen für Gerechtigkeit, wir 
Menschen können  diesen weder privat noch gesellschaftlich entkommen.  
   Zusammenfassend lassen sich in Bezug auf die Bedingungen von Gerechtigkeit 
folgende zentrale Punkte nennen: Die primären Gegenstände von Gerechtigkeit sind die 
menschlichen Handlungen, die von Gerechtigkeitsprinzipien oder Standards festgelegt 
werden. Diese Standards sind die sekundären Gegenstände von Gerechtigkeit. 
                                                 
107 Karl Marx: „Die deutsche Ideologie“, zitiert aus: Gosepath 2004, S. 70 
108 Vgl. Gosepath 2004, S. 70 
109 Vgl. Rawls 1975, S. 22 
110 Rawls, 1975, S. 22. Für eine Analyse des menschlichen Neids siehe: ders.: ebd., S. 575ff und  Kersting 
2002, S. 84ff 
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Verantwortbarkeit im Sinne konkreter Wahlmöglichkeit, sowie veränderbare Zustände 
markieren den Umfang von Gerechtigkeit. Veränderbare ungerechte Zustände sind als 
gerechtigkeitsrelevant zu betrachten, deren Verbesserung oder Behebung  muss Ziel der 
jeweiligen Gesellschaftsmitglieder sein. Die Adressaten von Gerechtigkeit – also ihre 
Subjekte – sind wir als Mitglieder der Gemeinschaft, und zwar sowohl der 
Einzelmensch, als auch das Kollektiv. Die Anwendungsverhältnisse oder Umstände, 
unter denen Gerechtigkeit zum Tragen kommt, werden von einer mäßigen 
Güterknappheit und daraus resultierenden Interessenskonflikten bestimmt. 
2.5 Instanzen von Gerechtigkeit 
   Eine weitere Frage auf dem Weg zu einer Annäherung an den Begriff Gerechtigkeit 
ist die nach den Instanzen; es ist also die Frage zu stellen, wem gegenüber wird 
Gerechtigkeit überhaupt geschuldet? Das ist dann aber keine rein formale Frage mehr, 
sondern sie richtet sich nach dem Grund der vorliegenden Moral und ihren Prinzipien. 
Solche Instanzen sind im allgemeinen Sprachgebrauch schnell gefunden: Gerechtigkeit 
können wir einer Gottheit schulden (den göttlichen Befehlen  muss gehorcht werden), 
oder einer Überlieferung (Brauch, Sitte),  einer Gemeinschaft (Staat, Nation) oder  einer 
einzelnen Person. Hans Kelsen hat in seiner Untersuchung „Was ist Gerechtigkeit“111 
zwei Grundtypen von Gerechtigkeitstheorien vorgeschlagen, die auch eine Zuordnung 
der Instanzen ermöglichen: Einerseits den metaphysisch-religiösen Typ, und 
andererseits den rationalistischen Typ (er nennt diesen, gemäß seiner Skepsis gegenüber 
der Rationalität in diesem Zusammenhang, einen pseudo-rationalistischen Typ).112 Die 
weitere Untersuchung greift exemplarisch einige der möglichen Instanzen von 
Gerechtigkeit heraus. 
2.5.1 Metaphysische und religiöse Instanzen 
   Giorgio Del Vecchio beginnt seine Analyse des Gerechtigkeitsbegriffs113 mit einer 
kurzen Beschreibung der vorplatonischen Zeit. Dort wo eine monotheistische und 
ethische Auffassung vom All vorgeherrscht hat, wird in erster Linie der Gottheit das 
Prädikat der Gerechtigkeit zugeschrieben, um dadurch ihre Unfehlbarkeit und die 
                                                 
111 Kelsen 2000, siehe dazu auch den - unter dem Titel „Das Problem der Gerechtigkeit“ angefügten -  
Anhang zur „Reinen Rechtslehre“ (vgl. Kelsen 1960b).  
112 Vgl. Kelsen 2000, S. 27 
113 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 2 
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vollkommene Harmonie ihrer Werte zu beschreiben. „Was nun die Menschen angeht, 
so besteht nach eben dieser Auffassung die Ausübung der Gerechtigkeit ganz und 
ungeschieden in der Beachtung des Willens der Gottheit, dabei mag diese Beachtung 
ein bestimmtes Verhalten gegenüber anderen Subjekten umschließen oder nicht. Das 
Gebet des Opfers, die Feier der Festtage zum Beispiel gelten alsdann als ‚Pflichten der 
Gerechtigkeit’ nicht weniger als das Verbot des Tötens oder das des Stehlens, […] der 
‚gerechte’ Mensch ist alsdann der, welcher alle diese Verpflichtungen gleichermaßen 
erfüllt.“114 Die Menschen fühlen sich der Gottheit gegenüber verpflichtet gerecht zu 
sein, es müssen bestimmte Rituale - wie Opferhandlungen – eingehalten werden, und 
aus den moralischen Forderungen der Gottheit wird auch das – gerechte - Verhalten zu 
den Mitmenschen abgeleitet. Aber es gibt zu dieser Zeit noch keine explizite 
philosophische Auseinandersetzung mit diesem Thema im Allgemeinen und mit den 
Wesensbestandteilen des Begriffs der Gerechtigkeit im Besonderen. Auch gibt es noch 
keinen einheitlichen Begriff, das Wort dikaiosyne, das in der platonischen Zeit und auch 
noch später eine solch überragende Rolle spielt, war in dieser Periode noch nicht 
bekannt. Die Behandlung von Gerechtigkeitsthemen ist eingestreut in Mythen und  
Dichtungen, wie beispielsweise in der Odyssee des griechischen Dichters  Homer.115 
Erst die Bildung eines einheitlichen Begriffes, der in sich alle jene mythischen 
Vorstellungen vereinte, kann als Bedingung für die Entstehung des Gedankens einer 
Verhältnismäßigkeit und einer Ordnung – basierend auf einer bestimmten Harmonie – 
angesehen werden.116  
    Beachtenswert ist der Umstand, dass gerade jene Tugend – die Gerechtigkeit 
(dikaiosyne), -  die bis dahin eine eher untergeordnete Rolle gespielt hat und mehr im 
Hintergrund zu finden war, sofort nach der Erkennung ihres besonderen Wesens zur 
beherrschenden Tugend aufstieg. Andere Tugenden, wie Stärke, Tüchtigkeit, Weisheit 
oder Frömmigkeit, die vorher eine besondere Würdigung erfahren haben, werden dann 
als „nachgeordnete Ausgestaltungen oder Ableitungen aus der Gerechtigkeit […] 
aufgefaßt.“117 Verständlich wird diese neue Einschätzung insofern, als der Begriff der 
Gerechtigkeit, wenn er so definiert wird, über eine große gegenständliche Weite verfügt. 
Er repräsentiert als reiner Grundsatz der Ordnung und Harmonie nicht nur die 
individuellen menschlichen Handlungen, sondern es wird ganz allgemein damit 
                                                 
114 Del Vecchio 1940, S. 3 
115 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 4, besonders Anmerkung 10 
116 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 7 
117 Del Vecchio 1940, S. 7 
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angegeben, wie ein gutes Leben auszusehen hat. In diesem derart weiten und 
umfassenden Begriff subsumieren sich alle deontologischen Einzelforderungen und 
Sondertugenden. 
   Platon gilt als der klassische Vertreter einer derartigen Gerechtigkeitsauffassung. 
Gerechtigkeit wird zu einem zentralen Problem seiner Philosophie. „Das gerechteste 
Leben ist auch das glückseligste“  heißt es in den Nomoi.118 In seiner berühmten 
Ideenlehre schreibt er der Idee des absolut Guten eine herausragende Stellung zu. Diese 
Ideen sind transzendente Wesenheiten, die in einer den Menschen unzugänglichen 
intelligiblen Welt existieren, und die alle wesentlichen und absoluten Werte 
repräsentieren, die in der menschlichen Welt - in der Welt der Sinne - zwar verwirklicht 
werden sollen, aber niemals vollständig verwirklicht werden können. Die alles 
überragende Idee des Guten schließt die Idee der Gerechtigkeit mit ein. Die Frage „Was 
ist Gerechtigkeit?“ fällt mit der Frage „Was ist gut oder das Gute?“ zusammen.119 
Wichtig für unsere Überlegungen zu den Instanzen von Gerechtigkeit ist der 
metaphysische Grundgedanke dieser Ideenlehre. Es gibt nur eine Art „Schau“ des Guten 
und Gerechten, diese vollzieht sich im Sinne eines mystischen Erlebnisses, das nur 
Wenigen zuteil wird und wenn, dann nur durch göttliche Gnade.  
   Eine sehr pragmatische Auffassung  über mögliche Instanzen von Gerechtigkeit findet 
sich in den Rechtslehren des Römischen Reiches. Gott gilt zwar als die unbestrittene 
Instanz, er ist der Schöpfer der Gesetze, aber es wird auch an die Vernunft der 
Menschen appelliert, die vorgeschriebenen Regeln vernunftgemäß, das heißt 
entsprechend der Natur der Dinge anzuwenden. Dadurch findet man ein Recht, eine 
gerechte Regelung, die auf alle angewendet werden kann. Eine Textstelle bei Cicero 
zeigt diesen Zusammenhang auf: „Das wahre Gesetz nämlich ist die richtige Vernunft, 
welche mit der Natur übereinstimmt, auf alle Menschen sich erstreckt, sich stets gleich 
bleibt und ewig ist, die uns durch ihr Gebot zur Erfüllung der Pflicht rufen und durch 
ihr Verbot von jedem Betrug abschrecken soll, die jedoch weder den Rechtschaffenen 
vergeblich gebietet oder verbietet, noch auf die Gottlosen durch ihr Gebot oder Verbot 
einen Eindruck macht. An diesem Gesetze irgendeine Änderung vorzunehmen ist 
unerlaubt, noch darf man davon etwas weglassen, noch kann es ganz abgeschafft 
werden. Auch kann uns weder Senat noch Volk von der Erfüllung dieses Gesetzes 
entbinden; und ebenso wenig hat man sich nach einem anderen Erklärer oder Ausleger 
                                                 
118 Platon: „Nomoi“, II, 662a (S. 201) 
119 Vgl. Kelsen 2000, S. 28. Für eine genauere Darstellung der Gerechtigkeitstheorie Platons siehe Kapitel 
3. 
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desselben umzusehen; auch gibt es kein anderes Gesetz zu Rom, ein anderes zu Athen, 
ein anderes jetzt, ein anderes in der Zukunft, sondern alle Völker wird und zwar in jeder 
Zeit EIN Gesetz, ein ewiges und unveränderliches binden, es wird nur EINEN 
(Hervorhebungen W.G.) gemeinsamen Lehrer und Gebieter gleichsam geben, nämlich 
Gott, er, der Erfinder dieses Gesetzes, der Schiedsrichter und Gesetzgeber: wer ihm 
nicht gehorcht, wird vor sich selbst fliehen und, weil er die menschliche Natur 
verschmäht hat, eben dadurch die größten Strafen erleiden, auch wenn er allem Andern, 
was man als Strafe ansieht, entgangen ist.“120  Ein solch starker Bezug auf einen 
göttlichen Willen macht  das Vorhandensein nur eines Gottes nötig, der seine Gebote an 
eine weltweite Gemeinschaft vernünftiger Wesen richtet. Diese Vernunfteinsicht basiert 
aber auf der starken moralischen Autorität eben dieser Gottheit. Was die Gesetze 
gebieten oder verbieten stützt sich primär auf die Gebote Gottes, dem Menschen obliegt 
es dann, die Natur der Dinge, wie sie Gott geschaffen hat, zu erkennen und 
entsprechend zu handeln. 
   Gerechtigkeit bleibt aber dennoch ein Geheimnis, Gott teilt dieses – wenn überhaupt – 
nur wenigen Auserwählten mit. So ist beispielsweise das Christentum in seiner frühen 
Phase sehr nah an der platonischen Auffassung von Gerechtigkeit. Hans Kelsen 
beschreibt in seiner Untersuchung über die Gerechtigkeit121 eine doch erstaunliche Nähe 
zwischen Platons Philosophie und den Predigten Jesu. Im Gegensatz zur römischen 
Auffassung von Gerechtigkeit, bei der zwar eine Gottheit die primäre Instanz ist, die 
Menschen aber doch qua Vernunft eine auf die Natur der jeweiligen Sache bezogene 
Interpretationsmöglichkeit haben, ist im Christentum als ursprüngliche und einzige 
Quelle der Gerechtigkeit nur mehr Gott anzusehen. Darauf weist auch Del Vecchio hin: 
„Dieser Zusammenhang verleiht der Gerechtigkeit einen neuen metaphysischen 
Wesensgehalt: denn sie stellt sich jetzt als der Ausdruck und die Erfüllung eines 
jenseitigen Willens dar, jedoch bedeutet er für sie keineswegs logisch eine 
Beschränkung ihres Anwendungsbereiches, viel eher könnte man sagen, daß er dessen 
Erweiterung begründen würde […].“122  Jesus lehrt in seinen Predigten eine bis dahin 
nicht gekannte Liebe unter den Menschen, die rationalistische Maxime „Aug um Aug, 
                                                 
120 Cicero: „De Republica“, zitiert aus: Perelman 1967, S. 95. Dieser Text von Cicero wird von vielen 
Autoren als typisch für eine naturrechtliche Begründung von Gerechtigkeit angesehen. Der Text wurde 
wegen seiner sehr starken metaphysischen Grundauslegung als Beispiel in diesem Abschnitt verwendet. 
Zu naturrechtlichen Varianten der Gerechtigkeitsinstanzen siehe 2.5.2.  
121 Vgl. Kelsen 2000 
122 Del Vecchio 1940, S. 12 
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Zahn um Zahn“123 aus dem alten Testament wird nachdrücklich zurückgewiesen, er 
verkündet das Prinzip der Liebe als die wahre Gerechtigkeit mit der bekannten Formel, 
selbst den Feind zu lieben. „Ihr habt gehört, daß gesagt worden ist: Du sollst deinen 
Nächsten lieben und deinen Feind hassen. Ich aber sage euch: Liebt eure Feinde und 
betet für die, die euch verfolgen, damit ihr Söhne eures Vaters im Himmel werdet; […] 
Ihr sollt also vollkommen sein, wie es euer himmlischer Vater ist.“124 Diese Liebe und 
diese Auffassung von Gerechtigkeit scheint aber doch jenseits der gesellschaftlichen 
Realität zu liegen. Es ist eine Gerechtigkeit, durch die der Mensch eben so vollkommen 
wie der Vater im Himmel werden soll. Die für Menschen anzustrebende Liebe Gottes ist 
aber doch eine eher seltsame Liebe, zumal sie vereinbar sein muss mit den grausamen 
und zum Teil ewigen Strafen, die dieser liebende Gott über die Sünder  anlässlich des 
Jüngsten Gerichts verhängen kann. Das begründet wohl auch die Furcht der Menschen, 
die wir Gottes-Furcht nennen. Gott als unumschränkte Instanz von Gerechtigkeit tritt 
hier in Erscheinung. Für die beschränkte menschliche Vernunft ist dieser 
Zusammenhang (Widerspruch?) nicht leicht fassbar. Deshalb sagt auch Paulus: „Keiner 
täusche sich selbst. Wenn einer unter euch meint, er sei weise in dieser Welt, dann 
werde er töricht, um weise zu werden. Denn die Weisheit dieser Welt ist Torheit vor 
Gott.“125 Der Versuch der Menschen, rational-logisch die absolute Vernunft Gottes zu 
denken, ist zum Scheitern verurteilt. Die göttliche Gerechtigkeit liegt in der uns 
Menschen nicht zugänglichen und verborgenen Weisheit Gottes begründet; an dieser 
Gerechtigkeit können wir nur durch den Glauben teilhaben.126 Gerechtigkeit, und zwar 
die Gerechtigkeit Gottes als Instanz für unser irdisches Handeln bekommt im 
Christentum eine allgemeine und allumfassende Bedeutung. Denn: „Selig, die hungern 
und dürsten nach der Gerechtigkeit; denn sie werden satt werden.“ Weiter: „Selig, die 
um der Gerechtigkeit willen verfolgt werden; denn ihnen gehört das Himmelreich.“ 
                                                 
123 Die entsprechende Stelle im 3.Buch Moses: „Wenn jemand einen Stammesgenossen verletzt, soll man 
ihm antun, was er getan hat: Bruch um Bruch, Auge um Auge, Zahn um Zahn. Der Schaden, den er einem 
Menschen zugefügt hat, soll ihm zugefügt werden.“ ( 3.Buch Moses, 24,19-20). Vgl. dazu auch 5.Buch 
Moses (Deuteronomium) 19,24. 
124 Matthäus, 5,43-48 
125 1.Kor. 3,18-19 
126 Paulus sagt dazu im 1.Korintherbrief u.a.: „Vielmehr verkünden wir das Geheimnis der verborgenen 
Weisheit Gottes, die Gott vor allen Zeiten vorausbestimmt hat zu unserer Verherrlichung. Keiner der 
Machthaber dieser Welt hat sie erkannt.“ (1.Kor. 2,8). Und an einer anderen Stelle: „Nicht meine eigene 
Gerechtigkeit suche ich, die aus dem Gesetz hervorgeht, sondern jene, die durch den Glauben an Christus 
kommt, die Gerechtigkeit, die Gott aufgrund des Glaubens schenkt.“ (Phil. 3,9). 
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Und auch: „Darum sage ich euch: Wenn eure Gerechtigkeit nicht weit größer ist als die 
der Schriftgelehrten und der Pharisäer, werdet ihr nicht in das Himmelreich 
kommen.“127 Letzteres ist wohl als klare Absage an eine von Menschen gemachte, auf 
deren Vernunft gegründete Gerechtigkeitsauffassung zu bezeichnen. Die einzig gültige 
Instanz von Gerechtigkeit bleibt Gott. 
   Diese starke Bindung von Gerechtigkeit an den göttlichen Willen bleibt auch bei den 
Kirchenvätern bis zu Augustinus weiter bestehen. Für ihn besteht Gerechtigkeit „in der 
Liebe zu dem höchsten Gute oder zu Gott“128, sie erzeugt durch eine bestimmte 
Zuordnung von Würde, die jeder Sache zuteil wird, im Menschen selbst eine definierte 
Ordnung. „Und macht uns nicht auch die Gerechtigkeit klar, deren Amt es ist, jedem 
das Seine zuzuteilen – wodurch im Menschen selbst die rechte Naturordnung 
aufgerichtet wird: die Seele Gott untertan, das Fleisch der Seele und somit Seele und 
Fleisch Gott […].“129 Der Begriff von Gerechtigkeit ist auf die Instanz „Gott“ gerichtet, 
Gerechtigkeit tritt als Vollkommenheit des gesamten Daseins und als harmonische 
Einheit seiner verschiedenen Teile auf.130 
2.5.2 Naturrechtliche Überlegungen 
   Das Naturrecht stellt eine Mischform in der Rechtsphilosophie dar, es sind darin 
sowohl der metaphysische als auch der rationalistische Typus von 
Gerechtigkeitsbegründungen und – für unsere Überlegungen in diesem Abschnitt 
wichtig – Instanzen von Gerechtigkeit vertreten. Die Grundthese der Naturrechtslehre 
besagt, es gibt eine vollkommen gerechte Regelung der menschlichen Beziehungen, die 
von der Natur im Allgemeinen oder von der Natur des Menschen als eines 
vernunftbegabten Wesens ausgeht. Natur im Sinne beider Verwendungsweisen wird zur 
normativen Autorität, zu einer Art Gesetzgeber und damit zu einer Instanz von 
Gerechtigkeit.131 Mittels einer sorgfältigen Analyse der Natur können die ihr 
immanenten Gerechtigkeitsnormen gefunden werden, die richtiges und gerechtes 
                                                 
127 Matth. 5,6, 5,10, 5,20 
128 Del Vecchio 1940, S. 13 
129 Augustinus: „Der Gottesstaat“, XIX, 4 (S. 242f) 
130 Für unsere Analyse der Instanzen von Gerechtigkeit ist eine weitere Verfolgung der Rolle 
metaphysischer Begründungen nicht mehr nötig. Die Verankerung speziell in der Christlichen Lehre 
sollte exemplarisch diesen Zusammenhang hervorheben. Eine spezielle Rolle spielt das Verhältnis Gott – 
Gerechtigkeit im Islam. Dazu siehe Kapitel 5. 
131 Vgl. Kelsen 2000, S. 46 
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Verhalten der Menschen definieren. Betrachtet man die Natur als Schöpfung Gottes, 
dann sind die in ihr enthaltenen naturrechtlichen Normen als Ausdruck des göttlichen 
Willens zu interpretieren und es handelt sich dabei um eine Naturrechtslehre mit 
metaphysischer Grundannahme. Wird allerdings das Prinzip der Gerechtigkeit aus der 
Natur des Menschen als eines mit Vernunft versehenen Wesens abgeleitet und das ohne 
Rücksicht auf einen möglichen göttlichen Ursprung dieser Vernunft, dann spricht man 
von einer Naturrechtslehre mit rationalistischer Begründung. 
   Ein Vertreter des metaphysischen Typs einer Naturrechtslehre ist Gottfried Wilhelm 
Leibnitz. Als gelernter Jurist hat er ein sehr starkes Interesse am Gerechtigkeitsbegriff 
entwickelt. Das zieht sich durch sein gesamtes Lebenswerk und stellt geradezu den 
Leitbegriff seiner Naturrechtslehre dar.132 Seine Rechtsordnung ist darauf ausgelegt, in 
einer Art Stufung den Menschen gegenüber der Gottheit unterzuordnen, dann erst den 
Einzelnen gegenüber  der Spezies und in einem dritten Schritt den Einzelmenschen 
gegenüber dem Staat. Die Philosophie Leibnitz’ hat ganz allgemein eine stark 
metaphysische Prägung, sein Hauptthema ist aber die mögliche Einheit der göttlichen 
und der menschlichen Vernunft. Leibnitz thematisiert Gerechtigkeit als eine Eigenschaft 
oder Haltung der Einzelpersonen, jedoch mit einem sehr starken Bezug auf Gott. 
     Ausdruck findet diese Grundannahme in einer Dreiteilung seines 
Gerechtigkeitsbegriffes, wobei er sich an den Rechtsregeln des Ulpian orientiert.133  Als 
erste Stufe sieht er das positive oder strenge Recht, er versteht darunter – in Anlehnung 
an die erste Ulpianische Rechtsregel – eine personale Haltung, die ein 
Schädigungsverbot (neminem laedere) als vollkommene Pflicht fordert. Er nennt diese 
Gerechtigkeitsstufe iusticia commutativa, weil hier ein Gegenseitigkeitsbezug 
vorhanden ist: Jeder schuldet jedem gegenüber gerecht zu sein, die Instanz, der 
Gerechtigkeit geschuldet wird, ist also die jeweilige Person. Hier kann man sowohl von 
einem Prinzip (oberster Grundsatz), als auch von einer Instanz (Begründung) von 
Gerechtigkeit sprechen. Die zweite Stufe beschreibt eine situationsgebundene 
Güterzuweisung, die nach dem Prinzip der Billigkeit zu erfolgen hat (das entspricht der 
zweiten Ulpianischen Regel, dem suum cuique tribuere). Die dritte Stufe – von Leibnitz 
als iusticia universalis134 bezeichnet – bezieht sich auf den Grundsatz der Achtung 
fremden Wohlergehens und entspricht der dritten Ulpianischen Regel, des honeste 
vivere. Hier kommt ein sehr starker göttlicher Bezug zum Tragen, die Instanz verlagert 
                                                 
132 Vgl. Horn/Scarano 2002, S. 158 
133 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 17, sowie Horn/Scarano 2002, S. 158f 
134 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 17 
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sich in Richtung der Gottheit. Leibnitz wollte damit eine Verschmelzung von Moral und 
Recht hervorheben, die beide einem einheitlichen Prinzip folgen. „Dieses ‚christliche 
Naturrecht’ , das er in der Einleitung zu seinem ‚Codex iuris gentium diplomaticus’ 
(1693) darstellte, ging von Leibnitz’ zentraler Gerechtigkeitsdefinition ‚justicia est 
caritas sapientis’ aus und stufte das Recht insgesamt nach positivem Recht, Billigkeit – 
dem die Nächstenliebe korrespondierte – sowie Frömmigkeit und Sittlichkeit als dem 
Gipfel der menschlichen  Erfüllung des Rechts.“135 
   Zu beachten ist bei dieser Betrachtung über Leibnitz, dass die Prinzipien seiner 
Gerechtigkeitstheorie und deren Begründung (Instanz) nicht immer klar zu trennen sind 
(z.B. kann „neminem laedere“ sowohl als Prinzip – oberster Grundsatz - , als auch als 
Begründung – ich schulde dem anderen gegenüber Gerechtigkeit – aufgefasst 
werden).136  Sein System hat aber in Bezug auf die Begründungsfrage einen sehr stark 
metaphysischen Grundton, die Instanz von Gerechtigkeit ist primär die Gottheit.137 
Andererseits steht Leibnitz mit seinem Wirken aber am Beginn der Neuzeit, er 
akzeptiert die neuen Wissenschaften, er beherrscht diese und steuert durch sein Wirken 
auch zu deren Weiterentwicklung bei. Damit verlagert er die Instanz von Gerechtigkeit 
zumindest sekundär auch auf den Einzelmenschen, der in einer seltsamen 
Verschränkung mit Gott dessen Gedanken apriorisch nachvollziehen und auf diese 
Weise die Leitbegriffe der Moral mittels seiner (menschlichen) Vernunft erkennen 
kann. Gerechtigkeit wird somit zwar primär noch immer Gott gegenüber geschuldet, 
aber darüber hinaus auch jedem vernunftbegabten Einzelwesen. 
   Eine naturrechtliche Position nimmt auch Jean-Jacques Rousseau ein. Seine 
Konzeption einer legitimen und gerechten politischen Ordnung gründet auf der 
Annahme eines freiwilligen Zusammenschlusses aller Menschen zugunsten des 
Gemeinwillens (volonté générale), wobei  die Individuen in diesem ursprünglichen und 
konstitutiven Akt ihre natürliche Freiheit aufgeben. Dieser allgemeine und gemeinsame 
Wille138 aller Bürger ist mehr als die bloße Summe der unterschiedlichen Vorstellungen 
                                                 
135 Metzler Philosophen Lexikon 1995, S. 501 
136 Zu grundsätzlichen Überlegungen zur Frage nach den Prinzipien bzw. der Begründung von 
Gerechtigkeit siehe Kapitel 6.  
137 Rawls bezeichnet Leibnitz als einen „großen Konservativen im besten Sinne des Wortes“. Siehe dazu: 
Rawls 2004, S. 156 
138 „Solange mehrere vereinigte Menschen sich als einen einzigen Körper betrachten, haben sie nur einen 
einzigen Willen, der die gemeinsame Erhaltung und die allgemeine Wohlfahrt zum Gegenstande hat. 
Dann sind alle Triebfedern des Staates kräftig und einfach, und seine Grundsätze klar und deutlich; er 
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der Einzelnen, und er ist auf das Wohl des Volksganzen gerichtet. Der Einzelne wird so 
zu einem Teil eines konfessionell neutralen Staatswesens. Dieses ist als Vollstrecker des 
allgemeinen Willens anzusehen und hat zugleich die totale Verfügungsgewalt über die 
Individuen. In einer solchen Gemeinschaft, die einerseits auf die Selbsterhaltung des 
Ganzen und andererseits auf die Sicherheit des Einzelnen ausgerichtet ist, kann ein 
Individuum aufgrund der besonderen Konstruktion jederzeit seinen eigenen Willen 
wieder erkennen. Ein auf diese Weise zustande gekommener Staat ist dann auch befugt, 
Gesetze zu erlassen, die ja immer den souveränen Willen des Volksganzen 
repräsentieren. 
   Für Rousseau hat der Begriff der volonté générale  normativen Charakter, es ist für 
ihn wichtig, dass es sich dabei um einen postulierten Willen der Gemeinschaft handelt, 
und nicht um den empirischen Willen der Summe der Gemeinschaft. Unter volonté 
générale versteht Rousseau den Willen einer Republik. „Ich glaube es als eine 
unbestreitbare Maxime aufstellen zu können, daß allein die volonté générale die Kräfte 
eines Staates entsprechend dem Zweck seiner Institution, nämlich dem Gemeinwohl, 
dirigieren kann […].“139 Die Äußerungen des Gemeinwillens sind die legitimen 
Gesetze, und diese gelten ohne Ausnahme für alle. Diese allgemeine Geltung ist es, die 
den Gemeinwillen von allen partikularen Willen unterscheidet. Das Gesetz ist der 
Ausdruck des Gemeinwillens, es ist daher auch ein gerechtes Gesetz, aber es muss in 
ein positives Gesetz eines Staates umgewandelt werden, damit es seine Vorzüge für die 
Bürger auch zur Geltung bringen kann. „Es werden also Verträge und (positive) 
Gesetze benötigt, um Rechte und Pflichten zu vereinigen und die Gerechtigkeit mit 
ihrem Gegenstand zusammenzubringen.“140 Der Sinn der Gesetze zielt auf das Wohl 
und die Erhaltung der ganzen Gemeinschaft ab, und die Gewohnheit, sich diesen 
Gesetzen zu unterwerfen, - auch wenn sie uns gelegentlich persönlich schaden - nennt 
Rousseau eine Tugend. Diese Tugend entsteht, indem sich der Staatsbürger  mit dem 
über Gesetze verfügten Gemeinwillen identifiziert und dabei so sehr durch diese 
Gesetze in seinem Wesen verwandelt wird, sodass er fortan auf seinen Partikularwillen, 
                                                                                                                                               
hat keine verwickelte, einander widersprechende Interessen; das Gemeinwohl tritt überall sichtlich 
hervor, und es bedarf nur gesunder Vernunft, um es wahrzunehmen.“ Jean-Jacques Rousseau: „Der 
Gesellschaftsvertrag oder Die Grundsätze des Staatsrechts“, 4.Buch, 1. (Du contrat social ou Principes du 
droit politique, 1758), zitiert aus: URL:    http://www.textlog.de/rousseau_vertrag.html (15.10.2006) 
139 „The political Writings of Jean Jacques Rousseau“, edited by C.E. Vaughan, Cambridge 1915, zitiert 
aus: Fetscher 1975, S. 126f 
140 Rousseau: Contrat Social, II, 6, zitiert aus : Fetscher 1975, S. 134f 
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wenn er vom Gemeinwillen abweicht, verzichtet. Der Staatsbürger wird sich also ganz 
dem Gemeinwillen in Form des Staates unterwerfen, dieser Gemeinwille gilt für das 
Individuum als Instanz von Gerechtigkeit.141 
2.5.3 Die Person als Instanz 
   Das Beispiel der „volonté générale“ bei Rousseau, wo als Instanz von Gerechtigkeit 
die Nation oder der Staat hervorgehoben wird, hat also „naturrechtlichen“ Charakter. Es 
hat in den gerechtigkeitstheoretischen Auseinandersetzungen - übrigens auch bei 
Rousseau - aber immer schon einen Bezug auf die Person gegeben. Wenn aber 
behauptet wird, wir schulden zum Beispiel jeder Person gegenüber Gerechtigkeit, dann 
ist eine Begriffsklärung von „Person“ nötig. Nur wenn verständlich gemacht werden 
kann, wer damit gemeint ist, kann auch eine Zuschreibung von (wechselseitigen) 
Rechten und Pflichten erfolgen. 
   Etymologisch leitet sich der Begriff „Person“ vom lateinischen persona ab, der aus 
dem Bereich des Theaters stammt, wobei die Grundbedeutung „Maske“ ist, also die 
Rolle, die der Schauspieler spielt. Abgeleitet von dieser Bedeutung des Wortes gibt es 
schon in der römischen Antike eine zweite Verwendungsweise, welche die Rolle, die 
jemand in der Gesellschaft spielt, also sein Ansehen und seine Würde, umschreibt. So 
unterscheidet beispielsweise Cicero (De officiis) vier personae,142 also vier Rollen, die 
wir Menschen im Leben spielen. Die ersten beiden Rollen sind uns von der Natur 
vorgegeben. Und zwar einerseits die Vernunftnatur im Sinne einer sittlichen Natur des 
Menschen, und andererseits die individuelle Charakteranlage, also beispielsweise unsere 
Veranlagung oder unser Temperament; wobei die sittliche Vernunft den Rahmen 
vorgibt, in dem sich die sehr unterschiedlichen individuellen Anlagen bewegen. Jeder 
sollte diese persönliche Eigenart – seine individuelle Natur – versuchen zu ergründen 
und dann gegen seine Fehler ankämpfen und seine Vorzüge entfalten. Diese beiden 
naturgegebenen Rollen werden durch zwei weitere ergänzt. Da sind zum einen die 
zufälligen äußeren Umstände, in denen wir leben. Cicero meint damit zum Beispiel die 
                                                 
141 Diese Darstellung der „volonté générale“ als Instanz von Gerechtigkeit soll lediglich als Beispiel für 
eine naturrechtliche Begründung von Gerechtigkeit dienen. Sie erhebt keinen Anspruch auf eine 
vollständige Darstellung der Position von Rousseau in diesem Zusammenhang. So hat er z.B. auch die 
Person ganz allgemein als Instanz von Gerechtigkeit angenommen, indem er das „Mitleid“, das jedem 
Menschen wesenhaft eigen ist, als Begründung der Moralität herangezogen hat. Für weitere 
Untersuchungen zur Begründung von Gerechtigkeit bei Rousseau siehe Kapitel 6 (6.1). 
142 Vgl. Ricken 1998, S. 168f 
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Abstammung, die Ämter die jemand bekleidet oder den Reichtum, über den jemand 
verfügt. Als vierte und auch schwierigste von allen Rollen gilt die jeweilige 
Lebensform, die wir selbst wählen. „Das Ideal, die Persönlichkeit, ist die 
Übereinstimmung mit sich selbst während des ganzen Lebens, und das ist nur zu 
verwirklichen, wenn die gewählte Lebensform ganz unserer individuellen Natur 
entspricht.“143  
   In der Neuzeit tritt als Bestimmungsmoment der Person immer stärker das jeweilige 
Selbstbewusstsein in den Vordergrund. So verwendet Kant den Begriff „Person“ sowohl 
im Hinblick auf das Vermögen des Einzelnen, sich selbst als identisches Ich in 
verschiedenen Zuständen bewusst zu sein,144 als auch zur Kennzeichnung der 
moralischen Qualität des Menschen. Vernünftige Wesen werden deshalb Personen 
genannt, weil sie im Unterschied zu Sachen und unvernünftigen Wesen von der Natur 
schon dadurch ausgezeichnet sind, dass sie Zweck an sich selbst sind. Als Personen 
werden Menschen deshalb bezeichnet, weil sie ein zur Sittlichkeit fähiges Wesen sind. 
Diese Autonomie im Sinne einer Selbstgesetzlichkeit ist dann ja auch letztendlich 
Voraussetzung für die Existenz kategorischer Imperative.145 
   Auch in der zeitgenössischen Debatte bleibt die Frage nach dem Personenbegriff 
weiter bestehen. Es lassen sich dabei zwei grundsätzliche Positionen unterscheiden: 
Einerseits wird das Personsein allen Menschen qua ihrer Zugehörigkeit zur Gattung 
Homo sapiens zugestanden. Das ist eine Position, die gegenwärtig heftig umstritten ist, 
wobei von den Kritikern der Vorwurf des Speziesismus146 geltend gemacht wird. Die 
zweite Position bindet die Zuschreibung des Personenbegriffs an bestimmte 
Eigenschaften. Eine solche Auffassung vertritt unter anderen auch Stefan Gosepath, der 
                                                 
143 Ricken 1998, S. 169 
144 In der „Anthropologie in pragmatischer Hinsicht“ schreibt Kant dazu: “Daß der Mensch in seiner 
Vorstellung das Ich haben kann, erhebt ihn unendlich über alle andere auf Erden lebenden Wesen. 
Dadurch ist er eine Person und, vermöge der Einheit des Bewußtseins, bei allen Veränderungen, die ihm 
zustoßen mögen, eine und dieselbe Person […].“ Kant: „Anthropologie“, §1, BA 3,4 (Band  XII, S. 407). 
145 In der Einleitung zur „Metaphysik der Sitten“ heißt es dazu: „Person ist dasjenige Subjekt, dessen 
Handlungen einer Zurechnung fähig sind. Die moralische Persönlichkeit ist also nichts anderes, als die 
Freiheit eines vernünftigen Wesens unter moralischen Gesetzen, […] woraus dann folgt, daß eine Person 
keinen anderen Gesetzen, als denen, die sie (entweder allein oder wenigstens zugleich mit anderen) sich 
selbst gibt, unterworfen ist.“ Kant: „Metaphysik der Sitten“, Einleitung, AB 22 (Band VIII, S. 329f). 
146Auf diese Debatte wird hier nicht weiter eingegangen. Für zusätzliche Informationen siehe:  Singer 
1994, Kapitel 3 (S.83-114).  Zum Begriff „Speziesismus“ siehe u.a. auch unter URL: 
http://veg.gs/de/wiki/text-speziesismus-grbl   
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die alleinige Zugehörigkeit zur Gattung Mensch weder als ein notwendiges noch als ein 
hinreichendes Kriterium für eine Zuschreibung der Bezeichnung als Person ansieht.147 
Er plädiert für die Festlegung bestimmter Leistungsmerkmale, die eine Grundlage dafür 
schaffen sollen, damit sich die Träger dieser Eigenschaften auch selbst als Personen 
ansehen und andere als solche achten können. Es geht also um eine moralische 
Gleichheit von Personen im Sinne einer Forderung nach gleicher Achtung und 
Rücksichtnahme. Dabei wird die Frage aufgeworfen, über welche Fähigkeiten müssen 
Menschen - oder ganz allgemein Wesen - verfügen, damit ihnen der Status einer Person 
zugeschrieben werden kann, und wie kann aufgrund dieser Fähigkeiten ein 
Zusammenhang zur Moral hergestellt werden.148 
    Gosepath entwickelt ein Stufenmodell, welches zunächst als Bedingung die Fähigkeit 
zu  Schmerzempfinden und Leidensfähigkeit fordert. Das ist als erste Voraussetzung 
anzusehen, damit Wesen überhaupt moralisch behandelt werden können und sollen. Als 
zweite Bedingung gilt die Fähigkeit zu einem bewussten Zukunftsbezug. Ein Wesen, 
welches keinen eigenständigen Zukunftsbezug hat, das also keinen Begriff oder keine 
Vorstellung von seiner eigenen Zukunft entwickeln kann, hat auch keine in die Zukunft 
gerichteten Wünsche und auch keine Vorstellungen über ein gutes Leben, und damit 
kann das eigene Leben auch keinen persönlichen Wert bilden. Bei einem Wesen mit 
einem Zukunftsbezug ist es jedoch moralisch verpflichtend, das Recht auf Leben und 
eine eigenständige Entwicklung zu respektieren. Als dritte Fähigkeit gilt das 
Selbstbewusstsein und das Streben nach Autonomie, das als Grundlage der für die 
Gerechtigkeitsüberlegungen wichtigen Verantwortlichkeit anzusehen ist. Damit einem 
Wesen der Status als Person zugeschrieben werden kann, müssen diese Fähigkeiten 
entwickelt und auch ausgeübt werden, damit es unabhängig und frei sein kann. Eine 
Autonomie in diesem umfassenden Sinne ist dann auch keine reine Naturanlage mehr, 
sondern eine Forderung, die jede Person für sich selbst verwirklichen muss. Die vierte 
Voraussetzung für eine Zuordnung als Person - und zugleich eine wichtige Anknüpfung 
an die Moral - ist die berühmte kantische Forderung nach einer moralischen Autonomie 
im Sinne des Konzepts von Freiheit als Selbstgesetzgebung. Sie umfasst sowohl die 
Fähigkeit, sich selbst nach seiner eigenen „Konzeption des Guten“ Ziele zu setzen, als 
auch die Fähigkeit, die Wahl der eigenen Ziele über die Vorgaben der Moral zu steuern, 
                                                 
147 Vgl. Gosepath 2004, S. 135 
148 Vgl. Gosepath 2004, S. 136ff 
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sich also selbst ein Gesetz zu geben. Das begründet laut Kant ja auch die Würde des 
Menschen.149 
   Nur wenn Wesen über die angeführten Fähigkeiten verfügen, können sie einen Sinn 
für Moral entwickeln und können aus eigener Einsicht Verpflichtungen übernehmen. 
Damit sind sie Vollmitglieder in einer Gemeinschaft von sich wechselseitig moralisch 
achtenden und auch entsprechend behandelnden Personen. Nur wenn sie also diese 
Befähigungen  haben, sind sie als Personen zu bezeichnen, als Personen mit einem Sinn 
für Moral und Gerechtigkeit.150 Das moralische Verhältnis dieser Personen ist 
symmetrisch. „Die Mitglieder dieser Klasse schreiben sich wechselseitig Rechte und 
Pflichten zu; nur Personen sind moralisch Handelnde und Adressaten der Moral 
zugleich.“151  Personen sind demnach sowohl diejenigen, die moralisch zu agieren 
haben, als auch Instanzen der Moral und der Gerechtigkeit, also diejenigen, denen 
andere Personen Gerechtigkeit schulden. 
                                                 
149 Zur Selbstgesetzgebung schreibt Kant im 2.Abschnitt der „Grundlegung“ unter dem Titel „Die 
Autonomie des Willens als oberstes Prinzip der Sittlichkeit“ u.a.: „Das Prinzip der Autonomie ist also: 
nicht anders zu wählen, als so, daß die Maximen seiner Wahl in demselben Wollen zugleich als 
allgemeines Gesetz mit begriffen sein“. („Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“, BA87, (S. 74f)). 
Bezüglich der Würde des Menschen heißt es: „Unser eigener Wille, so fern er, nur unter der Bedingung 
einer durch seine Maximen möglichen allgemeinen Gesetzgebung, handeln würde, dieser uns mögliche 
Wille in der Idee, ist der eigentliche Gegenstand der Achtung, und die Würde der Menschheit besteht 
eben in dieser Fähigkeit, allgemein gesetzgebend, obgleich mit dem Beding, eben dieser Gesetzgebung 
zugleich unterworfen zu sein. („Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“, BA 87, (S. 74)). Und an einer 
anderen Stelle: „Autonomie ist also der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen 
Natur.“ („Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“, BA 79, 80, (VII, S. 69)).   
150 Rawls definiert den Personenbegriff von der Grundlage der Tradition des demokratischen Denkens 
aus, und er schreibt Personen in seinem System der „Gerechtigkeit als Fairness“ ganz bestimmte  
moralische Vermögen zu: „Weil Personen Vollmitglieder in einem fairen System sozialer Kooperation 
sein können, schreiben wir ihnen […] zwei moralische Vermögen zu: nämlich die Anlage zu einem 
Gerechtigkeitssinn und die Befähigung zu einer Konzeption des Guten.“ (Rawls 1992, S. 268). 
Festzuhalten ist dazu noch, dass Rawls seine Auffassung des Personenbegriffs nur im Zusammenhang mit 
der Konzeption „Gerechtigkeit als Fairness“ entwirft, d.h., er setzt keine umfassende Theorie 
menschlicher Subjektivität und Identität voraus, sondern sein Personenbegriff enthält nur diejenigen 
minimalen Bestimmungen, die aus der Perspektive fairer sozialer Kooperation notwendig sind (der 
Bürger als moralische Person) (vgl. dazu u.a.: Rawls 1998, S. 97ff). 
151 Gosepath 2004, S. 138 
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2.6 Arten von Gerechtigkeit 
   Wurde bisher im Kapitel 2 Gerechtigkeit von einem allgemeinen Gesichtspunkt aus 
betrachtet, so sollen in diesem Abschnitt die verschiedenen Arten oder Typen von 
Gerechtigkeit untersucht werden. Sie sind schon seit der Antike Gegenstand der 
politischen Überlegungen und Diskussionen, und sie unterscheiden sich von einer 
allgemeinen Definition – von einem allgemeinen Prinzip - von Gerechtigkeit wie 
beispielsweise der Formel „Jedem das Seine“ (siehe dazu die Abschnitte 2.2.1 und 
2.3.3) durch eine jeweils spezifische Differenz. 
2.6.1 Prinzipielle Unterscheidungen  
   Das 5.Buch der „Nikomachischen Ethik“ von Aristoteles gilt als das Standardwerk für 
eine Untersuchung der Arten von Gerechtigkeit. Darin differenziert er erstmals - und in 
dieser Form über die Gerechtigkeitskonzeption Platons hinausgehend - zwischen einer 
allgemeinen oder umfassenden Gerechtigkeit und einer speziellen.152 Erstere ist der 
Sammelbegriff für alle Formen gerechten Handelns, diese Art der Gerechtigkeit ist mit 
der Gesamtheit aller Tugenden gleichzusetzen. Diesem aristotelischen Konzept folgen 
auch viele moderne Autoren wie beispielsweise Peter Koller, der den Begriff der 
Gerechtigkeit auf zweifache Weise verwendet: In einem weiteren und einem engeren 
Sinn.153  Die Verwendungsweise im weiteren Sinne bezieht sich – ganz aristotelisch - 
auf die Gesamtheit der wechselseitigen Ansprüche und Verbindlichkeiten, das heißt, auf 
die moralischen Rechte und Pflichten, die Menschen gegeneinander haben. Diese Art 
von Gerechtigkeit ist ident mit dem einforderbaren Teil der Moral, also dem Bereich des 
moralisch Geschuldeten (zur Verwendungsweise im engeren Sinn bei Koller siehe 
weiter unten). 
   Ungleich größere Aufmerksamkeit verwendet Aristoteles allerdings auf die spezielle 
oder partikulare Gerechtigkeit.154 Er versteht darunter eine Grundhaltung, die zu einer 
                                                 
152 Bei der scholastischen Aristoteles-Rezeption wird dieses Begriffspaar als iustitia generalis oder 
universalis, sowie als iustitia specialis oder particularis  wiedergeben. Interpretationsprobleme ergeben 
sich aus dem Umstand, dass Aristoteles die iustitia generalis als vollständige Gesetzesbefolgung 
charakterisiert, und die scholastische Theoriensprache diese deshalb auch als iustitia legalis bezeichnet 
(vgl. Horn/Scarano 2002, S. 27). 
153 Vgl. Koller 1994, S. 79 
154 Hier wird nicht genauer auf die Gerechtigkeitskonzeption Aristoteles’ eingegangen, für eine 
detaillierte Darstellung siehe Kapitel 3.  
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adäquaten Zuteilung von Gütern und Leistungen führt. Er unterscheidet dabei zwischen 
einer Verteilungsgerechtigkeit (iustitia distributiva)  und einer ausgleichenden 
Gerechtigkeit (iustitia commutativa und  correctiva). Koller – um bei dem Vergleich mit 
einem zeitgenössischen Autor zu bleiben – verwendet ähnlich wie Aristoteles 
Gerechtigkeit ebenfalls in einem engeren Sinne, und zwar als „Teilklasse der sozialen 
Pflichtmoral.“155  Damit meint er diejenigen moralischen Rechte und Pflichten, die auf 
die Regelung zwischenmenschlicher Konflikte um die Güter und Lasten des sozialen 
Zusammenlebens ausgelegt sind. 
   Eine ganz andere Unterscheidung grundsätzlicher Natur von Gerechtigkeit wird in der 
Rechtsphilosophie aufgezeigt: Absolute und relative Gerechtigkeit. Vor allem die 
Vertreter des Rechtspositivismus weisen auf den prinzipiellen Unterschied zwischen 
Recht und Gerechtigkeit hin. Eine möglichst weitgehende Annäherung von beiden soll 
zwar das Ziel jedes sozialen und politischen Systems sein,156 eine vollständige 
Übereinstimmung und damit eine absolute Gerechtigkeit erscheinen allerdings 
unerreichbar. „Wenn die Geschichte der menschlichen Erkenntnis uns irgendetwas 
lehren kann, ist es die Vergeblichkeit des Versuches, auf rationalem Wege eine absolut 
gültige Norm gerechten Verhaltens zu finden,[…]“157 schreibt Hans Kelsen zu diesem 
Thema. Die geistige Erfahrung der Vergangenheit – so Kelsen - hat gelehrt, dass die 
menschliche Vernunft nur in der Lage ist, relative Werte zu begreifen. So kann 
beispielsweise ein Urteil, das wir fällen, niemals den Anspruch erheben, die 
Möglichkeit eines gegenteiligen Werturteils auszuschließen. Für Kelsen ist absolute 
Gerechtigkeit ein irrationales Ideal. Eine relative Gerechtigkeit, die sich mit Zeit und 
Ort ändern kann und auch bereit ist, Kompromisse einzugehen und Toleranz walten zu 
lassen, erscheint im Sinne einer angestrebten sozialen Ausgeglichenheit als ein - aus 
rechtsphilosophischer Sicht - durchaus erstrebenswertes und auch erreichbares Ziel.158  
   Eine weitere prinzipielle Unterscheidungsmöglichkeit der Arten von Gerechtigkeit, 
die durchaus Parallelen zur  aristotelischen Konzeption aufweist, ist die Differenzierung 
zwischen formaler und materialer Gerechtigkeit. Betrachtet man die menschlichen 
                                                 
155 Koller 1994, S. 79 
156 Gustav Radbruch schreibt dazu: „Die Idee des Rechts kann nun keine andere sein als die 
Gerechtigkeit.“ Zitiert aus: URL: http://www.uibk.ac.at/zivilrecht/buch/kap18_0.xml?section=1;section-
view=true (31.10.2006) 
157 Kelsen 2000, S. 49 
158 Für eine Analyse des Zusammenhangs von Gerechtigkeit, Moral und Recht siehe u.a. auch: 
Tschentscher 2000, bes. Erster Teil, S. 27-43 
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Handlungen als primäre Gegenstände von Gerechtigkeit (siehe Kapitel 2.4.1) und fragt 
danach, ob diese gerecht oder ungerecht sind, dann verdienen das Prädikat „gerecht“ nur 
solche Handlungen, die von allgemeinen Regeln geleitet sind, welche ihrerseits eine 
Vorgangsweise bestimmen und  darauf ausgelegt sind, andere unter gleichartigen 
Umständen stets in gleicher Weise zu behandeln.159  Diese formale Gerechtigkeit 
besteht allein aus der gleichmäßigen Befolgung von Prinzipien, also dem Gehorsam 
gegenüber einem System von Regeln. Sie ist dabei völlig unabhängig davon, wie die 
Inhalte gestaltet sind; es kommt allein auf die Gleichbehandlung an. Bei unseren 
Handlungen müssen wir uns von allgemeinen Regeln leiten lassen, die in allen 
gleichartigen Fällen ein gleichförmiges Handeln verlangen. Die formale Gerechtigkeit 
fordert, Gleiches stets gleich zu behandeln und gehört damit insoweit zu den 
Kernbegriffen von Gerechtigkeit, als sich daraus eine Regelhaftigkeit und damit eine 
Universalität ergibt, im Sinne von „Geltung für alle“.160 Formale Gerechtigkeit ist 
demnach ein konstitutives Merkmal unseres Verständnisses von Gerechtigkeit. 
   Werden allerdings diese allgemeinen Regeln des zwischenmenschlichen Handelns mit 
Inhalten versehen, wenn also beispielsweise die Umstände bezeichnet werden, unter 
denen man andere Personen gerecht behandeln muss, oder die Art und Weise der 
Behandlung angibt, dann beginnen sich die Geister zu scheiden. Das ist der Bereich der 
materialen Gerechtigkeit. Ist das Prinzip der formalen Gerechtigkeit noch 
weitestgehend unbestritten, so gehen die Meinungen bezüglich einer materialen 
Gerechtigkeit weit auseinander. „Tatsächlich scheint es keine Forderungen der 
materialen Gerechtigkeit zu geben, die – wie das Postulat formaler Gerechtigkeit – für 
alle Bereiche zwischenmenschlichen Handelns Geltung besitzen. Die Arten sozialen 
Handelns, auf die Forderungen der Gerechtigkeit Anwendung finden, sind ihrer Natur 
nach zu verschieden, um sich unter ein gemeinsames Prinzip subsumieren zu lassen.“161 
Darauf hat auch schon Aristoteles reagiert und für den Bereich der besonderen oder 
materialen Gerechtigkeit zwischen distributiver und kommutativer Gerechtigkeit 
unterschieden. Diese Zweiteilung ist noch immer richtungweisend, erscheint aber aus 
heutiger Sicht als zu grob und zu ungenau.162 Zeitgenössische Autoren verwenden eine 
                                                 
159 Vgl. Perelman 1967, S. 28, Koller 1994, S. 82, Koller 2001, S. 26, Rawls 1975, S. 78f und 268f, sowie 
Kapitel  2.3.1 dieser Arbeit  
160 Vgl. Tschentscher 2000, S. 62 
161 Koller 1994, S. 82 
162 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 23f, bes. Anm. 58, sowie Koller 1994, S. 82f und Koller 2001, S. 28 
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differenziertere Einteilung, um den Anforderungen der modernen Gesellschaften zu 
entsprechen.163 
   Bevor nun die verschiedenen Arten von materialer Gerechtigkeit genauer behandelt 
werden, ist eine weitere grundsätzliche Unterscheidung zu treffen, wobei man dabei 
auch auf zwei prinzipiell unterschiedliche Arten von Gerechtigkeit stößt. Materiale 
Gerechtigkeit kann ergebnisorientiert oder verfahrensorientiert sein und 
dementsprechend kann Gerechtigkeit ganz allgemein in eine ergebnisbezogene oder 
eine verfahrensbezogene unterteilt werden.164 Diese Unterscheidung kann sich auch auf 
die in der Folge untersuchten Arten von materialer Gerechtigkeit beziehen.  
2.6.2 Tauschgerechtigkeit 
   Tauschgerechtigkeit kommt immer dann zum Tragen, wenn mindestens zwei 
Personen, von denen jede bestimmte Rechte oder Güter besitzen, in Beziehung treten, 
um Güter oder Leistungen zu tauschen. Diese Form der sozialen Beziehung war schon 
seit frühester Zeit immer bestimmten Regelungen unterworfen. Ein Tausch gilt als 
gerecht, wenn zwischen den getauschten Gütern  oder Dienstleistungen 
Gleichwertigkeit (Äquivalenz) besteht. Um diese Gleichwertigkeit zu bestimmen, muss 
nach einem allgemein anerkannten Maß des Wertes der Güter oder Dienstleistungen 
gesucht werden. „In traditionellen Gesellschaften hat als jenes Wertmaß üblicherweise 
die Zeit gegolten, die für die Herstellung eines Gutes oder für die Erbringung einer 
Leistung aufgewendet wurde.“165 Die Zeit als unabhängiges Wertmaß und damit das 
Äquivalenzprinzip hat jedoch mit zunehmender Arbeitsteilung in den 
Produktionsverhältnissen und deren Differenzierung immer mehr an Bedeutung 
verloren. Auch durch die Zunahme geldwirtschaftlicher Austauschbeziehungen wurde 
das alte, auf den Faktor Zeit bezogene Tauschverhältnis immer schwieriger, und so ist 
dann nach und nach eine andere Vorstellung von Tauschgerechtigkeit entstanden, die 
eher an Verfahren im Sinne von fairen Austauschbedingungen orientiert war. 
Tauschverhältnisse sind nach diesem Prinzip dann gerecht, wenn sie von freien und 
gleichberechtigten Personen zum Zwecke des Tausches freiwillig eingegangen werden, 
                                                 
163 Die weitere Einteilung folgt dem Schema von Koller 1994, S. 87, sowie Koller 2001, S. 28ff 
164 Vgl. Rawls 1975, S. 106ff 
165 Koller 1994, S. 83 
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und zwar unter der Bedingung einer wechselseitigen Vorteilhaftigkeit bei der 
angestrebten Transaktion.166  
   Otfried Höffe misst den Tauschbeziehungen im Bereich der sozialen Gerechtigkeit 
eine herausragende Bedeutung zu, er tritt für einen Paradigmenwechsel von der 
Verteilungsgerechtigkeit zugunsten der Tauschgerechtigkeit ein.167 Ein Beispiel für die 
Eignung des Tausches als Paradigma der sozialen Gerechtigkeit ist für Höffe die 
klassische soziale Aufgabe der Verantwortung gegenüber der älteren Generation, die 
seiner Meinung nach durch drei Formen des Tausches geregelt wird.168 Die erste dieser 
Formen nennt er positiv und synchron und meint damit den einfachen Tausch zwischen 
älteren und jüngeren Menschen, indem sie ihre altersspezifischen Fähigkeiten und 
Erfahrungen einbringen. Die zweite und dritte Art wird als negativ diachron, 
beziehungsweise positiv diachron bezeichnet und meint einen zeitverschobenen 
Gewaltverzicht unter den Generationen. „Man muß nur die Zeitperspektive 
berücksichtigen und den synchronen Tausch durch einen diachronen Tausch ergänzen. 
Danach ist es für die Erwachsenen vorteilhaft, jetzt ihre Machtüberlegenheit gegen die 
Kinder nicht auszuspielen, wenn sie, sobald die Kinder herangewachsen, sie selbst aber 
gebrechlich geworden sind, dann ihrerseits nicht den Machtpotentialen ausgesetzt 
sind.“169 Dieser Tausch findet entwicklungsgeschichtlich zunächst in der Familie und 
der Sippe statt und ist eine Art von Eltern-Kinder-Vertrag über wechselseitige Hilfe. Es 
sind aber nicht etwa Solidaritäts-, sondern Gerechtigkeitsgründe, die diese 
Personengruppen zu einem  Freiheitstausch veranlassen. 
2.6.3 Korrektive Gerechtigkeit 
   Der Umstand, dass einzelne Menschen immer wieder gegen festgelegte Regeln des 
sozialen Zusammenlebens verstoßen und – aus böser Absicht oder aus Nachlässigkeit – 
unbefugt in die Rechte anderer eingreifen oder ihre Pflichten gegenüber anderen 
verletzten, macht eine Korrektur des begangenen Unrechts nötig, es erfordert korrektive 
Gerechtigkeit.170 Gemeint ist hier diejenige Art  von Gerechtigkeit, die Ungerechtigkeit 
                                                 
166 Vgl. Koller 2001, S. 32 
167 Für eine Zusammenfassung der Höffeschen Tauschtheorie siehe u.a.: Tschentscher 2000, S. 193-196 
168 Vgl. Höffe 2004, S. 86f 
169 Höffe 1989, S. 393 
170 Ich folge hier Peter Koller (Koller 1994 und 2001), indem der Begriff „korrektive Gerechtigkeit“ im 
Sinne von Wiedergutmachung erlittenen Unrechts verwendet wird. Die aristotelische Form von 
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im Verhalten der Menschen zueinander korrigiert. Es geht also um eine Berichtigung 
begangenen Unrechts, und zwar sowohl im Sinne von Wiedergutmachung erlittener 
Schäden, als auch im Sinne von Bestrafung  gravierender Verletzungen der sozialen 
Regeln.  
   Die korrektive Gerechtigkeit hat eine Reihe von sehr schwierigen Fragen in einer 
Gesellschaft zum Thema und soll diese auf geeignete Art und Weise beantworten. Das 
wären Fragen wie: „Wer soll für eingetretene Schäden in welchem Umfang haften? 
Welche Vergehen sollen bloß die Pflicht zur Wiedergutmachung nach sich ziehen und 
welche sollen bestraft werden? Welche Strafen sollen gegen strafwürdige Vergehen 
angedroht werden?“171  Es geht also einerseits um Wiedergutmachung (restitutive 
Gerechtigkeit), wobei allgemein gesagt werden kann, dass diese immer dann gefordert 
wird, wenn das begangene Unrecht die Rechte einzelner Personen verletzt hat, und 
andererseits um die Androhung und Verhängung von Strafen (retributive 
Gerechtigkeit), wenn die Verfolgung von Pflichtverletzungen auch im allgemeinen 
Interesse liegt. Selbstverständlich gibt es auch Handlungsweisen, die sowohl 
Wiedergutmachung als auch Strafe notwendig machen. Wie auch immer die nötigen 
Sanktionen ausfallen, sie müssen dem Ausmaß der Ungerechtigkeit angemessen sein, 
und zwar sowohl nach dem Gewicht der verletzten Pflichten, als auch nach dem Grad 
der Pflichtverletzung.172 
2.6.4 Verteilungsgerechtigkeit 
   Aus allen Arten sozialer Gemeinschaft, seien es Besitzgemeinschaften, 
Kooperationsgemeinschaften oder Solidaritätsgemeinschaften,173 resultieren Güter und 
Lasten, die allen Beteiligten gemeinsam zustehen und daher unter ihnen zur Verteilung 
kommen. Daraus ergibt sich das Problem der Verteilungsgerechtigkeit, das besonders in  
modernen Gesellschaften zu nicht enden wollenden Auseinandersetzungen führt. Und es 
                                                                                                                                               
„kommutativer Gerechtigkeit“ beinhaltet sowohl den Tausch als auch die Wiedergutmachung (siehe 
Kapitel 3). 
171 Koller 2001, S. 33 
172 Vgl. Koller 2001, S. 34 
173 Besitzgemeinschaften liegen vor, wenn mehrere Personen eine Gütermenge besitzen und diese unter 
sich aufteilen, um sie getrennt zu nutzen. Kooperationsgemeinschaften sind gemeinschaftliche 
Unternehmen sozialer Zusammenarbeit, die den Beteiligten bestimmte Vorteile bringen, die sie allein 
nicht erreichen können. Sind Gemeinschaften von einem Gefühl der wechselseitigen Sympathie und 
Solidarität geprägt und fühlen sie sich zur Sorge um das Wohlergehen der Mitmenschen verpflichtet, 
dann spricht man von einer Solidaritätsgemeinschaft (vgl. Koller 1994, S. 84).   
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gibt tatsächlich sehr viel und sehr Unterschiedliches zu verteilen. Gesellschaften sind 
„komplizierte Verteilungsapparate“,174 die an ihre Mitglieder eine Reihe von Gütern 
auf sehr unterschiedliche Art und Weise verteilen. Das sind neben den erwirtschafteten 
Gütern im engeren Sinn auch soziale Güter wie Rechte und Pflichten, Ansehen, Macht 
und Sicherheit, Freiheit, Bildung und Berufschancen, um nur einige zu nennen. Zur 
Bewerkstelligung dieser Aufgaben verfügt jede Gesellschaft über geschichtlich sich 
entwickelte, mehr oder weniger angemessene Verteilungsstandards, an denen sich die 
Institutionen, die für die Verteilung der jeweiligen Güter verantwortlich sind, sich zu 
orientieren haben, um die Akzeptanz der Bürger zu erreichen. Deshalb ist es uns im 
Allgemeinen auch nicht gleichgültig, wie eine Gesellschaft institutionell aufgebaut ist. 
Die Menschen fordern mit Recht sowohl Standards als auch funktionsfähige 
Institutionen, die eine gerechte Verteilung gewährleisten. 
   Der umstrittenste Bereich bei Verteilungsfragen ist zweifelsohne derjenige der 
kooperativ erwirtschafteten Güter. Er ist gerechtigkeitstheoretisch von großer 
Bedeutung und auch von entsprechender Brisanz. Was unter gerechter Verteilung zu 
verstehen ist, wenn – wie bei dem Beispiel der materialen Güter – der rechtsstaatliche 
Bereich verlassen wird und der sozialstaatliche Bereich gefordert ist, versteht sich nicht 
immer von selbst und ist Gegenstand anhaltender Kontroversen in allen Gesellschaften.  
   Die älteren - auf Aristoteles basierenden - Vorstellungen von distributiver 
Gerechtigkeit verwenden dazu das Prinzip der Proportionalität,175 wobei die 
gemeinsamen, zur Verteilung anliegenden Güter und Lasten einer Gemeinschaft nach 
dem Verhältnis ihrer „Würdigkeit“ aufgeteilt werden sollen. Aus heutiger Sicht ist diese 
Vorstellung von Verteilungsgerechtigkeit unzureichend, weil sie einerseits nur die 
Verdienste der Beteiligten berücksichtigt und andere Gesichtspunkte wie Bedürfnisse 
oder berechtigte Erwartungen außer Acht lässt, und weil sie andererseits noch nicht von 
einer – heute unbestrittenen – grundsätzlichen Gleichwertigkeit aller Menschen ausgeht. 
   In der Neuzeit hat sich demgegenüber mehr und mehr die Ansicht durchgesetzt, dass 
Kriterien wie Herkunft, Standeszugehörigkeit oder Geschlecht bei einer gerechten 
Verteilung keine Rolle spielen dürfen. Alle Menschen sind in dieser Hinsicht als 
gleichwertig anzusehen. „Das ist die Idee der natürlichen Gleichheit aller Menschen. 
Sie besteht in der Annahme, daß alle Menschen von Natur aus gleichberechtigt sind und 
daß darum eine Ungleichverteilung von Rechten und Pflichten nur dann und insoweit 
                                                 
174 Kersting 2005, S. 23 
175 Vgl. Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, 5.Buch, 1131a30 (S.209) 
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zulässig ist, wenn und soweit sie durch allgemein annehmbare Gründe gerechtfertigt 
ist.“176 So entstand ein moderneres, eher gleichheitsorientiertes Verteilungsprinzip, das 
eine Ungleichbehandlung beziehungsweise Ungleichverteilung nur dann zulässt, wenn 
die Gründe dafür aus unparteiischer Sicht als allgemein akzeptabel erscheinen. Solche 
Gründe können beispielsweise die jeweiligen Beiträge, Leistungen oder Verdienste der 
Gemeinschaftsmitglieder sein, oder die Wahrung wohl erworbener Rechte und das 
Vorliegen ungleicher Bedürfnisse.177  Dieses „Prinzip der Gleichbehandlung“178 bedarf 
zwar noch einer Konkretisierung, es ist aber nicht ohne Gehalt, da es eine 
Verfahrensregel der Verteilungsgerechtigkeit darstellt, die von einer prinzipiellen 
Gleichbehandlung aller Mitglieder einer Gemeinschaft ausgeht, und für eine 
Ungleichverteilung gemeinschaftlicher Güter und Lasten hinreichende Gründe 
verlangt.179 
2.6.5 Politische Gerechtigkeit  
   Der Staat ist „ein auf das Mittel der legitimen (d.h.: als legitim angesehenen) 
Gewaltsamkeit gestütztes Herrschaftsverhältnis von Menschen über Menschen.“180 So 
lautet eine der vielen Legitimationsversuche für Herrschaftsverhältnisse (hier von Max 
Weber), und solche Begründungsversuche haben  im Verlauf der Philosophiegeschichte 
stets zu heftigen Debatten geführt. Diese besonderen sozialen Beziehungen – die 
Herrschaftsverhältnisse – sind dadurch gekennzeichnet, dass bestimmte Personen oder 
Gruppen von Personen über die Macht und die Befugnis verfügen, das Handeln oder die 
Handlungsumstände anderer Menschen zu bestimmen und zu diesem Zweck wenn nötig 
auch Zwangsmaßnahmen anwenden. Herrschaft in der einen oder anderen Form ist – 
vor allem in größeren sozialen Verbänden –  für die Aufrechterhaltung der sozialen 
Ordnung und für eine effiziente Gestaltung sozialer Zusammenarbeit notwendig; 
darüber bestand und besteht weitestgehend Einigung. Eine derartige Herrschaft muss 
                                                 
176 Koller 1994, S. 84f 
177 Ein Beispiel für ungleiche Bedürfnisse führt Judith Shklar in ihrem Buch „Über Ungerechtigkeit“ an: 
die besonderen Bedürfnisse der Opfer (z.B. von Gewaltverbrechen oder Verfolgung), (Shklar 1992, S. 
65ff). Sie bezeichnet distributive Gerechtigkeit übrigens als primäre Gerechtigkeit (ebd. S. 35).  
178 Koller 2001, S. 31 
179 Auf die unterschiedlichen Vorstellungen zur Verteilung in sozialen Gemeinschaften wird noch weiter 
unten im Abschnitt „Soziale Gerechtigkeit“ , sowie im Kapitel 3 bei der Behandlung der verschiedenen 
Gerechtigkeitstheorien eingegangen.  
180 Max Weber: „Gesammelte politische Schriften“, Tübingen  1971, zitiert aus: Nusser 1998, S. 178 
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aber bestimmten Beschränkungen unterliegen und sie muss speziellen Anforderungen 
der Gerechtigkeit entsprechen. Diese Forderung wird allgemein als politische 
Gerechtigkeit bezeichnet. Dabei sind mindestens zwei sich widersprechende, 
sozialphilosophische Positionen zu beachten und auch zu überwinden: Ein strenger 
Anarchismus, der jegliche Herrschaft ablehnt, und ein strenger Rechts- und 
Staatspositivismus, der eine beliebige Herrschaft für legitim hält.181 Zur Lösung 
beziehungsweise Überwindung dieser sehr unterschiedlichen Positionen sind 
philosophiehistorisch zumindest zwei Modelle zu erkennen, die zwar keine exakte 
Trennung zulassen, aber doch erkennbare Unterscheidungen aufweisen.182 
   Das älteste Modell, das sich mit politischer Gerechtigkeit und daher mit Fragen der 
Legitimation von Herrschaft auseinandersetzt, geht bis in die Antike zurück und wird 
allgemein als Kooperationsmodell183 bezeichnet. Es war vor allem Aristoteles, der -  
ausgehend von seinem Konzept, dass die Polis für den Menschen eine natürliche 
Gemeinschaft und der Mensch grundsätzlich ein  politisches Wesen sei184 - ein Modell 
der staatlichen Ordnung im Rahmen seiner praktischen Philosophie entwickelte, das 
sich als wesentlich anschlussfähiger als das eher hermetisch abgeschlossene Elitemodell 
Platons erwies. Es geht dabei neben der Ausrichtung auf das Gute (Konzept des 
Guten)185 und auf ein tugendhaftes Leben stets auch um die grundlegende Frage, unter 
welchen Bedingungen eine Rechts- und Staatsordnung als gerecht einzustufen sei, 
wobei sowohl Platon als auch Aristoteles von einer - räumlich gesehen - kleinen 
Polisgesellschaft ausgehen, die ihrerseits auch noch einen sehr eingeschränkten, auf die 
männlichen Vollmitglieder beschränkten Teilnehmerkreis hatte. Dieses aristotelische 
Modell der politischen Kooperation wirkte als grundlegende Traditionslinie der 
klassischen Politik, bis weit über die europäische Neuzeit hinaus. „In den Konzepten 
der ‚Civil Society’ und wiederum in der heutigen Kommunitarismusdebatte, aber auch 
in der Sprachphilosophie, in der Individualethik und in anderen wissenschaftlichen 
                                                 
181 Vgl. Höffe 2004, S. 61 
182 Der hier angeführte Modellvergleich versteht sich als kurzer philosophiegeschichtlicher Auszug  und 
soll lediglich exemplarisch die unterschiedlichen Positionen beschreiben.    
183 Vgl. Höffe 2004, S. 62f, sowie: Höffe 1989, S. 261ff 
184 Vgl. u.a. Aristoteles: „Politik“, I, 1253a 1f: „Hiernach ist denn klar, daß der Staat zu den 
naturgemäßen Gebilden gehört und daß der Mensch von Natur ein politisches Lebewesen (zoón 
politikón) ist.“  
185 Vgl. Aristoteles: „Nikomachische Ethik“, I, 1094 a1f: „Jede Kunst und jede Lehre, ebenso jede 
Haltung und jeder Entschluß scheint irgendein Gut zu erstreben. Darum hat man mit Recht das Gute als 
dasjenige bezeichnet, wonach alles strebt.“ 
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Segmenten sind erneut deutliche Anknüpfungen zu erkennen, so dass immer wieder von 
einem Neo-Aristotelismus gesprochen werden kann.“186  
   Seit der Neuzeit haben sich im Bereich der politischen Philosophie allerdings völlig 
neue Grundsätze entwickelt. Das Kooperationsmodell wurde durch ein 
Argumentationsmuster ergänzt und in weiten Bereichen  auch verdrängt, das auf einem 
Gesellschaftsvertrag basiert und in der Philosophiegeschichte als das Konfliktmodell 
bezeichnet wird. Dieser neuzeitliche Umgang mit Fragen der politischen Gerechtigkeit 
ist eng mit zwei Namen verbunden: Niccoló Machiavelli und Thomas Hobbes. 
Besonders Machiavelli hat in seinem bekanntesten und bedeutendsten Werk „Il 
Principe“ (1532) als erster die Politik als Politik thematisiert. Er entwickelt dabei einen 
systematischen Theorieansatz über die Technik politischen Handelns, über 
Machterwerb und Machterhaltung, wobei er die Fragen nach der moralischen Ordnung 
gesellschaftlichen Lebens in den Hintergrund drängt. 
    Machiavellis Denken steht im krassen Gegensatz zur – in der Antike entwickelten 
und im Christentum des Mittelalters weiter geführten – Lehre vom guten Leben als 
politische Idee. Sein Fokus auf Machterwerb und Machterhaltung bringt es mit sich, 
dass er sich zwar mit Moral und auch Religion beschäftigt, diese aber (bloß) als 
technische und taktische Mittel einsetzt.187 Er orientiert sich an der „realen“ Natur des 
Menschen, die eben nicht nur gut ist. Dadurch kann er klassische Tugenden, wie z.B. 
die Gerechtigkeit, ausblenden. Er thematisiert eher menschliche Schwächen, wie z.B. 
Anfälligkeit für Schmeichelei und setzt diese für sein Projekt der machtpolitischen 
Konfliktlösung ein. Für Machiavelli steht die Selbsterhaltung des Staates an oberster 
Stelle, gute und schlechte Verhaltensweisen werden zweckrational dieser Priorität 
untergeordnet. Es kommt damit zu einer funktionalen Überlagerung der (alten) 
ethischen Qualitäten. Allerdings, ganz ohne „Gerechtigkeit“ geht es auch bei 
Machiavelli nicht, wenn auch in einer ganz speziellen Verwendungsform: Als Rat an 
den oder die Machthaber (das Werk „Il Principe“ ist ja ein „Fürstenspiegel“). So meint 
er z.B. im Zusammenhang mit dem Verhalten nach einem Sieg: „Auch ein Sieg ist nie 
so unbestritten, daß der Sieger nicht gewisse Rücksichten zu nehmen hätte, zumal auf 
die Gerechtigkeit.“188 Offensichtlich geht es hier um eine – zweckrational – eingesetzte 
„Gerechtigkeit“, damit die „Früchte des Sieges“ nicht wieder verspielt werden. 
                                                 
186 Dornheim 1999, S. 9 
187 Vgl. Mühleisen 1999, S.85 
188 Machiavelli: „Il Principe“, Kap. XXI, zitiert aus: Mühleisen 1999, S.86 
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    Politik und Moral sind also für Machiavelli zwei grundverschiedene Kategorien. Der 
politisch Tätige – hier der Fürst – wird völlig aus der Reichweite übergeordneter, meist 
theologisch ausgerichteter Moralvorstellungen genommen. Mit dieser Konzeption 
entwirft Machiavelli ein Bild vom politischen Menschen, dessen Handeln eine 
kalkulierbare Größe wird. Im Spiel um die Macht entscheidet nur mehr die richtige 
Taktik und der zweckmäßige Gebrauch der Mittel und nicht mehr Voraussetzungen wie 
z.B. der rechte Glaube oder die Abstammung. Damit eröffnet er aber auch ein ganz 
neues, äußerst wirkungsmächtiges und für die damalige Zeit revolutionäres 
Menschenbild: Das der prinzipiellen Gleichheit aller Menschen. Zudem bildet dieses 
Konzept die Voraussetzung für ein sich in der Neuzeit immer stärker entwickelndes 
bürgerliches Subjekt, das selbstbezogen und autonom sein politisches Streben zu 
verwirklichen sucht. 
   Dieses Konfliktmodell politischen Handelns, das frei von metaphysischen und 
theologischen Vorgaben sich darstellt, wird von Thomas Hobbes noch weiter ausgebaut. 
Die politische Philosophie wird individualistisch und die Menschen verstehen sich als 
prinzipiell gleich. Allerdings, – so Hobbes – Gerechtigkeit kann es nur geben, wenn 
eine Ordnung geschaffen wird, die mittels Vertrag fixiert wird. Dazu formuliert er den 
berühmten Satz, dass nicht die Wahrheit, sondern die Autorität das Gesetz macht (non 
veritas sed auctoritas facit legem).189 Machtstreben und Konkurrenzverhalten können 
nur dort aufhören, wo eine noch viel größere Macht entgegensteht. Diese konzentriert 
sich im Modell des „Leviathan“ als ein „künstlicher Mensch“ und „sterblicher Gott“.190 
Die Bürger sind verpflichtet, sich diesem omnipotenten Souverän bedingungslos zu 
unterwerfen, allerdings nur so lange, als er tatsächlich für Schutz und Ordnung sorgt. 
    Sowohl David Hume als auch Immanuel Kant haben die Vertragstheorie von 
Machiavelli und Hobbes weiterentwickelt und zum Teil ganz neue Aspekte eingebracht. 
Im 20.Jahrhundert ist es vor allem John Rawls, der mit seiner Konzeption der 
„Gerechtigkeit als Fairness“ eine bis dato anhaltende Renaissance der politischen 
                                                 
189 Hobbes: „Leviathan“, Kap. 26, zitiert aus: Höffe 1989, S. 130. Auf weitere 
Gerechtigkeitsüberlegungen Hobbes’ wird im Kapitel 3 eingegangen.  
190 Hobbes: “Leviathan”, Kap. 17, (S. 134) 
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Philosophie initiierte.191 Das (alte) Kooperationsmodell, das bleibt festzuhalten, wurde 
durch ein auf Verträgen basierendes Konfliktmodell ersetzt.192 
   In der heutigen Debatte zu Fragen der politischen Gerechtigkeit besteht -  zumindest 
im okzidentalen Diskurs -  über ein Prinzip allgemein Einigung: Herrschaft ist kein 
Selbstzweck, sondern nur insoweit gerechtfertigt, als sie allgemein annehmbaren und 
auch anerkannten Zwecken dient. Dabei geht es in erster Linie um die Gewährleistung 
der legitimen Rechte von Menschen und um die Ermöglichung grundsätzlich 
vorteilhafter Formen der sozialen Kooperation.193  Herrschaft erscheint unter diesem 
Gesichtspunkt nur dann als gerecht, wenn sie die wechselseitigen Rechte und Pflichten 
aller Betroffenen zur Geltung bringt und soziale Beziehungen ermöglicht, die allen 
Beteiligten einen Vorteil bringen. Diejenige Staatsform, die diese Anforderungen am 
besten erfüllt, - auch darüber besteht eine weitgehende Einigung in der westlichen Welt 
– ist die Demokratie. 
    Jörg Paul Müller untersucht in seiner Monographie „Demokratische Gerechtigkeit“ 
die Anforderungen an eine derartige Form des gesellschaftlichen Zusammenlebens und 
weist besonders darauf hin, dass es weder einer Gruppe noch einer Kultur zusteht, allein 
zu definieren, was der Mensch sei und welche Bedürfnisse daraus erwachsen. Der 
Fokus sei vielmehr auf ein verständnisorientiertes Zusammenspiel der je 
unterschiedlichen Ausprägungen des Menschseins zu legen. Ein möglichst förderliches 
Zusammenleben der Menschen trotz und wegen ihrer Unterschiedlichkeit ist sowohl die 
Grundlage, als auch die sinnstiftende Aufgabe demokratischer Ordnung. „Die 
Menschen sind mit ihren spezifischen Prägungen und Lebensgeschichten je eigen und in 
ihren Überzeugungen, Wertungen und Interessen dementsprechend vielgestaltig; gleich 
sind sie hingegen im Anspruch, das Maß, nach dem menschliche Ordnung gestaltet 
werden soll, zum Ausdruck zu bringen.“194 Konflikte sind dabei unvermeidlich, und 
gerade deshalb bedarf es der ständigen Bereitschaft aller Betroffenen, durch diskursive 
Auseinandersetzung (und nicht durch Rückgriff auf Gewalt oder andere Formen der 
Unterdrückung) zu einer - für alle akzeptablen - Lösung zu gelangen. Dazu benötigt 
man die Institutionalisierung geeigneter Verfahren, in deren Rahmen allgemeine und 
                                                 
191 Darauf wird in Kapitel 3 noch genauer eingegangen.  
192 Eine an R. Alexy angelehnte Konzeption einer Klassifizierung der politischen Philosophie entwirft 
Axel Tschentscher. Er unterscheidet vier Grundpositionen: die nietzscheanische, die aristotelische, die 
hobbesianische und die kantische (vgl. Tschentscher 2000, S. 80ff, sowie S. 143ff) 
193 Vgl. Koller 2001, S. 33 
194 J. P. Müller 1993, S. 15 
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individuelle Interessen zur Sprache kommen können. Auf diese Art und Weise ist es 
dann möglich, Konsens- oder Kompromisslösungen zu erreichen.  
   Als tragende Säulen einer so verstandenen politischen Gerechtigkeit gelten demnach 
Diskursbereitschaft und Gewaltverzicht, sie stellen eine Minimalforderung von 
Gerechtigkeit dar, die in einer Welt von sehr unterschiedlichen Interessen stets aufs 
Neue gesucht und definiert werden müssen. Die Demokratie ist jene politische 
Ordnung, die einer für die Lösung dieser Aufgaben erforderlichen Selbstbestimmung 
und Autonomie des Menschen am besten entgegenkommt. Allerdings – so Jörg Paul 
Müller – haben sich im Lauf der Geschichte Recht und Staat immer mehr 
verselbständigt, haben an Eigenleben gewonnen und sind damit für die Menschen 
immer abstrakter und unnahbarer geworden. Deshalb ist es geboten, „dem Menschen die 
politischen und rechtlichen Ordnungen, in denen er lebt, als eine menschliche 
Angelegenheit zugänglicher zu machen, sie damit aus Eigengesetzlichkeiten 
zurückzuholen und Entfremdungen abzubauen.“195  Politische Gerechtigkeit kann dann 
erreicht werden, wenn verschiedene Aspekte und Erkenntnisse der modernen Sozial- 
und Geisteswissenschaften – bei Müller sind es die Diskursethik und die 
Sozialpsychologie – mit der Lehre vom Staat verbunden werden. 
2.6.6 Soziale Gerechtigkeit  
   „Ich bin überzeugt, daß ‚soziale Gerechtigkeit’ letztlich als ein Irrlicht erkannt 
werden wird, das Menschen verführt hat, viele der Werte aufzugeben, die in der 
Vergangenheit die Entwicklung der Zivilisation angeregt haben.“196 Und noch 
pointierter: „Und der vorherrschende Glaube an ‚soziale Gerechtigkeit’ ist gegenwärtig 
wahrscheinlich die schwerste Bedrohung der meisten anderen Werte einer freien 
Zivilisation.“197 So schreibt der österreichische Nationalökonom Friedrich August von 
Hayek in seinem 1981 erschienenen Buch „Die Illusion der sozialen Gerechtigkeit“ 
über einen Begriff, der zu einem Leitthema  der Gerechtigkeitsdiskussion geworden ist, 
und der mit dieser Radikalität wohl nur mehr von ganz wenigen Autoren vertreten  
wird. Auch wenn die Auffassungen darüber, was unter sozialer Gerechtigkeit im Detail 
zu verstehen ist, weit auseinander gehen, so ist man sich doch weitestgehend darüber 
                                                 
195 J. P. Müller 1993, S. 9 
196 Hayek 1981, S. 99 
197 Hayek 1981, S. 98 
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einig, dass jede Gesellschaft über ein Mindestmaß solcher Gerechtigkeitsregelungen 
verfügen muss.  
   Es geht bei Fragen der sozialen Gerechtigkeit um ganze Gesellschaften, im Konkreten 
um die Ordnung innerhalb dieser. Eine Gesellschaft in diesem Sinn ist ein soziales 
Gemeinwesen, das – obwohl aus vielen kleinen Einheiten bestehend – im Idealfall zu 
einem für alle vorteilhaften Gesamtsystem der sozialen Kooperation zusammengefasst 
wird. „Die Menschen haben gemeinsame letzte Ziele und betrachten ihre gemeinsamen 
Institutionen und Tätigkeiten als gut an sich. Sie brauchen einander als Partner in 
Lebensformen, die um ihrer selbst willen gewählt werden, und Erfolg und Freude der 
anderen sind notwendige Ergänzungen des eigenen Wohls.“198 So beschreibt John 
Rawls – stark an Aristoteles angelehnt – die Idee einer sozialen Gemeinschaft. Eine 
Gesellschaft ist demnach ein komplexes System von sozialen Beziehungen, wobei sich 
die unterschiedlichen sozialen Handlungen zwangsläufig kreuzen und überlagern. Das 
gemeinsame Ziel ist das Erreichen möglichst gerechter gesellschaftlicher Verhältnisse. 
   Soziale Gerechtigkeit zielt auf die grundlegenden sozialen Verhältnisse einer 
Gesellschaft ab, sie umfasst  alle Arten der materialen Gerechtigkeit, also sowohl 
Tauschgerechtigkeit, korrektive Gerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit und politische 
Gerechtigkeit (siehe weiter oben), da die soziale Ordnung, die sie anstrebt, möglichst 
gerechte gesellschaftliche Verhältnisse herstellen soll.199  „Das Konzept der sozialen 
Gerechtigkeit ist demnach ein Sammelbegriff, der sämtliche Erfordernisse der 
Gerechtigkeit umfaßt, die sich auf die soziale Ordnung oder Verfassung ganzer 
Gesellschaften als übergreifender und relativ selbständiger sozialer Gemeinwesen 
beziehen.“200 Und obwohl zwischen den unterschiedlichen Gerechtigkeitsanforderungen 
vielfältige Abhängigkeiten bestehen, so kommt doch der Verteilungsgerechtigkeit im 
Rahmen einer weit gefassten sozialen Gerechtigkeit eine Vorrangstellung zu. 
    Am Beispiel der Tauschgerechtigkeit soll die Priorität der Verteilungsgerechtigkeit 
illustriert werden: Auch wenn eine gerechte Verteilung durch einen Tausch zustande 
gekommen ist, so muss doch jede Abfolge von Tauschvorgängen auf einer 
Anfangsverteilung beruhen, also auf Prinzipien einer Verteilungsgerechtigkeit. Daher 
kommt der verteilenden Gerechtigkeit vor der Tauschgerechtigkeit sowohl ein 
                                                 
198 Rawls 1975, S. 567 
199 Diese Auffassung von sozialer Gerechtigkeit folgt dem Konzept von Peter Koller (siehe dazu Koller 
2001, S. 34ff) und Stefan Gosepath (siehe Gosepath 2004, S. 84ff). 
200 Koller 2001, S. 35 
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logischer, als auch ein zeitlicher Vorrang zu.201 Gerechtigkeit in diesem Sinn hat immer 
mit Verteilung zu tun, denn auch – wie in diesem Beispiel – Tauschgerechtigkeit stellt 
eine gerechte Verteilung her oder ermöglicht diese wieder. „Da eine gerechte 
Verteilung der grundlegenden bürgerlichen Rechte und Pflichten der 
Gesellschaftsmitglieder somit eine notwendige Vorbedingung gerechter sozialer 
Verhältnisse darstellt, bildet die distributive Gerechtigkeit gewissermaßen den Kern der 
sozialen Gerechtigkeit überhaupt.“202 Deshalb handelt es sich bei Fragen und bei den 
Kontroversen um die soziale Gerechtigkeit immer auch um Verteilungsfragen. Auch bei 
Rawls geht es in seinem Modell des „Urzustandes“ um eine gerechte, ursprüngliche 
Verteilung von Rechten und Pflichten, es wird geklärt, welche Ansprüche als legitim zu 
gelten haben, und dementsprechend sind sowohl Lasten als auch Güter zu verteilen. 
   Kurz noch einige Überlegungen zur Notwendigkeit dieser Art von Gerechtigkeit. Als 
klassisches Vorbild für sozialethische Fragen gilt die Annahme, dass alle Menschen als 
gleichwertig anzusehen sind und dabei sowohl ihre Leistung als auch eine angemessene 
Risikoabsicherung zu berücksichtigen ist. Das wird allgemein mit der bekannten Formel 
„Jedem das Seine“ ausgedrückt und stellt in erster Linie – wie schon weiter oben 
ausgeführt – ein Verteilungsproblem dar. Als eine der vielen Definitionen einer Theorie 
der gerechten Verteilung kann stellvertretend die von Peter Koslowski herangezogen 
werden, der als Grundsatz für soziale Gerechtigkeit im weitesten Sinn „den Willen und 
das Bestreben, zu einem der Natur der Sache entsprechenden und den Parteien 
zumutbaren Ausgleich von Ansprüchen zu gelangen“ ansieht.203 Die Dynamik der 
modernen Marktwirtschaft zeigt allerdings, dass „der Markt“ – entgegen den sehr 
optimistischen Vorhersagen der Theoretiker des Liberalismus (beispielsweise Adam 
Smith) – aus sich heraus nicht dazu in der Lage ist, eine gerechte Verteilung zu 
gewährleisten. Es mussten – um eine einigermaßen gerechte Lösung des 
Verteilungsproblems zu erreichen – die Rechtssysteme gerade diejenigen schützen, die 
unverschuldet aus den Dynamiken des freien Marktes heraus gefallen sind. Das konnte 
allerdings nicht allein aus den Überlegungen der ethischen Vernunft erreicht werden, es 
musste auch ökonomisches Wissen über die mögliche Wirkung solcher 
Steuerungsmaßnahmen eingesetzt werden, um die oft ungerechten Auswirkungen des 
                                                 
201 Otfried Höffe hingegen plädiert für einen Paradigmenwechsel zugunsten der Tauschgerechtigkeit. Vgl. 
u.a.: Höffe 1989, S. 385 und S. 436 
202 Koller 2001, S. 36 
203 Koslowski 1992, S. 84 
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Marktes zu korrigieren. Deshalb benötigt die Sozialethik, um soziale Gerechtigkeit zu 
erreichen, zu ihrer Konkretisierung als Ergänzung auch eine Wirtschaftsethik.204 
   Bevor nun die Grundforderungen einer sozialen Gerechtigkeit näher analysiert 
werden, noch ein kurzer Blick auf die Gesellschaft, für die diese 
Gerechtigkeitsforderung gelten soll. Bereits weiter oben wurde auf das Prinzip der 
Gleichbehandlung aller Menschen hingewiesen (siehe Abschnitt 2.6.4). Wird dieses 
Prinzip nun auf den Bereich der sozialen Gerechtigkeit angewendet, so ergibt sich 
daraus – da der Fokus auf der distributiven Gerechtigkeit liegt -  die Forderung nach 
einer sozialen Verteilungsgerechtigkeit. Diese wird dann erreicht, wenn die 
gemeinschaftlichen Güter und Lasten einer Gesellschaft zu gleichen Anteilen vergeben 
werden, sofern eine Ungleichverteilung nicht durch allgemein akzeptierte Gründe 
anerkannt wird.205 Dieses Prinzip der sozialen Gleichheit206 ist politisch weitestgehend 
neutral und wird in unterschiedlichen Färbungen von den meisten modernen 
Konzeptionen zur sozialen Gerechtigkeit verwendet. 
   Wie sieht nun die Gesellschaft aus, in der das Prinzip der sozialen Gleichheit 
angewendet werden soll? Wird die ganze Gesellschaft als diejenige Gemeinschaft 
betrachtet, auf die Rechte und Pflichten im Sinn einer Verteilungsgerechtigkeit 
aufgeteilt werden? Dazu gibt es grundsätzlich zwei Positionen: Eine individualistische 
(libertäre) Auffassung, bei der eine Gesellschaft als Ansammlung von unabhängigen 
Einzelwesen bezeichnet wird, die sich nur zum Zweck einer möglichst vorteilhaften 
Kooperation zusammenschließen, und eine kollektivistische (kommunitäre) Auffassung, 
bei der das Wohlergehen der Gemeinschaft  Priorität hat und die Interessen des 
Individuums denen des Kollektivs untergeordnet werden. „Mündet die 
individualistische Position, wenn sie strikt verstanden wird, in einen Laissez-faire-
Kapitalismus, in dem es nichts zu verteilen gibt, weil jedem gerade das gebührt, was er 
durch eigene Arbeit schafft oder von anderen über freiwillige Transaktion erwirbt, so 
legt ein extremer Kollektivismus einen Kommunismus nahe, in dem alles verteilt werden 
                                                 
204Als einen möglichen Ansatz zur Wirtschaftsethik wird hier exemplarisch der von Karl Homann 
angeführt. Er vertritt eine monistische Konzeption, indem er von der prinzipiellen Vereinbarkeit von 
Ethik und Ökonomie, bzw. von Moral und Eigeninteresse ausgeht. Sein Lösungsvorschlag sieht die 
Notwendigkeit von Regeln vor, die das von Eigeninteresse geprägte Handeln der einzelnen Akteure zu 
einem für alle annehmbaren sozialen Zustand bringt. Vgl. dazu: Homann 2004.  
205 Vgl. Rawls 1975, S. 81ff 
206 Vgl. Koller 2001, S. 36 
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muß, weil alles allen gemeinsam gehört.“207 Da eine Gesellschaft aber ein Netzwerk 
von Sozialbeziehungen darstellt, die zwar viele Gemeinsamkeiten aufweisen, aber doch 
keine totale Gemeinschaft ergeben, liegt die richtige Auffassung – bei allen 
herrschenden Meinungsunterschieden dazu – wohl irgendwo in der Mitte zwischen 
diesen Extrempositionen.  
  Was sind jetzt aber diese sozialen Güter, die zur Verteilung kommen? Peter Koller 
definiert sie als die Annehmlichkeiten und Vorteile, die mit dem gemeinschaftlichen 
Zusammenleben der Mitglieder einer Gesellschaft verbunden sind.208 Da die meisten 
Individuen von diesen Gütern möglichst viel haben wollen, ist ein Konflikt um diese 
nicht zu vermeiden und deshalb müssen in einer Gemeinschaft 
Verhaltensbeschränkungen erlassen werden, die ihrerseits als soziale Lasten aufgefasst 
werden. So sind – ganz allgemein gesprochen - soziale Güter erwünschte, und soziale 
Lasten unerwünschte Ergebnisse sozialen Handelns, die, wenn sie als eine Ordnung für 
die Gesellschaftsmitglieder erscheinen und  damit auf der Ebene der gesellschaftlichen 
Institutionen auftreten, als Rechte und Pflichten bekannt sind. John Rawls hat in seinem 
Hauptwerk „Eine Theorie der Gerechtigkeit“ (A Theory of Justice, 1971) eine Liste von 
„Dingen“ zusammengestellt („Grundgüter“, „primary goods“), die bis heute als 
Grundlage der Diskussion über soziale Gerechtigkeit gelten. „Nun sind Grundgüter […] 
Dinge, von denen man annimmt, daß sie ein vernünftiger Mensch haben möchte […]. 
Wer mehr davon hat, kann sich allgemein mehr Erfolg bei der Ausführung seiner 
Absichten versprechen […].“209 Die wichtigsten Arten der Grundgüter sind nach Rawls 
Rechte, Freiheiten, Chancen, Einkommen und Vermögen, sowie das Selbstwertgefühl 
der Personen.210  
                                                 
207 Koller 2001, S. 37f 
208 Vgl. Koller 1994, S. 92 
209 Rawls 1975, S. 112 
210 Rawls vertritt in seinem Hauptwerk noch die Meinung, dass diese Grundgüter in allen Gesellschaften - 
unabhängig von Zeit und Ort – von den Menschen angestrebt werden. Eine Auffassung, die er in seinen 
späteren Publikationen aufgrund massiver Kritik von verschiedenen Seiten zum Teil revidieren musste. Er 
beschränkte die Anwendbarkeit dieser sozialen Grundgüter dann auf diejenigen Personengruppen, die 
Mitglieder einer liberalen und demokratischen Gesellschaft sind. (Vgl. dazu Rawls 1998, S. 92, S. 155ff, 
S. 282ff). Einer der Kritiker Rawls’ in Bezug auf die Grundgüter  ist Michael Walzer. Er weist auf die 
gesellschaftliche Kontingenz und auf die geschichtliche Wandelbarkeit derjenigen Güter hin, die 
Menschen für erstrebenswert halten. (Vgl. Walzer 2006, S. 28f).  Auch ist festzuhalten, dass die 
Grundgüterdiskussion der zeitgenössischen politischen Philosophie zwar auf das Konzept von Rawls 
zurückgeht, der Grundgüterbegriff jedoch viel älter ist. Grundgüter sind notwendige Bestandteile jeder 
 76 
   Solche sozialen Grundgüter, die in einer Gesellschaft - möglichst gerecht - zur 
Verteilung kommen, müssen allerdings besondere Eigenschaften haben. Denn nicht 
jedes Gut, welches im Rahmen der gesellschaftlichen Distribution gehandelt wird, 
verdient auch die Bezeichnung „Grundgut“. Solche distributiven sozialen Güter müssen 
einerseits in der Präferenzordnung der meisten Menschen einen hinreichend  hohen 
Rang einnehmen, damit sie nicht von anderen, höherwertigen Gütern dominiert werden. 
Andererseits müssen es Güter sein, die bei ihrer Distribution nicht durch die Verteilung 
eines anderen sozialen Gutes ersetzt werden können. Soziale Güter weisen demnach 
zweierlei Charakteristika auf: Sie sind nicht-dominierte und nicht-substituierbare 
Güter.211 Peter Koller hat eine Liste derjenigen sozialen Güter vorgeschlagen, die in 
einer modernen Gesellschaft zentrale Bedeutung haben und von denen man annimmt, 
dass sie den Anwendungsbereich von sozialer Gerechtigkeit  bilden: Allgemeine 
Rechte, gesellschaftliche Freiheit, politische Rechte, soziale Chancen und 
wirtschaftliche Güter.212 Auch wenn die Auffassungen über die jeweils spezifischen 
Erfordernisse  der angestrebten sozialen Gerechtigkeit gerade in den gegenwärtigen 
pluralistischen Gesellschaften weit auseinander gehen, so scheinen die angeführten 
Grundgüter – sie decken sich im Großen und Ganzen mit Rawls’ Liste der „primary 
goods“ – weithin Akzeptanz zu finden, und sie entsprechen den heute vorherrschenden 
Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit. Im Folgenden eine kurze Darstellung dieser 
sozialen Grundgüter:213 
   Allgemeine Rechte (und auch Pflichten) müssen den Gesellschaftsmitgliedern von der 
institutionellen Ordnung ohne Vorbedingung – das heißt ohne Ansehen der Person – 
allein kraft ihrer Zugehörigkeit zur Gesellschaft zugesprochen werden. Daraus ergibt 
sich eine rechtliche Gleichheit, und eine Ungleichverteilung dieser Rechte und Pflichten 
ist nur dann zulässig, insofern sich  diese Differenzierung auf allgemein annehmbare 
und sachlich gerechtfertigte Gründe stützen kann. Sowohl die prinzipielle rechtliche 
Gleichheit, als auch die nötige Differenzierung muss von der Gesellschaft mittels 
allgemeiner und unpersönlicher Gesetzesnormen geregelt werden, die dann für alle 
Gesellschaftsmitglieder im gleichen Umfang gelten. 
                                                                                                                                               
Vertragstheorie, und deshalb hat schon Hobbes auf zumindest ein soziales Grundgut hingewiesen: Die 
Sicherheit, nach der die Menschen allein streben und um derentwillen sie die Bürden eines Staates auf 
sich nehmen. (Vgl. Kersting 2000, S. 28f).  
211 Vgl. Koller 1994, S. 94f 
212 Vgl. Koller 1994, S. 95 und Koller 2001, S. 42ff 
213 Vgl. Koller 2001, S. 42ff 
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   Gesellschaftliche Freiheit (bürgerliche Freiheit) meint eine durch die Institutionen 
und ihren zugrunde liegenden Regeln verbürgte Möglichkeit der 
Gesellschaftsmitglieder, ihr Leben nach eigenen Gutdünken und frei von sozialen 
Zwängen oder fremder Beeinträchtigung zu gestalten. Dies muss ebenfalls mittels 
geeigneter Gesetze ermöglicht werden, welche wiederum den Umstand zu 
berücksichtigen haben, dass sich die angestrebte Freiheit im Rahmen eines 
wohlgeordneten und für alle Beteiligten vorteilhaften Zusammenlebens zu bewegen hat. 
Einschränkungen der gesellschaftlichen Freiheit sind dann nötig, wenn die Freiheit jeder 
Person mit der gleichen Freiheit aller anderen nicht mehr verträglich ist. Rawls hat das 
Kapitel, bei dem er sich mit den bürgerlichen Freiheiten beschäftigt, „Gleiche Freiheit 
für alle“ genannt.214  Diese Freiheiten werden auch als Grundfreiheiten bezeichnet und 
umfassen verschiedene spezielle Freiheiten, wie beispielsweise persönliche Freiheit, 
politische Freiheiten (Rede-, Meinungs-, Vereins- und Versammlungsfreiheit) und 
Religions- und Gewissensfreiheit. 
   Politische Rechte verstehen sich im Sinne eines garantierten Zuganges zu den 
demokratischen Entscheidungsprozessen. Sie umfassen das Recht aller 
Gesellschaftsmitglieder, an der kollektiven Meinungs- und Willensbildung 
teilzunehmen, sofern öffentliche Angelegenheiten zur Disposition stehen, von denen der 
Einzelne betroffen ist. Immer wenn es um Fragen geht, die für viele oder alle Bürger 
von Bedeutung sind, müssen die demokratischen Entscheidungsprozesse derart geregelt 
sein, damit alle Betroffenen – direkt oder indirekt – darauf Einfluss nehmen können. 
Die politischen Rechte sind den Forderungen der allgemeinen gesellschaftlichen 
Freiheiten in mancher Hinsicht ähnlich und man kann sie auch als Teil derselben 
betrachten. Eine Einschränkung der politischen Rechte ist nur in ganz besonderen Fällen 
zulässig (siehe Wahlrecht, das einer Altersbeschränkung unterliegt), und die 
institutionelle Ordnung muss diese Ausnahmen klar regeln. Für solche Fälle der 
Ungleichverteilung müssen gute Gründe vorliegen. Allgemein jedoch gilt die  
Forderung, dass alle Gesellschaftsmitglieder über gleiche politische Teilnahmerechte 
verfügen müssen, die es ihnen ermöglichen, sich politisch zu betätigen. 
   Soziale Chancen bestehen in den berechtigten Aussichten der Bürger, Zugang zu den 
bevorzugten Positionen einer Gesellschaft zu finden. Eine Ungleichverteilung in diesem 
Bereich ist nur dann zulässig, wenn das Gesamtprodukt der sozialen Kooperation 
gesteigert werden kann und damit allen Gesellschaftsmitgliedern ein Vorteil erwächst. 
                                                 
214 Vgl. Rawls 1975, S. 233 
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Das heißt auch, der erzielte Vorteil darf nicht nur den Inhabern der bevorzugten 
Positionen zugute kommen, sondern allen Personen, besonders aber denjenigen,  die 
schlechtere Positionen einnehmen. Genau das ist der Ansatz, den Rawls in seinem 
zweiten Grundsatz über soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit verfolgt. 
Ungleichheiten „ […] müssen unter der Einschränkung des gerechten Spargrundsatzes 
den am wenigsten Begünstigten den größtmöglichen Vorteil bringen, und […] sie 
müssen mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die allen gemäß fairer 
Chancengleichheit offen stehen.“215  Nur wenn das Ergebnis der sozialen Kooperation 
allen Bürgern, besonders aber den schlechter gestellten einen Vorteil bringt, sind 
ungleiche soziale Positionen gerechtfertigt. Und wenn ungleiche soziale Positionen 
bestehen, müssen alle die gleiche Chance besitzen, entsprechend ihren Leistungen und 
Fähigkeiten in bevorzugte Positionen zu gelangen. 
   Wirtschaftliche Güter sind jene ökonomischen Mittel (materielle, wie beispielsweise 
Konsumgüter oder Einkommen, und immaterielle, wie Fertigkeiten oder 
Qualifikationen), die Menschen in die Lage versetzen, ihr Überleben zu sichern und ein 
mehr oder weniger gutes Auskommen zu haben. Da wirtschaftliche Güter zu einem 
nicht unwesentlichen Teil das Ergebnis menschlicher Arbeit und persönlicher Leistung 
sind, müssen Ungleichheiten in diesem Bereich bis zu einem gewissen Grad auch 
zulässig sein, sofern sie mit einer zweckmäßigen Gestaltung des Wirtschaftslebens in 
Einklang gebracht werden können. Auch ist eine Ungleichverteilung wirtschaftlicher 
Güter insofern gerechtfertigt, als eine leistungsfähige Wirtschaftsordnung einigermaßen 
stabile Besitz- und Eigentumsrechte erfordert. Ein weiterer Aspekt, der eine ungleiche 
Verteilung erforderlich macht, ergibt sich aus dem Umstand, dass 
Gesellschaftsmitglieder wegen besonderer Vorkommnisse (längere Krankheiten oder 
auch andere soziale Kontingenzen) nicht oder nur unzureichend in der Lage sind, 
ausreichend für ihr Wohlergehen zu sorgen. Es gibt also – besonders in modernen 
Gesellschaften - bezüglich wirtschaftlicher Güter einen im Vergleich zu den anderen 
Grundgütern erhöhten Bedarf an möglichen Ungleichheiten in der Verteilung und gute 
Gründe dafür. 
2.6.7 Generationengerechtigkeit   
   In dem 1987 erschienenen „Brundtland-Bericht“ findet sich eine inzwischen berühmt 
gewordene Stelle, die eine weltweite und bis heute anhaltende Debatte ausgelöst hat: 
                                                 
215 Rawls 1975, S. 336 
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„Humanity has the ability to make development sustainable to ensure that it meets the 
needs of the present without compromising the ability of the future generations to meet 
their own needs.”216 Damit ist auch schon eine mögliche inhaltliche Bestimmung für 
Generationengerechtigkeit gegeben: Es geht um Nachhaltigkeit, also um die Herstellung 
von Gerechtigkeit bezüglich der Bedürfnisbefriedigung zwischen den heutigen und den 
zukünftigen Menschen oder Generationen. Das  Prinzip der Fairness wird entlang der 
Zeitachse ausgedehnt und damit auch der Kreis der menschlichen Gemeinschaft um die 
zukünftigen Generationen erweitert. Bis dahin wurde die Nachwelt eher als Nutznießer 
der Leistungen und des Fortschrittes der vorhergehenden Generationen gesehen, neuere 
Erkenntnisse - beispielsweise über den Klimawandel, den Artenschwund oder über die 
Probleme rund um den langfristig strahlenden Atommüll - ließ die nachfolgenden 
Generationen aber als mögliche Opfer erscheinen. Die berechtigte Frage wurde 
aufgeworfen, inwieweit Vorfahren das Recht haben, durch möglicherweise kurzsichtige 
Entscheidungen die Entwicklungschancen der Nachwelt zu beeinflussen.217 
   Das Thema „Nachhaltigkeit“218 als ein Aspekt von Generationengerechtigkeit ist 
gerade in der gegenwärtigen Debatte ein wichtiger Topos, geht es dabei doch um nichts 
weniger als um eine dauerhaft und global lebenswerte Welt. Nachhaltigkeit setzt einen 
Langzeitbezug voraus mit der Forderung, allen Menschen - auch und vor allem den 
künftigen - gleiche oder wenn möglich bessere Lebenschancen zu ermöglichen. Wenn 
sich unsere Welt „nachhaltig entwickeln“ soll, dann meint man damit auch die 
                                                 
216 Die von den Vereinten Nationen eingesetzte „Weltkommission für Umwelt und Entwicklung“ („World 
Commission on Environment and Development) war prominent besetzt und stand unter dem Vorsitz des 
ehemaligen norwegischen Ministerpräsidenten Gro Harlem Brundtland (deshalb die Namensgebung). Der 
1987 erschiene Bericht gilt als Ausgangspunkt für eine weltweit einsetzende Debatte über Nachhaltigkeit 
und Generationengerechtigkeit. Auf UNO-Ebene folgten 1992 die „Rio-Staatenkonferenz über Umwelt 
und Entwicklung“ und deren Nachfolgekonferenz von 2002. Das Zitat stammt aus der Internetfassung des 
Brundtland-Berichtes URL:  http://www.worldinbalance.net/agreements/1987-brundtland.html 
(19.02.2008). Der Brundtland-Report wurde bald nach seinem Erscheinen auch immer wieder kritisiert. 
Hauptkritikpunkt war, dass zwar Nachhaltigkeit gefordert wird, aber neben dieser intergenerativen 
Gerechtigkeitsforderung soll ein möglichst rasches Wirtschaftswachstum zur Befriedigung der 
Grundbedürfnisse der Armen absolute Priorität haben. Diese Strategie, so die Kritiker, berücksichtige die 
ökologischen Folgeschäden zu wenig und sei wegen der hohen energieintensiven Verbrauchsstandards 
ökologisch kontraproduktiv (vgl. Strübel 1999, S.288f). 
217 Vgl. Fair Future, S.38f 
218 Im Deutschen werden neben „Nachhaltigkeit“ auch die Begriffe „Dauerhaftigkeit“ oder 
„Zukunftsfähigkeit“ gebraucht (engl. „Sustainability“ oder „Sustainable Development“ (SD) für 
nachhaltige Entwicklung). 
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Ermöglichung einer dauerhaften Existenz für uns Menschen auf diesem Planeten. Vier 
Bereiche (Nachhaltigkeitsregeln) werden in diesem Zusammenhang genannt: (1) 
Erneuerbare Rohstoffe sollen nur unter Berücksichtigung der Nachwuchsrate genutzt 
werden, (2) nicht-erneuerbare Rohstoffe sollen möglichst sparsam verwendet werden, 
(3) die Assimilationsgrenzen des Naturhaushaltes sind zu beachten (Klimawandel, 
Ozonschicht usw.) und (4) Gefahren und Risken durch schädliche Stoffeinträge (z.B. 
Atommüll) sollen weitgehend vermieden werden.219 
   Betrachtet man die gegenwärtige weltwirtschaftliche und weltpolitische Situation, so 
scheinen diese zweifelsohne guten Vorsätze in nur sehr geringem Ausmaß 
Berücksichtigung zu finden. Das westlich-kapitalistische Macht- und Wirtschaftssystem 
versucht die eigenen Wohlstandsvorstellungen über die globalisierten freien Märkte auf 
möglichst alle Bereiche dieser Erde auszudehnen. Den bevölkerungsreichen 
Entwicklungsländern werden die Verheißungen des westlichen Systems schmackhaft 
gemacht und von diesen in Kopie auch oft bereitwillig angenommen. Die Folge davon 
ist, dass sich der Autoverkehr oder ressourcenintensive Luxusgüter – um nur zwei 
Beispiele zu nennen - immer mehr globalisieren. Dies hat wiederum massive 
Auswirkungen auf bestimmte Ressourcen (z.B. Erdöl) und auf die Umwelt (z.B. 
Klimaerwärmung), und das wahrscheinlich schon für die gegenwärtigen Generationen, 
jedenfalls aber für die zukünftigen. Hiermit kommt ein sehr folgenreicher „blinder 
Fleck“ des westlichen Wirtschaftsliberalismus in den Blick, den Felix Ekardt sehr 
treffend so beschrieben hat: „Wir Okzidentalen pflegen also ein Lebensmodell, das 
weder globalisierbar noch auf Dauer lebbar ist.“220 Damit wird in erster Linie Kritik 
am westlichen Lebensstil geübt. Zwar werden immer wieder innovative Ressourcen- 
und Klimaschonungseffekte erfunden, diese werden allerdings zumeist durch unsere 
eigenen Wohlstandszuwächse aufgefressen. Wie auch immer, die Frage nach 
Gerechtigkeit ist offensichtlich für die „Antreiber der Globalisierung“221 kein 
bevorzugtes Thema, scheinbar stehen vielmehr Gewinnmaximierung und (globale)  
Machtansprüche im Vordergrund. „Präventive Kriegführung“ in diesem 
Zusammenhang scheint es zu sein, das seitens einflussreicher und mächtiger Teile der 
westlichen Welt zurzeit als Mittel eingesetzt wird, die Bemühungen um eine 
„präventive Gerechtigkeit“, also auch um Generationengerechtigkeit sind trotz der 
                                                 
219 Vgl. Ekardt 2005, S.29 
220 Ekardt 2005, S.13 
221 Fair Future, S.19 
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offensichtlichen globalen Abhängigkeiten zumindest auf der politischen Ebene noch 
sehr bescheiden.222 
   Generationengerechtigkeit hat darüber hinaus auch noch einen menschenrechtlichen  
Aspekt. Die meisten Menschenrechtserklärungen223 berücksichtigen die Forderung nach 
Generationengerechtigkeit, sie müssen als „zeitlos“ gedacht werden, und zwar in dem 
Sinne, dass zukünftige Menschen die Möglichkeit haben müssen, über die gleichen 
Grundrechte verfügen zu können wie gegenwärtig lebende. Die Grundrechte der heute 
lebenden jungen Menschen und die der künftigen Generationen müssen gewährleistet 
sein und dürfen nicht vereitelt werden. Wenn nämlich die Lebensgrundlagen heute in 
einer Weise geschädigt werden, dass für die jungen und künftigen Menschen ein Leben 
gemäß diesen Grundrechten nicht mehr garantiert ist, dann schaden wir diesen 
Generationen spätestens zu diesem zukünftigen Zeitpunkt. Deshalb müssen die 
Grundrechte künftiger Menschen bereits von den heute Lebenden geschützt werden. 
Felix Ekardt schreibt deshalb zu Recht: „Zukünftige Menschen verdienen also 
gerechtigkeitstheoretisch und bei richtiger Interpretation der Grundbegriffe liberaler 
Verfassungen Grundrechtsschutz.“224 Die bereits erwähnten Nachhaltigkeitsregeln 
bilden eine wichtige Voraussetzung im Hinblick auf eine Zukunftsgerechtigkeit. 
   Zum Schluss dieses Abschnittes möchte ich noch auf eine Dimension von 
Generationengerechtigkeit hinweisen, die weniger auf zukünftige Menschen verweist, 
sondern vielmehr auf die heute lebenden. Es geht hier um den möglichen Zusammenhalt 
                                                 
222 Als bezeichnend dafür, wie vage diesbezügliche Formulierungen auch in wichtigen Übereinkommen 
gehalten werden, ist ein Ausschnitt aus der Präambel zur Europäischen Grundrechtecharta. Hier heißt es 
unter anderem: „Sie (die Europäische Union, WG) ist bestrebt, eine ausgewogene und nachhaltige 
Entwicklung zu fördern und stellt den freien Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
sowie die Niederlassungsfreiheit sicher.“ Auffallend dabei ist, dass „nachhaltige Entwicklung“ zwar 
angesprochen wird, aber nur als „vage Bestrebung“, hingegen rein wirtschaftliche Belange und 
Forderungen schon in der Präambel klar definiert werden. Quelle: URL: 
http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf  (20.02.2008) 
223 Als Beispiel dient hier ein Abschnitt aus der „Virginia Bill of Rights“ von 1776: Der Abschnitt 1 lautet 
(in der deutschen Übersetzung): „Alle Menschen sind von Natur aus in gleicher Weise frei und 
unabhängig und besitzen bestimmte angeborene Rechte, welche sie ihrer Nachkommenschaft durch 
keinen Vertrag rauben und entziehen können, wenn sie eine staatliche Verbindung eingehen, und zwar 
den Genuß des Lebens und der Freiheit, die Mittel zum Erwerb und Besitz von Eigentum und das 
Erstreben und Erlangen von Glück und Sicherheit.“ Quelle: URL: http://www.unesco-phil.uni-
bremen.de/dokumente/Menschenrechtserkl%E4rungen/Virginia%20Bill%20of%20Rights%201776.htm 
(20.02.2008) 
224 Ekardt 2005, S.95 
 82 
der Generationen und um die Frage, ob es intergenerative Bindungen gibt oder eher den 
Kampf der Generationen. Es geht mir hier nicht um eine normative Darstellung dieses 
Aspektes von Generationengerechtigkeit, sondern lediglich um eine inhaltliche 
Bestimmung. 
   Allgemein wird bei intergenerativen Fragen zwischen Generationen in der 
Gesellschaft (Makroebene) und in der Familie (Mikroebene) unterschieden, wobei es 
gerade bei der Generationengerechtigkeit und Generationenverantwortung zu einer 
Vernetzung dieser Ebenen kommt.225 Auf der gesellschaftlichen Ebene versteht man 
unter Generationen diejenigen Personen, die mehr oder weniger benachbarten 
Geburtsjahrgängen entstammen und zudem noch gemeinsame Merkmale (kulturelle, 
politische, ökonomische) aufweisen. Gerechtigkeitsrelevante Bereiche wären hier 
Erziehung und Bildung, Arbeit und Beruf, soziale Chancen sowie soziale Sicherung, um 
nur einige zu nennen. Die Mikroebene wird von den Familien oder familienähnlichen 
Gemeinschaften gebildet. Generationengerechtigkeit hat hier einen sehr weiten Bereich. 
Von der Kinderbetreuung und Erziehung über finanzielle Zuwendungen bis zu 
Pflegeleistungen bei Krankheit und Alter.  
   Ein wesentlicher Aspekt im Zusammenhang mit Generationengerechtigkeit ist die 
wechselseitige Bindung und Verpflichtung zwischen den Mitgliedern einer Gruppe, also 
die Solidarität. Gemeint ist hier das Einstehen von Personen füreinander und die 
Bereitschaft zu gegenseitiger Hilfe. Auf der Ebene von Familie und Verwandtschaft 
gründet diese Solidarität allgemein in einer engen emotionalen Beziehung zwischen den 
Mitgliedern, die sich durch eine wechselseitige Fürsorgeverpflichtung äußert. Auf 
gesellschaftlicher Ebene, also bei Großgruppen, beruht diese Solidarität eher auf 
Institutionalisierung und Verrechtlichung. Intergenerative Hilfestellungen erfolgen hier 
- wie beispielsweise die Leistungen des Sozialstaates - nicht primär aus einem 
emotionalen Gefühl der Verbundenheit sondern aufgrund staatlich-rechtlicher 
Verpflichtungen. Die Generationengerechtigkeit wird heute besonders auf dieser 
staatlich-institutionellen Ebene immer wieder thematisiert. Schlagworte in diesem 
Zusammenhang sind Generationenvertrag, Zugang zu Bildung, Pensionssicherung usw., 
sowie im zunehmenden Maße auch ökologische Themen.  
                                                 
225 Vgl. Grieswelle 2002, S.57 
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2.6.8 Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern 
   Die seit langem verkündete und – zumindest in den Ländern der westlichen Welt – 
grundrechtlich fixierte Gleichberechtigung zwischen Frauen und Männern ist zwar im 
öffentlichen Bewusstsein durchaus verankert, faktisch ist sie allerdings in vielen 
Bereichen unserer Gesellschaft noch nicht verwirklicht. Eine sehr treffende Kurzformel 
zu den noch immer herrschenden Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern hat die 
feministische Rechtstheoretikerin Catharine MacKinnon geprägt. Sie lautet, dass „eine 
Frau zu sein nicht immer bedeutet, ein Mensch zu sein.“226 Die Zeitdiagnose, so schreibt 
beispielsweise Eva Kreisky zu diesem Thema, macht klar, „daß unbeschreibliche 
Ungerechtigkeiten die Physiognomie globaler Gegenwart prägen und daß moralisches 
wie politisches Engagement für Gerechtigkeit keinesfalls obsolet geworden ist.“227 Sie 
meint damit allerdings nicht nur die Schräglagen in Bezug auf die 
Geschlechtergerechtigkeit, verweist aber auf den Umstand, dass die klassischen, mit 
männlichen Werten aufgeladenen Konzepte zu verengten und normativ festgefahrenen 
Gerechtigkeitsdebatten geführt haben. Eine „geschlechtersensiblere Deutung“ von 
Gerechtigkeit sei ihrer Meinung nach unumgänglich. Gerade die zurzeit „manisch 
vorangetriebene ökonomische Globalisierung“ bringt Phänomene wie Ent-
Demokratisierung und Sozialabbau mit sich. Wie soziale und politische Gerechtigkeit 
auszusehen hat, „darüber befinden nur noch neo-liberale Wirtschafts- und 
Unternehmensstrategen, ihre nationalen und supranationalen politischen Klientele 
sowie neo-konservative Think-Tanks.“228 Soziale und politische Gerechtigkeit soll so, 
wenn überhaupt, „von oben“ vorgegeben werden. 
   Gerechtigkeitsfragen gehören zwar weiterhin zu den wichtigsten Topoi der 
philosophischen Debatte, ob damit allerdings eine angemessene und problemgerechte 
Thematisierung erreicht wird, bleibt offen. Die 1992 verstorbene amerikanische 
Rechtsphilosophin und Politikwissenschaftlerin Judith N. Shklar  wirft der Philosophie 
ganz allgemein vor, sich überwiegend mit „Gerechtigkeit“ zu befassen, 
„Ungerechtigkeit“ aber anderen Disziplinen zu überlassen (Geschichte und Literatur).229 
                                                 
226 Catharine MacKinnon, zitiert aus Nussbaum 1999, S.215 
227 Kreisky 1999, S.168 
228 Kreisky 1999, S.171 
229 „Warum also weigern sich die meisten Philosophen, über Ungerechtigkeit ebenso tief und subtil wie 
über Gerechtigkeit nachzudenken. Warum sich eine merkwürdige Arbeitsteilung behauptet, warum 
Philosophen Schlechtigkeit außer acht lassen, während Geschichte und Literatur von wenig anderem 
handeln.“ (Shklar 1992, S.32)  
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Dieser Vorwurf sollte für die interkulturelle Philosophie – so bleibt zu hoffen – wohl 
nicht zutreffen. Die feministisch orientierten Forschungen haben die 
Gerechtigkeitsdebatte jedenfalls von Anfang an sehr stark mit den Fragen der 
Ungerechtigkeit verbunden, stets ging und geht es dabei um die Benachteiligung von 
Frauen in sozialen, politischen und ökonomischen Belangen. 
  Über eines sind sich die meisten Autorinnen, die im Bereich der 
Geschlechtergerechtigkeit arbeiten und forschen, einig: Fast alle Theorien und Konzepte 
über politische und soziale Gerechtigkeit reflektieren die Eingeschlechtlichkeit des 
jeweiligen Erfahrungshorizontes. Sie sind damit geschlechtsblind und geben nur vor, 
geschlechtsneutral angelegt zu sein. Am Beispiel von Ungerechtigkeitsformen kann dies 
veranschaulicht werden. Mit Bezug auf die Debatte um soziale Gerechtigkeit im 
20.Jahrhundert meint Eva Kreisky dazu: „Ungerechte Folgen von Erwerbsarbeit oder 
auch Verlust von Erwerbsarbeit bildeten dabei wesentliche Dimensionen und 
Indikatoren für Ungerechtigkeit, die es politisch zu überwinden galt. […] Das politische 
Ziel sozialer Gerechtigkeit sollte mittels ethisch-rechtlicher und sozialpolitischer 
Maßnahmen umgesetzt werden, um störende soziale und politische Auswirkungen 
ökonomischer Ungleichverteilungen – für den vor allem männlichen Erwerbsarbeiter – 
abzufedern.“230  Damit wurde ein „patriarchalisches“ Maß für Ungerechtigkeit 
festgelegt, das monetär verkürzt und auf die männliche Erwerbsarbeit abgestimmt war 
und in weiterer Folge den politischen und rechtlichen Gerechtigkeitskonzeptionen eine 
„maskuline Grundierung“ gegeben hat. Es bedurfte jahrzehntelanger - feministisch 
orientierter - politischer und wissenschaftlicher Arbeit, um diese von männlichen 
Themen und Vorstellungen dominierte Gerechtigkeitsdebatte zumindest teilweise 
aufzubrechen. 
   Ein wesentliches Anliegen der feministischen politischen Philosophie ist es demnach, 
eine Reformulierung der tragenden Begriffe und Kategorien der politischen Theorie 
jenseits traditioneller Geschlechterhierarchisierungen vorzunehmen. Ein wichtiger 
Aspekt dabei ist die Überwindung der Spannung zwischen Gleichheit und Differenz der 
Geschlechter. Vom Standpunkt der Geschlechtergerechtigkeit aus betrachtet erscheint 
es wesentlich, Verschiedenheiten zuzulassen und den Gleichheitsbegriff für Differenzen 
offen zu halten.231 Diese Konzeption hat in der interkulturellen Philosophie durchaus 
                                                 
230 Kreisky 1999, S.179 
231 Vgl. Pauer-Studer 2000, S.258. In einer anderen Veröffentlichung schreibt sie dazu: „Es geht primär 
nicht darum, ob Frauen oder Männer gleich oder different sind und generell gleich oder different 
behandelt werden sollen, sondern darum, Frauen als Gleiche gerecht zu behandeln, also ihre Ansprüche 
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Entsprechungen. In der Folge werde ich exemplarisch auf drei feministische Autorinnen 
eingehen und ihre Konzepte zur Geschlechtergerechtigkeit kurz vorstellen. 
   Die Politikwissenschaftlerin Nancy Fraser232 – sie ist eine der führenden 
Theoretikerinnen des amerikanischen Feminismus – verwies schon Mitte der 90er Jahre 
des 20.Jahrhunderts auf die sich radikal verändernden Verhältnisse sowohl im Staat als 
auch in den Familien. Die Zeiten, in denen beispielsweise das männliche 
Familienoberhaupt ein „Familieneinkommen“ bezog, das Frau und Kinder ernähren 
konnte, sind – so ihr soziologischer Befund - längst vorbei. Zudem kommen massive 
Veränderungen im Bereich der Arbeitswelt und der Sozialsysteme. Ihr Resümee: 
„Kurzum, es entsteht eine neue Welt der wirtschaftlichen Produktion und der sozialen 
Reproduktion – eine Welt mit weniger stabilen Arbeitsplätzen und einer größeren 
Vielfalt der Familienformen.“233 Deshalb müssen neue politische und soziale Systeme 
entstehen, die den radikal veränderten Bedingungen entsprechen. 
   Ein wichtiger Schritt zur Erreichung solcher neuen Strukturen – Fraser sieht sie 
durchaus noch im wohlfahrtsstaatlichen Bereich – ist eine kritische Analyse und 
normative Neubestimmung des Begriffs der „Gleichheit der Geschlechter“. Fraser 
versteht darunter einen komplexen Begriff, der weit über die Dualität von Gleichheit 
und Differenz hinausgeht.234 Damit soll dem „Anderssein“ von Frauen Rechnung 
getragen werden.  Sie entwickelt dazu sieben normative Prinzipien, die alle erfüllt sein 
müssen, wenn Geschlechtergleichheit erreicht werden soll. Die beiden ersten sind 
Bekämpfung der Armut und Bekämpfung der Ausbeutung. Dies ist für Fraser deshalb 
besonders wichtig, weil Armut zunehmend ein „weibliches“ Phänomen wird und Frauen 
dann besonders leicht Opfer von Ausbeutung werden. Weitere Forderungen sind gleiche 
Einkommen, gleiche Freizeit und gleiche Achtung, da die Einkommensunterschiede 
                                                                                                                                               
in gleicher Weise zu berücksichtigen wie jene der Männer, und das verlangt sehr oft, Differenzen und 
Andersheiten in der Lage von Frauen zu beachten.“ (Pauer-Studer 1996, S.66). 
232 Ich beziehe mich hier nur auf eine der zahlreichen Veröffentlichungen von Fraser. Dabei soll lediglich 
exemplarisch ihr damaliger Beitrag zur Geschlechtergerechtigkeit vorgestellt werden. 
233 Fraser 1996, S.470 
234 „Die Gleichheit der Geschlechter ist meiner Ansicht nach eine komplexe, keine einfache Idee. Dies 
bedeutet, mit der Annahme zu brechen, daß Geschlechtergleichheit mit einem einzigen Wert oder einer 
einzigen Norm – ob nun Gleichheit, Differenz oder etwas anderes – identifiziert werden kann. Statt 
dessen sollten wir sie als eine komplexe Vorstellung begreifen, die eine Pluralität verschiedener 
normativer Prinzipien umfaßt, von denen einige mit der Gleichheits-Seite, einige mit der Differenz-Seite 
assoziiert sind. Sie enthält auch normative Ideen, auf die bislang keine der beiden Seiten angemessenes 
Gewicht gelegt hat.“ (Fraser 1996, S.473f) 
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zwischen Frauen und Männern erheblich sind, Frauen normalerweise über sehr viel 
weniger Freizeit als die Männer verfügen und Frauen aufgrund der kulturell bedingten 
(männlichen) Wahrnehmungsmuster verdinglicht werden (Stichwort: Die Frau als 
Sexualobjekt), was ihre volle Anerkennung und Respektierung als Personen verhindert.  
   Eine weitere Forderung  ist die Bekämpfung der Marginalisierung, zumal Frauen im 
öffentlich-politischen Diskurs noch immer unterrepräsentiert sind. Fraser fordert eine 
gleichberechtigte Teilnahme von Frauen in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens, da weite Bereiche von Männern dominiert werden. Dadurch entwickeln sich 
auch männerzentrierte Auffassungen von Lebensmustern, und das führt zur letzten 
Forderung Frasers zugunsten einer Geschlechtergerechtigkeit: Bekämpfung des 
Androzentrismus. Frauen sollen nicht wie Männer werden in dem Sinn, dass nicht von 
ihnen verlangt werden soll, sich Institutionen unterzuordnen, die auf Männer 
zugeschnitten sind. „Statt dessen sollte es ein Ziel der Politik sein, daß sich menschliche 
Wesen in ihnen wohlfühlen, die gebären können, sich oft um Verwandte und Freunde 
kümmern und nicht als Ausnahmen, sondern als idealtypische Partner behandelt 
werden sollen.“235 Fraser fordert in diesem Zusammenhang, dass traditionelle 
Männerdomänen einladender für Frauen werden müssen und traditionelle 
Frauendomänen attraktiver für Männer, das heißt, Frauen wie Männer müssen sich 
gleichermaßen verändern. 
   Um all diese Forderungen auch praktisch wirksam werden zu lassen, entwickelt Fraser 
ein wohlfahrtsstaatliches Modell, – sie nennt es „Modell der universellen 
Betreuungsarbeit“ -  in dem vor allem die Männer gefordert sind. Sie müssten ihre 
Lebensläufe stärker an diejenigen der Frauen anpassen, Betreuungsarbeit sollte weder 
ganz aus dem familiären Bereich in Richtung Öffentlichkeit (Staat) verlagert werden, 
noch sollte die in der Familie geleistete Betreuung nur einem Geschlecht zugeordnet 
werden. Als Vorbild dient ihr dabei das schwedische Modell.236 
   Während Fraser ihr Modell zur Gleichheit der Geschlechter auf das westliche 
Wohlfahrtssystem abstellt, ist die in Nordirland geborene Philosophin Onora O’Neill 
                                                 
235 Fraser 1996, S.478 
236 „Die Vision des Modells der universellen Betreuungsarbeit wurde am besten vom schwedischen 
Arbeitsministerium formuliert. ‚Damit es Männern und Frauen möglich ist, Elternschaft mit 
Erwerbstätigkeit zu verbinden, sind eine neue Auffassung von der männlichen Rolle und eine radikale 
Veränderung der Organisation des Arbeitslebens notwendig.’“ (Fraser 1996, S.493) 
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bemüht, eine globale Perspektive einzunehmen.237 Sie hält eine Verknüpfung von 
Fragen der Geschlechtergerechtigkeit mit denjenigen der globalen Gerechtigkeit für 
unumgänglich. Ihre Überlegungen sind damit eine wichtige Ergänzung zu der 
vorgestellten Analyse von Nancy Fraser. O’Neill unterscheidet zunächst ganz allgemein 
zwischen idealisierenden und relativierenden Gerechtigkeitstheorien238 und stellt fest, 
dass keines dieser zurzeit diskutierten Modelle für Frauen in den 
Entwicklungsgesellschaften hilfreich ist. „Frauen, insbesondere arme Frauen, werden 
feststellen, daß keiner der beiden Zugänge ihre Lebenswirklichkeit mit ihren 
reproduktiven und produktiven Aufgaben bei gleichzeitig geringen Einflußmöglichkeiten 
auf die eigenen Lebensbedingungen gerecht wird.“239 Diese armen Frauen sind nicht 
nur mittellos und besitzen keine Macht, sie müssen darüber hinaus auch noch die 
Ernährerrolle übernehmen. Feldarbeit und andere schlecht bezahlte Erwerbstätigkeiten 
gehen einher mit der Kindererziehung unter zum Teil schwierigsten ökonomischen 
Bedingungen. 
   In ihrer Analyse beschäftigt sich O’Neill zunächst ganz allgemein mit der Frage nach 
Gerechtigkeit, sie erarbeitet einen Ansatz von möglichst universeller Reichweite und 
verweist dabei auf die Vielfalt interagierender und unterschiedlich handelnder Personen. 
Eine solche Konzeption muss deshalb neben dem Anspruch auf Universalität und 
Konsistenz gleichzeitig auch sensibel für die ethischen Besonderheiten der handelnden 
Personen bleiben, sowie für ihre jeweiligen Situationen und Beziehungen. Entscheidend 
dabei ist für O’Neill die Forderung nach Verallgemeinerung. Der Pluralität der 
Situationen und Bedingungen kann nur entsprochen werden, wenn die 
Gerechtigkeitsprinzipien von einer „Vielzahl interagierender Personen“ auch 
angenommen werden.240 Zur Überprüfung der so entwickelten Prinzipien schlägt 
O’Neill unter anderem vor, die Lebensverhältnisse „armer Frauen in armen Ländern“ 
genau zu analysieren, das heißt, die gesellschaftlichen Traditionen und Institutionen zu 
untersuchen. Denn, so O’Neill, gerade Frauen in diesen armen Gesellschaften sind 
neben ihrer persönlichen Verarmung auch noch sehr oft zusätzlichen Repressionen 
                                                 
237 Ich beziehe mich in diesem Abschnitt lediglich auf eine der vielen Veröffentlichungen von Onora 
O’Neill (O’Neill 1996). Dabei soll anhand dieses Beitrages ein wichtiger Aspekt zum Thema 
„Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern“ vorgestellt werden. 
238 Vgl. O’Neill 1996, S.417 
239 O’Neill 1996, S.417f 
240 „Gerechtigkeit besteht dann in erster Linie im Festhalten an Grundsätzen, die von jeder Pluralität 
potentiell interagierender Wesen akzeptiert werden können.“ (O’Neill 1996, S.434) 
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seitens der Familien ausgesetzt. Die entscheidende Frage für sie ist nun, - und das sieht 
sie als Prüfstein für die Gerechtigkeitsprinzipien an - ob diese Frauen solche 
Gesellschaftsformen und Institutionen auch ablehnen und neu verhandeln hätten 
können. Denn nur dann könne tatsächlich von Gerechtigkeit gesprochen werden.241 
Damit will sie das in diesem Zusammenhang immer wieder aufgeworfene Argument 
entkräften, wonach die Betroffenen ohnehin mit den Bedingungen, unter denen sie 
leben, einverstanden sind. „Die Schwächeren sind der Gefahr sich ständig 
wiederholender Ungerechtigkeit ausgesetzt, wenn die Institutionen nicht so geschaffen 
sind, daß sie Personen mit eingeschränkten Fähigkeiten und Möglichkeiten die 
Gelegenheit zu Ablehnung oder Neuaushandlung verschaffen.“242 
   O’Neill entwickelt also abstrakte Prinzipien für die Anwendung von 
Gerechtigkeitsregeln, – wie Universalisierung und Konsistenz – welche, ihrer Meinung 
nach, auch so konkrete Probleme wie die Lage der unterdrückten Frauen 
berücksichtigen. Besonderes Augenmerk muss dabei auf die „tatsächlichen Fähigkeiten 
und Möglichkeiten“ gelegt werden. Dieser „formale“ Ansatz, bei dem die 
Gerechtigkeitsprinzipien  wie „allgemeine kantische Kriterien“243 dargestellt werden, 
scheint auch der heikle Punkt in O’Neills Konzept zu sein und hat ihr u.a. auch die 
Kritik von Martha Nussbaum eingebracht. Auf ihr Gerechtigkeitssystem wird 
abschließend noch kurz eingegangen. 
   Die Amerikanerin Martha C. Nussbaum ist eine der bedeutendsten Philosophinnen 
der Gegenwart und lehrt zurzeit Ethik und Rechtswissenschaften an der University of 
Chicago. Sie hat eine Reihe von Arbeiten zur Ethik und politischen Theorie 
veröffentlicht, das Spektrum reicht von Auseinandersetzungen mit Liberalismus, 
Feminismus und ökonomischem Utilitarismus bis zu Fragen der internationalen 
Verteilungsgerechtigkeit und Entwicklungspolitik (teilweise gemeinsam mit Amartya 
Sen). Nussbaum greift bei ihren philosophischen Untersuchungen zu 
Gerechtigkeitsfragen – anders als beispielsweise John Rawls, der einen an Kant 
                                                 
241 „Nach dieser Auffassung verlangt Gerechtigkeit, daß Institutionen wie Handlungen den Betroffenen 
erlauben müssen, auch wenn sie in einer Position der Schwäche und Abhängigkeit sind, die ihnen 
zugewiesenen Rollen und Aufgaben zu verweigern oder neu auszuhandeln. Wo Handlungsfähigkeiten 
schwach entwickelt und leicht verletzbar und die Gelegenheit für unabhängiges Handeln eingeschränkt 
sind, wird diese Verweigerung schwieriger. Handlungsfähigkeit wird sowohl durch mangelnde 
Kompetenz als auch durch Verpflichtungen gegen andere eingeengt.“ (O’Neill 1996, S.440) 
242 O’Neill 1996, S.444 
243 Vgl. Pauer-Studer 1996, S.73 
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angelehnten Ansatz verfolgt – auf die antike Philosophie und dabei vorwiegend auf 
Aristoteles zurück.244 Auch zu Fragen der Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern 
hat sie immer wieder Stellung bezogen. In diesem Abschnitt wird auf einen Artikel 
Nussbaums Bezug genommen, der sich kritisch mit dem soeben vorgestellten 
Gerechtigkeitskonzept von Onara O’Neill auseinandersetzt.245 
   Nussbaum anerkennt bei der Arbeit von O’Neill zwar den Umstand, dass die Situation 
von Frauen in den Entwicklungsländern genau analysiert wird, kritisiert aber 
gleichzeitig den formalen (kantischen) Ansatz, wonach eine Überprüfung nach Kriterien 
wie Universalisierung und Konsistenz die Frage der Geschlechtergerechtigkeit 
weiterbringen kann. O’Neills Konzept erscheint ihr vom Inhaltlichen her zu wenig 
konkret.246 Nussbaum bevorzugt einen Ansatz, der weniger formal ausgerichtet ist, 
sondern sich vielmehr an einem Begriff des menschlichen Tuns und – ganz allgemein – 
an einer „Idee des Menschen“ orientiert. Ihre Fragestellungen sind konkreter, sie ist 
nicht an einer metaphysischen Definition interessiert. Eine ihrer Fragen in Bezug auf 
Gerechtigkeit und Gleichverteilung lautet beispielsweise: Was sind die allgemeinen 
Fähigkeiten und Umstände dieser Menschen, um die es bei der Gerechtigkeitsdebatte 
geht? Sie thematisiert konkrete Inhalte und wirkliche  Lebensvollzüge, es geht um 
unsere spezifischen Bindungen, Verantwortlichkeiten und Empfindungen. Die Frage 
nach den Fähigkeiten und Funktionen von Menschen ist für sie von besonderer 
Bedeutung.247 Gerechtigkeit – und im besonderen Ausmaß die Gerechtigkeit zwischen 
den Geschlechtern – hängt entscheidend mit einer Gleichverteilung dessen zusammen, 
was Menschen zu tun möglich ist (also ihren konkreten Fähigkeiten). 
   Konzeptionen von Lebensqualität gibt es unzählige, die Vorstellungen vom guten 
Leben setzen sich aus einer Vielzahl von Momenten zusammen, von denen keines auf 
das andere reduzierbar ist. Interessenskonflikte sind deshalb unvermeidlich. Das – so 
Nussbaum – sei zwar ein allgemeines menschliches Problem, in den heutigen 
Gesellschaften wird es allerdings in zunehmendem Maße ein Problem der Frauen. Sie 
                                                 
244 Eine kurze Zusammenfassung der Position Nussbaums zur Ethik und politischen Theorie liefert u.a. 
Herlinde Pauer-Studer (vgl. Pauer-Studer 1999) 
245 Vgl. Nussbaum 1996, S.451-468 
246 „Letztlich habe ich Zweifel, daß wir mit einem inhaltlich so schmalen Ansatz in dieser moralischen 
Debatte weit kommen.“ (Nussbaum 1996, S.455) 
247 Dieser „Fähigkeiten-Ansatz“ geht auf Arbeiten von Amartya Sen zurück, mit dem Nussbaum intensiv 
zusammengearbeitet hat. Sen versteht unter „Fähigkeiten“ das Vermögen und die Möglichkeit von 
Menschen, für ihr Leben wertvolle Funktionen zu realisieren. (Zum Gerechtigkeitskonzept von Sen siehe 
Kapitel 3). 
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werden einerseits von den Institutionen vernachlässigt und beharren andererseits auf 
einer Pluralität der Werte. Verbundenheit und Eigenständigkeit, oder die Sorge um die 
Familie und unabhängige Erwerbstätigkeit stellen für sie keine unüberwindbaren 
Hindernisse dar. Eine solche Pluralität der Werte ist zwar konfliktträchtig, führt aber 
nach Ansicht Nussbaums zu einer reichhaltigen und angemessenen Konzeption von 
Lebensqualität. Auch wenn Frauen jetzt noch in vielen Bereichen großen 
Ungerechtigkeiten ausgesetzt sind, so kann ihre Erfahrung durchaus in einem positiven 
Sinne zu neuen Einsichten und Konzeptionen bei der Frage nach Gerechtigkeit 
zwischen den Geschlechtern führen.248 
  Die hier exemplarisch vorgestellten Ansätze von Fraser, O’Neill und Nussbaum zur 
Problematik der Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern haben durchaus 
Überlappungen, auch wenn sie mit unterschiedlichen Akzentuierungen arbeiten. 
Jedenfalls zeigen sie einen Weg auf, um Gleichheit und Differenz zu einer Konzeption 
von Gerechtigkeit zu verbinden und liefern einen überaus wertvollen Beitrag zur 
Neugestaltung dieser bislang eher androzentrisch geführten Debatte. 
                                                 
248 Vgl. Nussbaum 1996, S.465 
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3 Westliche Gerechtigkeitstheorien 
   Die Darstellung der westlichen Gerechtigkeitstheorien in diesem Kapitel folgt 
zwar einem historischen Leitfaden, ist aber weiterhin eine systematische 
Untersuchung der jeweiligen Positionen. Sie erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, es werden lediglich exemplarisch die für den weiteren Fortgang 
der Arbeit notwendigen und typischen Positionen untersucht. 
3.1 Gerechtigkeit als ordnendes Prinzip (Platon) 
   Die Gerechtigkeitsdarstellungen der vorplatonischen Zeit sind von einer – im 
Vergleich zu den nachfolgenden philosophischen Beschäftigungen mit diesem 
Thema – großen Uneinheitlichkeit gekennzeichnet, und das  sowohl in Bezug auf 
die Bedeutung von Gerechtigkeit, als auch auf die theoretische 
Auseinandersetzung damit. Während „Gerechtigkeit“ in der frühesten Zeit der 
Antike (der heroischen)1 durch das Hervortreten  anderer Tugenden  - Stärke, 
Tüchtigkeit, Weisheit und Frömmigkeit erhielten eine besondere Würdigung – in 
den Hintergrund verdrängt wurde und sich quasi der Wahrnehmung entzog, so 
gibt es in der Sophistik immerhin eine Tendenz zu einem gewissen Stellenwert 
von „Gerechtigkeit“, wenngleich noch keine einheitliche Bestimmung. Die 
sophistischen Theorien von Gerechtigkeit stimmen allerdings insofern überein, 
indem sie den Begriff als ein Phänomen der Naturordnung oder der Sozialordnung 
betrachten.2  
   Platon3 ist der erste antike Denker, der sich gründlich und auch vielseitig mit 
dem Thema Gerechtigkeit auseinandersetzt. Er legt mit seinem Dialog Politeia4 
das erste bekannte Werk der abendländischen Philosophie vor, das sich speziell 
mit der Gerechtigkeit beschäftigt. Zwar geht es in diesem Dialog vordergründig 
                                                 
1 Vgl. Del Vecchio 1940, S. 7 
2 Vgl. Horn/Scarano 2002, S. 23 
3 Platon: 427-347 v. Chr. 
4 Ich konzentriere mich in diesem Abschnitt vorwiegend auf den Dialog Politeia, da dieser sich 
fast ausschließlich mit Fragen der Gerechtigkeit beschäftigt. Gerechtigkeitsthemen werden 
allerdings auch in anderen Dialogen Platons, wie beispielsweise Kriton, Protagoras, Gorgias und 
Theaitetos behandelt.  
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um staatstheoretische Belange - so ist beispielsweise ein wichtiger Abschnitt der 
Gespräche dem idealen Staat gewidmet, Sokrates nennt diesen Kallipolis oder 
Schönstaat5 -, aber das ist nur ein Aspekt, der in die Diskussion um gute und 
schlechte Lebensweisen eingebettet ist. Entscheidend dabei und zugleich 
Ausgangspunkt der Überlegungen Platons ist die Frage nach der Gerechtigkeit. 
Der Dialog trägt deshalb auch zu Recht den Untertitel „Über die Gerechtigkeit“.6 
Es geht darin in erster Linie um die individualethische Frage, wie Gerechtigkeit 
als Grundlage für die individuelle Lebensweise letztendlich zum persönlichen 
Glück führen kann (354a).7 Damit ist auch eine gegenüber den vorplatonischen 
Theorien weitere Neuerung zu beachten: Für Platon ist die Gerechtigkeit nicht 
mehr göttlichen Ursprungs, sondern ein mehr oder weniger säkulares Phänomen.8 
Die Begründung und Legitimierung für Gerechtigkeit liegt auf einer 
metaphysischen Ebene, in der Idee des Guten. Der Mensch als Einzelner hat aber 
die volle Verantwortung zur Umsetzung der in dieser Idee vorgegebenen Ideale 
und damit ist für Platon der Begriff Gerechtigkeit in erster Linie ein 
individualethisches Problem. 
3.1.1 Gerechtigkeit im Staat 
   Um die Notwendigkeit der Gerechtigkeit für das Zusammenleben vieler, aber 
auch für das glückliche Leben der Einzelnen zu begründen, geht Platon zunächst 
von Betrachtungen über den Staat  (Polis) aus. Der Staat, so lässt Platon Sokrates 
argumentieren, ist deshalb für die Menschen nötig und ist deshalb entstanden, 
                                                 
5 Platon: „Politeia“ VII 527c (S.434). Wenn in weiterer Folge auf Stellen aus der Politeia Bezug 
genommen wird, setze ich nur die entsprechenden Randzahlen in Klammern. 
6 Erler 2006, S.178 
7 „Nun aber sind wir doch übereingekommen, die Tugend der Seele sei Gerechtigkeit, ihre 
Schlechtigkeit aber sei die Ungerechtigkeit. […] Die gerechte Seele also und der gerechte Mann 
wird gut leben, schlecht aber der Ungerechte. […] Der Gerechte also ist glücklich und der 
Ungerechte elend.“ (354a) 
8 Vgl. Höffe 2004, S.20. Es wird zwar gelegentlich im Zusammenhang mit dem gerechten Staat 
und dem gerechten Menschen von einem göttlichen Ursprung oder von einem im Himmel 
aufgestellten Muster gesprochen, die Verantwortung obliegt allerdings dem Menschen selbst. 
„Aber, sprach ich, im Himmel ist doch vielleicht ein Muster (für den gerechten Staat, WG) 
aufgestellt für den, der sehen will und nach dem, was er sieht, sich selbst einrichten.“ (592b). 
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„weil jeder einzelne von uns sich selbst nicht genügt, sondern vieler bedarf.“ 
(369b). Der Mensch hat viele Bedürfnisse, und da er nicht selbstgenügsam ist, 
muss er sich mit anderen zusammenschließen, ja er ist grundsätzlich auf andere 
angewiesen. Die Funktion des Staates ist also die Erfüllung der unterschiedlichen 
Bedürfnisse der einzelnen Mitglieder, es findet ein Geben und ein Nehmen statt. 
   Bei der weiteren Argumentation untersucht Platon die Arbeitsteilung im Staat. 
Der Grund für die Arbeitsteilung liegt in der Natur des Menschen, weil diese sehr 
unterschiedlich veranlagt sind.9 Damit ist die natürliche Anlage der Menschen – 
jeder hat unterschiedliche Begabungen – der Grund für eine mögliche Ordnung im 
Staat und zugleich eine inhaltliche Bestimmung für die Zuweisung der Aufgaben 
für den Einzelnen. Jeder darf also nur eine für ihn nach seiner Natur geeignete 
Arbeit leisten. Die Fähigkeiten, sich für die Gemeinschaft zu engagieren, sind 
damit recht unterschiedlich verteilt und auch für die Gemeinschaft von 
unterschiedlicher Relevanz. So kommt es zu einer Hierarchisierung im Staat, zur 
Ausbildung einer (natürlichen) Rangordnung.10 Den obersten Stand bilden die 
Regierenden oder Herrscher, dann folgen die Wächter und der dritte Stand wird 
von den Handwerker und Bauern gebildet. Jeder dieser Gruppen wird eine 
bestimmte Tugend zugewiesen, wobei angenommen wird, dass durch eine 
derartige (natürliche)  Strukturierung des Staates die Tugenden der Gruppen direkt 
auf den dann vollständig guten Staat übergehen.11 Die Tugend der Regierenden ist 
die Weisheit (sophia), Tapferkeit (andreia) ist für die Wächter und Besonnenheit 
(sophrosyne), im Sinne von Beherrschung der Begierden und einem 
angemessenen Verhältnis zu den oberen Klassen, ist für den dritten Stand 
vorgesehen (427d-432e). 
                                                 
9 „Denn ich bemerkte schon selbst, […] daß zuerst jeder einzelne dem anderen nicht sehr ähnlich 
geartet ist, sondern von Natur verschieden und jeder zu einem andern Geschäft geeignet.“ (370a). 
10 Erläutert wird diese Hierarchisierung unter den Mitgliedern des Staates mit Hilfe des so 
genannten „Metallmythos“. Menschen haben zwar viele Gemeinsamkeiten, sind also 
verwandtschaftlich verbunden, dennoch hat „[…] der bildende Gott […] denen von euch, welche 
geschickt sind zu herrschen, Gold bei ihrer Geburt beigemischt, weshalb sie denn die köstlichsten 
sind, den Gehilfen aber Silber, Eisen hingegen und Erz den Ackerbauern und übrigen Arbeitern.“ 
(415a). 
11 Vgl. Kim 1984, S.66 
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   Wie aber werden diese drei Tugenden des Staates geordnet, wie werden sie für 
das gedeihliche Funktionieren der Gemeinschaft fruchtbar gemacht? Mit anderen 
Worten, wie muss ein Staat (eine Stadt, eine Polis) strukturiert sein, damit die drei 
genannten Tugenden entstehen und auch bestehen können? Dieses ordnende 
Prinzip, ebenfalls eine Tugend, ist die Gerechtigkeit. „Mich dünkt nämlich, […] 
das noch Übrige in der Stadt, außer dem, was wir schon betrachtet haben, der 
Besonnenheit, Tapferkeit und Vernünftigkeit (Klugheit, WG), müsse dasjenige 
sein, was jenen allen die Kraft gibt dazusein, und müsse auch jenes, nachdem es 
nun da ist, erhalten, solange es selbst vorhanden ist. Nun aber sagten wir doch, 
die Gerechtigkeit müsse dasjenige sein, was noch fehle“ (433b). Und 
Gerechtigkeit wird einerseits bestimmt als „daß jeder das Seinige verrichtet“ 
(ebd.) und sich nicht in vielerlei andere Dinge mischt.12 Andererseits ist 
Gerechtigkeit aber auch dadurch gekennzeichnet, dass jeder „das Seine hat“.13 
   Gerechtigkeit, verstanden als „jeder  das Seine“, kann also als das ordnende 
Prinzip im Staat angesehen werden. Es geht in diesem Zusammenhang nicht 
darum, ob die Handlungen der Einzelnen gerecht sind, sondern um die Struktur 
oder Grundordnung des Staates. Der Gerechtigkeitsbegriff mit der Kernaussage 
„jeder das Seine“ dient Platon zur Begründung der Polisordnung, also einer 
bestimmten Staatskonzeption, wird aber in weiterer Folge des Dialogs auch dazu 
verwendet, die Gerechtigkeit beim Einzelnen zu untersuchen. 
3.1.2 Gerechtigkeit beim Einzelnen 
   Mit der Untersuchung der Gerechtigkeit beim Einzelnen beginnt die zweite 
Ebene in Platons Begründungsversuch. Er will den bisher nur für die 
Staatskonzeption entwickelten Gerechtigkeitsbegriff auf den einzelnen Bürger 
anwenden und dadurch auch erhärten.14 Die Untersuchung der Gerechtigkeit im 
                                                 
12 “Nämlich was wir von Anfang an festgesetzt haben, was jeder durchgängig tun müßte, als wir 
die Stadt gründeten, eben dieses, oder doch eine Art davon, ist, wie mich dünkt, die Gerechtigkeit. 
Denn wir haben ja festgesetzt und oftmals gesagt, […] daß jeder nur eines treiben müsse von dem, 
was zum Staate gehört, wozu nämlich seine Natur sich am geschicktesten eignet.“ (433a). 
13 „Auch so demnach würde, daß jeder das Seinige und Gehörige hat und tut, als Gerechtigkeit 
anerkannt werden.“ (433e). 
14 Vgl. Pfannkuche 1988, S.126 
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Staat hat ohnehin nur den heuristischen Zweck, die Gerechtigkeit beim Einzelnen 
(in seiner Seele) zu finden.15 
   Platon geht von der Annahme aus, dass es eine Entsprechung zwischen der 
Struktur des idealen Staates und der Seele des Einzelnen gibt,16 den drei Ständen 
im Staat entsprechen drei Seelenteile bzw. Vermögen der Seele:17 Die Vernunft 
(logistikon), das Zornartige oder Mutartige (thymoeides) und das Begehrliche 
(epithymetikon). Wie im Staat werden auch den Seelenteilen bestimmte Tugenden 
zugeordnet: Weisheit dem vernünftigen, Tapferkeit oder Mut dem zornartigen und 
Besonnenheit dem begehrlichen Seelenteil. Weise ist jemand, wenn der kleinste 
Teil der Seele, nämlich die Vernunft regiert, indem sie festlegt, was wirklich 
nützlich ist. Tapfer ist jemand dann, „wenn sein Mutartiges durch Lust und Unlust 
hindurch immer treu bewahrt, was von der Vernunft als furchtbar angekündigt 
worden ist, und was als nicht.“ (442c). Schließlich ist jemand besonnen, wenn 
Einmütigkeit über die Herrschaft der Vernunft besteht und die drei Seelenteile 
nicht miteinander in Streit geraten, sondern einander unterordnen und sich auf die 
jeweils eigenen Aufgaben konzentrieren.  
   In allen drei Fällen ist dann nicht nur ein Teil der Seele besonnen, tapfer oder 
weise, sondern die ganze Seele. Das ordnende Prinzip ist - analog zu den 
Betrachtungen über den Staat - wieder die Gerechtigkeit, indem jeder Seelenteil 
das Seinige tut. „Also müssen wir bedenken, daß auch ein jeder von uns, in 
welchem sie (die Seelenteile, WG) jede das Ihrige tun, gerecht sein wird und das 
Seinige verrichtend.“ (441e). Es gibt also für jeden Seelenteil „das Seinige“, das 
von seiner Natur abhängt und von ihm jeweils erfüllt werden muss. Die 
                                                 
15 “Jetzt aber laß uns die Untersuchung vollenden, die wir in der Meinung angefangen haben, daß, 
wenn wir zuvor in irgendeinem Größeren (dem Staat, WG), welches auch Gerechtigkeit an sich 
hat, diese anzuschauen versuchten, wir dann auch leichter an dem einzelnen Menschen sehen 
würden, was sie ist.“ (434d). 
16 „[…] daß in einem jeden von uns diese nämlichen drei Arten und Handlungsweisen sich finden 
wie auch im Staate. Denn nirgends anders her können sie ja dorthin gekommen sein.“ (435e). 
17 „Aber der Staat schien uns doch gerecht zu sein, sofern ihm drei einwohnende Arten von 
Naturen das Ihrige verrichten; besonnen aber und tapfer und weise durch eben jener drei Arten 
anderweitige Zustände und Eigenschaften. […] Auch von dem Einzelnen also, Lieber, werden wir 
geradeso dafür halten, daß eben diese drei Arten in seiner Seele sich finden und er derselben 
Zustände wegen wie dort auch dieselben Namen erhalte wie der Staat.“ (435b). 
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verschiedenen Kräfte der Seele sollen sich nicht gegenseitig in die Quere 
kommen, also sich nicht in die Belange der anderen einmischen. Dann herrscht 
Ordnung und Einheit in der Seele und der Einzelne kann „Freund seiner selbst“ 
werden. (443d). 
   Diese Ordnung ist zwar naturgemäß, aber sie entsteht nicht von selbst in der 
Seele, sondern die Seele muss erst zu dieser erzogen werden. Durch Erziehung 
und Gewöhnung kann sich erst eine in diesem Sinne dauerhafte Lebenshaltung 
entwickeln, und erst dann kann eine Seele als gerecht bezeichnet werden. Auf 
dem Weg dorthin müssen zunächst die Veranlagungen und Triebe der Seele des 
jungen Menschen in ein ausgewogenes Verhältnis gebracht werden. Das soll 
durch eine geeignete Mischung aus Gymnastik und musischer Erziehung erreicht 
werden.18 Entscheidend für eine richtige Erziehung ist nicht das Erlernen von 
äußeren Handlungen, sondern es geht in erster Linie darum, dass einer „sich selbst 
beherrscht und ordnet und Freund seiner selbst ist.“ (443d). Die Erziehung dient 
der Gestaltung der Seele zum richtigen Verhältnis der Seelenteile, zur richtigen 
Ordnung, wobei der vernünftige Teil immer an erster Stelle zu stehen hat. Ein 
Mensch, der eine solche innere Ordnung, eine solche Haltung der Seele als 
dauerhafte Verfassung hat, ist als gerecht zu bezeichnen (444a). Platon geht davon 
aus, dass einer, der eine solche seelische Verfasstheit hat, auch in den alltäglichen 
Sachen gerecht handeln werde.19 
   Der gerechte Staat und die gerechte Seele sind dann gegeben, wenn beide sich in 
der inneren Ordnung und Verfassung befinden, in der jeder das Seine hat und tut. 
Gerechtigkeit bei Platon bedeutet also, jeder hat und tut das Seine, das ihm 
                                                 
18 „Und wird nun nicht […] die rechte Mischung der Musik und Gymnastik sie (die Vernunft und 
den Mut, WG) zusammenstimmend machen, indem sie das eine anspornt und nährt durch schöne 
Reden und Kenntnisse, das andere aber zuredend und besänftigend durch Wohlklang und Zeitmaß 
mildert? […] Und diese beiden nun, so auferzogen und in Wahrheit in dem Ihrigen unterwiesen 
und gebildet, werden dann dem Begehrlichen vorstehen, welches wohl das meiste ist in der Seele 
eines jeden und seiner Natur nach das Unersättlichste.“ (441e-442a). 
19 Ein solcher Mann wird weder Gold noch Silber, wenn diese ihm anvertraut werden, 
unterschlagen, auch von „Tempelraub und Diebstahl und Verräterei, einzeln gegen Freunde 
sowohl als mit der Stadt gegen Städte, wird ein solcher Mann fern sein. […] Und auch wohl nicht 
im mindesten untreu in Eidschwüren und anderen Verträgen. […] Und Ehebruch oder 
Gleichgültigkeit gegen die Eltern oder Vernachlässigung der Götter kommt ja wohl jedem anderen 
eher zu als diesem.“ (442e-443b). 
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aufgrund seiner Natur zusteht. Deshalb ist die Gerechtigkeit nichts anderes als 
jenes Vermögen (dynamis), jene Kraft, die eine solche Verfassung des Staates und 
der Seele zustande bringt (443b). Die Gerechtigkeit ermöglicht die Herrschaft der 
Vernunft und damit die naturgemäße innerseelische Verfasstheit. Die Gesundheit 
und das Wohlbefinden der Seele werden ganz wesentlich durch die Gerechtigkeit 
bestimmt, und nur mit einer gesunden Seele ist das Leben lebenswert. Damit ist 
das gerechte Leben auch das zweckmäßigste und vorteilhafteste.20 
3.1.3 Gerechtigkeit und die Idee des Guten 
   Für Platon ist eine harmonische seelische Ordnung nur dadurch erreichbar, 
wenn jemand seine Seele durch intellektuelles Bemühen und durch Orientierung 
an der Ideenordnung verändert. Den größten Erkenntnisgewinn in diesem 
Zusammenhang erzielt man durch Nachahmung der „Idee des Guten“,21 denn 
durch sie wird erst „das Gerechte und alles, was sonst Gebrauch von ihr macht, 
nützlich und heilsam […].“ (505a). Überhaupt strebt jede Seele nach dem Guten 
(505d), und das bezieht sich nicht nur auf individuelle oder private Handlungen, 
sondern auch auf die Gesetzgeber und Staatsgründer. Wenn das Gute in einer 
Entität vorhanden ist, dann kann diese auch ihre volle Eignung oder Tauglichkeit 
(aretê) entfalten. Somit kann die Idee des Guten sowohl als das oberste Ziel des 
Strebens angesehen werden und auch als Ursache des Gutseins überhaupt.22  
   Sowohl in der Seele als auch im Staat sorgt die Gerechtigkeit für die richtige 
Ordnung, indem alles an seinem „Platz“ ist und jeder das Seine hat und tut. Die 
gerechte Seele und der gerechte Staat sind durch die Gerechtigkeit an sich gut, in 
der gerechten Ordnung verwirklichen sowohl der Staat als auch die Seele das 
                                                 
20 „So wäre uns denn nun noch übrig zu untersuchen, welche von beiden wohl zweckmäßig ist, ob 
Rechttun und um Schönes sich bemühen und gerecht sein, mag es nun verborgen bleiben oder 
nicht, daß man ein solcher ist, oder ob Unrechttun und ungerecht sein, wenn man nämlich keine 
Strafe leidet und nicht zur Besserung gezüchtet wird.“ (445a). Die Antwort darauf, dass Ersteres 
zu wählen ist, erscheint den Gesprächspartnern so selbstverständlich, dass sie es nicht einmal 
explizit aussprechen (vgl. Pfannkuche 1988, S.137). 
21 Unter „Idee“ versteht Platon dasjenige, das die verschiedenen, mit demselben Wort 
bezeichneten Erscheinungen verbindet. Also die „Grundform“, das „Urbild“ oder das „Wesen“ 
einer Sache.  
22 Vgl. Horn/Scarano 2002, S.26 
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Gute. Sie sind nicht deshalb gut, weil ihre Konsequenzen gut sind, sondern weil 
sie das Gute verwirklichen, indem sie alles so sein lassen, wie es der gerechten 
Ordnung entspricht. Wenn also sowohl der Einzelne als auch der Staat die 
Ideenordnung ganz allgemein und die Idee des Guten im Besonderen anerkennen 
und nachahmen, kann die volle Tauglichkeit und der bestmögliche Zustand 
erreicht werden. Die gerechte Ordnung der Seele ist einerseits Voraussetzung für 
das Erkennen des Guten, zugleich kommt man zu dieser gerechten Verfassung nur 
durch die Einsicht in das wirklich Gute (505a-506b). 
   Nachfolger Platons haben versucht, seine zentralen Themen – darunter auch den 
Begriff der Gerechtigkeit – zu definieren. In diesem Werk – Horoi – lautet die 
Definition von Gerechtigkeit im Sinne Platons folgendermaßen: „Gerechtigkeit 
[…] ist die Übereinstimmung […] der Seele mit sich selbst und ein 
wohlgeordnetes Verhältnis […] der Seelenteile untereinander und zueinander; 
eine Haltung, […] die jedem das Seine nach Verdienst und Würde  […] zuweist; 
eine Haltung, die dazu befähigt, das für den Einzelnen Richtige unter den 
Erscheinungen zu erfassen; sie ist der Gehorsam gegenüber dem Gesetz; […] die 
Anerkennung der Gleichheit […] unter den Bürgern und der Dienst an der 
Gemeinschaft.“23 Gerechtigkeit wird von Platon also als ein psychologisch-
ethischer Zustand definiert. Es ist eine persönliche Einstellung oder Gesinnung 
und zugleich eine Fähigkeit, die „Seelenregungen“ im Zaum zu halten und in die 
richtige Ordnung zu bringen. Gerechtigkeit bei Platon ist demnach eine subjektive 
Eigenschaft. Wer sie besitzt ist in der Lage, sich selbst zu beherrschen und auch 
anderen zu nützen, d.h. ihnen gegenüber Gerechtigkeit zu üben. Dieses 
individuelle Prinzip wird auch auf den Staat übertragen. Seine „Idee des Guten“ 
beschränkt sich nicht nur darauf, dass jeder erhält was ihm zusteht, sondern 
umfasst auch die Forderung, dass jeder tut was ihm zukommt.  
                                                 
23 Demandt 1999, S.59 
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3.2 Gerechtigkeit wird auf vielfältige Weise ausgesagt 
(Aristoteles) 
   Bei der weiteren Entwicklung des antiken Gerechtigkeitsbegriffes kommt es zu 
einer bemerkenswerten Differenzierung: Aristoteles24 unterscheidet zwischen 
einer allgemeinen Gerechtigkeit im Sinne einer „allumfassenden Tugend“25, und 
einer weit enger gefassten Verwendung des Begriffes, nämlich im Bereich der 
Güterverteilung. Platon hat zwischen diesen beiden Bedeutungen noch nicht 
explizit unterschieden. Für ihn ist Gerechtigkeit jene wohlgeordnete 
charakterliche Verfassung des Einzelnen bzw. jener Zustand des Staates und 
seiner Institutionen, der den moralischen Anforderungen ganz allgemein und 
vollständig entspricht. Gleichzeitig ist Gerechtigkeit – wie Platon sie definiert - 
bei Personen oder beim Staat dann gegeben, wenn diese eine Haltung annehmen 
(bzw. der Staat Institutionen aufgebaut hat), die zu einer angemessenen Güter- 
und Aufgabenverteilung führen. Aristoteles ist der erste Autor in der 
Philosophiegeschichte, der ausdrücklich zwischen diesen beiden 
Verwendungsweisen des Gerechtigkeitsbegriffes unterscheidet. Vor allem im 
Buch V der „Nikomachischen Ethik“, aber auch in einigen wichtigen Passagen 
seiner Schrift „Politik“ verweist Aristoteles auf die unterschiedlichen 
Bedeutungen von Gerechtigkeit: Zum einen als Sammel- oder Inbegriff für alle 
Formen jener Tugend, die richtiges und gerechtes Verhalten und Handeln 
gewährleisten. Darüber hinaus bezeichnet Gerechtigkeit aber auch jenen 
„personalen Habitus“26, der für eine angemessene Güterverteilung sorgt. 
Aristoteles setzt mit seinen Reflexionen die von Platon bereits betriebene 
„Säkularisierung der Gerechtigkeit“27 fort. Seine Differenzierung des 
Gerechtigkeitsbegriffes ist – wenngleich nicht vollständig -  bis heute sachgerecht 
und aktuell.28 
                                                 
24 Aristoteles: 384-322 v. Chr. 
25 Vgl. Del Vecchio 1940, S.11 
26 Horn/Scarano 2002, S.27 
27 Höffe 2004, S.22 
28 Otfried Höffe gliedert den Gerechtigkeitsbegriff des Aristoteles folgendermaßen: a) Das 
Gerechte „schlechthin“ (abstrakt). Dieses teilt sich wiederum in die allgemeine Gerechtigkeit und 
die besondere Gerechtigkeit (dieser Bereich wird Gegenstand der Untersuchungen in diesem 
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   Aristoteles hat damit eine sehr wirkungsmächtige Gerechtigkeitstheorie 
entworfen. Für ihn hat Gerechtigkeit eine starke „politische“ Konnotation, da sie 
sich vom Staat her ableitet. Das Recht ist die Ordnung der politischen 
Gemeinschaft und das Urteil über das Gerechte.29 Menschen sind politische 
Wesen, die „naturgemäß“ in Gemeinschaften leben.30 Deshalb ist es dem 
Menschen eigentümlich – im Gegensatz zu den Tieren -, sich über Nützliches und 
Schädliches, Gutes und Schlechtes, sowie über Gerechtes und Ungerechtes 
Vorstellungen zu machen und an Entscheidungen darüber teil zu haben.31 Die 
politische und rechtliche Ordnung im Staat schließt auch ethische Bestimmungen 
wie Sitte, Brauch und Gewohnheit mit ein, das Gesetz (nomos) ist also sehr stark 
von Gewohnheit und Brauch determiniert. Joachim Ritter schreibt dazu: 
„Aristoteles kennt keine Rechtstheorie und keine politische Satzung, die sich aus 
diesem Bezug zur ethischen Verfassung herauslösen läßt. Allein in der Bindung an 
diese erreicht das Gesetz als Recht das individuelle Handeln.“32 Das macht 
verständlich, warum für Aristoteles das Gesetz die individuellen Handlungen der 
Bürger bestimmen kann und soll (siehe Legalismusvorwurf). Ethik und Politik 
gehören für ihn zusammen, gerechtes Handeln hat einen sehr starken Bezug auf 
die Gesetzgebung. Aber, wie bereits ausgeführt, Gerechtigkeit ist für Aristoteles 
ein Begriff, der verschiedene Verwendungsweisen hat, der „auf vielfältige Weise 
ausgesagt“ werden kann.33 
                                                                                                                                     
Abschnitt sein). Dem Gerechten schlechthin wird b) das Gerechte in den Institutionen gegenüber 
gestellt, das sich in den nicht-politischen Teil (z.B. Hausgemeinschaft) und den politischen Teil 
(Selbstregierung freier Bürger) aufspaltet. Letzteres teilt sich dann noch in das Gesetzliche 
(positives Recht) und das Natürliche (Naturrecht) (vgl. Höffe 2004, S.24f). 
29 „Die Gerechtigkeit […] aber stammt erst vom Staate her, denn das Recht ist die Ordnung der 
staatlichen Gemeinschaft; das Recht […] aber ist die Entscheidung darüber, was gerecht ist.“ 
(Pol. 1253a38). 
30 „Hiernach ist denn auch klar, daß der Staat zu den naturgemäßen Gebilden gehört und daß der 
Mensch von Natur ein politisches Lebewesen (zôon politikón) ist.“ (Pol. 1253a1). 
31 Vgl. Pol. 1253a13-19 
32 Ritter 2003, S.114 
33 Vgl. NE 1129a23-31 
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3.2.1 Allgemeine Gerechtigkeit (iustitia universalis) 
   Die Ausführungen im fünften Buch der Nikomachischen Ethik (NE) beginnen 
mit der Untersuchung derjenigen Gerechtigkeit, die von den mittelalterlichen 
Scholastikern als die iustitia universalis oder generalis , also die allgemeine 
Gerechtigkeit genannt wurde. Für Aristoteles ist das erste Kriterium dafür  die 
vollständige Gesetzesbefolgung34, eine Forderung, die aus heutiger Sicht 
problematisch erscheint (Vorwurf des Legalismus).35 Allerdings gehen viele 
Aristoteles-Interpreten davon aus, dass bei dieser Forderung nach Gesetzestreue – 
die Scholastik spricht deshalb auch von der iustitia legalis – von einem sehr 
weiten Gesetzesbegriff ausgegangen wird, wonach die Gesetze alle sittlich guten 
Handlungen vorschreiben und die sittlich schlechten verbieten. Auch wird 
angenommen, Aristoteles meint hier nicht allein die geschriebenen Gesetze eines 
Staates, sondern auch die ungeschriebenen Gesetze der Moral.36 Das Gerechte 
wird in seinem Wesensgehalt - neben der Gesetzestreue - auch mit dem 
Gleichheitsgedanken verbunden, wobei es als der Maßstab betrachtet wird, 
welcher die Mitte oder die richtige (gerechte) Entfernung zwischen dem Zuviel 
und dem Zuwenig kennzeichnet.37 (Auf diesen Aspekt von Gerechtigkeit wird 
weiter unten im Abschnitt „Besondere Gerechtigkeit“ noch genauer eingegangen). 
Weiters legt Aristoteles das Ziel gerechten Handelns fest: „So nennen wir denn in 
einem Sinne gerecht, was in der staatlichen Gemeinschaft die Glückseligkeit und 
deren Teile hervorbringt und bewahrt.“38 Damit ist für ihn Gerechtigkeit 
zumindest teilweise von der jeweiligen Staatsform abhängig, die Gesetze zielen 
                                                 
34 „[…]demgemäß wird gerecht sein, wer die Gesetze beobachtet und sich an die Gleichheit hält. 
Gerecht ist also das Gesetzliche und Gleiche […] (NE, 1129a34-35). Vgl. dazu auch die 
Gerechtigkeitsdefinition in der „Rhetorik“  (Rhet. 1366b9-11) und der „Politik“ (Pol. 1253a14-
20). 
35 Eine kurze Analyse darüber, warum Aristoteles die umfassende Gerechtigkeit als gesetzliche 
Gerechtigkeit charakterisiert, liefert Christoph Horn (vgl. Horn 2006, S.47f). 
36 Vgl. dazu Ricken 2004, S.106 und Horn/Scarano 2002, S.27, sowie Horn 2006, S.47f 
37 Vgl. NE, 1106a26ff, 1131a9ff 
38 NE, 1129b17 
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auf das Gemeinwohl aller oder doch für eine bestimmte, aber maßgebende Gruppe 
des Staates ab.39 
   Die umfassende Gerechtigkeit hat neben diesen bisher genannten Kriterien aber 
auch eine grundsätzlich moralische Bedeutung. Das kommt darin zum Ausdruck, 
dass Gerechtigkeit in dieser allgemeinen Verwendung nur dann gegeben ist, 
insofern sie sich auf „das Gut der anderen“ richtet. So verstanden ist Gerechtigkeit 
die vollkommene Tugend. Aristoteles beschreibt diesen Zusammenhang sehr klar: 
„Diese Gerechtigkeit ist die vollkommene Tugend, aber nicht schlechthin, sondern 
im Hinblick auf den anderen Menschen. Darum gilt die Gerechtigkeit vielfach als 
die vornehmste der Tugenden, und ‚weder Abendstern noch Morgenstern sind 
derart wunderbar’, und im Sprichwort sagt man: ‚In der Gerechtigkeit ist alle 
Tugend zusammengefasst’.“40 Gerechtigkeit in dieser allgemeinen Bedeutung ist 
die Gesamtheit der Tugenden. Mit dieser Bestimmung des Begriffes liegt 
Aristoteles noch sehr nah an Platon, der entscheidende Unterschied ist allerdings 
der Bezug auf die anderen.41 
   Vollkommen ist die Gerechtigkeit deshalb, weil derjenige, der diese Tugend 
besitzt, sie auch auf andere anwendet, und nicht nur auf sich selbst. Aristoteles 
setzt sich aber auch insofern von Platon ab, als er sich gegen dessen Annahme 
ausspricht, dass in einem guten Staat zwischen der Rechtschaffenheit der Bürger 
und den Gesetzen des Staates eine vollkommene Übereinstimmung herrscht. Für 
ihn ist es unerlässlich, den Gerechtigkeitsbegriff weiter zu differenzieren, vor 
allem in Hinblick auf eine gerechte Güterverteilung im Staat. Das ist die zweite 
Art der Gerechtigkeit, verstanden als Tugend unter anderen Tugenden.42  
                                                 
39 “Die Gesetze reden nun über alles und zielen entweder auf das, was allen gemeinsam zuträglich 
ist oder den Besten oder den Regierenden.“ (NE, 1129b14-16). Damit ist aber nicht eine 
„moralische Überforderung“ der Gesetze oder eine „Moralisierung des Rechts“ gemeint, denn die 
Gesetze verlangen nicht die entsprechenden Tugenden, sondern nur ihre Werke (NE, 1129b19f, 
vgl. dazu Höffe 2006, S.230). 
40 NE, 1129b25-30 
41 Platon hat Gerechtigkeit viel stärker als persönliche (und auch staatliche) Tugend zum eigenen 
Vorteil gesehen (vgl. u.a. Platon: Nomoi, 631c,d). 
42 Vgl. Höffe 2004, S.23 
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3.2.2 Besondere Gerechtigkeit (iustitia particularis) 
   Zusätzlich zu dieser umfassenden Bedeutung von Gerechtigkeit gibt Aristoteles 
im fünften Buch der „Nikomachischen Ethik“ eine Darstellung der verschiedenen 
Teil-Gerechtigkeiten, deren Definitionen er aus den Ungerechtigkeiten heraus 
entwickelt, die durch die Befolgung der jeweiligen partikularen Gerechtigkeiten 
behoben oder überhaupt vermieden werden können. „So muß denn von der 
partikularen Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit die Rede sein und ebenso vom 
partikular Gerechten und Ungerechten.“43 Der leitende Gedanke und die 
übergreifende Bestimmung dafür ist das „Gleiche“44, wobei das nicht in einem 
egalitaristischen Sinn gemeint ist. Konkret geht es dabei um die adäquate 
Zuteilung von Gütern im Staat, ganz allgemein um „Ehre, Geld oder 
Selbsterhaltung.“45 
   Die besondere Gerechtigkeit (in der scholastischen Benennung die iustitia 
particularis) teilt sich bereichsspezifisch in zwei Unterarten, wobei die erste 
davon in den normalen Situationen der Güterverteilung zum Tragen kommt und 
deshalb iustitia distributiva genannt wird. Aristoteles meint hier unter 
Güterverteilung die Zuweisung von Vorteilen, Ämtern und Ehren an die Bürger 
des Staates, das ordnende Prinzip dabei ist die „geometrische Proportionalität“46. 
Dieses Prinzip wird von Aristoteles sehr ausführlich – und wohl auch etwas 
umständlich – erläutert. Gemeint ist mit diesem Verteilungsgrundsatz, dass die 
beschriebenen Güter proportional je nach Tüchtigkeit und den Verdiensten – 
Aristoteles spricht von „Würdigkeit“ – der Bürger zur Verteilung gebracht 
werden.47 Da Personen in diesem Sinn nicht gleichwertig sind, können sie auch 
nicht gleichwertige Güter beanspruchen. Die austeilende oder verteilende 
                                                 
43 NE, 1130b16 
44 NE, 1130b8 
45 NE, 1130b2 
46 Horn/Scarano 2002, S.28, vgl. dazu auch Del Vecchio 1940, S.29. 
47 “Daher kommen die Streitigkeiten und Prozesse, daß entweder Gleiche Ungleiches und 
Ungleiche Gleiches haben und zugeteilt erhalten. Dies ergibt sich auch aus dem Moment der 
Würdigkeit. Denn alle stimmen darin überein, daß das Gerechte im Zuteilen auf einer bestimmten 
Würdigkeit beruhen müsse.“ (NE, 1131a22-25). 
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Gerechtigkeit besteht also in einer angemessenen Verhältnismäßigkeit. Aristoteles 
hält demnach ein gewisses Maß an Ungleichheit für durchaus erlaubt. 
   Die zweite Unterart der iustitia particularis ist die ausgleichende, ordnende oder 
korrektive Gerechtigkeit, für die Thomas von Aquin die Bezeichnung iustitia 
commutativa (Austausch- oder Tauschgerechtigkeit) gewählt hat. Ihr Maß ist die 
„arithmetische Proportionalität“48, ihr Prinzip die Gleichheit von Gabe und 
Gegengabe bzw. die Kompensation bei Schädigung. Diese korrektive 
Gerechtigkeit teilt sich wiederum in zwei Arten: Der „freiwillige Bereich“49 
bezieht sich auf Transaktionen und „Marktgeschäfte aller Art“50, es geht also zum 
Beispiel um Kauf und Verkauf von Gütern, und nur in diesem engeren Sinn kann 
man von Tauschgerechtigkeit sprechen. Dieser Teil der korrektiven Gerechtigkeit 
entspricht – grob gesprochen - dem heutigen Zivilrecht.51 Der „unfreiwillige 
Bereich“  regelt die Wiedergutmachung von erlittenen Schäden, also Handlungen, 
die in modernen Staaten durch das Strafrecht erfasst und abgehandelt werden.52 
   Beiden Varianten der iustitia commutativa ist gemeinsam, dass alle involvierten 
Personen – egal ob es sich um freiwilligen Gütertausch oder um Unrechterleiden 
handelt – einen Anspruch auf Kompensation haben, und das „ohne Ansehen der 
Person“, also nach Aristoteles’ Diktion unabhängig von ihrer individuellen 
Würdigkeit. Wer ein Gut von jemandem erhält, schuldet diesem genau den 
Gegenwert dafür, entweder in Form von anderen Waren oder aber in Form von 
Geld. Um einen gerechten Tausch zu ermöglichen, müssen die Güter 
kommensurabel gemacht werden. „Darum muß alles seinen Preis haben. So wird 
stets ein Austausch möglich sein, und wenn dies, dann auch die Gemeinschaft.“53 
Gerechter Tausch ist also Voraussetzung für eine Gemeinschaft, und das 
künstliche Mittel dafür ist das Geld. Allerdings, eine „Erwerbskunst“, die nur auf 
Vermehrung des Geldes angelegt ist, sei es durch gewinnorientierten Handel oder 
                                                 
48 NE, 1132a1 
49 Vgl. Höffe 2006, S.231 
50 Klenner 2001, S.373 
51 Vgl. Höffe 2006, S.231 
52 “[…]das Gesetz betrachtet nur den Unterschied des angerichteten Schadens und behandelt die 
Personen als gleiche und fragt nur, ob der eine Unrecht tat, der andere Unrecht litt, der eine 
schädigte, der andere geschädigt wurde.“ (NE, 1132a3-6). 
53 NE, 1133b15 
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– noch viel schlimmer – durch „Wuchergeschäfte“, wo aus dem „Gelde selber“54 
der Gewinn erzielt wird, erscheinen Aristoteles als widernatürlich.55 Gerechtigkeit 
wird dann erzielt, wenn der Ausgangszustand, der vor einer einseitigen 
Nutzenvermehrung bestand, wieder hergestellt wird. „Es ergibt sich daraus, daß 
das gerechte Handeln die Mitte ist zwischen dem Unrechttun und dem 
Unrechtleiden.“56 Egal ob zwischen den beteiligten Parteien ein freiwilliges oder 
unfreiwilliges Rechtsverhältnis besteht, für Aristoteles ist Gerechtigkeit dann 
gegeben, wenn der mittlere Punkt oder das Mittel zwischen Schaden und Gewinn 
erreicht wird. 
   Einen besonders wirkungsmächtigen Aspekt von Gerechtigkeit thematisiert 
Aristoteles am Ende des fünften Buches der „Nikomachischen Ethik“. Es ist dies 
die Billigkeit (epieikeia, lat. aequitas), verstanden als „Abmilderung der Strenge 
des Gesetzes infolge von Rücksichtnahme auf Umstände und infolge der 
Anpassung des allgemeinen Gesetzes auf den einzelnen Fall.“57 Billigkeit wird als 
personale Urteilskraft, als eine abwägende Kompetenz aufgefasst, die immer dann 
angewendet werden soll, wenn das geschriebene Gesetz unzulänglich und 
ergänzungsbedürftig ist. Für Aristoteles stellt sich die Frage, ob eine Abweichung 
vom geschriebenen Gesetz auch etwas Wünschenswertes sein könne. Er 
beantwortet diese Frage eindeutig positiv, ja er wertet „das Billige“ sogar höher 
als das Gesetz.58 Das Gesetz „spricht allgemein“, aber es kann ohne weiteres ein 
Fall eintreten, wo dieses Allgemeine des Gesetzes nicht ausreicht. Es bedarf also 
zumindest zeitweise einer fallgerechten Abwandlung oder Ergänzung des 
geschriebenen Rechts, und zwar so, „wie es ja auch der Gesetzgeber selbst getan 
                                                 
54 Pol., 1258b3 
55 „Denn nur zur Erleichterung des Tausches kam es (das Geld, WG) auf, der Zins (tókos) aber 
vermehrt es an sich selber. Daher denn auch der Name für „Zins“ soviel wie „Junges“ bedeutet, 
denn das Junge pflegt seinen Erzeugern ähnlich zu sein, und so ist auch der Zins wieder Geld vom 
Gelde. Und diese Art von Erwerbskunst ist denn hiernach die widernatürlichste von allen.“ (Pol. 
1258b4-9). 
56 NE, 1133b30 
57 „Wörterbuch der antiken Philosophie“, S.144 
58 „Denn das Billige ist, verglichen mit einem gewissen Rechte, ein besseres Recht, doch nicht so, 
als wäre es eine andere Gattung und etwas Besseres als das Gerechte. Das Gerechte und das 
Billige sind also identisch; beide sind gut, doch ist das Billige das Bessere.“ (NE, 1137b7-10). 
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hätte, wenn er dabei gewesen wäre; und wenn er diesen Fall gewußt hätte, hätte 
er ihn ins Gesetz aufgenommen. Daher ist das Billige ein Recht und besser als ein 
gewisses Recht, nicht als das Recht im allgemeinen, sondern als der Mangel, der 
entsteht, weil das Gesetz allgemein spricht.“59 
   Für Aristoteles hat die Billigkeit also mehrere Aspekte: Sie stellt einerseits eine 
personale Kompetenz dar, gegebene Gesetze fallgerecht anzupassen und 
abzuwandeln und zwar in dem Sinne, dass der „Geist“ des – allgemein gehaltenen 
– Gesetzes erfüllt wird, und nicht der „Buchstabe“. Darüber hinaus ist Billigkeit 
aber auch die Fähigkeit, lückenhafte Gesetzesnormen sinnvoll und dem jeweiligen 
Fall entsprechend zu ergänzen. Und schließlich eröffnet sich durch sie die 
Möglichkeit, in einem besonderen Fall Nachsicht walten zu lassen und nicht die 
volle Härte des Gesetzes, das den Bereich der Gerechtigkeit regelt, wirksam 
werden zu lassen.60 
   Gerechtigkeit ist für Aristoteles – ganz wie bei Platon – die vornehmste Tugend 
(neben Weisheit, Tapferkeit, Mäßigung und Besonnenheit). Sie ist aber – so 
Aristoteles - die einzige Tugend, die der Gemeinschaft zu Gute kommt, während 
die anderen Tugenden für den Einzelnen vorteilhaft sind. Damit entfernt sich 
Aristoteles von seinem Lehrer Platon, ja er kehrt das Verhältnis zwischen 
Gerechtigkeit und Glück um. Nicht derjenige, der gerecht handelt, ist glücklich 
(Platon), sondern der allein übt wahre Gerechtigkeit aus, der es mit Freude tut.61 
Dadurch kommt ein wesentlicher Unterschied im Vorgehen der beiden antiken 
Philosophen in den Blick: Aristoteles geht in seiner Argumentation empirisch-
induktiv vor, d.h. er geht vom Gegebenen aus, während Platon deduktiv-
systematisch vorgegangen ist.62 
 
                                                 
59 NE, 1137b22-25 
60 Vgl. Horn 2006, S.49 
61 Vgl. NE, 1099a20 
62 Vgl. Demandt 1999, S.63 
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3.3 Gerechtigkeit ohne Barmherzigkeit ist Grausamkeit (Thomas 
von Aquin) 
   Bis zum Mittelalter erfährt die Begriffs- und Theoriegeschichte von 
Gerechtigkeit einige wesentliche Veränderungen, wenngleich es auch bestimmte 
Kontinuitäten gibt. Zu den tradierten Fundamenten des mittelalterlichen 
Gerechtigkeitsverständnisses gehören vor allem die Platonischen und die 
Aristotelischen Untersuchungen über die Gerechtigkeit. So geht beispielsweise 
eine sehr bedeutende und wirkungsmächtige Weiterführung der antiken Tradition 
auf den römischen Rechtsgelehrten Ulpian zurück. Mit seiner auf Platon und 
Aristoteles basierenden Gerechtigkeitsdefinition, wonach Gerechtigkeit der feste 
Wille sei, jedem sein Recht oder das Seine zuzuteilen, hat er einen zentralen 
Gedanken der antiken Gerechtigkeitsvorstellung aufgegriffen und tradiert. Diese 
Formulierung ist in der Kurzform „Jedem das Seine – suum cuique“ in die 
Philosophie- und Rechtsgeschichte eingegangen.63  
   Zu den wesentlichen Veränderungen des Gerechtigkeitsbegriffes von der Antike 
bis zum Mittelalter zählt dessen theologische Deutung unter dem starken Einfluss 
des biblischen Sprachgebrauchs. Gerecht ist nach dieser Interpretation der Mensch 
nur, wenn er den Willen Gottes erfüllt, also wenn er ein gottesfürchtiger Mensch 
ist. Der Verstoß gegen die Gerechtigkeit wird jetzt nicht mehr nur als 
Ungerechtigkeit bezeichnet, sondern als Sünde und damit als Fehlverhalten des 
Menschen gegenüber den göttlichen Geboten. Nach der alttestamentarischen 
Deutung gibt es eine Gerechtigkeit Gottes, diese manifestiert sich in einer 
heilbringenden und sehr machtvollen Treue Gottes gegenüber den Menschen, die 
aber auch strafen kann. Gerechtigkeit, so kann kurz zusammengefasst gesagt 
werden, ist nicht allein moralisch zu werten, sondern gilt auch als Bezeichnung 
für ein angemessenes Verhältnis der Menschen gegenüber Gott.64 
    In der Hochscholastik war es vor allem Thomas von Aquin,65 der sich 
ausführlich mit Gerechtigkeitsfragen beschäftigt hat. Mit seinem Werk findet die 
                                                 
63 Die Definition Ulpians lautet: “iustitia est constans et perpetua voluntas ius suum unicuique 
tribuendi.” (Gerechtigkeit ist der feste und dauernde Wille, jedem sein Recht zuzuteilen). Zitiert 
aus: Historisches Wörterbuch der Philosophie, hrsg. von Joachim Ritter, Band 3, S.331. 
64 Vgl. Horn/Scarano 2002, S.91 
65 Thomas von Aquin: 1224-1274 
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mittelalterliche Gerechtigkeitsdiskussion seine klassische Ausprägung; er führt 
die vielfältige Verschränkung von Gerechtigkeit in seiner ethisch-moralischen und 
seiner theologischen Bedeutung weiter.66 
3.3.1 Gott und Gerechtigkeit 
   „Der Mensch“, so lautet eine berühmte Stelle beim antiken Sophisten 
Protagoras, „sei das Maß aller Dinge, der seienden, daß sie sind, der 
nichtseienden, daß sie nicht sind.“67 Solche und ähnliche Aussagen haben ihm in 
Athen dann auch einen Prozess wegen „Leugnung der Götter“ eingebracht, und 
seine Bücher wurden auf der Agora verbrannt. Er wollte mit diesem 
„ontologischen Nihilismus“ bzw. „erkenntnistheoretischen Subjektivismus“ unter 
anderem ausdrücken, dass es nichts Feststehendes und Unveränderliches gibt.68 
Schon Platon stellte dazu die Gegenformel auf, wonach Gott das Maß aller Dinge 
sei und der besonnene Mensch wird es anstreben, diesem Gott auch 
„wohlgefällig“ zu sein.69  
   Thomas von Aquin entwickelt diesen Gedanken im Sinne der christlichen Lehre 
systematisch weiter. Für ihn besteht kein Zweifel darüber, dass Gerechtigkeit in 
Gott (dieser Gott unterscheidet sich natürlich vom Platonischen Gott) seinen 
Ursprung hat. Seine Feststellung dazu ist klar formuliert: Es gibt in allen Werken 
                                                 
66 Hier wird aus Platzgründen nicht auf die, für die Entwicklung des Gerechtigkeitsbegriffes 
ebenfalls bedeutenden Kommentare anderer Autoren, wie z.B. Augustinus, Anselm von 
Canterbury oder dem Lehrer des Aquinaten, Albertus Magnus, eingegangen. Bei Thomas von 
Aquin wird auch nur auf einige Aspekte seiner Überlegungen zur Gerechtigkeit hingewiesen; nicht 
behandelt werden hier insbesondere seine stark an Aristoteles angelehnte Analyse der gesetzlichen  
(allgemeinen), ausgleichenden und verteilenden Gerechtigkeit (iustitia legalis, commutativa und 
distributiva).  
67 Protagoras, zitiert bei Platon, Theaitetos, 152a 
68 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S.705 
69 „Der Gott aber möchte uns wohl am meisten als das Maß aller Dinge sein, und das weit mehr 
als, wie sie sagen, irgendein Mensch. Wer nun einem solchen wohlgefällig zu werden begehrt, der 
muß notwendig, soweit er es vermag, möglichst auch selber ein solcher werden, und so ist, dieser 
Rede zufolge, unter uns Menschen der Besonnene dem Gotte wohlgefällig, denn er ist ihm 
ähnlich.“ (Platon, Nomoi 716c-d). 
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Gottes Barmherzigkeit und Gerechtigkeit.70 Der Mensch hat daraus die 
Verpflichtung gegenüber Gott, in den Gegebenheiten des menschlichen Daseins 
dasjenige zu erfüllen, was Gottes Willen, Weisheit und Güte entspricht.71 Die 
„Rechtfertigung des Sünders“ und damit der Erlass der Sünden kann nur durch 
eine gerechte innere Verfasstheit - durch „Erwerbung der Gerechtigkeit“ – 
erfolgen, und zusätzlich ist in jedem Fall ein „Eingießen der Gnade“ notwendig.72 
   Gerechtigkeit, so Thomas in Anlehnung an Platon und Aristoteles, ist dann 
gegeben, wenn jemand bekommt, was ihm zusteht. Das Geschuldete kann dem 
Menschen allerdings auf zweifache Art begegnen: Entweder als Schuld gegenüber 
Gott, oder als Schuld gegenüber den geschaffenen Dingen. In diesem 
Zusammenhang wird von Thomas die Frage aufgeworfen, ob Gott selbst 
Schuldner sein könne? Die Antwort darauf ist eindeutig: Gott ist niemandes 
Schuldner.73 Er schuldet sich höchstens selbst etwas, und  er gibt sich selbst 
dasjenige, das ihm gebührt.74 Unter Bezug auf Anselm von Canterbury erläutert 
Thomas die Unfassbarkeit der Gerechtigkeit Gottes an einem Beispiel: „Wenn du 
die Bösen strafst, so ist es gerecht, weil es für deren Verdienste sich gehört; wenn 
du aber der Bösen schonst, so ist es gerecht, weil es der Ehrenanspruch deiner 
Güte ist.“75 
3.3.2 Die Ordnung der Gesetze 
   Aus dem bisher Gesagten ist eines bereits klar erkennbar: Thomas von Aquin 
war mit seinem ganzen Selbstverständnis Theologe. Auch wenn er die „erste 
eigenständige Philosophie im Raum des abendländischen Christentums entworfen 
                                                 
70 „Da Gott in seinen gesamten Werken in gar keiner Weise an dem vorübergehen kann, was ihm 
und dem Geschöpf gebührt, und jede Gebührnis auf einen Übertrag aus göttlicher Güte 
zurückgeht, so wird notwendig in jedem seiner Werke die Gerechtigkeit und die Barmherzigkeit 
angetroffen.“ (S. theol., I, 21, 4). 
71 Vgl. S. theol. I, 21, 1, ad 3 
72 Vgl. S. theol., II, 113 
73 Vgl. S. theol., I, 21, 1 ad 2 
74 „Und demgemäß nimmt die Gerechtigkeit Gottes auf den eigenen Ehrenanspruch Rücksicht, 
nach welchem er sich gibt, was ihm geschuldet wird.“ (S. theol. I, 21, 1 ad 3). 
75 S. theol., I, 21, 1 ad 3) 
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hat“,76 so steht für ihn ein radikales Ernstnehmen der Offenbarungswahrheit außer 
Streit. Und gerade deshalb – weil die Welt eine Schöpfung Gottes ist – hat er sich 
für Aristoteles und seiner vorbehaltlosen Hinwendung zu dieser Welt so sehr 
interessiert. Stand die Interpretation der Welt vorher ganz im Zeichen eines 
neuplatonisch geprägten Christentums mit all seinen Symbolen und Allegorien, 
mit all seiner Spiritualität und Jenseitsorientierung, so tritt nun diese Welt  selbst 
mit ihren Strukturen und ihrem eigenen Sein verstärkt in den Blickpunkt.77 
Wurden die Menschen vorher aufgefordert, über das Materielle hinauszugehen um 
an der Schönheit der von Gott geschaffenen Welt teilzuhaben, so verweist nun 
Thomas - in Anlehnung an Aristoteles – auch auf die Lebenswelt der Menschen 
mit ihren unterschiedlichen Erfahrungen und Möglichkeiten. Diese neue 
Perspektive machte das Verhältnis von Glaube und Vernunft problematisch. 
Thomas von Aquin war allerdings stark genug, um die Spannung zwischen der 
Allwirksamkeit Gottes und der Eigenwirksamkeit seiner Geschöpfe in ein für die 
damalige Zeit verträgliches Verhältnis zu bringen. Dem gottgeschaffenen Mensch 
mit seiner autonomen Vernunft wurde jetzt zugestanden, aus eigener Initiative die 
Wahrheit erkennen zu können. Es verwundert nicht, dass konservative Kreise im 
Christentum befürchteten, der Glaube würde in Anbetracht dieser neuen 
Weltlichkeit an Bedeutung verlieren. Thomas von Aquin gelang es, hier eine 
akzeptable Neuorientierung zu entwerfen. 
   Als Beispiel dafür kann die von Thomas vertretene Ordnung des Rechts 
angesehen werden, die zwischen Determination und Freiheit angesiedelt ist. Ganz 
in Anlehnung an sein antikes Vorbild Aristoteles sieht er als natürliches und 
letztes Ziel für die Menschen das Glück, und zwar insofern, als sie das Gute78 in 
seiner Universalität erkennen können. Aus dieser finalen Determination ergibt 
sich für den Menschen in der Umsetzung der innerweltlichen Ziele aber auch eine 
gewisse Freiheit, und in dieser Freiheit gründet auch die sittliche Verantwortung. 
                                                 
76 Heinzmann 1998, S.204 
77 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S. 882 
78 Eine Untersuchung über das Ziel der Schöpfung und über den Begriff des Guten, wonach alles 
strebt, liefert Thomas in seiner Schrift „Summa contra gentiles“, und zwar im 3.Buch. Für eine 
Erläuterung dazu siehe u.a. Schönberger 2001, S.116ff.  
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Freiheit benötigt allerdings Vernunft, denn diese hat das freie Handeln zu ordnen, 
weshalb auch jedes Gesetz mit der Vernunft verbunden ist.79  
   Da die Welt in ihrer Gesamtheit eine Schöpfung Gottes ist, der sie mit seiner 
göttlichen Vernunft leitet und „regiert“, kann daraus ein göttliches, ein „ewiges 
Gesetz“ (lex aeterna) abgeleitet werden.80 „Und demgemäß ist das ewige Gesetz 
nichts anderes als die Vernunft der göttlichen Weisheit, sonach sie auf die 
Richthaltung aller Handlungen und Wegungen abgestellt ist.“81 Dieses göttliche 
Gesetz lenkt also alle Handlungen und Bewegungen dieser Welt. 
   Von diesem Verständnis des ewigen Gesetzes aus untersucht Thomas das 
nachgeordnete Gesetzessystem, nämlich das Naturgesetz (lex naturalis). Der 
Mensch als ein mit Vernunft ausgestattetes Geschöpf Gottes unterliegt „in einer 
ausgezeichneteren Weise als das Übrige“82 der göttlichen Vorsehung, er nimmt 
daran teil und zwar insofern, als er „für sich und andere vorsieht“. „Deswegen gibt 
es auch in ihm die Teilhabe an der ewigen Vernunft, durch die es den natürlichen 
Hang auf die gebührende Wirke und den gebührenden Zweck besitzt. Und eine 
solche Teilhabe am ewigen Gesetz in dem vernünftigen Geschöpf heißt das 
natürliche Gesetz.“83 Das Naturgesetz (lex naturalis) ist also die Teilhabe des 
Menschen am ewigen Gesetz. Jeder Mensch hat demgemäß eine natürliche 
Neigung, vernünftig zu handeln. 
   Thomas entwirft hier eine „Strukturparallelität“84 der theoretischen und 
praktischen Vernunft. Er zeigt, wie die Gebote des Naturgesetzes die praktische 
                                                 
79 Vgl. S. theol. II, 90, 1 
80 “Es liegt aber auf der Hand, daß in der Annahme der Weltregierung durch die göttliche 
Vorsehung [...] die ganze Gemeinschaft des Einalls durch die göttliche Vernunft gelenkt wird. Und 
deswegen hat eben die Vernunft der Regierung der Dinge, wie sie in Gott, dem Fürsten der 
Einallheit, vorhanden ist, das Berede von Gesetz. Und weil die göttliche Vernunft nichts aus der 
Zeit empfängt, sondern die ewige Eingeburt hat, […] so ergibt sich, daß das derartige Gesetz ewig 
genannt gehört.“ (S. theol. II, 91, 1). 
81 S. theol. II, 93, 1 
82 S. theol. II, 91,2 
83 S. theol. II, 91, 2 
84 Vgl. Heinzmann 1998, S.218 
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Vernunft zum richtigen Handeln führen.85 So wie das „Seiende“ von der 
theoretischen Vernunft als ersten Grundsatz erfasst wird, so erkennt die praktische 
Vernunft das „Gute“ als ersten „Ursatz“.86 Die praktische Vernunft kennt 
demnach nur einen Grundsatz: Es ist das Gute, wonach alle streben. Deshalb 
formuliert Thomas auch das oberste Gebot des Naturgesetzes folgendermaßen: 
„Gut ist zu tun und ihm nachzutrachten und Übles zu meiden.“87 Dieses 
Naturgesetz ist dem Menschen von Gott gegeben – Thomas spricht von 
„Verhabung“88 - und es ist nicht zu verwechseln mit den Seelenvermögen; das 
Naturgesetz ist etwas „durch die Vernunft Aufgestelltes“.89 Deshalb ist es das 
Gesetz der menschlichen Natur, vernunftmäßig zu handeln, das heißt aber 
gleichzeitig auch tugendhaft zu sein und seinen „Hang zur Sinnlichkeit“ zu 
zügeln.90 
   Neben dem göttlichen und dem natürlichen Gesetz soll es laut Thomas 
jedenfalls auch ein „menschliches Gesetz“ geben. Da das aus dem göttlichen 
Gesetz abgeleitete Naturgesetz nur die obersten Prinzipien behandelt und die 
menschliche  Vernunft nur eher „unvollkommen“ an der göttlichen Vernunft 
teilhaftig werden kann, so ist es für die Handlungen des Menschen durchaus 
zulässig und auch erwünscht, eigene Gesetze aufzustellen.91  
                                                 
85 „Wie bereits […] erörtert, haben die Gebote des Naturgesetzes zur Wirkvernunft die gleiche 
Stellung, welche die ersten Beweisursätze zur Einsichtvernunft haben; beides sind nämlich an sich 
bekannte Ursätze.“ (S. theol. II, 94, 2). 
86 „Gerade wie aber Seiend das Erste ist, das in die Wahrnehmung schlechthin fällt, so ist Gut das 
Erste, das in die Wahrnehmung der Wirkvernunft fällt, die werkbeordnet ist: jedes Tuende tut 
nämlich wegen eines Zweckes, er hat das Berede von Gut.“ (S. theol. II, 94, 2). 
87 S. theol. II, 94, 2 
88 Vgl. S. theol. II, 94, 1 
89 S. theol. II 94, 1 
90 Vgl. S. theol. II, 91, 6  
91 „Die menschliche Vernunft kann nicht am vollen Befehlspruch der göttlichen Vernunft teilhaft 
werden, sondern in ihrer Weise und unvollkommen. Gerade wie deshalb auf Seiten der 
Einsichtvernunft durch die natürliche Teilhabe an der göttlichen Weisheit uns die Kunde gewisser 
allgemeiner Ursätze, nicht aber die eigenbehörige Erkenntnis jedweder Wahrheit innewohnt, wie 
sie in der göttlichen Weisheit enthalten ist, gerade so hat auch auf Seiten der Wirkvernunft der 
Mensch naturhaft das ewige Gesetz gewissen allgemeinen Ursätzen nach in Teilhabe, nicht aber 
den teilbesonderlichen Richtungen des Einzelnen nach, die freilich im ewigen Gesetz enthalten 
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   Mit dieser hierarchischen Einteilung der Gesetze und dem Bezug auf die 
(göttliche) Vernunft hat Thomas - bei aller Beibehaltung der traditionellen 
christlichen Werte - für den Bereich der praktischen Vernunft neue Perspektiven 
der menschlichen Autonomie eröffnet. Indem er das Naturgesetz als ein 
Vernunftgesetz definiert, muss der Mensch auch für seine Handlungen 
Verantwortung übernehmen. Die Forderung nach Gerechtigkeit ist somit eine 
Verpflichtung, und das äußert sich unter anderem auch im menschlichen 
Gewissen, das von Thomas als eine Art „natürlicher Habitus“ interpretiert wird.92 
Der Mensch ist zwar – ganz im Aristotelischen Sinn – ein Gemeinschaftswesen, 
aber zugleich auch ein eigenverantwortliches Subjekt. Über all dem steht der 
unabwendbare Bezug auf Gott, er ist als der „schöpferische Grund“ in allem 
Seienden anwesend.93  
   Der Mensch wird von Thomas als eine Einheit von Geistseele und Materie 
gesehen. Als diese Einheit ist der Mensch Person mit einer vernunftgeleiteten  
Natur und der sich daraus ergebenden Individualität. Vernunft und Freiheit 
bestimmen einerseits die Identität des einzelnen Menschen und sein 
gerechtigkeitsorientiertes Handeln in Bezug auf die anderen, andererseits gibt es 
für alle Geschöpfe eine gemeinsame Beziehung auf Gott. Damit ist der Mensch 
als Person als Vereinzelung des „wesenhaft materiegebundenen Geistes“94 
anzusehen, und das hat besonders für die Ethik weit reichende Konsequenzen. 
Damit bahnt sich bei Thomas eine Wende im abendländischen Denken an, indem 
das Allgemeine an Priorität einbüßt und der Mensch in seiner Individualität an 
Bedeutung gewinnt. 
 
3.4 Homo homini lupus (Thomas Hobbes) 
   Zu den herausragenden Merkmalen des Hochmittelalters in Europa zählt 
zweifelsohne eine strukturierte kulturelle und gesellschaftliche Ordnung, deren 
                                                                                                                                     
sind. Darum muß die menschliche Vernunft notwendig darüber hinaus dazu übergehen, gewisse 
teilbesonderliche Unverbrüchlichkeiten gesetzlich festzulegen.“ (S. theol. II, 91, 3). 
92 Vgl. S. theol. I, 79, 12 u. 13 
93 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S. 886 
94 Heinzmann 1998, S. 220 
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Weltbild und Letztbegründung auf Gott als gemeinsamen Bezugspunkt 
ausgerichtet ist. Jahrhunderte lang konnte so von einer „Einheit des Reiches, der 
Kirche und der ständischen Feudalgesellschaft“95 ausgegangen werden, die nun 
im ausgehenden Mittelalter und zu Beginn der Neuzeit - nicht zuletzt wegen des 
Zerbrechens der Einheit der abendländischen Kirche durch die Reformation - 
nicht mehr aufrechterhalten werden konnte.  Dazu kamen noch die Auswirkungen 
der neuen Naturwissenschaften und der Technik und des damit verbundenen 
Fortschrittsglaubens, die zu einer immer stärker werdenden Individualisierung 
führten. Auch wenn es vielfältige Beeinflussungen aus der Antike und dem 
Mittelalter weiterhin gab und bei aller Vorsicht gegenüber so einfachen 
Beschreibungen eines Epochenwechsels, sprechen doch einige bekannte Fakten 
für eine solche Deutung. Das geschlossene, theologisch interpretierte Universum 
verliert immer mehr an Attraktivität, wissenschaftlich oder realpolitisch 
orientierte Systeme treten hingegen verstärkt in den Vordergrund. Damit wird 
auch die Debatte um den Gerechtigkeitsbegriff von neuen Elementen bestimmt.  
   Im Bereich der politischen Philosophie ist der wohl bekannteste Neuansatz 
derjenige es englischen Staatstheoretikers und Philosophen Thomas Hobbes.96 
Sein methodischer Ansatz ist bezeichnend für den Beginn der Neuzeit: Mit Hilfe 
von Verallgemeinerungen der Prinzipien der wissenschaftlichen Methode, konkret 
mit einer analytischen Theorie des Rechts und des Staates sollte die 
gesellschaftliche Realität und die politische Praxis beschrieben werden.97 Hobbes 
untersuchte die Funktionsweisen der Gesellschaft rational-mechanistisch, „actio“ 
und „reactio“ waren für ihn grundlegende Bewegungsgesetze, die nicht nur 
erkenntnistheoretisch von Bedeutung sind, sondern auch für den Ablauf der 
sozialen Prozesse verantwortlich sind. Damit konnte die politische Philosophie an 
Konturen gewinnen, ihr „Prinzip der Vernunft“ als handlungsleitendes Interesse 
hat die gesellschaftliche Entwicklung der beginnenden Neuzeit hin zu einer 
„bürgerlichen Eigentumsgesellschaft“ zumindest mitbestimmt.98  
                                                 
95 Coreth 2000, S. 13 
96 Thomas Hobbes: 1588-1679 
97 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S. 395f 
98 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S. 396 
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   Hobbes hat ein umfangreiches Werk hinterlassen, seine staatstheoretischen 
Arbeiten, die interessante Reflexionen über Gerechtigkeit sowohl beim Einzelnen 
als auch beim Staat enthalten, bilden jedoch aus heutiger Sicht den zentralen Teil 
und sind auch die wirkungsmächtigsten. Dabei ist zu beachten, dass Hobbes seine 
politische Theorie in drei zeitlich versetzten Schriften vorgelegt hat: 1640 in 
„Elements of Law“, 1642 in „de cive“ („Vom Bürger“) und 1651 im „Leviathan“. 
Die Darstellung seines politischen Systems wurde dabei immer umfangreicher 
und durchdachter, und so kann man den „Leviathan“  als die endgültige und 
bedeutsamste Fassung der Hobbes’schen Staatsphilosophie bezeichnen.99 Auch 
wenn man seine Schriften nicht isoliert von der historischen Situation betrachten 
kann – Hobbes Wirken fällt in eine politisch sehr unruhige Zeit -, so darf vor 
allem sein staatsphilosophisches Werk nicht auf ein bloßes Gesellschaftsmodell 
verkürzt werden. 
3.4.1 Ist der Mensch gerecht? 
   Hobbes legt mit seinem „Leviathan“100 die erste moderne und bürgerliche 
Staatsphilosophie vor. Er beginnt mit einer Analyse des Menschen, und das wird 
insofern verständlich, als Hobbes von der prinzipiellen Unmöglichkeit eines 
Friedens unter Menschen überzeugt ist – außer durch äußeren Zwang. Das Werk 
ist vom Besonderen zum Allgemeinen hin strukturiert,101 weil für Hobbes nur aus 
der Analyse des menschlichen Subjekts auf die richtige Konstitution des Staates 
geschlossen werden kann. Der methodische Ansatz ist - wie bereits gesagt – an 
die Methoden der Naturwissenschaft angelehnt, er ist rationalistisch-
mechanistisch, wobei menschliches Handeln  als Bewegung von Körpern in Raum 
und Zeit verstanden wird. Er lässt sich dabei nicht auf moralische Kategorien wie 
„gut“ und „böse“ ein und geht auch nicht von einem Idealzustand der Welt aus, 
sondern vom tatsächlichen persönlichen Erfahrungshorizont.  
                                                 
99 Vgl. Fetscher 1984, S.XVIII 
100 In der Untersuchung der Hobbes’schen Gerechtigkeitsvorstellungen wird vorwiegend auf den 
„Leviathan“ eingegangen. Zur Namengebung – Leviathan steht ja bekanntlich für ein (staatliches) 
Ungeheuer – siehe u.a. Fetscher 1984, S.XLff. 
101 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S. 397 
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   Das Ergebnis seiner Untersuchungen über den Menschen und seinen 
Verhaltensweisen speziell in Bezug auf Gerechtigkeit fällt dann auch sehr 
ernüchternd aus: Das Streben der Individuen geht grundsätzlich auf 
Selbsterhaltung und Lustgewinn.102 Das vorwiegend eingesetzte Mittel zu deren 
Befriedigung ist die Macht.103 Aus dem allgemeinen Streben nach 
Lustmaximierung folgt das Verlangen nach noch mehr Macht, und das führt 
zwangsläufig zu Konflikten. Hobbes hält „ein fortwährendes und rastloses 
Verlangen nach immer neuer Macht“104 als einen entscheidenden und allgemeinen 
menschlichen Trieb und sieht den Grund dafür darin, dass die gegenwärtige 
Macht wegen des Konkurrenzverhaltens ohne einen Machtzuwachs nicht 
sichergestellt werden kann.  
   In diesem „Naturzustand“ herrscht unter den Menschen der „Krieg aller gegen 
alle“ (bellum omnium contra omnes), jeder muss seine Rechte und Ansprüche 
gegen alle anderen erkämpfen und verteidigen. „Wetteifer um Reichtum, Ehre, 
Befehlsgewalt oder eine andere Macht führt zu Streit, Feindschaft und Krieg, da 
der Weg des einen Bewerbers zur Erlangung seines Wunsches dazu führt, den 
anderen zu töten, zu unterwerfen, zu verdrängen oder zurückzuwerfen.“105 Keine 
Rede mehr von „Gerechtigkeit als vollkommene Tugend“, wie sie noch laut 
Aristoteles zumindest prinzipiell in jedem Menschen zu finden sei. Bei Hobbes 
geht das menschliche Streben nur mehr in Richtung „angenehmes Leben“ 
(commodious living), und Machterhalt bzw. Machtausbau sind die adäquaten 
Mittel dazu. Er versucht also keine „Wesensdefinition“ des Menschen, sondern 
geht von der Beschreibung der von ihm in diesen schwierigen Zeiten 
(Bürgerkrieg…) beobachteten Verhaltensweisen aus.106 Daraus lässt sich auch 
                                                 
102 Vgl. “Leviathan”, 1. - 9.Kapitel 
103 “Die Macht eines Menschen besteht, allgemein genommen, in seinen gegenwärtigen Mitteln zur 
Erlangung eines zukünftigen anscheinenden Guts und ist entweder ursprünglich oder 
zweckdienlich. Natürliche Macht ist das Herausragen der körperlichen oder geistigen Fähigkeiten 
[…]. Zweckdienlich ist die Macht, die durch natürliche Macht oder durch Zufall erlangt wird und 
als Mittel oder Instrument zum Erwerb von mehr Macht dient […] (“Leviathan”, 10.Kapitel, S. 
66). 
104 “Leviathan”, 11.Kapitel, S.75 
105 Leviathan, 11.Kapitel, S.76 
106 Vgl. Fetscher 1984, S.XX 
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sein Satz „homo homini lupus“ (der Mensch ist des Menschen Wolf) erklären.107 
Was Hobbes mit diesem „Naturzustand“ beweisen will, dient im Endeffekt zur 
Erklärung seiner Theorie über den Staat. Er zeigt hier die hypothetische 
Kombination aus „hochzivilisierten zeitgenössischen Individuen“108, die in 
keinerlei politischer Herrschaftsstruktur – also keinem Staat – eingebunden sind 
und damit gezähmt werden können. 
  Eine zweite Erkenntnis, die für das Verstehen des bisher Gesagten unerlässlich 
und für die Hobbes’sche politische Theorie notwendig erscheint, ist die 
grundsätzliche Gleichheit der konkurrierenden Individuen. Damit übt Hobbes 
Kritik an der Aristotelischen Unterscheidung zwischen distributiver und 
kommutativer Gerechtigkeit bzw. der damit verbundenen Differenzierung 
zwischen geometrischer und arithmetischer Gleichheit. Dieser Unterschied – so 
Hobbes – habe mit Gerechtigkeit überhaupt nichts zu tun. So sei es beispielsweise 
bei einem Geschäftsvertrag durchaus als gerecht anzusehen, wenn man seine 
Ware so teuer als möglich verkauft, vorausgesetzt natürlich, dass der Käufer 
aufgrund seines Besitzwunsches auch zu dieser Bezahlung bereit ist. Auch sei 
eine Ungleichverteilung dann als gerecht zu bezeichnen, wenn derjenige, der 
verteilt, seinen Adressaten unterschiedliche Versprechungen gegeben hat.109 
Damit weicht Hobbes doch entscheidend von den Gerechtigkeitsvorstellungen, 
die auf Aristoteles zurückzuführen sind, ab. Statt des Aristotelischen 
Objektivismus bei der Bestimmung der Zuteilungen tritt jetzt eine Art 
„voluntaristisches Prinzip“, wonach Gerechtigkeit als dasjenige bezeichnet 
werden kann, worauf sich freie Vertragspartner geeinigt haben.110 Hobbes bezieht 
sich dabei ausdrücklich auf den wie er schreibt „alten Spruch“, wonach dem kein 
                                                 
107 Hobbes hat diesen Terminus in der Widmung seines Werkes “Vom Bürger” verwendet (Vgl. 
„Vom Bürger“, Widmung an den Grafen von Devonshire, S.59). 
108 Fetscher 1984, S.XXII 
109 “Wenn man seine Sachen so teuer verkauft, wie man kann, so geschieht dem Käufer, der sie von 
mir gewollt und verlangt hat, kein Unrecht; und wenn ich von dem Meinigen dem mehr gebe, der 
es weniger verdient, so geschieht dennoch keinem Teile ein Unrecht, solange ich das gebe, was ich 
versprochen habe.“ („Vom Bürger“, 3.Kapitel, S.101). Vgl. dazu auch „Leviathan“, 15. Kapitel. 
110 Vgl. Horn/Scarano 2002, S.155 
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Unrecht geschehe, der mit der gesetzten Handlung einverstanden ist (volenti non 
fit iniuria).111 
   Andererseits erscheint Hobbes der Nachweis der prinzipiellen Gleichheit der 
Individuen als sehr wichtig. Ein entscheidender Aspekt dabei ist die ständige 
Exponiertheit des Lebens eines jeden, und obwohl es unterschiedliche 
Veranlagungen gibt, so müssen Menschen doch als naturgegeben gleich 
angesehen werden.112 Auch die auf Erfahrung zurückzuführende praktische 
Klugheit (prudentia) könne von allen Menschen, „die sich gleich lang mit den 
gleichen Dingen beschäftigen“,113 auch im gleichen Umfang erworben werden. 
Aus dieser weitgehenden Gleichheit der Fähigkeiten folgt auch eine Gleichheit 
der Hoffnungen auf die Erreichung der Ziele, die sich jeder steckt. Und da die 
Ressourcen  beschränkt sind, jeder aber von Natur aus das gleiche Recht darauf 
hat, kommt es notwendigerweise zu Konflikten. 
   Und dennoch sieht Hobbes die Möglichkeit zu gerechtem Verhalten unter den 
Individuen. Er beschreibt im „Leviathan“ eine ganze Reihe von – wie er sie nennt 
– „natürlichen Gesetzen“, deren drittes er als Quelle und Ursprung der 
Gerechtigkeit bezeichnet. Dieses Gesetz lautet: „Abgeschlossene Verträge sind zu 
halten.“114 Er leitet dieses Gesetz aus den beiden ersten natürlichen Gesetzen ab, 
nämlich „Suche Frieden und halte ihn ein“, sowie einen Verzicht auf die eigenen 
Rechte zugunsten dieses Friedens als zweites Gesetz.115 Ohne dieses Gesetz über 
die Verpflichtung zur Einhaltung der Verträge würden sich die Menschen immer 
                                                 
111 Vgl. “Vom Bürger”, 3.Kapitel, S.102 
112 „Die Natur hat die Menschen ihrer körperlichen und geistigen Fähigkeiten so gleich 
geschaffen, daß trotz der Tatsache, daß bisweilen der eine einen offensichtlich stärkeren Körper 
oder einen gewandteren Geist als andere besitzt, der Unterschied zwischen den Menschen alles im 
allem doch nicht so beträchtlich ist, als daß der eine auf Grund dessen einen Vorteil beanspruchen 
könnte, den ein anderer nicht ebenso gut für sich verlangen dürfte.“ („Leviathan“, 13.Kapitel, 
S.94) 
113 „Leviathan“, 13.Kapitel, S.94 
114„ Leviathan“, 15.Kapitel, S.110 
115 Das zweite Gesetz der Natur lautet: “Jedermann soll freiwillig, wenn andere ebenfalls dazu 
bereit sind, auf sein Recht auf alles verzichten, soweit er dies um des Friedens und der 
Selbstverteidigung willen notwendig hält, und er soll sich mit soviel Freiheit gegenüber anderen 
zufrieden geben, wie er anderen gegen sich selbst einräumen würde.“ („Leviathan“, 14.Kapitel, 
S.100). 
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noch im Kriegszustand befinden. Hobbes versucht hier einen Weg aufzuzeigen, 
wonach Menschen imstande sein sollten, den unhaltbaren und verzweifelten 
„status belli“ zu transformieren. Deshalb definiert er auch Ungerechtigkeit explizit 
als „die Nichterfüllung eines Vertrages.“116 Offensichtlich wäre es zu kurz 
gegriffen, würde man Hobbes unterstellen, dass es keinen Sinn macht, von 
Gerechtigkeit unter den Menschen im Naturzustand, d.h. ohne staatlichen Zwang 
zu sprechen. 
   Die Einhaltung der natürlichen Gesetze, die alle auf das erste, nämlich das 
Friedensgebot aufbauen, sind für Hobbes probate Mittel und Wege zu einem 
möglichen friedlichen Zusammenleben. Er anerkennt im Menschen, trotz der 
vorangegangen eher martialischen Grundverfassung, durchaus auch sittliche 
Tugenden, wie beispielsweise Gerechtigkeit, Dankbarkeit, Bescheidenheit, 
Billigkeit, Mitleid und noch andere, aus den natürlichen Gesetzen abgeleitete 
Eigenschaften.117 Diese richten sich direkt an die menschliche Vernunft und 
weisen einen Weg aus dem ansonsten hoffnungslosen Zustand des „Krieges jeder 
gegen jeden“. Damit verfügt der Mensch - zumindest prinzipiell - über die 
notwendigen Voraussetzungen für Gerechtigkeit. Für Hobbes dient dieser 
„Hoffungsschimmer“ als Überleitung zu seiner Begründung der Notwendigkeit 
eines Staates. Ohne eine gewisse „Veranlagung“ für Gerechtigkeit wäre ein 
Zusammenleben von Menschen in einem Staat nicht möglich. Die Frage, ob der 
Mensch gerecht sei, muss in diesem Sinne offen bleiben. 
3.4.2 Gerechtigkeit im „Leviathan“ 
   Im Naturzustand, also in einer vorstaatlichen Situation, kann es laut Hobbes nur 
geringe Chancen auf Frieden und Gerechtigkeit geben, weil die Menschen 
einerseits Furcht vor dem eigenen Tod durch das gewalttätige 
Konkurrenzverhalten haben, und andererseits jeder nach einem möglichst 
angenehmen Dasein strebt. Deshalb ist die menschliche Vernunft gefordert, 
diesen unhaltbaren Zustand zu beenden. Daraus ergeben sich die natürlichen 
Gesetze, deren erstes das Friedensgebot, das zweite der Rechtsverzicht und das 
dritte die Forderung zur Einhaltung von Verträgen als Grundlage für 
                                                 
116 „Leviathan“, 15.Kapitel, S.110 
117 Vgl. „Leviathan“,15. Kapitel, S.122 
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Gerechtigkeit ist. Damit gibt es doch wieder Hoffnung auf Frieden und 
Gerechtigkeit unter den Menschen, allerdings genügt beispielsweise ein bloßer 
Vertrag nicht um die Sicherheit zu garantieren und zu gewährleisten, dass jeder 
die anderen  behandelt, wie er selbst behandelt werden will. Diese natürlichen 
Gesetze sind nur mit Zwangsgewalt durchsetzbar, denn „Verträge ohne das 
Schwert sind bloße Worte und besitzen nicht die Kraft, einem Menschen auch nur 
die geringste Sicherheit zu bieten.“118 
   Um einen friedlichen und - zumindest nach Hobbes’ Auffassung - auch 
gerechten gesellschaftlichen Zustand zu erreichen, genügen weder kleinere 
Zusammenschlüsse noch solche mit zeitlicher Beschränkung, denn Menschen 
neigen von Natur aus zu ungeselligem Verhalten.119 Es ist vielmehr eine 
„allgemeine Gewalt“ von Nöten, welche die Menschen vor fremder Gewalt und 
vor gegenseitigen Übergriffen schützen soll. Diese alles kontrollierende 
allgemeine Gewalt kann wiederum nur durch einen Vertrag entstehen. Die einzige 
Möglichkeit dazu sieht Hobbes in der „Übertragung aller Macht und Stärke“ auf 
einen Menschen oder eine Versammlung von Menschen. Die bisher unabhängigen 
Individuen schließen – jeder mit jedem – folgenden (fiktiven) Vertrag: „Ich 
autorisiere diesen Menschen oder diese Versammlung von Menschen und 
übertrage ihnen mein Recht, mich zu regieren, unter der Bedingung, daß du ihnen 
ebenso dein Recht überträgst und alle ihre Handlungen autorisierst.“120 Durch 
diesen Vertrag entsteht eine „zu einer Person vereinigte Menge“, und das ist der 
                                                 
118 “Leviathan”, 17.Kapitel, S.131. Vgl. dazu auch „Vom Bürger“, 5.Kapitel. 
119 Hobbes geht an dieser Stelle auf Aristoteles ein, indem er diesem insofern Recht gibt, dass es 
(politische) Lebewesen gibt, die ohne zwingende und strafende Obrigkeit auskommen (für Hobbes 
z.B. Bienen und Ameisen). Die Menschen zählen seiner Meinung nach allerdings nicht dazu. Sie 
neigen zu ungeselligem Verhalten, und Hobbes gibt auch die Gründe dafür an: a) Menschen stehen 
im ständigen Wettstreit um Ehre und Würde. b) Sie können aufgrund ihrer Instinkte Gemeinwohl 
und Privatwohl nicht unterscheiden. c) Sie verfügen – im Gegensatz zu den Tieren – über 
Vernunft, die sie veranlasst, dauernd an der Regierung Kritik zu üben, sie fordern Reformen und 
Neuerungen und deshalb besteht die Gefahr von Bürgerkriegen. d) Aufgrund ihrer Sprachfähigkeit 
werten sie nach „gut“ und „böse“ und stiften damit Unfrieden. e) Weil sie über zuviel Muße 
verfügen, kritisieren sie andere und schließlich f) Lebewesen (Tiere) stimmen natürlicherweise 
miteinander überein, nicht jedoch die Menschen. Sie brauchen außer einem Vertrag auch noch eine 
allgemeine Gewalt, die sie auf das Gemeinwohl hinlenkt (Vgl. „Leviathan“, 17.Kapitel, S.133f). 
120 „Leviathan“, 17. Kapitel, S.134 
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Staat (civitas). Die Individuen haben mit diesem Vertrag den Staat, den „großen 
Leviathan“ erzeugt. Er ist ein mächtiges Artefakt in der Form einer Art großen 
Maschine, von dem sie erwarten können, dass er ihnen Frieden und Schutz bieten 
wird.121  Hobbes nennt dieses Gebilde deshalb auch „sterblicher Gott“122, weil er 
wie Gott das Leben der Menschen zu bewahren vermag. (Sterblich ist dieser Gott 
deshalb, weil er bei Nichterfüllung seiner Aufgaben seine Legitimation verliert). 
Das Motiv für die freiwillige Übertragung der souveränen Gewalt mittels Vertrag 
ist in der Hoffnung begründet, geschützt zu werden, und das sowohl vor den 
eigenen Mitbürgern (Konkurrenten) als auch vor äußeren Feinden. Letztlich ist es 
in beiden Fällen die Furcht vor dem gewaltsamen Tod. 
   Das Besondere an diesem Vertrag ist, dass er nur von den Bürgern 
untereinander geschlossen wird. Sie treten ihre Freiheit an den Souverän ab, der 
selbst aber kein Vertragspartner ist. Dieser Vertrag ist damit kein 
Herrschaftsvertrag zwischen Untertanen und einem künftigen Souverän, sondern 
ist als „Begünstigungsvertrag“ konzipiert.123 Der Souverän steht dabei rechtlich 
über diesem Vertrag und ist an keinerlei rechtliche Regelungen gebunden. Und 
das ist von Hobbes ausdrücklich so gewünscht, denn bei jeder anderen 
Vertragssituation würde die Gefahr des von ihm so gefürchteten Bürgerkrieges 
erneut gegeben sein. Er ist für unumschränkte Staatsgewalt, denn nur ein Staat mit 
absoluter Staatsgewalt kann Frieden, Ordnung und damit Gerechtigkeit 
garantieren. Hobbes zieht damit eine eher nüchterne Bilanz aus den realen 
Gegebenheiten seiner Zeit, er setzt nicht auf einen flexiblen, sich (positiv) 
verändernden Menschen (wie etwa Rousseau), sondern hat nur die sozio-
ökonomische Entwicklung im Auge. 
   Ist der durch einen solchen Vertrag von unabhängigen Individuen Begünstigte – 
also der Souverän – eine Person, dann entsteht eine Monarchie, bei einer 
Versammlung von Wenigen spricht man von Aristokratie und bei einer 
                                                 
121 Hobbes definiert den Staat als eine Person (oder Versammlung von Personen), „bei der sich 
jeder einzelne einer großen Menge durch gegenseitigen Vertrag eines jeden mit jedem zum Autor 
ihrer Handlungen gemacht hat, zu dem Zweck, daß sie die Stärke und Hilfsmittel aller so, wie sie 
es für zweckmäßig hält, für den Frieden und die gemeinsame Verteidigung einsetzt.“ („Leviathan“, 
17.Kapitel, S.134). 
122 Vgl. „Leviathan“, Kapitel 17, S.134 
123 Vgl. Fetscher 1984, S.XXVI 
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„allgemeinen Versammlung der Untertanen“ entsteht eine Demokratie.124 Haben 
die Individuen den Staat und damit auch den Souverän – ob als Einzelner oder als 
Versammlung von Menschen – einmal geschaffen, können sie nicht mehr über ihn 
verfügen, können ihm gegenüber keine Rechte mehr geltend machen, denn sie 
haben diese (natürlichen) Rechte ja auf ihn übertragen. Und die Rechte dieses 
Souveräns sind aus heutiger, westlich-demokratischer Sicht geradezu 
ungeheuerlich. Im Kapitel 18 des „Leviathan“ zählt Hobbes diese in einer lange 
Liste auf. Sie reicht von der Unmöglichkeit der Auflösung des Vertrages und 
damit der Absetzung des Souveräns durch den Einzelnen (Hobbes bezeichnet 
einen solchen Vorgang ausdrücklich als Ungerechtigkeit), über eine Art 
„Aufsichtsrecht“ über die Meinungen der Untertanen (denn aus Meinungen 
können Handlungen hervorgehen, die dem Frieden gefährden könnten), bis zum 
höchsten Richteramt, dem Oberbefehl über die Streitkräfte und der Entscheidung 
über Krieg und Frieden. Trotzdem kann man Hobbes nicht „Staatsvergötzung“ im 
Sinne Platons vorwerfen,125 denn – wie er immer wieder betont – dieser mit allen 
Vollmachten ausgestattete Souverän bleibt stets nur Mittel dafür, den Frieden und 
den Schutz des Lebens der Untertanen zu sichern und niemals Selbstzweck. Die 
Grenzen der Macht des Souveräns liegen genau dort, wo er seinen 
Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Und das gilt auch für die 
Unterwerfungspflicht der Bürger. Ausdrücklich betont Hobbes: „Die 
Verpflichtung der Untertanen gegen den Souverän dauert nur so lange, wie er sie 
auf Grund seiner Macht schützen kann, und nicht länger. Denn das natürliche 
Recht der Menschen, sich selbst zu schützen, wenn niemand anders dazu in der 
Lage ist, kann durch keinen Vertrag aufgegeben werden.“126 
   Gerechtigkeit hat für Hobbes also mehrere Ebenen. Sie ist – wenn auch nur sehr 
vage – schon beim Einzelnen durch das Wirken der menschlichen Vernunft 
angelegt. Daraus ergeben sich die natürlichen Gesetze. Die zweite Ebene wird 
durch den Staat dargestellt, indem gerechtes Verhalten der Bürger - grob 
gesprochen - als Unterwerfung unter den Souverän verstanden wird. Innerhalb des 
Staates wirken sowohl die natürlichen Gesetze, - Hobbes definiert deshalb 
                                                 
124 Vgl. “Leviathan”, 19.Kapitel, S.145 
125 Vgl. Fetscher 1984, S.XXXI 
126 “Leviathan”, 21.Kapitel, S.171 
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Gerechtigkeit auch als „Erfüllung von Verträgen“ und „jedem das Seine geben“127 
-  als auch die bürgerlichen Gesetze. Diese bürgerlichen Gesetze „[…] sind die 
Regeln, die der Staat jedem Untertanen durch Wort, Schrift oder andere 
ausreichende Willenszeichen befahl, um danach Recht und Unrecht, das heißt das 
Regelwidrige und das der Regel Entsprechende, zu unterscheiden.“128  
   Der Gesetzgeber ist also der Souverän, ob als Einzelner (Monarch) oder als 
Versammlung von Menschen wie in der Demokratie. Die Bürger haben sich 
diesen Gesetzen zu unterwerfen, und diese Gesetze können nur vom Souverän 
verändert oder aufgehoben werden. Ausdrücklich verweist Hobbes in diesem 
Zusammenhang auf die Unteilbarkeit der Staatsgewalten. Er bezeichnet die 
Teilung der Gewalten als „gefährliche Lehre“ und führt als Beispiel die 
Staatskonstellation im antiken Rom an (der Staat bestand aus dem Senat und dem 
Volk) und verweist darauf, dass dies zu Aufständen, zu Bürgerkriegen und 
schließlich doch zu einer Konzentrierung der Macht in Form einer Monarchie 
geführt hat. Frieden und Gerechtigkeit seien nur zu erreichen, wenn die Macht in 
einer Hand konzentriert ist. Denn: „Ein jegliches Reich, so es mit sich selbst 
uneins wird, das wird zunichte.“129 Hier verweist Hobbes auf den von ihm 
miterlebten und so schrecklich empfundenen Bürgerkrieg in England, dessen 
Ursache er wesentlich in der uneinheitlichen Machtverteilung, also in der 
Gewaltentrennung sieht.130 Um Frieden und Gerechtigkeit im Staat zu 
gewährleisten, bedarf es der ungeteilten Autorität des Souveräns. Um in Zukunft – 
so hofft Hobbes – die verhängnisvolle Lehre von der Teilung der souveränen 
Gewalten gar nicht wieder aufkommen zu lassen, bedarf es einer möglichst 
umfangreichen Unterrichtung des Volkes nach den Prinzipien seiner politischen 
Theorie. 
  Der Souverän ist darüber hinaus verpflichtet, seine Bürger auch über die 
Grundlagen von  Gerechtigkeit zu unterweisen. Denn Gerechtigkeit – so Hobbes – 
                                                 
127 “Denn Gerechtigkeit, das heißt Erfüllung von Verträgen und jedem das Seine geben, ist eine 
Anordnung des natürlichen Gesetzes.“ („Leviathan“, 26.Kapitel, S.205) 
128 „Leviathan“, 26.Kapitel, S.203 
129 „Leviathan“, 18.Kapitel, S.142 
130 “Hätte der größte Teil Englands nicht zuerst die Meinung angenommen, diese Gewalten seien 
zwischen dem König, dem Adel und dem Unterhaus aufgeteilt, so wäre das Volk niemals geteilt 
und in diesen Bürgerkrieg gestürzt worden.“ („Leviathan“, 18.Kapitel, S.142) 
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sei kein „bloßes Wort ohne eigentlichen Inhalt“. Die Aufgabe des Souveräns ist es 
ja bekanntlich, für die Sicherheit des Volkes zu sorgen. Unter „Sicherheit“ sei 
aber nicht nur die bloße Erhaltung des Lebens gemeint, „sondern auch alle 
anderen Annehmlichkeiten des Lebens, die sich jedermann durch rechtmäßige 
Arbeit ohne Gefahr oder Schaden für den Staat erwirbt.“131 Diese gilt es nach 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, die vorwiegend in den bürgerlichen Gesetzen zu 
finden sind, zu verteilen. Hobbes nennt als Grundregel dafür, „niemandem das 
Seine zu nehmen“, und aufbauend darauf entwirft er eine Reihe von 
Gerechtigkeitsregeln, die er als Rechte und Pflichten der Bürger ansieht.  
   Schließlich geht Hobbes auch noch kurz auf das Völkerrecht ein, das er mit dem 
„Gesetz der Natur“ gleich setzt. Geht es also um die gegenseitigen Pflichten 
verschiedener Staaten (repräsentiert durch ihre Souveräne), so besitzen diese 
grundsätzlich die gleichen Rechte, die es ihnen ermöglichen, ihren Untertanen 
Sicherheit zu gewährleisten. Wie diese Souveräne allerdings miteinander 
„umgehen“, wie sie zu einem gerechten Verhalten kommen, liegt ausschließlich in 
ihrem Gewissen begründet. Denn dort (im Gewissen) „herrscht Gott“. Damit 
verweist Hobbes auf die einzige Macht, die noch über dem Staat, dem 
„Leviathan“ in Form eines Souveräns angesiedelt ist, und das ist Gott.132 
 
                                                 
131 „Leviathan“, 30.Kapitel, S.255 
132 „Über die gegenseitigen Pflichten der verschiedenen Souveräne, die in dem Gesetz, das man 
gewöhnlich Völkerrecht nennt, enthalten sind, brauche ich an dieser Stelle nichts zu sagen, da 
Völkerrecht und Gesetz der Natur dasselbe sind. Und jeder Souverän besitzt das gleiche Recht, 
seinem Volk Sicherheit zu verschaffen, das jedem einzelnen Mensch zur Verfügung steht, um für 
die Sicherheit seines eigenen Körpers zu sorgen. Und das gleiche Gesetz, das den Menschen 
vorschreibt, was sie in Hinblick auf ihr gegenseitiges Verhalten zu tun oder zu unterlassen haben, 
schreibt dies auch den Staaten vor, das heißt dem Gewissen der souveränen Fürsten und 
souveränen Versammlungen. Denn es gibt keinen Gerichtshof der natürlichen Gerechtigkeit, 
außer im Gewissen, wo nicht der Mensch, sondern Gott herrscht.“ („Leviathan“, 30.Kapitel, 
S.269f). 
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3.5 Gerechtigkeit ist eine künstliche Tugend (David Hume) 
   In seinem 1739 erschienen Erstlingswerk „A Treatise of Human Nature“  (dt. 
„Ein Traktat über die menschliche Natur“)133 schreibt der in Edinburgh geborene 
Philosoph und Historiker David Hume134 über den Ursprung seiner Philosophie: 
„Ich kann nicht umhin, Verlangen zu tragen nach der Erkenntnis der Grundlagen 
des moralisch Guten und Schlechten, nach der Erkenntnis des Wesens und der 
Bedingungen des Staates, nach einer Einsicht in die Ursache der verschiedenen 
Affekte und Neigungen, die mich bewegen und beherrschen. Es ist mir 
unbehaglich, zu denken, daß ich eine Sache billige, eine andere mißbillige, ein 
Ding schön und ein anderes häßlich nenne, über Wahrheit und Unwahrheit, 
Vernunft und Torheit entscheide, ohne zu wissen, aus was für Gründen ich den 
Entscheid fälle.“135 Die Wissenschaften, so Hume, würden sich diesbezüglich in 
einem Zustand „beklagenswerter Unwissenheit“136 befinden, sodass er sich 
entschlossen hat, seinen wissenschaftlichen Ehrgeiz auf die Erforschung  der 
Natur des Menschen zu richten. 
   Hume wollte also die praktische Philosophie auf ein solides Fundament stellen. 
Seiner Meinung nach kann das nur erreicht werden, wenn zuerst die Frage nach 
der menschlichen Natur beantwortet ist. Um diese Frage zu beantworten, um 
dieser „Lehre vom Menschen“ eine wissenschaftliche Grundlage zu geben, 
erscheint für ihn nur ein einziger methodischer Ansatz als angebracht und 
                                                 
133 Der volle Titel lautet: „A Treatise of Human Nature: Being an Attempt to Introduce the 
Experimental Method of Reasoning into Moral Subjects”. Die Bücher I und II (“Of the 
Understanding“ – “Über den Verstand” und “Of the Passions” – „Über die Affekte“) erschienen 
1739, Buch III („Of Morals“ – „Über Moral“) 1740. Beide Werke wurden übrigens anonym 
veröffentlicht. 
134 David Hume: 1711-1776 
135 Hume: „Treatise“ I, S.349. Zur Zitierweise: Das Werk „A Treatise of Human Natur“ („Ein 
Traktat über die menschliche Natur“) wird hier mit „Treatise“ bezeichnet, gefolgt von der 
Bezeichnung der jeweiligen Hauptteile (Buch I, II, III), sowie der Seitenzahl der Ausgabe des 
Felix Meiner Verlages Hamburg, 1989. Das Werk „An Enquiry concerning the Principles of 
Morals” (dt. „Eine Untersuchung über die Prinzipien der Moral“) wird mit „Enquiry“ bezeichnet, 
gefolgt von der Seitenzahl der Ausgabe des Reclam Verlages Stuttgart – Reclams Universal-
Bibliothek Nr.8231, 2002. 
136 Treatise I, S.349 
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zielführend: „Erfahrung und Beobachtung.“137 Damit ist auch das Generalthema 
und der Anspruch der Philosophie Humes zu erkennen: Durch Erfahrung und 
Beobachtung die menschliche Natur und ihre grundlegenden Prinzipien zu 
erforschen. Hume wollte mit dieser empirischen Fundierung der „Newton“ der 
Wissenschaften vom Menschen und der Moralphilosophie werden.138 
Metaphysisch orientierte Philosophen verstricken sich laut Hume in endlose 
Debatten und Kontroversen, sie stützen sich dabei auf Hypothesen, die keinerlei 
Grundlage in der Erfahrung der Menschen haben. Nicht die Vernunft regiert 
dabei, so die Kritik Humes,  sondern lediglich die geschickte Darstellung der 
eigenen Ansichten.139 Hume führt damit den Empirismus von John Locke weiter 
und  bezieht sich auch sehr stark auf die Philosophie des „moral sense“, wie sie 
auch von Shaftesbury, Hutcheson und Butler vertreten worden ist.140 Hume hat 
mit diesem metaphysikkritischen  Ansatz die Anerkennung vieler bedeutender 
Philosophen und Wissenschaftler erhalten, die Liste reicht von Adam Smith, über 
Kant und Schopenhauer bis August Comte.141 
                                                 
137 Treatise I, S.4 
138 Vgl. Kulenkampff  1994, S.434 und Streminger 2002, S.5  
139 „Streitigkeiten häufen sich, als ob alles unsicher wäre und sie werden mit einer Wärme geführt, 
als ob alles gewiss wäre. In diesem Toben trägt nicht die Vernunft den Sieg davon, sondern die 
Beredsamkeit, und niemand braucht die Hoffnung aufzugeben, Anhänger auch für die gewagtesten 
Hypothesen zu finden, wenn er nur Geschicklichkeit genug besitzt, sie in vorteilhaftem Lichte 
darzustellen.“ (Treatise  I, S.2) 
140 Vgl. Lüthe 2004, S.484 und Kulenkampff 1994, S.434 
141 So bezeichnet beispielsweise Adam Smith Hume als den „bei weitem berühmtesten Philosoph 
und Historiker unserer Zeit.“  (Smith: „Der Wohlstand der Nationen“, S.670). Eine in der 
Philosophiegeschichte berühmt gewordene Würdigung Humes stammt von Kant. In seiner 
„Prolegomena“ schreibt er u.a.: „Ich gestehe frei: die Erinnerung des David Hume war eben 
dasjenige, was mir vor vielen Jahren zuerst den dogmatischen Schlummer unterbrach, und meinen 
Untersuchungen im Felde der spekulativen Philosophie eine ganz andre Richtung gab.“ (Kant: 
„Prolegomena“, A12,13, Werkausgabe Band V, S.118). Arthur Schopenhauer schreibt in seinem 
Hauptwerk „Die Welt als Wille und Vorstellung“ über Hume: „Aus jeder Seite von David Hume ist 
mehr zu lernen, als aus Hegels, Herbarts und Schleiermachers sämmtlichen (sic!) philosophischen 
Werken zusammengenommen.“ (Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Band 2, 
S.755) 
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3.5.1 Humes Moralphilosophie 
   Bevor nun Humes Gerechtigkeitsvorstellungen genauer untersucht werden, 
lohnt sich ein Blick auf die Prinzipien seiner Moralphilosophie, weil darin die 
Grundlagen für sein Gerechtigkeitsverständnis zu finden sind. Hume geht von der 
einfachen Annahme aus, dass der Mensch sowohl ein erkennendes als auch ein 
handelndes Wesen ist, das dabei mit anderen interagiert und kooperiert.142 
Obwohl er auch in seiner Moralphilosophie dem empiristischen Prinzip treu 
bleibt, ergibt sich gerade bei moralischen Urteilen ein Problem insofern, als allein 
aus der Erfahrung  moralische Qualifikationen nicht abgeleitet werden können. Da 
es laut Hume auch kein absolutes Vernunftprinzip gibt, das jenseits der 
menschlichen Natur liegt, muss es im Menschen selbst eine Art Instinkt geben, 
der Bewertungskriterien für moralisches und damit gerechtes Verhalten und 
Urteilen gibt. Diese Kriterien sind dann aber spezifisch menschlich, für sie kann 
kein universeller Anspruch gelten, sie sind kulturell und zivilisatorisch bedingt 
und sind somit auch Wandlungen unterworfen.143 
   Wie sieht nun dieser „Instinkt“ aus, der uns zu moralischen Handlungen und 
Urteilen befähigt? Für Hume ist es ein „moralischer Sinn“ (moral sense), der uns 
Menschen dazu in die Lage versetzt, sittliche Unterscheidungen zu treffen. Ein 
besonderes Gefühlsvermögen unterstützt quasi unsere Vernunft dabei, Tugenden 
von Lastern zu unterscheiden, ja dieses Empfinden ist in dem Zusammenhang 
sogar wichtiger als die Vernunft. „Sittlichkeit wird also viel mehr gefühlt als 
beurteilt.“144 Erklärbar wird das, wenn wir uns darüber im Klaren sind, dass die 
treibende Kraft „im Menschengeist“ das Prinzip Lust und Unlust ist.145 Lust 
bringt Stolz und Liebe hervor und wird als tugendhaft empfunden, wohingegen 
Unlust zu Scham und Hass führt und als lasterhaft eingestuft wird. Aber diese 
                                                 
142 Diese Annahme liegt auch dem Aufbau seines „Treatise“ zu Grunde, dessen Teil I (Über den 
Verstand) den erkenntnistheoretischen Teil behandelt, während der Teil II (Über die Affekte) als 
eine Theorie der subjektiven Prinzipien des Handelns angesehen werden kann. Der dritte Teil 
(Über Moral) behandelt Probleme, die sich für Menschen in ihrem gesellschaftlichen Agieren 
ergeben (vgl. dazu Kulenkampff 1994, S.449). 
143 Vgl. Treatise III, S.195-212 
144 Treatise III, S.212 
145 „Die Hauptquelle oder das treibende Prinzip im Menschengeist ist Lust und Unlust.“ (Treatise 
III, S.327) 
 128 
Erklärung ist für Hume noch nicht ausreichend. Um „den wahren Ursprung“ 
einer sittlichen Beurteilung bzw. von Liebe und Hass zu ergründen, muss man 
seiner Ansicht nach noch tiefer gehen. Und er findet auch hier eine eindeutige 
Antwort: Es ist das Mitgefühl (die Sympathie), welches die Grundtendenz des 
Umgangs der Menschen untereinander bestimmt. Hume dazu: „Es ergibt sich 
also, daß das Mitgefühl ein sehr mächtiges Prinzip in der menschlichen Natur ist, 
daß es großen Einfluß auf unseren Geschmack bei der Beurteilung des Schönen 
hat, und daß es unser Sittlichkeitsgefühl bei allen künstlichen Tugenden 
erzeugt.“146 Dieses „Mitgefühl“ oder diese „Sympathie“ ist allerdings bei Hume 
nicht als ein ursprüngliches und starkes Wohlwollen des Individuums gegenüber 
den anderen zu verstehen, sondern bedeutet zunächst einmal eine affektive 
Bezogenheit der Menschen aufeinander. Damit kann man allerdings Humes 
moralphilosophischen Ansatz noch nicht hinreichend erklären. „Sympathie“ 
bedeutet darüber hinaus auch noch, dass die Menschen sich irgendwie 
zusammengehörig fühlen (fellow-feeling). Trotz aller Neigung zum Egoismus 
gibt es so etwas wie eine ursprüngliche Sozialität unter den Menschen, wo auf 
einer Basis gemeinsamer Grundzwecke und Interessen geurteilt und gehandelt 
wird.147 
   Gefühl und Sympathie einerseits und Verstand andererseits versetzen uns also in 
die Lage, moralische Urteile zu fällen oder zu übernehmen. Dieses Urteilen 
geschieht als Lob oder Tadel, als Billigung oder Missbilligung und ist keineswegs 
rein willkürlich oder grundlos sondern weiterhin eine empirische Frage.148 Hume 
                                                 
146 Treatise III, S.331 
147 Vgl. Lüthe 1991, S.57f 
148 Dass die Empirie das leitende Prinzip bei seinen Überlegungen ist, daran lässt Hume nie einen 
Zweifel aufkommen. So schreibt er beispielsweise im „Enquiry“: „Gegenstand der Reflexion ist es 
dann nur noch, auf beiden Seiten die Umstände aufzudecken, die diesen Eigenschaften (Lob und 
Tadel, WG) gemeinsam sind; jenes Besondere zu erkennen, worin die schätzenswerten 
Eigenschaften einerseits und die tadelnswerten andererseits übereinstimmen; und von da aus zu 
einer Grundlage der Ethik zu gelangen und jene universellen Prinzipien zu finden, von welchen 
letztlich jeder Tadel und jede Billigung hergeleitet wird. Und da dies eine Frage von Tatsachen, 
nicht von abstrakter Wissenschaft ist, können wir nur dann Erfolg erwarten, wenn wir der 
experimentellen Methode folgen und allgemeine Grundsätze aus dem Vergleich einzelner Fälle 
gewinnen.“ (Enquiry, S.93). Die „experimentelle Methode“, die Hume hier anspricht, ist die 
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hält moralische Urteile, Forderungen oder Anweisungen nur dann als zulässig, 
wenn sie mit den Prinzipien der menschlichen Natur übereinstimmen. Nur dann 
können sie auch praktisch folgenreich sein. Damit ist Humes Moralphilosophie 
ein Programm, das wesentlich auf Erfahrung beruht.149 
3.5.2 Gerechtigkeit und Eigentum 
   Das Problem der Gerechtigkeit wird von Hume in zwei umfangreichen 
Abschnitten seines Werkes behandelt: Im „Treatise of Human Nature“ (III.Buch, 
2.Teil), und im „Enquiry Concerning the Principles of Morals“ (3.Abschnitt). In 
beiden Darstellungen ist Hume bemüht, Gerechtigkeit nicht als eine 
Charaktereigenschaft zu erklären, sondern als eine künstliche oder soziale 
Tugend, die sich aus menschlichen Konventionen ableiten lässt und keinesfalls 
auf ewige und unveränderliche Ideen zurückzuführen ist.150 Während natürliche 
Tugenden nur aus dem Strukturelement „Sympathie“ erklärbar sind und den 
Menschen losgelöst von seiner Funktion als Staatsbürger beschreiben, bezeichnet 
Hume alle jene Tugenden, die für die Erhaltung sozialer Institutionen nützlich 
sind (staatserhaltende Tugenden), als künstliche oder soziale.151 Diese künstlichen 
Tugenden – es sind dies der Gerechtigkeitssinn, die Verlässlichkeit 
(Vertragstreue) und die Achtung vor dem Eigentum anderer – sind laut Hume 
nicht so einfach aus der menschlichen Psyche erklärbar. Er erkennt, dass weder 
das Erklärungsmuster des Egoismus (Hobbes) noch dasjenige des Nutzenprinzips  
                                                                                                                                     
Methode der empirischen Naturwissenschaft, und er grenzt diese damit klar gegenüber der 
Deduktion ab, die beispielsweise von Platon vertreten wurde. 
149 Vgl. Kulenkampff 1994, S.450 
150 Hume beschreibt und begründet in seiner Ethik vor allem die positiven Eigenschaften der 
Menschen. Die Tugenden gliedert er in dreifacher Weise: a) Natürliche Tugenden (z.B. 
Elternliebe) und künstliche Tugenden (z.B. Gerechtigkeit), b) nützliche und angenehme Tugenden, 
sowie c) diese jeweils für den Besitzer oder für die anderen (vgl. dazu Lüthe 1991, S.59f). 
151 Diese Unterscheidung der Tugenden hat Hume vor allem im „Treatise“  sehr ausführlich 
behandelt, während er in seinem später erschienen „Enquiry“  diese Trennung nicht mehr 
vornahm. Der Grund scheint darin zu liegen, dass der Ausdruck  „künstliche Tugend“ (artificial 
virtue) von seinen Zeitgenossen insofern missverstanden wurde, indem diese Tugenden als 
weniger notwendig (weil gekünstelt) angesehen wurden. Aber gerade das würde den Absichten 
Humes diametral entgegenstehen, er schätzt den Wert der staatstragenden (künstlichen) Tugenden 
weit höher ein als den der natürlichen (vgl. Lüthi 1991, S.59f). 
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für sich allein ein - auf die Erhaltung der Gesellschaft orientiertes - Verhalten 
ausreichend beschreiben können. Beide sind zu sehr auf das doch unsichere 
rationale Kalkül abgestellt. Es muss also noch ein zweites Prinzip für die 
Erklärung dieser künstlichen Tugenden geben: Laut Hume ist es ist die 
„Sympathie für das Allgemeinwohl“. Deshalb stellt er seine Theorie der 
Gerechtigkeit (als menschliche Tugend) auch auf zwei Säulen: „So ist Eigennutz 
das ursprüngliche Motiv zur Festsetzung der Rechtsordnung (Gerechtigkeit, WG), 
aber Sympathie für das Allgemeinwohl ist die Quelle der sittlichen Anerkennung, 
die dieser Tugend gezollt wird.“152 Bei der Entstehung der sozialen oder 
künstlichen Tugenden sind also sowohl egoistische Motive (Eigennutz) als auch 
Gefühle (Sympathie für das Allgemeinwohl) beteiligt. Auf diese Weise 
entwickeln sich in der Gesellschaft Verhaltensweisen, die zwar oft den 
unmittelbaren Interessen der Einzelnen zuwiderlaufen, längerfristig aber durchaus 
einen größeren Nutzen bringen können. 
   Hume gesteht zwar ein, dass der Sinn für Gerechtigkeit und öffentliches 
Interesse dem Eigennutz und auch der individuellen Freiheit Grenzen setzen kann, 
er ist aber dennoch der Meinung, dass die Einführung des Gerechtigkeitsprinzips 
– hier betont er besonders die Bedeutung des Eigentums, das „sicheren Bestand“ 
haben muss - für den Einzelnen nur gewinnbringend sein kann. Der Nutzen, der 
dabei für jedes Individuum entsteht, ist ein Zugewinn an Frieden und Ordnung. 
Indem man ein Gerechtigkeitsprinzip etabliert und pflegt, werden die 
Bedingungen für eine Stabilität von Frieden und Ordnung erfüllt, was wiederum 
ein planvolles Handeln ermöglicht. Damit liegen geordnete Rechtsverhältnisse 
(Eigentumsverhältnisse) durchaus im Interesse jedes Einzelnen.153 Menschen sind 
nun mal nur beschränkt großmütig, sie sind daran interessiert, das was sie 
erworben haben auch ungestört gebrauchen und genießen zu können. Es besteht 
                                                 
152 Treatise III, S.243f 
153 “Das Eigentum muß sicheren Bestand haben und muß durch allgemeine Regeln festgestellt 
sein. Leidet im einzelnen Fall das Publikum, so wird dies momentane Übel reichlich ausgeglichen 
durch die beständige Befolgung der Regel, und durch den Frieden und die Ordnung, die sie der 
Gesellschaft gewährleistet. Und auch jedes einzelne Individuum wird bei der Gesamtabrechnung 
finden, daß es im Vorteil ist. Ohne Rechtsordnung würde die Gesellschaft sich alsbald auflösen 
und jedermann würde in jenen wilden und vereinsamten Zustand zurückfallen, der unendlich 
schlimmer ist, als die denkbar schlechteste Lage in der Gesellschaft.“ (Treatise III, S.241) 
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also sowohl eine Nützlichkeit als auch eine Notwendigkeit für Gerechtigkeit. „Die 
Notwendigkeit von Gerechtigkeit für den Bestand der Gesellschaft ist die alleinige 
Grundlage dieser Tugend; und da kein moralischer Vorzug höher geschätzt wird, 
können wir schließen, daß dieses Moment der Nützlichkeit im allgemeinen den 
stärksten Einfluß hat und auf unsere Gefühle eine uneingeschränkte Macht 
ausübt.“154  
   Bleibt noch zu untersuchen, unter welchen gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Bedingungen Gerechtigkeit überhaupt nötig ist. Hume analysiert 
dafür die Wohlstandssituation von Gesellschaften und stellt fest, dass ein Rekurs 
auf Gerechtigkeitsprinzipien immer dann notwendig und sinnvoll ist, wenn weder 
ein totaler Überfluss noch ein extremer Mangel an Gütern vorherrscht. Eine 
Gesellschaft, die unter „Schlaraffenland-Bedingungen“ lebt, bräuchte sich um 
Gerechtigkeitsfragen in Bezug auf die Nahrungsmittelverteilung nicht zu 
kümmern.155 Umgekehrt würden bei extremer Güterknappheit selbst die 
strengsten Gerechtigkeitsgesetze von den noch stärkeren Gesetzen der 
Selbsterhaltung außer Kraft gesetzt werden.156 „Die übliche Situation“, so Hume, 
„hält die Mitte zwischen allen diesen Extremen.“157 Die Situation der relativen 
Güterknappheit ist es, die als Bedingung für die Anwendung von 
Gerechtigkeitsregeln erforderlich sind, und das ist in den bestehenden 
Gesellschaften in der Regel anzutreffen (vgl. dazu auch Kapitel 2.4.4). 
   Hume versteht unter Gerechtigkeit in erster Linie das Recht auf Eigentum. 
Seiner Meinung nach ist die wichtigste Aufgabe der Rechtsordnung die Sicherung 
                                                 
154 Enquiry, S.125 
155 „Weshalb eine Aufteilung der Güter, wenn jeder schon mehr als genug hat? Warum das 
Eigentum einführen, wenn ein Zuwiderhandeln ohnedies nicht möglich ist? Warum einen 
Gegenstand mein nennen, wenn ich, sobald ein anderer ihn sich aneignet, nur meine Hand 
auszustrecken brauche, um mir etwas zu verschaffen, das gleich wertvoll ist. Gerechtigkeit wäre in 
diesem Fall, weil völlig nutzlos, ein leeres Zeremoniell und könnte wahrscheinlich niemals einen 
Platz im Verzeichnis der Tugenden finden.“ (Enquiry, S.102)  
156 „Angenommen eine Gesellschaft gerät in einen solchen Mangel an allem Lebensnotwendigen, 
daß selbst äußerste Sparsamkeit und Fleiß nicht verhindern könnten, daß eine größere Zahl 
zugrunde ginge und alle im extremen Elend lebten; man wird, glaube ich, bereitwillig zugeben, 
daß in einer so bedrückenden Notlage die strengen Gesetze der Gerechtigkeit aufgegeben werden 
und den stärkeren Motiven der Notwendigkeit und Selbsterhaltung weichen.“ (Enquiry, S.104) 
157 Enquiry, S.107 
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der regelhaften Zuweisung von Eigentum, dessen Stabilität er durch einen 
geregelten Eigentumstransfer sowie durch die Einhaltung von Versprechungen 
(Verträgen) gewährleistet sieht.158 Gerade diese Engführung von Gerechtigkeit 
auf die Frage der Güterverteilung und Besitzwahrung hat zu häufiger Kritik an 
Hume geführt.159 Andererseits haben seine originellen Analysen großen Einfluss 
auf das Werk Adam Smith’ ausgeübt. Über dessen Werk reicht der Einfluss 
Humes auf die Ausbildung der klassischen englischen Nationalökonomie und auf 
die Entstehung des Utilitarismus (Bentham, Mill).160 
 
3.6 „Sei gerecht und du wirst glücklich sein“ (J. J. Rousseau)  
   Für Jean-Jacques Rousseau161 steht eines außer Streit: Das eigene Glück kann 
man nur erlangen, wenn man sowohl gegenüber sich selbst als auch gegenüber 
anderen Gerechtigkeit übt. Deshalb schreibt er im „Emile“ dazu: „Sei gerecht und 
du wirst glücklich sein.“162 Zwar haben vergleichbare Formulierungen im 
Zusammenhang mit Gerechtigkeit eine lange Tradition, – z.B. schon bei Platon 
heißt es: „Das gerechteste Leben ist auch das glückseligste“163 – Rousseau ist in 
seiner politischen Philosophie aber weit weg von metaphysischen Annahmen wie 
Platon mit seiner Ideenlehre. Rousseau ist auf der Suche nach einer rechts- und 
staatsphilosophischen Konstruktion, nach einer legitimen politischen Ordnung, 
wobei der einzelne Mensch stets im Mittelpunkt steht. Besonders im „Emile“ 
liefert Rousseau einen philosophisch-anthropologischen Entwurf, wo der Mensch 
aufgrund seiner Natur am Ende zu einem vollkommenen Menschen erzogen 
werden kann. Kein geringerer als Immanuel Kant meinte deshalb: „Rousseau hat 
                                                 
158 Vgl. Kopf 1987, S.120f 
159 Vgl. Horn/Scarano 2002, S.161 
160 Vgl. Kulenkampff 1994, S.455 
161 Jean-Jacques Rousseau: 1712-1778 
162 Rousseau: „Emile oder von der Erziehung“ („Emile (b)“), S.359 (vgl. dazu u.a. Sturma 2001, 
S.143). Hinweis zur Zitierweise: Es wird aus zwei Versionen des „Emile“ zitiert, „Emile (a)“ ist 
die Ausgabe des Phillip Reclam jun. Verlages aus 1963, „Emile (b)“ ist die Ausgabe des Winkler 
Verlages aus 1979 (siehe Literaturverzeichnis). 
163 Platon: “Nomoi” 661e (S.201) 
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mich zurechtgebracht“, denn „ich lerne die Menschen ehren“.164 Kant nannte 
Rousseau deshalb auch den „Newton der sittlichen Welt“. 
3.6.1 Die Natur des Menschen ermöglicht Gerechtigkeit 
   „Der Mensch ist frei geboren, und überall ist er in Banden.“165 Mit diesem 
programmatischen Satz beginnt Rousseau sein berühmtes Werk „Vom 
Gesellschaftsvertrag oder Die Grundsätze des Staatsrechtes“ („Du Contrat 
Social ou Principes du Droit politique“, 1758). Mit dieser kurzen Feststellung 
wird auch die grundsätzliche Linie klar, die Rousseau in Bezug auf den Menschen 
einnimmt: Er vertritt eine freiheitstheoretische Tradition des Naturrechts, danach 
ist der Mensch ein von Natur aus freies Wesen, dessen Würde bedingungslos zu 
achten ist.166 Der Mensch ist also prinzipiell frei, es haben aber die mehr oder 
weniger zufälligen Umstände beim Übergang von der „Naturgeschichte zur 
Kulturgeschichte“ dazu geführt, dass er unfrei wurde. Die anthropologischen 
Voraussetzungen befähigen den Menschen allerdings, sich diese Freiheit und 
Selbstbestimmung wieder zurückzuholen.  
   Wie sieht nun das Menschenbild aus, das Rousseau seinen Analysen zu Grunde 
legt? Wichtig dabei ist der von ihm angenommene Naturzustand der Menschen. 
Es liegt keineswegs in seiner Absicht, eine wissenschaftliche Theorie über die 
Entwicklungsgeschichte des Menschen zu entwerfen. Rousseau nimmt nicht an, 
dass es den Naturzustand in der Weise, wie er von ihm dargestellt wird, auch 
tatsächlich gegeben hat.167 Dieser natürliche oder vor-zivilisatorische Zustand 
dient ihm nur als Gedankenexperiment, um die deformierenden und schädlichen 
                                                 
164 Zitiert aus: Metzler Philosophen Lexikon, S.759 
165 Rousseau: „Gesellschaftsvertrag“, zitiert aus: URL: http://www.textlog.de/2344.html 
(04.03.2008) 
166 Vgl. Sturma 2001, S.148 
167 “Man darf die Untersuchungen, in die man über diesen Gegenstand (den Naturzustand, WG) 
eintreten kann, nicht für historische Wahrheiten nehmen, sondern nur für hypothetische und 
bedingungsweise geltende Schlußfolgerungen, mehr dazu geeignet, die Natur der Dinge zu 
erhellen, als deren wahrhaften Ursprung zu zeigen, und jenen vergleichbar, welche unsere 
Naturwissenschaftler alle Tage über die Entstehung der Welt machen.“ Rousseau spielt hier u.a. 
auch auf die Hypothesenbildung in den Naturwissenschaften an, die er sich bei seiner Begründung 
zum Vorbild nimmt (Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, „Discours sur l’inégalité“, S.71). 
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Bedingungen der Gegenwart systematisch aufzuheben und damit zur 
authentischen, nicht degenerierten Natur des Menschen zu gelangen. Die 
Konstruktion des Naturzustandes hat also lediglich die Funktion, das 
Ursprüngliche vom Künstlichen in der Natur des Menschen zu unterscheiden. 
Deshalb ist es auch verfehlt und wird seinen Intentionen in keiner Weise gerecht, 
wenn man Rousseau als Verfechter einer rückwärts gewandten Utopie bezeichnet, 
wie es mit dem ihm zugeschriebenen Schlagwort „Zurück zur Natur“ suggeriert 
wird. Es geht ihm keineswegs um eine Idealisierung des „glücklichen Wilden“. 
Ganz im Gegenteil, er baut beim Menschen auf dessen Fähigkeit zur 
Selbstvervollkommnung (perfectibilité), die zwar einen Anstoß von außen 
benötigt (erhöhter Anpassungsdruck), die aber sowohl eine individuelle als auch 
eine kulturelle Entwicklung zum Positiven ermöglicht. 
   Zur natürlichen Ausstattung des Menschen - und diese wirkt selbstverständlich 
auch und gerade im Naturzustand – zählt unter anderem auch die Selbstliebe 
(l’amour de soi), die aber eher im Sinne von Selbsterhaltung oder 
Selbstbehauptung zu verstehen ist. Aber es gibt auch eine weitere, wichtige 
Veranlagung beim Menschen: Das Mitgefühl im Sinne von Menschlichkeit, das 
zwar im Naturzustand noch unreflektiert aber immerhin vorhanden ist, und das für 
Rousseau unabdingbar für die Entwicklung des Menschen ist.168 Dieses Mitgefühl 
ist auch dafür verantwortlich, dass sich schon früh ein „natürliches Gefühl“ für 
Gerechtigkeit herausbilden konnte.169  
 
                                                 
168 Zum Thema „Mitgefühl“ als wesentliches Begründungsargument von Gerechtigkeit bei 
Rousseau siehe Kapitel 6 (6.1). 
169 „Es ist also ganz gewiss, daß das Mitleid ein natürliches Gefühl ist, das, da es in jedem 
Individuum die Aktivität der Selbstliebe mäßigt, zur wechselseitigen Erhaltung der ganzen Art 
beiträgt. Es veranlaßt uns ohne Reflexion zur Unterstützung derer, die wir leiden sehen; im 
Naturzustand vertritt es die Stelle der Gesetze, der Sitten und der Tugend – mit dem Vorteil, daß 
keiner versucht ist, seiner süßen Stimme den Gehorsam zu versagen. […] Anstelle jener erhabenen 
Maxime der durch Vernunft erschlossenen Gerechtigkeit: „Tue anderen, wie du willst, daß man 
dir tue“ gibt das Mitleid allen Menschen diese andere Maxime der natürlichen Güte ein, die viel 
weniger vollkommen, aber vielleicht nützlicher ist als die vorhergehende: „Sorge für dein Wohl 
mit dem geringstmöglichen Schaden für andere.“ (Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, 
S.149f) 
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   Aber dieser Naturzustand unter den Menschen, bei dem alle frei und gleich 
waren, dauerte nicht ewig. Der entscheidende Wendepunkt, der zum Übergang 
von der Naturgeschichte in die Kulturgeschichte führte, liegt für Rousseau in der 
ersten Besitznahme von Land (durch die Klugen und Starken) und der 
gleichzeitigen Anerkennung dieser Okkupation durch die Einfältigen und 
Schwachen.170 Rousseau entwickelt darauf aufbauend eine kritische 
Kulturentstehungslehre, mit der er die seiner Meinung nach bedenkliche 
zivilisatorische Entwicklung der Neuzeit und die damit einhergehende 
Selbstentfremdung  des modernen Menschen erklären will. Im Gegensatz zu den 
besitzindividualistischen Konzepten von Hobbes und Hume geht es Rousseau 
darum zu zeigen, wie verhängnisvoll sich dieser erste Okkupationsakt auf die 
weitere kulturelle Entwicklung des Menschen ausgewirkt hat. Dieser markiert das 
Endstadium dessen, was er als Naturzustand bezeichnet und führt schließlich zum 
Staatszustand. Dieser Staatszustand ist aber alles andere als vorteilhaft für die 
Menschen – zumindest nicht für die überwiegende Mehrzahl. Der Betrugsversuch 
geht nämlich weiter, und zwar insofern, als die Reichen und Mächtigen eine 
politische Stabilisierung der Ungleichheit herbeiführten. Sie wandelten die 
bestehenden Herrschaftsverhältnisse in (staatliche) Rechtsverhältnisse um, 
verbunden mit dem Scheinversprechen, damit Frieden und Gerechtigkeit für alle 
zu erreichen. Aber die Hoffnungen der Menschen wurden enttäuscht: „Alle liefen 
auf ihre Ketten zu, im Glauben, ihre Freiheit zu sichern; denn sie hatten zwar 
genügend Vernunft, um die Vorteile einer politischen Einrichtung zu ahnen, aber 
nicht genügend Erfahrung, um deren Gefahren vorherzusehen.“171 Die Folgen 
waren neue Fesseln für die Schwachen und neue Kräfte für die Starken und 
Reichen. 
   Damit aber nicht genug. Diese negativen Entwicklungen im politischen Bereich 
schlagen sich laut Rousseau auch direkt in moralischen Defiziten der Menschen 
nieder. Ruhte der natürliche Mensch noch in sich selbst, so ist der moderne 
Mensch von der Einschätzung der anderen abhängig. Das führt zu einer 
                                                 
170 „Der erste, der ein Stück Land hatte und es sich einfallen ließ zu sagen: „dies ist mein“  und 
der Leute fand, die einfältig genug waren, ihm zu glauben, war der wahre Gründer der 
bürgerlichen Gesellschaft.“ (Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.173) 
171 Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.217f 
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Korruption der Moral. Der moderne Mensch ist gekünstelt mit künstlichen 
Leidenschaften, wobei die guten Veranlagungen der Menschlichkeit überdeckt 
werden.172 Die kulturgeschichtliche Entwicklung hat zu diesem unerfreulichen 
Zustand geführt, wobei Rousseau neben den politischen Ungerechtigkeiten 
durchaus auch die Leistungen der Künste und der Wissenschaft negativ beurteilt. 
    Aber auch der Einzelne trägt Schuld an dieser Entwicklung. Rousseau ortet hier 
moralische Defizite, denn jeder Mensch ist prinzipiell imstande, sich den 
gesellschaftlichen Konventionen zu widersetzen. Trotz dieser strengen 
Beurteilung ist Rousseau aber optimistisch. Die Herrschaftsverhältnisse 
beeinträchtigen zwar die Menschen, ihre negativen Auswirkungen treffen den 
Einzelnen jedoch nicht im Kern. Zudem kommt noch, dass die bestehenden 
Machtverhältnisse keinen unbeeinflussbaren Gesetzmäßigkeiten unterliegen und 
die prinzipielle menschliche Freiheit durchaus eine Revision der 
Lebensverhältnisse ermöglichen kann.173 Denn - so Rousseau - der Mensch hat 
sich aus dem Naturzustand, wo das Mitleid ein wesentlicher Faktor für ein 
gerechtes Zusammenleben war, noch so etwas wie eine „natürliche Güte“ 
herübergerettet. Diese bildet einen „moralisch intakten Kern“ der menschlichen 
Natur und gilt für Rousseau – trotz aller sozialen Verformungen – als Potential für 
eine ethische Selbstbehauptung des Einzelnen und damit auch der Gemeinschaft. 
3.6.2 Gerechtigkeit im neuen Gesellschaftsvertrag 
   Im „Diskurs über die Ungleichheit“ entwickelt Rousseau ein (hypothetisches) 
Modell der Vergesellschaftung, das von Betrug und Unterdrückung der 
Schwachen durch die Starken ausgeht. Diese Darstellung dient ihm aber lediglich 
als negative Folie für den Entwurf eines normativen Gesellschafts- und 
Gemeinschaftskonzeptes, das er in seinem Werk „Vom Gesellschaftsvertrag oder 
Grundsätze des Staatsrechts“, „Du contrat social ou essai sur la forme de la 
république“ (1758) vorgelegt hat. . Dieser neue Gesellschaftsvertrag ist nun kein 
                                                 
172 „Ehre ohne Tugend, Vernunft ohne Weisheit und Vergnügen ohne Glück. Es genügt mir, 
bewiesen zu haben, daß dies nicht der ursprüngliche Zustand des Menschen ist und daß er allein 
der Geist der Gesellschaft ist und die Ungleichheit, welche sie gebiert, die alle unsere natürlichen 
Neigungen so verändern und entstellen.“ (Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.269f)  
173 Vgl. Sturma 2001, S.67 
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fiktiver, die Vergangenheit betreffender mehr, sondern ein visionärer Entwurf für 
die Zukunft. Für Rousseau steht bei seiner politischen Philosophie immer die 
Freiheit des Einzelnen im Vordergrund, deshalb lehnt er auch 
Vertragsverhältnisse, wie sie von Hobbes konzipiert wurden (Freiheitsverzicht 
zugunsten der Schutzfunktion des Staates), entschieden ab. Er sucht bei seinem 
Konzept eines Gesellschaftsvertrages nach den systematischen Zusammenhängen 
zwischen einer Vertragstheorie und den anthropologischen Voraussetzungen. „Ich 
beabsichtige zu untersuchen, ob es in der bürgerlichen Verfassung irgendeinen 
gerechten und sicheren Grundsatz der Verwaltung geben kann, wenn man die 
Menschen nimmt, wie sie sind, und die Gesetze, wie sie sein können. Bei dieser 
Untersuchung werde ich mich bemühen, stets das, was das Recht zulässt, mit dem 
zu vereinen, was das allgemeine Beste vorschreibt, damit Gerechtigkeit und 
Nutzen nicht getrennt werden.“174  
   Die Zielsetzung Rousseaus ist einerseits das Aufzeigen von ethischen und 
kulturellen Missständen in der modernen Gesellschaft, andererseits aber auch 
deren Aufhebung. Ein wichtiges Mittel dazu sind die Gesetze, nach denen die 
Menschen ihre (neue) Gesellschaft einrichten sollten. Diese Gesetze müssen 
ähnlich objektiv sein wie die Gesetze der Natur.175 Rousseau ist sich durchaus 
darüber im Klaren, dass der Übergang von der natürlichen Lebensform zu einer 
gesellschaftlichen (staatsbürgerlichen), den er im neuen Gesellschaftsvertrag 
darlegt, immer auch gewaltsame Aspekte beinhaltet. Deshalb fordert er auch eine 
Veränderung der menschlichen Natur.176 Es geht dabei um Selbstbestimmung und 
                                                 
174Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, I, Quelle: URL: http://www.textlog.de/2344.html 
(06.03.2008) 
175 Vgl. Rousseau:  „Vom Gesellschaftsvertrag“, II, 6, URL:  http://www.textlog.de/2344.html 
(07.03.2008) 
176 „Wer den Mut besitzt, einem Volke Einrichtungen zu geben, muss sich imstande fühlen, 
gleichsam die menschliche Natur umzuwandeln, jedes Individuum, das für sich ein vollendetes und 
einzeln bestehendes Ganzes ist, zu einem Teile eines größeren Ganzen umzuschaffen, aus dem 
dieses Individuum gewissermaßen erst Leben und Wesen erhält; die Beschaffenheit des Menschen 
zu seiner eigenen Kräftigung zu verändern und an die Stelle des leiblichen und unabhängigen 
Daseins, das wir alle von der Natur empfangen haben, ein nur teilweises und geistiges Dasein zu 
setzen. Kurz, er muss dem Menschen die ihm eigentümlichen Kräfte nehmen, um ihn mit anderen 
auszustatten, die seiner Natur fremd sind und die er ohne den Beistand anderer nicht zu benutzen 
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Selbstbehauptung des Einzelnen in einer Vergesellschaftung, denn die Rückkehr 
in den ursprünglichen Zustand des Menschen kann es nicht mehr geben. Wird 
diese Selbstbestimmung, diese Freiheit des Einzelnen in den sozialen Raum 
verlegt, so könnte sich eine gesellschaftliche Existenz und moralische Integrität 
entwickeln, die es auch verdient, Gerechtigkeit genannt zu werden. 
    Aus dem ethisch aufgeklärten Willen der Einzelnen konstituiert sich der Staat, 
die neuen moralischen Eigenschaften und Fähigkeiten führen zu einer neuen 
Lebensform, deren Grundeinstellung die Gerechtigkeit ist. „Der Übergang aus 
dem Naturzustande in das Staatsbürgertum bringt in dem Menschen eine sehr 
bemerkbare Veränderung hervor, indem in seinem Verhalten die Gerechtigkeit an 
die Stelle des Instinktes tritt und sich in seinen Handlungen der sittliche Sinn 
zeigt, der ihnen vorher fehlte. Erst in dieser Zeit verdrängt die Stimme der Pflicht 
den physischen Antrieb und das Recht der Begierde, so dass sich der Mensch, der 
bis dahin lediglich auf sich selbst Rücksicht genommen hatte, gezwungen sieht, 
nach anderen Grundsätzen zu handeln und seine Vernunft um Rat fragt, bevor er 
auf seine Neigungen hört.“177 Diese neue Lebensform ist also von Pflicht und 
Vernunft bestimmt, sie ist durch eine „Kultur der Gerechtigkeit“ gekennzeichnet, 
setzt allerdings hohe Anforderungen an die moralische und politische Bildung. 
Keineswegs - so Rousseau - sind die Menschen dazu bereits in der Lage, vielmehr 
prägen Eigennutz und Konkurrenzverhalten das Erscheinungsbild des modernen 
Menschen. 
   Rousseau hält in seiner politischen Philosophie und seinen Überlegungen über 
eine gerechte Gesellschaft insofern an einer naturalistischen Konzeption fest, 
indem er den Menschen als ein von Natur aus freies Wesen begreift, dessen 
Würde unangetastet bleiben muss. Die Natur des Menschen impliziert die 
Möglichkeit von Freiheit und Selbstbestimmung. Rousseaus 
„Gesellschaftsvertrag“  soll zeigen, wie eine Gesellschaft konzipiert sein muss, 
damit nicht nur die Selbsterhaltung, sondern auch die (ethische) Selbstbehauptung 
und Freiheit ermöglicht wird. Rousseau verknüpft die Natur des Menschen mit der 
                                                                                                                                     
versteht.“ (Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, II, 7, URL: http://www.textlog.de/2355.html, 
07.3.208) 
177 Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, I, 8, URL: http://www.textlog.de/2355.html 
(07.02.2008) 
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ethischen Würde des Einzelnen und verwendet dafür den Begriff 
Menschenrechte.178 Für ihn ist keine gesellschaftliche und kulturelle Konzeption 
denkbar, in der dem Menschen gerechtfertigt die Freiheit und Selbstbestimmung 
entzogen werden kann. Freiheit wird daher unveräußerlich und das bedeutet, dass 
der Mensch niemals zum Mittel von Zwangsverhältnissen gemacht werden darf 
(siehe „Zweck an sich - Formel“ bei Kant).179  
   Diese Vorgabe enthält aber eine grundsätzliche Schwierigkeit: Wie kann die 
Freiheit und der Wille des Einzelnen mit der notwendigen Einschränkung im 
Rahmen der gesellschaftlichen Vereinigung in Einklang gebracht werden? Es 
muss also eine Form gefunden werden, bei der die gemeinschaftlichen 
Lebensgrundsätze aus den Prinzipien der Freiheit des Einzelnen gewonnen 
werden. Rousseau hat für seine neue Gesellschaft darauf eine klare Antwort: Es 
ist der Gemeinwille (volonté générale).180 Daraus wird so etwas wie ein 
„gemeinsames Ich“ gebildet, das sich aus dem Einzelwillen der Individuen 
zusammensetzt und doch mehr als die Summe der Einzelteile ist, weil es eben 
eine Einheit darstellt und über einen gemeinsamen Willen verfügt.181 Der neue 
Gesellschaftsvertrag ist ein komplexes System aus wechselseitigen Verhältnissen 
zwischen dem Einzelnen (Bürger) und der Gemeinschaft, es entsteht eine Art 
                                                 
178 „Auf seine Freiheit verzichten, heißt auf seine Menschheit, die Menschenrechte, ja selbst auf 
seine Pflichten verzichten. Wer auf alles verzichtet, für den ist keine Entschädigung möglich. Eine 
solche Entsagung ist mit der Natur des Menschen unvereinbar, und man entzieht, wenn man 
seinem Willen alle Freiheit nimmt, seinen Handlungen allen sittlichen Wert.“ (Rousseau: „Vom 
Gesellschaftsvertrag“, I, 4, URL: http://www.textlog.de/2355.html ,07.02.2008). 
179 Vgl. Sturma 2001, S.151 
180 “Wie findet man eine Gesellschaftsform, die mit der ganzen gemeinsamen Kraft die Person und 
das Vermögen jedes Gesellschaftsgliedes verteidigt und schützt und kraft dessen jeder einzelne, 
obgleich er sich mit allen vereint, gleichwohl nur sich selbst gehorcht und so frei bleibt wie 
vorher? Dies ist die Hauptfrage, deren Lösung der Gesellschaftsvertrag gibt. […]Jeder von uns 
stellt gemeinschaftlich seine Person und seine ganze Kraft unter die oberste Leitung des 
allgemeinen Willens, und wir nehmen jedes Mitglied als untrennbaren Teil des Ganzen auf.“ 
(Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, I, 6, URL: http://www.textlog.de/2355.html ,07.02.2008). 
181 Rousseau legt in diesem Zusammenhang großen Wert auf die Unterscheidung zwischen 
Gemeinwillen (volonté générale) und dem Willen aller (volonté de tous). Ersterer bezieht sich auf 
das Gemeininteresse, während letzterer nur das Privatinteresse und die Einzelabsichten 
berücksichtigt (vgl. Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, II, 3) 
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doppelte Verpflichtung, und zwar gegenüber sich selbst und gegenüber der 
Gemeinschaft. In diesem Sinne kommt es dann auch zu einer Übereinstimmung 
von individueller Autonomie und den Erfordernissen der Gemeinschaft, also 
zwischen Interesse und Gerechtigkeit. Rücksichtnahme und Gerechtigkeit werden 
durch den Gemeinwillen nicht erzwungen, sondern dieser liefert lediglich die 
Gründe dafür, warum es im Interesse aller liegen muss, moralisch und damit 
gerecht zu handeln.182 
 
3.7 Sei ein rechtlicher Mensch (Immanuel Kant) 
   Durchsucht man die Arbeiten von Immanuel Kant183 zur praktischen 
Philosophie auf die Verwendung der Wörter „Gerechtigkeit“, „gerecht“ oder 
„ungerecht“, so wird man nicht viele Treffer erzielen. Erstaunlicherweise scheint 
der Gerechtigkeitsbegriff in seiner traditionellen Verwendung bei Kant keine 
prominente Rolle zu spielen, und das ist besonders deshalb verwunderlich, da in 
der aktuellen Debatte sich doch einige Autoren explizit auf Kantische Grundsätze 
in diesem Zusammenhang berufen.184 Als ein wesentliches Kennzeichen für eine 
Gerechtigkeitstheorie mit Kantischer Grundposition gilt beispielsweise der 
Universalitätsanspruch, verstanden als Geltung für alle.185 Kant verknüpft ja 
bekanntlich die Universalität mit der Autonomie, wobei diese sowohl eine private 
Komponente haben kann (individuelles Konzept für das Gerechte), als auch eine 
                                                 
182 Vgl. Rousseau: „Vom Gesellschaftsvertrag“, II, 1 
183 Immanuel Kant: 1724-1804 
184 So bezeichnet beispielsweise John Rawls seine Gerechtigkeitsgrundsätze als kategorische 
Imperative. „Die Gerechtigkeitsgrundsätze entsprechen auch kategorischen Imperativen. Denn 
darunter versteht Kant Verhaltensgrundsätze, die für jemanden als freies und gleiches 
Vernunftwesen gelten und bei ihm keine besonderen Wünsche und Ziele voraussetzen. […] Die 
Begründung der beiden Gerechtigkeitsgrundsätze setzt bei den Parteien keine bestimmten Ziele 
voraus, sondern nur den Wunsch nach bestimmten Grundgütern, nach Dingen, die man 
vernünftigerweise haben möchte.“ (Rawls 1975, S.285). 
185 Siehe dazu die Formulierung des kategorischen Imperativs: „Handle nur nach derjenigen 
Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, daß sie ein allgemeines Gesetz werde.“ (Kant: 
„Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“, BA52, (VII, S.51)). Hinweis auf die Zitierform: Die 
römische Ziffer bezieht sich auf den Band der zwölfteiligen Werkausgabe hrsg. von Wilhelm 
Weischedel, gefolgt von der  jeweiligen Seitenzahl.  
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öffentliche (jeder wählt mit anderen ein Konzept des Gerechten).186 Eine 
Annäherung an den Gerechtigkeitsbegriff Kants über die Rezeptionsgeschichte 
erscheint hier allerdings nicht als zielführend, da sich die jeweiligen Konzepte 
sehr oft als Mischformen herausstellen, sich also auf mehrere klassische Autoren 
beziehen.  
   Die Herangehensweise, die hier gewählt wird, ist deshalb auch an der 
tatsächlichen Wortverwendung orientiert.187 Geht man diesen Weg, so ist 
zunächst festzuhalten, dass sich Kant nur sehr wenig an der alten 
Begriffsdefinition von Gerechtigkeit interessiert zeigt. Vor Kant gehörte die 
Gerechtigkeit bekanntlich zu den vier Kardinaltugenden,188 ein solches Motiv – 
also einen tugendhaften personalen Habitus – wird man bei den Analysen von 
Kant vergeblich suchen. Eine mögliche Erklärung dafür scheint in der Konzeption 
des Kategorischen Imperativs zu liegen. Dieser stellt eine ethische Grundnorm 
dar, die für alle vernunftbegabten Wesen Gültigkeit hat und gebietet für alle 
Handlungen, dass sie niemals nur Mittel zu irgendeinem Zweck sein dürfen, 
sondern an sich gut sind. Der Kategorische Imperativ ist demnach ein Prinzip zur 
Verhinderung unsittlicher und zur Hervorbringung sittlicher Handlungen.189 
Dieser Ansatz lässt keine wie immer gearteten inhaltlichen Werte zu, die vor der 
Methode (Kategorischer Imperativ) liegen.190 Die Objekte der praktischen 
Vernunft Kants sind daher auch nur das Gute und das Böse. Wer aus Achtung vor 
dem Gesetz und nach seinem autonomen Willen lebt und handelt, der ist oder 
handelt nicht gerecht sondern gut, beziehungsweise bei Nichtbeachtung nicht 
                                                 
186 Vgl. Tschentscher 2000, S.198. Zu Gerechtigkeitstheorien mit Kantischer Grundposition siehe 
ebd, S.198ff. 
187 Vgl. dazu die Arbeiten von Reinhard Brandt (Brand 1993 und ders. 1996). 
188 Vgl. die Positionen von Platon und Aristoteles zur Gerechtigkeit in diesem Kapitel. 
189 Vgl. Brandt 1996, S.428 
190 Bezogen auf das Gute und Böse meint Kant dazu: “Hier ist nun der Ort, das Paradoxon der 
Methode in einer Kritik der praktischen Vernunft zu erklären: daß nämlich der Begriff des Guten 
und Bösen nicht vor dem moralischen Gesetze (dem es dem Anschein nach sogar zum Grunde 
gelegt werden müßte), sondern nur (wie hier auch geschieht) nach demselben und durch dasselbe 
bestimmt werden müsse.“ (Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A110,VII, S.180) 
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ungerecht sondern böse.191 Und dennoch spielt Gerechtigkeit in der praktischen 
Philosophie Kants eine nicht zu unterschätzende Rolle.192 
3.7.1 Die göttliche Gerechtigkeit 
   In der „Kritik der reinen Vernunft“ stellt Kant die berühmten drei Fragen: 1. 
Was kann ich wissen? 2. Was soll ich tun? 3. Was darf ich hoffen?193  Für unsere 
Überlegungen zur Gerechtigkeit sind die Antworten Kants auf die dritte Frage 
besonders interessant. Er wertet diese Frage als eine praktische und theoretische 
zugleich, wobei der praktische Aspekt eine handlungstheoretische Prämisse hat: 
Es ist die Glücksbezogenheit jedes menschlichen Handelns, denn, so Kant, „[…] 
alles Hoffen geht auf Glückseligkeit.“194 Der theoretische Aspekt ist insofern 
gegeben, als Kant davon ausgeht, dass es „wirklich reine moralische Gesetze“ 
gibt, die ohne jeden empirischen Bezug die Handlungen vernünftiger Wesen 
bestimmen. Das sind die Gesetze der Sittlichkeit, sie legen fest, wie wir uns 
verhalten sollen, damit wir überhaupt die „Würdigkeit glücklich zu sein“ erringen 
können. Damit gibt es eine notwendige Verknüpfung von Sittengesetz und 
Glückshoffnung. 
   Das Sittengesetz ist zwar ein notwendiges System, aber es liefert uns noch nicht 
die erstrebte Glückseligkeit. Es bedarf dazu einer „der Moralität genau 
angemessenen“ Zuteilung, die wiederum nur von einer „höchsten Vernunft“, von 
einem „weisen Urheber und Regierer“ erfolgen kann.195 Moralische Gesetze allein 
sind zwar ohne diesen weisen Urheber vorstellbar, sie hätten jedoch als bloße 
Vernunftgesetze keine Kraft. Ohne Gott und die Hoffnung auf ein zukünftiges 
Leben (Unsterblichkeit) bleiben die Forderungen der moralischen Gesetze 
                                                 
191 Vgl. Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A101, VII, S.174ff) 
192 Zur Begründung von Gerechtigkeit (Moral) bei Kant siehe Kapitel 6. 
193 Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, A805, IV, S.677 
194 Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, A806, IV, S.677 
195 „Die Sittlichkeit an sich macht ein System aus, aber nicht die Glückseligkeit, außer, sofern sie 
der Moralität genau angemessen ausgeteilet ist. Dieses aber ist nur möglich in der intelligibelen 
Welt, unter einem weisen Urheber und Regierer. Einen solchen, samt dem Leben in einer solchen 
Welt, die wir als eine künftige ansehen müssen, sieht sich die Vernunft genötigt anzunehmen, oder 
die moralischen Gesetze als leere Hirngespinste anzusehen.“ (Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, 
A811, IV, S.681). 
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(Sittengesetze) ein „leeres Hirngespinst“. Erst unter diesen Voraussetzungen kann 
das eintreten, was die reine Vernunft notwendig mit dem moralischen Handeln 
verbindet: Es ist die Hoffnung auf ein der Moralität des Handelns entsprechendes 
Glück.196 
   Obwohl Kant in diesem Zusammenhang nie explizit von einer göttlichen 
Verteilungsgerechtigkeit (iustitia distributiva) spricht, – es besteht ja nur eine 
Hoffnung auf die Güte Gottes – so ist der Gedanke einer Gerechtigkeit bei der 
Glückszuteilung doch leitend. Dieser wird auch immer wieder erwähnt. Beispiele 
dafür sind: „[…] daß jedermann die Glückseligkeit in demselben Maße zu hoffen 
Ursache habe, als er sich derselben in seinem Verhalten würdig gemacht hat“, 
oder „[…] ein solches System der mit der Moralität verbundenen proportionierten 
Glückseligkeit.“197 Das genaue Ausmaß der Zuteilung, also die exakte 
Proportionalität, bleibt allerdings offen, ebenso eine Begriffsklärung von 
Glückseligkeit. Wolfgang Kersting spricht deshalb auch ironisch von einer 
„Ausschüttung von Glückseligkeitsdividenden proportional zu den 
Moralitätseinlagen.“198 Wie auch immer, festzuhalten bleibt, dass eine göttliche 
Gerechtigkeit bei der Zuteilung des Glücks eine notwendige Voraussetzung im 
System der praktischen Vernunft Kants ist. Interessant in diesem Zusammenhang 
ist, dass der Kategorische Imperativ nicht als Gerechtigkeitsprinzip dargestellt 
wird. Handle ich aus Achtung vor dem Gesetz, so ist mein Wille ein guter, aber 
weder der Handelnde noch die Taten können unter dem Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit beurteilt werden. Und dennoch bedarf es der Hoffnung auf eine 
angemessene Zuteilung von Glück, die nicht in meiner Gewalt liegt. Es ist - so 
Kant - zusätzlich noch die im Gottesbegriff liegende Gerechtigkeit nötig, die als 
(gerechte) Proportionalität von Moralität und Glückseligkeit zum Sittengesetz 
hinzukommt. 
                                                 
196 Vgl. Brandt 1996, S.432f 
197 Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, A809, 810, IV, S.680 
198 „Damit der im Diesseits immer wieder enttäuschte Rechtschaffene am Ende nicht verzagt, wird 
er auf die transzendente iustitia distributiva Gottes vertröstet, die die Moralität verdienstethisch 
auslegt und in genauer Proportionalität zu den individuellen Moralitätseinlagen 
Glücksseligkeitsdividenden ausschüttet. Ohne diese Hoffnung auf eine gerechte Belohnung ihrer 
moralischen Anstrengungen […] muß die strenge Forderung des Sittengesetzes ohne Wirkung 
bleiben.“ (Kersting 2000, S.53). 
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3.7.2 Eigentumsordnung und Strafgerechtigkeit 
   In der Ethik Kants gibt es also eine Verknüpfung von Sittengesetz und dem 
höchsten Gut (Gerechtigkeit Gottes), und diese Verbindung ist synthetischer 
Natur. Anders verhält es sich in der Rechtslehre, denn das im Naturzustand nur 
provisorisch entwickelte Privatrecht (Eigentumsrecht) kann ohne die über die 
staatlichen Institutionen geregelte Verteilungsgerechtigkeit nicht gedacht werden. 
Das Privatrecht mit seiner Regelung des äußeren Besitzes steht also immer schon 
unter der Bedingung der Gerechtigkeit, das Verhältnis ist demnach ein 
analytisches.199 Und Kant lässt keinen Zweifel an der Wichtigkeit des privaten 
Besitzes aufkommen. „Das Rechtlich-Meine (meum iuris) ist dasjenige, womit ich 
so verbunden bin, daß der Gebrauch, den ein anderer ohne meine Einwilligung 
von ihm machen möchte, mich lädieren würde.“200 Und der Staat, verstanden als 
„öffentliche gesetzgebende Gewalt“, ist diejenige Institution, unter der, gemäß 
dem Gesetz, jedem das Seine zuerkannt und auch gesichert werden kann und soll. 
   Der Staat bildet also den notwendigen Übergang vom Naturrecht zu einem 
Status des positiven Rechts, er (der Staat) hat dabei aber durchaus eine 
naturrechtliche Grundierung: „Wenn unter Naturrecht nur das nicht-statutarische, 
mithin lediglich das a priori durch jedes Menschen Vernunft erkennbare Recht 
verstanden wird, so wird nicht bloß die zwischen Personen in ihrem 
wechselseitigen Verkehr unter einander geltende Gerechtigkeit (iustitia 
commutativa), sondern auch die austeilende (iustitia distributiva), so wie sie nach 
ihrem Gesetze a priori erkannt werden kann, daß sie ihren Spruch (sententia) 
fällen müsse, gleichfalls zum Naturrecht gehören.“201 Gerechtigkeit, sei es die 
verteilende oder ausgleichende, ist somit im Staat mit seinen Institutionen 
verankert und keine Eigenschaft, die bestimmten Personen oder ihren Handlungen 
zukommen. Damit hat Kant den Begriff der Gerechtigkeit auf den des Rechts202 
                                                 
199 Vgl. Brandt 1996, S.439f 
200 Kant: „Die Metaphysik der Sitten“, AB55, VIII, S.353 
201 Kant: „Metaphysik der Sitten“, AB139,140, VIII, S.412 
202 Das Recht wird von Kant als ein gesetzesförmiges Verhältnis zwischen freien Personen 
definiert. Es geht dabei um das Verhältnis eigenständig denkender (vernünftiger) und handelnder 
Personen, wobei eine Handlung dann als recht bezeichnet werden kann, wenn sie auf einer 
Maxime beruht, bei der die eigene Freiheit mit der Freiheit eines jeden anderen nach einem 
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verlegt, entscheidend ist jetzt nicht mehr die Beurteilung ob etwas gerecht oder 
ungerecht sei, sondern es steht die Funktionalität des Staates im Vordergrund. Es 
geht also darum, wie er seine Rechtsinstitute ausstattet, damit jedem das Seine als 
sein Recht zugesichert werden kann. Denn der Staat ist, so Kant, eine 
„Vereinigung von Menschen unter Rechtsgesetzen.“203 Die innere Dynamik des 
Rechts richtet sich auf das Streben nach mehr Rechtssicherheit und nach einer 
durch das Recht möglich gemachten Gerechtigkeit. Aufgabe der Politik (des 
Staates) ist es nun, diese Vorgabe praktisch wirksam zu machen. Die Ziele der 
Politik können nur insofern verstanden werden, als sie von einer möglichst 
umfassenden Rechtslehre dargestellt und begründet sind. Mit anderen Worten, der 
implizite Zweck des Rechts begründet die explizite Aufgabe der Politik.204 
   Wem aber obliegt es, ein gerechtes öffentliches Gemeinwesen zu garantieren? 
Ist es nur der Staat mit seinen Institutionen (dessen Aufgaben wurden bereits 
besprochen), oder kann auch der Bürger in die Pflicht genommen werden? Auch 
wenn Kant über weite Strecken seiner Rechtslehre nur von Rechten und weniger 
von Pflichten spricht,205 so sind die Hinweise auf explizite Bürgerpflichten im 
Bereich der Rechtslehre evident. Zwei Beispiele möchte ich dafür angeben: In 
seiner „Einteilung der Rechtslehre“, bei der er sich auf den römischen 
Rechtsgelehrten Ulpian bezieht, spricht Kant explizit von Rechtspflichten.206 
Diese sind: „Sei ein rechtlicher Mensch“ (honeste vive), „tue niemandem 
Unrecht“ (neminem laedere) und „tritt in eine Gesellschaft mit anderen, in 
welcher jedem das Seine erhalten werden kann“ (suum cuique tribue). Zumindest 
aus dem ersten Grundsatz kann eine Verpflichtung abgeleitet werden, da Kant hier 
eine zusätzliche Forderung einbringt: Man darf sich anderen gegenüber niemals 
zum bloßen Mittel machen, sondern für sie immer zugleich auch ein Zweck sein. 
Kant scheint hier die Verpflichtung zu meinen, einem despotischen Herrscher 
                                                                                                                                     
allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann. (vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, A33, VIII, 
S.337) 
203 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, A165, VIII, S.431 
204 Vgl. Gerhardt 1996, S.478f 
205 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, A161ff, VIII, S.429ff 
206 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, AB43, VIII, S.344 
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entgegenzutreten, der den Bürger zur bloßen Sache (beispielsweise bei einem 
Angriffskrieg) herabwürdigen möchte.207 
   Ähnlich argumentiert Kant auch am Ende („Beschluss“) seiner Rechtslehre.208 
Er beklagt in diesem Abschnitt, dass der Hauptzweck der Staaten (er meint dabei 
alle, ohne Ausnahme) auf ein „heilloses Kriegsführen“ ausgerichtet war (das 
entspricht nicht zuletzt wohl seiner Erfahrung mit den machtpolitischen 
Verhältnissen dieser Zeit). Dagegen anzukämpfen ist eine Pflicht, von der uns 
niemand befreien kann. Die Verpflichtung der Bürger richtet sich also darauf, eine 
Friedenssicherung zu erreichen. Daraus kann auch eine Verpflichtung zur aktiven 
Staatsbürgerschaft abgeleitet werden, die auf eine Mitwirkung bei der Errichtung 
und Erhaltung der staatlichen Gerechtigkeit hinausläuft. Denn - so Kant - allein 
der „Friedenszustand“ garantiert einen „unter Gesetzen gesicherten Zustand des 
Mein und Dein“. Das kann allein aus der Vernunft a priori hergeleitet werden, 
wenn über das „Ideal einer rechtlichen Verbindung der Menschen unter 
öffentlichen Gesetzen“ reflektiert wird. 
   Die staatliche „iustitia distributiva“ regelt also mittels Rechtsgesetz unter 
anderem den äußeren Besitz. Dies ist deshalb nötig, da – wie wir gesehen haben –  
dieser äußere Besitz die Freiheit der anderen einschränkt. Das Rechtsgesetz hat 
für Kant aber auch noch einen zweiten, sehr wichtigen Aspekt. Es steht nämlich 
immer in Verbindung mit einem Zwang, der in der staatlichen Gesetzgebung sich 
als Sanktion, als Strafandrohung manifestiert. Jedes Rechtsgesetz ist damit 
wesentlich auch ein Strafgesetz. Und Kant macht diesen Sachverhalt schon bei der 
„Einteilung der Rechtslehre“ klar. Dort spricht er von der „Befugnis zu zwingen“, 
mit dem das Recht immer verbunden ist, obwohl damit eine Einschränkung der 
Freiheit einhergeht.209 
                                                 
207 Vgl. Brandt 1996, S.443 
208 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, A233-235, VIII, S.478f 
209 „Nun ist alles was Unrecht ist, ein Hindernis der Freiheit nach allgemeinen Gesetzen; der 
Zwang aber ist ein Hindernis oder Widerstand, der der Freiheit geschieht. Folglich: wenn ein 
gewisser Gebrauch der Freiheit selbst ein Hindernis der Freiheit nach allgemeinen Gesetzen (d.i. 
unrecht) ist, so ist der Zwang, der diesem entgegengesetzt wird, als Verhinderung eines 
Hindernisses der Freiheit mit der Freiheit nach allgemeinen Gesetzen zusammen stimmend, d.i. 
recht: mithin ist mit dem Rechte zugleich eine Befugnis, den, der ihm Abbruch tut, zu zwingen, 
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   Wenn  also jemand wider die Bestimmungen der öffentlichen Gesetze handelt, 
so erweist er sich als „unfähig, Staatsbürger zu sein“ und macht sich eines 
Verbrechens schuldig. Kant formuliert das sehr einfach und macht dabei auch 
klar, dass das Strafgesetz ein „Kategorischer Imperativ“ ist,210 denn der Mensch 
kann nie bloß als Mittel zu den wie immer gearteten Absichten eines anderen 
missbraucht werden. Der Täter soll bestraft werden, weil er verbrochen hat, und 
das Ausmaß der Strafe wird von der Schwere der Tat bestimmt. Es ist dabei das 
Recht und die Pflicht des „Befehlshabers gegen den Unterwürfigen“, diesen als 
Gesetzesbrecher zu bestrafen, ihn – wie Kant es ausdrückt – „mit einem Schmerz 
zu belegen“.211 Eine derartige Person, sofern sie eine gesetzlich definierte Tat 
verübt hat, kann und muß bestraft werden, weil sie dabei gegen das allgemeine 
Gesetz verstößt. 
    Strafgerechtigkeit bei Kant beruht also nicht darauf, mittels Strafandrohung 
präventiv die staatliche Ordnung zu schützen. Sie stützt sich vielmehr auf das 
Prinzip, dass der Verbrecher mit seiner Tat die Allgemeinheit der 
Gesetzesordnung aufgehoben hat. Damit richtet sich der Kategorische Imperativ 
nicht an den Täter, sondern an die Staatsgewalt. Würde die Strafe nämlich nicht 
vollzogen, so würde die Gesellschaft bzw. deren „Befehlshaber“ den Grundsatz 
der Gerechtigkeit verletzen. Kant formuliert das anhand der von ihm vehement 
geforderten Todesstrafe bei bestimmten Delikten (z.B. Mord) ganz klar: „Hat er 
aber gemordet, so muß er sterben. Es gibt hier kein Surrogat zur Befriedigung der 
Gerechtigkeit.“212 Die Gesetze, die sich notwendig aus dem Übergang vom 
Naturzustand in die staatliche Gemeinschaft ergeben, sind zwingend als 
Strafgesetze gefasst. Der Straftäter hat die mit seiner Tat verknüpfte Strafe 
verdient (er weiß ja zumeist über die Folgen der Handlung Bescheid), und kann 
und muss deshalb bestraft werden. 
 
                                                                                                                                     
nach dem Satze des Widerspruchs verknüpft.“ (Kant: „Metaphysik der Sitten“, AB35, 36, VIII, 
S.338f). 
210 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, A197, VIII, S.453 
211 Über die Bedeutung dieser Formulierung Kants („mit einem Schmerz belegen“) siehe Brandt 
1996, S.449 
212 Kant: „Metaphysik der Sitten“, A200, VIII, S.455 
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3.8 Das Wohl ist kein Gutes ohne das Recht (G.F.W. Hegel) 
   Ähnlich wie bei Kant wird auch im Werk von Hegel213 der Begriff 
Gerechtigkeit nur sehr sparsam verwendet. Weiters ist für Hegel, vergleichbar mit 
Kant, die Gerechtigkeit keine personale und kontextlose Tugend, sondern wird  
durch den Begriff der Sittlichkeit der Staatsbürger ersetzt. Auf der politischen 
Ebene geht Gerechtigkeit bei Hegel in dem Begriff des Rechts auf. Dafür - also 
im Bereich der politischen Philosophie - hat er ein Werk vorgelegt, das zu den 
meist kommentierten, umstrittensten und wohl auch wirkungsmächtigsten seiner 
Schriften zu zählen ist: „Grundlinien der Philosophie des Rechts oder Naturrecht 
und Staatswissenschaft im Grundrisse“.214  
   Gerade diese „Grundlinien“ haben Hegel viel Kritik eingebracht. Es wurde und 
wird ihm in diesem Zusammenhang Staatsvergottung und Etatismus vorgeworfen, 
Hegel als „Preußischer Reaktionär“, der für eine „Verabsolutierung der 
Staatsmacht“ eintritt, sind dabei oft und gerne gebrauchte Schlagworte.215 Hier 
einige Zitate, die im Mittelpunkt der Kritik standen und besonders oft genannt 
wurden: Hegel spricht von einer Identität der Wirklichkeit mit der Vernunft: „Was 
vernünftig ist, das ist wirklich; und was wirklich ist, das ist vernünftig.“216 
Grundsätzlich zum Staat sagt Hegel: „Der Staat ist die Verwirklichung der 
sittlichen Idee“217, oder der Staat sei „das an und für sich Vernünftige“218. Weiters 
sei der Staat, „der Geist, der sich im Prozesse der Weltgeschichte seine 
Wirklichkeit gibt“219, und weil der Staat die Welt sei, „die der Geist sich gemacht 
hat“, solle man ihn „wie ein Irdisch-Göttliches verehren.“220 Bei solchen 
Formulierungen ist es nicht weiter verwunderlich, wenn Kritik laut wird, vor 
                                                 
213 Georg Wilhelm Friedrich Hegel: 1770-1831 
214 Erschienen 1821, nachfolgend „Grundlinien“ genannt. Hinweis zur Zitierweise: Grundlage sind 
„Hegels Werke in 20 Bänden“ in der Suhrkamp-Taschenbuch-Wissenschaft Reihe. Die Angabe 
erfolgt mit Bandnummer, Paragraf und Seitenzahl. 
215 Vgl. Ritter 1956, S.185. Einige Beispiele zur Rezeption der Hegelschen Rechtsphilosophie:  
Henrich 1982, Ilting 1982, Siep 1997a, Mohr 1997, Hösle 1998, Ritter 2003. 
216 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, Vorrede, S.24 
217Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, § 257, S.398 
218 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, § 258, S.399 
219 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, § 259, S.405 
220 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, § 272, Zusatz, S.434 
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allem dann, wenn nur oberflächlich gelesen wird und diese Aussagen nicht im 
Kontext des Hegelschen philosophischen Systems interpretiert werden. Hier wird 
auf diese Debatte nicht weiter eingegangen, es soll nur auf einige Aspekte der 
Gerechtigkeitskonzeption Hegels hingewiesen werden.  
3.8.1 Die Bedeutung von „Recht“ 
   Es wurde bereits kurz angesprochen: Hegels Philosophie bildet ein System. Er 
setzt in seinen Schriften – und das gilt auch für die sich mit Gerechtigkeitsfragen 
beschäftigenden „Grundlinien“ – die Kenntnis der jeweiligen Zusammenhänge 
voraus.221 Das bedeutet für die Rechtsphilosophie, dass diese, aufbauend auf die 
„Theorie des subjektiven Geistes“222 als die „Philosophie des objektiven Geistes“ 
anzusehen ist, die wiederum sehr stark Bezug nimmt auf den Begriff des 
Willens.223 Auch der Bezug auf seine „Wissenschaft der Logik“ wird von Hegel 
ausdrücklich betont,224 da diese als Grundlage der realen Wissenschaften ja die 
Struktur der praktischen Freiheit des Geistes begrifflich erst verständlich macht. 
   Laut Hegel gibt es grundsätzlich zwei Arten von Gesetzen: Zum einen die 
Gesetze der Natur, diese sind schlechthin gegeben, sie gelten so wie sie sind, und 
                                                 
221 So schreibt er beispielsweise am Beginn seiner  „Grundlinien“ über die Rechtswissenschaft: 
„Die Rechtswissenschaft ist ein Teil der Philosophie. […] Als Teil hat sie einen bestimmten 
Anfangspunkt, welcher das Resultat und die Wahrheit von dem ist, was vorhergeht und was den 
sogenannten Beweis desselben ausmacht. Der Begriff des Rechts fällt daher seinem Werden nach 
außerhalb der Wissenschaft des Rechts, seine Deduktion ist hier vorausgesetzt, und er ist als 
gegeben aufzunehmen.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §2, S.30) 
222 Hegel unterteilt seine Theorie vom subjektiven Geist in drei Hauptbereiche: a) Wenn der 
subjektive Geist „an sich“ oder „unmittelbar“ ist, dann ist er „Seele“ oder „Naturgeist“ und damit 
Gegenstand der Anthropologie. b) Ist er „für sich“ oder „vermittelt“, dann ist er „Bewusstsein“ 
und Gegenstand der „Phänomenologie des Geistes“. c) Ist der subjektive Geist aber „der sich in 
sich bestimmende Geist“, also „Subjekt für sich“, dann ist er Gegenstand der „Psychologie“. (vgl. 
Hegel: „Enzyklopädie III“, Bd. 10, §387, S.38). 
223 Vgl. Hegel: „Enzyklopädie III“, Bd. 10, §486, S.304. Zu den Begriffen „subjektiv“, „objektiv“, 
„Wille“, „Geist“ usw. vgl. u.a. auch: Peperzak 1982, S.120ff, und Siep 1982, S.260ff. 
224 „Die Natur des spekulativen Wissens habe ich in meiner Wissenschaft der Logik ausführlich 
entwickelt; in diesem Grundriß ist daher nur hier und da eine Erläuterung über Fortgang und 
Methode hinzugefügt worden.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, Vorrede, S.12). Den Zusammenhang 
zwischen „Wissenschaft der Logik“ und der Rechtsphilosophie beschreibt u.a. Hans Friedrich 
Fulda (vgl. Fulda 1982, S.393ff). 
 150 
sie sind auch „richtig“, allerdings können unsere Vorstellungen davon falsch sein. 
Die zweite Art sind die Rechtsgesetze, sie sind „Gesetztes, von Menschen 
Herkommendes.“225 Mit ihnen kommt der Mensch, laut Hegel, notwendigerweise 
in Konflikt. Es kann zu einem Widerstreit kommen zwischen dem was ist und 
dem was sein soll. Der Mensch kann diese Gesetze zwar anerkennen, das hat aber 
nicht den gleichen Stellenwert wie die Notwendigkeit der Anerkennung der 
Gesetze der Natur. Deshalb muss die Vernünftigkeit des (gesetzten) Rechts 
betrachtet werden, und das ist das Anliegen der Rechtsphilosophie. Konkret geht 
es laut Hegen darum, den Staat und seine Gesetze „als ein in sich Vernünftiges zu 
begreifen und darzustellen. Als philosophische Schrift muß sie am entferntesten 
davon sein, einen Staat wie er sein soll, konstruieren zu sollen. Die Belehrung, die 
in ihr liegen kann, kann nicht darauf gehen, den Staat zu belehren, wie er sein 
soll, sondern viel mehr, wie er, das sittliche Universum, erkannt werden soll.“226 
Mit anderen Worten, Erkenntnis, nicht Gestaltung des Staates ist also das Ziel der 
Rechtsphilosophie.227  
   Der Gegenstand der Hegelschen Rechtsphilosophie ist die „Rechtsidee“. Gleich 
zu Beginn der „Grundlinien“ (§1) schreibt er deshalb: „Die philosophische 
Rechtswissenschaft hat die Idee des Rechts, den Begriff des Rechts und dessen 
Verwirklichung zum Gegenstande.“228 Diese „Rechtsidee“ beinhaltet also den 
Begriff und dessen Verwirklichung, sie ist somit die „Einheit des Begriffs und der 
Objektivität“ (Realität, WG).229 Da die Idee des Rechts laut Hegel die Freiheit ist, 
                                                 
225 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, Vorrede, S.15f, Zusatz 
226 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, Vorrede, S.26 
227 Ob nun Hegels Rechtsphilosophie, zumindest was die Formulierungen in der Vorrede anlangt, 
normativen Charakter hat oder nicht, ist von den Hegel-Interpreten sehr unterschiedlich ausgelegt 
worden. So ist beispielsweise für Vittorio Hösle die Hegelsche Rechtsphilosophie sehr wohl eine 
normative Theorie. (vgl. Hösle 1998, S.417ff). Zu einem ganz anderen Ergebnis kommt ein 
anderer, sehr bekannter Hegel-Interpret, nämlich Karl Heinz Ilting. Für ihn ist das Hegelsche 
Rechtssystem, auch wenn es zahlreiche normative Sätze enthält, keine normative Theorie, sondern 
als Metaethik zu sehen. (vgl. Ilting 1982, S.225ff). 
228 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §1, S.29 
229 „Die Idee ist das Wahre an und für sich, die absolute Einheit des Begriffs und der Objektivität.“ 
(Hegel: „Enzyklopädie I“, Bd. 8, §213, S.367). Eine kurze und sehr übersichtliche Darstellung der 
Termini „Begriff“ und „Idee“, die in diesem Zusammenhang von Hegel verwendet werden, sowie 
die Rückbezüge auf die „Wissenschaft der Logik“ liefert u.a. Yunho Seo (vgl. Seo 2004, S.136ff). 
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so ist es demnach die Aufgabe der Rechtsphilosophie, die Freiheit als Idee 
„wahrhaft aufzufassen“, d.h. sie in ihrem Begriff und in dessen Dasein zu 
erkennen.230 Als Ausgangspunkt seiner Rechtsphilosophie nennt Hegel den 
„freien Willen“, wobei er den Begriff des freien Willens, seine Momente und 
verschiedenen Formen sehr ausführlich in den „Grundlinien“ erläutert.231 Er 
kommt zu einer abschließenden Definition des Willens, indem er die „Idee des 
Willens“ als den „freien Willen“ bezeichnet, der „den freien Willen will.“232 Und 
genau dieses „Dasein“ der „sich selbst zum Inhalt habenden Allgemeinheit des 
freien Willens“233 ist nach Hegel das Recht. 
   Eine weitere zentrale Stellung in Hegels Rechtsphilosophie nimmt der Begriff 
der „wechselseitigen Anerkennung“ ein. Nachdem er zuerst seine Vorstellung von 
„Person“ definiert hat (Person als „der für sich seiende oder abstrakte Wille“, 
sowie Person als „das Höchste des Menschen“),234 bezeichnet Hegel es als das 
Rechtsgebot schlechthin, eine Person zu sein und die anderen als Personen zu 
respektieren.235 Damit wird „Person“ zu einem Grundbegriff des Hegelschen 
abstrakten Rechtes236 und die „wechselseitige Anerkennung“ als Personen zum 
zentralen Thema des Rechts, aber auch des Staates. 
3.8.2 Moralität und Sittlichkeit 
   Für Hegel hat „Recht“ eine - im Verhältnis zu den vorhergehenden 
Rechtsphilosophien - sehr weite Bedeutung. Zum Recht gehören nach seiner 
Auffassung nach auch die moralischen und sozialen Ansprüche, die sich nicht als 
                                                 
230 Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §1, Zusatz, S.30 
231 Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §§ 5-28. Für eine Zusammenfassung dieses Abschnittes siehe 
Seo 2004, S.139ff. 
232 Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §27, S.79 
233 Hösle 1998, S.490. Vgl. dazu auch Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §29, S.80 
234 Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §35 Zusatz, S.95 
235 „Die Persönlichkeit enthält überhaupt die Rechtsfähigkeit und macht den Begriff und die selbst 
abstrakte Grundlage des abstrakten und daher formellen Rechtes aus. Das Rechtsgebot ist daher: 
sei eine Person und respektiere die anderen als Personen.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §36, 
S.95) 
236 Zur Verwendung der Begriffe „Person“ und „Persönlichkeit“ durch Hegel siehe u.a. Quante 
1997, S.73ff) 
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Rechte im Sinne von Gesetzen formulieren lassen. Dazu gehören das Recht auf 
Wohlwollen und Wohlergehen, – Hegel nennt es „das Wohl“ - sowie weitere 
soziale Forderungen nach Anerkennung der Existenz, des Könnens und der 
unterschiedlichen sozialen Beiträge der Menschen in ihren jeweils eigenen 
sozialen Schichten. Hegel geht aber noch darüber hinaus und fordert auch 
entsprechende ökonomische Bedingungen oder Voraussetzungen, um den 
Ansprüchen der gesetzlich fixierten Rechte auch nachkommen zu können. Beide 
Arten von Rechtsverwirklichung sind Gegenstände der Kapitel „Moralität“ (§§ 
105-141) und „Sittlichkeit“ (§§ 142-360) in seinen „Grundlinien“, wobei das 
Kapitel „Sittlichkeit“ weitaus umfangreicher ausgefallen ist. 
   Der Übergang vom abstrakten Recht zur Moralität ist laut Hegel keine 
Forderung, sondern vielmehr eine Notwendigkeit, die sich aus der „Bewegung“ 
des freien Willens ergibt. Dieser Wille ist so beschaffen, dass er als „besonderer 
subjektiver Wille das Allgemeine als solches wolle.“237 Dieser – moralische – 
Wille ist dann nicht mehr bloß „an sich“, sondern hat die Dimension des 
„Fürsichseins“ erreicht.238 In der Sphäre der Moralität kommt es dann auch nicht 
mehr nur auf Handlungen an, sondern ganz wesentlich auf Gesinnungen. „Der 
Wert des Menschen wird nach seiner inneren Haltung geschätzt, und somit ist der 
moralische Standpunkt die für sich seiende Freiheit.“239 Das Subjekt hat nunmehr 
das Recht, sich selbst in seinen Bestimmungen wieder zu finden, „der moralische 
Standpunkt ist daher in seiner Gestalt das Recht des subjektiven Willens.“240 
Allerdings, diesem (moralischen) inneren Willen steht sowohl die äußere Realität 
(Objektivierung des subjektiven Willens), als auch der Wille anderer 
gegenüber.241 Es kommt also zu einer Differenz zwischen Subjektivität und 
Objektivität.  
                                                 
237 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §103, S.197f 
238 „Der moralische Standpunkt ist der Standpunkt des Willens, insofern er nicht bloß an sich, 
sondern für sich unendlich ist.[…] Diese Reflexion des Willens in sich und seine für sich seiende 
Identität gegen das Ansichsein und die Unmittelbarkeit und die darin sich entwickelnden 
Bestimmtheiten bestimmt die Person zum Subjekte.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §105, S.203) 
239 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §106 Zusatz, S.205 
240 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §107, S.205 
241 „Wenn das Gute auch im subjektiven Willen gesetzt wäre, so wäre es damit noch nicht 
ausgeführt. (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §108 Zusatz, S.207). „Im Rechte kommt es nicht darauf 
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   Hegel versucht nun in drei Schritten der Moralität Geltung zu verschaffen 
(diesen Schritten entsprechen auch die drei Unterabschnitte im Kapitel 
„Moralität): Im „Vorsatz“ geht es nur darum, dass die Handlung formell mit dem 
Willen korrespondiert. Bei der „Absicht“ geht es bereits um den besonderen Inhalt 
der Handlung, wobei hier bereits die Forderung nach Allgemeinheit erhoben 
wird.242 Auch das eigene Wohl, sowie dasjenige der anderen steht hier in 
Beziehung zum Allgemeinen. Beim „Guten“ geht es schließlich um die an und für 
sich seiende Objektivität dessen, was Hegel als die „realisierte Freiheit“ oder den 
„absoluten Endzweck der Welt“ nennt.243 Hier geht es um eine „Idee“, bei der es 
nicht mehr nur um das einzelne Wohl geht, sondern um das „allgemeine Wohl an 
sich“, und das ist die Freiheit. Hegel dazu: „[…] das Wohl ist nicht ein Gutes ohne 
das Recht. Ebenso ist das Recht nicht das Gute ohne das Wohl („fiat iustitia“ soll 
nicht „pereat mundus“ zur Folge haben).“244 
   Im Abschnitt „Moralität“ versucht Hegel also das „Dasein des freien Willens“245 
von der „Person/Sache“ Ebene des abstrakten Rechtes auf die „“Subjekt-
Handlung“ Ebene zu heben, das „Recht“ der Moralität ist somit das „Recht des 
subjektiven Willens.“246 Im Abschnitt „Sittlichkeit“ werden nun „formelles oder 
abstraktes Recht“ und „Moralität“ zu einer Einheit zusammengefügt. „Die Einheit 
                                                                                                                                     
an, ob der Wille der anderen etwas möchte in Beziehung auf meinen Willen, der sich Dasein im 
Eigentum gibt. Im Moralischen dagegen handelt es sich um das Wohl auch anderer, und diese 
positive Beziehung kann erst hier eintreten.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §112 Zusatz, S.211) 
242 „Der Übergang vom Vorsatz zur Absicht ist nun, daß ich nicht bloß meine einzelne Handlung, 
sondern das Allgemeine, das mit ihr zusammenhängt, wissen soll. So auftretend ist das Allgemeine 
das von mir Gewollte, meine Absicht. (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §118 Zusatz, S.223). „Das 
Recht der Absicht ist, daß die allgemeine Qualität der Handlung nicht nur an sich sei, sondern von 
dem Handelnden gewußt werde, somit schon in seinem subjektiven Willen gelegen habe.“ (Hegel: 
„Grundlinien“, Bd. 7, §120, S.225f). 
243 „Das Gute ist die Idee, als Einheit des Begriffs des Willens und des besonderen Willens, in 
welcher das abstrakte Recht, wie das Wohl und die Subjektivität des Wissens und die Zufälligkeit 
des äußerlichen Daseins, als für sich selbständig aufgehoben, damit aber ihrem Wesen nach darin 
enthalten und erhalten sind, - die realisierte Freiheit, der absolute Endzweck der Welt.“ (Hegel: 
„Grundlinien“, Bd. 7, §129, S.243). 
244 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §130, S.243 
245Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §106, S.204f 
246 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §107, S.205. Vgl. dazu auch: Schnädelbach 2000, S.220 
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und Wahrheit dieser beiden abstrakten Elemente“ (formelles oder abstraktes 
Recht und Moralität, WG) ist „die Sittlichkeit“.247 Sittlichkeit wird als die Einheit 
von Substantialität und Subjektivität des Daseins der Freiheit aufgefasst.248 Erst 
hier – im Abschnitt „Sittlichkeit“ - entwickelt Hegel seine eigentliche Ethik, die er 
als eine „Institutionenethik“ vorstellt. Für die Verwirklichung der Sittlichkeit sind 
nämlich drei Institutionen ausschlaggebend: Die Familie repräsentiert die 
abstrakte Substantialität des Sittlichen, sie ist die unmittelbare, natürliche Einheit, 
in der ein gefühlsbedingter, partikulärer Altruismus vorherrscht.249 Die 
bürgerliche Gesellschaft ist durch eine entzweiende Subjektivierung 
gekennzeichnet, sie würde als „Sphäre der Negativität“250 ohne staatliche 
Intervention sich selbst zerstören, da hier  Egoismus und berechnender Verstand 
vorherrscht.  Aus der Dialektik von Familie und bürgerlicher Gesellschaft 
resultiert schließlich der Staat als die sittliche Grundlage beider. Im Staat gibt es 
eine substantielle Einheit, die aber nicht mehr auf natürlichen Bindungen oder auf 
Empfindung basiert, sondern einen universellen Altruismus darstellt, der rational 
durch die Vernunft gewollt ist.251 Entscheidend bei dieser Dreiteilung ist die 
kategoriale Differenzierung der einzelnen Sphären. Diese soll vor totalitären 
Eingriffen schützen. Es gibt also durchaus Institutionen, die ein Recht auf 
                                                 
247 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §33, S.87. Hegel beschreibt „Sittlichkeit“ an einer anderen Stelle 
noch genauer: „Die Sittlichkeit ist die Idee der Freiheit, als das lebendige Gute, das in dem 
Selbstbewußtsein  sein Wissen, Wollen und durch dessen Handeln seine Wirklichkeit, so wie dieses 
an dem sittlichen Sein seine an und für sich seiende Grundlage und bewegenden Zweck hat, - der 
zur vorhandenen Welt und zur Natur des Selbstbewußtseins gewordene Begriff der Freiheit.“ 
(Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §142, S.292). 
248 Vgl. Schnädelbach 2000, S.251 
249 „Die Familie hat als die unmittelbare Substantialität des Geistes seine sich empfindende 
Einheit, die Liebe, zu ihrer Bestimmung, so daß die Gesinnung ist, das Selbstbewußtsein seiner 
Individualität in dieser Einheit als an und für sich seiender Wesentlichkeit zu haben, um in ihr 
nicht als eine Person für sich, sondern als Mitglied zu sein.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §158, 
S.307). 
250 Hösle 1998, S.529 
251 „Der Staat ist als die Wirklichkeit des substantiellen Willens, die er in dem zu seiner 
Allgemeinheit erhobenen besonderen Selbstbewußtsein hat, das an und für sich Vernünftige. Diese 
substantielle Einheit ist absoluter unbewegter Selbstzweck, in welchem die Freiheit zu ihrem 
höchsten Recht kommt, so wie dieser Endzweck das höchste Recht gegen die Einzelnen hat, deren 
höchste Pflicht es ist, Mitglieder des Staates zu sein.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §258, S.399). 
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bestimmte Eigenständigkeit haben. Andererseits hat der Staat aber das Recht, in 
diesen Institutionen seine Prinzipien zu etablieren, sofern sie naturrechtlich 
geboten sind. Der Staat hat das Recht und auch die Pflicht, durch angemessene 
Bildungs-, Wirtschafts- und Sozialpolitik die bestehenden Institutionen nach den 
Erfordernissen der Gerechtigkeit einzurichten.252  
   Aus der Sicht der Gerechtigkeitsfrage sind die Abschnitte über die „bürgerliche 
Gesellschaft“ und den „Staat“ wohl die wichtigsten. Hegels innovativer Schritt bei 
der Analyse der „bürgerlichen Gesellschaft“ liegt darin, dass er sich mit der 
Anerkennung des Rechts einer eigenständigen Gesellschaft endgültig vom Ideal 
der antiken Sittlichkeit verabschiedet, wo es eine unmittelbare Einheit des 
Individuums mit dem Staat gab (siehe dazu den Abschnitt über Platon in diesem 
Kapitel). Er bezeichnet die bürgerliche Gesellschaft als „die Differenz, welche 
zwischen die Familie und den Staat tritt.“253 Hegel wird mit seiner 
Gesellschaftstheorie, die wesentlich eine Theorie der modernen Gesellschaft ist, 
zu einem Begründer der von der traditionellen Rechts- und Staatsphilosophie zu 
unterscheidenden Sozialphilosophie.254 Zugleich ist Hegel aber auch Kritiker 
dieser modernen Gesellschaft und ist sich durchaus bewusst, dass dieser bereits 
weit fortgeschrittene Modernisierungsprozess welthistorisch gesehen 
unumkehrbar geworden ist.255 Hegel kritisiert im weitesten Sinn den politischen 
und ökonomischen Liberalismus – um eine heutige Terminologie zu verwenden – 
und liefert damit diejenigen Argumente, an die Marx und Engels nahtlos 
anknüpfen konnten. Seine bürgerliche Gesellschaft darf aber nicht als bloßer 
Unterschied zwischen Bourgeoisie auf der einen Seite und Adel, Bauern und 
Proletariat (bei Hegel „Pöbel“) auf der anderen Seite gesehen werden, sondern sie 
ist die Gesellschaft, die mit all ihren Mitgliedern und Institutionen „bürgerlich“ 
ist. Bürgerlich-Sein bedeutet bei Hegel das Recht auf die Besonderheit des 
Subjekts im Sinn einer subjektiven Freiheit und stellt ein unverzichtbares Moment 
                                                 
252 Vgl. Hösle 1998, S.529 
253 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §182 Zusatz, S.339 
254 Vgl. Schädelbach 2000, S.263 
255 „Die Vorstellung, als ob der Mensch in einem sogenannten Naturzustande, worin er nur 
sogenannte einfache Naturbedürfnisse hätte und für ihr Befriedigung nur Mittel gebrauchte, wie 
eine zufällige Natur sie ihm unmittelbar gewährte, in Rücksicht auf die Bedürfnisse in Freiheit 
lebte, ist […] eine unwahre Meinung.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §194, S.350). 
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der welthistorischen Entfaltung der sittlichen Idee dar.256 Damit wird Hegels 
Bürgerlichkeit zum historischen und systematischen „Schicksal“ der modernen 
Welt257 und zwar insofern, als die Bedürfnisse der Subjektivität (Hegel spricht 
von „Besonderheit“) und diejenigen der Allgemeinheit notwendigerweise 
aufeinanderprallen müssen und gleichzeitig aber aufeinander angewiesen sind. Es 
geht also bei Hegels Gesellschaftsanalyse um das wahre Verhältnis zwischen 
Allgemeinem und Besonderem. Für ihn bietet die bürgerliche Gesellschaft „in 
diesen Gegensätzen und ihrer Verwirklichung das Schauspiel ebenso der 
Ausschweifung, des Elends und des beiden gemeinschaftlichen physischen und 
sittlichen Verderbens.“258 Es kommt zu einem Zustand der Maßlosigkeit und 
Polarisierung in Arm und Reich, zu deren Harmonisierung nur der diese Kräfte 
bewältigende Staat in der Lage ist.259 
   Hegel hat mit seinen Untersuchungen im Abschnitt „bürgerliche Gesellschaft“ 
genau das durchgeführt, was er als Aufgabe der Philosophie bezeichnet, nämlich 
die sozialen Ereignisse der neuesten Geschichte „in Gedanken zu fassen“.260 Und 
diese Geschichte hat gerade zur Zeit Hegels im sozialen und politischen Bereich 
sehr viel Neues gebracht. Es gab einerseits eine Zentralisierung der Politik in den 
fürstlichen oder auch revolutionären Staaten (Frankreich) mit der 
Begleiterscheinung einer weitgehend entpolitisierten Gesellschaft. Gleichzeitig 
hat die industrielle Revolution eine Verlagerung der Interessen in Richtung 
Ökonomie mit sich gebracht. All diese (neuen) Ereignisse wollte Hegel in seinem 
System der Sittlichkeit vereinen. „Für Hegel sind ökonomisch erzwungene 
Bildung, Verrechtlichung der Eigentumsbeziehungen, Entstehung von sozialem 
                                                 
256 „Die Schöpfung der bürgerlichen Gesellschaft gehört übrigens der modernen Welt an, welche 
allen Bestimmungen der Idee erst ihr Recht widerfahren läßt.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §182, 
S.339). 
257 Vgl. Schnädelbach 2000, S.267 
258 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §185, S.341 
259 „Die Besonderheit für sich ist das Ausschweifende und Maßlose, und die Formen dieser 
Ausschweifung selbst sind maßlos.[…] Ebenso ist aber auf der anderen Seite die Entbehrung und 
Not ein Maßloses, und die Verworrenheit dieses Zustandes kann zu seiner Harmonie nur durch 
den ihn bewältigenden Staat kommen. (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §185 Zusatz, S.342f). 
260 „Das was ist zu begreifen, ist die Aufgabe der Philosophie, denn das was ist, ist die Vernunft. 
Was das Individuum betrifft, so ist ohnehin ein jedes ein Sohn seiner Zeit; so ist auch die 
Philosophie ihre Zeit in Gedanken erfaßt.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, Vorrede, S.26). 
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Regelungsbedarf und dessen Erfüllung, Bündelung von Interessen in der 
Korporation samt allen dies begleitenden Bewußtseinsveränderungen Anzeichen 
einer sich wirklich ereignenden Versittlichung der auf den ersten Blick 
entsittlichten Welt.“261  Unter „Versittlichung“ versteht Hegel sowohl die 
Verwirklichung der konkreten Einheit von Allgemeinem und Besonderen, als 
auch die Durchsetzung von Staatsfunktionen auf der Ebene der Gesellschaft, denn 
diese leiten sich notwendig aus der bürgerlichen Gesellschaft ab.262 Der Staat wird 
als „Grund“ oder als „Erstes“ von Hegel gesehen, und zwar im Sinne einer 
Dialektik von Familie und bürgerlicher Gesellschaft, wobei es eben im Staat zu 
einer konkreten Einheit der beiden kommt. Er ist damit die wahre Grundlage von 
Recht, Moralität und Sittlichkeit. Staatlichkeit und Sittlichkeit sind deshalb im 
Ergebnis auch ident. „Der Staat an und für sich ist das sittliche Ganze, die 
Verwirklichung der Freiheit, und es ist absoluter Zweck der Vernunft, daß die 
Freiheit wirklich sei.“263  
   Der Anspruch Hegels – und das ist das Innovative an seinem Ansatz - ist die 
Einlösung der Idee des Sittlichen unter den konkreten sozialen und politischen 
Bedingungen der Neuzeit. Weiters ist besonders hervorzuheben, dass Hegels Staat 
richtig verstanden – und das ergibt sich aus seiner Analyse der bürgerlichen 
Gesellschaft – ein im weitesten Sinne „Sozialstaat“ sein muss. Zudem wird der 
Gesellschaft aber ein gewisses Recht auf „Besonderheit“ zugestanden, ohne 
andererseits tatenlos zuzusehen, wie die bürgerliche Gesellschaft ohne staatliche 
Lenkung und Kontrolle notwendig mit sich in Konflikt gerät. Es sei „der Gang 
Gottes in  der Welt, daß der Staat ist“, schreibt Hegel, schränkt diese 
„Staatsvergottung“ aber sogleich mit dem Hinweis darauf ein, man solle dabei 
nicht an besondere Institutionen oder Staaten denken, sondern vielmehr an die 
„Idee des Staates“, „diesen wirklichen Gott“.264 Hegel bestreitet ja auch nicht die 
                                                 
261 Schnädelbach 2000, S.298 
262 Vgl. Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §255 Zusatz und §256. Über den Staat schreibt Hegel 
programmatisch: „Der Staat ist die Wirklichkeit der sittlichen Idee – der sittliche Geist, als der 
offenbare, sich selbst deutliche, substantielle Wille, der sich denkt und weiß und das, was er weiß 
und insofern er es weiß, vollführt.“ (Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §257, S.398). 
263 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §258 Zusatz, S.403 
264 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §258 Zusatz, S.403 
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Existenz von Staaten, die dieser Idee nicht entsprechen.265 Er stellt in diesem 
Zusammenhang eine rein normative These auf, nach der im Staat sich die 
Wirklichkeit von Recht und Gerechtigkeit realisiert und auch die Freiheit sich 
vollendet. Der Staat als „substantielle Einheit ist absoluter und unbewegter 
Selbstzweck“266 und es ist die „höchste Pflicht“ des Einzelnen, Mitglied eines 
solchen – idealen – Staates zu sein.267 
3.9 Gerechtigkeit ist der ideologisierte Ausdruck der 
bestehenden ökonomischen Verhältnisse (Karl Marx, 
Friedrich Engels) 
   Untersucht man das Werk von Karl Marx und Friedrich Engels268 auf 
Gerechtigkeitsvorstellungen, so ist auffallend, dass sie eine ausgesprochen 
kritische Haltung sowohl gegenüber der bestehenden Moral ihrer Zeit einnehmen 
als auch gegenüber Moral ganz allgemein. So sind Ideen – und damit auch die 
Idee der Gerechtigkeit - nach Marx stets relativ, sie sind in ihrem Inhalt abgeleitet 
von den jeweiligen Produktionsverhältnissen einer gewissen Epoche und haben 
dementsprechend auch unterschiedliche Gestalt.269 Diese Ideen zählen für Marx 
                                                 
265 So schreibt Hegel beispielsweise in seiner „Verfassungsschrift“ den berühmten Satz: 
„Deutschland ist kein Staat mehr.“ (Hegel: „Die Verfassung Deutschlands“, Bd. 1, S.461). 
266 Hegel: „Grundlinien“, Bd. 7, §258, S.399 
267 Zu Hegels Staatslehre siehe u.a. Bourgeois 1997, S.217ff, Hösle 1998, S.550ff, Schnädelbach 
2000, S.299ff, Cobben 2002, S.219ff. 
268 Karl Marx: 1818-1883 
      Friedrich Engels: 1820-1895 
269 „Mit der Erwerbung neuer Produktivkräfte verändern die Menschen ihre Produktionsweise, 
und mit der Veränderung der Produktionsweise, der Art, ihren Lebensunterhalt zu gewinnen, 
verändern sie alle ihre gesellschaftlichen Verhältnisse. Die Handmühle ergibt eine Gesellschaft 
mit Feudalherren, die Dampfmühle eine Gesellschaft mit industriellen Kapitalisten. Aber 
dieselben Menschen, welche die sozialen Verhältnisse gemäß ihrer materiellen Produktionsweise 
gestalten, gestalten auch die Ideen, die Kategorien gemäß ihren gesellschaftlichen Verhältnissen. 
Somit sind diese Ideen, diese Kategorien, ebenso wenig ewig als die Verhältnisse, die sie 
ausdrücken. Sie sind historische, vergängliche, vorübergehende Produkte.“ (Marx: „Elend der 
Philosophie“, zitiert aus: Dahrendorf  1952, S.51). 
 159 
zum Überbau270, sie sind durch die ihnen zugrunde liegenden 
Produktionsverhältnisse bestimmt und sind deshalb historisch und vergänglich. 
Marx hat auch immer sehr vehement reagiert, wenn jemand unter Berufung auf 
seine Theorien den Sozialismus oder Kommunismus mit Ideen, Werten oder 
Normen wie beispielsweise „Gerechtigkeit“ begründen wollte. An diesen eher 
gereizten Reaktionen lässt sich die Funktion oder Nichtfunktion des 
Gerechtigkeitsbegriffes in der Theorie von Marx am besten erkennen.271 
   Marx relativiert moralische Vorstellungen von Gerechtigkeit, aber auch von 
Freiheit und Menschenrechten ideologiekritisch auf ihre Klassenherkunft. Ihm 
geht es im Zusammenhang mit der Entstehung von Gerechtigkeitsvorstellungen 
um den Nachweis ihrer „Deriviertheit“272 Auch hat er sich wenig um eine 
Differenzierung zwischen verschiedenen Formen von Gerechtigkeit gekümmert, 
oder z.B. eine Unterscheidung zwischen formaler und inhaltlicher Bestimmung 
von Gerechtigkeit vorgenommen. Moral ist für ihn immer Klassenmoral, und 
deshalb ist auch Gerechtigkeit immer nur historisch-veränderbare Klassen-
Gerechtigkeit. Sowohl Marx als auch Engels bestritten vehement das 
Vorhandensein einer „ewigen Gerechtigkeit“ als konstitutives Element des 
existierenden Rechts. Für die Juristen und Anhänger der Naturrechtslehre – 
schreibt Engels - ist „ewige Gerechtigkeit“ ja nichts anderes als „der 
ideologisierte, verhimmelte Ausdruck der bestehenden ökonomischen 
Verhältnisse, bald nach ihrer konservativen, bald nach ihrer revolutionären Seite 
hin.“273 Gleichzeitig haben Marx und Engels aber die Existenz und die Wirkung 
„von unterschiedlichen, ja gegensätzlichen Gerechtigkeitsprinzipien nicht nur 
                                                 
270 Für Marx gehört u.a. auch Gerechtigkeit zu den „juristischen, politischen, religiösen, 
künstlerischen und philosophischen Formen“ des „Überbaus“, der sich über der „ökonomischen 
Struktur der Gesellschaft“ befindet (vgl. Euchner 1999, S.176). 
271 Als Beispiel dient hier ein Brief aus dem Jahr 1877, in dem Marx zu diesem Thema schreibt: 
„Der Kompromiss mit den Lassallianern hat zu Kompromiss auch mit anderen Halbheiten geführt 
[…], mit einer ganzen Bande halbreifer Studiosen und überweiser Doctores, die dem Sozialismus 
eine ‚höhere, ideale’ Wendung geben wollen, d.h. die materialistische Basis […] zu ersetzen durch 
moderne Mythologie mit ihren Göttinnen der Gerechtigkeit, Freiheit, Gleichheit und fraternité.“ 
(Marx: „Brief an Sorge“, zitiert aus: Künzli 1979, S.51) 
272 Vgl. Dahrendorf 1952, S.40ff 
273 Engels: „Zur Wohnungsfrage“, URL: http://www.mlwerke.de/me/me18/me18_209.htm#Kap_I 
(26.05.2008)  
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nicht geleugnet, sondern als notwendige Widerspiegelungen bestimmter 
gesellschaftlicher Verhältnisse nachgewiesen.“274 
3.9.1 Kritik am bürgerlichen Gerechtigkeitsbegriff 
    Warum Marx so entschieden gegen Normen wie Gerechtigkeit eingetreten ist, 
kann mit seinem speziellen - an Hegel orientierten – Geschichtsverständnis erklärt 
werden. Marx sieht zwar die „Normbedürftigkeit“ der Menschen, kann diese aber 
nicht anerkennen, weil die „Geschichte“ mit ihrer Notwendigkeit der 
dialektischen Entwicklung diese Normen obsolet macht. Er verwirft den 
Gerechtigkeitsbegriff im herkömmlichen Sinn deshalb, weil ja die Geschichte mit 
zwingender Notwendigkeit auf ein Reich der Gerechtigkeit und Freiheit 
zusteuert.275 Jedes emanzipatorisches Denken oder Handeln, das an subjektiven 
Vorstellungen von Gerechtigkeit orientiert ist und damit ideologischen Charakter 
hätte, würde auf gefährliche Art und Weise in die geschichtliche Entwicklung 
eingreifen. Da Marx seine Gesellschaftstheorie nicht auf Begriffe wie  
„Gerechtigkeit für die Menschheit“ bezieht, sondern auf die Interessen der 
Arbeiterklasse abstellt, hat er es auch konsequenterweise abgelehnt, seine 
gesellschaftlichen Forderungen auf relative moralische Gefühle wie z.B. 
Gerechtigkeit zu beziehen.  
   Deshalb musste Marx auch – was auf den ersten Blick paradox erscheinen mag 
– den Anspruch des von ihm so vehement kritisierten bürgerlich-kapitalistischen 
Systems auf Gerechtigkeit anerkennen. Damit unterstreicht er aber nur seine 
Theorie vom ideologischen Charakter des Gerechtigkeitsbegriffes. Gerechtigkeit 
wird von ihm sowohl formal als auch inhaltlich vollständig auf den ideologischen 
Überbau, der sich aus den Produktionsverhältnissen ergibt, reduziert. Damit 
relativiert er den Gerechtigkeitsbegriff so weit, dass er jede Norm als gerecht 
                                                 
274 Klenner 1979, S.797 
275 In „Die heilige Familie“ schreibt Marx zur notwendigen geschichtlichen Entwicklung u.a.: 
„Sein Ziel (das „Ziel“ des Proletariats, WG) und seine geschichtliche Aktion ist in seiner eignen 
Lebenssituation wie in der ganzen Organisation der heutigen bürgerlichen Gesellschaft sinnfällig, 
unwiderruflich vorgezeichnet.“ (Marx: „Die heilige Familie“, URL: 
http://www.mlwerke.de/me/me02/me02_019.htm#IV3) (02.06.2008) 
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ansehen muss, sofern sie den Produktionsverhältnissen entspricht.276 Aber damit 
begnügt sich Marx natürlich nicht, dieses Erklärungsmuster dient ihm lediglich als 
Nachweis für die Relativität von Gerechtigkeitsnormen. Mit den veränderten 
Produktionsverhältnissen verändert sich auch die Vorstellung von Gerechtigkeit, 
und von einem (weiter)entwickelten Gerechtigkeitsbegriff her kann dann die 
überwundene Gerechtigkeitsnorm als ungerecht bezeichnet werden. Deshalb 
konnte Marx auch behaupten, dass die „Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen“ - als Wesensmerkmal des Kapitalismus - von den Vertretern dieser 
Produktionsform durchaus als gerecht bezeichnet werden kann.277 
   Für Marx enthält die bürgerliche, zu positivem Recht gewordene Vorstellung 
von Gerechtigkeit eine ideologische Funktion und zwar mit dem Zweck, die 
kapitalistische Produktionsweise als legitim zu verteidigen.  Er hatte allerdings 
einen anderen, höheren Gerechtigkeitsbegriff im Auge, den gegenwärtigen 
Zustand sah er bloß als (notwendig) vorübergehend an.278 Die „alte“ – 
                                                 
276 „…von natürlicher Gerechtigkeit hier zu reden ist Unsinn. Die Gerechtigkeit der 
Transaktionen, die zwischen den Produktionsagenten vorgehn, beruht darauf, daß diese 
Transaktionen aus den Produktionsverhältnissen als natürliche Konsequenz entspringen. Die 
juristischen Formen, worin diese ökonomischen Transaktionen als Willenshandlungen der 
Beteiligten, als Äußerungen ihres gemeinsamen Willens und als der Einzelpartei gegenüber von 
Staats wegen erzwingbare Kontrakte erscheinen, können als bloße Formen diesen Inhalt selbst 
nicht bestimmen. Sie drücken ihn nur aus. Dieser Inhalt ist gerecht, sobald er der 
Produktionsweise entspricht, ihr adäquat ist. Er ist ungerecht, sobald er ihr widerspricht. 
Sklaverei, auf Basis der kapitalistischen Produktionsweise, ist ungerecht; ebenso Betrug auf die 
Qualität der Ware.“ (Marx: „Das Kapital“, 3.Band, zitiert aus: Klenner 1979, S.798) 
277 Klenner bemerkt dazu sehr treffend: „In diesem Sinn sprechen Marx und Engels von 
„geschichtlicher Berechtigung“, von einer „berechtigten Tendenz“, von einer „geschichtlichen 
Unvermeidbarkeit“, also „historischen Berechtigung“ bestimmter Gesellschaftszustände für eine 
beschränkte Geschichtsperiode, gelegentlich auch direkt von „historischer Gerechtigkeit“. Daß in 
der Moderne das Proletariat der Urteilsvollstrecker des Richterspruchs der Geschichte ist, war 
für Marx ebenso eindeutig, wie das Recht des Proletariats, seine Forderungen auch mit Gewalt 
durchzusetzen.“ (Klenner 1979, S.799) 
278 Die Abhängigkeit der jeweiligen Rechtsverhältnisse von den ökonomischen Bedingungen liegt 
für Marx klar auf der Hand. Ausgehend von der Frage nach der „gerechten Verteilung“ in einer 
Gesellschaft schreibt er: „Behaupten die Bourgeois nicht, daß die heutige Verteilung ‚gerecht’ ist? 
Und ist sie in der Tat nicht die einzige ‚gerechte’ Verteilung auf Grundlage der heutigen 
Produktionsweise? Werden die ökonomischen Verhältnisse durch Rechtsbegriffe geregelt, oder 
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kapitalistische – Gesellschaft mit ihrem Gerechtigkeitsverständnis muss im Sinne 
der Dialektik den neuen, höheren Gerechtigkeitszustand bereits in sich tragen.  
3.9.2 Freiheit und Gerechtigkeit in der kommunistischen Gesellschaft 
   Um die Marxsche Gerechtigkeitsvorstellung im Rahmen seiner 
geschichtsphilosophischen Konzeption zu verdeutlichen, ist ein kurzer Blick auf 
seine Mehrwert-Theorie hilfreich. Er geht dabei von einer bestimmten 
Warenzirkulation aus, die ursprünglich nur zur Befriedigung von Bedürfnissen 
diente. Als eine spezielle Erscheinungsform des Kapitalismus ist das Geld zu 
verstehen, dessen Zirkulation in dieser Wirtschaftsform zum Selbstzweck 
geworden ist. Dadurch ist eine Gewinnakkumulation für den Kapitalisten 
möglich. Diesem Kapitalisten unterstellt Marx einen „Bereicherungstrieb“, einen 
„Trieb zur Schatzbildung“, der von Natur aus maßlos ist.279  
   Der Kapitalist braucht dazu allerdings eine Ware, deren Gebrauchswert selbst 
eine Quelle von Wert darstellt. Und tatsächlich findet er eine solche: Es ist die 
Arbeitskraft.280 Mit Hilfe dieser Arbeitskraft kann der Kapitalist nun eine Ware 
produzieren, deren Wert höher ist als die für die Produktion eingesetzten Werte. 
Es wird dadurch nicht nur ein Gebrauchswert, sondern ein Mehrwert produziert, 
der sich daraus ergibt, dass der Arbeiter vom Kapitalisten gezwungen wird, mehr 
zu arbeiten, als für den Erhalt des Lebens für sich und seine Familie nötig ist. 
Ermöglicht wird dieser Zwang dadurch, weil der Kapitalist über die 
Produktionsmittel verfügt und dem Arbeiter nur die Wahl zwischen 
                                                                                                                                     
entspringen nicht umgekehrt die Rechtsverhältnisse aus den ökonomischen?“ (Marx: 
„Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei – Gothaer Programm“, zitiert aus: 
„Karl Marx, Friedrich Engels Studienausgabe in 5 Bänden“, hrsg. von Iring Fetscher, hier Band 
III, S.188) 
279 Vgl. Marx: „Kapital“ I, URL: http://www.mlwerke.de/me/me23/me23_109.htm#Kap_3_3_a 
(05.06.2008) 
280 „Um aus dem Verbrauch einer Ware Wert herauszuziehn, müßte unser Geldbesitzer so 
glücklich sein, innerhalb der Zirkulationssphäre, auf dem Markt, eine Ware zu entdecken, deren 
Gebrauchswert selbst die eigentümliche Beschaffenheit besäße, Quelle von Wert zu sein, deren 
wirklicher Verbrauch also selbst Vergegenständlichung von Arbeit wäre, daher Wertschöpfung. 
Und der Geldbesitzer findet auf dem Markt eine solche spezifische Ware vor - das 
Arbeitsvermögen oder die Arbeitskraft.“ (Marx: „Kapital I“, URL: 
http://www.mlwerke.de/me/me23/me23_161.htm  (05.06.2008)  
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Arbeitslosigkeit oder Leistung von Mehrarbeit übrig bleibt. Dadurch entsteht aber 
auch der Klassenkampf.281 Der Kapitalist behauptet sein Recht - als Käufer der 
Arbeitskraft – den Arbeitstag zu verlängern, der Arbeiter - als Verkäufer der 
Arbeitskraft - versucht den Arbeitstag auf eine bestimmte Normalgröße zu 
beschränken.282 Die kapitalistische Produktionsweise führt nicht nur zu 
Entfremdung, sondern u.a. auch wegen der Verlängerung des Arbeitstages zu 
einer „vorzeitigen Erschöpfung“ der Arbeitskraft und zu einer Arbeit, die von 
„physisch und rechtlich Unmündigen“ geleistet werden muss. Mit der 
Akkumulation von Reichtum auf der einen Seite, geht Elend, Arbeitsqual, 
Sklaverei und moralische Degradation auf der anderen Seite einher.283 Mit 
anderen Worten, dieser Kapitalismus ist ein zutiefst „ungerechtes“ 
Produktionssystem, ein Herr-Knecht-Verhältnis, das durch die 
Eigentumsverhältnisse an den Produktionsmitteln verursacht wird. 
   In diesem Zusammenhang ist es wichtig festzuhalten, dass Marx weit davon 
entfernt ist, eine Art ausgleichende Gerechtigkeit z.B. in Form einer 
entsprechenden Entlohnung für die (Mehr)Arbeitszeit zu fordern. Für den 
Hegelianer Marx ist es vielmehr klar, dass die zukünftige, kommunistische 
Gesellschaft bereits „im Sein“, also im bestehenden kapitalistischen System 
angelegt ist.284 Er konnte deshalb auf eine Forderung nach sozialer Gerechtigkeit 
                                                 
281 Der Klassenkampf bei Marx darf nicht als eine programmatische Forderung gesehen werden. 
Aufgrund seiner Auffassung von Geschichte ist er vielmehr eine mit innerer Konsequenz aus dem 
Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital hervorgehende Erscheinungsform der kapitalistischen 
Produktionsweise. Es vollzieht sich dabei zwingend eine geschichtliche Entwicklung, die 
unabhängig vom Wollen der Menschen ist. (Vgl. dazu: Dahrendorf  1952, S.82ff) 
282 „Es findet hier also eine Antinomie statt, Recht wider Recht, beide gleichmäßig durch das 
Gesetz des Warenaustausches besiegelt. Zwischen gleichen Rechten entscheidet die Gewalt. Und 
so stellt sich in der Geschichte der kapitalistischen Produktion die Normierung des Arbeitstags als 
Kampf um die Schranken des Arbeitstags dar - ein Kampf zwischen dem Gesamtkapitalisten, d.h. 
der Klasse der Kapitalisten, und dem Gesamtarbeiter, oder der Arbeiterklasse.“ (Marx: „Kapital 
I“, URL: http://www.mlwerke.de/me/me23/me23_245.htm  (05.06.2008) 
283 Vgl. Künzli 1979, S.68 
284 Marx als Anhänger Hegels geht ja bekanntlich von der „Denkfigur“ des dialektischen 
Umschlagens von Systemmomenten in ihr Gegenteil aus. Gleichzeitig kritisieren sowohl er als 
auch Engels die sich u.a. auf Proudhon  berufenden Sozialisten, die von einem „gerechten 
Tagelohn für ein gerechtes Tagewerk“ sprechen (vgl. Euchner 1999, S.178).  
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verzichten, weil aufgrund seiner Geschichtsphilosophie die selbsttätige Dialektik 
von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen zwingend in ein „Reich der 
Freiheit“ führen wird. Damit sind herkömmliche Gerechtigkeitsnormen im 
bestehenden System für Marx obsolet, es lohnt sich quasi gar nicht, sich damit zu 
beschäftigen. Es geht ihm und auch Engels also nicht darum, „Gerechtigkeit“ zu 
verwirklichen, sondern Strukturen der künftigen Gesellschaft, die sich bereits in 
der alten Gesellschaft abzeichnen, in Freiheit zu setzten. Denn („herkömmliche“) 
Gerechtigkeitsnormen haben ja stets repressiven Charakter, sie sind Überbau-
Phänomene, weil aufgrund der bestehenden sozioökonomischen Antagonismen 
immer ein Teil der Gesellschaft zur Einhaltung von Gerechtigkeitsnormen 
gezwungen wird. Deshalb kann Marx auch seine berühmte Prognose über eine 
zukünftige, kommunistische Gesellschaft so klar formulieren: „In einer höheren 
Phase der kommunistischen Gesellschaft, nachdem die knechtende Unterordnung 
der Individuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger 
und körperlicher Arbeit verschwunden ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mittel 
zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden; nachdem mit der 
allseitigen Entwicklung der Individuen auch ihre Produktivkräfte gewachsen und 
alle Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums voller fließen - erst dann 
kann der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die 
Gesellschaft auf ihre Fahne schreiben: Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seinen Bedürfnissen!“285 
   In dieser von Marx prognostizierten kommunistischen Gesellschaft wird es 
keine antagonistischen Akteure mehr geben, zwischen denen Gerechtigkeit zu 
etablieren wäre. Deshalb sah auch Marx keine Notwendigkeit, diese 
kommunistische Gesellschaft gerecht zu nennen.286 Er „fordert“ diese 
Gesellschaft auch nicht, weil sie eine gerechte im herkömmlichen Sinn sein wird, 
sondern weil sie ohnehin unvermeidlich ist. Diese kommende Gesellschaft, die 
sich als „freie Produzentenassoziation“287 darstellen wird, muss – so Marx – 
                                                 
285 Marx: „Kritik am Gothaer Programm“, zitiert aus: Karl Marx/Friedrich Engels Studienausgabe 
in 5 Bänden, hrsg. von Iring Fetscher, hier Band III, S.191. Zur Kritik an der Marxschen 
Forderung „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ siehe u.a. Kelsen 
1960b, S.382ff 
286 Vgl.Dahrendorf 1952, S.102 
287 Vgl. Euchner 1999, S.182 
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zwangsläufig den „engen Horizont bürgerlicher Anschauungen“ überschreiten. 
Deshalb macht es für ihn auch keinen Sinn, den „traditionsreichsten“ Begriff der 
politischen „Sprache“, nämlich Gerechtigkeit, auch dieser zukünftigen 
(kommunistischen) Gesellschaft explizit zuzuschreiben. 
   Die dialektische Notwendigkeit der geschichtlichen Entwicklung bringt aus der 
(gegenwärtigen) bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft zwingend eine 
„Ordnung“ hervor, in der gesellschaftliches Eigentum, Klassenlosigkeit und 
ungeteilte Arbeit zu den wesentlichen Elementen zählen. In dieser Gesellschaft 
wird es keine sozialen und politischen Ungleichheiten mehr geben, Freiheit und 
Gerechtigkeit fallen in dieser kommunistischen Gesellschaft zusammen. Sowohl 
Marx als auch Engels halten die Politik prinzipiell dafür ungeeignet, soziale 
Gerechtigkeit zu verwirklichen. Sie vertrauen vielmehr auf den „Maulwurf der 
Geschichte (Revolution)“288, der die alten Verhältnisse (zwangsläufig) unterhöhlt 
und so zum Einsturz bringt. Damit wird der Weg frei für eine Gesellschaft, in der 
„Gerechtigkeit“ eine ganz andere Bedeutung hat. 
3.10   Absolute Gerechtigkeit als irrationales Ideal (Hans Kelsen) 
   Der österreichische Rechtswissenschaftler Hans Kelsen289 wird allgemein als 
einer der führenden Rechtspositivisten des 20.Jahrhunderts bezeichnet. Er hat 
1934 mit seinem Hauptwerk „Reine Rechtslehre“290 eine Arbeit vorgelegt, die bis 
heute Ausgangspunkt für zahlreiche Diskussionen ist. Kelsen verfolgt mit seiner 
Rechtslehre kein geringeres Ziel, als eine Wissenschaft vom Recht zu begründen, 
die den Objektivitäts- und Exaktheitsansprüchen der Naturwissenschaften 
(intersubjektive Nachprüfbarkeit) entspricht.291 Als zentrale theoretische Figur 
verwendet Kelsen dazu den Begriff der „hypothetischen Grundnorm“, die sowohl 
als normative Instanz als auch zur Abgrenzung des Gegenstandes seiner 
                                                 
288 Marx hat die Metapher  vom Maulwurf, der alles unterwühlt und damit zum Einsturz bringt, im 
Zusammenhang mit der Revolution des Louis Bonaparte verwendet. Vgl. Marx: „Der achtzehnte 
Brumaire des Louis Bonaparte“, URL: http://www.mlwerke.de/me/me08/me08_194.htm  
(7.6.2009). 
289 Hans Kelsen: 1881-1973 
290 Die 1960 erschienene, vollständig neu bearbeitete und erweiterte 2.Auflage ist die heute gültige 
Ausgabe dieses Werkes (vgl. Kelsen 1960a/b). 
291 Vgl. Walter 1999, S.8 
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Rechtswissenschaft dient.292 Damit soll eine Geschlossenheit des Rechtssystems 
erreicht werden, ein widerspruchsfreies gedankliches System, das Normativität 
und Positivität des Rechts in sich vereint. 
   Für diese Arbeit ist Kelsen deshalb interessant, weil er – ganz dem o.a. 
Anspruch in Bezug auf seine Rechtslehre – eine sehr kompromisslose Haltung zur 
Gerechtigkeitsfrage einnimmt. Aufgrund des Aufbaus seiner Rechtslehre kommt 
es seiner Meinung nach zwingend zu einem unausweichlichen Konflikt zwischen 
der positiven Geltung der Rechtsnormen und der Geltung moralischer Werte wie 
beispielsweise Gerechtigkeit. 
3.10.1 Kelsens Gerechtigkeitsskepsis 
   Nach einer von Robert Alexy vorgenommenen Einteilung von Grundpositionen 
der Gerechtigkeitstheorien293 ist die Position Hans Kelsens als „nietzscheanische“ 
zu bezeichnen. Das wesentliche Merkmal solcher Gerechtigkeitstheorien ist eine 
grundsätzliche Skepsis gegenüber der inhaltlichen Bestimmbarkeit von 
Gerechtigkeit. Das bezieht sich einerseits auf die Gerechtigkeitsvorstellungen der 
Naturrechtslehren und im besonderen Ausmaß auf die rationalistischen 
Gerechtigkeitsbegründungen des Vernunftrechts. Es geht dabei also um eine 
grundlegende Skepsis gegenüber jeder Art von praktischer Rationalität und damit 
auch gegenüber der Gerechtigkeit. Theorien dieses Typs – eine davon ist die 
Kelsens -  gehen davon aus, dass die Richtigkeit des Handelns objektiv nicht 
begründbar ist.294 Die Gerechtigkeitsfrage – so argumentieren die Vertreter dieses 
                                                 
292 Vgl. Dreier 1990, S.29. Zum Begriff der Grundnorm bei Kelsen siehe u.a. Kelsen 1960a, S.8 
und Koller 1988, S.133f 
293 Vgl. Tschentscher 2000, S.80ff 
294 Die Einteilung Alexys (hier Gerechtigkeitsskepsis) stützt sich auf einschlägige Aussagen 
Nietzsches, von denen einige hier angeführt werden: „Du solltest die nothwendige Ungerechtigkeit 
in jedem Für und Wider begreifen lernen, die Ungerechtigkeit als unablösbar vom Leben, das 
Leben selbst als bedingt durch das Perspektivische und seine Ungerechtigkeit. Du solltest vor 
Allem mit Augen sehn, wo die Ungerechtigkeit immer am grössten ist: dort nämlich, wo das Leben 
am kleinsten, engsten, dürftigsten, anfänglichsten entwickelt ist […].“ (Nietzsche: „Menschliches, 
Allzumenschliches“ I, Vorrede Nr.6, Kritische Studienausgabe Band 2, S.20). „Denn ein Sollen 
giebt es nicht mehr; die Moral, insofern sie ein Sollen war, ist ja durch unsere Betrachtungsart 
ebenso vernichtet wie die Religion.“ (Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“ I, Nr.34, 
Kritische Studienausgabe Band 2, S.54).  „Die ältere Moral, namentlich die Kant’s, verlangt vom 
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Typs - wird für unentscheidbar, ja sinnlos gehalten, sie ist für die Belange der 
praktischen Philosophie konsequenterweise irrelevant.295 Das bedeutet allerdings 
nicht, dass es keine Gerechtigkeitsnormen gibt, es wird lediglich auf den relativen 
Charakter dieser Normen verwiesen. 
   Kelsen beschreibt seine Grundannahme zum positiven Recht und zur 
Gerechtigkeit sehr klar: „Eine positivistische und das heißt realistische 
Rechtslehre behauptet nicht – wie immer wieder betont werden muß – daß es 
keine Gerechtigkeit gebe, sondern daß tatsächlich sehr viele, voneinander 
verschiedene und einander möglicherweise widersprechende 
Gerechtigkeitsnormen vorausgesetzt werden. Sie leugnet nicht, daß die Gestaltung 
einer positiven Rechtsordnung durch die Vorstellung irgendeiner der vielen 
Gerechtigkeitsnormen bestimmt werden kann und in der Regel tatsächlich 
bestimmt wird. Sie leugnet insbesondere nicht, daß jede positive Rechtsordnung 
[…] nach einer dieser vielen Gerechtigkeitsnormen bewertet, als gerecht oder 
ungerecht beurteilt werden können. Aber sie besteht darauf, daß diese 
Wertmaßstäbe nur relativen Charakter haben […].“296 Kelsen verweist damit sehr 
bestimmt auf seine in der „Reinen Rechtslehre“ entwickelte Position, die als 
rechtsethischer Relativismus bezeichnet werden kann.  
   Kelsen tritt für eine klare Unterscheidung zwischen Recht und Gerechtigkeit 
ein. Das wird u.a. bei seiner Analyse über die Geltung des Rechts sehr deutlich. 
Zwei grundsätzlich verschiedene Ansichten gibt es seiner Meinung nach zu dieser 
Frage: Die eine geht davon aus, dass positives Recht nur dann gültig sein kann, 
wenn es der Forderung nach Gerechtigkeit entspricht. D.h., geltendes Recht ist 
                                                                                                                                     
Einzelnen Handlungen, welche man von allen Menschen wünscht: das war eine schöne naive 
Sache; […] Vielleicht lässt es ein zukünftiger Ueberblick über die Bedürfnisse der Menschheit 
durchaus nicht wünschenswerth erscheinen, dass alle Menschen gleich handeln, vielmehr dürften 
im Interesse ökonomischer Ziele für ganze Strecken der Menschheit specielle, vielleicht unter 
Umständen sogar böse Aufgaben zu stellen sein.“ (Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“ 
I, Nr.25, Kritische Studienausgabe Band 2, S.46). „Die Vernunft der Welt. – Dass die Welt nicht 
der Inbegriff einer ewigen Vernünftigkeit ist, lässt sich endgültig dadurch beweisen, dass jenes 
Stück Welt, welches wir kennen – ich meine unsere menschliche Vernunft -, nicht allzu vernünftig 
ist.“ (Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“ II, Nr.2, Kritische Studienausgabe Band 2, 
S.540). 
295 Vgl. Tschentscher 2000, S.144 
296 Kelsen 1960b, S.403f. Vgl. dazu auch S.366. 
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gerechtes Recht, die Geltung der Gerechtigkeitsnorm ist der Grund für die 
Geltung des positiven Rechts. Nach der anderen Ansicht – und das ist die Position 
die Kelsen vertritt – ist die Geltung des positiven Rechts von der Geltung der 
Gerechtigkeitsnorm unabhängig, d.h., die Sollensanordnungen rechtlicher Normen 
gelten ohne den Rückgriff auf die Gerechtigkeit.297 Kelsen nennt diesen 
Standpunkt einen positivistischen oder realistischen, und setzt ihn im Gegensatz 
zu einer idealistischen Rechtslehre.298 
   Auch zur grundsätzlichen Möglichkeit der praktischen Vernunft äußert sich 
Kelsen skeptisch. Was Gerechtigkeit absolut gesehen ist, entzieht sich seiner 
Meinung nach der menschlichen Beurteilung: „Das Absolute im allgemeinen und 
absolute Werte im besonderen sind jenseits der menschlichen Vernunft, für die 
nur eine bedingte und in diesem Sinn relative Lösung des Problems der 
Gerechtigkeit […] möglich ist.“299 Damit wird auch klar, worum es dem 
„rationalen Analytiker Kelsen“300 im Kern geht: Um die Offenlegung der Grenzen 
menschlicher Erkenntnis und Vernunft und um das Aufzeigen jenes Bereiches, bei 
dem das Bekenntnis beginnt. Dieses Bekenntnis kann laut Kelsen entweder auf 
der Grundlage einer autonomen Gewissensentscheidung erfolgen oder sich auf 
eine transzendente Instanz (z.B. Gott) berufen. Kelsen als Gerechtigkeitsskeptiker 
zu bezeichnen ist also insofern gerechtfertigt, als er aufgrund seiner 
relativistischen Gerechtigkeitsphilosophie eine Beurteilung von 
Gerechtigkeitstheorien als richtig oder falsch nicht zulässt. Einige Beispiele sollen 
das noch veranschaulichen. 
                                                 
297 Vgl. Tschentscher 2000, S.145 
298 Vgl. Kelsen 1960b, S.402 
299 Kelsen 2000,  S.26. Eine ähnliche Formulierung verwendet Kelsen einige Seiten danach: 
„Wenn die Geschichte der menschlichen Erkenntnis uns irgendetwas lehren kann, ist es die 
Vergeblichkeit des Versuches, auf rationalem Wege eine absolut gültige Norm gerechten 
Verhaltens zu finden, […]. Wenn wir aus der geistigen Erfahrung der Vergangenheit irgendetwas 
lernen können, ist es dies, daß die menschliche Vernunft nur relative Werte begreifen kann, und 
d.h. daß das Urteil, mit dem etwas für gerecht erklärt wird, niemals mit dem Anspruch auftreten 
kann, die Möglichkeit eines gegenteiligen Werturteils auszuschließen. Absolute Gerechtigkeit ist 
ein irrationales Ideal.“ (ebd. S.49). 
300 Vgl. Walter 1996, S.231 
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3.10.2 Inhaltsleere Gerechtigkeitsformeln 
   Wenn Kelsen nachzuweisen versucht, dass gängige Prinzipien der Gerechtigkeit 
sich als ungeeignet erweisen, das Angestrebte zu erreichen, so heißt das nicht, 
dass er Bemühungen um die Bestimmung von Gerechtigkeit als sinnlos und nicht 
erstrebenswert ansieht. Es geht ihm lediglich darum nachzuweisen, wie berühmte 
Gerechtigkeitsformeln, sofern man seinen wissenschaftlich-rationalen, nicht-
metaphysischen Methodenzugang wählt, sich im Endeffekt als nur relativ gültig 
herausstellen. Diese Formeln eignen sich seiner Meinung nach nicht dazu, 
objektive Gerechtigkeit mit rationalen Mitteln zu bestimmen. Kelsen ist dieser 
Nachweis deshalb besonders wichtig, weil ungeeignete Gerechtigkeitsformeln 
seiner Meinung nach zu Missbrauch führen können.301 
   An der wohl bekanntesten Gerechtigkeitsformel, dem sogenannten „suum 
cuique“, zeigt sich die scharfe und kompromisslose Kritik Kelsens besonders 
deutlich. Diese Formel oder Norm legt fest, dass jedem das Seine, also das ihm 
Gebührende oder ihm Zustehende zugeteilt wird. Die entscheidende Frage, was 
denn das „Seine“ nun tatsächlich ist, wird allerdings nicht beantwortet. Für Kelsen 
läuft diese Formel auf eine Tautologie hinaus,302 indem die Anwendung dieser 
Gerechtigkeitsformel das Vorhandensein einer geltenden normativen Ordnung 
bereits voraussetzt. Diese Rechtsordnung legt fest, was das „Seine“ ist, und das 
kann in verschiedenen Gesellschaften entsprechend sehr unterschiedlich sein. 
Darin liegt laut Kelsen auch die Gefahr dieser Formel, da jede politische Ordnung 
von sich behaupten kann, jedem das Seine zu geben. Damit ist der 
Gerechtigkeitswert dieser Formel identisch mit den Werten der jeweiligen 
Gesellschaft.303 
                                                 
301 Vgl. Walter 1996, S.213f 
302 “Da das einem jeden Gebührende das ist, was ihm zugeteilt werden soll, läuft die Formel des 
‚suum cuique’ auf eine Tautologie hinaus, daß jedem zugeteilt werden soll, was ihm zugeteilt 
werden soll.“ (Kelsen 1960b, S.366). 
303 „Das bedeutet aber, daß jede solche Ordnung, was immer für Pflichten und Rechte sie statuiert, 
insbesondere jede positive Rechtsordnung, der Gerechtigkeitsnorm des ‚suum cuique’ entspricht 
und sohin als gerecht beurteilt werden kann. In dieser konservativen Funktion liegt ihre 
historische Bedeutung. Der Gerechtigkeitswert, den diese Norm konstituiert, ist identisch mit dem 
Wert oder den Werten, die durch die Norm der Ordnung, insbesondere der Rechtordnung, 
konstituiert werden, die bei ihrer Anwendung vorausgesetzt wird.“ (Kelsen 1960b, S.366f). 
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   Eine seit der Antike vorhandene und in der ethischen Diskussion bis heute 
existierende Norm, die den Versuch darstellt, einer Art „sittliche Grundformel der 
Menschheit“304 festzulegen, ist die so genannte „Goldene Regel“. Eine bekannte 
Formulierung dieser Norm lautet: „Was du nicht willst das man dir tut, das füg 
auch keinem andern zu.“ Oder positiv gewendet: Man soll andere so behandeln, 
wie man selbst behandelt zu werden wünscht. Kelsen gesteht dieser Norm als 
subjektive moralische Maxime zwar eine gewisse Berechtigung zu, die 
Problematik liegt allerdings in dem Umstand, dass die Menschen in ihrem Urteil 
darüber, was subjektiv für sie gut ist, keineswegs übereinstimmen.305 Das was 
jemand subjektiv als gute Behandlung ansieht und dann - entsprechend der 
„Goldenen Regel“ – als Grundlage für die Behandlung eines anderen heranzieht, 
mag dieser andere (subjektiv) als schlechte Behandlung empfinden. Die „Goldene 
Regel“ muss aber laut Kelsen ein objektives Kriterium festlegen, und zwar nach 
der Devise: „Verhalte dich gegenüber anderen so, wie diese sich dir gegenüber 
verhalten sollen; und zwar einer objektiven Ordnung gemäß verhalten sollen.“306 
Wie das zu geschehen hat, ist dann aber eine Frage der Gerechtigkeit und wird 
von der „Goldenen Regel“ - vergleichbar mit der Formel „suum cuique“ – wieder 
nicht beantwortet. Die Frage nach der Gerechtigkeit wird auch bei der „Goldenen 
Regel“ vorausgesetzt, sie bedarf einer (bereits vorhandenen) Ordnung der 
positiven Moral und eines positiven Rechts, und damit entspricht jede beliebige 
soziale Ordnung, insbesondere jede positive Rechtsordnung der „Goldenen 
Regel“.  
   Kelsen rechnet die hier beschriebenen Gerechtigkeitsformeln „suum cuique“ 
und „Goldene Regel“ dem rationalen Typus von Gerechtigkeitsnormen zu. Er 
unterscheidet davon den sogenannten metaphysischen Typus, der rational nicht 
begreifbar ist und von der Existenz und dem Glauben an eine transzendente 
Instanz ausgeht.307 Für Kelsen ist Platon der klassische Vertreter dieses Typus und 
                                                 
304 Vgl. Walter 1996, S.215 
305 Vgl. Kelsen 1960b, S.368 
306 Kelsen 2000, S.40 
307 „Die Gerechtigkeitsnormen des metaphysischen Typus sind dadurch gekennzeichnet, daß sie 
sich ihrem Wesen nach als von einer transzendenten, jenseits aller erfahrungsmäßigen (auf 
Erfahrung beruhenden) menschlichen Erkenntnis existenten Instanz ausgehend darstellen, also 
wesentlich den Glauben an die Existenz einer solchen transzendenten Instanz voraussetzen. Sie 
 171 
zwar insofern, als dieser zur Lösung der Frage um die Gerechtigkeit – Kelsen 
bezeichnet diese als das „Zentralproblem seiner (Platons) gesamten Philosophie“ 
– die berühmte Ideenlehre entwickelt hat.308 Diese Ideen sind ja bekanntlich 
transzendente Wesenheiten, die in der „intelligiblen Sphäre“ existieren, die 
allerdings dem in der Sinnlichkeit der Welt verhafteten Menschen in ihrer 
Gesamtheit nicht zugänglich sind. Diese Ideen sind als absolute Werte zu 
verstehen, die in der sinnlichen Welt trotz aller Bemühungen niemals gänzlich 
verwirklicht werden können. Die Hauptidee ist die „Idee des absolut Guten“ und 
diese schließt die Gerechtigkeit mit ein. Beinahe alle Dialoge Platons beschäftigen 
sich - nach Ansicht Kelsens - mit der Frage nach dem Guten und damit auch mit 
Gerechtigkeit. Sein Resümee dazu: „In seinen Dialogen macht Platon zahlreiche 
Versuche, diese Frage auf einem rationalen Wege zu beantworten. Aber keiner 
dieser Versuche führt zu einem endgültigen Ergebnis.“309 Der Grund liegt für 
Kelsen darin, dass es laut der platonischen Ideenlehre keine dem Menschen 
zugängliche begriffliche Erkenntnis des Guten und Gerechten geben kann, 
sondern nur eine Art „mystische Schau“, die nur wenigen Menschen zuteil wird 
und dann erst recht nicht mittels der menschlichen Sprache zu beschreiben ist. 
Gerechtigkeit bleibt damit ein Geheimnis, eine „Illusion“,310 weil sie auch von 
den Auserwählten, die der „Schau“ zuteil geworden sind, anderen nicht vermittelt 
                                                                                                                                     
sind metaphysisch nicht nur in bezug auf ihre Provenienz, sondern auch in bezug auf ihren Inhalt, 
insoferne sie von der menschlichen Vernunft nicht verstanden werden können.“ (Kelsen 1960b, 
S.365). Der „rationale Typus“ ist durch das Fehlen einer transzendenten Instanz gekennzeichnet, er 
ist durch „menschliche, in der Welt der Erfahrung gesetzte Akte“ konstituiert, kann also vom 
menschlichen Verstand, d.h. rational begriffen werden. (Vgl. Kelsen 1960b, S.366). 
308 Vgl. Kelsen 2000, S.28 
309 Kelsen 1960b, S.399 
310 Kelsen schätzt und anerkennt Platon als die „bedeutendste intellektuelle Persönlichkeit“ (vgl. 
Ringhofer 1985, S.III), nennt ihn den „großen Philosophen“ (vgl. Kelsen 1960b, S.399), der es 
unternommen hat, sich der Frage nach Gerechtigkeit zu stellen. Kelsen hat sich über lange Zeit mit 
dem Werk Platons beschäftigt, hat alle seine Positionen auf das Genaueste untersucht und kommt 
zu dem pessimistischen Ergebnis, dass es lediglich eine „Illusion der Gerechtigkeit“ ist, die Platon 
uns vermittelt. Aus dem Nachlass Kelsens wurde 1985 eine von Kurt Ringhofer und Robert Walter 
herausgegebene Zusammenfassung seiner umfangreichen Platon-Studien veröffentlicht (vgl. 
Kelsen 1985). 
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werden kann. Daher - so Kelsen - gibt es auch bei Platon keine befriedigende 
Antwort auf die Frage nach der Gerechtigkeit.  
   Kelsens Rechtspositivismus hat zum Teil zu massiver Kritik an seiner 
Auffassung von Gerechtigkeit geführt. Das erscheint insofern als nachvollziehbar, 
hat er doch Recht und Staat als ident gesetzt. Als Konsequenz daraus konnte er 
behaupten, dass schon aus dem Begriff des Rechtsstaats ein staatliches Unrecht 
undenkbar sei, weil eben Rechtsordnung und Staat als miteinander ident zu 
denken sind.311 Sein Projekt besteht in der konsequenten Trennung von Recht und 
Moral bzw. Sittlichkeit. Rechtliche und moralische Normen und deren Geltung 
stehen nebeneinander und sind unabhängig voneinander zu denken. Und obwohl 
Kelsen den ernsthaften Versuch unternommen hat, den Zusammenhang von 
positivrechtlichem Staatsverständnis, Demokratie und Parlamentarismus auf der 
Grundlage seiner relativistischen Weltanschauung darzustellen, so hat er es – nach 
Meinung vieler seiner Kritiker - doch verabsäumt, die Frage der Gerechtigkeit im 
Zusammenhang mit dem Absolutismus (siehe Nationalsozialismus) zu 
thematisieren. Das Dilemma des Relativismus – wie Kelsen ihn vertritt – liegt ja 
in dem Umstand begründet, dass der Relativist aufgrund seiner Weltanschauung 
auch den „absolut vertretenen Standpunkt“312 zunächst als „relativ gültig“ 
anerkennen muss. Damit gerät er aber politisch in eine gefährliche Defensive. 
Diesen Schritt in die politische Theorie hat Kelsen aber nicht gesetzt und damit 
auch kein Angebot gemacht, wie mit den Herausforderungen absolut erhobener 
Gerechtigkeitsansprüche umzugehen ist. Dabei kann man Kelsen nicht den 
Vorwurf politische Ignoranz machen, er zeigt vielmehr ein Dilemma der 
Demokratie in diesem Zusammenhang auf, aber er hat – bloß – 
Problembewusstsein geschaffen und keine Problemlösung angeboten.313  
                                                 
311 In seiner Verteidigung des Rechtspositivismus argumentiert er u.a., dass es „vollends sinnlos“ 
sei zu behaupten, in einem z.B. despotischen Staat gäbe es keine Rechtsordnung. Auch dort – so 
Kelsen – gibt es „irgendeine Ordnung“, die das menschliche Verhalten regelt, und diese Ordnung 
ist eben die Rechtsordnung (vgl. Llanque 1999, S.220). 
312 Vgl. Llanque 1999, S.238 
313 Vgl. Llanque 1999, S.239 
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3.11   Gerechtigkeit als Fairness (John Rawls)    
   Die gut sechshundert Seiten der „Theory of Justice“ (1971, deutsch „Eine 
Theorie der Gerechtigkeit“, 1975, hier auch kurz „Theorie“ genannt) sind in 
mancher Hinsicht ein schwergewichtiges Buch, das John Rawls314 da geschrieben 
hat. Wohl kein anderes philosophisches Werk des 20. Jahrhunderts hat so schnell 
so große Aufmerksamkeit erregt und eine derart intensive und umfangreiche 
Diskussion ausgelöst. Dabei sind sowohl der intellektuelle Gehalt, als auch die 
wirkungsgeschichtliche Bedeutung der „Theorie“  hervorzuheben, die sich nach 
Ansicht mancher Autoren durchaus mit der „Politeia“ von Platon, der „Politik“ 
von Aristoteles, dem „Leviathan“ von Hobbes, den „Abhandlungen über die 
Regierung“ von Locke, dem „Gesellschaftsvertrag“  von Rousseau und den 
„Metaphysischen Anfangsgründen der Rechtslehre“ von Kant  messen kann.315      
3.11.1  Paradigmenwechsel 
   Im Vorwort zu seiner Einführung in Rawls’ „Theorie der Gerechtigkeit“ 
schreibt Otfried Höffe, dass es in den siebziger und achtziger Jahren des 20. 
Jahrhunderts statt einer philosophischen Massenbewegung im Bereich der 
politischen Philosophie eine überragende Persönlichkeit gegeben hat, die 
ihrerseits eine Massenbewegung an Literatur hervorgerufen hat: Es ist der 
Philosoph und Harvard-Professor John Rawls.316 In der Zwischenzeit ist die 
Forschungsliteratur in Gefolge der „Theorie“ selbst für Spezialisten kaum mehr 
überblickbar. Denn der darin entwickelten Gerechtigkeitstheorie ist es gelungen, 
eine große interdisziplinäre Diskussion zu entfachen, die bis in die Gegenwart 
anhält und vor allem auch durch die von Rawls selbst vorgenommenen 
                                                 
314 John Rawls: (21. 2. 1921 – 24. 11. 2002) 
315 Vgl. Kersting 2001, S. 7 
316 „Statt einer philosophischen Massenbewegung gibt es in den siebziger und achtziger Jahren 
eine überragende Persönlichkeit, die eine Massenbewegung an Literatur hervorruft, eine Debatte 
von fast industriellem Ausmaß. Es ist der Philosoph und Harvard-Professor John Rawls. Die Zahl 
der Beiträge, die sich mit seinem monumentalen Werk, ‚A Theorie of Justice’ (1971), zu Deutsch: 
‚Eine Theorie der Gerechtigkeit’ (1975), befassen, ist in einem wörtlichen Sinn Legion. Die geht 
nicht in die Hunderte, sondern die Tausende und dürfte mittlerweile dem Umfang der altrömischen 
Heereseinheit, vier bis fünf Tausend, entsprechen.“  (Höffe 1998, S.1). 
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Ergänzungen und Revisionen im Laufe seines langen und so ertragreichen 
Schaffens immer wieder neue Aspekte bekommen hat. Die Debatte umfasst alle 
Bereiche der praktischen Philosophie, das heißt die politische Philosophie, die 
Moralphilosophie, die Rechts- und Sozialphilosophie und die ihnen 
angeschlossenen Einzelwissenschaften, allen voran die 
Wirtschaftswissenschaften.317 Sehr zu recht wurde und wird deshalb John Rawls 
von vielen Autoren als einer der wichtigsten – ja vielleicht der wichtigste – 
Philosoph des 20.Jahrhunderts bezeichnet.318 
   Rawls legt dabei auf semantische Analysen wenig Wert, er geht zwar auf 
methodische Fragen ein, sein Hauptaugenmerk liegt jedoch vermehrt auf den 
Sachfragen. Er führt die Ethik von der Sprachanalyse – oder analytischen 
Metaethik – wieder zur Sachanalyse zurück, es geht nicht mehr vor allem um die 
Bedeutung des ethischen Grundbegriffes „gut“, sondern er stellt die 
„Gerechtigkeit“ in den Mittelpunkt seiner Überlegungen. Deshalb schreibt er auch 
gleich zu Beginn der „Theorie“: „Die Gerechtigkeit ist die erste Tugend sozialer 
Institutionen, so wie die Wahrheit bei Gedankensystemen. Eine noch so elegante 
und mit sparsamen Mitteln arbeitende Theorie muß fallengelassen oder 
abgeändert werden, wenn sie nicht wahr ist; ebenso müssen noch so gut 
funktionierende und wohlabgestimmte Gesetze und Institutionen abgeändert oder 
abgeschafft werden, wenn sie ungerecht sind.“319 Eine zweite wichtige 
Veränderung, die Rawls mit seinem Buch erreicht hat, ist der Umstand, dass an 
die Stelle des utilitaristischen Prinzips vom „größten Glück der größten Zahl“ 
nun das Prinzip „Gerechtigkeit als Fairness“ tritt, anstatt Bentham oder Mill heißt 
das philosophische Vorbild jetzt Kant. Damit wurde der Utilitarismus in die 
Defensive gedrängt.320 
   Weiters ist sein schon erwähnter interdisziplinärer Ansatz hervorzuheben. Er 
setzt auf eine Kooperation speziell zwischen der Ethik und den 
Wirtschaftswissenschaften und erreicht das unter anderem dadurch, indem er 
deren Sprache spricht. So entgeht er der Gefahr bloß formaler Überlegungen und 
                                                 
317 Vgl. Kersting 2001, S. 7 
318 Vgl. Talisse 2001, S. 4 
319 Rawls 1975, S. 19 
320 Vgl. Höffe 1998, S. 4f 
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bietet beispielsweise mit dem Begriff der gesellschaftlichen „Grundgüter“321 eine 
auch empirisch gehaltvolle Theorie. Auch gelingt es ihm, die starren Fronten 
zwischen den feindlichen Lagern von liberalen und marxistischen Denkern 
aufzuweichen. Damit erzielte er einen unmittelbaren – wenn auch nicht sehr lang 
anhaltenden – politischen Erfolg , der freilich vornehmlich auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika beschränkt blieb, und es gelang ihm, - wenigstens für einen 
begrenzten Zeitraum - den vorherrschenden politischen und ökonomischen 
Liberalismus in seinem Heimatland um ein Stück Sozialstaatlichkeit zu erweitern.  
Die damals im Rahmen der politischen Philosophie viel diskutierte Frage, ob es 
eine kapitalistische Wirtschaftsordnung mit Privateigentum oder eine 
sozialistische mit Staatseigentum an den Produktionsmitteln geben sollte, hält er – 
zumindest in seinem ersten Hauptwerk, der „Theorie“322 – zum einen für sekundär 
und zum andern für empirisch und nicht moralisch zu entscheiden. „Daraus, daß 
es ein ideales System mit Privateigentum gibt, das gerecht ist, folgt nicht, daß die 
geschichtlich gewordenen Formen auch nur einigermaßen gerecht sein müssten. 
Gleiches gilt natürlich für den Sozialismus.“323 Aufgrund der angeführten und für 
die politische Philosophie grundlegend neuen und teilweise revolutionären 
Veränderungen, sprechen seine Kritiker diesen Neuerungen auch den Rang eines 
Paradigmenwechsels zu.324 
3.11.2 Die Idee der Gerechtigkeit 
   Der Grundgedanke von Rawls’ „Theorie“ ist, dass die für eine moderne 
demokratische Gesellschaft angemessenen Grundsätze politischer und sozialer 
Gerechtigkeit insofern gefunden werden können, indem man fragt, welche 
Grundsätze die Mitglieder einer solchen Gesellschaft selbst für die Gestaltung 
ihrer gemeinsamen Institutionen wählen würden. Voraussetzung für diese Wahl 
                                                 
321Als die wichtigsten Arten der gesellschaftlichen Grundgüter bezeichnet Rawls Rechte, 
Freiheiten und Chancen, sowie Einkommen und Vermögen und das Selbstwertgefühl. (vgl. Rawls 
1975, S. 83, 112, 479). 
322 Einige Autoren bezeichnen sein Buch „A Theory of Justice“ (1971) als sein erstes Hauptwerk, 
und sein 1993 erschienenes Werk „Political Liberalism“ als sein zweites (vgl. u.a.: Nnodim 2004, 
S. 13 u. 107) 
323 Rawls 1975, S. 308 
324 Vgl. Höffe 1998, S. 3 
 176 
ist, unter fairen Bedingungen entscheiden zu können. Dies wird durch den Namen 
„Gerechtigkeit als Fairness“ ausgedrückt. Gerecht ist demnach, worauf sich freie 
und gleiche Bürger unter fairen Bedingungen einigen würden. 
   Rawls entwickelt seine Theorie der Gerechtigkeit also unter der Prämisse der 
Fairness. Ein zentraler Gedanke dabei ist der - von ihm so bezeichnete - 
„Urzustand“ (original position), ein hypothetisches Konstrukt, das einige 
Gemeinsamkeiten  mit dem „Naturzustand“ der klassischen Vertragstheorien 
(Hobbes, Locke, Rousseau, Kant) hat. In diesem fiktiven „Urzustand“ legen die 
Menschen dann die Grundsätze für ihre zukünftige Zusammenarbeit fest. „Wir 
wollen uns also vorstellen, daß diejenigen, die sich zu gesellschaftlicher 
Zusammenarbeit vereinigen wollen, in einem gemeinsamen Akt die Grundsätze 
wählen, nach denen Grundrechte- und Pflichten und die Verteilung der 
gesellschaftlichen Güter bestimmt werden. Die Menschen sollen im voraus 
entscheiden, wie sie ihre Ansprüche gegeneinander regeln wollen und wie die 
Gründungsurkunde ihrer Gesellschaft aussehen soll. […]  Die Entscheidung, die 
vernünftige Menschen in dieser theoretischen Situation der Freiheit und 
Gleichheit treffen würden, bestimmt die Grundsätze der Gerechtigkeit.“325  Der 
„Urzustand“ ist bei Rawls also ein rein gedankliches Konstrukt, ein erklärendes 
Mittel, welches uns durch Imagination in einen Zustand versetzt, der es uns 
ermöglicht, Gerechtigkeit als Fairness zu konzipieren.326 Es sind also rein 
hypothetische Frauen und Männer als Repräsentanten einer Gesellschaft, welche 
im Rahmen dieses Urzustandes zusammen kommen, um Prinzipien der 
Gerechtigkeit zu erarbeiten, die als Grundrechte und Grundpflichten der 
                                                 
325 Rawls 1975, S. 28 
326 Zu dieser Grundposition Rawls’ gibt es allerdings prinzipielle Bedenken. Eine fiktive 
Übereinkunft ist im Prinzip kein Vertrag oder keine faktische Regelung. Wie aus einer nicht-realen 
Vertragssituation wirkliche moralische Verpflichtungen entstehen können, ist in diesem Sinne nur 
schwer vorstellbar (vgl. dazu: Nida-Rümelin 2000, S. 137. Seine Kritik richtet sich aber gegen 
Vertragstheorien ganz allgemein). Allerdings versucht Rawls mit diesem Konzept lediglich das 
Prinzip der Gleichheit menschlicher Wesen als moralische Personen herauszuarbeiten. Auch wenn 
eingewendet wird, dass Verträge, die im Kopf von Philosophen geschlossen werden, eigentlich 
niemanden zu binden vermögen, so können doch die Gründe, die der Philosoph für die 
Vernünftigkeit einer Übereinkunft vorbringt, überzeugend sein (zu methodischen Überlegungen 
zur Rechtfertigung von Gesellschaftsverträgen siehe: Kersting 2000, S. 68ff). 
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zukünftigen Bürger erscheinen und die Verteilung der sozialen Kooperation 
regeln sowie eine gerechte Regierungsform bestimmen sollen. Das zentrale 
Element dieses Vertragsmodells ist demnach nicht der Vertrag an sich, sondern 
die Vertragssituation oder der Ausgangszustand der hypothetischen Einigung, den 
er – wie erwähnt - als „Urzustand“ bezeichnet. 
   Der gesellschaftliche Ausgangszustand, den Rawls wählt, ist nicht vergleichbar 
mit jenem Naturzustand, den z.B. Hobbes angenommen hat, und der durch Gewalt 
und Gesetzlosigkeit geprägt ist („status belli“).327 Es geht ihm nicht darum, 
irgendein konfliktregulierendes Verteilungsverfahren zu entwickeln, sondern sein 
Ziel ist ein gerechtes Verfahren innerhalb einer wohlgeordneten menschlichen 
Gesellschaft. „Zwischen Menschen mit verschiedenen Zielen schafft eine 
gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellung den Bürgerfrieden; das allgemeine 
Gerechtigkeitsstreben setzt der Verfolgung anderer Ziele Grenzen. Man kann sich 
eine gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellung als das Grundgesetz einer 
wohlgeordneten menschlichen Gesellschaft vorstellen.“328 Die Aufgabe seiner 
Gerechtigkeitstheorie ist es, solche Verteilungsprinzipien zu finden, die eine 
gerechte Verteilung aller kooperativ produzierten gesellschaftlichen Grundgüter 
ermöglichen und zusätzlich noch eine Rechtfertigung für diese Grundsätze zu 
entwickeln. Die so gefundene Gerechtigkeitstheorie ist demnach eine Theorie der 
Verteilungsgerechtigkeit, die ihren Anwendungsbereich nicht im individuellen 
menschlichen Handeln hat, sondern in der gesellschaftlichen Grundordnung. Der 
Argumentationsweg der „Theorie“ zielt auf die Grundprinzipien einer komplexen, 
gerecht geordneten Gesellschaft ab.329 Damit meint er die gesamte institutionelle 
gesellschaftliche Grundstruktur und die ihr anhängenden Problembereiche von 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. 
   Um dieses Ziel zu erreichen, um die rationale Entscheidung in diesem fiktiven 
„Urzustand“ tatsächlich zu einer gerechten Lösung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zu führen, ist nach Rawls aber noch ein wichtiger – ebenfalls 
hypothetischer – Zusatz nötig. „Zu den wesentlichen Eigenschaften dieser 
Situation gehört, daß niemand seine Stellung  in der Gesellschaft kennt, seine 
                                                 
327 Zur Gerechtigkeitskonzeption Hobbes’ siehe Kapitel 3.4.  
328 Rawls 1975, S. 21 
329 Vgl. Kersting  2001, S. 39 
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Klasse oder seinen Status, ebenso wenig sein Los bei der Verteilung natürlicher 
Gaben wie Intelligenz oder Körperkraft. Ich nehme sogar an, daß die Beteiligten 
ihre Vorstellung vom Guten und ihre besonderen psychologischen Neigungen 
nicht kennen. Die Grundsätze der Gerechtigkeit werden hinter einem Schleier des 
Nichtwissens festgelegt. Dies gewährleistet, daß dabei niemand durch die 
Zufälligkeiten der Natur oder der gesellschaftlichen Umstände bevorzugt oder 
benachteiligt wird. Da sich alle in der gleichen Lage befinden und niemand 
Grundsätze ausdenken kann, die ihn aufgrund seiner besonderen Verhältnisse 
bevorzugen, sind die Grundsätze der Gerechtigkeit das Ergebnis einer fairen 
Übereinkunft oder Verhandlung.“330 Dieser „Schleier des Nichtwissens“ (veil of 
ignorance) macht es den Beteiligten an der Erstellung der 
Gerechtigkeitsprinzipien möglich, jenseits von eigenen Interessenskalkulationen 
zu entscheiden , ja sogar notgedrungen für unparteiische Verteilungsprinzipien zu 
votieren. Dabei kommt es aber zu einer wichtigen Veränderung des Status der 
jeweiligen Individuen: Es wird ihnen das Individualwissen – aus dem 
beispielsweise parteiliche Interessensstrategien entwickelt werden könnten – 
genommen, es steht den Beteiligten damit die so vertraute Selbstkenntnis nicht 
mehr zur Verfügung. Der „Schleier des Nichtwissens“ schafft entindividualisierte 
Menschen, sie wissen nicht mehr, wer sie im Einzelnen sind, sie sind dadurch 
auch austauschbar und werden sich in ihren Argumentationen auch nicht von 
einander unterscheiden.331 
   Obwohl diesen „Entindividualisierten“ das Wissen über ihre grundlegenden 
Lebensumstände in der Gesellschaft, in der sie leben, fehlt, so sind ihnen doch 
allgemeine Fakten über die menschliche Gemeinschaft bekannt. Wären sie 
nämlich gänzlich ignorant, könnten sie auch keine rationale Wahl treffen. Sie 
verstehen politische Fragen, die Grundzüge der Wirtschaftstheorie und auch die 
Prinzipien der gesellschaftlichen Organisation. Gleichfalls haben sie 
Grundkenntnisse der Psychologie des Menschen. Ihnen ist auch bewusst, dass sie 
bestimmte „Grundgüter“ (primary goods) benötigen, um ihre rationalen 
Lebensaussichten zu realisieren. Zu diesen gesellschaftlichen Grundgütern zählen 
Rechte, Freiheiten und Chancen, sowie Einkommen und Vermögen, und – von 
                                                 
330 Rawls 1975, S. 29 
331 Vgl. Kersting 2001, S. 45 
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Rawls besonders betont – Selbstwertgefühl.332 Dies sind Güter, von denen 
angenommen wird, dass sie jede Person benötigt, um ein erfülltes Leben führen zu 
können.333 
   Nach Rawls würden die Wählenden im Zustand der Gleichheit und 
Unwissenheit (Urzustand und Schleier des Nichtwissens) als rationale Personen 
die Prinzipien des Utilitarismus ablehnen, da diese beispielsweise die Rechte 
einiger Personen zugunsten des materiellen Wohlstandes anderer opfern. Sie 
würden sich bei der Wahl der Gerechtigkeitskriterien vielmehr von einem 
rationalen Grundsatz leiten lassen, den er als „Maximin-Regel“334 bezeichnet. Die 
Wahlsituation, in der die Gründungsväter sich befinden, ist  nämlich eine 
Entscheidungssituation unter „Unsicherheit“,335 und diese Situation erfordert eine 
Entscheidungsregel, die mit „Maximiere deine Nutzenerwartung“336 umschrieben 
werden kann (Maximin-Regel). Diese Entscheidungsregel schreibt vor, die 
jeweiligen Alternativen nach ihren schlechtesten möglichen Ergebnissen zu 
ordnen und dann das beste der schlechten Ergebnisse zu wählen (the best of the 
worst). Damit würden Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit gewählt, die allen 
Personen gegenüber fair sind, ungeachtet ihrer jeweiligen Position und  ihrer 
Lebensumstände in der wirklichen Welt. In dieser Situation der Unsicherheit 
                                                 
332 Vgl. Rawls 1975, S. 112 
333 Die von Rawls hier verwendete Theorie des Guten geht auf Aristoteles zurück. Es geht dabei 
um das Wohl der Menschen, das sich aus einer vernünftigen und langfristig angelegten 
Lebensplanung ableitet. Ein Mensch ist nach dieser Auffassung dann glücklich, wenn er bei der 
Ausführung dieses Plans auch Erfolg hat (vgl. Rawls 1975, S. 113). Die Grundgütertheorie lässt 
sich am besten anhand des Konzepts einer Lebensplanung erläutern. Menschen haben eine 
bestimmte Vorstellung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, und sie verfügen allgemein 
über eine vorhersehende, in die Zukunft hinein orientierte Vernunft. Sie wählen und planen 
langfristig und entwickeln dazu Strategien, die als Lebensplanung bezeichnet werden kann. Sie 
übernehmen damit Verantwortung für ihr Leben, sie wünschen sich ein gelingendes und selbst 
bestimmtes Leben. So unterschiedlich diese Lebenspläne auch sein mögen, so weisen sie doch 
Gemeinsamkeiten auf, d.h., die Voraussetzungen für ein Gelingen sind mehr oder weniger ident. 
Die maximale Erfüllung dieses Lebensplans wird vernünftigerweise von den meisten Menschen 
gewünscht (vgl. dazu: Kersting 2000, S. 74ff). 
334 Maximin ist die Kurzform von maximum minimorum, d.h. Maximum der Minima. Rawls 
erörtert dieses Prinzip recht ausführlich (vgl. dazu: Rawls 1975, S. 177ff). 
335 Vgl. Rawls 1975, S. 177 
336 Vgl. Kersting 2001, S. 64 
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würden die Wählenden den Standpunkt der am schlimmsten Betroffenen einer 
Gesellschaft einnehmen und sie würden dabei Prinzipien auswählen, bei denen 
selbst bei der niedrigsten sozialen Ausgangsposition immer noch genügend 
Rechte, Freiheiten, sowie ein Minimum an Einkommen usw. garantiert werden, 
um ein lebenswertes Dasein zu ermöglichen. Sie würden sich also für Prinzipien 
der „Gerechtigkeit als Fairness“ entscheiden.  
3.11.3 Zwei Gerechtigkeitsprinzipien 
   Rawls bestimmt eine Gesellschaft ganz allgemein als ein Zusammenwirken von 
Menschen zum wechselseitigen Vorteil, allerdings gemischt mit Konflikten, weil 
jeder einen möglichst großen Nutzen anstrebt, andererseits sich aber von den 
anfallenden Lasten zu befreien versucht. Um aber einen gesellschaftlichen 
Zustand zu erreichen, der die Bezeichnung  „Gerechtigkeit als Fairness“ verdient, 
bedarf es der oben beschriebenen „Position der Unparteilichkeit“337 und eines 
Systems von Gerechtigkeitsgrundsätzen für Institutionen. Solche 
Gerechtigkeitsgrundsätze sind den Menschen nicht von vornherein gegeben, sie 
sind uns nicht angeboren, sondern müssen erst entwickelt werden. Und das 
geschieht in einer „Position der Unparteilichkeit“ („Urzustand“ und „Schleier des 
Nichtwissens“). Diese Prinzipien der Gerechtigkeit – sie sind Prinzipien für die 
Verteilung von Grundgütern -  sind das Ergebnis von Bemühungen, auf das sich 
freie und gleiche Menschen einigen würden.  
   Bevor nun genauer auf diese Prinzipien der Gerechtigkeit eingegangen wird, ist 
noch der Hinweis auf eine weitere Unterscheidung nötig, die Rawls 
vorgenommen hat. Er bezeichnet nämlich die beiden Grundsätze oder Prinzipien 
der Gerechtigkeit (auf sie wird weiter unten noch genauer eingegangen) als 
„Spezialfall einer allgemeinen Gerechtigkeitsvorstellung“338, und diese 
allgemeine Gerechtigkeitsvorstellung (general conception of justice) sieht 
folgendermaßen aus: „Alle sozialen Werte – Freiheit, Chancen, Einkommen, 
Vermögen und die sozialen Grundlagen der Selbstachtung – sind gleichmäßig zu 
verteilen, soweit nicht eine ungleiche Verteilung jedermann zum Vorteil 
                                                 
337 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon 1995, S. 727 
338 Vgl. Rawls 1975, S. 83 
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gereicht.“339 Das ist noch eine sehr allgemein gehaltene Bestimmung, hier gibt es 
beispielsweise noch keine Vorrangregel. Gerechtigkeit muss nicht notwendig 
auch eine Gleichverteilung beinhalten, Ungleichheiten müssen allerdings durch 
eine Vorteilhaftigkeit für alle Beteiligten legitimiert sein. Gemäß dieser 
allgemeinen Gerechtigkeitsvorstellung oder Regel sind auch immaterielle und 
materielle Grundgüter im Prinzip gleichwertig. Somit könnten z.B. Freiheit und 
ökonomisches Wohlergehen gegeneinander aufgerechnet werden. 
    Um nun mögliche Konflikte aufgrund dieser allgemeinen 
Gerechtigkeitsvorstellung zu vermeiden, entwirft Rawls seine berühmten zwei 
Prinzipien der Gerechtigkeit. Hier wird allerdings schon etwas genauer 
differenziert, deshalb spricht er auch von einem „recht speziellen Inhalt“340  dieser 
Prinzipien. Die Gerechtigkeitsgrundsätze für Institutionen lauten: 
• Erster Grundsatz: Jedermann hat gleiches Recht auf das umfangreichste 
Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten, das für alle möglich ist. 
• Zweiter Grundsatz: Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten müssen 
folgendermaßen beschaffen sein: 
(a) sie müssen unter der Einschränkung des gerechten Spargrundsatzes den 
am wenigsten Begünstigten den größtmöglichen Vorteil bringen, und 
(b) sie müssen mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die allen gemäß 
fairer Chancengleichheit offen stehen.341 
3.11.4 Das erste Prinzip der Gerechtigkeit 
   Dieses erste Prinzip der Gerechtigkeit unterliegt dem Grundsatz einer 
rechtlichen und politischen Gerechtigkeit. Es definiert die Grundlagen derjenigen 
Freiheiten, die auf jede Person anwendbar sind und größtmögliche Freiheiten 
garantieren, die aber dennoch mit der Freiheit aller anderen kompatibel ist. Rawls 
definiert Freiheit mittels dreier Begriffe: Da geht es zunächst um den Handelnden, 
                                                 
339 Rawls 1975, S. 83 
340 Vgl. Rawls 1975, S. 83 
341 Rawls 1975, S. 336. Die Reihenfolge der Prinzipien und teilweise auch der Inhalt wurden von 
Rawls in späteren Veröffentlichungen verändert (siehe u.a. dazu: Rawls 1992, S. 160 u.261. Dort 
werden auch die Gründe für die Änderung erläutert). Das ist als Reaktion auf die zum Teil sehr 
massive Kritik mehrerer Autoren zu sehen (z.B. Sen, Dworkin, Hart, Nagel…). Auf die genauen 
Inhalte dieser Kritik und die Antworten Rawls’ darauf wird in dieser Arbeit nicht eingegangen. 
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der frei sein soll, dann um die Beschränkungen, von denen er frei sein soll, und als 
drittes geht es darum, was dem Handelnden frei gestellt sein soll.342 Die 
Handelnden können sowohl Personen als auch Institutionen sein. Mit Bezug auf 
die verfassungsmäßigen und rechtlichen Restriktionen besteht Freiheit in einer 
bestimmten Struktur der Institutionen und in einem bestimmten System 
öffentlicher Regeln, welche Rechte und Pflichten definieren. 
   Die Grundfreiheiten und die politischen Rechte müssen laut dem ersten Prinzip 
der Gerechtigkeit für alle Bürger gleich sein. Rawls führt diese Grundfreiheiten in 
einer Liste an: „ […] die politische Freiheit (das Recht, zu wählen und öffentliche 
Ämter zu bekleiden) und die Rede- und Versammlungsfreiheit; die Gewissens- und 
Gedankenfreiheit; die persönliche Freiheit, zu der der Schutz vor psychologischer 
Unterdrückung und körperlicher Mißhandlung und Verstümmelung gehört 
(Unverletzlichkeit der Person); das Recht auf persönliches Eigentum und der 
Schutz vor willkürlicher Festnahme und Haft, wie es durch den Begriff der 
Gesetzesherrschaft festgelegt ist. Diese Freiheiten sollen nach dem ersten 
Grundsatz für jeden gleich sein.“343 Durch diesen Katalog von Grundfreiheiten, 
die das erste Prinzip der Gerechtigkeit fordert, gewinnen die Individuen einen 
zugesicherten und gemeinsamen Status als Bürger in einer wohlgeordneten 
Gesellschaft.344 
3.11.5 Das zweite Prinzip der Gerechtigkeit 
   Den Anwendungsbereich des zweiten Gerechtigkeitsprinzips bilden die 
Verteilung von Einkommen und Vermögen, sowie die Beschaffenheit von 
Organisationen, in denen es unterschiedliche Macht und Verantwortung gibt. Der 
Gegenstand des zweiten Prinzips ist also das sozio-ökonomische System der 
Gesellschaft. „Hier geht es um die Verteilung der sozialen und ökonomischen 
Grundgüter, wozu Rawls vor allem die mit beruflichen Positionen verknüpften 
Machtbefugnisse und Vorrechte, Einkommen und Besitz und die sozialen 
Grundlagen des Selbstwertgefühls der Menschen rechnet.“345 Auch diese 
                                                 
342 Vgl. Rawls 1975, S. 230 
343 Rawls 1975, S. 82 
344 Vgl. Nnodim 2004, S. 40 
345 Koller 1998, S. 49 
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Grundgüter sind an sich gleich zu verteilen, ausgenommen dort, wo eine 
Ungleichverteilung zum Nutzen der am meisten benachteiligten Mitglieder der 
Gesellschaft wäre. Weiters fordert dieses Prinzip, dass die mit diesen Gütern 
verbundenen Ämter und Positionen allen in bestimmter Weise zugänglich sind. 
   Das zweite Prinzip der Gerechtigkeit enthält in ihrem ersten Teil eine sehr 
entscheidende Bestimmung über die Ungleichverteilung der sozio-ökonomischen 
Grundgüter: Das Differenzprinzip (difference principle). Es besagt in aller Kürze, 
dass soziale und ökonomische Ungleichheiten zum größtmöglichen Nutzen der 
am meisten benachteiligten Mitglieder der Gesellschaft sein sollten. Dieses 
Differenzprinzip ist jedoch weder auf Ungleichheit noch auf Ungerechtigkeit 
ausgelegt, vielmehr schafft es Bedingungen, unter denen tolerierbare 
Ungleichheiten in der Verteilung sozialer und ökonomischer Güter in einer 
Gesellschaft zulässig sein können, um dadurch ein größeres Maß an egalitärer 
Gerechtigkeit zu erhalten.346 Ob solche sozio-ökonomischen Ungleichheiten 
gerechtfertigt sind, hängt damit einzig und allein von ihren Auswirkungen auf die 
Lage der schlechtestgestellten Personen ab. 
   Das Differenzprinzip fokussiert zwar auf die schlechtesten sozialen Positionen, 
Rawls ist aber der Meinung, dieses Prinzip sei auch eine angemessene 
Interpretation des allgemeinen Grundsatzes, wonach soziale und wirtschaftliche 
Ungleichheiten zu jedermanns Vorteil sein müssen.347 Er begründet das damit, 
dass die sozio-ökonomischen Aussichten aller Personen  verkettet und gekoppelt 
sind, und deshalb kann daraus geschlossen werden, wenn die Schlechtestgestellten 
einen Vorteil hätten, dann kommt das auch allen anderen zugute. Das 
Differenzprinzip „ […] ist sicher eine der originellsten Ideen von Rawls und nach 
                                                 
346 Vgl. Nnodim 2004, S. 44. „Ungleichheit“, wie sie Rawls in seinem zweiten Prinzip der 
Gerechtigkeit zulässt und auch fordert, das sind Unterschiede, die sich aus den Nutzen und Lasten 
bestimmter Ämter und Positionen ergeben. Derartige Ungleichheiten ergeben sich zum Beispiel in 
Form von Wohlstand, der dem Mitglied einer Gesellschaft direkt durch sein Amt oder seine 
Position zukommt. Das kann auch auf das Prestige aus einer solchen sozialen Position bezogen 
sein (vgl. Nnodim 2004, S. 41). 
347 Rawls formuliert seine Gerechtigkeitsprinzipien – hier das zweite Prinzip - am Beginn der 
„Theorie“ noch etwas anders und allgemeiner: „Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten sind so 
zu gestalten, daß (a) vernünftigerweise zu erwarten ist, daß sie zu jedermanns Vorteil dienen…“ 
(Rawls 1975, S. 81)  
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meinem Dafürhalten auch ein wegweisender Beitrag zur Lösung des Problems der 
Verteilungsgerechtigkeit. Denn es bringt verschiedene geläufige 
Rechtfertigungsmuster für soziale Ungleichheiten – das Leistungsprinzip, das 
Effizienzargument und das Bedürfnisargument – auf einen gemeinsamen Nenner, 
und es liefert für sie nicht nur eine Begründung, sondern markiert zugleich ihre 
Grenzen.“348  
   Das Differenzprinzip ist darüber hinaus auch ein Prinzip der Reziprozität, 
welches auf Rawls’ Konzeption der Gesellschaft als faires System der 
Kooperation zwischen freien und gleichen Bürgern von einer Generation zur 
nächsten gründet. Es umfasst somit auch ein Konzept der 
Generationengerechtigkeit. Die Probleme der sozialen Gerechtigkeit betreffen 
nicht nur das Zusammenleben von Menschen der gleichen Generation, sondern 
auch die Beziehungen zwischen verschiedenen Generationen. Rawls betont zwar 
die Wichtigkeit, sich mit diesem Problem zu beschäftigen, sieht aber auch die 
Schwierigkeiten. „Es (das Problem der Gerechtigkeit zwischen den Generationen, 
WG) erlegt jeder ethischen Theorie eine ernste, wenn nicht unerfüllbare 
Bewährungsprobe auf.“349 Jede Generation hat seiner Meinung nach auch 
Pflichten der Gerechtigkeit gegenüber zukünftigen Generationen, und das 
insofern, als ihnen die Welt nicht in einem schlechteren Zustand hinterlassen 
werden darf, als sie diese selbst übernommen hat. Er berücksichtigt diese 
Pflichten, indem er in das Differenzprinzip auch den Begriff des gerechten 
Spargrundsatzes einfügt. Dieser Spargrundsatz soll die erforderlichen 
Investitionen der jeweiligen Generationen in Hinblick auf die Zukunft – das 
Wohlergehen zukünftiger Generationen berücksichtigend – regeln.350 
                                                 
348 Koller 1998, S.52 
349 Rawls 1975, S.319 
350 Rawls fasst sein Konzept von Generationengerechtigkeit folgendermaßen zusammen: „Man 
erkennt jetzt, daß Angehörige verschiedener Generationen ebenso wie Zeitgenossen Pflichten und 
Verpflichtungen gegeneinander haben. Die gegenwärtige Generation kann nicht machen, was sie 
will, sondern ist an Grundsätze gebunden, die im Urzustand beschlossen würden, um die 
Gerechtigkeit zwischen Menschen zu definieren, die zu verschiedenen Zeiten leben. Darüber 
hinaus haben die Menschen die natürliche Pflicht, gerechte Institutionen aufrechtzuerhalten und 
zu fördern, und dazu ist die Entwicklung der Zivilisation bis zu einem bestimmten Punkt 
notwendig.“ (Rawls 1975, S.327). 
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  Der zweite Teil des „zweiten Prinzips der Gerechtigkeit“ beschäftigt sich mit der 
Notwendigkeit, dass Ämter und Positionen für alle offen und erreichbar sein 
müssen, damit möglichst alle Bürger – wenn sie es wünschen - davon profitieren 
können. Dieser Teil des zweiten Prinzips wird deshalb auch „das Prinzip der 
Chancengleichheit“ genannt. Die Ungleichheit in der Verteilung bleibt nicht auf  
die ökonomischen Güter beschränkt, auch bei der Verteilung gesellschaftlicher 
und politischer Machtpositionen und Ämter kann es diese geben. Eine sachlich 
notwendige Ungleichheit „wird dann zu einer legitimen und mit der 
Gerechtigkeitstheorie übereinstimmenden Ungleichheit, wenn bei der Vergabe der 
Ämter und Positionen das Prinzip der Chancengleichheit beachtet und der 
Zugang zur Amtsmacht diskriminierungsfrei geregelt wird.“351  
   Die Grundüberlegung hinter dem Prinzip der Chancengleichheit ist, jedem 
Mitglied einer Gesellschaft einen fairen und verdienten Anteil an der Verteilung 
sozialer und ökonomischer Güter zukommen zu lassen. Ämter und Positionen 
müssen für alle offen stehen, die maßgeblichen Faktoren für die Verteilung sind 
nicht Hautfarbe, Religion, Alter oder Geschlecht, sondern Begabung, Vorbildung, 
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft. „Der Gedanke ist hier der, daß 
Positionen nicht nur in einem formalen Sinne offen sein sollen, sondern daß jeder 
auch eine faire Chance haben soll, sie zu erlangen. […] Menschen mit ähnlichen 
Fähigkeiten sollten ähnliche Lebenschancen haben. Genauer: Man geht von einer 
Verteilung der natürlichen Fähigkeiten aus und verlangt, daß Menschen mit 
gleichen Fähigkeiten und gleicher Bereitschaft, sie einzusetzen, gleiche 
Erfolgsaussichten haben sollen, unabhängig von ihrer anfänglichen 
gesellschaftlichen Stellung. In allen Teilen der Gesellschaft sollte es für ähnliche 
Begabte und Motivierte auch einigermaßen ähnliche kulturelle Möglichkeiten und 
Aufstiegschancen geben.“352 Der Grundsatz der Chancengleichheit geht also über 
bloße Berufsaussichten hinaus, es geht Rawls hier um Lebenschancen, die 
Mitglieder einer gerechten Gesellschaft haben sollen. Dadurch soll er Einfluss von 
gesellschaftlichen und natürlichen Zufälligkeiten auf die Verteilung sozialer und 
ökonomischer Güter gemildert werden. 
                                                 
351 Kersting 2001, S. 78 
352 Rawls 1975, S. 93 
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3.11.6  Die Anwendung der Gerechtigkeitsprinzipien (Vorrangregeln) 
   Die beiden Prinzipien der Gerechtigkeit können miteinander in Konflikt geraten, 
weil ihre Anwendungsgebiete auf vielfältige Weise miteinander verbunden sind. 
Um solche Konflikte zu lösen, beziehungsweise gar nicht erst aufkommen zu 
lassen, führt Rawls Vorrangregeln ein. Die erste dieser Vorrangregeln schreibt der 
Freiheit grundsätzlich Priorität zu, sodass ein Vertauschen der Grundfreiheiten 
und des ökonomischen Gewinns nicht gestattet ist. „Diese Grundsätze sollen in 
lexikalischer Ordnung stehen, derart, daß der erste dem zweiten voraus geht. 
Diese Ordnung bedeutet, daß Verletzungen der vom ersten Grundsatz geschützten 
gleichen Grundfreiheiten nicht durch größere gesellschaftliche oder 
wirtschaftliche Vorteile gerechtfertigt oder ausgeglichen werden können.“353 
Freiheit kann nur um der Freiheit selbst willen beschränkt werden. Rawls führt 
auch die Fälle an, bei denen die Grundfreiheiten eingeschränkt werden dürfen: 
Wenn eine weniger umfangreiche Freiheit das Gesamtsystem der Freiheiten für 
alle stärkt, und wenn eine geringere als gleiche Freiheit für die davon Betroffenen 
annehmbar ist.354  
   Auch die Bestimmungen des Differenzprinzips und des Prinzips der fairen 
Chancengleichheit – sie sind die beiden Bestandteile des zweiten Prinzips der 
Gerechtigkeit – können bei ihrer Anwendung zu widersprechenden Ergebnissen 
führen. Um das zu vermeiden, müssen auch diese Grundsätze – wie das erste und 
das zweite Prinzip der Gerechtigkeit – in einem Vorrangverhältnis stehen. Rawls 
nennt die zweite Vorrangregel den „Vorrang der Gerechtigkeit vor 
Leistungsfähigkeit und Lebensstandard.“355 Diese zweite Vorrangregel besagt, 
dass dem Prinzip der Chancengleichheit der absolute Vorrang vor allen anderen 
sozialen und ökonomischen Vorteilen zukommt. Das Prinzip der 
Chancengleichheit und das Differenzprinzip stehen damit auch in einer 
„lexikalischen Ordnung.“356 Dabei ist der Vorrang der Chancengleichheit vor der 
ökonomischen Leistungsfähigkeit nicht durch Gründe der ökonomischen 
Effizienz gegeben, sondern es sind Gründe der Gerechtigkeit, – genauer gesagt 
                                                 
353 Rawls 1975, S. 82 
354 Vgl. Rawls 1975, S. 336f 
355 Rawls 1975, S. 337 
356 Vgl. Rawls 1975 , S. 110 
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der Verfahrensgerechtigkeit – die Rawls dafür annimmt.357 Erste Priorität muss 
der Zugang zu den begehrten sozialen Positionen haben, dieser muss auf 
möglichst unparteiische Weise gerecht gestaltet werden. Und das ist eine Frage 
der reinen Verfahrensgerechtigkeit. Eine solche liegt dann vor, „wenn es keinen 
unabhängigen Maßstab für das richtige Ergebnis gibt, sondern nur ein korrektes 
oder faires Verfahren, das zu einem ebenso korrekten und fairen Ergebnis führt, 
welcher Art es auch sei, sofern das Verfahren ordnungsgemäß angewandt 
wurde.“358 Und genau diese Situation finden wir im Falle der Verteilung sozialer 
und ökonomischer Güter. Es gibt in einem derart dynamischen Prozess, wie den 
der sozialen Kooperation zwar keinen selbständigen Maßstab für die Verteilung 
der einzelnen Güter auf die beteiligten Personen, aber über ein System von 
Institutionen kann der Zugang zu den begehrten Gütern auf gerechte und zugleich 
effiziente Weise geregelt werden. 
3.11.7 Rawls’ politischer Liberalismus 
   Rawls hat in den Jahren nach der Veröffentlichung der „Theorie“ (1971) einige 
Präzisierungen und auch substanzielle Änderungen der darin vertretenen 
Positionen vorgenommen, und wohl auch vornehmen müssen, denn zu fundiert 
waren die Bedenken, die gegen seine Konzeption der „Gerechtigkeit als 
Fairness“ von verschiedenen Autoren erhoben wurden (Nagel, Nozick, Hart, 
Dworkin…). Diese Änderungen hat er in einer Reihe von Aufsätzen359 und vor 
allem in seinem zweiten Hauptwerk „Political Liberalism“ (1993, deutsch: 
“Politischer Liberalismus“, 1998) veröffentlicht. 
  Mit seiner „neuen“ Theorie – sie ist wie der Titel des Buches schon sagt, eine 
Theorie des politischen Liberalismus - knüpft Rawls an seine „alte“ Theorie an, 
die im Spektrum der politischen Philosophie zu den egalitären Varianten des 
                                                 
357 Rawls präzisiert die Voraussetzungen, bei denen der Vorrang der fairen Chancengleichheit vor  
dem Differenzprinzip gerechtfertigt ist: Die Chancen-Ungleichheit muss die Chancen der 
Benachteiligten verbessern, und eine besonders hohe Sparrate muss insgesamt die Last der von ihr 
Betroffenen mildern (vgl. Rawls 1975, S. 337) 
358 Rawls 1975, S. 107 
359 Die wichtigsten der zwischen 1978 und 1989 veröffentlichten Aufsätze sind in dem 
Sammelband „John Rawls. Die Idee des politischen Liberalismus, Aufsätze 1978-1989“ 
zusammengefasst (vgl. Rawls 1992). 
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Liberalismus gezählt wird.360 Mit der Ausarbeitung der Idee des politischen 
Liberalismus hat Rawls versucht, seine Darstellung und Rechtfertigung des 
Gedankens der Gerechtigkeit als Fairness neu zu formulieren. Während in der 
„Theorie“ diese Konzeption von Gerechtigkeit als Bestandteil einer liberalen 
Globaleinstellung zu interpretieren war, zeigt der Neuentwurf, wie diese 
„Gerechtigkeit als Fairness“ als eine Form des politischen Liberalismus begriffen 
werden kann. Und Rawls ist keineswegs gewillt, diese seine Grundidee 
aufzugeben. “Da ich auf diese Idee („Gerechtigkeit als Fairness“, WG) nach wie 
vor große Stücke halte und glaube, daß die wichtigeren Schwierigkeiten 
ausgeräumt werden können, habe ich diesen Versuch einer Neuformulierung 
unternommen.“361 Er konzentriert sich bei dieser neuen Formulierung nicht mehr 
auf die Feinheiten der Wahl von Gerechtigkeitsprinzipien im Urzustand, sondern 
greift einige wichtige Punkte heraus, die im „alten“ Entwurf nicht genau genug 
präzisiert wurden und deshalb ein Schattendasein geführt haben. So werden 
inhaltliche Korrekturen bei den Grundgütern und bei der Freiheitslehre 
vorgenommen. Es geht aber auch um eine Begründung von „Gerechtigkeit als 
Fairness“ als eine politische Konzeption, deren vordringlichste Aufgabe darin 
besteht, Grundsätze einer verteilenden Gerechtigkeit für die Institutionen einer 
modernen demokratischen Gesellschaft festzulegen.362 Es geht Rawls in seinen 
späteren Arbeiten letztlich darum, die politische Möglichkeit und die 
Sinnhaftigkeit eines egalitären Liberalismus zu zeigen,363 wie er ihn bereits in der 
„Theorie“ skizziert hat. Nur die Argumentation ist jetzt anders. 
   Das Begründungskonzept für die Gerechtigkeitsgrundsätze, das Rawls in der 
„Theorie“ verwendet hat ging davon aus, dass die im Urzustand festgelegten und 
einstimmig angenommenen Prinzipien allgemeine und öffentlich rechtfertigbare 
Grundsätze sind, für die es rationale Gründe gibt, mit denen wir allen gegenüber 
argumentieren können und die für alle Gültigkeit haben. Eine gerechte 
Gesellschaft beruht auf Grundsätzen, die allgemein und öffentlich rechtfertigbar 
sind, die Übereinkünfte aus dem Urzustand zielen auf ein liberales Ideal 
                                                 
360 Vgl. Tschentscher 2000, S. 205 
361 Rawls 2003, S. 13 
362 Vgl. Hinsch 1992, S. 9 
363 Vgl. dazu den Abschnitt „Wie ist politischer Liberalismus möglich?“, in: Rawls 1998, S. 220ff 
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politischer Legitimität. An die Stelle dieses, durch das Gedankenexperiment von 
„Urzustand“ und „Schleier des Nichtwissens“ gestützten  primär normativen 
Anspruchs, tritt jetzt eine rechtfertigende Beschreibung dessen, was in einer 
pluralistischen Gesellschaft stabilitätsbildend sein kann.364 Um diese 
Argumentation zu untermauern, muss Rawls einige Begriffe genauer und zum 
Teil neu definieren.  
  Wenn der politische Liberalismus ein Modell für eine Gesellschaft sein soll, die 
ein faires und stabiles System der Kooperation zwischen freien und gleichen 
Bürgern darstellt, dann muss es ein Konzept dafür geben, was unter solchen 
Bürgern zu verstehen ist, beziehungsweise, welche Eigenschaften sie zu solchen 
machen.365 Nach Rawls sind Bürger moralische Personen, die sich vor allem 
dadurch auszeichnen, dass sie zwei wichtige moralische Vermögen haben: Einen 
Gerechtigkeitssinn und die Befähigung zu einer Konzeption des Guten. 
Gegenüber diesen Bürgern - als freie und gleiche moralische Personen - sind nun 
die politischen Institutionen und die ihnen zugrunde liegenden Prinzipien zu 
rechtfertigen. Diese Rechtfertigung hat sowohl allgemein als auch öffentlich zu 
erfolgen.366  
   Eine wichtige Wende in der Argumentation Rawls’ ist der Umstand, dass jetzt 
ausdrücklich darüber reflektiert wird, welche Konsequenzen es für die 
Rechtfertigung der politischen Gerechtigkeitskonzeption einer Gesellschaft hat, in 
der die Bürger grundlegend verschiedene Auffassungen über moralische, 
politische und religiöse Fragen vertreten (Faktum des Pluralismus). Für die 
Konzeption des politischen Liberalismus wird das Vorhandensein verschiedener 
Konzeptionen des Guten nicht mehr als eine mehr oder weniger missliche 
politische Gegebenheit angesehen, sondern die Anerkennung dieser Tatsache wird 
vielmehr als grundlegend für ein vernünftiges Verständnis gerechter sozialer 
                                                 
364 Vgl. Tschentscher 2000, S. 205 
365 Zum Begriff des Bürgers als moralische Person vgl.: Rawls 1992, S. 87ff, 119ff und 267ff, 
sowie Rawls 1998, S. 97ff. 
366 Auf die genaue Darstellung der Notwendigkeit einer allgemeinen und öffentlichen 
Rechtfertigung wird hier nicht eingegangen, für einen kurzen Überblick siehe u.a.: Hinsch 1992, S. 
19ff.  
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Prinzipien erachtet.367 Das Faktum des Pluralismus  wird nicht als eine 
vorübergehende historische Erscheinung betrachtet, sondern bleibt  bestehen und 
erlangt eine grundsätzliche Bedeutung für das Verständnis politischer 
Legitimität.368  
   Eine politische Gerechtigkeitstheorie, wie Rawls sie in seinem „Politischen 
Liberalismus“ entwirft, ist zwar eine – wie der Name schon sagt -  politische 
Konzeption, aber keine allgemeine und allumfassende Morallehre, die Werte, 
Normen und Tugenden für alle Lebensbereiche festlegt.369 Ihre Aufgabe 
beschränkt sich vielmehr darauf, Grundsätze einer institutionellen Struktur der 
Gesellschaft bereitzustellen, die eine gerechte Verteilung der für alle Individuen 
wichtigen Grundgüter gewährleisten.370  Weiters ist sie eine „freistehende 
Auffassung“371, das heißt, sie ist unabhängig von umfassenden Doktrinen. Eine 
politische Konzeption „ist ein Modul, ein wesentlicher Bestandteil, der sich in 
                                                 
367 Zum politischen Liberalismus Rawls’ im Allgemeinen und zum „Faktum des Pluralismus“ 
schreibt u.a. Wolfgang Kersting: „Die politische Philosophie muss diesen Abstieg vom 
Metaphysischen zum Politischen auf sich nehmen, weil sie in der Gegenwart mit dem „Faktum des 
Pluralismus“ konfrontiert ist. Angesichts einer Vielzahl divergierender metaphysischer, religiöser 
und moralischer Konzeptionen wird die Rechtfertigung einer verbindlichen Gerechtigkeitstheorie 
für das Gemeinwesen selbst zu einer praktisch-politischen Aufgabe und darf nicht dem 
traditionellen Muster philosophischer Begründung  folgen. Die Philosophie kann sich nicht mehr 
an der Wahrheit einer Gerechtigkeitstheorie orientieren, sie muss allein ihre politische 
Brauchbarkeit ins Auge fassen, ihre Eignung, unter den gegebenen Bedingungen einen 
stabilisierenden, die Sprengkraft des Pluralismus mildernden Konsens zu ermöglichen.“ (Kersting 
1997, S. 478). 
368 Rawls unterscheidet allerdings zwischen dem „Faktum des Pluralismus“ und dem „Faktum des 
vernünftigen Pluralismus“. Ersterer kann Lehren mit einschließen, die nicht nur irrational, sondern 
auch „wahnsinnig und aggressiv“ sein können. „Indem wir eine politische 
Gerechtigkeitskonzeption so anlegen, daß ein übergreifender Konsens über sie möglich ist, passen 
wir sie nicht der existierenden Unvernunft an, sondern dem Faktum eines vernünftigen 
Pluralismus, das selbst das Ergebnis des freien Gebrauchs der menschlichen Vernunft unter 
Bedingungen der Freiheit ist.“ (Rawls 1998, S. 232). Für die Begründung seiner so wichtigen 
Konzeption des „übergreifenden Konsenses“ verwendet Rawls nur mehr den Begriff des 
„vernünftigen Pluralismus“.   
369 Zur Definition von moralischen Konzeptionen siehe Rawls 1998, S. 78f  
370 Vgl. Rawls 1998, S. 76f 
371 Rawls 1998, S. 78 
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verschiedene vernünftige umfassende Lehren, die in der von ihr geordneten 
Gesellschaft Bestand haben, einfügt und von ihnen unterstützt wird.“372 Deutlich 
wird der Unterschied zwischen einer politischen und einer allumfassenden 
Konzeption dann, wenn ihr jeweiliger Anwendungsbereich untersucht wird. 
Erstere beschränkt sich auf den oben angeführten Bereich einer institutionellen 
Struktur, während die zweite Konzeption unser gesamtes Handeln, im Grenzfall 
sogar unser ganzes Leben bestimmt. 
   Ein weiterer, sehr wichtiger Aspekt des Rawlsschen „Politischen Liberalismus“ 
ist sein darin entwickeltes Konzept des „übergreifenden Konsenses“. Gemeint ist 
damit diejenige Schnittmenge von ansonsten divergierenden Konzeptionen des 
Guten, die trotz aller Differenzen und Unvereinbarkeiten doch noch allen 
Mitgliedern der Gesellschaft gemeinsam ist. Denn ohne ein Minimum an 
geeigneten Berührungspunkten wäre eine - auf öffentlich rechtfertigbare 
Gerechtigkeitsgrundsätze gegründete und deshalb legitime - politische Ordnung 
nicht möglich.373 Konfligierende Gerechtigkeitsvorstellungen wird es auch in 
Zukunft immer wieder geben, deshalb bescheidet sich die neue Theorie des 
Politischen Liberalismus auf die Rolle der weiter oben beschriebenen 
freistehenden Auffassung der politischen Gerechtigkeit, die für unterschiedliche 
Wertvorstellungen offen bleibt.374 Diese Selbstbescheidung ist dann erreicht, 
                                                 
372 Rawls 1998, S. 78 
373 Das Element des „übergreifenden Konsenses“ hat Rawls  schon in der „Theorie“ aufgegriffen. 
Er nennt es dort „Interessengleichheit“. Eine der Bedingungen des Urzustandes ist es, dass die 
Wählenden eine Vorstellung von ihrem eigenen Wohl haben und aufgrund dieser Kenntnis auch 
Ansprüche gegenüber den anderen geltend machen. „Sie (die im Urzustand Wählenden, WG) 
sehen zwar die Gesellschaft als ein Unternehmen der Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil 
an, doch sie ist ebenso durch Konflikt wie durch Interessengleichheit gekennzeichnet.“ (Rawls 
1975, S. 565). Diese Interessengleichheit gewinnt allerdings im Konzept des Politischen 
Liberalismus als „übergreifender Konsens“ eine vor allem methodisch zentrale Bedeutung. Eine 
ausführliche Darstellung der Idee des „übergreifenden Konsenses“ findet sich im Kapitel „Der 
Bereich des Politischen und der Gedanke eines übergreifenden Konsenses“ in: Rawls 1992, S. 
333-363.  
374 „Der politische Liberalismus zielt demnach auf eine Konzeption politischer Gerechtigkeit als 
freistehende Auffassung.“ (Rawls 1998, S. 75). 
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wenn die „freistehende Auffassung“ zum Gegenstand eines übergreifenden 
Konsenses wird.375  
   Dadurch , dass die Ergebnisse der so gewonnenen politischen Theorie nur noch 
einen kleinsten gemeinsamen Nenner enthalten, der aus der Sicht von sehr 
unterschiedlichen religiösen, philosophischen und moralischen Anschauungen 
noch gerechtfertigt werden kann, sollen die Mängel der älteren Theorie 
überwunden werden (siehe Globalitätsanspruch). Im Zusammenhang mit der alten 
Konzeption war der Einwand berechtigt, wonach diese nur dort gilt, wo ohnehin 
bereits egalitär-liberale Gerechtigkeitsprinzipien vorzufinden sind. Der neue 
Entwurf kann sehr unterschiedliche Moraltraditionen in das Konzept des 
politischen Minimalkonsenses einbinden.376  
   Seit der Veröffentlichung der „Theorie“ (1971) hat Rawls nicht nur den 
Schwerpunkt der Begründung wesentlich verändert, er hat auch das greifbare 
Ergebnis seiner Konzeption, die Gerechtigkeitsgrundsätze, mehrfach verändert. 
So ist das heftig diskutierte Differenzprinzip des zweiten 
Gerechtigkeitsgrundsatzes an den Schluss gerückt. Das ist vor allem in Hinblick 
auf den „Vorrang der Grundfreiheiten“ von Bedeutung.377 In der überarbeiteten 
Fassung betont Rawls, dass es bei den Grundfreiheiten des ersten 
Gerechtigkeitsgrundsatzes nicht nur auf die formale Gleichheit ankommt, sondern 
                                                 
375 „Ein Ziel liegt […] darin, den Bereich des Politischen und die auf ihn bezogene 
Gerechtigkeitskonzeption so zu beschreiben, daß seine Institutionen die Unterstützung eines 
übergreifenden Konsenses gewinnen können.“ (Rawls 1998, S. 75)  
376 Das nach wie vor beherrschende Prinzip der „Gerechtigkeit als Fairness“ führt die so 
unterschiedlichen philosophischen, religiösen und moralischen Lehren zu einer Akzeptanz der für 
dieses Prinzip angegebenen öffentlichen Gründe der Gerechtigkeit. „Wir können sagen, daß sie 
deren Begriffe, Grundsätze und Tugenden gewissermaßen als Theoreme anerkennen, in denen ihre 
unterschiedlichen Auffassungen übereinstimmen. Aber das macht diese Deckungspunkte nicht 
weniger moralisch und reduziert sie nicht zu bloßen Mitteln. Denn im allgemeinen werden diese 
Begriffe, Grundsätze und Tugenden von allen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer umfassenden 
philosophischen, religiösen und moralischen Lehre akzeptiert. […].  Die Lehren im übergreifenden 
Konsens gehen darüber auseinander, inwieweit eine weitergehende Grundlage notwendig ist und 
worauf diese beruhen sollte. Diese Differenzen sind jedoch mit einem Konsens über Gerechtigkeit 
als Fairness als eine politische Gerechtigkeitskonzeption vereinbar.“ (Rawls 1992, S. 287). 
377 Für eine detaillierte Darstellung dieses Prinzips siehe: Rawls 1992, „Der Vorrang der 
Grundfreiheiten“, S. 159-254. 
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auch auf einen „fairen Wert“ im Sinne eines substantiellen Mindestgehalts.378 Im 
neu formulierten ersten Gerechtigkeitsgrundsatz ist auch nicht länger von dem 
„umfangreichsten“, sondern nur mehr von einem „völlig adäquaten“ System 
gleicher Freiheiten die Rede. Die vollständige Neuformulierung der beiden 
Gerechtigkeitsgrundsätze lautet: 
• „Jede Person hat den gleichen Anspruch auf ein völlig adäquates System 
gleicher Grundrechte und Freiheiten, das mit demselben System für alle 
vereinbar ist, und innerhalb dieses Systems wird der faire Wert der 
gleichen politischen (und nur der politischen) Freiheiten garantiert. 
• Soziale und ökonomische Ungleichheiten müssen zwei Bedingungen 
erfüllen: erstens müssen sie mit Ämtern und Positionen verbunden sein, 
die allen unter Bedingungen fairer Chancengleichheit offen stehen, und 
zweitens müssen sie sich zum größtmöglichen Vorteil für die am 
wenigsten begünstigten Gesellschaftsmitglieder auswirken.“379 
   Zwischen den Grundsätzen besteht nach wie vor eine Vorrangregel, die eine 
„soziale und wirtschaftliche Ungleichheit“ im Sinne des zweiten Grundsatzes erst 
zulässt, wenn die Grundfreiheiten – wie im ersten Grundsatz formuliert -  für alle 
garantiert sind. Als weitere Ergänzung wird dem ersten Grundsatz das  Prinzip 
eines sozialen Mindeststandards voran gestellt. Mit Hilfe dieses 
Existenzminimums müssen die Grundbedürfnisse der Bürger jedenfalls insofern 
abgedeckt sein, als dies notwendige Voraussetzung für eine nutzbringende 
Ausübung ihrer Rechte und Freiheiten darstellt.380 
 
                                                 
378 Die zwei Gerechtigkeitsgrundsätze weisen nach der konsolidierten Fassung einige Merkmale 
auf, die sie als Konzept eines egalitären Liberalismus ausweisen: „Diese Merkmale sind (a) die 
Garantie des fairen Werts der politischen Freiheiten, so daß diese nicht nur formal bleiben […].“ 
(Rawls 1998, S. 70). 
379 Rawls reagiert damit auf die Einwände vor allem von H.L.A. Hart und hat diese 
Neuformulierung bereits in dem Aufsatz „Der Vorrang der Grundfreiheiten“ (Rawls 1992, S. 160) 
veröffentlicht. Die hier verwendete – unveränderte – Version stammt aus: Rawls 1998, S. 69f.  
380 „Insbesondere kann dem ersten Grundsatz, der die gleichen Grundrechte und Freiheiten 
betrifft, ohne weiteres ein lexikalisch vorrangiger Grundsatz vorangestellt werden, der fordert, 
daß die Grundbedürfnisse von Bürgern befriedigt werden, jedenfalls insoweit dies eine Bedingung 
dafür ist, daß Bürger diese Rechte und Freiheiten verstehen und nutzbringend ausüben können.“ 
(Rawls 1998, S. 71f). 
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3.1 Entwicklung als Freiheit (Amartya K. Sen) 
   Als Amartya K. Sen 1933 in Indien geboren wurde, war sein Land noch unter 
britischer Kolonialherrschaft und die wirtschaftliche und soziale Situation von 
sehr großen Ungleichheiten geprägt. In seiner Autobiografie, die er 65 Jahre 
später anlässlich der Verleihung des Nobelpreises für Wirtschaftswissenschaften 
(1998)381 verfasst hat, beschreibt Amartya Sen die damalige Situation anhand 
eines - von ihm als 8-jähriges Kind selbst miterlebten - schrecklichen Ereignisses 
sehr eindrucksvoll.382 Für den jungen Sen waren die großen Ungerechtigkeiten 
stark belastend aber auch prägend für seinen weiteren Lebensweg. Er – aus einer 
wohlhabenden Familie stammend – wurde zum ersten Mal mit dem vollen 
Ausmaß sozialer Ungleichheit und Ungerechtigkeit konfrontiert. Diese 
Erfahrungen und zwei Jahre später die Ereignisse während der riesigen 
Hungerkatastrophe in Bengalen, aber auch die Unabhängigkeitserklärung Indiens 
(1947) und die Ermordung Mahatma Gandhis (1948) haben Sens Leben 
vermutlich tief geprägt und sein starkes Interesse sowohl für Ökonomik wie auch 
für Ethik und politische Philosophie geweckt. Sein gesamtes bisheriges Schaffen 
steht im Zeichen von Gerechtigkeit und ist von der Anteilnahme an der Not  und 
an den fehlenden Freiheiten der Armen geleitet, eine Perspektive, die gerade in 
Bezug auf die gegenwärtige Situation der Entwicklungsländer enorme Bedeutung 
                                                 
381 Amartya Sen hat 1998 wegen seiner herausragenden Arbeiten auf dem Gebiet der 
Wohlfahrtökonomie (welfare economics) den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaft erhalten. 
Siehe dazu URL: http://nobelprize.org/nobel_prizes/economics/laureates/1998/press.html  
382 Eines Nachmittags flüchtete sich ein laut um Hilfe schreiender und blutüberströmter Mann in 
das Haus seiner Familie in Dhaka. Es war, wie sich später herausstellte, ein moslemischer 
Taglöhner namens Kader Mia, der von fanatischen Hindus durch mehrere Messerstiche in den 
Rücken lebensgefährlich verletzt wurde. Er war in den überwiegend von Hindus bewohnten 
Stadtteil gekommen um sich etwas Geld für seine hungernde Familie zu verdienen. Auf dem Weg 
ins Krankenhaus betonte Kader Mia gegenüber dem Vater Sens immer wieder, dass seine Frau ihn 
wiederholt gebeten hatte, während der gegenwärtigen Unruhen nicht in diese für ihn feindliche 
und gefährliche Gegend zu gehen. Kader Mia starb kurz darauf im Krankenhaus. Quelle: URL: 
http://nobelprize.org/economics/laureates/1998/sen-autobio.html (30.3.2008). 
383 vgl. Enderle 1999, S.1 
 
 195 
hat. Das ist aber auch eine Perspektive, wie sie nur bei ganz wenigen der heute 
berühmten Wirtschaftswissenschaftlern und Philosophen zu finden ist.383 
    Sens Schriften – es sind mehr als ein Dutzend Bücher und über 200 Artikel in 
den verschiedensten Fachjournalen – weisen ein ungewöhnlich breites Spektrum 
von Fragestellungen auf: Empirische Analysen, ökonomische Abhandlungen, die 
formal-mathematisch begründet werden und stets auch von allgemein 
verständlichen Kapiteln begleitet sind, sowie philosophische Grundlegungsfragen 
vor allem zur Gerechtigkeitsfrage. Obwohl Sen Indischer Staatsbürger ist, wird er 
in dieser Arbeit im Kapitel  „Westliche Gerechtigkeitstheorien“ behandelt, da er 
die überwiegende Zeit seiner Lehr- und Forschertätigkeit an westlichen 
Universitäten absolviert hat und deshalb eher dem „westlichen System“ 
zuzuordnen ist. 
3.12.1  Gerechtigkeit durch Befähigungen und Funktionen 
    Das Schaffen von Amartya Sen konzentriert sich auf die Armutsproblematik 
und die Wohlfahrtsökonomie, er sucht die Verbindung zwischen Ökonomie und 
Ethik und steht damit ganz in der Tradition des Ökonomen und Moralphilosophen 
Adam Smith und dessen Freiheitsverständnis.384 Menschliche Entwicklung im 
Sinne Sens meint den Abbau von Unfreiheiten, welche die individuellen Wahl- 
und Handlungsmöglichkeiten einschränken. Menschen müssen „befähigt“ werden, 
sich in einer wechselseitig verknüpften ökonomischen, sozialen und politischen 
Dimension zu entwickeln. 
   Ein ganz wichtiger Aspekt für Sen im Zusammenhang mit Problemen der 
Gerechtigkeit und Gleichheit ist die Frage nach „Gleichheit, aber in welcher 
Hinsicht?“ („Equality of What“).385 Seiner Meinung nach haben die bisherigen 
Analysen diese Frage vernachlässigt. Wenn die Gleichheit verschiedener 
Personen miteinander verglichen und bewertet wird, so dürfen bei diesen Fragen 
die interpersonellen Unterschiede und Differenzen nicht übergangen werden. Ein 
bloß formaler Gleichheitsgrundsatz genügt nicht für Gerechtigkeit, denn das 
würde bestehende Ungleichheiten eher festigen. Sens Argument im 
                                                 
 
384 vgl. Wallacher 2001, S.133 
385 Vgl. Sen 1995, S.12ff 
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Zusammenhang mit Gleichheit und Ungleichheit geht von der Annahme großer 
Unterschiede beim Menschen aus. Deshalb muß genau differenziert werden, in 
Bezug auf welche Aspekte von gleich oder ungleich die Rede ist. Sen dazu: „One 
of the consequences of ‚human diversity’ is that equality in one space tends to go, 
in fact, with inequality in another.”386 Er fordert deshalb eine genaue Liste der 
möglichen Variablen für einen solchen Vergleich und nennt als „relative 
Variablen“ Einkommen, Wohlstand, Freiheit, Chancen usw. Dazu kommen noch 
die unterschiedlichen sozialen Bedingungen und „personelle Charakteristiken“ 
wie Geschlecht, Alter, sowie physische und mentale Möglichkeiten. 
   Sens Konzept kann als „Fähigkeitenansatz“ bezeichnet werden, denn er geht 
von der Überlegung aus, welche Vermögen (Fähigkeiten) Menschen haben 
müssen, um ein nach ihrer Einschätzung nach glückliches und wertvolles Leben 
zu realisieren. Dazu sind zwei Begriffe konstituierend: Funktionen (functionings) 
und Fähigkeiten (capabilities).387 Unter „Funktionen“ versteht Sen eine 
Kombination von verschiedenen Tätigkeiten und Zuständen,388 die die jeweils 
unterschiedlichen Möglichkeiten von Personen definieren. Funktionen 
„beschreiben“ also die für ein gelingendes Leben wichtigen Faktoren, wie 
beispielsweise ausreichende Ernährung und guter Gesundheitszustand, aber auch 
persönliche Faktoren wie Selbstvertrauen und soziale Gegebenheiten wie 
Teilnahme am Gemeinschaftsleben. Sen betrachtet das menschliche Leben als 
Produkt einer Menge miteinander zusammenhängender Funktionen. Deshalb 
müssen bei der Beurteilung von Gleichheit und Gerechtigkeit diese Funktionen 
berücksichtigt und mit unterschiedlicher Wertigkeit versehen werden. So muss 
zum Beispiel bei Fällen extremer Armut der „Fähigkeit“ angemessener Ernährung 
höherer Stellenwert zugeschrieben werden, während in anderen Kontexten die 
Liste der Funktionen und Fähigkeiten komplexer ausfallen wird. Sen weigert sich 
auch deshalb, einen endgültigen Fähigkeiten-Kanon zu erstellen, da die jeweiligen 
Umstände jeweils spezielle Anforderungen stellen. 
                                                 
386 Sen 1995, S.20 
387 Vgl. Sen 1995, Capter 3 (Functionings and capabilities), S.39ff 
388 „Living may be seen as a consisting of a set of interrelated ‘functionings’, consisting of beings 
and doings.” (Sen 1995, S.39). 
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   Der „Fähigkeiten-Zugang“ hat wegen des Zusammenhangs von Fähigkeiten und 
Funktionen die bessere Möglichkeit, Gleichheit oder Ungleichheit im 
Wohlergehen oder der Lebensqualität zu bewerten. Die Fähigkeiten zum 
Erreichen bestimmter Funktionen sind laut Sen als die „Freiheit“ einer Person zu 
verstehen, in den Genuss eines von ihr gewählten guten Lebens zu kommen. 
Menschliche Fähigkeiten konstituieren auf diese Weise einen wesentlichen Teil 
individueller Freiheit und eröffnen für den Menschen die Optionen, verschiedene 
Formen eines guten Lebens führen zu können.  
3.12.2   Freiheit als Entwicklungsziel 
   Wir leben zurzeit – so Sen - zwar in einer Welt des beispiellosen Überflusses, 
das gilt aber bei weitem nicht für alle Bewohner unserer Erde. In vielen Gebieten 
gibt es anhaltende Armut und unbefriedigte Grundbedürfnisse, Hungersnöte und 
Unterernährung sowie massive Verletzungen von politischen Freiheiten und 
Grundrechten. Sen wird nicht müde zu betonen, dass diese Probleme - die für ihn 
zentrale Fragen der Gerechtigkeit aufzeigen - nur gelöst werden können, wenn 
den verschiedenen Formen von Freiheit der Menschen mehr Beachtung geschenkt 
wird. „Wenn wir die uns bedrängenden Probleme lösen wollen, müssen wir in der 
Freiheit des einzelnen ein soziales Gebot sehen.“389 Er sieht dabei die 
Erweiterung von Freiheit sowohl als Zweck an sich als auch als oberstes Mittel 
für die Entwicklung des von Unfreiheit betroffenen Menschen, der nur wenig 
Entwicklungsspielraum und wenig Gelegenheit hat, seine Handlungen 
wohldurchdacht zu setzen. „Entwicklung läßt sich, so meine These, als Prozeß der 
Erweiterung realer Freiheiten verstehen, die den Menschen zukommen.“390 
   Betrachtet man die menschliche Entwicklung nur über die Indikatoren 
„Wachstum des Bruttosozialprodukts“ oder „Anstieg des persönlichen 
Einkommens“ oder auch „Industrialisierung“ und „technischer Fortschritt“, so 
greift das laut Sen viel zu kurz. Entwicklung muss als Prozess der Erweiterung 
von Freiheit verstanden werden. Natürlich kann Wachstum des 
Bruttosozialprodukts oder des individuellen Einkommens ein wichtiges Mittel zur 
Erweiterung der Freiheit sein, aber Freiheit wird auch noch durch  andere Dinge 
                                                 
389 Sen 2002, S.10 
390 Sen 2002,  S.13 
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geprägt, wie zum Beispiel durch Institutionen – Bildungseinrichtungen, 
Gesundheitsfürsorge – oder durch politische und bürgerliche Rechte. Freiheit ist 
dasjenige, das die Entwicklung vorantreibt. Damit wird sie zum umfassenden 
Zweck, und unser Blick auf die menschliche Entwicklung darf sich nicht nur auf 
einige der Mittel dazu beschränken. Denn Freiheit ist – wie bereits erwähnt - 
sowohl als Zweck als auch als oberstes Mittel zu verstehen. Die Hauptursachen 
von Unfreiheit zu beseitigen ist die herausragende Forderung für die menschliche 
Entwicklung. 
   Sen stellt sich auch der Frage nach der Verantwortlichkeit für die bestehenden 
Verhältnisse, die alles andere als befriedigend sind. Seine Antwort fällt 
überraschend klar aus: „Sie fallen in unsere Verantwortung.“391   Als gebildete 
Menschen können und dürfen wir vor den offensichtlichen Unzulänglichkeiten 
dieser unserer Welt nicht die Augen verschließen, wir haben die Pflicht, uns auch 
über das Wohlergehen unserer Mitbewohner Gedanken zu machen. Dieses 
Verantwortungsgefühl darf sich aber nicht nur auf das durch unser eigenes 
Verhalten verursachte Elend beziehen, es kann sich auch allgemein auf das Leid 
um uns herum ausweiten. Denn zu leugnen, „daß uns das etwas angeht, hieße 
doch, etwas ganz Wesentliches an unserer sozialen Existenz zu verkennen.“392  
      Für Sen haben Fragen nach einer akzeptablen Gesellschaftsform und damit 
nach Gerechtigkeit einen hohen Stellenwert. Es geht dabei immer um die 
Freiheitsperspektive und um Wertungen, mit deren Hilfe diese Perspektive 
untersucht wird. Sein Hauptargument in diesem Zusammenhang ist eine 
Konzentration auf die Verwirklichungschancen der Menschen, und das weicht 
ganz wesentlich von der bis dahin gängigen Fokussierung auf das 
Bruttosozialprodukt oder auf den technischen Fortschritt, sowie den 
Industrialisierungsgrad ab. Eine solche Charakterisierung von Entwicklung 
erscheint ihm als nicht sinnvoll, sein Begriff der Entwicklung ist gemäß seiner 
These „Entwicklung als Freiheit“ davon geprägt, dass er als Beseitigung von 
Hindernissen zur vollständigen Realisierung potentieller Freiheiten gesehen wird. 
Sen kritisiert in diesem Zusammenhang auch die gängigen Gerechtigkeitstheorien, 
diese würden seiner Meinung nach nur immer sehr spezifische Lösungen 
                                                 
391 Sen 2002, S.335 
392 Sen 2002, S.336 
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anbieten. Sein Ansatz ist allgemeiner gehalten, er hält es nicht für möglich, mit 
nur einer einzigen Formel ein solch komplexes Problem zu lösen.393 Deshalb 
kritisiert er auch den in letzter Zeit in der Literatur der Wirtschaftstheorien 
eingeführten Begriff „Humankapital“. Dieser sei laut Sen zu eng gefasst, sein 
Ansatz über die menschlichen Entwicklungschancen geht darüber hinaus. 
      Die Wertungsdifferenz, die sich aus der Unterscheidung von Humankapital 
und Verwirklichungschancen ergibt, lehnt sich weitgehend an die Differenz 
zwischen Mitteln und Zwecken an. Setzt man den Akzent nämlich auf die 
Ausweitung der Freiheit des Menschen, damit er die Art von Leben führen kann, 
die er als erstrebenswert ansieht, dann ergibt sich der Mittel-Aspekt 
(beispielsweise die Funktion im Bereich des Wirtschaftswachstums) erst aus einer 
erweiterten Sicht des Entwicklungsprozesses, dessen Zweck die 
Verwirklichungschancen des Einzelnen sind. Diese Unterscheidung hat laut Sen 
erhebliche Konsequenzen für die Sozialpolitik. Soziale Entwicklungen wie zum 
Beispiel Schulbildung und Gesundheitswesen müssen entwicklungstheoretisch 
hoch eingestuft werden, denn sie ermöglichen es den Menschen - zusätzlich zu 
dem Effekt der Produktivitätssteigerung und einem höheren Pro-Kopf-
Einkommen - ein „längeres, freieres und ertragreicheres Leben zu führen.“394 
   Diese Erkenntnisse hat Sen bei seiner langjährigen Tätigkeit im Rahmen der 
Vereinten Nationen für die Entwicklungshilfeprogramme verarbeitet. Besonders 
deutlich ist sein Einfluss beim UNDP-Bericht über die menschliche Entwicklung 
aus dem Jahr 1997 zu merken, an dessen Ausarbeitung er als Berater entscheidend 
mitgewirkt hat. Darin wird sein Konzept über die menschliche Armut mittels 
eines speziellen Indexes (Human Poverty Index, HPI) erstmals in diesem Rahmen 
eingeführt, und es finden sich zudem auch Formulierungen in diesem Bericht, 
wonach zum Beispiel eine auf Menschen ausgerichtete Strategie zur Beseitigung 
der Armut damit beginnen soll, die Fähigkeiten dieser Armen auszubauen und zu 
fördern.395 
                                                 
393 Vgl. dazu u.a. Sens Kritik zu den Ansätzen von John Rawls und Robert Nozick (Sen 2002, 
S.81ff). 
394 Sen 2002, S.350 
395 Vgl. Wagner 2000 
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   Besonders wichtig für Sen ist der Umstand, dass eine Erweiterung der 
Verwirklichungschancen ein Instrument des sozialen Wandels ist und das geht 
über den ökonomischen Wandel deutlich hinaus. Die Rolle des Menschen 
erschöpft sich eben nicht nur wirtschaftlich in der Produktionstätigkeit, – das wäre 
der Ansatz über das Humankapital - sondern schließt eine soziale und politische 
Entwicklung ein. Das Konzept der menschlichen Verwirklichungschancen enthält 
laut Sen zumindest drei Komponenten: Ihre unmittelbare Relevanz für den 
Wohlstand und die Freiheit der Menschen, ihre mittelbare Wirkung durch die 
Beeinflussung des sozialen Wandels und ihre mittelbare Wirkung durch die 
Beeinflussung der wirtschaftlichen Produktion.396 Sein Ansatz bei den 
Verwirklichungschancen schließt jeden dieser Aspekte mit ein. Damit hat Sen 
einen wichtigen Beitrag zur zeitgenössischen globalen Gerechtigkeitsproblematik 
geliefert.
                                                 
396 Vgl. Sen 2002, S.351f 
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4 Nicht-westliche Gerechtigkeitstheorien 
 
    Der Begriff und das Verständnis von Gerechtigkeit sind, wie alle 
philosophischen Begriffe, sehr stark vom jeweiligen kulturellen Kontext - wie 
beispielsweise der Geschichte oder der Religion einer Gesellschaft - abhängig. 
Das hat bereits die Analyse der westlichen Gerechtigkeitstheorien gezeigt. Die 
Existenz unterschiedlicher Staats- und Gesellschaftsformen und die damit 
verbundenen verschiedenen Auffassungen von Gerechtigkeit bringen es mit sich, 
dass „Gerechtigkeit“ nicht ohne weiteres allgemeingültig definiert werden kann. 
Eines kann aber dennoch behauptet werden: Die Forderung nach Gerechtigkeit 
gehört – in der einen oder anderen Form – zum Mindestkanon jeder politischen 
und sozialen Ordnung. Die Diskussion über Gerechtigkeit muss aber nicht 
unbedingt das Ergebnis eines philosophischen Diskurses sein, sondern sie kann 
auch die implizite Voraussetzung sein, die einen solchen Diskurs erst ermöglicht 
(siehe daoistische und konfuzianische Gerechtigkeitsvorstellungen mit ihrem 
Bezug auf die kosmische Ordnung).  
   Andererseits beanspruchen die unterschiedlichen Gesellschaftssysteme aber sehr 
oft für sich, genau zu wissen, was als gerecht oder ungerecht zu bezeichnen ist. Es 
stellt sich somit die Frage, ob es überhaupt ein universelles oder absolutes Ideal 
gibt oder geben kann oder ob von einem Relativismus in diesem Zusammenhang 
ausgegangen werden muss, nach dem die verschiedenen Auffassungen als 
gleichberechtigt akzeptiert nebeneinander bestehen. Denkbar wäre auch eine Art 
Mittelweg, der sowohl dem Anspruch auf eine Universalität von bestimmten 
Gerechtigkeitsprinzipien genügt, als auch dem Umstand zustimmen kann, dass es 
ein akzeptiertes Nebeneinander der unterschiedlichen Systeme gibt. Diese sehr 
grundlegende Frage kann hier freilich nicht umfassend beantwortet werden. Auf 
einige Aspekte wird aber noch genauer eingegangen (siehe beispielsweise  die 
Abschnitte über „Toleranz“ in den Kapiteln 5 und 6). 
    Ziel der in diesem Kapitel vorgenommenen Untersuchung über die nicht-
westlichen Gerechtigkeitstheorien ist es, die wesentlichen Kriterien der jeweiligen 
Gerechtigkeitsvorstellungen anhand einer Auswahl von Autoren oder 
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Gruppierungen bzw. Religionen herauszuarbeiten, und zwar ausgehend von der 
bereits erwähnten Kontextbezogenheit der verschiedenen Vorstellungen von 
Gerechtigkeit. Um dem „interkulturellen Anspruch“ dieser Arbeit gerecht zu 
werden, habe ich versucht, möglichst unterschiedliche Gerechtigkeitsauffassungen 
zu untersuchen. Da es deren aber sehr viele gibt, erfolgte eine Beschränkung auf 
einige, mir wichtig erscheinende Bereiche. Entscheidend dabei waren Kriterien 
wie Wirkungsmächtigkeit und Gegenwartsbezug, aber auch die Quellenlage hat 
die Auswahl beeinflusst.  
4.1 Islamische Gerechtigkeitstheorien 
   Der Islam, so schreibt der libanesische Theologe Adel Theodor Khoury, ist eine 
Religion der totalen Hingabe an Gott, die fordert, dass der Mensch nichts von 
seinem Leben aussparen und in einen anderen Bereich stellen darf.1 Diese 
Hingabe umfasst sowohl das Reden als auch das Handeln, und zwar im 
persönlichen Bereich, in der Familie und auch in der Gesellschaft. All diese 
Bereiche unterliegen der „Führung Gottes“ und gehören somit in den direkten 
Einflussbereich der Religion. Eine Unterscheidung oder Trennung zwischen 
Sakralem und Profanem, also zwischen Religion und Politik wie dies in den 
westlichen Staaten üblich ist, gibt es nicht.2 
   Diese „Grundkonstellation“ hat auf den Gerechtigkeitsbegriff großen Einfluss. 
Die folgenden Analysen beschränken sich auf drei Bereiche: Zuerst wird der 
Koran auf seine Aussagen bezüglich Gerechtigkeit untersucht und dann die 
Gerechtigkeitsvorstellungen von zwei islamischen Autoren, wobei der eine 
                                                 
1 Vgl. Khoury 1977, S.73 
2 Als ein Kennzeichen  islamischer Gesellschaften gilt ganz allgemein eine enge Verbindung von 
Religion und Staat (Recht). Bezogen auf das jeweils geltende Recht gibt es in den islamischen 
Regionalgesellschaften allerdings sehr unterschiedliche „Mischungsverhältnisse“ zwischen 
religiösem Recht (schari’a) und staatlichem Recht. Auch ist die Stellung des Islam und damit 
verbunden auch des islamischen Rechts von Staat zu Staat sehr unterschiedlich. So ist 
beispielsweise Indonesien mit seinen 240 Millionen Einwohnern (davon 88% Muslime) ein 
wichtiges islamisches Land, wo es eine Trennung zwischen Staat und Religion gibt und der Islam 
– trotz des hohen Anteils an Muslimen an der Gesamtbevölkerung – nicht Staatsreligion ist. (Vgl. 
Krawietz 2008, S.9f). Ganz anders sind dagegen die Verhältnisse im Iran (diese werden als 
bekannt angenommen). „Islamischer Staat“ als Stereotyp ist also keineswegs angebracht. 
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(Sayyid Qutb) als Fundamentalist gilt und der andere (Nasr Hamid Abu Zaid) dem 
gemäßigten Lager zugerechnet wird.  
4.1.1 „Denn Gott liebt die Gerechten“ – Gerechtigkeit im Koran 
   Im Islam gilt der Koran als die Grundlage für die bereits erwähnte umfassende 
Verpflichtung und Hingabe gegenüber Gott. Dabei ist der Koran nicht nur als 
Offenbarung Gottes3 zu verstehen, um in den Menschen den Glauben an Gott 
(wieder) zu wecken und die Treue an ihn zu festigen, sondern der Koran ist 
darüber hinaus auch und wesentlich ein Gesetz, dessen Vorschriften und 
Verordnungen dazu da sind, den Menschen auf dem „richtigen“ Weg durch das 
Leben zu führen.4 Der Koran ist „Gottes Wort und Buch“. Deshalb gilt der Koran 
auch als das Fundament des islamischen Glaubens und als Grundlage für das 
Leben der einzelnen Gläubigen und der ganzen Glaubensgemeinschaft. Der Koran 
ist demnach Ursprung, Quelle und Unterscheidungsnorm für den islamischen 
Glauben, für das Handeln und für das Leben ganz allgemein.  
   Der Koran gibt für alle Lebensfragen Antworten, oder liefert zumindest die 
Grundsätze zur Beantwortung dieser. Das heißt, die Muslime bilden gleichzeitig 
sowohl eine Glaubensgemeinschaft als auch eine politische Gemeinschaft 
(umma). Ein wesentliches Merkmal dieser Gemeinschaft ist, dass sie das Gute 
                                                 
3 Die Offenbarung Gottes an den Propheten Muhammad (570-632) enthielt nach Ansicht von 
islamischen Wissenschaftlern zunächst nur die Verpflichtung des Propheten zur Rezitation der von 
Gott vernommenen Worte. Der Grundgedanke ist also der einer Rezitation, die mit einer gehörten 
und nicht mit einer gelesenen Abhandlung übereinstimmt. Deshalb spricht man auch im 
Anfangsstadium der Verkündigung von einem „koranischen Diskurs“ und nicht von einem 
„koranischen Text“. Die Niederschrift der geoffenbarten Rede erfolgte erst unter dem Kalifen 
Uthman zwischen 645 und 656. (Vgl. Arkoun 1999, S.63f). 
4 Auf ein grundsätzliches, vor allem in der christlichen Welt verbreitetes Missverständnis im 
Zusammenhang mit dem Propheten und dem Koran hat Hans Küng in seinem Buch über den Islam 
hingewiesen: Irrtümlich wird angenommen, - so Küng - dort wo im Christentum Jesus Christus 
steht, da stehe im Islam der Prophet Muhammad (siehe Bezeichnung der Muslime als 
„Mohammedaner“). Gilt im Christentum, dass sich Gottes Wort und Weisheit in einem 
„Menschen“, nämlich Jesus „inkarniert“ hat, so gilt das für den Islam und seinen Propheten 
Muhammad gerade nicht. Hier gilt: Gottes Wort ist Buch geworden durch seine wörtliche 
Offenbarung an den Propheten Muhammad unter Vermittlung durch den Erzengel Gabriel. (vgl. 
Küng 2006, S.92ff). 
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und Gerechte aktiv erstrebt, ja gebietet, und das Schlechte und Ungerechte aktiv 
verbietet und abwehrt.5 Was aber das Gute oder Schlechte, das Gerechte oder 
Ungerechte ist, wird nicht von der menschlichen Vernunft oder durch ein 
Naturrecht begründet, sondern ist einzig und allein in den positiven Verfügungen 
Gottes zu finden. Die menschliche Vernunft ist lediglich dazu da, die 
Anweisungen Gottes festzustellen, zu deuten und in den einzelnen Konsequenzen 
der Anwendung darzustellen. Dem Koran, als die wörtliche Offenbarung Gottes, 
kommt dabei die unbestritten höchste Autorität zu. Diese heilige Schrift des Islam 
ist demnach nicht nur Quelle des Glaubens, sondern auch Norm für das 
menschliche Handeln. Da der Koran aber nicht alle Möglichkeiten des praktischen 
Lebens abdecken kann, werden als „ergänzende Norm“ darüber hinaus noch die 
Anweisungen, Sprüche und Entscheidungen des Propheten Muhammad 
herangezogen.6 Sie sind als „lebendige Interpretation“ zu verstehen, die im Leben 
und in den Aussprüchen des Propheten Mohammed ihre praktische Gestalt 
erhalten haben. So wird der „Weg des Propheten“ (sunna), wie er in der 
Überlieferung (hadith) dargestellt wird, zur zweiten Quelle des islamischen 
Rechtssystems und ergänzt die im Koran festgeschriebenen Gesetze. Wo Koran 
und Sunna nicht ausreichen, ist als dritte Quelle des Rechts die 
„Übereinstimmung“ der Gemeinde in der Rechtsauffassung und 
Gesetzesauslegung vorgesehen. Die Übereinstimmung ist deshalb nötig, weil es 
im Islam kein Lehramt gibt. Sie wird so zum adäquaten Mittel um die richtige 
Lehre und die richtige Anweisung in praktischen Fällen zu bestimmen.7 Dabei 
wird die Methode der Analogie verwendet und sucht in den Quellen ähnliche 
Präzedenzfälle oder vergleichbare Situationen, um aus dem bereits Bekannten und 
auch Anerkannten auf den jeweils aktuellen Fall zu schließen.8  Reichen jedoch 
weder die Quellen noch die Analogie aus, um zu einer eindeutigen Antwort zu 
                                                 
5 Vgl. Khoury 1980, S.96  
6 Vgl. dazu u.a. Sure 3,132: “Und gehorchet Gott und dem Gesandten, auf daß ihr Erbarmen 
findet.“ 
7 Vgl. Khoury 1980, S.98 
8 “Die Übertragung der geoffenbarten und überlieferten Grundsätze auf neu eintretende Fälle 
erfolgt durch die Methode der Analogie (qiyàs): Aus ähnlichen Fällen, die im Koran oder der 
Tradition eine eindeutige Lösung gefunden haben, kann man auf den vorliegenden Fall schließen.“ 
(Khoury 1977, S.74 
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kommen, kann der Rechtsgelehrte in Anlehnung an die Grundlagen des Glaubens 
und an die Bestimmungen der Gesetze sein eigenes Urteil bilden. 
   Das sich daraus abgeleitete islamische Gesetz (schari’a), das die Gesamtheit der 
auf die Handlungen des Menschen bezogenen Vorschriften Gottes enthält, hat im 
Lauf der Geschichte unterschiedliche Ausprägungen erfahren und damit zur 
Bildung der verschiedenen Rechtsschulen geführt.9 Auf diese Entwicklung wird 
in dem vorliegenden Abschnitt nicht eingegangen. Gegenstand dieser Darstellung 
ist vielmehr die Untersuchung des Gerechtigkeitsbegriffes, wie er sich aus dem 
Text des Korans selbst darstellt. 
Gott und die Gerechtigkeit 
   „Gerechtigkeit“, so kann allgemein gesagt werden, gilt als jenes Ideal des 
Zusammenlebens der Menschen, das es möglich macht, dass jeder hat oder 
bekommt, was ihm an materiellen und auch immateriellen Gütern zusteht. Im 
Islam gibt auf diese Forderung der Koran Antwort, hier ist festgelegt, was sowohl 
Gott als auch den Menschen zusteht. Der Koran bzw. seine Interpretation, so kann 
weiter gesagt werden, ist letztlich nichts anderes als die Beantwortung dieser 
Frage, die in Form der Lehre und in Form des durch die Lehre bestimmten Lebens 
der Menschen erfolgt.10 „Gerechtigkeit“ nimmt also eine zentrale Stellung im 
Koran ein. Hier einige Textbeispiele: „Gott gebietet, Gerechtigkeit zu üben, Gutes 
zu tun und die Verwandten zu beschenken. Er verbietet das Schändliche, das 
Verwerfliche und die Gewalttätigkeit.“11  „O ihr, die ihr glaubt, tretet für Gott ein 
und legt Zeugnis für die Gerechtigkeit ab. […] Seid gerecht, das entspricht eher 
der Gottesfurcht.“12 „Und wenn zwei Gruppen von den Gläubigen einander 
bekämpfen, so stiftet Frieden zwischen ihnen. Wenn die eine von ihnen gegen die 
andere in ungerechter Weise vorgeht, dann kämpft gegen diejenige, die in 
ungerechter Weise vorgeht, bis sie zum Befehl Gottes umkehrt. Wenn sie umkehrt, 
                                                 
9 Für eine kurze Übersicht über die wichtigsten islamischen Rechtsschulen siehe u.a. Khoury 1980, 
S.98ff. 
10 Vgl. Alabied 2001, S.9 
11 Sure 16,90 
12 Sure 5,8. Zur Zitierweise: Die Ziffern bezeichnen jeweils die Sure, gefolgt vom Vers. Alle Zitate 
stammen aus der Koranübersetzung von Adel Theodor Khoury (vgl. Khoury 1987). 
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dann stiftet Frieden zwischen ihnen nach Gerechtigkeit und handelt dabei 
gerecht. Gott liebt die, die gerecht handeln.“13 
   Die koranische Gerechtigkeit fordert weiters von den Menschen, sich nicht 
untereinander durch Betrug zu schädigen.14 Das gilt besonders bei geschäftlichen 
Handlungen. Hier fordert der Koran: „Und gebt volles Maß und Gewicht nach 
Gerechtigkeit.“15 Auch „Zinsnehmen“ – dieses wird im Koran als Wucher 
bezeichnet – soll der Gläubige unterlassen, bei Nichtbeachtung droht Strafe 
sowohl von Gott als auch von „seinem Gesandten“.16 Auch gebieten die 
Gerechtigkeitsforderungen im Koran, seinen Verwandten ihr Recht zukommen zu 
lassen, desgleichen den Bedürftigen und Reisenden. Ihre Situation darf nicht dazu 
ausgenutzt werden, sie ungerecht zu behandeln.17 Selbst gegenüber - ansonst 
friedlichen – „Ungläubigen“ fordert der Koran sowohl Pietät als auch 
Gerechtigkeit18 
   Der Koran ist, wie bereits betont, Gesetz für die Menschen und dieses Gesetz ist 
Ausdruck des „souveränen Willens“19 und der Weisheit Gottes. Das Gesetz erhält 
von Gott selbst seine Autorität und seinen verpflichtenden Charakter. Gott ist 
dann auch der Garant für die Richtigkeit der gesetzlichen Bestimmungen in der 
koranischen Offenbarung.20 Gott weiß auch um die konkreten Bedingungen, unter 
denen die Menschen leben, er kennt die „schwache Natur“21 der Menschen und 
                                                 
13 Sure 49,9 
14 Vgl. Sure 2,188 und 4,29 
15 Sure 6,152. Vgl. auch Sure 7,85; 11,85; 26,181;55,8 … 
16 „Aber Gott hat das Verkaufen erlaubt und das Zinsnehmen verboten. […] O ihr, die ihr glaubt, 
fürchtet Gott und laßt künftig, was an Zinsnehmen anfällt, bleiben, so ihr gläubig seid. Wenn ihr es 
nicht tut, so erwartet Krieg von Gott und seinem Gesandten.“ (Sure 2,275-279). 
17 Vgl. Sure 30,38 
18 “Gott verbietet euch nicht, denen, die nicht gegen euch der Religion wegen gekämpft und euch 
nicht aus euren Wohnstätten vertrieben haben, Pietät zu zeigen und Gerechtigkeit angedeihen zu 
lassen. Denn Gott liebt ja die, die gerecht handeln.“ (Sure 60,8). 
19 Vgl. Khoury 1977, S.79 
20 „Und dies ist ein Buch, daß Wir hinabgesandt haben, ein gesegnetes (Buch). Folgt ihm und seid 
gottesfürchtig, auf daß ihr Erbarmen findet.“ (Sure 6,155). 
21 Vgl. Khoury 1978, S.201 
 207 
deshalb hat er Gesetze erlassen, die dieser „Veranlagung“ angemessen sind.22 
Gott bleibt den Menschen also nicht fern, er berücksichtigt deren Schwachheit, er 
ist ein feinfühliger und gütiger Gott.23 Mit Weisheit und Barmherzigkeit lenkt er 
die Geschicke der Menschen und setzt die Maßstäbe und Normen für das 
Gerechte und das Heilsame. Das koranische Gesetz ist für den Menschen gut und 
der Islam ist diejenige Religion, die sowohl in ihrer Wahrheit als auch in ihrer 
Gesetzgebung der Natur des Menschen am besten entspricht. Deshalb tut der 
Mensch auch gut daran, sich nach den Gesetzen des Korans zu richten, denn 
„dieser Koran leitet zu dem, was richtiger ist, und verkündet den Gläubigen, die 
die guten Werke tun, daß für sie ein großer Lohn bestimmt ist.“24 Das gilt auch 
dann, wenn es für die Menschen nicht möglich ist, das Gute an den Vorschriften 
zu erkennen. Für Gott sind die verborgenen Seiten der Gesetze aber offenkundig, 
denn „[…] Gott weiß, ihr aber wißt nicht Bescheid.“25 
   Mit anderen Worten: Alles was von Gott kommt ist auch gerecht. 
„Gerechtigkeit“ ist nach den Aussagen des Korans demnach kein (bloß) 
philosophischer Begriff, sondern ein religiöser, da er sich an den „ganzen“ 
Menschen richtet, also an seinen Verstand, seine Seele und sein Herz. Der 
Verstand, auch wenn er noch so exakte und logische Analysen vornimmt, 
verbleibt an zweiter Stelle, nur die Hingabe an Gott (siehe Wortbedeutung von 
„Islam“) wird das Wunder des Glaubens und der mystischen Gotteserfahrung 
ermöglichen. 
   Bezogen auf die Frage nach der Gerechtigkeit hat das zur Konsequenz, dass 
alles, was das Gesetz des Islam vorschreibt,  prinzipiell gerecht und darüber 
hinaus noch unantastbar ist, weil es ja Gottes Wille ist. „Gerechtigkeit“ kann nach 
islamischer Auffassung nur durch Gott bestimmt und von daher definiert werden, 
da Gott auf allen Ebenen als absolut und vollkommen anzusehen ist. Der Mensch 
wiederum kann nur gerecht sein, wenn er sich an die göttlichen Vorgaben und 
Ordnungen hält. Diese göttliche Ordnung ist für den Muslim absolut, hier ist keine 
                                                 
22 Dass Gott „Bescheid weiß“ und weise ist, wird im Koran immer wieder betont. So z.B. in Sure 
6,139: „Er ist weise und weiß Bescheid.“ (vgl. dazu auch 4,11; 9,60; 24,18; 60,10 usw.) 
23 „Und Gott will sich euch zuwenden; […] Gott will euch Erleichterung gewähren. Der Mensch 
ist ja schwach erschaffen worden.“  (Sure 4,27-28). 
24 Sure 17,9 
25 Sure 2,232. Zu dieser Interpretation siehe auch Khoury 1978, S.203 
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Kritik möglich und keine Alternative zulässig. Damit kann der islamische Begriff 
von Gerechtigkeit auch nicht vom Gottesverständnis des Islam getrennt werden, 
er folgt einem religiösen Ansatz, der ohne den Glauben an Gott nicht adäquat zu 
erfassen ist.  
   Aus dieser Identität von Gott und Gerechtigkeit ergibt sich auch die zentrale und 
einzigartige Bedeutung des Korans für das Verständnis von Gerechtigkeit, zumal 
der Koran ja die Offenbarung Gottes ist. Gerecht handelt ein Mensch dem zufolge 
nur dann, wenn er sich dem Willen Gottes unterwirft und dieser ist in den 
Gesetzen des Korans zu finden. Der Koran ist somit erste Instanz für die 
Auslegung des eigenen Gerechtigkeitsverständnisses, es gibt in ihm „eindeutig 
festgelegte Zeichen“ und solche die mehrere Deutungen zulassen.26 Das ist auch 
der Grund, warum die Diskussion um Gerechtigkeit im Islam nie verstummt ist. 
Der breite Interpretationsspielraum der teilweise uneindeutigen Aussagen des 
Korans hat im geschichtlichen Verlauf auch zu sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen und damit auch zu heftigen Auseinandersetzungen geführt.27  
   Das menschliche Verhalten wird im Koran unterschiedlich bewertet, und zwar 
insofern, als eine Art von Hierarchie von Gottesgeboten zu erkennen ist. So 
werden beispielsweise Zweifel an der Existenz Gottes oder seiner 
Vollkommenheit, sowie Zweifel an der Wahrhaftigkeit des Korans sehr streng 
bestraft (für diese Menschen ist eine „gewaltige Pein“ vorgesehen).28 Unglaube 
würde nämlich die gesamte Ordnung in Frage stellen und zu Ungerechtigkeit 
führen. Daneben gibt es im Koran aber auch Gebote, die im Zusammenhang mit 
einem gerechten Leben stehen, deren Einhaltung zwar gelobt und auch belohnt 
wird, die Nichterfüllung zieht allerdings keine Bestrafung nach sich. Ein Beispiel 
dafür wäre die Almosengabe.29 Daraus lassen sich die Gebote des Koran in zwei 
Kategorien einteilen: Die einen (strengen) fordern gerechtes Verhalten gegenüber 
Gott, und die anderen (empfohlenen) beziehen sich auf Gerechtigkeit unter den 
                                                 
26 Vgl. Sure 3,7 
27 Vgl. Alabied  2001, S.25 
28 Vgl. Sure 2,7 
29 Vgl. Sure 2,43 
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Menschen.30 Der Islam (Koran) bezieht - anders als beispielsweise rein rationale 
Auffassungen von Gerechtigkeit - Gott mit in die Betrachtungen über 
Gerechtigkeit ein und erweitert somit deren Dimension in das Übersinnliche. Das 
bringt aber mit sich, dass der Mensch rational letztlich nicht in der Lage ist, die 
volle Dimension und das eigentliche Wesen von Gerechtigkeit zu erfassen. Damit 
wird „Gerechtigkeit“ für den gläubigen Muslim nur im Horizont des göttlichen 
Geheimnisses erfahrbar.31 Nach dem Koran kann der Mensch gar nicht 
unabhängig von Gott leben, er steht immer in einem gewissen 
Abhängigkeitsverhältnis zu Gott und diese Unterordnung wird mit Gottes 
Vollkommenheit und Allwissenheit gerechtfertigt. Denn, einen gerechteren 
Herrscher kann es nicht geben. 
Die Stellung der Frau im Koran 
   Dieser Aspekt, so schreibt der in Algerien geborene und im Westen lehrende 
Kultur- und Religionsphilosoph Mohammed Arkoun, taucht unvermeidlich auf, 
„sobald vor einem westlichen Publikum vom Islam die Rede ist.“32 Allerdings ist 
es seiner Meinung nach doch bemerkenswert, dass sich mittlerweile auch immer 
mehr Muslime mit diesem Thema beschäftigen. Jedenfalls sind – so Arkoun - 
über die „Stellung der Frau im Islam“ sowohl auf der muslimischen als auch auf 
der westlichen „Seite“ sehr viele „betrübliche Verallgemeinerungen“ im Umlauf. 
So wird z.B. von (militanten) Muslimen argumentiert, der Koran habe die 
Stellung der Frauen verbessert, oder die Frau in der islamischen Gesellschaft sei – 
anders als ihre Geschlechtsgenossinnen im Westen – nicht dem harten sozialen 
und wirtschaftlichen Wettbewerb mit den Männern ausgesetzt. Auf der anderen 
Seite verweisen westliche Kommentatoren häufig auf die unerträglichen 
Benachteiligungen der Frauen in den muslimischen Gemeinschaften. Das 
Spektrum reicht hier von „Fehlen legaler Rechte“, über die „Beschränkung der 
Frau auf häusliche Aufgaben“ bis zur „Polygamie“. All das sei - so Arkoun weiter 
                                                 
30 Nach Khoury gibt es eine noch weiter differenzierte Klassifizierung der menschlichen Taten. Er 
unterscheidet zwischen gebotenen, empfohlenen, erlaubten, missbilligten und verbotenen 
Handlungen (vgl. Khoury 1978, S.223f). 
31 Vgl. Alabied 2001, S.26. 
32 Arkoun 1999, S.118 
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- viel zu allgemein gefasst und bedürfe einer genauen Analyse der jeweils 
einzelnen Gesellschaft. So sind beispielsweise die einschlägigen Verse des Korans 
längst Gegenstand juristischer Erläuterungen durch Rechtsgelehrte gewesen, 
sodass überall dort, wo eine muslimische Zentralmacht etabliert ist, auch ein 
entsprechender Rechtsstand vorhanden ist. Allerdings - so gibt er zu bedenken - 
existieren Gesellschaften, wo nie eine solche Gerichtsbarkeit vorhanden war oder 
immer „Seite an Seite“ mit älteren gesellschaftlichen Gewohnheiten operiert 
wurde.33 
   Meine Untersuchungen zu diesem Thema beschränken sich auf die 
entsprechenden „Aussagen“ des Korans und hier könnte man zunächst zu dem 
Schluss kommen, dass es keinen Unterschied in der Bewertung (durch Gott) von 
„Mann“ und „Frau“ gibt. So heißt es an einer Stelle im Koran: „O ihr Menschen, 
Wir haben euch zu einem männlichen und weiblichen Wesen erschaffen, […] Der 
Angesehenste von euch bei Gott, das ist der Gottesfürchtigste von euch. Gott weiß 
Bescheid und hat Kenntnis von allem.“34 Für Männer und Frauen, sofern sie 
gläubig, demütig und gottesfürchtig sind, sieht Gott Vergebung vor und einen 
„großartigen Lohn“.35 Auch ist – anders als im Christentum36 – die Frau nicht für 
die Ursünde und damit für die Vertreibung aus dem Paradies verantwortlich, 
sondern der Teufel unmittelbar.37 Diese Verse im Koran scheinen eher auf eine 
Gleichheit von Mann und Frau vor Gott hinzudeuten. Vor Gott scheint nur der 
                                                 
33 Vgl. Arkoun 1999, S.122 
34 Sure 49,13 
35 „Für die muslimischen Männer und Frauen, Männer und Frauen, die gläubig, ergeben, 
wahrhaftig, geduldig, demütig sind, die Almosen geben, fasten, ihre Scham bewahren und Gottes 
viel gedenken – für sie hat Gott Vergebung und einen großartigen Lohn bereit.“ (Sure 33,35). Vgl. 
dazu auch Sure 3,195; 4,124; 7,158; 14,1. 
36 Vgl. Die Bibel, Genesis 3,1-24 
37 „Da flüsterte ihm der Satan ein, er sagte: ,O Adam, soll ich dich auf den Baum der Ewigkeit 
hinweisen und auf eine Königsherrschaft, die nie vergeht?’ Sie aßen beide davon, da wurde ihnen 
ihre Blöße offenbar, und sie begannen, Blätter des Paradieses über sich zusammenzuheften. Adam 
war gegen seinen Herrn ungehorsam, und so irrte er ab.“ (Sure 20,120-121). Vgl. dazu auch Sure 
2,35-39 und 7,19-25). Dementsprechend gibt es im Islam auch keine Erbsünde. Laut Koran wird 
demjenigen auch vergeben, der seine Sünden (vor Gott) bereut und um Vergebung bittet. Der 
Einzelne ist im Islam jeweils nur für seine eigenen Sünden verantwortlich. (Vgl. dazu auch 
Alabied 2001, S.45). 
 211 
rechte Glaube und die angemessene Gottesfurcht zu zählen, und nicht das 
Geschlecht. Doch an einigen anderen Stellen im Koran sind explizit schwere 
Benachteiligungen der Frauen festgelegt, ganz abgesehen von der 
gesellschaftlichen Realität in vielen islamischen Gemeinschaften. 
   Im Islam gelten Ehe und Familie als wichtige Grundvoraussetzungen für ein 
glückliches und erfülltes Leben. Die Ordnung der islamischen Familie sieht 
allerdings vor, dass die Frau dem Mann untergeordnet sein soll. Im Koran heißt es 
dazu ganz klar: „Die Männer stehen eine Stufe über ihnen (den Frauen, WG).“38 
Begründet wird diese Ordnung durch eine besondere Bevorzugung der Männer 
durch Gott und durch die Ausgaben, die Männer für die Frauen haben. Auch 
haben die Männer das Recht, Gehorsamkeit von ihren Frauen zu verlangen, und 
bei Nichtbefolgung diese zuerst zu ermahnen und wenn nötig auch zu bestrafen. 
Diese Bestrafung sieht auch Schläge vor.39 Andererseits ist es gerade diese 
Gemeinschaft der Geschlechter, für die der Koran gegenseitige Zuneigung fordert. 
Diese Zuneigung wird als Zeichen Gottes für seine Schöpfung angesehen.40 
   Ein weiteres markantes Beispiel für die Ungleichheit von Mann und Frau im 
Koran sind die Vorschriften über die Erbschaft.41 Hier ist ein klarer Unterschied 
zwischen den Geschlechtern festgeschrieben, und zwar insofern, als der Anteil des 
Mannes (auch des Vaters, Bruder, Sohnes) dem Erbschaftsanteil zweier Frauen 
entspricht. Dazu wurde von Verteidigern dieses „Systems“ immer wieder 
argumentiert, dass der Mann eine führende Aufgabe im Leben hat, seine Familie 
ernähren und den Erhalt dieser in Zukunft sichern muss. Deshalb sei diese 
Bevorzugung des Mannes bezüglich der Erbschaft auch gerecht, zumal sie ja der 
göttlichen Weisheit entspringt.42 Es kann davon ausgegangen werden, dass diese 
                                                 
38 Sure 2,228 
39 „Männer haben Vollmacht und Verantwortung gegenüber den Frauen, weil Gott die einen vor 
den anderen bevorzugt hat und weil sie von ihrem Vermögen (für die Frauen) ausgeben. Die 
rechtschaffenen Frauen sind demütig ergeben und bewahren das, was geheimgehalten werden 
soll, da Gott es geheimhält. Ermahnt diejenigen, von denen ihr Widerspenstigkeit befürchtet, und 
entfernt euch von ihnen in den Schlafgemächern und schlagt sie.“ (Sure 4,34). 
40 Vgl. Sure 30,21 
41 „Gott trägt in bezug auf eure Kinder (folgendes) auf: Einem männlichen Kind steht soviel wie 
der Anteil von zwei weiblichen zu.“ (Sure 4,11). 
42 Vgl. Alabied 2001, S.46 
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Regelung im Koran zwar eine Verbesserung gegenüber der altarabischen 
Tradition darstellt, von Gleichberechtigung der Geschlechter in 
Erbschaftsangelegenheiten kann allerdings – betrachtet man die Angelegenheit 
von einem westlichen Standpunkt aus – keine Rede sein. Das Verhältnis 1:2 zu 
Ungunsten der Frauen ist auch bei einem weiteren rechtlichen Begriff fixiert: Bei 
der Zeugenaussage. Hier sieht der Koran die Bezeugung von Schriftstücken durch 
zwei Männer vor, sind diese aber nicht verfügbar, dann sollen es zumindest ein 
Mann und zwei Frauen sein.43 
   Was die Rolle der Frau im gesellschaftlichen und politischen Leben anlangt, 
dafür enthält der Koran keine expliziten Anweisungen. Es scheint jedoch so zu 
sein, dass die Frau vorwiegend als Ehefrau und Mutter gesehen wird, von einer 
aktiven Rolle im öffentlichen Leben ist jedenfalls nicht die Rede.44 So gibt es 
beispielsweise eine Bestimmung, wonach die Frau nur vor ihrem Mann und den 
nächsten Angehörigkeiten frei und ungezwungen erscheinen darf.45 Die geforderte 
Verschleierung der Frau kann überhaupt als eine symbolische Beschränkung ihrer 
Rolle im gesellschaftlichen Leben angesehen werden.46 Als Modell für die 
koranische Auffassung bezüglich der öffentlichen Rolle der Frau kann die 
Anweisung an die Frauen des Propheten verstanden werden. Dort heißt es unter 
anderem: „Haltet euch in euren Häusern auf. Und stellt nicht euren Schmuck zur 
Schau wie in der Zeit der früheren Unwissenheit. Verrichtet das Gebet und 
entrichtet die Abgabe und gehorcht Gott und seinem Gesandten. Gott will die 
Unreinheit von euch entfernen, ihr Leute des Hauses, und euch völlig rein 
machen.“47 
4.1.2 „Die Zeit des Islam ist gekommen“ - (Sayyid Qutb) 
   Wenn in wissenschaftlichen Veröffentlichungen zum Thema „politischer Islam“ 
Stellung genommen wird, dann taucht immer wieder der Name des Ägypters 
                                                 
43 Vgl. Sure 2,282 
44 Vgl. Khoury 1978, S.259f 
45 Vgl. Sure 24,31 
46 „O Prophet, sag deinen Gattinnen und deinen Töchtern und den Frauen der Gläubigen, sie 
sollen etwas von ihrem Überwurf über sich herunterziehen.“ (Sure 33,59). 
47 Sure 33,33 
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Sayyid Qutb48 auf. Sein Wirken und seine Schriften gelten als richtungweisend 
für die heutige militante islamische Bewegung, die inzwischen weit über sein 
Geburtsland Ägypten hinausgeht und nahezu ein globales Phänomen darstellt. 
Qutb und einige seiner Mitstreiter aus der sunnitischen Vereinigung der 
Muslimbrüder49 werden von ihren Anhängern als „geistige Väter der Idee einer 
islamischen Weltordnung“50 gesehen, und vor allem die Schriften von Sayyid 
Qutb erreichen in der islamischen Welt sehr hohe Auflagen. Die Re-
Islamisierungsbewegungen folgen zwar in jedem muslimischen Land einem 
jeweils eigenen Muster, das ägyptische Beispiel liefert aber den Nährboden für 
fundamentalistische Bewegungen weltweit. Der Grundgedanke all dieser 
Bewegungen liegt in einer Revolution „von oben“, indem in den „gottlosen“ 
Gesellschaften die politische Macht erobert wird um dann – quasi auf den Ruinen 
des ehemaligen Machtgefüges - einen islamischen Staat zu errichten.51 
   Besonders Sayyid Qutb hatte eine sehr genaue Vorstellung darüber, was 
„Gerechtigkeit“ aus islamischer Sicht bedeuten kann. Dabei war der Werdegang 
des 1966 vom Nasser-Regime hingerichteten Qutb zum islamistischen Fanatiker 
durchaus nicht vorgezeichnet und dementsprechend auch von vielen Brüchen 
gekennzeichnet. Zuerst Poet, dann Literaturkritiker, und schließlich 
Sozialreformer, Nationalist und Islamist. Seine Persönlichkeit wird von dem 
ägyptischen Publizisten Adil Hammuda kurz so beschrieben: „Sayyid Qutb hatte 
mehr als nur ein Gesicht […]: Er war Lehrer, Dichter, Denker, Exeget, Atheist, 
Muslim, Fanatiker, Reformer, Schöpfer […] Märtyrer etc. Seine Wechsel waren 
krass, seine Veränderungen verblüffend. Sein Bild lässt sich nicht in einen festen 
Rahmen einfangen, und seine Gedanken lassen sich nicht in eine einzige Form 
pressen.“52 Im Folgenden werden einige Aspekte seiner Überlegungen zur 
Gerechtigkeit und hier besonders zu einer gerechten islamischen Gesellschaft 
dargestellt. 
                                                 
48 Sayyid Qutb: 1906-1966 
49 Zur Gemeinschaft der Muslimbrüder und zur Entwicklung des muslimischen Extremismus  in 
Ägypten siehe u.a. Kepel 1995 
50 Vgl. Damir-Geilsdorf  2003, S.8 
51 Vgl. Kepel 1995, S.10 
52 Hammuda, zitiert aus Damir-Geilsdorf 2003, S.19 
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Der Islam als Antwort auf die sozio-politischen Herausforderungen 
   Die politische und wirtschaftliche Situation, wie sie sich für Qutb in seinem 
Heimatland besonders nach dem Zweiten Weltkrieg darstellte, war alles andere als 
gerecht. Die ägyptische Politik wurde noch immer weitgehend von den 
ehemaligen europäischen Kolonialmächten bestimmt, es gab große ökonomische 
Ungleichheiten zwischen den einzelnen Bevölkerungsschichten und weit 
verbreitete Korruption, sodass die Unzufriedenheit und Enttäuschung unter den 
meisten Ägyptern groß war. Es ist also nicht verwunderlich, dass sich viele 
Intellektuelle – unter ihnen auch Qutb – verstärkt Themen der sozialen 
Gerechtigkeit zuwandten. Zusätzlich befand sich der - erst 1936 von den Briten 
endgültig in die Souveränität entlassene - ägyptische Staat weiterhin auf der 
Suche nach einer eigenständigen Identität, die – wie so oft – in Abgrenzung zum 
„Anderen“, d.h. im konkreten Fall zum Westen erfolgte. In seinem 1949 
veröffentlichten Text „Soziale Gerechtigkeit im Islam“ – sie gilt als Qutbs erste 
islamistische Schrift – kommt dieser Sachverhalt klar zum Ausdruck. Qutb 
verwehrt sich darin gegen die Übernahme ausländischer politischer Ordnungen, 
egal ob es sich dabei um europäische, amerikanische oder russische Systeme 
handelt. Nirgends, so seine Analyse, sehe er gesellschaftliche Umstände, die 
soziale Gerechtigkeit realisiert hätten.53 All diese politischen Ordnungen und 
Ideologien seien in mehrfacher Hinsicht defizitär, Qutb wirft ihnen Materialismus, 
Aggressivität, skrupellosen Egoismus und vor allem moralische Dekadenz vor.  
   Qutb kritisiert nicht nur die seiner Meinung nach verfehlte und ungerechte, noch 
immer vom Kolonialismus geprägte Politik Amerikas und Englands gegenüber 
den arabischen Ländern (Stichwort Palästina), sondern prangert das westliche 
System als ganzes an. Dieses schade der ganzen Menschheit. Als Beispiel führt er 
an, dass „die zeitgenössische westliche Zivilisation die Welt innerhalb eines 
Vierteljahrhunderts zu zwei Weltkriegen geführt hat.“54 Schon allein deshalb seien 
                                                 
53 Vgl. Damir-Geilsdorf 2003, S.61 
54 Qutb: „Soziale Gerechtigkeit im Islam“, zitiert aus: Damir-Geilsdorf 2003, S.63. Bemerkenswert 
ist auch, dass Qutb nicht nur das westliche System, sondern auch den Kommunismus scharf 
kritisiert und seine Ideologie ablehnt. Auch der Kommunismus sei grundlegend vom 
Materialismus geleitet, auch den Kommunisten geht es ausschließlich um Machtpolitik und um 
ihren Einfluss in der Welt sowie um ihren persönlichen Vorteil. Konkret wendet er sich vehement 
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diese politischen und gesellschaftlichen Ordnungen nicht dafür geeignet, gerechte 
Verhältnisse zu schaffen. Zudem - so argumentiert Qutb - sind Lösungen für 
gesellschaftliche Probleme nicht einfach übertragbar, es muss ein passendes, dem 
jeweiligen Kontext entsprechendes System gesucht werden. Diese „eigene“ 
Ordnung ist für ihn der Islam, da dieser auf die Regelung des diesseitigen, 
menschlichen Daseins abgestellt ist. Der Islam ist für Qutb ein „vollkommenes 
System“, das in der Lage ist, alle Bereiche des menschlichen Lebens 
abzudecken.55 Das westliche System habe zwar in technologischer und 
wissenschaftlicher Hinsicht große Errungenschaften erzielt, dabei  sei allerdings 
ein moralischer und auf das Wohlergehen der Menschen gerichteter Fortschritt 
nicht zu erkennen. Ganz im Gegenteil, die Menschheit sei unglücklich und 
„versinke im Sumpf“.56 Deshalb ist eine neue Ordnung dringend nötig, die als 
Gegenbild zu dem westlichen, einseitig materialistischen und damit defizitären 
System auftritt. Der Islam als ganzheitliches System ist dafür die einzige 
Alternative, da er die unterschiedlichsten Seiten der Menschen berücksichtige, 
d.h. das spirituelle und materielle Leben, also sowohl die religiösen als auch die 
irdischen Belange. Der Islam verbindet „die Welt der Erde und des Himmels“ zu 
einem einheitlichen System, das für das Wohlbefinden des Individuums genau so 
sorgt wie für eine gedeihliche und gerechte Gemeinschaft. Der Islam wird 
dadurch zum „Weg“ für alle den Menschen betreffenden Aktivitäten im 
diesseitigen Leben.57 Dieser von Gott vorgegebene Lebensweg für die Menschen, 
                                                                                                                                     
gegen die in Ägypten an der Macht befindliche Einheitspartei der Arabischen Sozialistischen 
Union (unter der Führung von Staatspräsident Gamal Abd el-Nasser), er bezeichnet diese 
Regierung als Terrorregime und hat sie wohl auch als solches erlebt (siehe u.a. die Hinrichtung des 
Gründers der Muslimbrüder Hasan al-Bannà 1949). Von Qutb wird diese Partei und diese 
Regierung insgesamt als „religiös substanzlos“ klassifiziert. (vgl. Küng 2006, S.539). 
55 „Jemand, der diese Religion studiert, wird auf keinen Fall Zweifel daran haben, dass das 
Gesellschaftskonzept in ihren religiösen Zeremonien und Regelungen offen zutage tritt, und dass 
es das grundlegende, mächtige und allgemein offenkundige Konzept in ihrem ganzen Sein ist.“ 
(Qutb: „Soziale Gerechtigkeit im Islam“, zitiert aus: Damir-Geilsdorf 2003, S.62). Und sollte sich 
- so Qutb weiter - die „fromme Seite“ dieser Religion von der „gesellschaftlichen“ entfernen oder 
umgekehrt, so sei dies kein „Übel der Religion“, sondern ein „Übel des Zeitalters“. (ebd.).  
56 Qutb: „Korankommentar“, zitiert aus: Damir-Geilsdorf 2003, S.64 
57 „Der Islam umfasst die wahre Beschaffenheit der Beziehung zwischen Schöpfer und Schöpfung, 
zwischen Sein […], Leben und Menschen, zwischen dem Menschen und seiner Seele, zwischen 
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diese „Konzeption“, beinhaltet demnach ökonomische, gesellschaftliche und 
moralische Ordnungen, sowie konkrete gesetzliche Bestimmungen dafür.58 Qutb 
reflektiert mittels seiner „Konzeption“ auf die für ihn offenkundigen Missstände 
in seinem Heimatland. Für ihn liegt es klar auf der Hand, dass allein eine 
islamische Ordnung die adäquaten Antworten auf die  - unakzeptablen, weil für 
die Menschen nachteiligen und ungerechten - Fehlentwicklungen wie 
Kapitalismus, Materialismus und Kolonialismus geben kann. Nur der Islam als 
„vollkommenes System“ könne soziale Gerechtigkeit realisieren.59 
Zurück zum Koran 
   In seinem 1964 – also zwei Jahre vor seiner Hinrichtung – veröffentlichten 
Buch „Wegzeichen“, das er teilweise in Gefangenschaft geschrieben hat, 
verschärft Qutb noch einmal seine Kritik sowohl am westlichen System 
(Kapitalismus), als auch am östlichen (Sozialismus). Die westliche Welt ist von 
einem markanten Werteverlust betroffen, die Demokratie in der westlichen Welt – 
so Qutb – musste nicht zuletzt deshalb „Bankrott“ anmelden. Auch das östliche 
Lager sei in einem „doktrinären“ Zustand, der mit seiner ursprünglichen Ideologie 
                                                                                                                                     
Individuum und Gemeinschaft, zwischen Individuum und Staat, zwischen allen menschlichen 
Gemeinschaften und die Beschaffenheit der Beziehung zwischen den Generationen. Alles hat er 
auf die umfassende universale Idee […] zurückgeführt, deren Linie in allen übrigen Ableitungen 
und Details bemerkbar ist.“ (Qutb: „Soziale Gerechtigkeit im Islam“, zitiert aus: Damir-Geilsdorf 
2003, S.65) 
58 Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist die synonyme Verwendung von „Konzeption“ und 
„schari’a“. Die „Konzeption“ zur Regelung des menschlichen Lebens soll wirklich alle Bereiche 
abdecken, namentlich werden von Qutb dabei die Grundlagen des Glaubens, des Regierens und 
des Verhaltens in der Welt und der Wissenschaft genannt. Aber auch Werte und Wertmaßstäbe 
fallen darunter, sowie die Grundlagen des geistigen und künstlerischen Schaffens. „All diese Dinge 
dürfen von keiner anderen Quelle als der islamischen Konzeption oder der islamischen ŝari’a – in 
ihrer wahren Bedeutung, die sich nicht auf die gebräuchliche Bedeutung des Begriffs  ŝari’a  
beschränkt – angenommen werden.“ (Qutb: „Soziale Gerechtigkeit im Islam“, zitiert aus: Damir-
Geilsdorf 2003, S.66) 
59 Vgl. Damir-Geilsdorf 2003, S.67 
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nichts mehr gemeinsam hat.60 Qutbs Ausweg aus diesem unhaltbaren Zustand 
erscheint klar: „Die Menschheit braucht unbedingt eine neue Führung!“ Denn - so 
seine Analyse - „am Ende sind individuelle wie kollektivistische Ideologien 
fehlgeschlagen. Jetzt ist es am Islam, an der Umma (religiöse Gemeinschaft aller 
Muslime, WG), ihre Rolle in der kritischsten aller Zeiten, voller Unruhe und 
Verwirrung, zu übernehmen. Die Zeit des Islam ist gekommen.“61 
   Das Problem der gegenwärtigen islamischen Gesellschaften sei nach Meinung 
Qutbs allerdings, dass es diese „Umma“, also diese „Gemeinschaft von Menschen, 
deren Leben, Vorstellungen, Gebräuche, Richtlinien, Werte und Maßstäbe 
allesamt auf der islamischen Ethik […] beruhen“62, nicht mehr gibt. Vielmehr lebt 
die gesamte heutige Menschheit im Zustand der „Jahiliyya“,63 deren Grundübel 
darin besteht, dass die Autorität Gottes auf Erden durch die bestehenden 
politischen Systeme permanent verletzt wird. Die vorrangige Eigenschaft des 
Göttlichen - so Qutb weiter - sei nämlich die Herrschaftsgewalt, und gerade diese 
wird von den Menschen missachtet, indem sie sich das Recht anmaßen, 
selbständig Werte, Gesetze und Regeln aufzustellen und damit die 
Herrschaftsgewalt auf die Menschen übertragen.64 Die „Jahiliyya“, so Qutb 
konkret, sei beispielsweise ein totalitärer Staat (siehe Ägypten zu dieser Zeit), also 
eine Gesellschaft, die von einem ungerechten Herrscher geführt wird, der sich wie 
Gott anbeten lässt. Seine Machtausübung beruht auf Gesetzen, die seinen 
„eigenen Launen und Gelüsten“ entsprechen, anstatt sich an die Richtlinien zu 
                                                 
60 Qutb bezeichnet beispielsweise „Produktion, Geld und Lust“ als die „drei Götter“ der 
Amerikaner, und „Materie, Wirtschaft und Karl Marx“ als diejenigen der Sowjets. (vgl. Damir-
Geilsdorf 2003, S.75). 
61 Qutb: „Wegzeichen“, zitiert aus: Kepel 1995, S.43 
62 Qutb: „Wegzeichen“, zitiert aus: Kepel 1995, S.44 
63 Der Begriff „Jahiliyya“ kann im Deutschen nur umschrieben werden. Er zählt zu den 
Schlüsselbegriffen im späten Schaffen Qutbs und geht aus der arabischen Wortwurzel „nicht 
wissen“ hervor. Damit bezeichnet „Jahiliyya“ einen vorislamischen Zustand auf der arabischen 
Halbinsel, wo die Menschen vor der Verkündigung an Muhammad von Gott „nichts wussten“.  
Mit dieser Bedeutung ist „Jahiliyya“ analog zum Konzept der „Barbarei“ in der westlichen 
Tradition zu sehen. (vgl. Kepel 1995, S.44, Anm.3).  
64 Qutb Kritik richtet sich damit auch direkt an das zu dieser Zeit in Ägypten an der Macht  
befindliche Nasser-Regime, das er als antimuslimisch einstuft (siehe dazu auch Anmerkung 54 in 
diesem Kapitel). 
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halten, die sich aus den Gesetzen des Korans und den Überlieferungen des 
Propheten ergeben.65 
    Qutb fordert deshalb eine „Wiedererweckung“ der islamischen 
Gemeinschaften, die von einer Avantgarde durchgeführt werden soll. Diese 
Avantgarde hat die Aufgabe, die bereits tief verwurzelte „Jahiliyya“ von innen her 
zu zerstören.66 Und genau für diese – seiner Meinung nach – lang ersehnte 
Avantgarde habe er das Buch „Wegzeichen“ geschrieben. Damit wird dieses Buch 
- über die Analyse der zeitgenössischen Gesellschaft hinausgehend - auch zum 
Leitfaden für künftige Aktionen dieser (religiösen und politischen) Avantgarde. 
   Die Empfehlungen Qutbs, wie diese Avantgarde einen gerechten muslimischen 
Staat errichten soll, fallen recht eindeutig aus: Sie habe sich am Vorbild der 
„einzigen Korangeneration“ zu orientieren, also an den direkten Gefährten des 
Propheten. Denn diese fanden ihre spirituelle „Nahrung“ ausschließlich im Koran, 
nach dessen Geist sie eine ideale islamische Gesellschaft des „goldenen 
Zeitalters“67 errichteten. Die Avantgarde, wenn sie die bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse wirklich nachhaltig beeinflussen will, muss sich 
aus den bestehenden Gesellschaften zurückziehen und sich intensiv mit dem 
Koran auseinandersetzen. Deshalb schreibt Qutb: „Wir müssen zum Koran 
zurückkehren und ihn in uns aufnehmen, um ihn dann anzuwenden und in die 
Praxis umzusetzen.“68  
   Qutb verwendet in diesem Zusammenhang den Begriff „Jihad“ in einem sehr 
umfassenden Sinn, nämlich als zweiphasigen Prozess, der mit dem persönlichen 
Bemühen um die Vertiefung in den Koran beginnt und dann in einen 
(bewaffneten) Kampf zur Implementierung der islamischen Gesellschaft mündet. 
Für Qutb ist es auch klar, dass die Errichtung von „Gottes Reich auf Erden“ nicht 
                                                 
65 Eine „jahilitische“ Gesellschaft überträgt – ganz im Gegensatz zu einer muslimischen – die 
einzig Gott zustehende Herrschaftsgewalt  auf andere, sei es ein Mensch, eine Kaste oder Partei. 
Jedenfalls ist eine solche Gesellschaft durch die Vergöttlichung des Machthabers gekennzeichnet, 
ein gesellschaftspolitischer Zustand, der für Qutb völlig unakzeptabel ist. (vgl. Kepel 1995, S.48). 
66 Vgl. Kepel 1995, S.45 
67 Qutb versteht darunter den (kurzen) Zeitraum unmittelbar nach dem Ableben des Propheten, in 
der die sogenannten „rechtgeleiteten“ Kalifen Abu Bakr, Umar, Uthman und Ali herrschten (632-
661). 
68 Qutb: „Wegzeichen“, zitiert aus: Kepel 1995, S.54 
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allein durch Reden und Predigten zu erreichen sein wird. „Denn diejenigen, die 
Gottes Macht auf Erden usurpiert haben, um seine Diener zu ihren eigenen 
Sklaven zu machen, werden ihre Macht nicht durch die Kraft des Wortes allein 
abtreten.“69 Ist es allerdings dann gelungen, die „Herrschaft Gottes auf Erden“ 
wieder herzustellen, wenn also die ideale muslimische Gesellschaft verwirklicht 
ist, dann werden gerechte Verhältnisse herrschen, die zum Wohl der Menschen 
und des (neuen) islamischen Staatswesens sein werden. 
   Mit solchen, stark vereinfachten Aussagen ist Sayyid Qutb zur höchsten 
ideologischen Autorität für die heutigen sunnitischen Fundamentalisten geworden. 
Für sie stellt die islamisch-fundamentalistische Weltanschauung, wie Qutb sie in 
seinen Analysen festgelegt hat, eine klare Alternative zur bestehenden (westlich-
kapitalistischen) Weltordnung insgesamt dar. Sie folgen auch dem Befund Qutbs, 
dass die „Anweisungen im Koran“ als grundlegende Quellen der modernen 
westlichen Wissenschaft und Technologie zu betrachten sind, zumal diese ja auf 
der Übernahme durch Europa aus dem islamischen Orient - über das arabische 
Spanien -  gründen.70 Das Problem aus islamischer Sicht sei lediglich, dass dabei 
ihre philosophischen Wurzeln verloren gegangen sind und es zur 
„fluchbeladenen“ Trennung von Religion und Wissenschaft kam. Das ist ein 
weiteres Beispiel für einfache und leicht verständliche Thesen, und das ist unter 
anderem wohl auch der Grund, warum Qutb zum politischen Propheten des „Haus 
des Islam“ (Dar al-Islam) und zum geistigen „Vater“ des islamischen 
Fundamentalismus aufgestiegen ist. Seine Verurteilung und Hinrichtung brachten 
es noch mit sich, dass ihm der Titel „lebender Märtyrer“ zugeschrieben wurde.71 
Der Islamwissenschaftler Fouad Ajami hat 1981 diesen Zusammenhang so 
beschrieben: „Sayid Qutb ist nicht mehr unter uns…Aber die Sichtweise, die ihn 
inspirierte, lebt fort: Sie bewegt eine Vielzahl frommer junger Männer und 
Frauen an den Universitäten des Landes; sie bieten eine Antwort auf die 
komplizierten Probleme einer Gesellschaft im Stillstand…“72 
                                                 
69 Qutb: „Wegzeichen“, zitiert aus: Kepel 1995, S.56 
70 Vgl. Tibi 1993, S.85f 
71 Vgl. Tibi 1993, S.86 
72 Fouad Ajami: “The Arab Predicament”, zitiert aus: Tibi 1993, S.86 
 220 
   Ganz anderer Ansicht dazu ist der als gemäßigt und liberal geltende Ägypter 
Nasr Hamid Abu Zaid. Für ihn ist Qutbs Konzept, wonach Gott mit dem Islam 
eine Herrschaftsordnung offenbart hat, der sich alle Menschen bedingungslos zu 
unterwerfen hätten, eine sehr bedenkliche, weil totalitäre Ideologie, zumal sie 
damit jeglichen Pluralismus und jedwede Selbstbestimmung ausschließt.73 Nach 
anfänglicher Bewunderung für Qutb, so Abu Zaid, hätte er jedoch bald 
eingesehen, dass eine „Herrschaft Gottes“ nur die Herrschaft derjenigen bedeuten 
könne, die in seinem Namen sprechen. Qutbs Konzept, das von den Islamisten so 
begeistert befürwortet wurde und wird, lehne nach Ansicht Abu Zaids nur 
vordergründig die Herrschaft eines einzelnen Menschen oder einer Gruppe ab. In 
Wirklichkeit läuft sein Modell auf eine totalitäre Diktatur hinaus, die schlimmer 
ist als jede „menschliche“ Diktatur, weil sie sich auf „etwas Höheres“ beruft. Und 
dennoch, so schreibt Abu Zaid, ist die Hinrichtung Qutbs für ihn bis heute 
abstoßend, denn er hat kein Verbrechen begangen, sondern (nur) ein Buch 
geschrieben.74 Eine Feststellung, die erst aus der Kenntnis des Schicksals Abu 
Zaids heraus verständlich wird.  
4.1.3 Der Koran als kommunikative Beziehung  (Nasr Hamid Abu Zaid) 
   Der 1943 in einem Dorf nahe der unterägyptischen Stadt Tanta geborene Nasr 
Hamid Abu Zaid hat ein bewegtes Leben hinter sich. Der als Islam- und 
                                                 
73 Vgl. Abu Zaid 1999, S.44 
74 Vgl. Abu Zaid 1999, S.44. Eine sehr interessante Zurückweisung der aggressiven 
Koraninterpretation, wie sie durch die Islamisten unter Bezug auf  die Schriften Qutbs erfolgt, 
liefert Abu Zaid in einem Kommentar zu einer Veröffentlichung von Jochen Hippler (vgl. Hippler 
2006). Darin wirft Abu Zaid den radikalen Islamisten vor, sich nicht genügend mit den 
historischen Gegebenheiten bei der Offenbarung auseinander gesetzt zu haben. Konkret geht es 
Abu Zaid darum, dass es sowohl eine inhaltliche, als auch formale und sprachliche Unterscheidung 
zwischen der Offenbarung ( „Koran“), die Muhammad in Mekka und die er in Medina empfangen 
hat,  gibt (also vor bzw. nach der – gewaltsam erzwungenen - Auswanderung aus Mekka). So ist 
der „mekkanische Koran“ u.a. durch Friedfertigkeit und Sanftmut gekennzeichnet, während der 
„medinische Koran“ mehr auf Provokation und militärische Konfrontation setzt. Diesen Umstand 
hätten die früheren Korangelehrten sehr wohl berücksichtigt. Abu Zaid verweist in diesem 
Zusammenhang auf die Möglichkeit des „Abrogierens“, d.h. die späteren Gebote der Offenbarung 
heben die früheren zur selben Frage auf. Der sudanesische Gelehrte Taha hat dazu 
richtungweisende Vorschläge gemacht (vgl. Abu Zaid 2006, S.148ff). 
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Sprachwissenschaftler vor allem im Westen hoch angesehene Gelehrte – er gilt als 
einer der führenden liberalen Theologen des Islam – studierte nach einer 
technischen Ausbildung Literatur- und Islamwissenschaften an der Universität 
Kairo und lehrte anschließend an verschiedenen Universitäten im In- und 
Ausland. Doch bald fiel er bei konservativen islamischen Gelehrten in Ungnade, 
die Vorwürfe gipfelten in einer Anklage wegen Apostasie, er erhielt zahlreiche 
Morddrohungen und die radikalen Kräfte erwirkten 1995 sogar eine 
Zwangsscheidung75 von seiner Ehefrau Ibtihal Yunes, einer Romanistik-
Professorin. Seitdem lebt Abu Zaid (übrigens mit seiner Frau) in den 
Niederlanden und lehrt an den Universitäten von Leiden und Utrecht.76  
   Worauf gründen nun die Vorwürfe gegen Abu Zaid seitens der konservativen 
Kräfte? Warum kann ein Kairoer Professor in seinem Gutachten, das er anlässlich 
der geplanten Beförderung Abu Zaids zum ordentlichen Professor verfasst hat, 
Ausdrücke wie „Unwissenheit“, „Betrug“, „Verleumdung“ und vor allem 
„Atheismus“ und „Ketzerei“ gegen ihn verwenden?77 Stein des Anstoßes sind 
zwei Veröffentlichungen Abu Zaids: „Der Begriff des Textes“, 1990 und „Zur 
Kritik des religiösen Diskurses“, 1992. Abu Zaid präsentiert sich in diesen 
Werken als ein Koranwissenschaftler, der sich einerseits durchaus im 
traditionellen islamischen Rahmen bewegt, der aber andererseits auch den 
Anspruch erhebt, diese Tradition von innen her zu modernisieren. 
Konsequenterweise kritisiert er damit auch den Anspruch islamistischer Gelehrter, 
exklusiv für den Islam zu sprechen, bzw. bestimmte Rechtsauslegungen als allein 
gültig zu erklären. Konkret wirft er den Islamisten vor, bewährte Prinzipien der 
islamischen Wissenschaft außer Kraft zu setzen, beispielsweise die Trennung 
                                                 
75 Die Scheidung wurde von einer Gruppe von Islamisten bei einem Familiengericht in Kairo 
eingereicht und zwar mit der Begründung, dass die Ehe einer muslimischen Frau mit einem 
Apostaten ungültig sei. Dem Antrag wurde im zweiten Verfahren stattgegeben. In der 
Urteilsbegründung wurde Abu Zaid der „Apostasie“, „Häresie“ und der „religiösen Heuchelei“  
beschuldigt, und der Richter berief sich dabei auf Rechtsgrundsätze der schari’a. (vgl. Kermani 
1996, S.13)  
76 Zur Biografie Abu Zaids siehe sein autobiografisches Werk „Ein Leben mit dem Islam“ (vgl.: 
Abu Zaid 1999). Zur „Affäre Abu Zaid“, die auch in die internationalen Medien Beachtung 
gefunden hat, siehe u.a. Kermani 1996. 
77 Vgl. Kermani 1996, S.11 
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zwischen Denken und Glauben sowie zwischen dem Koran als Primärtext und den 
Texten der Interpretation und der islamischen Rechtswissenschaft.78 Abu Zaids 
Projekt zielt darauf ab, den Koran mittels moderner sprachwissenschaftlicher 
Methoden zu analysieren. Es geht ihm um eine Modernisierung der 
mittelalterlichen Methoden, ohne dabei auf einen Paradigmenwechsel zu setzen.  
   Der Koran als geoffenbartes Buch, so Abu Zaid, ist als kommunikative 
Beziehung zwischen Sender (Gott) und Empfänger (Muhammad bzw. die 
Menschen) zu verstehen, wobei der darin enthaltene sprachlich verschlüsselte 
Kode vom Empfänger mittels Interpretation zu dekodieren ist. Damit bekommt 
die interpretatorische Leistung der Menschen, die sie mit Hilfe ihrer 
Wissenschaften vollziehen, einen besonderen Stellenwert, und der historisch-
soziale Kontext gerät dadurch ins Blickfeld. Die Interpretation verlangt eine 
Kontextualisierung der im Koran festgehaltenen Botschaft, und durch die sich 
daraus ergebende Vielfalt der Interpretationen werden jegliche Monopolansprüche 
auf eine einzige und ewig gültige Lesart des Korans in Frage gestellt. Mit anderen 
Worten, für Abu Zaid und seiner Konzeption der Offenbarung als 
Kommunikation bleibt zwar die „Heiligkeit“ der Schrift außer Streit, allerdings 
stellt er deren Eindeutigkeit in Frage und er tritt für eine Pluralisierung der 
möglichen Auslegungen des Korans ein.79 Hier nun einige Interpretationen Abu 
Zaids zu Gerechtigkeitsfragen. 
Das Problem „Polygamie“  
   Aus der Sicht Abu Zaids gibt es mehrere Themenkreise im Koran, die 
zumindest aus moderner (westlicher) Sicht mit den Begriffen Gleichheit und 
Gerechtigkeit nicht vereinbar zu sein scheinen, und die in Diskussionen immer 
                                                 
78 Vgl. Schirilla 2000, S.39 
79 „Die Wirklichkeit ist also die Grundlage, die nicht vernichtet werden kann. Aus der Wirklichkeit 
heraus ist der Text entstanden, aus ihrer Sprache und ihrer Kultur ist seine Begrifflichkeit geformt. 
Durch ihre Dynamik, die der Macht der Menschen unterliegt, erneuert sich seine Bedeutung. […] 
Indem die Wirklichkeit außen vor gelassen und der Text versteinert wird, eine feste Bedeutung und 
einen unveränderbaren Sinn erhält, werden sowohl die Wirklichkeit als auch der Text in einen 
Mythos verwandelt. Indem seine menschliche Dimension zerstört und nur seine metaphysischen 
Komponenten hervorgehoben werden, verwandelt sich der Text in einen Mythos. Das eröffnet den 
Weg für sinnlose Fragen […]“. (Abu Zaid 1996, S.92). 
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wieder zur Sprache gebracht werden. Ein besonders kontrovers diskutiertes 
Thema ist die Polygamie. Faktum ist, dass die Polygamie in allen islamischen 
Ländern – außer in Tunesien und der Türkei – legal ist und auch praktiziert wird. 
Die betreffende Textstelle im Koran, auf die sich die Befürworter der Polygamie 
gerne berufen, lautet: „Und wenn ihr fürchtet, gegenüber den Waisen nicht 
gerecht zu sein, dann heiratet was euch an Frauen beliebt, zwei, drei oder vier.“80 
Ungeachtet der Unklarheit dieser Stelle leitet das islamische Gesetz davon die 
Möglichkeit der Polygamie ab, was sowohl im Westen als auch innerislamisch für 
heftige Debatte Anlass gibt und zu sehr unterschiedlichen Interpretationen und 
Standpunkten führt. Seitens des Westens wird u.a. argumentiert, dass die Frau 
mehr als „Ware“ gesehen und dabei in ihrer Menschenwürde tief verletzt wird. 
Dazu gibt es noch eine eklatante Ungleichheit zwischen armen und reichen 
Männern, denn nur der Reiche kann sich - aus wirtschaftlichen Gründen -  
mehrere Frauen „leisten“. Das ist ein Argument, das auch in der innerislamischen 
Debatte verwendet wird.81 
   Ein erklärter Gegner der Polygamie im Islam – sozusagen aus den „eigenen 
Reihen“ – ist Abu Zaid. Solche Aussagen im Koran, so seine These, bedürfen 
unbedingt einer historischen Erklärung bzw. einer „Re-Kontextualisierung“.82 Nur 
dann kann man zu einer einigermaßen objektiven Analyse gelangen. In Bezug auf 
die Polygamie muss festgehalten werden, dass sie in vorislamischer Zeit eine weit 
verbreitete Praxis war. Für Abu Zaid ist es deshalb ein „grober akademischer 
Irrtum“, wenn die Polygamie als Teil der Offenbarung klassifiziert wird. Zwar 
wird das Thema explizit im Koran angesprochen, allerdings ist gerade bei diesem 
Problem eine Re-Kontextualisierung unerlässlich. Denn – so Abu Zaids Argument 
– es geht in diesem Vers der Sure 4 weniger um ein Festschreiben der Polygamie 
als um die Frage nach den - in Anschluss an die verlorene Schlacht von Uhud83  - 
                                                 
80 Sure 4,3 
81 Dazu kommt noch, dass laut islamischem Gesetz der Mann sich auch mehrere Sklavinnen als 
Konkubinen halten kann. Als weitere Ungerechtigkeit – zumindest aus westlicher Sicht – kommt 
das Verbot für Frauen, einen Christen, Juden oder gar Polytheisten zu heiraten, während es dem 
Mann ohne weiteres erlaubt ist, eine Christin oder Jüdin zu heiraten. (vgl. Alabied 2001, S.49). 
82 Vgl. Abu Zaid 2000, S.44  
83 In der Schlacht von Uhud (625 n.) erlitten die muslimischen Kämpfer unter der Führung von 
Muhammad eine Niederlage gegen ein von den Quraisch (Koreischiten) geleitetes Angreiferheer. 
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schutzlos gewordenen Waisen. Das geht nach Ansicht von Abu Zaid sowohl aus 
dem historischen als auch aus dem textlichen Zusammenhang klar hervor. In 
dieser Koranstelle geht es nicht um eine Erlaubnis zur Polygamie, sondern es 
stehen Gleichheits- und Gerechtigkeitsaspekte im Vordergrund. Im gleichen Vers 
heißt es nämlich auch: „Wenn ihr aber fürchtet, (sie) nicht gleich zu behandeln, 
dann (heiratet, WG) nur eine. […] Das bewirkt es eher, daß ihr euch vor 
Ungerechtigkeit bewahrt.“84 Das ist für Abu Zaid eine eindeutige Warnung davor, 
mehr als eine Frau zu heiraten. Bekräftigt wird diese Warnung  noch in einem 
weiteren Vers der Sure 4: „Und ihr werdet es nicht schaffen, die Frauen gleich zu 
behandeln, ihr möget euch noch so sehr bemühen.“85 Das eigentliche Problem im 
Zusammenhang mit der Polygamie liegt deshalb seiner Meinung nach weniger in 
der zitierten Stelle aus dem Koran, als vielmehr in den sozialen Strukturen der 
vorislamischen Traditionen, die eine Mehrehe erlaubten. Das wirkte sich in 
weiterer Folge sowohl auf die muslimischen Gesellschaften als auch auf deren 
Rechtswesen aus.86 Mit dieser Interpretation zur Polygamie steht Abu Zaid wohl 
im Einklang mit vielen liberalen Koranwissenschaftlern, aber dezidiert im 
Gegensatz zu einflussreichen konservativen Islamisten.  
Gewalt durch Ungerechtigkeit 
   In einem Kommentar zu einer Veröffentlichung von Jochen  Hippler zu den 
Themen Gewalt und Terrorismus87 nimmt Abu Zaid u.a. auch zum Verhältnis 
Religion und Gewalt Stellung. Allgemein wird – so Abu Zaid - in diesem 
Zusammenhang davon ausgegangen, dass Religion Gewalt zwar möglich macht, 
diese Gewalt ist aber nicht immanenter Bestandteil der Religion. D.h., die 
Religion in ihrer theologischen Substanz ist nicht Schuld an Gewalt. Vielmehr ist 
es der Missbrauch der Religion und die „Verzerrung“ des religiösen Inhalts durch 
                                                                                                                                     
Seitdem gilt dieser Tag im Islam als ein Tag der Heimsuchung und des Unglücks, mit dem Gott 
die Muslime auf die Probe gestellt hat. (URL: http://de.wikipedia.org/wiki/Schlacht_von_Uhud, 
25.4.2008). 
84 Sure 4,3 
85 Sure 4,129 
86 Vgl. Abu Zaid 2000, S.44 
87 Vgl. Hippler 2006 
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die Menschen, die zu Gewalt führen.88 Weiters müssen bei politischer Gewalt und 
vor allem bei Terrorismus zumindest zwei Voraussetzungen gegeben sein: 
Einerseits die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe oder Gemeinschaft und 
zum anderen die Existenz einer Rechtfertigung oder eines Vorwandes für die 
Ausübung der Gewalt. Sowohl politische als auch religiöse Ideologien bilden 
hierzu ein Bindeglied, sie stehen sowohl für das subjektive Motiv als auch für die 
eigene Legitimität seitens der Täter. Trotzdem ist es nicht der Inhalt der Ideologie 
oder Religion, der dafür verantwortlich ist, sondern eher die offenen 
Interpretationen. Sowohl die politischen Ideologien, als auch – und das im 
besonderen Ausmaß - die Religionen werden so zu „unschuldigen Trägern“ der 
Gewalt, und die Schuld wird allgemein auf die Täter abgewälzt.  
   Hier setzt die Kritik Abu Zaids ein. Da Gewalt ein Phänomen ist, das die 
Menschen offensichtlich durch alle Epochen der Geschichte begleitet hat, hält er 
die Frage für durchaus berechtigt, ob Gewalt nicht als ein ursprünglicher Teil der 
menschlichen Natur betrachtet werden kann, aus der es kein Entrinnen gibt.89 
Denn auch die „Moderne“ - mit ihren Leitideen wie „Rationalität“, „Gleichheit“ 
und „Toleranz“ - hat es nicht zustande gebracht, das Phänomen Gewalt zu 
beenden. Geändert haben sich lediglich die technischen und administrativen 
Methoden und Instrumente. Deshalb, so Abu Zaid, ist es durchaus angebracht, 
auch in der religiösen Mythologie nach Elementen von Gewalt zu forschen. Diese 
sind seiner Meinung nach ohne weiteres nachweisbar, zumal sowohl in der 
biblischen als auch der koranischen Schöpfungsgeschichte Aspekte zu erkennen 
sind, die Gewalt im weitesten Sinn enthalten. Er meint damit das Verbot seitens 
der Gottheit, im Paradies von einem bestimmten Baum zu essen. Der erste 
Mensch (Adam) muss sich einer – mehr oder weniger – despotischen Macht 
beugen, es werden ihm Befehle gegeben, die für ihn nicht nachvollziehbar sind. 
Und Abu Zaid geht noch weiter, wenn er behauptet: „Die vorherrschende Macht 
hat von Anbeginn, nach der Logik der religiösen Mythologie, den Gang der 
Ereignisse festgelegt. Sie hat die Kraft des Bösen angestachelt, den Menschen 
zum Ungehorsam zu verführen, damit er zu Recht bestraft werden kann.“90 Hier 
                                                 
88 Vgl. Abu Zaid 2006, S.131f 
89 Vgl. Abu Zaid 2006, S.143 
90 Abu Zaid 2006, S.145 
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ist für Abu Zaid Gewalt im Spiel, da der Mensch mit einer gewissen Freiheit 
ausgestattet wurde, diese aber nicht wahrnehmen konnte, indem er sich 
unverständlichen und auch unbegründeten Befehlen zu unterwerfen hatte. 
   Abu Zaid stellt in diesem Zusammenhang die Frage, warum die Gottheit den 
ersten Menschen zuerst in Versuchung geführt hat, um ihn dann – gemäß seinem 
göttlichen Plan – aus dem Paradies auf die Erde zu verbannen? Das hätte auch 
„einfacher“ geschehen können, ohne ein Gefühl von universeller Gewalt, 
Abhängigkeit und Furcht - vielleicht auch Ungerechtigkeit - aufkommen zu 
lassen.  Damit will Abu Zaid keineswegs eine - wie immer auch geartete - Kritik 
am „Heiligen“ ausüben, es geht ihm nur um den Nachweis von Gewalt in der 
Schöpfungsgeschichte und der Mythologie.   
   Die Geschichte von Kain und Abel – laut Koran übrigens die Söhne Adams – 
stellt für Abu Zaid den ersten Gewaltakt der Menschen selbst dar. Sie dient ihm 
als weiteres Beispiel für seine Argumentation. Diese Gewalt, die ja bekanntlich 
bis zum Mord geführt hat, bezieht seiner Meinung nach ihren Ursprung in einer 
„universellen Ungerechtigkeit“, die der Mörder unter den beiden Brüdern erlitten 
hat. Er fühlte sich ungerecht behandelt, weil seine Opfergabe von Gott ohne 
ersichtlichen Grund abgelehnt, die seines Bruders jedoch angenommen wurde.  
   Aus dieser Analyse der Mythologie leitet Abu Zaid die Schlussfolgerung ab, 
dass Gewalt im Menschen tief verwurzelt ist. Sie manifestiert sich einerseits in 
Form einer despotischen Macht, kann aber auch aus einem Gefühl der 
ungerechten Behandlung abgeleitet werden. Gewalt, so die These von Abu Zaid, 
bekommt dadurch eine gewisse „Legitimität“. Die Erfahrung der Geschichte lehrt 
uns, dass Menschen entweder als Despoten und Unterdrücker auftreten, weil sie 
von der Annahme ausgehen, überlegen zu sein, oder sich unterdrückt und 
ungerecht behandelt fühlen und deshalb zu Gewalt greifen.91 
   Die Thesen Abu Zaids zu Gerechtigkeitsfragen sind zweifelsohne gewagt und 
stehen teilweise im Gegensatz zu gängigen Meinungen einflussreicher Gruppen 
vor allem im Bereich der islamischen Fundamentalisten. Dennoch kommt meiner 
Meinung nach gerade im letzten Beispiel eine „interkulturelle Komponente“ zum 
Vorschein, die ich für sehr beachtenswert halte. In seiner Analyse lässt sich Abu 
Zaid nämlich nicht von einer Ideologie oder Religion leiten, sondern er geht mit 
                                                 
91 Vgl. Abu Zaid 2006, S.147f 
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einem sehr offenen Ansatz an seine Analysen heran. Dies ist eine methodische 
Vorgehensweise, wie sie besonders im religiösen Bereich eher selten angetroffen 
wird, aber gerade dort unbedingt als nötig erscheint. 
 
4.2 „Gerechtigkeit“ im Buddhismus 
 
   Über den Buddhismus ist vor allem von christlich-westlicher Seite sehr viel 
geschrieben worden. Ein beliebter Diskussionspunkt dabei war, ob dieser 
Buddhismus nun Religion oder (bloß) Philosophie sei. Eine - meiner Ansicht nach 
- symptomatische Fragestellung, bei der von einer (vermeintlich) überlegenen 
Position ausgegangen wird und wo – aus interkultureller Perspektive – die eigene 
Sicht der Dinge zu sehr im Vordergrund steht. Wie auch immer, eines dürfte 
unbestritten sein: Der Buddhismus ist ein Heilsweg, dessen Ziel nicht – wie 
beispielsweise im Christentum - ein künftiges Gottesreich ist, sondern das 
nirwana. Dieses kann – grob vereinfachend – als ein „Zustand“ bezeichnet 
werden, der durch die Überwindung des Lebensdurstes  und durch den Eintritt in 
eine begrifflich nicht festlegbare Leere der Transzendenz gekennzeichnet ist. 
Damit erreicht man eine Befreiung aus dem fatalen und leidvollen Lauf des Rades 
der Geburten. Die Erleuchtung selbst, die diesen Zustand ermöglicht, besteht in 
der Erkenntnis des Scheincharakters oder der Nichtigkeit all dessen, was wir – 
getrieben von Lebensgier (Lebensdurst, Lebenshunger) - an unserer irdischen 
Existenz als wesentlich und wichtig erachten. Aufgrund dieser Grundkonstellation 
erscheint es auf den ersten Blick durchaus verständlich, wenn behauptet wird, 
dass sich Fragen nach Gerechtigkeit, oder allgemeiner formuliert, nach einer 
politischen oder sozialen Ethik im Buddhismus erst gar nicht stellen können. 
Denn es sind ja gerade die Fragen des gesellschaftlichen und politischen Lebens, 
denen sich der buddhistische Heilsweg entziehen möchte. Der Buddhismus, so 
wurde – wohlgemerkt vor allem von christlicher Seite – vermerkt, stelle deshalb 
in Hinblick auf sein (religiöses) Heilsziel eher die Negation jeder sozialen und 
politischen Ethik dar.92 
                                                 
92 Vgl. Benz 1963, S.112 
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  Es war u.a. kein geringerer als Max Weber, der eine sehr kritische Haltung zum 
Buddhismus in Bezug auf soziale und politische Fragen vertrat, und der mit dieser 
Einschätzung viele Forscher beeinflusste. Weber argumentiert, dass gerade weil 
der buddhistische Heilsweg eine Loslösung von der Illusion eines „Selbst“, einer 
individuellen und unveränderlichen Seele erfordert, soziales Empfinden bzw. eine 
Sozialethik ganz allgemein auszuschließen, ja undenkbar seien.93 Seine 
Einschätzung über mögliche soziale Aspekte im  (alten) Buddhismus fällt deshalb 
auch sehr negativ aus: „Für die Charakterisierung des buddhistischen 
Erlösungstypus in seinen Wirkungen auf das Verhalten nach außen hin ist 
folgendes entscheidend. Die Versicherung des Gnadenstandes, das Wissen also 
um die eigene endgültige Erlösung, wird nicht durch Bewährung in 
irgendwelchem – ‚innerweltlichen’ oder ‚außerweltlichen’ – Handeln, in 
‚Werken’ welcher Art immer, sondern im Gegenteil in einer aktivitätsfremden 
Zuständlichkeit gesucht. Dies ist ausschlaggebend für die gesamte Stellung des 
‚Arhat’-Ideals94 zur ‚Welt’ des rationalen Handelns: es gibt von jenem zu diesem 
keine Brücke. Und ebensowenig zu einem im aktiven Sinn ‚sozialen’ Verhalten.“95 
Erlösung findet der Einzelne nach Einschätzung Webers ausschließlich durch eine 
individuelle Leistung, also nur aus eigener Kraft. Dabei kann ihm niemand, schon 
gar nicht eine soziale Gemeinschaft helfen. Als Beleg dafür nennt Weber u.a. eine 
Stelle aus der Mahaparinibbana Sutta: „Sucht nicht nach einer Zuflucht bei irgend 
jemand außer bei euch selbst.“96 
                                                 
93 „Ein ‚soziales’ Empfinden vollends im Sinne einer Sozialethik, welches mit dem ‚unendlichen 
Wert der einzelnen Menschenseele’ operiert, mußte einer Erlösungslehre so fern wie möglich 
liegen, welche in jene, auf die ‚Seele’ gelegten Wertakzent ja gerade lediglich die eine große 
verderbliche Grundillusion wiederfinden konnte.“  (Weber 1998, S.162) 
94 Ein „Arhat“ ist ein menschliches Wesen, das am Ziel der methodischen kontemplativen Ekstase 
angelangt ist, getragen von einem tiefen und begierdelosen Liebesempfinden. Er ist frei von 
irdischem Stolz und Selbstgerechtigkeit, frei von Furcht, Sünde und Täuschung, aber auch frei von 
der Sehnsucht nach der Welt und vor allem auch frei von der Sehnsucht nach einem jenseitigen 
Leben. Damit ist der „Arhat“ dem endlosen Rad der Wiedergeburten innerlich entronnen. (vgl. 
Weber 1998, S.161).  
95 Weber 1998, S.162f) 
96 Mahaparinibbana-Sutta II, 31-35, zitiert aus Weber 1998, S.163. Vgl. dazu auch URL: 
http://www.palikanon.com/digha/d16_1.htm (15.10.2008). 
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   Mit dieser Einschätzung – so scheint es für mich – ist Weber zu sehr am 
„Endzustand“ fixiert, der lange Weg davor, den ja alle beschreiten müssen, ist 
ohne die soziale Komponente, ohne ein gesellschaftliches System in dem 
Gerechtigkeit und soziale Ausgewogenheit zumindest teilweise existieren, nicht 
denkbar.97 Der Buddhismus hat niemals bloß „für sich“ existiert, niemals in einer 
gesellschaftlichen Isolation, sondern war und ist stets an sozialen Fragen ganz 
grundsätzlich interessiert. Aus (heutiger) interkultureller Sicht ist auch zu 
hinterfragen, ob es nicht bereits die Folge eines westlichen Vorurteils ist, wenn 
man den Buddhismus nach (westlichen) Kriterien wie „soziale Organisation“ oder 
„institutionelle Aktivitäten“ misst. Wer im Bereich der Lehre Buddhas und in den 
Schriften des älteren Buddhismus Stellen sucht, die explizit Begriffe wie 
„Gerechtigkeit“ oder „soziales und politisches Engagement“ enthalten, muss sich 
wohl den Vorwurf gefallen lassen, diese Begriffe zu eng und nur im „westlichen 
Sinn“ zu interpretieren. Zweifelsohne stellt der Buddhismus aber eine lebendige 
Geistesmacht dar, die sich in einer bestimmten inneren Haltung manifestiert, die 
wohl kaum genau zu fassen ist - zumindest nicht mit westlich-rationalen Mitteln. 
Von einer „Ideologie“ im westlichen Sinn ist er jedenfalls meilenweit entfernt. 
   Dass es jedenfalls gute Argumente für eine buddhistische Sozialethik und damit 
auch für Gerechtigkeitskriterien gibt, wird in diesem Abschnitt noch darzustellen 
sein.98 Meine Analyse konzentriert sich dabei auf zwei Bereiche: Zum einen wird 
                                                 
97 Kritik an dem Einschätzung Webers, dem (ursprünglichen) Buddhismus fehle die soziale 
Komponente, wird von verschiedenen Autoren (allen voran den buddhistischen) geübt. Vgl. dazu 
u.a. Puri 2006, S.2ff. 
98 Die Liste der Autoren, die ähnlich wie Weber argumentierten, ließe sich noch lange fortsetzen. 
Exemplarisch hier nur einige Beispiele: Nietzsche z.B. hat sich zum Buddhismus recht 
unterschiedlich geäußert. Als „Vorwurf“ nennt er den Buddhismus einen „müden Nihilismus“, der 
nicht angreift, d.h. für ihn verkörpert er einen passiven Nihilismus (vgl. Nietzsche: 
„Nachgelassene Fragmente, KSA Bd. 12, S.351). Auch der englische Buddhismusforscher 
Monier-Williams charakterisiert den Buddhismus als Pessimismus oder Nihilismus und spricht 
ihm auch die Bezeichnung als Religion ab. „Das Christentum ist eine Religion, während der 
Buddhismus, wenigstens in seiner frühesten und wahrhaftigsten Form, keineswegs eine Religion, 
sondern eher ein System der Moral und Philosophie ist, die in einer pessimistischen Theorie des 
Lebens gründet“ (M. Monier-Williams, zitiert aus: Brodbeck 2002, S.6). Auch Emanuel 
Sarkisyanz, der seit 1967 bis zu seiner Emeritierung Professor für Politische Wissenschaft am 
Südasieninstitut der Universität Heidelberg war, sieht den Buddhismus in Bezug auf die soziale 
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untersucht, inwieweit sich bereits in der Lehre Buddhas und im älteren 
Buddhismus sozialethische Aspekte finden lassen. Die zweite Untersuchung 
richtet sich auf eine zeitgenössische buddhistische Strömung, den sogenannten 
„Engagierten Buddhismus“ („engaged buddhism“) und auf die Positionen und das 
Wirken einiger wichtiger Vertreter dieser – inzwischen bereits weltweit 
verbreiteten – sozialen Bewegung. 
4.2.1 Gerechtigkeitsaspekte in der Lehre Buddhas 
   Es wurde bereits erwähnt, dass es besonders in der Lehre Buddhas und auch im 
älteren Buddhismus kaum Hinweise auf eine explizite Beschäftigung mit 
Gerechtigkeitsfragen gibt. Deshalb ist – zumindest auf den ersten Blick – Max 
Weber auch Recht zu geben, wenn er dem älteren Buddhismus „vorwirft“, sich 
der sozialen Frage nicht gestellt zu haben. (Auf den typisch „westlichen“ Blick 
Webers wurde bereits hingewiesen).99 Bei genauerer Betrachtung der Texte ist 
                                                                                                                                     
Frage eher negativ: „Buddhistisches Denken im engeren Sinne, auf die Erlösung aus 
Vergänglichkeit gerichtet und daher innerhalb dieser Vergänglichkeit entstehende Probleme 
ignorierend, hat nie eine Stellungnahme zur politischen Ordnung formuliert.“ (Emanuel 
Sarkisyanz, zitiert aus: Benz 1963, S.113) 
99 Zu einem ganz anderen Ergebnis als Weber zum Thema „Soziales Engagement“ in der Lehre 
Buddhas kam z.B. P. Lakshmi Narasu: In einem 1912 (also noch vor den einschlägigen 
Veröffentlichungen Webers) erschienen Buch („The Essence of Buddhism“) heißt es zu diesem 
Thema u.a.: „Das Leben des Erhabenen straft deutlich und unmittelbar jene Ansicht Lügen, gemäß 
welcher nirvãna die Aufhebung aller Tätigkeit sei. Shãkyasińha ( der historische Buddha, WG) 
erlangte bodhi, die Erleuchtung, im Alter von fünfunddreißig Jahren, und die übrigen 
fünfundvierzig Jahre seines Lebens verwendete er zu eifriger Lehrtätigkeit und zu guten Werken. 
Daher kann nirvãna wohl nicht die Vernichtung oder Aufhebung aller Betätigungen bedeuten. […] 
Statt daß nirvãna das absolute Nicht-Existieren ist, wie sich manche Leute einbilden, ist es in 
Wirklichkeit ein Leben unaufhörlicher Brüderlichkeit in der reinen Atmosphäre der Wahrheit, der 
Güte, der Freiheit und Aufklärung.“ Mit dieser Deutung  erscheint der Schlüsselbegriff des 
Buddhismus, das nirwana, in einem ganz anderen Licht. Die Freiheit, die durch das Eintreten in 
diesen Zustand erreicht wird, ist nicht durch egoistische Zurückgezogenheit gekennzeichnet, 
sondern – wie am Beispiel des historischen Buddha erkennbar – von einem „liebenden Dienst am 
Nächsten“ gekennzeichnet. Das Leben eines Erleuchteten ist nicht von der eigenen Erhöhung oder 
der Verehrung durch andere bestimmt, sondern hat – zusätzlich zu den „Errungenschaften“ im 
persönlichen Befinden – auch eine sehr starke soziale Komponente. (P. Lakshmi Narasu: “The 
Essence of Buddhism”, zitiert aus: Benz 1963, S.40). 
 231 
allerdings ein impliziter Bezug auf Gerechtigkeitsaspekte im weitesten Sinne 
unübersehbar. Freilich, eine philosophische Auseinandersetzung mit 
„Gerechtigkeit“, wie wir sie z.B. aus der griechischen Antike kennen, wird man in 
den alten buddhistischen Texten vergeblich suchen. Die Erforschung der 
Wirklichkeit rein zum Zweck der Erweiterung unserer Kenntnis über sie, würde in 
der buddhistischen Tradition als bloße Zeitverschwendung angesehen werden. Die 
Lehre des Buddha (Dharma) will den Weg zur Erlösung zeigen, lange theoretische 
Überlegungen, die keinerlei Bezug zur Realität haben, wurden von Buddha stets 
abgelehnt.100  
   Um der Aufgabe dieser Arbeit gerecht zu werden, muss der Blick – durchaus im 
interkulturellen Sinn – auf andere Aspekte gerichtet werden, die direkt oder 
indirekt mit der Gerechtigkeitsfrage in Zusammenhang gebracht werden können. 
Als Beispiel dafür sollen zunächst die Begriffe „Mitgefühl“, „Mitleid“ (mit 
anderen Menschen oder Lebewesen) oder „Fürsorge“ dienen. Buddha selbst hat in 
seiner Lehre eine Vielzahl von Hinweisen hinterlassen, wonach der soziale Bezug 
ganz grundsätzlich mit dem persönlichen Erlösungsweg verbunden ist. Eine 
berühmt gewordene Stelle aus dem Satipatthana Samyutta lautet: 
                           „Auf mich selbst achtend, achte ich auf den anderen, 
                           auf den anderen achtend, achte ich auf mich selbst.“101  
Mit diesem Zitat wird deutlich, wie stark Buddha das eigene Wohl mit dem Wohl 
der anderen verknüpft, und es soll als Argument für eine Gegenthese zur o.a. 
Einschätzung Max Webers gelten. Anders als er gemeint hat, gibt es in der Lehre 
Buddhas und in den buddhistischen Frühschriften sehr wohl zwingende Hinweise 
auf ein – notwendiges und gewünschtes – soziales Engagement. Diese Meinung 
wird übrigens von der Mehrzahl der heute sich mit dem Buddhismus 
beschäftigenden Wissenschaftler vertreten. Dazu einige Beispiele. 
   Einen sehr differenzierten Standpunkt zu diesen (sozialen) Aspekten in der 
Lehre Buddhas und im älteren Buddhismus nimmt der Deutsche Wissenschaftler 
                                                 
100 Edward Conze hat bei dem Versuch, die buddhistische Gedankenwelt in einer europäischen, 
philosophischen Terminologie darzustellen, eine sehr treffende Kurzformel gefunden: „Die 
buddhistische ‚Philosophie’ könnte dann als ‚dialektischer Pragmatismus’ mit besonderer 
Hinneigung zu ‚psychologischen’ Betrachtungen definiert werden.“ (Conze 1953, S.13). 
101 Satipatthana Samyutta Nr. 19, zitiert aus URL: http://www.buddhanetz.de (20.10.2008).    
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Lambert Schmithausen ein.102 Sein Ausgangspunkt in diesem Zusammenhang ist, 
dass es einige Hinweise in den alten buddhistischen Texten gibt, wonach der 
Buddha nach seinem „Erwachen“ erst einmal wenig Interesse daran hatte, seine 
Erfahrung auch anderen mitzuteilen. Diese Texte könnten nach Meinung 
Schmithausens aber durchaus auch Legendencharakter haben.103  Denn es gibt im 
buddhistischen Kanon sehr viele Stellen, wo das Wirken zum Wohle der anderen 
ausdrücklich positiv bewertet wird. Das muss und soll aber nicht im Gegensatz 
zum Bemühen um das eigene Heil stehen, ganz im Gegenteil, diejenige Person 
wird am höchsten eingeschätzt, die sich um das eigene Heil und um das der 
anderen kümmert.  
   Schmithausen verweist darauf, dass speziell für den Buddha Mitgefühl, 
Anteilnahme und Fürsorge diejenigen Motive waren, sich nach seinem Erwachen 
eben nicht von der Welt zurückzuziehen, sondern „als Verkünder der von ihm 
entdeckten Heilswahrheit öffentlich aufzutreten.“104 Ganz klar kommt das nach 
Ansicht Schmithausens in der vierten der von Buddha gelehrten „Vier Edlen 
Wahrheiten“105 zum Ausdruck. In dieser, als „Edler Achtfacher Pfad“ berühmt 
gewordenen Stelle der Lehre Buddhas wird u.a. „Rechtes Handeln“ gefordert, 
dessen erstes Element „Abstandnehmen vom Töten lebender Wesen“ ist.106 Diese 
Forderung kann nur mit einer Haltung der Anteilnahme und der Fürsorge für das 
Wohl aller Lebewesen, also mit Mitgefühl erklärt werden. Damit ist „Mitgefühl 
für andere“ - also ein wichtiger Gerechtigkeitsaspekt - bereits in der Anfangsphase 
der buddhistischen Lehre ein wesentlicher Bestandteil des Erlösungsweges.  
                                                 
102 Lambert Schmithausen ist Professor für Indologie und Buddhismuskunde an der Universität 
Hamburg. 
103 Vgl. Schmithausen 2000, S.120ff 
104 Schmithausen 2000, S. 126. Siehe dazu auch die w.o. dargestellte Einschätzung zum sozialen 
Engagement Buddhas durch P. Lakshmi Narasu. 
105 Das Wesentliche von Buddhas Lehre (Dharma), das auch von allen buddhistischen Schulen 
anerkannt wird, ist in den „Vier Edlen (Heiligen) Wahrheiten“ enthalten. Diese hat der historische 
Buddha das erste Mal unmittelbar nach seiner Erleuchtung in Benares verkündet. Eine kurze 
Zusammenfassung dazu und einem erklärenden Text findet man u.a. bei Conze 1953, S.39ff, 
sowie Frauwallner 1994, S.10ff. 
106 Für eine gute Übersicht zum „Edlen Achtfachen Pfad“ und dessen Elemente siehe u.a. Sharma 
1994, S.130ff. 
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   Auch der Buddhologe Wijesekera107 leitet aus seinem Studium der ältesten 
Quellen des Buddhismus klar erkennbare sozialethische Aspekte ab, ja für ihn 
bedeutet die Lehre Buddhas eine „regelrechte Revolutionierung“ des damals 
vorherrschenden sozialen Systems.108 Wijesekera geht mit seiner Deutung des 
ursprünglichen Buddhismus, wie er im Pãli-Kanon aufbewahrt ist, sogar so weit, 
diesen als „praktischen Weg zum Fortschritt und zur Befreiung des Menschen“ zu 
bezeichnen. Denn in der damals in Indien herrschenden brahmanischen 
Gesellschaft mit seiner – sich auf göttliches Recht berufenden – Kastenordnung 
herrschte große soziale Ungerechtigkeit, und die buddhistische Auffassung – so 
Wijesekera – stand in scharfer Opposition zum etablierten System. Jedem 
Individuum stand in dieser – göttlich sanktionierten – Ordnung ein nicht zu 
verändernder Platz zu, sodass die herrschende Hindu-Aristokratie faktisch über 
sehr große soziale, politische und wirtschaftliche Privilegien verfügte. Von 
„Gerechtigkeit“ war dieses Herrschaftssystem also weit entfernt, davon waren 
damals zumindest einige Menschen (unter ihnen offensichtlich auch der 
historische Buddha) überzeugt.   
   Buddha bestritt die Herleitung der Machtansprüche der Brahmanen aus dem 
Göttlichen und ersetzte in seiner Lehre die starre Kastenordnung durch eine 
„evolutionäre Auffassung von der Welt und von der menschlichen 
Gesellschaft.“109  Für Wijesekera ist der entscheidende Aspekt in diesem 
Zusammenhang die „gütige Liebe und Freundlichkeit“ (metta), die der Mensch  
allen lebenden Wesen entgegenbringen soll. „Metta“ wird von Buddha von allen 
seinen Anhängern gefordert. Dieses Gerechtigkeitsprinzip stellt den 
entscheidenden sozialethischen Impuls dar und kann als zentraler Begriff 
buddhistischer Gerechtigkeitsüberlegungen bezeichnet werden.110 „Metta“ wird so 
                                                 
107 O.H.de A. Wijesekera hat in den 60er Jahren des 20.Jahrhundert den Lehrstuhl für Indologie an 
der Peradenjya-Universität in Sri Lanka (damals Ceylon) inne gehabt. Die Stellen aus seinem 
Buch „Buddhismus und Gesellschaft“, das 1958 in Colombo erschienen ist, werden aus „Buddhas 
Wiederkehr und die Zukunft Asiens“ von Ernst Benz zitiert (vgl. Benz 1963, S.125-128). 
108 Vgl. Benz 1963, S.126 
109 Benz 1963, S.126 
110„ Metta“ ist ein zentraler Begriff im Buddhismus und wird allgemein als „nicht anhaftende 
liebende Güte“ aufgefasst. Es geht dabei um das Kultivieren von liebevollen Gefühlen für alle 
lebenden Wesen („liebende Güte“ oder „Allgüte“) und soll durch diverse Meditationstechniken 
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zu einer positiven Tugend und Wijesekera weist darauf hin, dass bereits in den 
Pãlitexten eine Reihe von Anweisungen an die Könige enthalten sind, 
beispielsweise den Reichtum des Landes an die Armen zu verteilen, damit für sie 
das „tägliche Brot“ gesichert ist.111 Es geht dabei primär nicht darum, den Armen 
die Möglichkeit zur „sorgenfreien Meditation“ zu geben, sondern vielmehr um ein 
ethisches Grundprinzip im Buddhismus, wonach die individuelle und auch 
gesellschaftlich-politische „Lebensgier“ zu überwinden ist, die sich bekanntlich 
als diverse Formen von Geiz und lieblosem Egoismus manifestiert. Dass Buddha 
mit diesem „Angriff“ auf das etablierte indische Kastenwesen von manchen 
Autoren als Sozialreformer, ja als Sozialrevolutionär bezeichnet wird, ist meiner 
Meinung nach durchaus angebracht.112 
   Neben den bereits erwähnten Gerechtigkeitsaspekten „Mitgefühl“ und „Gütige 
Liebe“, die in der Lehre Buddhas eine wichtige Rolle spielen, gibt es einen 
                                                                                                                                     
erreicht werden. Ein wichtiger Text zu diesem Thema ist das so genannte „Metta-Sutra“. (vgl. 
URL:http://de.wikipedia.org/wiki/Metta,bzw.http://www.bodhibaum.net/rituale&gedichte/metta.ht
m  (20.10.2008). 
111 Vgl. Benz 1963, S.126 
112 Eine solche Bezeichnung für das Wirken Buddhas vertrat neben Wijesekera auch D.C. 
Vijayavardhana, ein ceylonesischer Autor, der 1953 ein Buch mit dem bezeichnenden Titel „The 
Revolt in the Temple“ veröffentlichte. Er fand für die soziale und gesellschaftspolitische Wirkung 
Buddhas auf das etablierte indische Kastenwesen einen interessanten Vergleich: „Was Buddha in 
den Augen der Priester zu einem unentschuldbaren Häretiker machte, war die soziale Revolution, 
die er predigte. […] Buddha war für den Brahmanismus oder orthodoxen Hinduismus ein 
erheblich gefährlicherer Häretiker und Rebell als Christus für das Judentum.“ (Vijayavardhana: 
„The Revolt in the Temple”, zitiert aus: Benz 1963, S.122). Auch Hari Singh Gour, der 1949 
verstorbene indische Jurist, Sozialreformer, Autor und Politiker, auf den sich Vijayavardhana in 
seinen Arbeiten öfter berufen hat, sieht die Rolle Buddhas ähnlich: „Buddha war nicht nur der 
früheste Exponent einer neuen sozialen Ordnung, sondern er war auch der erste, der sie in die Tat 
umsetzte. Er hat zuerst die Gleichheit der Menschen, ihre Brüderlichkeit und ihre allumfassende 
Bruderschaft proklamiert. Er hat zuerst die Wertlosigkeit der Götteropfer verkündet und die 
Menschen den Wert des sozialen Dienstes gelehrt. Er hat die Menschen von der Sklaverei der 
Religion befreit, und er hat die Menschen von dem ehernen Joch einer Priesterverschwörung 
befreit. Er hat zuerst die Menschen gelehrt, ihre Vernunft zu üben und sich nicht mehr wie das 
dumme Vieh durch das Dogma einer Religion auf die Weide treiben zu lassen.“  Der Sańgha, die 
von Buddha um sich gescharte Gemeinschaft hatte die Aufgabe, dieses revolutionäre „Feuer“ 
seiner Botschaft zu bewahren und auszubreiten. (Hari Singh Gour: “The Spirit of Buddhism”, 
zitiert aus: Benz 1963, S.119f). 
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weiteren Begriff, der sehr eng mit diesen verbunden ist. Die Achtsamkeit. Als Teil 
des „Edlen Achtfachen Pfades“ spielt „Achtsamkeit“ eine Schlüsselrolle im 
Zusammenhang mit sozialethischen Argumenten des Buddhismus und kann als 
eine Praxis aufgefasst werden, die entscheidend für die buddhistische 
Erkenntnislehre ist. Erkenntnis oder Wissen im buddhistischen Sinn bedeutet 
mehr als der „westliche“ Erkenntnisanspruch der sogenannten „objektivierenden 
Wissenschaften es definiert.“113 Erkenntnis oder Wissen im buddhistischen Sinn 
beinhaltet im Wesentlichen die Einsicht in die Leerheit des Selbst (Lehre vom 
„Nicht-Selbst“) und - ganz allgemein - der Dinge, sowie die Lehre von der 
gegenseitigen Bedingtheit oder Abhängigkeit.114 Auf diese Weise überschreitet 
buddhistisches Erkennen den westlich-wissenschaftlichen Anspruch und kann 
eher als ein Prozess der persönlichen Verwandlung angesehen werden. Damit 
erhält „Erkenntnis“ eine überragende Bedeutung im Buddhismus. Nicht umsonst 
steht „Rechtes Erkennen“  an erster Stelle des „Edlen Achtfachen Pfades“.  
   In der Lehre Buddhas und in den buddhistischen Frühschriften gibt es zahllose 
Hinweise auf die Wertschätzung für „Erkenntnis“. Am deutlichsten erkennbar 
wird das in der Praxis der Achtsamkeit, die einen wichtigen Schritt bei der 
Befolgung der Lehren Buddhas darstellt.115 „Rechte Achtsamkeit“ bezieht sich 
einmal auf das „Innere“ des Menschen, d.h. Bewusstwerden von körperlichen 
Funktionen wie Atmen, Gehen…, aber auch gegenüber den Affekten und 
                                                 
113 Die modernen (westlichen) objektivierenden Wissenschaften erheben ja bekanntlich den 
Anspruch, wegen ihres methodischen Ansatzes der intersubjektiven Überprüfbarkeit des 
Erkenntnisvorganges zu einem - alle kulturellen Einflüsse überschreitenden – Universalismus zu 
gelangen. Den verschiedenen „Lebenswelten“ wird dagegen nur ein Relativismus zugestanden. 
Wie im Kapitel 5 („Philosophie der Interkulturalität“) darzustellen sein wird, stehen  
Wissensformen immer in Bezug zu ihren lebensweltlichen Erfahrungshorizonten, d.h. sie verhalten 
sich relativ zu ihnen. Die jeweiligen kulturellen Lebenswelten erzeugen spezifische Formen des 
Wissens, und dieses Wissen wirkt dann umgekehrt auf die Lebenswelten zurück, aus denen es 
hervorgegangen ist (dialektisches Verhältnis). In diesem Sinne gilt auch für die objektivierenden 
Wissenschaften, dass sie von einem lebensweltlichen Gesamtgefüge „abhängen“ und dass dieses 
„objektive“ Wissen immer auch bestimmte - kulturell sehr unterschiedlich geprägte - ideelle und 
institutionelle Voraussetzungen hat. 
114 Für eine kurze Darstellung der „Lehre des Nicht-Selbst“ siehe u.a. Conze 1953, S.16ff. Auf die 
„Lehre der gegenseitigen Abhängigkeit“ wird in weiterer Folge noch genauer eingegangen. 
115 Vgl. Sivaraksa 1995, S.102 
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allgemein den Denkinhalten. Die „innere“ Achtsamkeit richtet sich also auf die 
Geistesregungen, auf die sich ständig verändernden Gefühle und 
Bewusstseinszustände. Die „äußere“ Achtsamkeit bewirkt eine Lebensweise, die 
weder allzu sehr der Vergangenheit nachhängt, noch sich nur auf die Zukunft 
richtet, sondern das „Hier-und-Jetzt“ in den Mittelpunkt stellt. Damit ist u.a. auch 
ein starker sozialer Aspekt verbunden. Ein Buddhist, der „Rechte Achtsamkeit“ 
befolgt, kann z.B. an sozialen Fragen – und damit auch an Fragen der 
Gerechtigkeit – nicht vorbei gehen. Achtsamkeit wird so zu einem „Instrument“, 
um die Leerheit des Selbst (des Ego) und der Dinge (vor allem der Begriffe) zu 
erkennen.116 Derjenige, der Achtsamkeit im Sinne von Wachheit und Bewusstheit 
übt, ist sich sowohl seiner inneren Verfasstheit, als auch seiner Handlungen 
bewusst. Achtsamkeit hat aber auch noch einen anderen Aspekt: Was man achtet, 
das respektiert man, das zerstört man nicht und wenn beispielsweise Menschen 
unter ungerechten Verhältnissen leiden, dann kann der Achtsame nicht 
unbeeindruckt davon bleiben. 
   In diesem Sinn kann der Buddhismus als eine „Methode“ aufgefasst werden, um 
aus der Beschränktheit des eigenen Selbst auszubrechen, indem sich das 
Individuum nicht bloß um das eigene Befinden kümmert, sondern um die Belange 
aller Lebewesen. Das fordert u.a. die „Rechte Achtsamkeit“. Auf den Menschen 
bezogen bedeutet das, sich auch um politische und soziale Dinge zu kümmern. 
Wer den Buddhismus unabhängig von der jeweiligen gesellschaftlichen Situation 
begreifen will, der muss sich wohl den Vorwurf einer Engführung gefallen lassen. 
Trevor Ling bringt diesen Zusammenhang zwischen „Innen“ und „Außen“ auf 
den Punkt: Der Buddhismus kann als Rezept für eine Umstrukturierung sowohl 
des menschlichen Bewusstseins als auch der Gesellschaft angesehen werden.117 
                                                 
116 Karl-Heinz Brodbeck hat in Bezug auf das Ego eine sehr treffende Formulierung gefunden: 
„Der Ego-Prozess beruht auf einer eigentümlichen Unbewusstheit und Gewohnheit. Man 
durchschaut diese blinde Natur dadurch, dass man auf alle Aspekte seiner täglichen Erfahrung 
‚achtet’.“ (Brodbeck 2002, S.35). 
117 Trevor O. Ling: „The Buddha: Buddist Civilization in India and in Ceylon“, zitiert aus: 
Sivaraksa 1995, S.105. 
 237 
4.2.2  Engagierter Buddhismus 
    Bei der Untersuchung der Lehre Buddhas und des älteren Buddhismus konnte 
bereits gezeigt werden, dass Phänomene wie „Rückzug aus der Welt“, „fehlendes 
soziales Engagement“ oder „jahrelange Meditation in der Abgeschiedenheit“ zur 
Charakterisierung des Buddhismus als (westliche) Stereotype einzuschätzen sind. 
Zweifelsohne ist die Erleuchtung, die der Buddha erfuhr und die ein zentrales 
Thema seiner anschließenden und sich über viele Jahre erstreckenden Lehre ist, 
ein Prozess der Selbstbefreiung, den jeder für sich selbst eigenverantwortlich 
beschreiten muss. Das ist die weltabgewandte Seite, doch es gibt nicht nur diese. 
Der Prozess der Befreiung hat auch eine starke soziale Komponente. Das in 
diesem Zusammenhang geforderte und notwendige Loslassen vom Anhaften an 
den (vergänglichen) Dingen und Zielen beinhaltet u.a. die Erkenntnis, dass es ein 
beständiges und unabhängiges „Ich“, dieses „Selbst“ nicht gibt. Vielmehr gibt es 
für uns Menschen eine fundamentale Abhängigkeit und Verbundenheit mit allen 
anderen Menschen, Wesen und Dingen. Das bedeutet, der Weg der Befreiung (der 
„Buddhaweg“) beginnt zwar immer bei uns selbst, er endet aber nicht dort, 
sondern bezieht sich notwendigerweise immer auch auf die Befreiung und die 
Erlösung aller. Er hat also eine grundsätzliche soziale Komponente (auf Begriffe 
wie „Mitgefühl“, „Gütige Liebe“ und „Achtsamkeit“ wurde bereits hingewiesen). 
   Es waren genau diese sozialethischen Prinzipien des Buddhismus, die Mitte der 
60er Jahre des 20.Jahrhunderts eine Gruppe buddhistischer Nonnen und Mönche 
dazu ermutigten, anlässlich der schrecklichen Ereignisse und Ungerechtigkeiten 
des Vietnamkrieges sich unparteiisch (also weder für das kommunistische, noch 
für das antikommunistische Lager sympathisierend) und gewaltlos für ihre 
leidenden Landsleute einzusetzen. Das war die Geburtsstunde einer Bewegung, 
die heute als (sozial) „engagierter Buddhismus“ bezeichnet wird. 
   Bevor nun genauer auf diese zeitgenössische Strömung innerhalb des 
Buddhismus eingegangen wird, lohnt sich noch ein kurzer historischer Rückblick, 
der nachweisen soll, dass es eine Beschäftigung mit Fragen der Gerechtigkeit im 
Buddhismus auch früher schon gegeben hat (auf diesbezügliche Aspekte in der 
Lehre Buddhas und des älteren Buddhismus wurde bereits eingegangen). Ein sehr 
frühes Beispiel für soziales Engagement, das von den Lehren Buddhas stark 
beeinflusst war, ist das Wirken des indischen Kaisers Ashoka (3.Jht. v. Chr.).  Er 
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konvertierte zum Buddhismus und hat die Grundsätze dieser Religion konsequent 
in sein Wirken als Herrscher über ein großes Land einfließen lassen. So 
verzichtete er beispielsweise auf Eroberungen und verwarf damit die damals wie 
heute durchaus übliche Praxis, den Krieg als Mittel der Politik einzusetzen. 
Vielmehr setzte Ashoka seine ganze Kraft als Kaiser gezielt für die 
Friedensförderung ein und erhob die öffentliche Wohlfahrt zu einem Grundsatz 
seines Regierens. Sein Ziel war es, ein möglichst gerechtes gesellschaftliches 
System zu schaffen, das auf der Achtung und dem Mitgefühl für alle Lebewesen 
beruhte. Diese gesellschaftspolitischen Prinzipien – sie bezogen sich auf die 
damals großteils noch mündlich überlieferten Lehren Buddhas - ließ er in Form 
der inzwischen berühmt gewordenen „Säulen-Edikte“ im ganzen Land 
verbreiten.118 Ashoka trat u.a. auch für eine gerechte Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums ein, und die Gerichtsbarkeit in seinem Lande war 
weniger auf Bestrafung, als auf Vermeidung von Verbrechen angelegt. Ashoka 
schuf so bereits im 3. Jahrhundert vor Christus einen auf verschiedenen 
Gerechtigkeitsaspekten aufbauenden Wohlfahrtsstaat. 
   Ungefähr 500 Jahre nach Ashoka ist mit dem Wirken des südindischen 
Philosophen Nagarjuna ein weiteres und sehr wirkungsmächtiges Beispiel für 
buddhistische Sozialethik zu nennen. Nagarjuna, der als Begründer des 
Mahayana-Buddhismus angesehen wird, hat u.a. einen Text geschrieben, der als 
Sammlung von Ratschlägen für seinen Freund und Schüler, den südindischen 
König Udayi gedacht war („Juwelenkranz mit Ratschlägen für den König“, „The 
Precious Garland“). Als Beispiel daraus soll ein Vers gelten, in dem Nagarjuna 
das Grundprinzip seiner buddhistischen Gerechtigkeitsvorstellungen zum 
Ausdruck bringt: 
                  „(Oh König!) So wie du zu erwägen beliebst, 
                  Wie dir selbst zu helfen sei, 
                  So solltest du zu erwägen belieben, 
                                                 
118 Die „Edikte des Ashoka“ umfassen 33 Texte, die als Inschriften auf Säulen oder Felswänden 
angebracht und so im ganzen Reich verbreitet wurden. Sie wurden in den verschiedenen Sprachen 
und Schriften seines Herrschaftsgebietes verfasst und stellen ein einzigartiges Dokument für 
Menschlichkeit, Toleranz (auch religiöse) und materielle und geistige Wohlfahrt dar, orientiert an  
buddhistischen, sozialethischen Grundsätzen. Für eine deutsche Übersetzung der Texte siehe u.a. 
URL: http://www.palikanon.de/diverses/asoka/asok_ndx.html (23.10.2008) 
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                  Was getan werden kann, um anderen zu helfen.“119 
Das Streben nach einem gerechten Zusammenleben, die Forderung nach sozialem 
Handeln also, ist in diesem Vers ganz klar angesprochen. Die Befolgung dieser 
„Goldenen Regel“120 fordert Nagarjuna aber nicht nur vom Herrscher, sondern sie 
stellt eine  sozialethische Maxime dar, die für jeden Einzelnen gilt. 
   Das Fundament für soziales Handeln - und der buddhistischen Sozialethik ganz 
allgemein - sieht Nagarjuna freilich in der Transformation der eigenen 
Persönlichkeit. Sie bildet die Grundlage für jeden lebensfähigen sozialen 
Aktivismus.121 Erreicht wird dieser individuelle „Zustand“ u.a. durch die Einsicht 
in die „Leerheit der Dinge“ (auch des „Selbst“), durch die „Lehre von den zwei 
Wahrheiten“ (die „weltlich verhüllte“ und die Wahrheit des „höchsten Sinnes“) 
und durch das „Prinzip des Entstehens in gegenseitiger Abhängigkeit“.122 
Aufbauend auf  eine solchermaßen transformierte individuelle Persönlichkeit kann 
sich der Mensch von Verblendung und Gier befreien und Tugenden wie Toleranz, 
Gerechtigkeit und Großzügigkeit allmählich kultivieren.123 Auf die Praxis 
bezogen wäre dann Pazifismus der soziale Ausdruck von Toleranz, eine 
umfassende Allgemeinbildung (diese fordert Nagarjuna vehement für jedes 
Mitglied einer Gesellschaft) der soziale Ausdruck von Gerechtigkeit, und 
gerechtes Teilen der vorhandenen Güter der soziale Ausdruck von 
                                                 
119 Nagarjuna: „The Precious Garland“, zitiert aus: Thurman 1999, S.71. 
120 Es handelt sich hier um eine „positive“ Form der „Goldenen Regel“. Zu allgemeinen 
Betrachtungen über dieses Gerechtigkeitsprinzip siehe Kapitel 6. 
121 Vgl. Thurman 1999, S.85 
122 Auf diese Begriffe kann hier nicht genauer eingegangen werden. Für „Leerheit der Dinge“ 
siehe u.a. Conze 1953, S.16ff und 123ff, Jaspers 1957, S.63ff und Frauwallner 1994, S.170ff. Zur 
„Lehre von den zwei Wahrheiten“ siehe u.a. auch Conze 1953, S.125ff und Jaspers 1957, S.71ff. 
Für das „Prinzip des Entstehens in gegenseitiger Abhängigkeit“ siehe u.a. Thich Nhat Hanh 1999a, 
S.226ff. Einen kurzen Überblick über die wichtigsten Begriffe im Zusammenhang mit der Selbst-
Transformation und über buddhistische Erkenntnistheorie ganz allgemein bietet auch Brodbeck 
2002, S.17ff. 
123 Für die Herrscher hat Nagarjuna seine sozialethischen Ratschläge in einem Gleichnis sehr 
bündig zusammengefasst: „Die Vögel der Bevölkerung werden sich gern auf dem königlichen 
Baum niederlassen, der den kühlenden Schatten der Toleranz spendet, mit den Blüten der Ehre 
geschmückt ist und die reichen Früchte großzügiger Belohnung schenkt.“ (Nagarjuna, „The 
Precious Garland“, zitiert aus: Thurman 1999, S.84). 
 240 
Großzügigkeit.124 Die Grundlage dafür aber ist und bleibt eine umfassende und 
große Liebe zu allen Lebewesen. 
   Mit dieser kurzen Darstellung zweier historischer Persönlichkeiten und ihres 
Wirkens sollte lediglich nachgewiesen werden, dass ein Phänomen wie der 
„Engagierte Buddhismus“ keineswegs bloß als eine zeitgenössische Erscheinung 
angesehen werden kann. Freilich, das Aufeinandertreffen der beiden Supermächte 
USA und Sowjetunion in den 1960er Jahren in Vietnam mit ihrer 
menschenverachtenden und äußerst brutalen Vorgehensweise gegen die 
Zivilbevölkerung konnte von einer Vielzahl sozial engagierter buddhistischer 
Nonnen, Mönche und Laien nicht unwidersprochen hingenommen werden. In der 
Folge wird auf drei wichtige Persönlichkeiten des „Engagierten Buddhismus“ 
kurz eingegangen.  
„Das Herz des Buddha schlägt in jedem von uns“ (Thich Nhat Hanh) 
   Thich Nhat Hanh gilt als einer der profiliertesten zeitgenössischen Vertreter des 
Buddhismus. Er wurde 1926 in Zentralvietnam geboren, er ist buddhistischer 
Mönch, Verfasser zahlloser Bücher und als Zenmeister ein weltweit bekannter 
und geschätzter Lehrer des Buddhismus. 1966 gründete er den „Tiep-Hien-Orden“ 
(„Orden des Interseins“), dessen Aufgabe die praktische Umsetzung der 
buddhistischen Lehre in konkreten Sozial- und Friedensbewegungen ist. Unter 
anderem auch dafür wurde Thich Nhat Hanh von Martin Luther King für den 
Friedensnobelpreis vorgeschlagen. Auch übernahm er – gemeinsam mit dem 
Dalai Lama und dem thailändischen Mönch Buddhadasa Bhikku - die 
Schirmherrschaft des 1989 von Sulak Sivaraksa gegründeten „Internationalen 
Netzwerk Engagierter Buddhisten“ (INEB). Denn für Thich Nhat Hanh war und 
ist gelebter Buddhismus immer auch ein (sozial) engagierter Buddhismus. 
   Thich Nhat Hanh hat ein sehr ausgeprägtes Gerechtigkeitsempfinden, wobei 
seine Maxime dabei stets die des „gewaltlosen Handelns“ ist, eine seiner Meinung 
nach sehr wirksame Art um gegen Ungerechtigkeiten vorzugehen. Er  bezeichnet 
das für ihn unumgängliche soziale Engagement als „aus dem Bewusstsein des 
Leidens geboren und von Liebe genährt.“125 Seine Position im Vietnamkrieg, als 
                                                 
124 Vgl. Thurman 1999, S.85 
125 Vgl. Thich Nhat Hanh 1999b, S.55 
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er zusammen mit anderen buddhistischen Nonnen, Mönchen und Laien sich 
aufopfernd für die Zivilbevölkerung einsetzte, beschreibt er sehr eindrücklich: 
„Der buddhistische Kampf für den Frieden in Vietnam in den sechziger und 
siebziger Jahren resultierte aus dem großen Leiden, das unserm Land von 
internationalen Kräften zugefügt wurde. In den ländlichen Regionen wüteten 
Feuer und Waffen, und überall wurden die Menschen entwurzelt. Der 
Vietnamkrieg war zuallererst und vor allem eine Schlacht der Ideologien. Um das 
Überleben unseres Volkes zu sichern, mußten wir sowohl den kommunistischen 
als auch den antikommunistischen Fanatismus überwinden und auf strikte 
Neutralität bedacht sein. Wir Buddhisten versuchten aufrichtig, für alle Menschen 
zu sprechen, also nicht Partei zu ergreifen.[…] Die kriegführenden Parteien 
nahmen jeweils für sich in Anspruch, den wahren Willen des Volkes zu vertreten, 
wobei die Nordvietnamesen für den kommunistischen Block und die 
Südvietnamesen für den kapitalistischen Block standen. Wir Buddhisten hingegen 
wollten nur die Möglichkeit schaffen, daß die Menschen selbst gehört werden 
konnten – und die Bevölkerung wollte nur Frieden und nicht den ‚Sieg’ 
irgendeiner Seite.“126 Aus dieser kurzen und nüchternen Beschreibung der 
katastrophalen Lebensverhältnisse für große Teile der Zivilbevölkerung während 
des Vietnamkrieges ist eines sehr genau zu erkennen: Thich Nhat Hanh geht es in 
erster Linie um die Menschen, für die er eine große und unerschütterliche Liebe 
empfindet. Die vitalen Interessen der Menschen irgendwelchen 
Weltanschauungen unterzuordnen, ist für ihn schlicht weg nicht akzeptabel. Auch 
wenn es damals kritische Stimmen gab die z.B. meinten, hier würde Religion für 
politische Zwecke missbraucht, für Thich Nhat Hanh waren die  zahllosen und 
stets gewaltfreien Aktionen, die er organisierte, Aktionen der Liebe und 
Anteilnahme für die leidenden Menschen. 
   Hier kann freilich nicht auf alle Aspekte des Wirkens und der Lehre von Thich 
Nhat Hanh eingegangen werden, zumal er ein Denker ist, der nicht strikt einer 
bestimmten buddhistischen Schule zuzuordnen ist. Sein Schaffen ist von einer – 
viele Grenzen sprengenden – Offenheit  sowohl gegenüber asiatischen 
Traditionen als auch gegenüber westlichem Gedankengut gekennzeichnet. Die 
Praxis der Meditation hat für ihn eine überragende Bedeutung, wobei er auch hier 
                                                 
126 Thich Nhat Hanh 1999b, S.55f 
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neue Wege beschreitet: Seine Interpretation der diesbezüglichen Lehre Buddhas 
ist keine bloße Imitation alter buddhistischer Riten und Traditionen, sondern ist 
eine spirituelle Praxis, die auch dem westlichen Menschen Zugang zu dieser 
Religion eröffnet. Sowohl in seiner theoretischen Arbeit als auch in seiner 
praktischen Tätigkeit zu Wohle seiner Mitmenschen steht für ihn das 
„Bodhisattva-Ideal“127 im Vordergrund. Seine Rolle sieht er – ganz seinem Ideal 
Buddha verpflichtet – als Lehrer, Helfer und Befreier für die leidenden und vor 
allem unterdrückten und ungerecht behandelten Menschen dieser Welt. 
   Thich Nhat Hanh – von seinen Schülerinnen und Schülern liebevoll „Thây“ 
genannt128 - baut seine Interpretation des Buddhismus auf zwei Grundpfeiler, die 
allerdings nicht getrennt zu sehen sind, sondern wesentlich aufeinander bezogen 
sind: „Achtsamkeit“ und die „Lehre vom bedingten bzw. abhängigen Entstehen“ 
(„Intersein“, „Interbeing“). Es zählt zweifelsohne zu seinen großen Verdiensten, 
die buddhistische (Sozial)Ethik in Form seiner „Fünf Achtsamkeitsübungen“ 
(„Five Mindfulness Trainings“) in eine zeitgenössische Sprache übersetzt zu 
haben, und damit einem breiten – auch westlichen – Publikum zugänglich 
gemacht zu haben. Damit bietet Thich Nhat Hanh heutigen Menschen, egal 
welcher Nationalität oder Religionszugehörigkeit, eine klare Hilfestellung für ihr 
(ethisches) Handeln und ganz besonders für ein „bewusstes“ Leben im Sinne einer 
Verantwortung für den Nächsten. Die Gerechtigkeitsaspekte, die er dabei 
anspricht, sind weit gestreut und reichen von sozialer Gerechtigkeit, über 
Gerechtigkeit gegenüber Tieren und Pflanzen bis zu Gerechtigkeit gegenüber 
kommenden Generationen.  
   Aufbauend auf den „Fünf Silas“129 hat Thich Nhat Hanh seine „Fünf 
Achtsamkeitsübungen“ bewusst als ethische Richtlinien und nicht als 
(dogmatische) Gebote formuliert. Auf diese Weise können sie auch von modernen 
                                                 
127 Im Mahayana-Buddhismus wird als „Bodhisattva“ ein Wesen bezeichnet, das nach höchster 
Erkenntnis strebt (Erreichen der „Buddhaschaft“), wobei der Weg dorthin nicht allein und für sich 
selbst beschritten wird, sondern – und das ist der Kerngedanke der Bodhisattva-Philosophie – er 
hilft vorher allen anderen Menschen, ebenfalls die Erleuchtung zu erlangen. Wesentlich dabei ist 
also das Engagement zum Wohl der Mitmenschen.  
128 Vgl. Matthiessen 1999, S.141 
129 Vgl. dazu u.a.: URL: http://www.palikanon.com/wtb/sikkhapada.html (25.10.2008).  
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(westlichen) Menschen akzeptiert werden.130 Sie erlauben es, gerade unter den 
heutigen Bedingungen die individuelle Freiheit zu bewahren und sollen eine Basis 
für ein glückliches Leben des Einzelnen, der Familie und der gesamten 
Gesellschaft darstellen. Die „Fünf Achtsamkeitsübungen“ enthalten jeweils 
konkrete Bereiche: 
1. Achtung vor dem Leben (von Menschen, Tieren, Pflanzen und 
Mineralien), weder direkt noch indirekt töten und andere vom Töten 
abhalten. Verpflichtung zum Schutz unseres Planeten. 
2. Angesichts der materiellen und sozialen Ungerechtigkeiten liebevolle 
Güte und Großzügigkeit entwickeln, Solidarität und Sozialbewusstsein. 
3. Respekt und Verantwortungsbewusstsein bei sexuellen Beziehungen, 
Schutz der Integrität von Einzelnen, Paaren und Familien. 
4. Liebevolle Rede und aufmerksames Zuhören, keine Worte gebrauchen, 
die Hass und Zwietracht auslösen können. 
5. Maßvolle Lebensweise, achtsames Konsumieren und auf geistige und 
körperliche Gesundheit achten.131 
   Wesentlich an den Ausführungen von Thich Nhat Hanh über die Achtsamkeit ist 
die Verknüpfung mit einem zweiten wichtigen Begriff, dem „Intersein“ oder 
                                                 
130 Thich Nhat Hanh beschreibt seine Absicht und seine Hoffnung sehr prägnant: „Ich hoffe, daß 
Sie über die Fünf Richtlinien nachdenken und sie in die Praxis umsetzen, entweder in der hier 
präsentierten Form oder so, wie sie in Ihrer eigenen Tradition gelehrt werden.“ (Thich Nhat Hanh 
1999c, S.221). 
131 Thich Nhat Hanh hat seine „Fünf Achtsamkeitsübungen“ in einigen seiner Texte veröffentlicht. 
Eine sehr schöne Zusammenfassung – er hat diesen Artikel bezeichnend „Diät für eine achtsame 
Gesellschaft“ genannt – findet sich in: Thich Nhat Hanh 1999c, S.221ff. Als Beispiel hier der Text 
der Zweiten Richtlinie: „Im Bewußtsein des Leides, das durch Ausbeutung, soziale 
Ungerechtigkeit, Diebstahl und Unterdrückung entsteht, gelobe ich, liebevolle Güte zu entwickeln 
und Wege zu erlernen, die dem Wohlergehen der Menschen, Tiere, Pflanzen und Mineralien 
dienen. Ich gelobe Großzügigkeit zu üben, indem ich meine Zeit, Energie und materiellen Mittel 
mit denen teile, die sie wirklich brauchen. Ich bin entschlossen, nicht zu stehlen und mir nichts 
anzueignen, was anderen zusteht. Ich will das Eigentum anderer achten, aber auch andere davon 
abhalten, sich am menschlichen Leiden oder am Leiden anderer Lebensformen auf der Erde zu 
bereichern.“ (Thich Nhat Hanh 1999c, S.222). Vgl. dazu auch: Thich Nhat Hanh 2006, S.140ff. 
Auch: URL: http://www.plumvillage.org/HTML/practice/html/5_mindfulness_trainings.htm 
(26.10.2008) . Einen kurzen Kommentar zu den „Fünf Achtsamkeitsübungen“ aus der Sichtweise 
eines „westlichen“ Buddhisten hat Robert Aitken geschrieben (vgl. Aitken 1999b, S.235ff). 
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„Interbeing“. Damit beruft er sich auf die Lehre Buddhas vom „Bedingten 
Entstehen“132. Dieser Begriff umschreibt die allumfassende und unumgängliche 
Verwobenheit der Phänomene im Sinn von Verbundenheit aller Dinge in einem 
komplexen Netz von Beziehungen. Alles was existiert, ist nur im Rahmen der 
vielfachen Abhängigkeit und Bedingtheit zu verstehen. Damit ist die Lehre über 
die Achtsamkeit bei Thich Nhat Hanh nicht nur eine Aufforderung zur 
Selbstreflexion, nicht nur eine auf das „Innere“ bezogene Übung, sondern enthält 
ganz wesentlich auch eine „offene“ Komponente. Der Bezug zu anderen 
Menschen, Tieren, Lebewesen und Dingen ist dabei fundamental. Also kein 
bloßes „Mit-Sich-Sein“, sondern ein auf einer tiefen Ebene der Wahrnehmung 
basierendes „Miteinander-Sein“ (Interbeing).133  
   Thich Nhat Hanh lässt sich – das wurde bereits betont - nicht in eine bestimmte 
buddhistische Tradition einordnen. Er hat es geschickt verstanden, die 
unterschiedlichen Lehren zumindest teilweise und in einigen Aspekten zu 
verbinden. Seine Gerechtigkeitsvorstellungen sind vom Bodhisattva-Ideal geprägt, 
seine Achtsamkeitspraxis ist einerseits auf die Entwicklung der individuellen 
Erleuchtung ausgelegt, und andererseits auch auf die Entwicklung derjenigen 
positiven Kräfte in uns, die eine Hinwendung an alle Wesen ermöglicht. 
Aufbauend auf eine tiefe Liebe, auf Verständnis und Mitgefühl führt der Weg 
seiner Lehre zwangsläufig in Richtung einer aktiven Hilfestellung für alle Wesen 
und Dinge, die in der Welt von heute Ungerechtigkeiten ausgesetzt sind. Indem 
wir Achtsamkeit gegenüber uns selbst und gegenüber den Anderen üben, indem 
wir offen für Freude und auch für alles Leid bleiben, berühren wir den Buddha in 
                                                 
132 Siehe dazu u.a.: Thich Nhat Hanh 1999a, S.221ff 
133 Was Thich Nhat Hanh unter „Interbeing“ versteht, hat er an einem praktischen und durchaus 
aktuellen Beispiel erläutert: „Im Westen haben die Menschen den Eindruck, daß ihr Körper ihr 
Eigentum sei und sie daher mit ihm anstellen können, was sie wollen. Sie haben das Gefühl, ihr 
Leben ganz nach eigenem Belieben leben zu können. Dabei haben sie sogar das Gesetz auf ihrer 
Seite. Das ist krasser Individualismus. Doch die Lehre des Interseins zeigt uns, daß unser Körper 
nicht unser Eigentum ist. Er gehört unseren Vorfahren, unseren Eltern und den zukünftigen 
Generationen. Er gehört ebenso der Gesellschaft und allen Lebewesen. Alle sind 
zusammengekommen, um die Gegenwart dieses Körpers zu schaffen. Den Körper gesund zu 
erhalten bedeutet, dem ganzen Kosmos Dank zu erweisen […]. Sind Sie körperlich und geistig 
gesund, können wir alle davon profitieren.“ (Thich Nhat Hanh 1999c, S.228). 
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uns. Denn, so Thich Nhat Hanh, „das Herz des Buddha schlägt in jedem von 
uns.“134 
„Mitgefühl oder Altruismus zieht Freunde an“ (Dalai Lama) 
  Der 1935 geborene 14.Dalai Lama – sein Mönchsname ist Tenzin Gyatso - hat 
ein bewegtes Leben hinter sich. Er ist seit 1951 spiritueller und politischer Führer 
Tibets und lebt seit 1959 im Exil in Indien. 1989 wurde ihm der 
Friedensnobelpreis verliehen. Begründung des norwegischen Nobelpreis 
Komitees: Der Dalai Lama hat eine Philosophie des Friedens entwickelt, wobei er 
stets für eine gewaltfreie, auf Toleranz und gegenseitigen Respekt gründende 
Politik eingetreten ist. Seine Haltung ist von einer großen Achtung für alle 
lebenden Wesen und von einer universalen Verantwortung für die Menschheit und 
die Natur gekennzeichnet. Er hat konstruktive Vorschläge sowohl zur Lösung 
internationaler Konflikte, als auch für Fragen der Menschenrechte und globaler 
Umweltprobleme erarbeitet.135 
   Tatsächlich hat sich der Dalai Lama - wo immer es für ihn möglich war - für die 
ungerecht Behandelten dieser Erde eingesetzt. Deshalb zählt er auch zu 
denjenigen internationalen Persönlichkeiten, die immer wieder mit dem 
„Engagierten Buddhismus“ in Zusammenhang gebracht werden. Sowohl seine 
Schriften als auch seine internationale Reise- und Vortragsaktivitäten haben dazu 
beigetragen, dass der Buddhismus weltweit in einem anderen Licht (nicht nur 
weltabgewandte Meditation, sondern auch aktives soziales Engagement) gesehen 
wird. Seine eigene Situation und die der Menschen ganz allgemein beschreibt er 
sehr eindrücklich: „Wenn man mit sechzehn sein Land verliert und mit 
vierundzwanzig zum Flüchtling wird wie ich, bringt das Leben eine ganze Menge 
Schwierigkeiten mit sich. Und wenn ich heute darüber nachdenke, komme ich zu 
dem Schluß, daß viele davon unüberwindbar waren. Sie waren nicht nur 
unausweichlich, sie ließen auch keine annehmbare Lösung zu. […] Aber wenn ich 
mich umsehe, dann stelle ich fest, daß nicht allein wir tibetischen Flüchtlinge und 
die anderen Angehörigen entwurzelter Gemeinschaften Schwierigkeiten haben. 
Überall und in jeder Gesellschaft müssen Menschen Leid und Elend erdulden – 
                                                 
134 Thich Nhat Hanh 1999a, S.253. 
135 Vgl. URL:http://www.tibet-initiative.de/frames.html?Seite=/Kap2/Kap2_2-1.html (29.10.2008) 
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selbst dort, wo Freiheit und materieller Wohlstand herrschen. Letztlich scheint es 
mir, als sei ein Gutteil des Unglücks, das uns Menschen heimsucht, hausgemacht. 
Und zumindest dieser Teil wäre vermeidbar – wenigstens im Prinzip. Mir fällt 
weiterhin auf, daß die Menschen, die sich an ethisch-moralischen Richtlinien 
orientieren, im allgemeinen glücklicher und zufriedener sind als jene, die sie nur 
gering achten. Das bestärkt mich in meinem Glauben, daß eine Neuausrichtung 
unserer Gedanken, Gefühle und Verhaltensweisen uns nicht nur dabei helfen 
kann, besser mit dem Leid fertig zu werden, sondern vieles bereits im Keim zu 
ersticken.“136 
   An diesem Textausschnitt sind einige wesentliche Merkmale im Schaffen des 
Dalai Lama zu erkennen: Seine Bescheidenheit in Bezug auf sein eigenes Wirken, 
sein einfacher und ungekünstelter Schreibstil und vor allem sein für ihn 
selbstverständliches und unumgängliches Engagement für die Gerechtigkeit. 
Aufbauend auf diese kurze Einführung, werden in der Folge einige Aspekte der 
Gerechtigkeitsüberlegungen des Dalai Lama dargestellt. 
   Anlässlich der UNO-Konferenz für Menschenrechte 1993 in Wien sagte der 
Dalai Lama in seiner Ansprache u.a.: „Menschenrechte, Umweltschutz, sowie 
soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit sind eng miteinander verbunden. Um 
den Anforderungen unserer Zeit gerecht zu werden, müssen die Menschen ein 
Gefühl der Verantwortung  für das Ganze entwickeln. Das ist meine feste 
Überzeugung. Die Aktivitäten eines jeden einzelnen von uns dürfen nicht nur für 
sich selbst, für die Familie oder das Land sein, sondern  zum Wohle der gesamten 
menschlichen Gemeinschaft. Verantwortung für das Ganze ist der Schlüssel zum 
                                                 
136 Dalai Lama 2002, S.7f. An einer anderen Stelle argumentiert der Dalai Lama ähnlich: „Wir alle 
haben ein angeborenes Verlangen danach, Freude zu finden und Leiden zu vermeiden. Die Frage 
ist nur, wie können wir das erreichen? Aus meiner eigenen Erfahrung kann ich sagen, daß unsere 
eigene geistige Einstellung dabei den größten Einfluss hat. Da diese im wesentlichen unseren 
Frieden und unser Glück verursacht, ist es überaus wichtig, daß wir lernen, unsere Gedanken und 
Gefühle zu beherrschen. Wenn unser Geist grundsätzlich ruhig und friedlich ist, dann können uns 
äußere Gegebenheiten kaum aus dem Gleichgewicht bringen.“ (Dalai Lama: Vorwort zu: 
Sivaraksa, Sulak: „Saat des Friedens“ (Sivaraksa 1995, S.9). Einfache, aber eindringliche Worte 
auch an einer anderen Stelle: „Die grundlegenden Quellen des Glücks sind ein gutes Herz, 
Mitgefühl und Liebe. Verfügen wir über diese, werden wir so leicht nicht aus der Ruhe gebracht, 
selbst wenn wir von Feindseligkeit umzingelt sein sollten.“ (Dalai Lama 1999a, S.11). 
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Überleben der Menschheit und auch die beste Grundlage für eine friedliche 
Welt.“137 Nach Ansicht des Dalai Lama ist „Verantwortung für das Ganze“ 
(universal responsibility) mehr als nur eine Verhaltensmaxime oder ein Prinzip. 
Es ist vielmehr ein wesentlicher und inhärenter Aspekt menschlichen Daseins. 
Deshalb sind wirkungsvolle Maßnahmen zum Wohle der Menschen nicht allein 
das Ergebnis von individuellen Überlegungen oder geplanten Maßnahmen, 
sondern  entspringen wesentlich unserer Veranlagung. „Verantwortung für das 
Ganze“ ist fundamental in jedem von uns vorhanden. Der Dalai Lama geht davon 
aus, dass in jedem Menschen so etwas wie Empathie als Grundlage für 
altruistisches Verhalten vorzufinden ist, was wiederum zu einem 
Verantwortungsgefühl für alle in Not und Verzweiflung sich Befindenden 
führt.138 
   Ein solches „globales“ Verantwortungsgefühl, eine solche „universelle“ 
Dimension unserer Handlungen gesteht allen Mitmenschen dasselbe Recht auf 
Glück bzw. Vermeidung von Leid zu. Damit können wir eine Geisteshaltung 
entwickeln, die es uns ermöglicht, in der jeweiligen Situation in erster Linie für 
das Wohl der anderen einzutreten, und nicht nur für die eigenen Interessen. Der 
Vorteil einer solchen (Geistes-) Haltung liegt für den Dalai Lama auf der Hand: 
„Man wird nicht nur den Menschen, die uns am nächsten stehen, sondern auch 
allen anderen gegenüber aufgeschlossen und einfühlsam.“139 Hier wird Toleranz 
als wichtiger Gerechtigkeitsaspekt und auch als „Voraussetzung“ für 
Interkulturalität direkt angesprochen. Natürlich hat dieses Prinzip des „Einsseins 
der Menschheit“, dieser Einheitsgedanke, auch seine Grenzen. Die Menschen 
sprechen unterschiedliche Sprachen, gehören verschiedenen Religionen an und 
                                                 
137 Ausschnitt aus der Rede des Dalai Lama am 15. Juni 1993 in Wien (meine Übersetzung). 
Quelle: URL: http://www.buddhistethics.org/1995conf/dalai1.html (30.10.2008). In seiner Rede 
anlässlich des sogenannten „Earth Summit 1992“ (Rio Summit) hat der Dalai Lama dieses 
Verantwortungsgefühl für das Ganze wieder eingefordert: „Universal responsibility […] is the best 
foundation for world  peace, the equitable use of natural resources and, through concern for 
future generations, the proper care of the environment.” (Rede des Dalai Lama 1992 in Rio de 
Janeiro, zitiert aus: Puri 2006, S.100). 
138 Vgl. Ramesh Chandra Tewari und Krishna Nath über den Dalai Lama, zitiert aus: Puri 2006, 
S.59 
139 Dalai Lama 2002, S.178 
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bekennen sich zu ihrer jeweiligen Kultur. Doch – so der Dalai Lama – wenn wir 
diesen „Äußerlichkeiten“ allzu viel Bedeutung beimessen und deshalb z.B. 
Diskriminierungen vornehmen oder auch nur zulassen, dann fügen wir anderen 
und im Endeffekt auch uns selbst (unnötiges) Leid zu. Der Dalai Lama dazu 
weiter: „Wir Menschen haben schon genug Probleme. Wir alle müssen mit 
Krankheit, Alter und Tod fertigwerden, ganz zu schweigen von den 
unvermeidlichen Enttäuschungen.“140 Sich noch zusätzliche Schwierigkeiten 
aufzuhalsen, nur weil jemand anders denkt, eine andere religiöse Überzeugung hat 
oder eine andere Hautfarbe, ist seiner Meinung nach unnötig und auch gefährlich. 
Allzu leicht können dadurch die waren Probleme in den Hintergrund treten.  
   Ein – vor allem in der westlichen Welt - zu beobachtendes Phänomen ist nach 
Ansicht des Dalai Lama mangelnde Zufriedenheit (Genügsamkeit). Die dadurch 
sich entwickelnde Gier hat einen aggressiven Wettbewerb mit sich gebracht, der 
nicht nur unsere Umwelt schwer belastet, sondern der – und das ist besonders 
bedenklich - auch zu einer eklatanten Benachteiligung der Armen und Schwachen 
geführt hat. Der Dalai Lama stellt in diesem Zusammenhang auch die 
„Philosophie“ des ständigen Wirtschaftswachstums entschieden in Frage: „Meiner 
Ansicht nach begünstigt sie die Unzufriedenheit, aus der wiederum vielfältige 
Probleme sozialer und ökologischer Art entstehen. Wenn wir uns einer 
Entwicklung im materiellen Bereich derart verschreiben, muß es zwangsläufig 
dazu kommen, daß wir die Folgen vernachlässigen, die das für eine menschliche 
Gemeinschaft im größeren Rahmen hat.“141 Verantwortung für das Ganze hat sehr 
viele Aspekte. Für den Dalai Lama ist eine Geisteshaltung, die eine solche 
(globale) Verantwortung immer mitdenkt und auch in die täglichen Handlungen 
einfließen lässt, eine ganz wesentliche Voraussetzung für eine nachhaltig positive 
Entwicklung der Menschheit. 
   Die Überlegungen des Dalai Lama zu Umweltproblemen stehen in engem 
Zusammenhang mit seiner Idee der Verantwortung für das Ganze. Für ihn gilt es 
als selbstverständlich, die buddhistischen Tugenden wie Mitgefühl und 
Gewaltlosigkeit auch auf unsere Umwelt anzuwenden. Umweltschutz erfordert 
„Rechte Achtsamkeit“ und „Rechtes Tun“ (als Teile des Achtfachen Pfades), ein 
                                                 
140 Dalai Lama 2002, S.178f 
141 Dalai Lama 2002, S.182 
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Negieren dieser Prinzipien richtiger Lebensführung kann zu nachhaltigen 
Schädigungen unserer Umwelt führen. Sowohl in seinen Schriften, als auch in 
seinen Reden zur Umweltproblematik betont der Dalai Lama einen Grundsatz 
buddhistischer Ethik immer wieder: Alles Leben ist miteinander verbunden 
(Lehre vom abhängigen Entstehen). Er sagt dazu: „We need to see how things live, 
and how they are interrelated. It is in this context that Buddhism expounds on the 
wholeness of all things in interrelationship. In the doctrine of Dependent 
Origination, the ‘Pratityasamutpada’, it is stated that nothing is created or can 
exist apart from this network of inter-relationships. Things do not exist 
independently. Also, this network is not a static process but one of dynamic 
motion with infinite potential in the infinite universe.”142  
   Aufbauend auf diesem Prinzip der gegenseitigen Abhängigkeit und seiner 
Einschätzung der menschlichen Natur als grundsätzlich gewaltlos fordert er von 
den Menschen, diese Maximen nicht nur untereinander anzuwenden, sondern eine 
solche (gerechte) Haltung – eine solche ethische Disziplin -  auch gegenüber der 
Umwelt einzuhalten.  Und er ist - trotz mancher negativer Erfahrungen – 
zuversichtlich: „Zum Glück erkennen immer mehr Menschen die Bedeutung der 
ethischen Disziplin als Mittel zur Erhaltung einer intakten Umwelt. Daher bin ich 
zuversichtlich, daß eine Katastrophe abgewendet werden kann.“143 Denn, so seine 
Begründung für diesen Optimismus, es gibt eine weltweite Sensibilisierung für 
Umweltschutz. Entsprechende Medienberichterstattung und auch Aktivitäten 
vieler politischer Parteien und anderer Organisationen haben zu einem Umdenken 
geführt. Das heißt natürlich nicht, dass die Probleme als bereits gelöst anzusehen 
sind. Ganz im Gegenteil, der Dalai Lama sieht gerade in der Umweltpolitik der 
reichen, westlichen Länder schwere Defizite. Deshalb richten sich seine 
diesbezüglichen Forderungen vor allem an die westlichen Gesellschaften. Sie 
müssten mit gutem Beispiel voran gehen und ihren Lebensstil dahingehend 
ändern, damit nicht noch mehr – und eventuell irreparable -  Umweltschäden 
entstehen. Sein Appell an die Industrienationen ist dementsprechend eindeutig 
und bestimmt: „Und sie müssen einsehen, daß ihr Streben nach einem immer 
                                                 
142 Dalai Lama, zitiert aus: Puri 2006, S.86 
143 Dalai Lama 2002, S.210 
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höheren Lebensstandard nicht aufrechtzuerhalten ist. Der Preis für unseren 
Planeten – und damit auch für andere – ist einfach zu hoch.“144 
   Die Argumentation des Dalai Lama in Bezug auf die Umwelt erfolgt 
philosophisch gesehen auf unterschiedlichen Ebenen.145 Auf einer existentiellen 
Ebene liegt das buddhistische Grundprinzip, dass alle empfindungsfähigen 
Lebewesen dem Leid ausgesetzt sind (Geburt, Alter, Krankheit und Tod), und aus 
dieser Allgemeinheit des Leidens wird ein allgemeines Mitgefühl abgeleitet. 
Diese „liebende Güte“ und dieses „allumfassende Mitgefühl“ wird von den 
buddhistischen Umweltschützern nicht nur auf Menschen und Tiere bezogen, 
sondern auch auf Pflanzen und auf die Erde ganz allgemein. Deshalb fordert der 
Dalai Lama, Menschen (und Tiere) dürfen nicht getrennt von ihrer Umwelt 
gesehen werden. „[…] there is a very close inter-dependence, or inter-
relationship, between the environment and the habitants.”146 
   Die moralische Ebene wird durch das buddhistische Konzept von Karma (jede 
Handlung hat Folgen) und Wiedergeburt (Samsara) gebildet. Daraus ergibt sich 
die Forderung, Lebewesen gegenüber keine Misshandlungen zu begehen und auch 
der Natur keine - die eigenen Überlebensbedürfnisse überschreitenden - Schäden  
zuzufügen. Philosophisch (moralisch) interessant ist in diesem Zusammenhang, 
dass, obwohl im Buddhismus Menschen, Tiere und Pflanzen prinzipiell als 
gleichwertig angesehen werden, die Menschen als Verursacher von 
Umweltproblemen die volle Verantwortung zu übernehmen haben. Und obwohl 
Veränderung im weitesten Sinne eine wichtige „Eigenschaft“ der Natur ist, so 
glauben Buddhisten dennoch, dass diese Veränderungen direkt mit dem 
moralischen Verhalten der Menschen in Relation stehen. Mit anderen Worten, 
eine Verschlechterung der moralischen Grundhaltung der Menschen beschleunigt 
die (negativen) Veränderungen in der Natur, die sich wiederum negativ auf das 
Wohlbefinden und das Glück der Menschen auswirken.147 
                                                 
144 Dalai Lama 2002, S.211 
145 Ich folge hier Donald K. Swearer, der in seinem Buch „Buddhism and Ecology: Challenge and 
Promise“ (1998) eine Analyse der buddhistisch-ökologischen Argumente des Dalai Lama 
vorgelegt hat. Die Stellen aus diesem Werk sind zitiert aus: Puri 2006, S.88-92. 
146 Dalai Lama : ”The Heart of Compassion”, zitiert aus: Puri 2006, S.89 
147 Vgl. Puri 2006, S.90 
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   Eine weitere, für das Denken der buddhistischen Umweltschützer wichtige 
Ebene, ist die ontologische. Die Lehre von der gegenseitigen Abhängigkeit ist ja 
nicht als „gewöhnliche“ Aktivität wie Geben und Nehmen zu verstehen, sondern 
hier geht es um das Erleben des anderen (Mensch, Tier, Pflanze oder Ding) in 
seiner einzigartigen Wesenheit (siehe dazu „Intersein“ bei Thich Nhat Hanh). Die 
zentrale Metapher dafür ist das so genannte „Netz des Indra“,148 in dem das 
Universum als ein multidimensionales Netz erscheint, wobei jedes Seiende (also 
auch die unbelebten Dinge) als glänzender Juwel in einem Knoten dargestellt ist, 
in dem sich alles vollkommen reflektiert und sämtliche anderen Punkte in sich 
enthält. Thomas Cleary beschreibt das „Netz des Indra“ sehr treffend: „Alle Dinge 
(sind voneinander abhängig) und beinhalten daher in ihrem individuellen Sein 
das gleichzeitige Sein aller anderen Dinge. Daher heißt es, daß die Existenz jedes 
Elements des Universums die Existenz des gesamten Universums einschließt und 
daher so weit ist wie das Universum selbst.“149 
   Die Überlegungen des Dalai Lama zum Thema „Umwelt“ enthalten alle hier 
dargestellten Ebenen. Er trennt diese nicht, sondern vertritt immer eine 
ganzheitliche Sicht. Die Abhängigkeit von Mensch und Umwelt im Speziellen 
und seine Auffassung von Umweltschutz ganz allgemein hat er – in seiner 
prägnanten und ungekünstelten Art – so zusammengefasst: „According to 
Buddhist teachings there is a very close interdependence between the natural 
environment and the sentient beings living in it. Human beings, as social animals, 
need companions in order to survive. Since I believe that human beings are 
basically gentle by nature, I feel that we should not only maintain non-violent 
relations with our fellow human beings, but that we should extend the same kind 
of attitude towards the environment.”150  
   Auch in Bezug auf zukünftige Generationen ist es für ihn unerlässlich, mit der 
Umwelt sorgsam und nachhaltig umzugehen. Für den Dalai Lama ist eine intakte 
Umwelt ein Menschenrecht wie jedes andere. Seine Vorstellung von 
                                                 
148 Das „Netz des Indra“ ist im Avatamsaka-Sutra enthalten. Siehe dazu u.a. Aitken 1999a, S.37f, 
sowie URL: http://de.wikipedia.org/wiki/Avatamsaka-Sutra  
149 Thomas Cleary: „Entry into the Inconceivable. An Introduction to Hua-Yen Buddhism”, zitiert 
aus: Aitken 1999a, S.38. 
150 Dalai Lama, zitiert aus: Puri 2006, S.102 
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Gerechtigkeit umfasst das gesamte Spektrum, für ihn als Buddhisten wäre eine 
detaillierte und nur theoretische Analyse ohne praktischen Bezug nicht 
zielführend. Gerechtigkeit, wie sie der Dalai Lama versteht und lehrt, beginnt 
beim einzelnen Menschen. Dieser ist seiner Meinung nach „verpflichtet“ dazu, 
und die erwähnte Verbindung von Theorie und Praxis ist für ihn 
selbstverständlich. Wichtig ist demnach, dass diese Gerechtigkeitsüberlegungen 
zwar beim Einzelnen beginnen (siehe Mitgefühl), dann muss aber die praktische 
Umsetzung erfolgen (soziale Komponente). Der (positive) Kreislauf schließt sich 
dann insofern, als sich dieses soziale Engagement wieder positiv auf das 
Wohlbefinden des Einzelnen auswirkt. Wir Menschen, als soziale Wesen, 
brauchen den Mitmenschen, wir brauchen Freunde. Dafür müssen wir aber die 
„persönlichen“ Voraussetzungen schaffen. Und dann ist es für den Dalai Lama 
ganz einfach: „Mitgefühl oder Altruismus zieht Freunde an.“151 
„Den Ungerechtigkeiten entgegen treten“ (Sulak Sivaraksa)  
   Der 1933 in Bangkok geborene Professor für Sozialwissenschaften Sulak 
Sivaraksa – er studierte u.a. in England Rechtswissenschaften - gilt neben dem 
Dalai Lama und Thich Nhat Hanh als einer der aktivsten und einflussreichsten 
Vertreter des Engagierten Buddhismus. Neben seiner Lehrtätigkeit an 
verschiedenen Universitäten ist er als Autor vieler sozialkritischer Bücher 
hervorgetreten, er ist Berater und auch Gründer verschiedener NGOs und 
Mitbegründer des International Network of Engaged Buddhism (INEB). Gerade 
den Aktivitäten dieser Bewegung ist es zu verdanken, dass der Engagierte 
Buddhismus heute - weit über Asien hinaus - auch in der westlichen Welt bekannt 
ist und auch beachtet wird. Für seinen Einsatz für Gerechtigkeit und Frieden 
wurde Sulak Sivaraksa mehrfach geehrt, u.a. erhielt er 1995 den „Alternativen 
Nobelpreis“ (Right Livelihood Award).152 Wegen seines unermüdlichen 
Engagements für soziale Gerechtigkeit wurde er in seiner Heimat Thailand 
verfolgt, wegen „Majestätsbeleidigung“ angeklagt und inhaftiert und lebte einige 
                                                 
151 Dalai Lama 1999b, S.124 
152Zum„Alternativen Nobelpreis“ siehe: http://www.rightlivelihood.org/summary_german.html  
Eine Begründung für die Verleihung des Preises sowie eine Kurzbiografie von Sulak Sivaraksa 
findet sich u.a. bei URL: http://www.rightlivelihood.org/sulak.html  
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Jahre im Exil. Er ist praktizierender Buddhist und gilt als Vertreter eines 
weltzugewandten, engagierten Buddhismus, der sich für Gerechtigkeit und 
Frieden (weltweit) einsetzt. 
   Sulak Sivaraksa – er bezeichnet sich selbst als Anhänger des Theravada-
Buddhismus153 - geht in seinen Überlegungen zu Frieden und Gerechtigkeit von 
der zentralen Lehre Buddhas, den „Vier Edlen Wahrheiten“ aus (das Leben ist 
leidvoll, die Ursachen des Leidens sind Begehren und Unwissenheit, durch das 
Erlöschen der Ursachen erlischt das Leiden, der „Edle Achtfache Pfad“ führt zum 
Erlöschen des Begehrens). Sulak Sivaraksa interpretiert diese Lehre Buddhas sehr 
pragmatisch. Für ihn ist der Buddhismus trotz seiner unterschiedlichen 
Ausprägungen weniger eine Religion, als eine Sammlung von Methoden, die uns 
helfen kann, aus unserer „Verwirrung“ zu erwachen.154 Allen buddhistischen 
Lehren, so unterschiedliche Details sie auch angenommen haben, ist eines 
gemeinsam: Sie sind „Methoden“ zur Entwicklung von Mitgefühl, zur 
Verwandlung von Neid in Großzügigkeit, zur Verminderung unseres Egoismus 
und - ganz allgemein – eine Hilfe, die wahre Natur des Seienden zu verstehen. 
Diese Entwicklung muss beim Einzelnen beginnen, die „Trainingsinhalte“ sind 
sittliche Gesinnung, Konzentration und Weisheit. Die persönliche Befreiung ist 
aber nur der erste (wichtige) Schritt. Das Umsetzen der Lehre Buddhas in die 
soziale Praxis muss danach erfolgen und ist seiner Meinung nach unerlässlich. 
Wie immer die Wege dafür auch aussehen mögen, eines muss ihnen gemeinsam 
sein: Es müssen gewaltfreie Methoden sein. 
   Denn Gewalt hat seinen Ursprung in den „Drei Giften“ Neid, Hass und Ignoranz 
(Unwissenheit). Um eine wirklich gewaltlose Gesinnung zu erlangen, müssen 
diese „Gifte“ überwunden und in positive Qualitäten umgewandelt werden.155 Die 
Methode dafür ist die Meditation oder tiefe Versenkung. Dadurch können wir 
erkennen, was uns „kontrolliert“, dadurch können wir unseren eigenen „Geist“, 
unseren Verstand und unsere Gedanken wirklich kennen lernen. Indem wir unsere 
                                                 
153 Vgl. Sivaraksa 2005a, S.10 
154 Vgl. Sivaraksa 2005a, S.6 
155 Um das zu erreichen, lehrt der Mahayana-Buddhismus die sogenannten „Six Parameters“: 
Großzügigkeit, Sittlichkeit, Geduld, Bemühung, Meditation und Weisheit. Im Theravada-
Buddhismus kommen noch Entsagung, Wahrheit, Entschlossenheit und „liebende Güte“ dazu. 
(Vgl. Sivaraksa 2005b, S.4). 
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Gedanken und Emotionen verstehen und auch anerkennen, können wir unsere 
Vorurteile überwinden. Das führt zu Weisheit und Mitgefühl und bildet die Basis 
für eine gewaltlose Gesinnung.  
   Sivaraksa betont, dass Gewaltlosigkeit keinesfalls bedeutet, Gewalt zu 
ignorieren oder darauf passiv zu reagieren. Auch ein Bodhisattva, der sich zum 
Wohle der anderen einsetzt, verschließt die Augen nicht vor Gewalt, 
Ungerechtigkeit und Leid. Seine Weisheit und sein umfassendes Mitgefühl 
ermöglichen es ihm, das Leid zu erkennen und auf angemessene Weise - und den 
jeweiligen Umständen entsprechend - geschickt und jedenfalls gewaltlos zu 
reagieren. Die Augen vor Gewalt und Leid zu verschließen, ist nach Ansicht von 
Sivaraksa weder „buddhistisch“ noch gewaltlos. Sehr oft ist es wesentlich 
zielführender, sofort zu reagieren, da ein Verzicht auf (frühzeitige) Intervention 
erst recht zu Akten der Gewalt führen kann.156 
   Für Sivaraksa haben buddhistische „Tugenden“ - wie z.B. Mitgefühl und eine 
gewaltfreie Gesinnung - gerade für den interkulturellen Dialog eine ganz 
entscheidende Bedeutung. Um zu einer „gerechten“ Verständigung auf 
interkultureller Ebene zu gelangen, muss es zu einer Bejahung der 
Verschiedenheiten und auch Unvergleichbarkeiten zwischen den 
Konversationspartnern kommen, und gerade dieses Ziel kann durch Mitgefühl und 
Gewaltlosigkeit im weitesten Sinne erreicht werden. Wichtig ist für ihn in diesem 
Zusammenhang auch, dass erzielte Vereinbarungen nicht als unumstößlich gelten, 
sondern die Kommunikation muss weiter gehen, da die Bedingungen sich ständig 
ändern. Sivaraksa dazu: „’Keep going!’ should be an important rallying cry. The 
                                                 
156 Sivaraksa führt dazu eine Begebenheit an, die aus dem Leben des Buddha überliefert ist: Einst 
kam es zwischen zwei Königreichen zu einem Konflikt über Wasserrechte. Der Buddha erfuhr von 
der Sache und fragte einen der Könige: „Wie viel ist Wasser wert, großer König?“ Darauf 
antwortete dieser: „Sehr wenig“. „Und wie viel sind Krieger wert?“, fragte Buddha weiter. „Diese 
sind unbezahlbar“ sagte der König. Darauf sagte der Buddha: „Wie passt das zusammen? Wegen 
eines wertlosen Wassers willst du das Leben von unbezahlbaren Kriegern aufs Spiel setzen?“ Der 
König wurde darauf hin sehr nachdenklich. (Vgl. Sivaraksa 2005b, S.5, meine Übersetzung). Für 
Sivaraksa ist das ein Beispiel für eine geschickte und gewaltlose Intervention, die, weil sie früh 
genug erfolgte, ein Blutvergießen und damit Gewalt verhinderte. Hätte der Buddha nichts 
unternommen, wäre ein Krieg ausgebrochen, und das wäre kein gewaltloses Vorgehen des Buddha 
gewesen. Eine „Enthaltung“ hätte in diesem Fall  zu Gewalt geführt.   
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end of a conversation is a harbinger of disaster.”157 Um eine erfolgreiche 
interkulturelle Verständigung zu erreichen, müssen Unterschiedlichkeiten eher als 
Bereicherung und nicht als Hindernis gesehen werden. Die Anerkennung der 
Pluralität kann dazu beitragen, dass einerseits die eigene Partikularität 
überwunden wird, und andererseits auch hegemoniale Bestrebungen erkannt und 
in die Schranken gewiesen werden. Sivaraksa hat hier besonders den westlichen 
Lebensstil im Visier, der mit seiner weltweiten Verbreitung im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen und kulturellen Globalisierung hinderlich für eine 
interkulturelle Verständigung ist. 
    „In der heutigen Welt herrscht die Moral des westlichen Konsumismus“,158 
beklagt Sivaraksa die gegenwärtige Situation. Der Konsumismus ist an die Stelle 
der Religion getreten, kann deren Funktion aber in keiner Weise erfüllen. Am 
Beispiel seines Heimatlandes Thailand versucht er zu zeigen, wie dieser (neue) 
Lebensstil die Menschen habgierig und aggressiv werden lässt, Mitgefühl und 
eine gewaltlose Gesinnung erscheinen heutzutage beinahe anachronistisch.159 Es 
erscheint seiner Meinung nach in keiner Weise gesichert, dass mehr Konsum, 
(wirtschaftlicher) Fortschritt und größerer Komfort die Menschen wirklich 
nachhaltig glücklich machen können. Die negativen Auswirkungen auf unsere 
Seele und auf die Umwelt sind für ihn evident. Wir Menschen sind aber erst dann 
in der Lage uns von diesen negativen Einflüssen zu befreien, wenn wir erkennen, 
dass die Wurzeln von Habgier und Aggressivität in uns selbst liegen. Sivaraksa 
tritt hier für einen Mittelweg ein. Keineswegs verkennt er die Vorteile vieler 
Errungenschaften des Westens, er verwehrt sich nur gegen eine unkontrollierte 
„Verwestlichung“ der (asiatischen) Gesellschaften. Der westliche Lebensstil, die 
westlichen Werte sind nicht mit der asiatischen Kultur verschmolzen, sondern 
haben diese in aggressiver Weise überwältigt.160 Gefragt ist seiner Meinung nach 
                                                 
157 Sivaraksa 2005a, S.20 
158 Sivaraksa 1995, S.26 
159 „Im Konsumismus werden Menschen, die wirtschaftliche und politische Macht haben, dadurch 
unterstützt, daß ihr Haß, ihre Aggression und ihr Zorn belohnt wird. Der Konsumismus arbeitet 
auch Hand in Hand mit dem modernen Bildungssystem, das zwar Schlauköpfe, aber keine weisen 
Menschen heranzieht.“ (Sivaraksa 1995, S.33). 
160 Vgl. Sivaraksa 1995, S.34 
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ein gerechtes buddhistisches Gesellschaftsmodell, das von gegenseitiger Achtung 
getragen ist, und das Frieden und Gewaltlosigkeit zu seinen Prämissen macht. 
   Für Sulak Sivaraksa ist eine gerechte, auf buddhistischen Grundsätzen 
beruhende Gesellschaftsordnung keineswegs nur Utopie, sondern ein Gebot der 
Stunde. Wir leben in einer Zeit, wo Ungerechtigkeit und Ausbeutung viele 
Gesellschaften dominiert und deshalb gibt es – sozusagen als Antwort darauf - 
weltweit eine steigende Anzahl von Bewegungen, die sich für Frieden, soziale 
Gerechtigkeit und – in zunehmendem Maße – auch für ökologische Belange 
einsetzen. 
   Die Forderung nach gerechten gesellschaftlichen Verhältnissen – so Sivaraksa - 
ist aber kein neues Phänomen. Bereits in den Schriften des frühen Buddhismus 
zur Staatsführung gibt es sehr genaue Vorstellungen zu einer gerechten 
Gesellschaft. Ein König hatte demnach zehn Pflichten zu erfüllen: Für Frieden zu 
sorgen und Krieg zu vermeiden. Zu diesen „außenpolitischen“ Pflichten kamen 
noch persönliche und „innenpolitische“: Aufrichtigkeit, Güte, Enthaltsamkeit, 
Selbstaufopferung, Freigebigkeit, Toleranz und die Entschlossenheit, dem Willen 
des Volkes zu entsprechen.161 Interessant dabei ist, dass im frühen Buddhismus 
der Weg zu sozialer Gerechtigkeit und Frieden nur über einen gerechten und mit 
positiven Tugenden „ausgestatteten“ Herrscher führte.162 Eine seiner wichtigsten 
Pflichten ist die Bekämpfung von Armut, denn diese stellt ein großes Hindernis 
für eine positive Entwicklung der Menschen dar und gilt als Hauptursache für 
Unruhe und Unordnung.163 In einer idealen buddhistischen Gesellschaft leben alle 
                                                 
161 Vgl. Sivaraksa 1995, S.151 
162 Sivaraksa weist in diesem Zusammenhang auf zwei Mythen hin, die seiner Meinung nach 
großen Einfluss auf die Monarchen und Herrscher Süd- und Südostasiens ausgeübt haben: Das 
Aggañña Sutta und das Cakkavatti Sihananda Sutta des Digha Nikaya. 
Vgl. dazu URL: http://www.palikanon.com/digha/d27.htm/  für das Aggañña Sutta, und  
 http://www.palikanon.com/digha/d26.htm/ für das Cakkavatti Sihananda Sutta (14.11.2008).   
163 Sivaraksa wendet sich entschieden gegen die weit verbreitete Auffassung, Armut sei im 
Buddhismus eine wünschenswerte Eigenschaft. Seiner Meinung nach wird dabei Armut mit 
Einfachheit und Schlichtheit verwechselt. Abgesehen von den Vorschriften für die Mönche hat der 
Buddha Armut nie gefordert. Ganz im Gegenteil, wirtschaftlicher Reichtum erschien ihm durchaus 
wünschenswert, er sollte allerdings gerecht verteilt werden. Auch sollte man nicht am Reichtum 
„hängen“, denn das erzeugt Gier und Leiden. Für Buddhisten des Laienstandes wird gefordert, 
wirtschaftlichen Reichtum nur mit rechten (buddhistischen) Mitteln (siehe Der Achtfache Pfad) zu 
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ohne Armut und in wirtschaftlicher Unabhängigkeit (außer Nonnen und Mönche). 
In einer solchen Gesellschaft – so die frühbuddhistische Forderung – tragen auch 
die einfachen Menschen Verantwortung für das Ganze. Sowohl sie als auch die 
Herrscher sollen sich in angemessener Weise um das eigene Wohl und um das der 
anderen kümmern. 
   Wie die meisten Buddhisten so weiß auch Sulak Sivaraksa, dass eine solche 
(ideale) Gesellschaft heute nicht existiert und auch nur sehr schwer zu entwickeln 
sein wird. Er sieht die frühbuddhistischen Vorstellungen allerdings als eine Art 
Maximalforderung, für deren – zumindest teilweisen - Umsetzung wir heutigen 
Menschen eintreten müssen. Seiner Meinung nach haben vor allem die 
Machthaber – auch die buddhistischen – versagt. Gerade deshalb fordert er im 
Zusammenhang mit einer gerechten Entwicklung von Gesellschaften: „Wenn wir 
Buddhisten eine sinnvolle Rolle dabei spielen wollen, die Tugenden des Friedens 
und der Gerechtigkeit in der Welt wieder einzuführen, dürfen wir uns nicht länger 
zurückhalten. Wir müssen die gegenwärtigen ungerechten Strukturen der Gewalt 
in Frage stellen und nicht nur die Taten einzelner Personen und Länder. Wir 
sollten mit den Christen, den Hindus, den Juden, den Mohammedanern und den 
Menschen anderer Religionen und Ideologien zusammenarbeiten […].“164 
Bemerkenswert dabei ist sein interkultureller Ansatz. Für ihn ist es unerheblich, 
welcher Tradition, welcher Kultur oder Religion der Einzelne verpflichtet ist. 
Gefragt sind seiner Meinung nach Menschen, die – im weitesten Sinn – die 
skizzierten buddhistischen Ideale anerkennen. Auf dieser Basis können dann 
sowohl zwischenmenschliche als auch gesellschaftliche Konflikte gelöst werden. 
Damit sollte es möglich sein, Frieden und Gerechtigkeit sowohl für die Menschen 
als auch für die Natur zu erreichen. Die bestehenden (ungerechten) Strukturen 
sind durch Habgier, Hass und Unwissenheit entstanden, sie sind also 
„Menschenwerk“ und können deshalb auch wieder verändert und zum Positiven 
gewendet werden. Ideologie allein wird da nicht helfen. Deshalb fordert 
Sivaraksa: Wir müssen den Ungerechtigkeiten aktiv entgegentreten und ein für die 
                                                                                                                                     
erwerben und diesen dann auch zum Wohle der Mitmenschen einzusetzen. (Vgl. Sivaraksa 1995, 
S.155f).   
164 Sivaraksa 1995, S.160 
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individuelle und gesellschaftliche Entwicklung förderliche („gesunde“) Moral 
entwickeln.165 
   „Freiheit des Einzelnen“ ist für Sivaraksa eine zentrale Forderung im 
Zusammenhang mit einer gerechten Gesellschaft. Er unterscheidet dabei drei 
Ebenen von Freiheit: Erstens sollten Menschen grundsätzlich frei, d.h. ohne eine 
ihre Existenz bedrohende Armut, leben können. Die zweite Ebene bildet die 
soziale Freiheit, d.h. eine tolerante und friedliche gesellschaftliche Ordnung. Erst 
wenn diese beiden Ebenen der Freiheit gegeben sind, kann die dritte, die 
persönliche Freiheit, d.h. frei von Habgier, Hass und Irrglauben, erreicht werden. 
Diese Ebenen der Freiheit sind die Voraussetzungen für Frieden – sowohl für den 
„inneren“, als auch den „äußeren“. Der innere Friede ist der geistige, der 
spirituelle Friede, und der äußere zielt auf die Verhinderung von Streit, 
Gewalttätigkeit und Krieg. Um all das zu erreichen, müssen wir bei uns selbst 
beginnen. Wir müssen zu unserer eigenen „spirituellen Tiefe“ zurückfinden. Das 
ist - nach Meinung von Sivaraksa - die Lektion Buddhas zur sozialen Frage. Dazu 
bedarf es des persönlichen Einsatzes und – ganz wichtig – auch eines 
gemeinsamen Vorgehens von gleich gesinnten Menschen, die sich diesen 
Grundsätzen verpflichtet fühlen. Denn: „Ohne Freunde können wir nichts 
erreichen. Als ein weltweites Netz von Freunden können wir alle Hindernisse 
friedlich und liebevoll überwinden.“166 
   Sulak Sivaraksa versteht es, buddhistische Ideale auf konkrete politische, 
soziale, ökonomische und ökologische Herausforderungen unserer Zeit zu 
beziehen und auch pragmatische Lösungsansätze zu erarbeiten. In ähnlich 
einfachen Worten wie der Dalai Lama und auch Thich Nhat Hanh erläutert er die 
grundlegenden Prinzipien des Buddhismus, sucht nach den Ursachen des 
                                                 
165 Sivaraksa stellt dazu eine Art Forderungskatalog auf, um dieses Ziel – vor allem auf 
internationaler Ebene – zu erreichen: 1) Eine transnationale Antwort auf die Transnationalisierung 
des Kapitals. 2) Politische und wirtschaftliche Solidarität des Südens bei seinen Geschäften mit 
dem Norden. 3) Waffenkontrolle, die Lösung von Konflikten und die Wahrung der Sicherheit. 4) 
Einschränkung des Konsumismus. 5) Demokratie, Gleichheit und internationale Organisation. 6) 
Eine globale Überwachung der Abrüstung. 7) Ein mächtigeres internationales Gerichtswesen. 7) 
Eine ständige, mächtige internationale Streitmacht zur Aufrechterhaltung des Friedens. 8) 
Universale Grundrechte. (Vgl. Sivaraksa 1995, S.162ff). 
166 Sivaraksa 1995, S.166 
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menschlichen Leids und der gesellschaftlichen Ungerechtigkeiten und zeigt die 
Aktualität der buddhistischen Lehre zur Lösung anstehender Probleme. Dabei ist 
seine Kritik an den herrschenden Strukturen – beispielsweise am westlichen 
Konsumismus, der Korruption ganz allgemein, des Machtmissbrauchs bestimmter 
Führungsschichten, aber auch an Weltbank und IWF – fundamental, seine 
Gegenvorschläge einfach und zielorientiert, wenngleich auch teilweise utopisch. 
   Zusammenfassend kann der „Engagierte Buddhismus“ als eine inzwischen 
weltweite Bewegung verschiedener Organisationen und Einzelpersonen 
angesehen werden, die ein gemeinsames Ziel verfolgen: In einer Welt, die von 
Krieg, Gewalt und Ungerechtigkeit geprägt ist, kann das eigene Streben zur 
Aufhebung von (egoistischem) Begehren, persönlicher Unwissenheit und 
Verblendung auch zu einer Aufhebung - oder zumindest Linderung - des Leids 
der anderen führen. Für engagierte Buddhisten ist es deshalb unerlässlich, 
diejenigen sozialen, politischen und auch wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
kritisieren und ihnen auch aktiv entgegenzutreten, die Leid erzeugen. Umgekehrt 
bietet dann eine friedlichere und gerechtere Welt mit besseren 
Lebensverhältnissen eine notwendige Voraussetzung für die Verwirklichung 
persönlicher, spiritueller Lebensziele. Für die Vertreter des Engagierten 
Buddhismus ist der persönliche Frieden auf einer fundamentalen Ebene mit dem 
„Weltfrieden“ verbunden. Das heißt, wir können uns nicht sinnvoll für die Lösung 
der Ungerechtigkeiten dieser Welt einsetzen, wenn wir selbst zornig und 
aggressiv sind. Auf eine Kurzformel gebracht, können die Grundlinien des 
Engagierten Buddhismus auf drei Prinzipien zusammengefasst werden: Vermeide 
das Böse, kultiviere das Gute und setze dich zum Wohl alles Seienden ein.167 
Bemerkenswert ist dabei der „missionarische“ Ansatz des Engagierten 
Buddhismus. Der Buddhismus ganz allgemein wird ja neben dem Christentum 
und dem Islam zu den drei Religionen gezählt, deren Grundkonzeption auch das 
„Hinaustragen“ der Lehre, also das Überzeugen  anderer beinhaltet. Folgt man 
einer Kategorisierung durch Max Weber, so könnte der Missionstypus des 
Buddhismus als emissärisch bezeichnet werden.168 Als Kennzeichen eines solchen 
                                                 
167 Vgl. Puri 2006, S.7 (meine Übersetzung) 
168 Max Weber unterscheidet drei Arten von Missionierung: emissärisch, promissorisch und 
kommissärisch. Eine kurze Darstellung dazu bietet u.a. Abe 1997, S.98. 
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Missionierungsansatzes gilt u.a., die Unterschiede zwischen der eigenen und der 
fremden Religion eher gering zu halten, bei gleichzeitigem Festhalten an der 
eigenen Tradition. Das erklärt auch den Umstand, dass der Buddhismus - bei 
Berührung mit fremden kulturellen Traditionen - nationale Formen viel stärker 
annahm, als z.B. das Christentum. 
   Der Buddhismus ist – zumindest aus der Sicht des Engagierten Buddhismus -  
kein unfehlbares System, das auf alle anstehenden Fragen die passenden 
Antworten hat. Gerade im Bereich der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik sind 
die Vertreter des Engagierten Buddhismus durchaus bereit, Lösungsansätze und 
Einsichten anderer gesellschaftlicher Systeme oder Religionen anzunehmen oder 
sich zumindest genau mit ihnen zu beschäftigen. So lauten z.B. die ersten der 
vierzehn Gelübde des von Thich Nhat Hanh gegründeten „Ordens des Interseins“: 
„Vermeide Dogmatismus, bleibe offen und dränge deine Sicht anderen nicht auf. 
Die erste Regel lautet: Binde dich nicht abgöttisch an eine Doktrin, Theorie oder 
Ideologie, einschließlich der buddhistischen. Buddhistische Denksysteme sind nur 
Hilfsmittel zur Orientierung und keine absolute Wahrheit.“169 Das ist eine - 
gerade aus interkultureller Sicht - bemerkenswerte Formulierung, weist sie doch 
sehr große Übereinstimmung mit diesbezüglichen Überlegungen westlicher 
Philosophen auf, die sich mit Interkulturalität beschäftigen (z.B. Franz M. 
Wimmer und Ram Adhar Mall).  
4.3 „Gerechtigkeit“ im Daoismus 
   Der Daoismus gilt neben dem Konfuzianismus als eine der genuinen und 
zugleich einflussreichsten Religionen bzw. Philosophien Chinas. Die dritte 
wichtige Strömung ist der Buddhismus, der allerdings aus Indien stammt.170 
Wörtlich verstanden bezeichnet der Begriff „Daoismus“ (Taoismus) eine 
Denkschule, die sich mit dem Dao (Weg)171 beschäftigt und diesen – für die 
gesamte chinesische Philosophie und Religion überaus wichtigen - Topos 
interpretiert. Selbstverständlich wäre es zu kurz gegriffen, wollte man den 
                                                 
169 Kraft 1999, S.67 
170 De Groot nennt den Buddhismus „aufgepfropfter  Bestandteil“ des chinesischen 
Religionssystems (vgl. de Groot 1918, S.2). 
171 Zum Begriff „Dao“ siehe weiter unten. 
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Daoismus nur über die Verwendung und Interpretation des Dao erklären, aber 
dieses Konzept spielt im daoistischen System eine wesentlich größere Rolle als in 
anderen philosophischen und religiösen Bereichen der chinesischen 
Geistesgeschichte. Die einzigartige Bedeutung des Dao im daoistischen System 
wird u.a. auch insofern erkenntlich, als damit der Stellenwert und die große 
Wichtigkeit der Metaphysik  besonders hervorgehoben werden. 
   Der Daoismus spielt in China seit mehr als 2000 Jahren eine wichtige und 
komplexe Rolle, er beeinflusste die Kultur in sehr vielen Bereichen, wie 
beispielsweise in der Politik, Wirtschaft, Philosophie, Religion und Kunst. Der 
Daoismus kann also als eine - für China bedeutende - soziale, religiöse und 
geistesgeschichtliche Bewegung angesehen werden.  
   Moderne Sinologen unterscheiden zwischen dem philosophischen Daoismus 
und dem religiösen Daoismus, wobei allgemein davon ausgegangen wird, dass 
ersterer im 6.Jh.v.Chr. mit Laozi172 begann und letzterer ab der frühen Han-Zeit 
(ca. 200 v.Chr.).173 Als Daoist kann jemand bezeichnet werden, der nach den 
Grundsätzen des philosophischen Daoismus lebt oder an den religiösen Daoismus 
glaubt, inklusive der daoistischen Priesterschaft. Speziell die chinesischen 
Intellektuellen haben in der daoistischen Lehre stets einen Rückhalt für ihre 
spirituelle Freiheit gefunden, vor allem dann, wenn der soziale Druck zu groß 
wurde. Aber auch die junge Generation des heutigen China zeigt sich gegenüber 
den daoistischen Schriften und Überlieferungen sehr interessiert, zumal sie daraus 
Konzepte eines Individualismus und einer persönlichen Freiheit ableiten 
können.174  
   Als der wichtigste Vertreter des klassischen philosophischen Daoismus gilt der 
bereits erwähnte Laozi (ca. 6.Jht.v.Chr.). Ihm wird – zumindest teilweise – die 
Schrift Daode jing175 zugerechnet und die nachfolgende Analyse beschränkt sich 
auf diesen Autor und die im Daode jing enthaltenen Gerechtigkeitsaspekte. Dabei 
                                                 
172 Bei der Schreibweise der chinesischen Eigennamen folge ich weitgehend der in der modernen 
Sinologie üblichen simplifizierten Form, wie sie u.a. auch von Florian C. Reiter verwendet wird 
(vgl. dazu Reiter 2008). 
173 Für eine kurze und übersichtliche Darstellung des philosophischen und religiösen Daoismus 
siehe u.a. Franke 1974, S.1372ff 
174 Vgl. Liu 1997, S.209 
175 Zum Daode jing siehe weiter unten. 
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darf der Begriff „Gerechtigkeit“ nicht an der Diskussion der westlichen 
politischen Philosophie gemessen werden, die im Verlauf der Jahrhunderte ein 
ausdifferenziertes System über verschiedene Aspekte des Gerechten entwickelt 
hat. Durch die Betonung von Werten wie Harmonie und Anpassung an die 
kosmische Ordnung bestand für den „klassischen“ Daoismus weder der Anlass 
noch die Möglichkeit zur Ausbildung eines differenzierten 
Gerechtigkeitsbegriffes. Ein Umstand, der übrigens auch für den Konfuzianismus 
gilt (siehe weiter unten). Berücksichtigt man allerdings diese Voraussetzungen, so 
können wichtige Aspekte aus dem Bereich der Ethik und der 
gesellschaftspolitischen Ordnung durchaus mit der Gerechtigkeitsfrage in 
Zusammenhang gebracht werden. 
4.3.1 „Gerechtigkeit wird erst durch das Verlassen des Dao nötig“ (Laozi – 
Daode jing)   
   Über die Lebensdaten und die Identität des Laozi gibt es sehr unterschiedliche 
Interpretationen. Die meisten chinesischen Wissenschaftler und auch viele 
westliche Sinologen gehen davon aus, dass er im 6.Jht. v. Chr.176 im Süden der 
heutigen Provinz Henan gelebt  hat und ein (älterer) Zeitgenosse des Konfuzius 
gewesen sein soll.177 Er ist längere Zeit als königlicher Archivar am Hof der Chou 
(Zhou) tätig gewesen und hat sich - nachdem er den Untergang dieses 
Königreiches heraufkommen sah und des höfischen Lebens überdrüssig wurde - 
                                                 
176 Die Lebensdaten des Laozi fallen in jene Zeit, die Karl Jaspers als „Achsenzeit“ bezeichnet hat. 
Er meint damit die Zeitspanne von 800-200 v. Chr., in der die wesentlichen geistigen Strömungen 
entstanden sind. In diesem Zeitraum haben die noch heute wirksamen Grundkategorien des 
Denkens  ihre Wurzeln, und auch die Ansätze einiger wichtiger Weltreligionen sind zu dieser Zeit 
entstanden. In China (Laozi, Konfuzius), Indien (Upanischaden, Buddha), Iran (Zarathustra), 
Palästina (Elias, Jesaias, Jeremias…) und Griechenland (Homer, Parmenides, Heraklit, Plato…) 
entstanden Denktraditionen und religiöse Systeme, die bis heute ihre Gültigkeit und auch 
Wirkungsmächtigkeit erhalten haben. Jaspers nennt diesen Vorgang die „Vergeistigung“ der 
Menschen und meint damit, dass der Mensch sich aus der Befangenheit  - aber auch Ruhe - des 
„mythischen Zeitalters“ langsam löste und anfing, Fragen zur Welt ganz allgemein und zu seinem 
eigenen Dasein zu stellen. Er – der Mensch - erkennt die Furchtbarkeit der Welt und zugleich seine 
eigene Ohnmacht und stellt radikal neue Fragen. (vgl. Jaspers 1949, S.18ff). 
177 Vgl. dazu u.a.: Kaltenmark 1981, S.17ff, Lin 1990, S.16f, Reiter 1994, S.7ff, Liu 1997, S.219f, 
Wilhelm 2007, S.27ff, Reiter 2008, S.16. 
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in Richtung Westen abgesetzt. Dabei soll er, so die Legende weiter, von einem 
Torwächter dazu ermutigt worden sein, ein Buch über seine Philosophie zu 
schreiben. Auf diese Weise ist ein Werk entstanden, welches zu den 
einflussreichsten der chinesischen Geistesgeschichte gezählt wird: das Daode jing 
oder das Buch Laozi.178  
   Das Daode jing ist – und das macht es aus interkultureller Sicht besonders 
interessant – keine Offenbarungsschrift prophetischer Art, wie wir es aus dem 
jüdisch-christlich-islamischen Kulturraum gewöhnt sind. Dieser Text stellt keinen 
absoluten Wahrheitsanspruch, und es gibt auch keine chinesische Interpretation 
davon, die einen doktrinären Charakter angenommen hätte.179 Das Daode jing – 
wörtlich übersetzt das „Buch (jing) vom Weltgesetz (dao) und seinem Wirken 
(de)“180 - gehört zu den Standardwerken der chinesischen Philosophie, es war und 
ist Allgemeingut für jeden, der sich in China für Philosophie oder Religion 
interessiert. Es gibt dazu auch eine große Anzahl von Kommentaren, die zwischen 
dem 3.Jht.v.Chr. und heute verfasst worden sind. Auch im Westen sind das 
Interesse an dieser Schrift und auch der Bekanntheitsgrad sehr groß.181 
   Bevor nun dieser Text auf Gerechtigkeitsaspekte untersucht wird, ist es nötig, 
noch einige Sätze zu dem überaus wichtigen Begriff „Dao“ (Tao) voranzustellen. 
Dao ist ein uralter Begriff des chinesischen Universismus182 mit der Bedeutung 
                                                 
178 In China war es üblich, die Werke nach ihren Verfassern zu benennen. Vgl. dazu u.a. das 
Zhuangzi, ein vom Daoisten Zhuangzi verfasster Text (vgl. Kaltenmark 1981, S.29). 
179 Vgl. Reiter 2008, S.25 
180 Vgl. Glasenapp 1972, S.166 
181 Das Daode jing ist eine Sammlung von Aphorismen in zwei Kapiteln und 81 Abschnitten, es ist 
größtenteils gereimt und mit einem tiefen Sinngehalt versehen. Das stellte bereits die chinesischen 
Interpreten vor große Schwierigkeiten. Es gibt sehr viele Übersetzungen  davon, die sich 
notgedrungen in der Deutung (der kurzen aphoristischen Sätze) stark voneinander unterscheiden. 
Wichtige Übersetzungen gibt es u.a. von Viktor von Strauß, Richard Wilhelm, Erich Schmitt, 
Erwin Rousselle, Arthur Waley, J. J. L. Duyvendak und Günther Debon). 
182 Unter „chinesischer Universismus“ versteht de Groot den gemeinsamen und seit Urzeiten 
bestehenden Stamm der chinesischen Religionen. Konfuzianismus, Daoismus und Buddhismus 
sind demnach lediglich als integrierter Bestandteil dieses anzusehen. Universismus bedeutet 
Religion des Universums, des Weltalls, seiner Teile und seiner Erscheinungen. Himmel, Erde und 
Mensch bilden die drei Komponenten des (einheitlichen) Universums und stehen in ständiger 
Wechselbeziehung zueinander. Dieses uralte metaphysische System, dessen Kernannahmen eine 
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von „Ordnung des Weltalls“. De Groot beschreibt den Begriff sehr bündig: „Tao 
heißt […] die ganze planmäßige Anlage und Daseinsäußerung des Universums, 
sein Leben und Wirken, die Gesamtheit aller regelmäßig wiederkehrenden 
Erscheinungen, kurz die Natur, den Gang des Alls, die natürliche 
Weltordnung.“183  Demgemäß wird das universelle Dao (Dao des Universums) in 
ein Dao des Himmels und ein Dao der Erde unterteilt, während das 
philosophische System, das die ganze Sphäre des menschlichen Daseins und 
Wirkens umfasst, als Dao des Menschen (System von Regeln, Bräuchen und 
Sitten) bezeichnet wird. 
   Auch für den Verfasser des Daode jing steht der Begriff „Dao“ im Zentrum der 
Überlegungen, er bildet quasi den  Mittelpunkt seiner Argumentation. Die 
Bedeutung geht bei Laozi (oder den weiteren Verfassern des Daode jing) 
allerdings weit über die einer natürlichen Weltordnung hinaus. Dao bekommt bei 
ihm deshalb einen ganz neuen Stellenwert, weil er es als „Urquell allen Seins“ 
auffasst, als „substantielle Kraft“, die allem zu Grunde liegt.184 Im Kapitel 25 des 
Daode jing heißt es dazu: „Ein Wesen gibt es chaotischer Art, das noch vor 
Himmel und Erde ward. So tonlos, so raumlos, unverändert auf sich nur gestellt, 
ungefährdet wandelt es im Kreise. Du kannst es ansehn als die Mutter der Welt. 
Ich kenne seinen Namen nicht. Ich sage ‚Weg’, damit es ein Beiwort erhält.“185 
Das Dao kann demnach weder gesehen, gehört oder berührt werden, es ist sowohl 
raumlos als auch tonlos und stellt dennoch eine in sich geschlossene, 
vollkommene Einheit dar. Laozi beginnt seine kosmologischen Überlegungen also 
vor der Weltentstehung. Das Dao ermöglicht erst das Sein, das ursprünglich aber 
noch ungetrennt ist (All-Einheit). Daraus entsteht die Zweiheit von Yin und Yang 
                                                                                                                                     
kosmische Gesetzmäßigkeit und eine Entsprechung zwischen Makro- und Mikrokosmos sind, liegt 
allem chinesischen Denken und auch allen religiösen Systemen Chinas zu Grunde. Da das Dao als 
Zentralbegriff dieses Universismus gilt, kann dieser auch als „alter, gemeinchinesischer“ 
Daoismus bezeichnet werden (vgl. de Groot 1918, S.2ff). Vgl. dazu auch: Glasenapp 1972, 
S.126ff. 
183 De Groot 1918, S.5 
184 Vgl. dazu u.a. Jaspers 1957, S.14f. 
185 Daode jing, Kapitel 25, 1.Abschnitt, nach einer Übersetzung von Günther Debon (Debon 2003, 
S.49). 
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und aus diesem Dualismus entsteht der „Lebensatem“, also eine Dreiheit, und 
diese wiederum erzeugt die „zehntausend Wesen“.186  
   Das Dao ist aber auch geheimnisvoll. Wir können es weder mit unseren Sinnen 
noch mit dem Verstand begreifen, sondern es bedarf dazu anderer Fähigkeiten, die 
sich erst bei totaler Hingabe erschließen.187 Das Dao ist frei von jedem 
(menschlichen) Wollen oder Zweckdenken, es „funktioniert“ vielmehr spontan. 
Es beruht ausschließlich auf natürlichen Prozessen und zeigt sich auch in diesen. 
Einen „Schöpfergott“, wie beispielsweise im der jüdisch-christlichen Tradition, 
gibt es deshalb nicht. Laozi spricht immer nur von einem „himmlischen Prinzip“. 
Das Dao ist also das allgemeine Prinzip des Universums, und das „De“ (Wirken) 
ist die Individualisierung, es ist das, was Menschen oder Dinge werden, wenn sie 
in Existenz treten. 
    Damit wird das Dao zum Ursprung aller Wesen, und erst durch die Entstehung 
der Vielheit aus der Einheit kommen auch die Gegensätze in die Welt, die vorher 
nicht vorhanden waren (gut und böse, groß und klein usw.). Aus dieser Grundidee 
– Abweichen von der ursprünglichen Einheit hin zu der lebensweltlichen Vielheit 
- entwickelt Laozi auch seine ethischen Überlegungen. Allgemein betrachtet kann 
das Dao demnach sowohl als philosophisch-abstraktes Weltgesetz (universeller 
Zusammenhang aller Dinge und Erscheinungen) als auch im Sinne eines 
mystischen „Urgrundes“ verstanden werden, zu dessen Erkenntnis der Einzelne 
nur durch „Trennung“ von den (weltlichen) Dingen und durch Versenkung in das 
Selbst gelangen kann.  
Abweichen vom Dao 
   Für Laozi scheint ein Befund über den Zustand der Gesellschaft, wie er sie 
erlebt hat, außer Streit zu stehen: Diese Gesellschaft hat das Dao verlassen, sie 
steht daher nicht mehr im Einklang mit der himmlischen Ordnung. In den als 
                                                 
186 Vgl. Daode jing Kapitel 42. Beachtenswert bei dem Begriff „Dao“ ist die unterschiedliche 
Übersetzung durch die westlichen Wissenschaftler. So bezeichnet z.B. Günther Debon das Dao als 
„Weg“, während Richard Wilhelm es als „Sinn“ übersetzt (vgl. Debon 2003 bzw. Wilhelm 2006). 
187 Im Kapitel 47 des Daode jing heißt es entsprechend: „Ohne das Tor zu verlassen, kannst du das 
Erdreich erfassen; Ohne durchs Fenster zu spähn, Den Weg des Himmels sehn. Je weiter wir 
hinausgegangen, Desto geringer wird unser Verstehn.“ (Daode jing, Kapitel 47, zitiert aus: Debon 
2003, S.76). 
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vorbildlich dargestellten „alten Zeiten“, in denen die Herrscher (Könige) noch den 
Titel „Sohn des Himmels“ oder „Vater und Mutter des Volkes“ mit Recht trugen, 
gab es Einklang zwischen der kosmologischen Ordnung und dem 
„Menschlichen“. Diese Übereinstimmung herzustellen und aufrechtzuerhalten, 
das war die Funktion des Herrschers. Eine solch schwierige Aufgabe konnte er 
nur erfüllen, wenn er einerseits ein Ebenbild des „Herrschers in der Höhe“ und 
andererseits ein Vorbild für das Volk war.188  
   Es besteht also nach Ansicht von Laozi eine Korrelation zwischen der Ordnung 
des Himmels, den Tugenden des Herrschers und der Ordnung der Gesellschaft. Ist 
der Herrscher nicht in der Lage, diese Einheit zu gewährleisten, wenn also 
Unordnung und Ungerechtigkeit in der Gesellschaft vorherrschen, so hat er sein 
Mandat nicht „verdient“ und kann auch abgesetzt werden. Der ideale Zustand, wie 
er in früheren Zeiten anzufinden war (Florian C. Reiter spricht in diesem 
Zusammenhang von der „äußersten Antike“189), kann dadurch charakterisiert 
werden, dass sich die Menschen darüber gar nicht bewusst waren. Sie lebten 
einfach in einer friedlichen und gerechten Welt, ohne darüber zu reflektieren. Es 
geht im Daode jing primär nicht darum, z.B. strukturelle Voraussetzungen für 
gerechte soziale Verhältnisse zu schaffen. „Konfuzianische“ Begriffe wie 
„Mitmenschlichkeit“, „Loyalität“, „Pietät“ und auch „Gerechtigkeit“ werden 
abgelehnt, gefordert wird vielmehr eine Rückbesinnung auf die „natürliche 
Gesetzmäßigkeit“ des Dao.   
   Sehr eindrücklich wird das Verlassen des Dao und die daraus resultierenden 
Konsequenzen im Kapitel 18 des Daode jing beschrieben: „Wird das große Tao 
verlassen, dann gibt es Menschenliebe und Gerechtigkeit. Kommt Klugheit und 
Wissen auf, so gibt es große Heuchelei. Sind die sechs Verwandtschaftsarten nicht 
im Einklang, so gibt es Kindespflicht und Vaterliebe. Ist die Landesherrschaft in 
Verfall und Unordnung, so gibt es getreue Diener.“190 Die - zumindest für 
westliche Begriffe - verblüffende Kernaussage dieses Kapitels lautet also: Erst 
                                                 
188 Vgl. Opitz 1967, S.59 
189 Vgl. Reiter 2008, S.111. Im Daode jing wird in diesem Zusammenhang von „Altertum“ 
gesprochen, dieses „besaß“ noch das Dao und die Menschen lebten im Einklang mit diesen (vgl. 
dazu die Kapitel 14 und 15).  
190 Daode jing, Kapitel 18, zitiert aus: Jaspers 1957, S.31 
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wenn das Dao verlassen wird, gibt es bestimmte Tugenden und Regeln. Dann ist 
eine bestimmte „Verlorenheit“ aber bereits eingetreten und die sich daraus 
entwickelnden Tugenden und Pflichten können nur mehr als eine Art Teilrettung 
angesehen werden. Sind die Tugenden auch noch so edel, so sind sie dennoch nur 
ein untrügliches Zeichen für eine schon niedrigere Stufe des Menschseins. Die 
Forderung des Laozi nach einer Rückkehr zur Ordnung des Altertums ist daher 
nicht so zu verstehen, dass einfach das Alte aufgrund der literarischen 
Überlieferung identisch erneuert wird (das wäre ja – nach Ansicht von Laozi - der 
Weg des Konfuzius), sondern bedeutet, das „ewig“ Alte, also das Ursprüngliche, 
d.h. das Dao  (wieder) zu erneuern und in eine Kontinuität mit der Gegenwart zu 
bringen. Im Kapitel 14 des Daode jing heißt es dementsprechend: „Halte fest am 
‚Weg’ des Altertums, und du lenkst das Sein der Gegenwart. Zu wissen um des 
Altertums Beginn, das nennen wir des ‚Weges’ leitenden Sinn.“191 
Rückkehr zu einer gerechten Gesellschaft durch Wirken des wahren (weisen) 
Herrschers 
   Die Aufforderung, am „Weg“ festzuhalten und damit die Unordnung zu 
beseitigen und die Gemeinschaft (wieder) mit der kosmischen Ordnung in 
Einklang zu bringen, richtet Laozi in erster Linie an die oder den Machthaber. 
Gesucht wird also ein idealer Herrscher, einer, der Einsicht in diese kosmische 
Ordnung hat und es auch zustande bringt, gemäß dieser zu handeln. Er nennt 
diesen einen „weisen Mann“ oder auch „heiligen Mensch“ (sheng-jen).192 Der 
Zustand der Gesellschaft – sie ist durch aggressives Verhalten, Selbstsucht und 
soziale Ungerechtigkeit gekennzeichnet - ist für Laozi Beweis genug, dass die 
gegenwärtigen Könige diese Qualitäten nicht (mehr) haben. Sie sind sowohl in 
Bezug auf ihre Persönlichkeit als auch in Bezug auf ihr Handeln weit von der 
kosmischen Ordnung entfernt. Deshalb entwirft er mit dem Daode jing auch eine 
Art „Ordnungsentwurf“,193 der sich hauptsächlich an die Herrscher richtet, aber 
auch an die bestehende gesellschaftliche Ordnung (konkret an den 
                                                 
191 Daode jing, Kapitel 14, zitiert aus: Debon 2003, S.38 
192 Vgl. Opitz 1967, S.181 
193 Vgl. Opitz 1967, S.11 
 268 
Konfuzianismus), die - seiner Meinung nach - beide dem Ideal bei weitem nicht 
entsprechen. 
   Welche Eigenschaften muss nun ein solcher „weiser Mann“ oder „heiliger 
Mensch“ haben, und mit welchen Mitteln kann es ihm gelingen, die (ungerechte) 
Gesellschaft wieder in Einklang mit dem Kosmos zu bringen? Als wichtigste 
Voraussetzung dafür gilt die Einsicht in den wahren Seinsgrund, in die kosmische 
Ordnung und in den Ursprung der „zehntausend Wesen“, also die tiefe 
Übereinstimmung mit dem Dao.194 Als Vorbild dafür dienen ihm die weisen 
Herrscher des Altertums, die es mit ihrem Verhalten zustande gebracht haben, ein 
friedliches und gerechtes gesellschaftliches System zu entwickeln, ein 
Gesellschaftssystem also, das im Einklang mit der kosmischen Ordnung stand.  
   Als konkrete Anforderung an das Verhalten des idealen Herrschers – und auf 
diese konzentriert sich die Analyse – kann zunächst einmal der in der 
chinesischen Tradition überaus wichtige Begriff  „Nicht-Tun“ oder „Nicht-
Handeln“ (wu wei)  genannt werden, der zu den „Großen“ oder „Höchsten 
Tugenden“ gezählt wird. „Nicht-Tun“ darf aber keinesfalls als „Nichtstun“ 
aufgefasst werden, es ist vielmehr ein Konzept das dafür verwendet wird, um die 
Zweckgerichtetheit der menschlichen Handlungen und Absichten in die 
Schranken zu weisen. Die scheinbar paradoxe Formulierung im Daode jing – sie 
ist typisch für die Theorie der Gegensätze (Begriffspaare), wie sie von Laozi 
verwendet wird – lautet: „Bleib ohne Tun – Nichts, das dann ungetan bliebe.“195 
Und an anderer Stelle heißt es ergänzend dazu: „Könnten die Fürsten und Könige 
dieses (das Nicht-Tun, WG) bewahren, Würden die zehntausend Wesen von selbst 
sich entfalten.“196 Damit wird ausgedrückt, dass „Nicht-Tun“ keine Passivität oder 
Antriebslosigkeit bedeutet, sondern ein Wirken, das durch Spontaneität 
gekennzeichnet ist. Hält sich der Herrscher an dieses Prinzip, so ist eine 
gedeihliche Entwicklung der ihm anvertrauten Gesellschaft zu erwarten. „Nicht-
Tun“ ist ein Wirken, ohne dass Gewicht oder Bedeutung auf die dadurch 
                                                 
194 Diese Anforderung an den Herrscher spricht Laozi u.a. im Kapitel 21 des Daode jing an: „Der 
tiefsten Tugend Gebaren, Es folgt allein dem ‚Wege’.“ Der König (Herrscher) muss also über eine 
„tiefe“ oder „große“ Tugend verfügen, die allein dadurch bestimmt ist, dass sie dem Dao folgt 
(zitiert aus: Debon 2003, S.45). 
195 Daode jing, Kapitel 48, zitiert aus: Debon 2003, S.77 
196 Daode jing, Kapitel 37, zitiert aus: Debon 2003, S.61 
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hervorgebrachten Werke gelegt wird und transzendiert damit jede bloß 
zweckgerichtete Aktivität. „Nicht-Tun“ ist also von einer Unabsichtlichkeit 
geleitet, die allerdings eine Ursprünglichkeit insofern aufweist, als sie mit dem 
Dao übereinstimmt. Für den wahren Herrscher, den „weisen“ oder „heiligen 
Mensch“ gilt also: „Tut er das Ohne-Tun, Ist nichts, das nicht regiert würde.“197 
Und weiter: „Deshalb der Heilige Mensch, ist ohne Tun und darum ohne 
Zerstörung, Ist ohne Festhalten und darum ohne Verlust.“198 Eine gerechte 
Gesellschaft kann nur hergestellt werden, wenn sich ein Herrscher findet, der in 
Übereinstimmung mit dem Dao lebt, und der in seinem Agieren das Prinzip des 
„Nicht-Tun“ verwirklicht.  
   Eine weitere, eng mit dem Prinzip „Nicht-Tun“ verbundene Anforderung an den 
Herrscher und damit „Große Tugend“ ist das ständige „Sich-Mindern“ im Sinne 
einer Zurücksetzung der eigenen Person, vor allem durch Eindämmen der 
Begierde nach Ruhm und Reichtum. Laozi bezieht sich dabei auf eine 
(geheimnisvolle) Tugend, die dem Universum (dem Dao) seit uralten Zeiten 
zugeschrieben wird (Selbstlosigkeit, Selbstverleugnung) und fordert diese auch 
ganz allgemein von den Machthabern ein.199 Für den „Heiligen Menschen“, also 
den idealen Herrscher gilt: „Weil er sich selbst nicht sieht, Darum ist er 
erleuchtet; Weil er sich selbst nicht recht gibt, Darum ist er anerkannt; Weil er 
sich selbst nicht aufspielt, Darum hat er Verdienst; Weil er sich selbst nicht 
rühmt, Darum wird er erhöht. Wohl! Eben weil er nicht streitet, Darum vermag 
niemand im Reich, Mit ihm zu streiten.“200 Die Kernaussage dieser Forderung 
nach „Sich-Mindern“ des Herrschers besagt also, wenn dieser seine persönlichen 
Begierden zurücknimmt, dann hindert er das Volk nicht an einer freien 
Entwicklung und schafft dadurch die Voraussetzungen für eine gerechte 
                                                 
197 Daode jing, Kapitel 3, zitiert aus: Debon 2003, S.27 
198 Daode jing, Kapitel 64, zitiert aus: Debon 2003, S.93 
199 Diese „Tugend“ (Selbstlosigkeit) des Dao wird folgendermaßen erklärt: „Das Tao erzeugt die 
Wesen und erhält sie; es läßt sie entstehen und entsagt dennoch ihrem Besitz; es macht sie, und 
doch verzichtet es auf sie; es ist ihnen allen überlegen und übt dennoch keine Herrschaft über sie 
aus. Das nenne ich seine geheimnisvolle Tugend, ein Schaffen unter Entsagung, ein Schaffen unter 
Verzicht!“ (Daode jing, Kapitel 10, zitiert aus: de Groot 1918, S.40). 
200 Daode jing, Kapitel 22, zitiert aus: Debon 2003, S.46. Solche Aufforderungen zum „Sich-
Mindern“ finden sich an mehreren Stellen im Daode jing (vgl. u.a. Kapitel 2, 7, 9, 77). 
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Gesellschaftsordnung. Verzichtet er beispielsweise auf kostspielige (Eroberungs-) 
Feldzüge, kann er zwar keinen Kriegsruhm erlangen, steigt jedoch im Ansehen 
beim Volk. Die Ablehnung von Waffengewalt ist im Daode jing übrigens an 
mehreren Stellen nachzulesen. Das ist nicht weiter verwunderlich, da die 
Entstehungszeit dieser Schrift in die so genannte „Zeit der streitenden Reiche“ 
fällt und Laozi sicherlich durch die Realität von aufwändigen und kostspieligen 
Waffenarsenalen und verlustreichen Kriegshandlungen beeindruckt war. Sein 
kritischer Kommentar dazu: „Wo Militär stationiert ist, dort wachsen nur noch 
Disteln. Auf große Kriege folgen immer Hungersnöte.“201   Der weise Herrscher 
wird von solchen Aktionen Abstand nehmen, und die dadurch entstehenden 
günstigen Entwicklungsbedingungen für eine friedliche und gerechte Gesellschaft 
kommen nicht zuletzt auch ihm selbst zugute.  
   Eine – zumindest für (heutige) westliche Begriffe – eher befremdliche 
Forderung an den Herrscher bezieht sich auf das „Wissen“ des Volkes. Laozi 
fordert die Machthaber auf, „Wissen“ im Sinn von Tüchtigkeit oder 
Geschicklichkeit im Volk nach Möglichkeit zu vermeiden und keinesfalls die 
Tüchtigen zu bevorzugen.  Denn, so Laozi: „Ehrt man nicht die Tüchtigen […] so 
wird das Volk nicht streiten.“202 Er ist der Meinung, wenn man diejenigen 
Menschen, die über besondere Fähigkeiten verfügen, nicht herausstellt und ehrt, 
wird Ehrgeiz, Streit und Missgunst vermieden, die sich störend auf eine friedvolle 
und gerechte Gesellschaft auswirken. Die auf den ersten Blick eher 
simplifizierende Annahme von Laozi scheint zu sein, wenn man die Tüchtigen 
nicht ehrt, besteht auch kein Anreiz tüchtig zu sein, und in der Gesellschaft 
werden dadurch Ehrgeiz und Wettstreit vermieden. Im „tüchtigen Verhalten“ sieht 
er offensichtlich eine der Ursachen für den Verfall der gesellschaftlichen 
Ordnung,  also für den Abfall vom Dao. Seine Kritik kann aber auch insofern 
verstanden werden, als „Wissen“ (Klugheit, Tüchtigkeit) von den Menschen als 
„Objekt des Begehrens“ nur deshalb angestrebt wird, um sozialen Status zu 
                                                 
201 Daode jing, Kapitel 30, zitiert aus: Reiter 2008, S.119. Im Daode jing gibt es mehrere Kapitel, 
in denen auf die Gefahren des Krieges hingewiesen wird. „Waffen sind Geräte des Unheils, Keine 
Geräte des Edelmanns.“ (Daode jing, Kapitel 31, zitiert aus: Debon 2003, S.55). Siehe dazu auch  
Kapitel 69.  
202 Daode jing, Kapitel 3, zitiert aus: Opitz 1967, S.169 
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gewinnen. Dadurch wird aber die gesellschaftliche Ordnung aus dem 
Gleichgewicht gebracht, weil die weniger tüchtigen Nachteile erleiden können. 
   Und noch ein weiterer, „zivilisationskritischer“ Aspekt, der im direkten 
Zusammenhang mit Tüchtigkeit steht, wird im Daode jing erwähnt: Werden die 
Tüchtigen geehrt, hat man also eine Gesellschaft, in der es erstrebenswert 
erscheint, tüchtig zu sein, dann kommt es zwangsläufig zu einer Vermehrung des 
Wissens ganz allgemein und damit auch zu einer Zunahme von (technischen) 
Erfindungen, die ihrerseits wieder die Anzahl der begehrenswerten Dinge 
erhöhen. Im Daode jing heißt es dazu: „Je mehr die Menschen Mittel des 
Wohlstands haben, desto mehr kommt Reich und Haus in Verwirrung, je mehr die 
Leute Kunst und Schlauheit pflegen, desto mehr erheben sich 
Wunderlichkeiten.“203 Laozi übt auch scharfe Kritik an denjenigen, die durch 
„schöne Reden“ oder vermeintlich „schöne Taten“ versuchen, sich persönliche 
Vorteile zu verschaffen.204 Damit meint er wohl die Personen, die sich an den 
Fürstenhöfen durch Verkünden von politischen Programmen oder Heilslehren 
einen sozialen Aufstieg erhoffen. Seine kategorische Feststellung dazu: „Ein 
Wissender redet nicht; Ein Redender weiß nicht.“205 
   Damit wird auch klar, welches „Wissen“ Laozi als schädlich für eine geordnete 
und gerechte Gesellschaft ansieht: Es ist das „Pseudo-Wissen“, ein Wissen also, 
das nicht im Einklang mit dem Dao steht, sondern nur als Mittel für die Erlangung 
sozialer Anerkennung verwendet wird. Erstrebenswert für ihn ist das „wahre 
Wissen“, das u.a. darin besteht, Einsicht in den Grund der gesellschaftlichen und 
kosmischen Ordnung zu haben. Genau das fordert Laozi vom „weisen Mann“, 
vom „Heiligen Menschen“, das heißt vom idealen Herrscher. Die „Hohen 
Tugenden“, über die er verfügen muss, sind also: „Nicht-Tun“, „Wissen“ über das 
Dao und das Zurücknehmen der eigenen Begierden („Sich-Mindern“).206   
                                                 
203 Daode jing, Kapitel 57, zitiert aus: Wilhelm 2006, S.74 
204 „Mit hehren Worten ist man leicht geehrt, mit hehren Taten ist man leicht erhoben.“ (Daode 
jing, Kapitel 62, zitiert aus: Wilhelm 2006, S.79). 
205 Daode jing, Kapitel 56, zitiert aus: Debon 2003, S.85 
206 „Darum sagt der Heilige Mensch: ‚Ich bin ohne Tun, Und das Volk wird von selbst sich 
entfalten. Ich liebe die Stille, Und das Volk kommt von selber zur Ordnung. Ich bin ohne 
Geschäftigkeit, Und das Volk wird von selber reich. Ich bin ohne Begehren, Und das Volk wird 
von selber schlicht.“ (Daode jing, Kapitel  57, zitiert aus: Debon 2003, S.86). 
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Die gerechte daoistische Gesellschaft 
   Wie sieht nun diese (gerechte) Gesellschaft aus, die Laozi als richtig geordnet 
und als Ideal ansieht? Um das herauszufinden, muss man nicht einzeln verstreute 
Passagen im Daode jing zusammenfügen, denn im Kapitel 80 – also dem 
vorletzten – sind die entscheidenden Kriterien aufgelistet: „Mag das Land klein 
sein und wenig Leute haben. Laß es zehnerlei und hunderterlei Geräte haben, 
ohne sie zu gebrauchen. Laß die Leute den Tod wichtig nehmen und nicht in die 
Ferne schweifen. Ob auch Schiffe und Wagen vorhanden sind, sei niemand der 
darin fahre. Ob auch Wehr und Waffen da wären, sei niemand der sie entfalte. 
Laß die Leute wieder Knoten aus Stricken knüpfen und sie gebrauchen statt der 
Schrift. Mach’ süß ihre Speise und schön die Kleidung, friedlich ihre Wohnung 
und fröhlich ihre Sitten. Nachbarländer mögen in Sehweite liegen, daß man den 
Ruf der Hähne und Hunde gegenseitig hören kann: Und doch sollten die Leute im 
höchsten Alter sterben, ohne hin und her gereist zu sein.“207  
   Laozi entwirft damit eine Gesellschaftsordnung, die mit dem Begriff „Idyll“208 
recht gut umschrieben werden kann. Dieses Kapitel des Daode jing ist als Aufruf 
an den Herrscher konzipiert, der durch sein Wirken die Gesellschaft in Einklang 
mit der kosmischen Ordnung bringen soll. Wie schon in den anderen Passagen, 
bei denen es um die Tugenden des „Weisen Mannes“ gegangen ist, konzentriert 
sich Laozi auf die „Unordnungsfaktoren“ in einer Gesellschaft, die es – durch 
weise und behutsame Führung – zu vermeiden bzw. einzudämmen gilt. Der 
wichtigste Aspekt dabei ist die – gefährliche - Begehrlichkeit der Menschen, die 
im Zaum gehalten werden muss. Für die Menschen besteht nach Ansicht von 
Laozi ansonst die Gefahr, dass sie wegen ihrer Begehrlichkeiten die ursprüngliche 
und natürliche Einheit mit dem Kosmos verlieren. Anstatt auf der „Bahn“ des 
Weltgesetzes (Dao) zu verbleiben, verfolgen sie egoistische Ziele, entfernen sich 
damit von der ewigen Ordnung und geraten ins Unglück. Diese wahre und 
kosmische Ordnung war im Altertum noch vorhanden, und Laozi weist immer 
                                                 
207 Daode jing, Kapitel 80, zitiert aus: Wilhelm 2006, S.98 
208 Vgl. Jaspers 1957, S.45 
 273 
wieder auf diese – für ihn vorbildliche – Zeit hin.209 Selbstverständlich hielt Laozi 
– würden seine ethischen Prinzipien nur berücksichtigt - eine Erneuerung in 
diesem Sinn für durchaus möglich. In der Wiederherstellung dieses „alten“, im 
Einklang mit dem Dao und damit naturnahen Zustandes, sieht er nämlich das Heil 
für die Zukunft der Menschheit.210 
   Das gesellschaftliche Ideal ist eine (relativ kleine) Gemeinschaft, in der – 
geleitet von einem bescheidenen und sich zurückhaltenden Herrscher – die 
Menschen ein friedliches, bescheidenes und möglichst einfaches Leben führen. 
Allerdings gibt es auch starke Hinweise darauf, dass Laozi - entsprechend dem 
chinesischen Universismus - eine Einteilung in ein alles umspannendes Reich, das 
von einem idealen Herrscher (einem „Heiligen Menschen“) sanft regiert wird, 
vorsieht. Integriert in diesem Reich sind dann in weiterer Abstufung die Länder 
(Völker), Gemeinden und Familien, bis hin zu den einzelnen Menschen.211 Dieses 
Reich darf man sich aber nicht als eine geplante Institution vorstellen, die eine 
fixe Organisation und dazugehörige Funktionäre aufweist (wie z.B. im 
konfuzianischen System), sondern als eine Art „lebender Organismus“,212 der sich 
von selbst - der kosmischen Ordnung entsprechend - entwickelt. Das wäre eine 
Art offener Föderalismus, in dem die einzelnen Staatsteile oder kleinen 
Gemeinwesen über „die möglichste Autonomie und Autarkie“213 verfügen und 
nicht zuletzt aufgrund ihrer schlichten bäuerlichen oder bürgerlichen Struktur mit 
einem Minimum an Verwaltung auskommen.214  
                                                 
209 Als ein Beispiel unter vielen für den Bezug auf das Altertum kann die „Anspielung“ auf die 
Knotenschrift (Kapitel 80) gesehen werden, zu der die Menschen zurückkehren sollten. Vgl. dazu 
u.a. auch Kapitel 62 des Daode jing. 
210 Vgl. dazu die Kapitel 54, 62, 65 und 68 des Daode jing.  
211 Vgl. dazu Kapitel 54 des Daode jing. 
212 Vgl. dazu Jaspers 1957, S.44. Im Daode jing heißt es dazu: „Wenn einer begehrt, das Reich zu 
nehmen, Um an ihm zu tun – Ich sehe voraus, daß er scheitert. Denn das Reich ist ein Geist-Gerät: 
Es darf an ihm nichts getan werden. Wer ihm antut, zerstört es; Wer es festhält, verliert es.“ 
(Daode jing, Kapitel 29, zitiert aus: Debon 2003, S.53). 
213 Weber 1991, S.163 
214 Interessant in diesem Zusammenhang ist auch ein Text des Daoisten Tschuangtse (Chuang-tse, 
4.Jht. v. Chr.), wo es um ein erdachtes Gespräch zwischen Laozi und Konfuzius geht. Der ältere 
Laozi warnt Konfuzius vor seinen (gesellschaftspolitischen) Wünschen und „ausschweifenden 
Plänen“ (Weber 1991, S.163). Gemeint sind damit die konfuzianistischen Vorstellungen von 
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   Das „Paradigma des Daoismus“215 kann demnach als sowohl herrschaftskritisch 
als auch kultur- und zivilisationskritisch bezeichnet werden. Eine Forderung nach 
Moral – wie sie von Konfuzius vertreten wurde – gibt es im Daoismus nicht, weil 
eine Gesellschaft, die „Moral“ braucht, keine gerechte mehr sein kann. Das wäre – 
nach Ansicht von Laozi - bereits ein Ausdruck von Dekadenz. Moral und 
Zivilisation, aber auch (strenge) Herrschaft und entsprechende Gesetze werden im 
Daoismus als Eingriff in den natürlichen (kosmischen) Gang der Dinge 
dargestellt, die mehr Unordnung mit sich bringen als sie an Ordnung schaffen 
können. Nicht das aktive Tun steht im Mittelpunkt, sondern Passivität. Deshalb 
auch die Forderung nach „Nicht-Handeln“ (wu wei), da sich – zumindest im 
kleinen gesellschaftlichen Rahmen – ohnehin alles irgendwie (entsprechend dem 
Dao) von selbst reguliert. 
   Spätestens an dieser Stelle ist es angebracht, diese gesellschaftspolitischen 
Vorstellungen (Utopien?) des Laozi kritisch zu betrachten. So beinhaltet seine 
Forderung nach „Rückkehr zum Ursprünglichen“ auch die Forderung nach einem 
Zurücknehmen kultureller Errungenschaften (Beispiel: Wiederverwendung der 
Knotenschrift). Auch die Forderung, dem Volk Wissen und Aufklärung 
vorzuenthalten, enthält – zumindest latent – die Gefahr, dass diese („dumm 
gehaltenen“) Menschen leicht beherrscht und verführt werden könnten. Weiters 
enthält die Forderung, Tüchtigkeit, Geschicklichkeit und Weisheit, die - 
zumindest nach westlichem Verständnis – als Errungenschaften menschlicher 
Kultur angesehen werden, zu missachten, die Gefahr der Passivität und des 
weltfremden „Sich-Gehenlassens“. Dieser Mensch wäre dann wohl kein 
vernunftbegabtes Wesen mehr und weit entfernt von der aristotelischen „Formel“, 
wonach er von Natur aus nach Wissen strebt und darum bemüht ist, sich selbst 
und die Realität zu erkennen.  Auch dürften diese Menschen keine Begierden und 
                                                                                                                                     
einem Staat, der durch Institutionen und entsprechende Bürokratie gekennzeichnet ist. Solche 
Bemühungen – so Laozi – seien „ohne Nutzen für ihn“ (Konfuzius), d.h. für das Erkennen der 
kosmischen Ordnung und das Einswerden mit ihr. Hier werden die unterschiedlichen 
gesellschaftspolitischen Entwürfe angesprochen. Konfuzius steht für Zentralismus und einen von 
Beamten geführten Wohlfahrtsstaat. Laozi tritt hingegen für ein schlichtes Gemeinwesen ein, das 
in einer (mystischen) Übereinstimmung mit der kosmischen Ordnung (dem Dao) steht. (Für eine 
deutsche Übersetzung dieses Textes siehe Lin 1990, S.215-223).   
215 Vgl. Senghaas 1998, S.60. 
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Leidenschaften besitzen, sondern sollten schlicht das „Bild eines glücklichen 
Völkchens“216 vermitteln. Aber auf den „normalen“ Menschen, den Einzelnen, 
geht Laozi bei seinen Forderungen gar nicht ein.  
   Die tatsächliche Unordnung und Ungerechtigkeit in der Gesellschaft führt Laozi 
zudem - wie es scheint - ja nicht auf die Unvollkommenheiten der Menschen ganz 
allgemein zurück, sein Entwurf ist demnach auch keine philosophische 
Anthropologie, in der die Natur des Menschen untersucht wird und schließlich  zu 
Handlungsempfehlungen führt. Seine Untersuchung bleibt über weite Strecken 
auf die Person des Herrschers beschränkt, in dessen Unvermögen er die Ursache 
allen (gesellschaftlichen) Übels sieht. Aus westlicher Sicht könnte man hier 
einwenden, dass eine noch so perfekte Persönlichkeit als Herrscher allein wohl 
nicht ausreichen wird, um eine gerechte Gesellschaftsordnung zu entwickeln und 
deren Bestand zu garantieren. Dazu bedarf es einerseits eigenverantwortlicher und 
autonomer Menschen, die entsprechende Vorgaben in die Praxis umsetzen, und 
andererseits auch adäquater (gerechter) gesellschaftlicher Strukturen.            
   Doch so einfach darf man es sich bei Laozi nicht machen. So ist bei der Lektüre 
des Daode jing zu berücksichtigen, dass die teilweise sehr scharfe Kritik des 
Autors den zu seiner Zeit vorherrschenden legalistischen und konfuzianistischen 
Vorstellungen einer gerechten Gesellschaft gilt. So genannte Tugenden und 
Werte, wie sie beispielsweise vom Konfuzianismus als Ideal vertreten werden 
(Gerechtigkeit, Loyalität usw.), sind Beweise für eine Gesellschaftsordnung, die 
(bloß) formal strukturiert und deshalb weit entfernt vom daoistischen Ideal ist.217 
Dieses gründet in einer Einheit mit der kosmischen Ordnung und fordert auf der 
gesellschaftspolitischen Ebene eine Rückbesinnung auf ein ganzheitliches Bild 
vom Menschen in einer „natürlichen“ und damit gerechten Gesellschaft, die 
möglichst frei von formaler Bürokratie und den entsprechenden Organisationen 
                                                 
216 Victor von Strauss: „Lao-Tse’s Tao Te King“, zitiert aus: Opitz 1967, S.185 
217 Auch der legistische Ansatz – heute würde man dafür den Begriff „social engineering“ 
verwenden – war für Laozi kein adäquater und wurde von ihm auch streng und wiederholt 
kritisiert. Gerade das strategische Kalkulieren, das Berechnen und Planen des menschlichen 
Verstandes wird von Laozi als Ursache des chaotischen Zustandes angesehen. An Stelle des 
(idyllischen) Urzustandes treten Erscheinungsformen der Zivilisation in den Vordergrund 
(Technik, Politik, Moral…), die den Menschen aus einer harmonischen Verbindung mit der Natur 
herauslösen (Vgl. Roetz 2006, S.37). 
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ist. Deshalb ist der Vorwurf, Laozi würde sich nur an den oder die Herrscher 
wenden, wohl nicht berechtigt. Freilich, es bedarf eines Anstoßes, eines 
entsprechenden Vorbildes, aber die dann beim einzelnen Menschen geweckten 
Eigenschaften sollten ja ebenfalls im Einklang mit dem Dao stehen. 
   Laozi wendet sich, und das ist aus westlich geprägter, philosophischer Sicht 
besonders interessant, nicht etwa an den Verstand oder an den Willen. Nicht das 
Wissen (um die Dinge) oder die Zweckgerichtetheit wird von ihm untersucht. Er 
richtet sein Hauptaugenmerk vielmehr auf den „Ursprung“ in uns, der gerade von 
Verstand und Zweckdenken verdeckt wird. Dieses Ursprüngliche in uns gilt es 
freizulegen, gilt es zu wecken, auch wenn wir selbst Widerstände dagegen 
aufbauen. Gerade in diesem Versuch, zum Ursprung vorzudringen, aus dem alles 
Seiende entstanden ist und zu dem es wieder zurückkehren wird, um auf diese 
Weise zu einem Verständnis der Realität und der gesellschaftlichen Ordnung zu 
gelangen, liegt die originäre Leistung dieses Philosophen. Hier ist ein Vergleich 
mit bedeutenden Denkern der griechischen Antike durchaus angebracht. 
   Laozi hat dazu kurze, aphoristische Sätze gewählt, die auf den ersten Blick als 
Anweisungen gedeutet werden können. Aber – und darin sind sich fasst alle 
Interpreten einig – sie sind vielmehr als Gleichnisse zu verstehen, weit entfernt 
von Vorschriften oder Gesetzen. Als Anweisung z.B. zur Passivität (siehe oben) 
wären sie bedenklich, sie sind es auch nicht. Vielmehr sollen sie Impulse in uns 
wecken, die zu einer Besinnlichkeit und Verantwortlichkeit führen, „die über den 
Mechanismus der Gesetze und Anordnungen weit hinausgehen.“218 Die daraus 
gewonnenen Erkenntnisse sollen uns beispielsweise in die Lage versetzen, die 
Sinnlosigkeit einer fortdauernden Betriebsamkeit zu erkennen, zumal diese sich 
am Ende sehr oft als zweckwidrig herausstellt. Die Gedanken des Laozi, so Karl 
Jaspers, „wenden sich an den umgreifenden Grund in uns und außer uns. Sie 
erinnern an das, was in der Luft zweckhaften Willens und endlichen Verstandes 
ständig vergessen wird. […] Lao-tse erinnert an das, wovon der Mensch sich 
nicht trennen darf, wenn er nicht ins Nichts versinken will.“219  
   Die gewählte Form des Textes, die durch Gegensätzlichkeiten, Widersprüche 
und Paradoxien gekennzeichnet ist, lässt eine schier unendliche Möglichkeit der 
                                                 
218 Jaspers 1957, S.49 
219 Jaspers 1957, S.50 
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Interpretation zu. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, warum sich vor allem 
Philosophen, Literaten und Geistliche mit dem Daode jing befasst haben und noch 
immer befassen. Der Text mit seinen ambivalenten Formulierungen ist deshalb 
auch ein wesentlicher Bestandteil der intellektuellen und religiösen Kultur 
Chinas.220  
   Aber gerade diese Widersprüchlichkeit macht das Daode jing aus 
interkultureller Sicht besonders interessant. Es scheint, als ob sich dieser Text, der 
voll Ambivalenz und Paradoxien ist, einer Vergleichbarkeit mit westlichen 
philosophischen und religiösen Werken entzieht. In dieser Unvergleichbarkeit 
liegt der besondere Wert und wohl auch Reiz dieser Schrift, zumindest aus 
interkultureller Sicht. Außerdem wird im Daode jing ein Menschenbild entworfen, 
das einem Humanismus im weitesten Sinn recht nahe kommt. Einem 
Humanismus allerdings, der fern von aller religiösen Begründung liegt. Und 
dennoch wird kein Atheismus gefordert, sondern es bleibt eine Offenheit und 
Aufgeschlossenheit gegenüber dem Religiösen weiterhin bestehen.221 Die 
Gerechtigkeitsaspekte  in diesem Werk sind – vergleichbar mit buddhistischen 
Vorstellungen darüber – nicht getrennt von den übrigen Kriterien des 
Menschseins beschrieben. Immer ist es eine ganzheitliche Sicht, von der aus 
argumentiert wird, und die Laozi als selbstverständlich ansieht. Sein spezieller 
Ansatz, die Menschen (wieder) in Übereinstimmung mit der kosmischen Ordnung 
zu bringen, macht es nötig, mystische, politische und ethische Aspekte in einer 
engen Verbindung darzustellen. Das Daode jing fordert uns deshalb zu ständiger 
und vom Ergebnis her offenen Interpretation und damit wohl auch 
Selbstbetrachtung auf. Ein Grundsatz, der ja ein wesentlicher Bestandteil jedes 
interkulturellen Philosophierens sein sollte.  
   Der klassische Daoismus kann – zusammengefasst – als eine Philosophie, aber 
auch Ideologie verstanden werden, in der diejenigen ihren Halt gefunden haben, 
die mit dem sogenannten „Fortschritt“ der Menschheit (z.B. 
Produktivitätserhöhung, fortschreitende Arbeitsteilung usw.) aus 
unterschiedlichen Gründen nicht mithalten wollten oder konnten. Die 
Gerechtigkeitsvorstellungen im Daoismus orientieren sich deshalb auch an einer 
                                                 
220 Vgl. Reiter 1994, S.117 
221 Vgl. Reiter 2008, S.134f 
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Gesellschaftsform, die zwar durch ein strukturiertes – patriarchalisches – Gefüge 
gekennzeichnet ist, die sich aber an einer kosmischen Ordnung orientiert und 
dieser entspricht. Deshalb kann der Daoismus auch als eine Art Resonanz auf die 
sich rapide verändernden gesellschaftlichen Verhältnisse aufgefasst werden. 
Dieser Daoismus, wie er vor allem aus dem Daode jing abgeleitet werden kann, 
wird deshalb auch zu Recht – wie z.B. von Ralf Moritz - als eine „Ideologie der 
Entwurzelten“ bezeichnet, also jener, die durch die gesellschaftlichen Umbrüche 
dieser Zeit marginalisiert wurden.222 Damit kann durchaus auch ein 
Gegenwartsbezug hergestellt werden, und zwar insofern, als die gegenwärtig zu 
beobachtende globale Entwicklung u.a. auch von Marginalisierung 
gekennzeichnet. So genannte „Ausstiegsszenarien“ sind hoch im Kurs, und das 
mag wohl auch ein Grund für das sowohl „westliche“ als auch „östliche“ Interesse 
an dieser Philosophie und dem Daode jing sein.  
 
4.4 „Gerechtigkeit“ im (Früh)Konfuzianismus 
 
   In der christlichen Welt wird eine berühmte Aussage von Jesus Christus immer 
wieder ins Spiel gebracht, wenn es ganz allgemein um ethische Fragen geht: 
Gemeint ist hier die Stelle aus der Bergpredigt, wo Jesus dazu auffordert, wenn 
wir geschlagen werden, sollten wir auch noch die andere Wange hinhalten.223 Er 
wendet sich dabei u.a. gegen das – rachsüchtige - Prinzip „Auge um Auge, Zahn 
um Zahn“ des alten Testaments224 und erhebt damit den Altruismus zu einer 
wesentlichen christlichen Tugend. Gut 500 Jahre vor Jesus hat ein chinesischer 
Denker eine ganz andere Antwort auf das Problem der Vergeltung gefunden, die 
vielleicht weniger polarisiert und zwischen der rachsüchtigen und der 
idealistischen liegt: Es ist die – sehr pragmatische - Formulierung des Konfuzius, 
der auf die Frage, ob man auf Unrecht mit Güte reagieren sollte, antwortete: 
                                                 
222 Vgl. Moritz 1990, S.98 
223 Vgl. Matthäus 5,38-42 
224 Vgl. 3.Buch Moses (Levitikus), 24, 19-20, sowie Dtn. 19,21. „Auge um Auge…“ ist Teil eines 
Rechtssatzes der Tora und u.a. auch im Alten Testament zu finden. Zur Bergpredigt und der hier 
angeführten Stellen des Alten Testaments siehe auch Kapitel 2 (Instanzen von Gerechtigkeit).  
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„Womit soll man dann Güte vergelten? Durch Geradheit (Gerechtigkeit, 
Aufrichtigkeit, Fairness, WG) vergelte man Unrecht, durch Güte vergelte man 
Güte.“225  
   Allein anhand dieser Aussage wird auch schon klar, dass es sich beim 
traditionellen oder Früh-Konfuzianismus, der hier auf seine Gerechtigkeitsaspekte 
untersucht wird, um eine ethisch-religiöse Lehre handelt, die ihre moralische 
Haltung nicht aus abstrakten Prinzipien ableitet, sondern sich an der gelebten 
Wirklichkeit orientiert. Dieser pragmatische Ansatz, bei dem es also um 
grundsätzliche Fragen im Bereich der menschlichen Gemeinschaft geht, wird 
allerdings noch um ganz entscheidende Dimensionen erweitert: Über das rein 
„Menschliche“ hinaus versucht der Konfuzianismus zu einer Harmonie mit der 
Natur und zu einer Übereinstimmung mit den Gesetzen des Himmels zu gelangen. 
Dieser „große Ansatz“, bei dem das Pragmatische zwar im Mittelpunkt steht, aber 
doch seine Anbindung an das Metaphysische immer wieder betont, kann als eine 
der möglichen Erklärungen für die Faszination und die Wirkungsmächtigkeit 
dieser bedeutenden chinesischen Religion bzw. Philosophie angesehen werden. 
   Im Konfuzianismus wird also der Versuch unternommen, Menschlichkeit in 
ihrer allumfassenden Bedeutung zu entwickeln. Diese Menschlichkeit bezieht sich 
einerseits auf das Ich, das Individuum, das zur „schöpferischen 
Transformation“226 fähig, ja verpflichtet ist, und betont auf der anderen Seite die 
unumgängliche Wichtigkeit von Beziehungen, die sich über die Familie, die 
Gemeinschaft und Nation, bis zur Erde, zum Himmel und dem Kosmos 
erstrecken. Dabei bejahen die Konfuzianer – und hier liegt auch der entscheidende 
Unterschied zu den Daoisten – grundsätzlich die Bildung einer spezifisch 
„menschlichen“ Welt mit all ihren menschlichen Bedürfnissen. Das heißt, der 
Mensch kann nur als „gesellschaftlich organisiertes Kulturwesen existieren“,227 
und der Einzelne hat damit auch eine Verantwortung für das Schicksal seiner 
Mitmenschen. Eine „Weltflucht“ als Antwort auf die Unzulänglichkeiten der 
                                                 
225 Lunyu XIV,36. Die Zitate aus dem Lunyu (zu Entstehung und Bedeutung dieser Schrift siehe 
weiter unten) stammen – soweit nicht anders angegeben – aus der Übersetzung von Richard 
Wilhelm (Vgl. Wilhelm 1921). 
226 Vgl. Tu 1997, S.645 
227 Roetz 2006, S.38 
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menschlichen Gemeinschaft wird nach der Lehre des Konfuzius als nicht adäquat 
angesehen.228   
   Die folgende Untersuchung auf Gerechtigkeitsaspekte in dieser chinesischen 
Tradition beschränkt sich auf  die Denker Konfuzius und Menzius und den ihnen 
zugeschriebenen Texten. 
4.4.1 „Gerechtigkeit gegen Feinde, Liebe für Freunde“ (Konfuzius)229 
   Konfuzius (551-479 v. Chr.) stammt aus dem Staat Lu (in der heutigen Provinz 
Shandong) und soll der Überlieferung nach einem verarmten Adelsstand angehört 
haben (er spricht selbst von einer „harten Jugend).230 Sein Familienname ist Kong, 
und die Chinesen nennen ihn üblicherweise Kongzi (Meister Kong). Aus der 
Variante Kong fuzi (Lehrer Kong) entstand durch Transkription ins Lateinische 
der heute – vor allem im Westen – verbreitete Name Konfuzius.231 Sein Leben 
stand ganz im Zeichen seiner Lehrtätigkeit, er war eine Art freischaffender 
Pädagoge, – es gab zu dieser Zeit noch keine nennenswerten 
Bildungseinrichtungen in China - und seine Klientel bestand sowohl aus 
                                                 
228 Deutlich wird diese Haltung an einem Abschnitt des Lunyu, wo Konfuzius auf die 
resignierenden Äußerungen zweier „Zivilisationsflüchtlinge“ antwortet: „Mit den Vögeln und 
Tieren des Feldes kann man (doch) nicht zusammen hausen; wenn ich nicht mit diesem Geschlecht 
von Menschen zusammensein will, mit wem soll ich (dann) zusammensein?“ (Lunyu XVIII,6). 
Damit gibt Konfuzius zu verstehen, dass auch er die Ungerechtigkeiten auf dieser Welt erkennt, 
aber aus Verantwortung für das gesamte Menschengeschlecht eine Weltflucht und einen Rückzug 
aus der Gesellschaft ablehnt. 
229 Dieses Zitat ist einem Text von Max Weber entnommen („Die Wirtschaftsethik der 
Weltreligionen“) und ist Webers Interpretation der Stelle aus dem Lunyu (XIV,36), in der 
Konfuzius auf die Feindesliebe der Mystiker Laozi und Mo Di antwortet. Die Stelle bei Weber 
lautet: „Die Feindesliebe der radikalen Mystiker (Laotse, Mo Ti) aber wurde, als der gerechten 
Vergeltung: einem Prinzip der Staatsräson, zuwiderlaufend entschieden abgelehnt: Gerechtigkeit 
gegen Feinde, Liebe für Freunde – was sollte man diesen noch bieten, wenn man den Feinden 
Liebe böte? Der vornehme Gentleman des Konfuzianismus war alles in allem ein Mann, der 
‚Wohlwollen’ mit ‚Energie’, und ‚Wissen’ mit ‚Aufrichtigkeit’ verband. Alles aber innerhalb der 
Grenzen der Vorsicht […]. (Weber 1991, S.150). 
230 Vgl. Lunyu IX,6 (Wilhelm 1921, S.88). 
231 Zu den Lebensdaten des Konfuzius siehe u.a. Wilhelm 1925, S.1-63), Glasenapp 1972, S.148ff, 
Moritz 1990, S.43ff, Tu 1997, S.659ff, Liu 1998, S.15ff, Ess 2003, S.12-19, Roetz 2006, S.10ff, 
Schmidt-Glintzer 2006, S.71f, Lee 2008, S.31ff. 
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Abkömmlichen (Söhnen) von Adelfamilien, als auch aus „Aufsteigern“ aus dem 
Bauern- und Handelsstand. Über seinen Charakter und seine Lebensart gibt u.a. 
ein Text Auskunft, der aus dem Kreis seiner Schüler stammt und als eine 
Sammlung von Aussprüchen des Meisters angesehen werden kann, die sowohl in 
schriftlicher als auch mündlicher Form erhalten geblieben sind: Das Lunyu 
(Gespräche, Lehrgespräche).232 Die Entstehungsgeschichte dieses Textes ist – wie 
bei fast allen sehr alten Schriften – nicht ganz geklärt.233 Heiner Roetz nennt das 
Lunyu deshalb auch „provisorisches Original“.234 Jedenfalls lassen die 
Aussprüche und Dialoge des Lunyu u.a. auch die „innere Dimension“ des 
Konfuzius erahnen, d.h. seine Wünsche, Ängste und Freuden und vor allem sein 
Selbstbild.235  
   Wie der Name „Konfuzius“ ist auch der Begriff „Konfuzianismus“ rein 
westlich, denn die Chinesen kennen nur den Terminus „rujia“, der mit „Schule der 
Sanftmütigen“236 oder „Familie der Gelehrten“237 übersetzt werden kann. Daran 
                                                 
232 Das Lunyu ist in zwanzig Abschnitte (Bücher) unterteilt und besteht aus meist kurzen 
Sprüchen, Dialogen und Aphorismen. Es gilt – ähnlich wie das Daode jing - als Beispiel für die 
besondere chinesische Kunst der indirekten Aussage, die durch Gleichnisse und Anspielungen 
gekennzeichnet ist. Das Lunyu ist eines der sogenannten „Vier klassischen Bücher“ des 
Konfuzianismus. Dazu zählen auch noch: „Große Lehre“ (Prinzipien der konfuzianischen Staats- 
und Morallehre), „Die Anwendung der Mitte“ (Wirkung des sittlichen Lebens) und 
„Lehrgespräche des Mencius“ (Vgl. dazu u.a. Glasenapp 1972, S.154 und Helferich 2000, S.522). 
233 Zur Entstehungsgeschichte des Lunyu siehe u.a. Wilhelm 1921, S.XXIXff, Moritz 1990, S.46,  
Roetz 2006, S.23ff 
234 Roetz 2006, S.23 
235 Diese „Selbstbeschreibung“ wird an einer Stelle besonders deutlich, die als ein kurzer 
biografischer Bericht erscheint und von seinen Anhängern und Bewunderern als Ideal eines 
„konfuzianischen Lebens“ angesehen wird: „Ich war fünfzehn, und mein Wille stand aufs Lernen, 
mit dreißig stand ich fest, mit vierzig hatte ich keine Zweifel mehr, mit fünfzig war mir das Gesetz 
des  Himmels kund, mit sechzig war mein Ohr aufgetan, mit siebzig […] konnte ich meines 
Herzens Wünschen folgen, ohne das Maß zu übertreten.“ (Lunyu II,4, Wilhelm 1921, S.8f). Der 
letzte Satz (mit siebzig…) bedeutet in der Interpretation von  Richard Wilhelm, dass er 
(Konfuzius) mit siebzig Jahren endlich soweit war, entsprechend seiner Neigungen leben zu 
können, ohne dabei mit der Pflicht (Gerechtigkeit) zu kollidieren (vgl. Wilhelm 1921, S.9, 
Erläuterung zu Lunyu II,4). 
236 Vgl. Roetz 2006, S.10 
237 Vgl. Tu 1997, S.652. Zum Begriff „rujia“ siehe u.a. auch Moritz 1990, S.41f. 
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ist zu erkennen, dass es sich hier um eine alte Schule bzw. Tradition des 
Gelehrtentums handelt. Konfuzius ist dabei keineswegs als Begründer dieser 
Lehre (wie z.B. Buddha für den Buddhismus) anzusehen, sondern er gilt als ihr 
bedeutendster Lehrer und zugleich auch als ein Weiser, der mit seinem Leben und 
Schaffen das Ideal des konfuzianistischen Weges verkörpert. Sein Wirken fällt – 
wie das des Laozi – in die „Zeit der streitenden Reiche“ oder „Zeit der Hundert 
Philosophen“, das als das goldene Zeitalter der chinesischen Philosophie gilt. In 
dieser für China sehr schwierigen Periode, die vom Verfall der ruhmreichen 
Zhou-Dynastie gekennzeichnet war, gab es mehrere konkurrierende Denksysteme 
(neben dem Konfuzianismus noch Daoismus, Mohismus und Legalismus), wobei 
jedes System für sich den Anspruch erhob, die beste Lösung dafür zu besitzen, 
wieder Ordnung in das bestehende politische und soziale Chaos zu bringen. Der 
Konfuzianismus kann allerdings als die „erfolgreichste“, jedenfalls aber als die 
wirkungsmächtigste dieser Strömungen bezeichnet werden. Er hat sich aus einer 
verfallenden Kultur, die von ständigen kriegerischen Auseinandersetzungen und 
sozialen Ungerechtigkeiten geprägt war, zu einer Bewegung entwickelt, die - über 
China hinaus - einen tief greifenden Einfluss auf die Psyche der Menschen, die 
politische Kultur und das spirituelle Leben Ostasiens ausgeübt hat. Mit dem 
Namen „Konfuzianismus“ verbindet sich sowohl eine Weltanschauung und  
Lebenshaltung, als auch eine Sozialethik und politische Ideologie.238 (Die 
folgende Analyse zu Gerechtigkeitsaspekten bei Konfuzius beschränkt sich  im 
Wesentlichen auf das Lunyu und das „Buch der Riten“). 
                                                 
238 Vgl. Tu 1997, S.651. Liu Shu-hsien nennt fünf Punkte, die - aus philosophischer Sicht – 
charakteristisch für den Konfuzianismus sind: 1) Die Anerkennung der Herrscher und 
Staatsformen des Altertums. 2) Die Hervorhebung der als vorbildlich eingeschätzten Kultur des 
Altertums. 3) Die moralische Verpflichtung gegenüber dem Kosmos (durch Vermittlung eines 
weisen Herrschers). 4) Die soziale Komponente, bei der der Mensch im Mittelpunkt steht und z.B. 
Wissenschaft und technischer Fortschritt nur dem Wohl der Menschheit dienen soll. 5) Die 
„säkulare“ Ausrichtung der Lehre, die bei aller Hochachtung für den Himmel (Kosmos) eine sehr 
starke „weltliche“ Komponente aufweist (vgl. Liu 1998, S.6ff, meine Übersetzung). Auch Tu Wei-
ming spricht von „fünf Visionen“ des Konfuzianismus (die metaphysische, politische, poetische, 
soziale und historische Vision), und bezieht diese Visionen auf  die „Fünf kanonischen Bücher“ 
des Konfuzianismus“ (vgl. Tu 1997, S.723ff). 
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Grundlagen der Gerechtigkeitsvorstellungen bei Konfuzius 
   Konfuzius war – gemäß seiner eigenen Einschätzung – in Bezug auf seine 
gesellschaftspolitischen Ansichten, mehr ein „Überbringer“ als ein „Schöpfer“.239 
Er versuchte ganz bewusst, das für ihn vorbildliche Alte wiederzubeleben, um 
daraus Neues entstehen zu lassen.240 Er ging davon aus, dass im Altertum der 
ideale und gerechte Staat tatsächlich existiert hat (in der Zhou-Dynastie), und für 
ihn galten die legendären ersten Könige dieser Zeit als eine Art „Kulturheroen“. 
Konfuzius lebte in einer Zeit großer politischer Unruhe und sozialer 
Ungerechtigkeit, und sein Werk kann als eine Reaktion auf die Wirren im 
Anschluss an den Strukturwandel der altchinesischen Gesellschaft aufgefasst 
                                                 
239 Vgl. Tu 1997, S.655. Ralf Moritz übersetzt die betreffende Stelle aus dem Lunyu (VII,1) 
folgendermaßen: „Ich übermittle, aber ich schaffe nichts Neues. Ich glaube an das Alte und liebe 
es.“ (Moritz 1990, S.43). Etwas vorsichtiger klingt dagegen die Übersetzung von Richard 
Wilhelm: „Der Meister sprach: Beschreiben und nicht machen, treu sein und das Altertum lieben: 
darin wage ich mich mit unserem alten Pong (eine - laut Wilhelm 1921, S.228 - nicht zu 
identifizierende Gestalt des Altertums, WG) zu vergleichen.“ (Wilhelm 1921, S.61). In der 
Erläuterung zu dieser Stelle warnt Wilhelm auch vor einer „voreiligen“ und einseitigen 
Interpretation, wie sie vor allem von westlicher Seite vorgenommen wurde (Konfuzius als bloßer 
Überlieferer des Alten). Neugestaltungen des Staates und des sozialen Gefüges sind an gewisse 
Vorbedingungen geknüpft (der Herrscher muss sowohl den „Genius“ als auch die Begabung dazu 
haben). Außerdem will Konfuzius – nach Ansicht von Wilhelm – mit dieser Stelle im Lunyu auch 
seine Resignation darüber ausdrücken, dass er das was in ihm „lebte“, also z.B. seine 
gesellschaftspolitischen Ideen, nicht in die Praxis umsetzen konnte (es fehlte der „geeignete“ 
Herrscher dafür). (Vgl. Wilhelm 1921, S.61, Erläuterung zu Lunyu VII,1).  
240 Wolfgang Kubin nennt diesen – für den Konfuzianismus - überaus wichtigen Aspekt das 
„natürliche Gedächtnis“ des Menschen. Er meint damit das Weitergeben geistiger und kultureller 
Werte, die im Altertum mündlich von Generation zu Generation (Lehrer-Schüler, Vater-Sohn) 
weiter gegeben wurde. Spätestens seit dem Lunyu erfolgte die Überlieferung auch schriftlich. 
Bezeichnenderweise und wohl auch nicht zufällig – so meint Kubin – beginnt das Lunyu mit dem 
Wort „xue“, das mit „Aneignung durch Nachahmen“, bzw. „Lernen“ übersetzt werden kann (vgl. 
Kubin 1998, S.55f). Die erwähnte Stelle im Lunyu lautet: „Der Meister sprach: Lernen […] und 
fortwährend üben: Ist das denn nicht auch befriedigend?“ (Lunyu I,1). In der Erläuterung schreibt 
Richard Wilhelm zur Klärung des Begriffes „Lernen“: „Das Erbe der Vergangenheit sich 
anzueignen und es ausübend zu besitzen: das gewährt auch Befriedigung.“ (Wilhelm 1921, S.1). 
 284 
werden.241 Die alte Lebenswelt, bei der die familiäre Moral zugleich auch 
Staatsmoral war, zerfiel.242 Sein Konzept für eine gerechte Gesellschaftsordnung, 
das er auch argumentativ begründete, kann als ein Programm der 
Wiederherstellung von Ordnung durch Rückgriff auf antike Traditionen, konkret 
auf die alten Riten, bezeichnet werden.243  
   Konfuzius war allerdings der Meinung, dass die Schuld an dem schlechten 
Zustand der Gesellschaft nicht den Menschen und seine Zivilisation als solche 
trifft, sondern  dass es bloß die mangelhafte Pflege der tradierten Riten, des 
überlieferten Ethos ist, die diesen unbefriedigenden Zustand verursacht. 
Allerdings genügt keine bloße Wiederholung dieser Riten, vielmehr gilt es Altes 
und Neues miteinander zu verbinden und auf eine wirksame, für die Gesellschaft 
förderliche Basis zu stellen.244 Sein Bestreben war es, die „Wurzeln“ des 
menschlichen Zusammenlebens aufzuspüren, und diese glaubte er im Altertum 
gefunden zu haben. „Gerechtigkeit“ spielt bei seinen Überlegungen eine wichtige 
                                                 
241 Dieter Senghaas bezeichnet die Lehre des Konfuzius deshalb auch eine „Krisen- bzw. 
Chaosbewältigungsphilosophie“ (vgl. Senghaas 1998, S.53ff). 
242 Ralf Moritz schreibt erläuternd dazu: „Zu Recht sah Konfuzius die Umstände seiner Zeit 
geprägt durch den Verfall der Riten. Für ihn war dieser Verfall der Auslöser gesellschaftlicher 
Unordnung; die Welt hat den rechten Weg verlassen, so klagt er, sie ist ohne ‚dao’. Dieses Leiden 
an Unordnung und der daraus resultierende Versuch, die Welt wieder in Ordnung zu bringen, 
zwangen zum Entwurf von Regulierungsstrategien. Dies geschah vor dem Hintergrund einer im 
Prozess des Umbruchs komplizierter gewordenen Sozialstruktur und eines durch diesen Umbruch 
manifestierten Mobilitätsschubs – die sozialen Positionen waren nicht mehr patriarchalisch 
fixiert, sondern in Fluß geraten. Verfall der Riten war der politisch-zeremonielle Ausdruck eines 
Prozesses von Hierarchie-Auflösung, der wiederum die Wert- und Autoritätskrise der antiken 
chinesischen Gesellschaft begründete.“ (Moritz 1998b, S.78). 
243 Vgl. Moritz 1998b, S.78 
244 Benjamin I. Schwartz beschreibt dieses Beziehen auf das Altertum – er nennt es „Lernen“ –  
bzw. das „Anwenden in der gegebenen Situation“ sehr bündig: „Lernen umfaßt im weitesten Sinne 
nicht weniger als die Beherrschung eines signifikanten empirischen Wissens der menschlichen 
Vergangenheit, und die Übertragung einer Vision von Einheit, wie sie in diesem empirischen 
Wissen eingebettet war, auf die Beurteilung des gegenwärtigen Lebens. (Benjamin I. Schwartz, 
„World of Thought“, zitiert aus: Kubin 1998, S.62). 
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Rolle, wenngleich – wie schon erwähnt –  eine „westliche“ Differenzierung des 
Begriffes nicht erwartet werden kann.245  
   „Gerechtigkeit“ zählt zwar zu den sogenannten „Kardinaltugenden“ des 
Konfuzianismus (neben Menschlichkeit, Sitte, Wissen und Wahrhaftigkeit)246 und 
gilt als eine spezifische Tugend sowohl einer guten Herrschaft als auch - ganz 
allgemein – des Handelns innerhalb der Gesellschaft. Sie hat bei Konfuzius aber 
den Status einer – wie der deutsche Politikwissenschaftler Peter Weber-Schäfer es 
ausdrückt - „korrigierenden Gerechtigkeit“. Gemeint ist damit eine Auffassung 
von  Gerechtigkeit, deren Aufgabe es ist, ein in Unordnung gebrachtes soziales 
Gefüge wieder in die vorgesehenen Bahnen zu bringen. „Gerechtes Tun besteht 
darin, Abweichungen von einem vorgegebenen Muster, die als Störung der 
gesellschaftlichen Ordnung empfunden werden, zu korrigieren.“247 Entscheidend 
dabei ist, dass „Gerechtigkeit“ oder „gerechtes Handeln“ nicht das Ergebnis eines 
gesellschaftlichen Diskurses ist, sondern Kraft der Autorität sozialer Tradition 
festgelegt ist. Auf diese, unhinterfragt als wahr akzeptierte Konvention, hat sich 
der gerechte Herrscher - aber auch der Einzelne - in seinen Entscheidungen 
zwischen Richtig und Falsch zu beziehen. Das ist eine Auffassung von 
Gerechtigkeit, bei der die Konvention – bei Konfuzius eben die soziale Ordnung 
des Altertums248 – dasjenige festlegt, was als standesgerecht angesehen und 
anerkannt wird. Der Begriff von Gerechtigkeit beschränkt sich also auf die 
Erfüllung von Pflichten und den Genuss von Leistungen, die weitgehend durch 
den sozialen Status begründet sind. Es entscheidet demnach nicht das autonome 
                                                 
245 Nach „westlichem“ Verständnis kann „Gerechtigkeit“ u.a. als ein - wie immer begründetes  -
Wechselverhältnis zwischen zwei zumindest potentiell gleichberechtigten Partnern verstanden 
werden, die miteinander im Austausch stehen. Gerechtigkeit im westlichen Sinn ist also eine sozial 
verankerte Tugend, die jedenfalls rational begründet werden kann (vgl. Weber-Schäfer 1999, 
S.43). Eine solche Definition von Gerechtigkeit kann aus den Schriften des Konfuzius nicht 
abgeleitet werden. 
246 Die zentrale Verhaltenstugend ist die „Menschlichkeit“ oder „Mitmenschlichkeit“ (ren), sie gilt 
als die Quelle des sozial korrekten Verhaltens bei Konfuzius. Diese Menschlichkeit äußert sich in 
den Einzeltugenden wie rituell korrektes Verhalten (Riten, li), Wissen (um die menschlichen 
Grundbeziehungen), Glaub- oder Vertrauenswürdigkeit und eben Gerechtigkeit (Rechtlichkeit, yi). 
247 Weber-Schäfer 1999, S.50 
248 Eine kompakte Zusammenfassung über das chinesische Altertum findet man u.a. bei Eun-Jeung 
Lee (vgl. Lee 2008, S.15ff). 
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Subjekt im Diskurs mit anderen, was als gerecht angesehen wird, sondern allein 
die Konvention.249 Bei Konfuzius kann deshalb von einem „kollektiven Subjekt 
des Politischen“ gesprochen werden, das in ein überliefertes Sozialgefüge 
eingebettet ist.250 Ralf Moritz bezeichnet diesen Umstand – der Mensch wird als 
historisch-gesellschaftliches Subjekt begriffen – ganz allgemein als 
charakteristisch für das traditionelle chinesische Denken. Er spricht in diesem 
Zusammenhang von einer „sozio-morphen Subjektbezogenheit“ als typisches 
Merkmal für das Menschenbild im Konfuzianismus.251 
   Das Mittel, auf das Konfuzius zur Herstellung der alten und gerechten Ordnung 
zurückgreift, ist – wie bereits erwähnt - der Inhalt der alten Riten oder 
Zeremonien (li). Diese sorgten - seiner Meinung nach - im Altertum für eine 
wohlgeordnete, sozial abgestufte und gerechte Gemeinschaft und auch für eine 
eindeutige soziale Positionierung des Einzelnen in der Gesellschaft. Da die 
gesellschaftlichen Verhältnisse sich aber geändert haben – die alte soziale 
Hierarchie ist zerbrochen und der Umstand der Geburt ist nicht mehr entscheidend 
für die soziale Platzierung – muss der Mensch durch „sittliche Qualifikation“, also 
durch Lernen, seinen Platz in der Gesellschaft „erobern“. Ralf Moritz formuliert 
diesen Zusammenhang sehr treffend: „Die Fähigkeit zur Integration in die 
different-abgestufte Gesellschaft, die als Kriterium für sittliche Qualifikation gilt, 
wird von Konfuzius mit dem Begriff ‚ren’ (Mit-Menschlichkeit) ausgedrückt: Mit-
Menschlichkeit im Sinne des Sich-Beziehens auf andere; es ist die Fähigkeit zu 
entsprechend partizipatorischem Verhalten und damit die Kapazität, den eigenen 
                                                 
249 Der deutsche Sinologe Rolf Trauzettel schreibt in einem Artikel, den er – zumindest für 
Neurobiologen - wohl etwas provokant „Denken die Chinesen anders?“ betitelt hat, von einer 
„Subjektvergessenheit“ der altchinesischen Philosophie. „Als wen bestimmten diese Philosophen 
(die altchinesischen und damit auch Konfuzius, WG) das Subjekt des politischen Diskurses? 
Überspitzt formuliert bestand die Antwort der chinesischen Denker darin, die Antwort zu 
verweigern. Anders gesagt, sie stellten die Frage nicht. Die altchinesische Philosophie hat keinen 
Subjektbegriff hervorgebracht, sie hat die Welt nicht zweigeteilt nach dem Schema der Subjekt-
Objekt-Trennung.“ (Trauzettel 1990, S.79-99, hier S.89). 
250 Vgl. Weber-Schäfer 1999, S.51 
251 Vgl. Moritz 1990, S.239 
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Platz im Sinne der Ordnung des Gesamtgefüges auszufüllen.“252 Das ist auch eine 
der herausragenden und innovativen Denkleistungen des Konfuzius, er verbindet 
die alten Riten mit dem neuen Ansatz des Lernens von „Mit-Menschlichkeit“. 
Diese Mit-Menschlichkeit vollzieht sich in der täglichen Lebenspraxis über 
Einzeltugenden,253 zu denen auch die Gerechtigkeit gehört. Jede der Tugenden 
muss in Hinblick auf die „Leittugend“ Mit-Menschlichkeit angemessen sein, 
keine Einzeltugend darf das „Maß“ überschreiten, d.h. die „Einhaltung von Maß 
und Mitte“ gilt bei Konfuzius als Voraussetzung für eine harmonische und 
gerechte Gesellschaft. Deshalb kann „Gerechtigkeit“ auch als ein der jeweiligen 
Situation angemessenes Verhalten aufgefasst werden, wie z.B. Pflichterfüllung 
oder Rechtschaffenheit.254 Bezogen auf die Herrschenden – dieser 
Zusammenhang wird von Konfuzius besonders herausgestrichen - ist 
„Gerechtigkeit“ (Rechtlichkeit, Pflicht, yi) die praktische Anwendung von Mit-
Menschlichkeit (ren) und Ritus (li) im Rahmen ihrer spezifischen Aufgaben. 
Gerechtigkeit als Tugend wird damit zu einer „moralischen Qualität des 
Handelns“ für den „Edlen“.255 Wenn beispielsweise der Herrscher – insofern er 
ein „Edler“ ist -  „Gerechtigkeit“ zu seinen Handlungsprämissen macht, so 
gewinnt er auf ganz natürliche Art die Zuneigung der Menschen.256 Damit wird 
                                                 
252 Moritz 1998a, S.16. Das Schriftzeichen für Mit-Menschlichkeit besteht aus „Mensch“ und 
„zwei“. Damit wird ausgedrückt, dass der Einzelne sich entzweit, indem er die Gemeinschaft in 
sich aufnimmt und mit ihr verschmilzt.  
253 Zu den Einzeltugenden zählen neben Gerechtigkeit (Mut zur Gerechtigkeit) auch noch 
Zuverlässigkeit, Achtsamkeit, Geradheit, Höflichkeit und Bescheidenheit. (vgl. Moritz 1998a, 
S.17). 
254 Vgl. Moritz 1998a, S.17 
255 „Der Edle“ (junzi) ist bei Konfuzius die Verkörperung der guten Eigenschaften, jemand der das 
„dao“ hat, sich also auf dem „rechten Weg“ befindet. Die wörtliche Bedeutung von junzi ist „Sohn 
des Herrschers“, bei Konfuzius verschiebt sich diese aber in Richtung „Idealmensch“, der über ein 
ganzes Bündel von Tugenden verfügt, die er sich durch ständiges Mühen und Lernen erarbeiten 
muss. Nur dadurch erhält er die sittliche Reife um Führungsaufgaben in der Gesellschaft zu 
übernehmen. Abstammung allein genügt nicht mehr. Durch dieses ständige Bemühen um 
Sittlichkeit (Gerechtigkeit) wird auch dasjenige erreicht, das Konfuzius für eine stabile und 
gerechte Gesellschaftsordnung als unerlässlich ansah: Moral und Macht müssen bei den  
führenden Persönlichkeiten einer Gesellschaft eine Einheit bilden. (Vgl. Moritz 1990, S.64).  
256 Vgl. Moritz 1990, S.62 
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auch klar ersichtlich, dass „Gerechtigkeit“ kein bloß abstrakter Begriff für 
Konfuzius ist. Unter Gerechtigkeit versteht er die Zusammenfassung von 
moralischer Wertvorstellung und ihrer Realisierung im praktischen Verhalten.  
   Im Lunyu finden sich einige Stellen, wo explizit auf diese Gerechtigkeitsaspekte 
eingegangen wird. So heißt es z.B.: „Der Edle nimmt ‚yi’ (Gerechtigkeit, WG) als 
Grundstoff seines Verhaltens. Mit den ‚li’ (Riten, WG) praktiziert er es.“257 Oder: 
„Abmachungen müssen sich an die Gerechtigkeit halten, dann kann man sein 
Versprechen erfüllen. Ehrenbezeugungen müssen sich nach den Regeln richten, 
dann bleibt Schande und Beschämung fern.“258 Folgt man dem (überlieferten) 
Recht, so kann man auch Wort halten. Hält man sich bei Ehrenbezeugungen an 
das Überlieferte, so kann man sich Selbsterniedrigung ersparen. Oder: „Andern 
Geistern als den eigenen (Ahnen) zu dienen, ist Schmeichelei. Die Pflicht (das 
Gerechte, WG)  sehen und nicht tun, ist Mangel an Mut.“259  Es gibt so etwas wie 
eine moralische Verpflichtung gegenüber den Mitmenschen, entzieht man sich 
einer solchen – klar erkannten – Pflicht, wird das als unwürdige Feigheit 
eingeschätzt. An anderer Stelle heißt es: „Der Edle hat für nichts auf der Welt 
eine unbedingte Voreingenommenheit oder eine unbedingte Abneigung. Das 
Rechte (die Gerechtigkeit. WG) allein ist es, auf dessen Seite er steht.“260 Auch 
hier gibt es wieder den Bezug auf die Überlieferung, der allein – hier der „Edle“ – 
verpflichtet ist.  
   Im „Buch der Ritten“ (Liji),261 das ebenfalls Konfuzius zugeschrieben wird, 
findet sich eine inhaltliche Bestimmung dafür, was in dieser „klassischen“ Zeit als 
                                                 
257 Lunju XV,18, zitiert aus: Moritz 1998b, S.85. Zu beachten ist dabei, dass der chinesische 
Begriff ‚yi’ in der deutschen Übersetzung unterschiedlich wiedergegeben wird: Varianten sind 
„Pflichterfüllung“, „Pflicht“, „Gewissenhaftigkeit“, „Rechtlichkeit“, „Rechtschaffenheit“ und eben 
„Gerechtigkeit“. Dadurch kann es zu sehr differenten Übersetzungen kommen. Die hier zitierte 
Stelle aus dem Lunyu lautet beispielsweise in der Übersetzung von Richard Wilhelm: „Die Pflicht 
als Grundlage, Anmut beim Handeln, Bescheidenheit in den Äußerungen, Treue in der 
Durchführung: wahrlich so ist ein Edler.“ (Lunyu XV,17, Wilhelm 1921, S.175 - die 
Stellenangabe aus dem Lunyu differiert hier bei Moritz und Wilhelm). 
258 Lunyu I,13 (Wilhelm 1921, S.6). 
259 Lunyu II,24 (Wilhelm 1921, S.17). 
260 Lunyu IV,10 (Wilhelm 1921, S.33). 
261 „Das Buch der Riten“ ist eines der „Fünf kanonischen Bücher“ des Konfuzianismus, die auf 
Konfuzius selbst zurückgeführt werden. Zu diesem Kanon gehören noch „Das Buch der 
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gerecht angesehen wurde: „Was bedeutet für den Menschen das Gerechte? Daß 
der Vater wohlwollend und der Sohn pietätvoll ist; daß der ältere Bruder gut zu 
den jüngeren ist und die jüngeren dem älteren Respekt erweisen; daß der 
Ehemann gerecht und die Ehefrau gehorsam ist; daß die Älteren gütig und die 
Jüngeren gehorsam sind; daß der Fürst menschlich (ren) ist und die Untertanen 
loyal sind: Diese zehn Dinge nennt man das, was für den Menschen gerecht 
ist.“262 Diese Zitate aus der klassischen konfuzianischen Literatur zeigen sowohl 
den Bezug auf das Altertum als auch die „Zielgruppe“, an die diese Zeilen 
gerichtet sind: Es ist sowohl der „Edle“ (zur Bedeutung dieses Begriffes siehe 
weiter unten), als auch ganz allgemein der einzelne Mensch. Beide sollen sich in 
ihrem Handeln an der - als vorbildlich angesehenen - Konvention aus dem 
Altertum orientieren.  
   „Gerechtigkeit“ – wie Konfuzius sie beschreibt – ist nach „oben“ offen, hat 
allerdings nach „unten“ eine Schranke und zwar immer dann, wenn sie mit der 
Pietät in Widerspruch gerät. So heißt es im Lunyu: „Der Fürst von Schä redete 
mit Meister Kung und sprach: ‚Bei uns zulande gibt es ehrliche Menschen. Wenn 
jemandes Vater ein Schaf entwendet hat, so legt der Sohn Zeugnis ab (gegen 
ihn).’ Meister Kung sprach: ‚Bei uns zulande sind die Ehrlichen verschieden 
davon. Der Vater deckt den Sohn und der Sohn deckt den Vater. Darin liegt auch 
Ehrlichkeit.’“263 Diese sehr interessante und oft zitierte Stelle hat - indem sie 
verallgemeinert und als Maßstab für alle Bereiche des moralischen Lebens 
verwendet wurde - vor allem im Westen öfter zu Kritik an der konfuzianischen 
Ethik Anlass gegeben. Konfuzius – der Ehrlichkeit übrigens als persönliche 
                                                                                                                                     
Wandlungen“, „Das Buch der Lieder“, „Das Buch der Urkunden“ und „Die Frühlings- und 
Herbstannalen“ (vgl. dazu u.a. Glasenapp 1972, S.153 und Helferich 2000, S.522). 
262 Liji (Buch der Riten), zitiert aus: Roetz 1992, siehe dazu auch: URL: 
http://chinese.dsturgeon.net/text.pl?node=9871&if=en (5.1.2009). Die entsprechende Stelle aus 
dem Liji lautet in der Übersetzung von Richard Wilhelm sehr ähnlich: „Was verlangt das 
Rechtsgefühl der Menschen?, Daß der Vater gütig sei und der Sohn ehrfürchtig, der ältere Bruder 
nachsichtig und der jüngere sich unterordne, der Gatte pflichttreu und die Gattin gehorsam, das 
Alter freundlich und die Jugend fügsam, der Fürst milde und der Diener treu: diese zehn Dinge 
sind die Menschenpflichten.“ (Liji 3,II,6, Wilhelm 1997, S.63f). Hinweis auf die Zitierweise aus 
dem Liji: Wenn nicht anders angegeben, erfolgt der Bezug auf die Übersetzung von Richard 
Wilhelm (Wilhelm 1997) nach Kapitel, (Teil) und Abschnitt, gefolgt von der Seitenanzahl.  
263 Lunyu XIII,18 (Wilhelm 1921, S.141). 
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Tugend sehr hoch geschätzt hat – wollte damit ausdrücken, dass für das 
Verhältnis zwischen Vater und Sohn andere Regeln gelten. Gerechtes Verhalten 
wird hier in erster Linie von der Pietät konstituiert. Ein Grundsatz übrigens, der 
durchaus auch bei anderen Kulturen anzutreffen ist.264  
   Auch der bereits erwähnte Abschnitt über die Vergeltung (Unrecht durch 
Gerechtigkeit vergelten, Lunyu XIV,36) – diese Stelle wurde von westlicher Seite 
ebenfalls sehr oft kritisiert - verweist auf eine Schranke für Gerechtigkeit. 
Konfuzius bezog sich in diesem Abschnitt des Lunyu aber auf die – von ihm 
kritisierte - daoistische Regel, wonach man auch dem Unrecht mit Güte begegnen 
sollte.265 Er war in seinem ganzen Denken politisch orientiert und hatte mit dieser 
Aussage wohl das Staatsinteresse im Auge. Wenn Unrecht durch Gerechtigkeit 
vergolten wird, so haben die Menschen eine (untere) Schranke, durch die sie „in 
der Pflicht“ gehalten werden. Güte als persönliche Tugend wird von Konfuzius 
allerdings hoch geschätzt. Das geht aus einer Stelle des „Buch der Riten“ hervor, 
in der es u.a. heißt: „Durch Güte Übles vergelten, so erweitert man die 
persönliche Sittlichkeit.“266 Während es im Privaten also durchaus erstrebenswert 
ist, eine großzügige Haltung gegenüber dem als ungerecht empfundenen 
Verhalten der Mitmenschen einzunehmen, muss nach Ansicht von Konfuzius auf 
staatlicher Ebene der Grundsatz der – aristotelisch gesprochen - ausgleichenden 
Gerechtigkeit gelten.  
   Nach diesen allgemeinen Betrachtungen zu Gerechtigkeitsaspekten bei 
Konfuzius werden noch zwei Bereiche gesondert untersucht, und zwar die Rolle 
des „Hauptträgers“ der konfuzianischen Gerechtigkeit (des „Edlen“) und die 
Bedeutung des Begriffes „Berichtigung der Namen“ in diesem Zusammenhang. 
                                                 
264 Vgl. dazu Wilhelm 1921, S.141f, Anmerkung 18. 
265 Vgl. dazu u.a. Weber 1991, S.150. 
266 „Buch der Riten“ (Liji), zitiert aus Wilhelm 1921 (Lunyu), S.164 (Anmerkung 31). In seiner 
(späteren) Übersetzung des Liji formuliert Richard Wilhelm die entsprechende Stelle – sie wird 
hier gesamt wiedergegeben - etwas anders: „Wenn man Liebe mit Liebe vergilt, so wirkt das 
anfeuernd auf die Menschen; wenn man Haß mit Haß vergilt, so lassen die Menschen sich das zur 
Warnung dienen … Wer Haß mit Liebe vergilt, der schafft seiner eigenen Güte einen breiten 
Wirkungskreis. Wer Liebe mit Haß vergilt, der ist ein Mensch, der für den Galgen reif ist.“ (Liji 
9,2, Wilhelm 1997, S.184). 
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Der „Edle“ als Garant für Gerechtigkeit 
  Ein zentraler Begriff bei Konfuzius – er kommt allein im Lunyu zirka 70mal 
vor267 – ist junzi, der „Edle“. Er ist der „Hoffnungsträger“ und über weite 
Strecken der Adressat (vor allem im Lunyu) für Konfuzius bei seinem 
gesellschaftspolitischen Projekt. Der „Edle“ ist dabei vom shenren – dem 
„Heiligen“ – zu unterscheiden. Dieser verfügt bereits über eine „angeborene“ 
sittliche Reife, über ein „angeborenes“ Wissen, das ihn im Laufe seiner 
persönlichen Entwicklung zu einer Vollkommenheit, d.h. zu höchster moralischer 
Perfektion bringt. Damit verfügt der shenren über „himmlische“ Qualitäten und 
bildet dann auch – als Herrscher und „Sohn des Himmels“ – das Bindeglied 
zwischen Kosmos und den Menschen.268 Beim „Edlen“ ist es nicht so einfach, 
dieser muss sich sein Wissen und seine Bildung mühsam durch lebenslanges 
Lernen „erarbeiten“. Das muss der shenren zwar auch, er hat aber die besseren 
„Startbedingungen“. Sein diesbezügliches Menschenbild fasst Konfuzius im 
Lunyu sehr bündig zusammen: „Bei der Geburt schon Wissen zu haben, das ist 
die höchste Stufe. Durch Lernen Wissen zu erwerben, das ist die nächste Stufe.“269 
Mit dem ersten Satz beschreibt Konfuzius den „Heiligen“, mit dem zweiten den 
„Edlen“. 
    Dieser „Edle“ (junzi) ist bei Konfuzius die Verkörperung der guten 
Eigenschaften, jemand der das „dao“ hat, sich also auf dem „rechten Weg“ 
                                                 
267 Vgl. Lee 2008, S.56 
268 Dieser shenren im Sinne eines idealen Herrschers dient Konfuzius sowohl als Vorbild als auch 
als Ausgangspunkt bei seinen Überlegungen zu einem gerechten gesellschaftlichen Konzept und 
im Konkreten für eine soziale und moralische „Platzierung“ des „Edlen“.  
269 Lunyu XVI,9, Wilhelm 1921, S.187. Der Text geht noch weiter, da Konfuzius an dieser Stelle 
vier Klassen des Wissens – und damit Kategorien von Menschen – unterscheidet: „[…] 
Schwierigkeiten zu haben und doch zu lernen, das ist die übernächste Stufe. Schwierigkeiten haben 
und nicht lernen: das ist die unterste Stufe des gemeinen Volkes.“ Damit sind die Stufen 3 und 4 
beschrieben. Mit Stufe 3 meint Konfuzius diejenigen, die zwar geringe Begabung haben, aber mit 
Fleiß dieses Manko zu überwinden versuchen. Die letzte Stufe (4) bilden jene, bei denen 
Dummheit und Faulheit vereint sind. Sie werden von Konfuzius „Gemeine“ (xioren) genannt. 
Damit war ursprünglich eine soziale Abstufung gemeint, bei Konfuzius bekommt der Begriff aber 
eine ethische Wertung, er wird als ein Mittel zur moralischen Disqualifizierung benutzt (vgl. 
Wilhelm 1921, Erläuterung zu Lunyu XVI,9, S.187 und Moritz 1990, S.64). 
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befindet. Die wörtliche Bedeutung von junzi ist „Sohn des Herrschers“, bei 
Konfuzius verschiebt sich diese – soziale Abstufung - aber in Richtung 
„Idealmensch“, der über ein ganzes Bündel von Tugenden verfügt, die er sich 
durch ständiges Mühen und Lernen erarbeiten muss. Nur dadurch erhält er die 
erforderliche sittliche Reife, Führungsaufgaben in der Gesellschaft zu 
übernehmen. Abstammung allein genügt nicht mehr. Durch dieses ständige 
Bemühen um Sittlichkeit (Gerechtigkeit) wird auch dasjenige erreicht, das 
Konfuzius für eine stabile und gerechte Gesellschaftsordnung als unerlässlich 
ansah: Moral und Macht müssen bei den  führenden Persönlichkeiten einer 
Gesellschaft eine Einheit bilden. Damit bekommt Bildung bei Konfuzius eine 
besondere Bedeutung, und dieses Konzept, wonach quasi jeder, wenn er sich nur 
ernsthaft und lang genug um Bildung und sittliche Reife bemüht, seine Chance 
auf einen politischen und sozialen Aufstieg hat, war für die damaligen 
Herrschaftsverhältnisse wohl einigermaßen radikal.270  
   Allerdings genügt es nicht, Wissen nur einfach anzuhäufen. „Lernen und nicht 
denken ist nichtig“271, heißt es im Lunyu, und Konfuzius will damit zum 
Ausdruck bringen, dass es nicht ausreicht, überliefertes Wissen sich einfach 
anzueignen, ohne dieses mit eigenen „Gedanken- und Erfahrungsinhalten“ zu 
füllen. Bildung (Wissen) wird damit zu einer notwendigen, aber nicht 
hinreichenden Bedingung für den langen Weg zum „Edlen“. Und Konfuzius ist 
keineswegs davon überzeugt, dass es jeder schaffen kann, aber mit „eisernem 
Willen“ und dem nötigen Selbstbewusstsein ist es machbar. Davon ist er 
überzeugt und seine Lehre kann auch insofern verstanden werden, möglichst viele 
Menschen zu „Edlen“ zu machen.272  
   Diese „Edlen“ können dann jenen Idealstaat aufbauen, der gerechte Verhältnisse 
und gute Bedingungen für ein friedvolles Zusammenleben ermöglicht. Auch wenn 
dieser Idealstaat zum Teil utopische Züge hat, so erscheint für Konfuzius 
zumindest die Möglichkeit, ihn zu erreichen, offen zu sein. Es liegt lediglich an 
                                                 
270 Vgl. Lee 2008, S.56 
271 Lunyu II,15, Wilhelm 1921, S.13 
272 Vgl. Lee 2008, S.58 
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den Menschen, dorthin zu gelangen.273 Deshalb steht das Projekt des Konfuzius 
ganz im Zeichen der Bildung, und er hat auch Menschen aus sehr 
unterschiedlichen sozialen Schichten in seine Schülerschaft aufgenommen. 
Voraussetzung war allein der unbeugsame (moralische) Wille, von ihm zu lernen 
und sich selbst zu „kultivieren“, also das Ideal des „Edlen“ anzustreben.274  
   Dieser „Edle“ agiert dann aus sich selbst heraus, er braucht keinen anderen, der 
ihn zu gerechtem Handeln auffordert. Ganz im Gegenteil, sein „Selbst“ bildet die 
innere Basis dafür, gerade wenn die äußeren Umstände moralisches Handeln 
erschweren. Im Lunyu heißt es dazu: „Sich selbst überwinden und zur Etikette ‚li’ 
zurückkehren, das ist Menschlichkeit ‚ren’ […] Menschlich zu sein muß von 
einem selbst ausgehen – wie denn von anderen?“275 Damit die Menschen dazu 
gebracht werden moralisch zu handeln, muss es Vorbilder wie den „Edlen“ geben. 
Dieser ist der Menschlichkeit verpflichtet und erreicht sein vorbildliches und 
gerechtes Verhalten durch stetes Lernen und im Konkreten durch permanentes 
„Zurückdrängen alles Unkultivierten und Wilden im eigenen Selbst.“276 
   Übernimmt ein „Edler“ eine Führungsposition im Staat (Konfuzius fordert das 
auch von ihm), so stützt sich sein (gerechtes) Verhalten auf zwei Säulen: Es ist 
zum einen die Loyalität gegenüber dem Fürsten und zum anderen die 
Verpflichtung gegenüber der Menschlichkeit und Gerechtigkeit, also der Moral. 
Dieser Umstand kann durchaus zu Konflikten führen. Konfuzius hat auch für 
diesen Fall eine Antwort: „Wer den Namen eines bedeutenden Staatsmannes 
verdient (also ein „Edler“, WG), der dient seinem Fürsten gemäß er Wahrheit 
                                                 
273 Eun-Jeung Lee vergleicht diesen konfuzianischen Idealstaat mit dem platonischen Staat und der 
Herrschaft der Philosophenkönige, wenngleich konkrete Vorstellungen dazu bei Konfuzius – im 
Gegensatz zu Platon - kaum zu finden sind. Sie verweist allerdings auf eine Stelle im Liji, wo auf 
einen Idealstaat des Altertums Bezug genommen wird. Das war eine Zeit, wo „Heilige“ (shenren) 
regierten und die Welt im Einklang mit dem dao war. Die gesellschaftspolitischen Verhältnisse 
zusammengefasst klingen „westlich-modern“: a) Nur die Besten bekamen Führungsaufgaben im 
Staat, b) Diskriminierung wegen Rasse oder Geschlecht gab es nicht, c) Es gab keine materielle 
Not, d) Privateigentum gab es nicht,  und e) In dieser friedlichen und gerechten Gemeinschaft gab 
es keine Verbrechen. (Vgl. Liji 3,I,2, Wilhelm 1997, S.56 und Lee 2008, S.54f.). 
274 […]„Wer nicht strebend sich bemüht, dem helfe ich nicht voran, wer nicht nach dem Ausdruck 
ringt, dem eröffne ich ihn auch nicht. […] (Lunyu VII,8, Wilhelm 1921, S.64).  
275 Lunyu XII,1, zitiert aus Lee 2008, S.60. 
276 Vgl. Wilhelm 1921, Erläuterung zu Lunyu XII,1, S.118.  
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(Gerechtigkeit, WG); wenn das nicht geht, tritt er zurück.“277 Der „Edle“ ist also 
permanent gefordert, er hat auch persönliche Verantwortung für die Abläufe im 
Staat zu übernehmen. Passives Zuschauen ist laut Konfuzius mit dem Ideal des 
„Edlen“ nicht vereinbar. Dieser hat – sofern er ein staatliches Amt bekleidet – 
aktiv und verantwortungsvoll zu handeln.278  
   Die eigene Einschätzung über seine „staatsmännischen“ Fähigkeiten ist bei 
Konfuzius ja nicht gerade bescheiden. So heißt es im Lunyu: „Wenn nur jemand 
wäre, der mich verwendete! (ihm also ein entsprechendes Amt im Staate 
anvertrauen würde, WG) Nach Ablauf von zwölf Monden sollte es schon angehen, 
und nach drei Jahren sollte alles in Ordnung sein.“279  Damit verweist Konfuzius 
sowohl auf die Ordnungskraft seiner politischen Ideen und bringt weiters zum 
Ausdruck, dass er durchaus die Kraft und die Fähigkeit hätte, die schwierigen 
gesellschaftlichen Verhältnisse in den Griff zu bekommen. Bedauerlicherweise 
stellt ihm aber niemand ein entsprechendes Amt im Staate zur Verfügung. 
  Seine politischen Ideen dienen keinesfalls „niedrigen“ Zwecken wie z.B. 
persönlicher Bereicherung, sondern sind ganz auf die Förderung von Bildung und 
Moral und damit auf die Verwirklichung des Idealstaates ausgerichtet. In diesem 
Idealstaat herrschen gerechte Verhältnisse, Konfuzius fordert einerseits 
wirtschaftlichen Wohlstand und zugleich auch eine gerechte Verteilung. „Denn 
wo Ordnung ist (d.h. u.a. eine gerechte Verteilung, WG), da ist keine Armut.“280 
Konfuzius sieht die Ursachen für Armut und Ungerechtigkeit in einer verfehlten 
Politik der Herrschenden, konkret in der Selbstbereicherung dieser. Gerade hier ist 
der „Edle“ als Träger wichtiger Staatsämter gefordert, konkret für politische 
Verhältnisse zu sorgen, die eine gerechte Verteilung der Güter ermöglichen um 
damit die Voraussetzung für eine sichere Zukunft der Menschen zu schaffen.  
                                                 
277 Lunyu XI,23, Wilhelm 1921, S.115 
278 Die typische „Haltung“ des Konfuzianers ist keine Abkehr von der Welt, sondern eine Einkehr 
in sich selbst, eine „Selbstkultivierung des Selbst“, deren Zweck eben keine Abkehr ist, sondern  - 
in weiterer Folge - ein verantwortungsbewusstes Engagement im sozialen Bereich auf der Basis 
seiner moralischen Integrität. (vgl. Roetz 2006, S.87). 
279 Lunyu XIII,10, Wilhelm 1921, S.138. Vgl. dazu auch die Erläuterung zu Lunyu VII,1 von 
Richard Wilhelm, Wilhelm 1921, S.61. 
280 Lunyu XVI,1, Wilhelm 1921, S.184.  
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„Richtigstellung der Namen“ als Gerechtigkeitsprinzip 
   Konfuzius lebte – wie schon ausgeführt – in einer Zeit des gesellschaftlichen 
Umbruches und der zunehmenden Despotie und Willkür durch die herrschenden 
Schichten. Er gehörte der niederen Aristokratie an, und gerade diese soziale 
Gruppe hatte – so Ralf Moritz – ein ambivalentes Verhältnis zu den sich rasch 
verändernden gesellschaftlichen Verhältnissen. Einerseits fühlten sie sich dadurch 
in ihrer sozialen Rangordnung bedroht, andererseits sahen sie in diesen Zeiten der 
Unordnung die Chance, ihre Position im Sozialgefüge zu verbessern. „In der 
objektiven Widersprüchlichkeit der sozialen Stellung der niederen Aristokratie im 
damaligen China liegt die Ursache für die inhaltliche Widersprüchlichkeit der 
Lehre des Konfuzius, vor allem für ihre beiden grundlegenden Widersprüche, den 
Widerspruch zwischen Konservatismus und Innovation sowie den Widerspruch 
zwischen Hierarchie und Gleichheit.“281 Konfuzius erlebte also „am eigenen 
Leibe“ sowohl die soziale Entwurzelung als auch die despotische Willkür der 
Herrscher, die er als Verfall der alten patriarchalischen Ordnung interpretierte. 
Die Gesellschaftsordnung, mit der er konfrontiert wurde, war eine ungerechte, 
eine Gesellschaft im Chaos. Es ist daher nicht verwunderlich, dass das oberste 
Ziel seines gesellschaftspolitischen Projekts die Wiederherstellung der alten – 
gerechten – Ordnung war. Das wichtigste Mittel, um dieses Ziel zu erreichen, war 
für Konfuzius – für westliche Begriffe ein wenig befremdlich – die 
„Richtigstellung der Namen (Begriffe)“ (zhengming). 
   Mit dem Begriff „Richtigstellung der Namen“ meinte Konfuzius, die alten 
sozialen Stufen und die damit verbundenen hierarchischen Abhängigkeiten - aber 
auch Sicherheiten - wieder herzustellen. Wenn nämlich die Sprache (die Begriffe) 
in Unordnung ist, dann funktionieren wichtige soziale Beziehungen, wie z.B. 
Befehl und Gehorsam nicht mehr, und die daraus resultierenden 
Gesellschaftszustände erscheinen konfus. Die Ordnungsfunktion der Sprache ist 
dann nicht mehr gegeben, es kommt zu einer Konfusion von Rechten und 
Pflichten, also zu ungerechten Zuständen  und allgemein zu einem Durcheinander 
in der Gesellschaft. Deshalb antwortet Konfuzius auf die Frage, was er als erstes 
tun würde, wenn er ein Regierungsamt inne hätte ganz entschieden: „Unbedingt 
                                                 
281 Moritz 1990, S.48 
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die Namen richtig stellen.“282 Die von Konfuzius in diesem Zusammenhang 
verfolgte Grundidee ist, jeder hat dem „Namen“ entsprechend seine Rolle und 
damit auch Aufgabe im Staat zu erfüllen. Er fordert daher: „Der Fürst sei Fürst, 
der Diener sei Diener; der Vater sei Vater, der Sohn sei Sohn.“283 Für Konfuzius 
kann Gerechtigkeit in einer Gesellschaft nur dann erreicht werden, wenn in einem 
Staat eine feste Ordnung und stabile soziale Beziehungen gegeben sind. Jeder – 
vom Fürsten bis zum einfachen Bürger – hat gemäß seiner sozialen Stellung 
(gemäß des Namens) die entsprechenden Pflichten zu erfüllen. Nur dann handelt 
die Person gerecht.  
   Namen und korrekte Bezeichnungen spielten in der traditionellen chinesischen 
Kultur immer eine wichtige Rolle. Ralf Moritz spricht über deren Bedeutung – 
einer spirituellen, rituellen und normativen - von einem „Politikum von 
außerordentlichem Rang.“284 Die Zeichen der Schrift galten als Symbole der 
Dinge, es entstand dadurch eine starke Beziehung zwischen Zeichen und den 
Gegenständen bzw. der sozialen Wirklichkeit. Ist die Zuordnung nicht richtig, so 
kommt auch die Einheit zwischen Kosmos und menschlicher Gesellschaft in 
Unordnung, d.h. die Harmonie ist gestört. Werden die Namen nicht richtig 
gebraucht, so kommt es nicht nur zu einer Unordnung der sozialen Beziehungen, 
sondern es wirkt sich auch auf das Verhältnis zum Kosmos nachteilig aus. 
   Deshalb bedeutet der Begriff „Richtigstellung der Namen“ bei Konfuzius im 
Grunde „Richtigstellung der Verhältnisse“ und hat damit einen starken Bezug zu 
Gerechtigkeit. Gerecht handelt in der Gesellschaft nur derjenige, der ein – seiner 
sozialen Position entsprechendes – Verhalten zeigt. Gerechtigkeit wird deshalb 
                                                 
282 Die entsprechende Stelle im Lunyu heißt: „Zi-lu sprach zu Konfuzius: Wenn Euch der 
Herrscher des Staates Wie die Regierung anvertraute – was würdet Ihr zuerst tun? Der Meister 
antwortete: Unbedingt die Namen richtig stellen. [...] Stimmen die Namen und Begriffe nicht, so 
ist die Sprache konfus. Ist die Sprache konfus, so entstehen Unordnung und Mißerfolg. Gibt es 
Unordnung und Mißerfolg, so geraten Anstand und gute Sitten in Verfall. Sind Anstand und gute 
Sitten in Frage gestellt, so gibt es keine gerechten Strafen mehr. Gibt es keine gerechten Strafen 
mehr, so weiß das Volk nicht, was es tun und was es lassen soll. Darum muß der Edle die Namen 
und Begriffe korrekt benutzen und auch richtig danach handeln können. Er geht mit seinen Worten 
niemals leichtfertig um.“ (Lunyu XIII,3, zitiert aus Moritz 1990, S.49f). 
283 Lunyu XII,11, Wilhelm 1921, S.126.  
284 Moritz 1990, S.50 
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von Konfuzius auch mit „Angemessenheit“, „richtiges Maß“ aber auch „Pflicht“ 
in Zusammenhang gebracht.285 Es „richtig machen“ war seine Forderung vor 
allem an die Regierenden und an alle, die Führungsaufgaben im Staat zu erfüllen 
hatten. Auf die Frage nach dem Wesen des Regierens meinte Konfuzius 
demgemäß: „Regieren heißt recht machen.“286 
   Gerechtigkeit (yi) oder gerechtes Handeln wird so für die Herrschenden zu einer 
zentralen Tugend, die mit der Menschlichkeit (ren) und den Riten (Sitte, Etikette, 
li) im engen Zusammenhang steht. Gerechtigkeit zu praktizieren, heißt sich gemäß 
der Riten und der Menschlichkeit zu verhalten. Gerechtigkeit erscheint dabei als 
das Maß, in welchem sich die moralische Qualität des Handelns ausdrückt. 
Gerechtes Handeln ist deshalb die Anwendung von Menschlichkeit und Riten in 
der jeweils konkreten Situation.287 Handelt der Herrscher gerecht, so ist ihm nicht 
nur die Loyalität des Volkes sicher, er wirkt damit auch als Vermittler und Wahrer 
der vorgegebenen Ordnung zwischen Kosmos und menschlicher Gesellschaft.288  
   Es wurde bereits darauf verwiesen, dass Gerechtigkeit bei Konfuzius eine 
„korrigierende“ Gerechtigkeit ist, d.h. gerechtes Tun hat die Aufgabe, die aus den 
Fugen geratene Ordnung der Gesellschaft wieder herzustellen, einschließlich der – 
von Konfuzius als natürlich empfundenen – sozialen Ungleichheiten.   
Festzuhalten bleibt, dass Konfuzius bei seinen ethischen Überlegungen mit einer 
faktischen Ungleichheit kein Problem hat, ganz im Gegenteil, die Begriffe 
Gerechtigkeit ( Pflicht) und Sitte (Riten, Etikette) sind bei ihm als Handlungs- und 
Verhaltensanweisungen zu verstehen, die zur Befolgung der Regeln innerhalb der 
hierarchischen Sozialstruktur auffordern. Was gerecht ist, das ist aber nicht 
                                                 
285 Ralf Moritz nennt das Gerechtigkeitskonzept im Konfuzianismus auch „Ausdruck kreativen 
Potentials“. Er meint damit die erforderliche Kreativität, die ein gerechtes Verhalten in der jeweils 
konkreten Situation erfordert. Die konfuzianische Ethik lässt es seiner Meinung nach offen, in 
Abhängigkeit von den jeweiligen Verhältnissen kreativ und flexibel auf Fragen nach „gerecht oder 
ungerecht“ zu antworten.  (vgl. Moritz 1998b, S.84ff). 
286 Lunyu XII,17, Wilhelm 1921, S.127. 
287 Das Verhältnis zwischen Gerechtigkeit und Riten (Etikette) unter Bezug auf den „Edlen“ wird 
von Konfuzius folgendermaßen erklärt: „Der Edle handelt auf der Grundlage des Gerechten nach 
der Etikette, er kleidet sie in Worte der Bescheidenheit und vollendet sie mit Zuverlässigkeit.“ 
(Luyu XV,17, zitiert aus Lee 2008, S.78). Konfuzius betont damit, dass die Anwendung der Riten 
(Etikette) nur dann sinnvoll ist, wenn sie auf der Grundlage des Gerechten erfolgt.  
288 Vgl. Moritz 1990, S.62. 
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Gegenstand eines Diskurses, sondern ist durch die Autorität der überlieferten 
Tradition festgelegt. In dieser „Einbettung“ des Gerechtigkeitsbegriffes in ein 
faktisches Sozialgefüge, wonach dieses als gegeben angesehen wird und damit 
auch über eine normative Kraft verfügt, liegt auch eine gewisse „Schwäche“ des 
konfuzianischen Gerechtigkeitskonzeptes. Es fehlt dadurch das innere 
Spannungsmoment, das z.B. beim aristotelischen Gerechtigkeitsdiskurs 
vorzufinden ist. So gilt es bei Aristoteles u.a. zu klären, wie im Bereich der 
distributiven (geometrischen) Gerechtigkeit vorzugehen ist, wenn von einer 
„gerechten Ungleichheit“ unter „Unebenbürtigen“ die Rede ist.289 Die 
„spannenden“ Fragen in diesem Zusammenhang sind dann: Wer ist wem, unter 
welchen Bedingungen und in welcher Hinsicht ebenbürtig oder nicht? Oder: 
Wann ist Gleichbehandlung und wann ist Ungleichbehandlung gerecht? Bei 
Aristoteles ist dafür die Tugend der praktischen Klugheit  (phronesis) gefordert, 
die zwar als ein Allgemeines gedacht wird, dem im konkreten Einzelfall aber nie 
voll entsprochen werden kann. Diese und ähnliche Fragen der Gerechtigkeit 
haben im Westen zu einer ständigen Ausdifferenzierung und Dynamik geführt, 
die bis in die Gegenwart reicht (siehe u.a. das Gerechtigkeitskonzept bei John 
Rawls). Gerade diese implizite  und deshalb auch nicht endgültig lösbare 
Spannung scheint im traditionellen konfuzianischen Gerechtigkeitskonzept nicht 
vorhanden zu sein.290 
   Und dennoch: Konfuzius hat in Bezug auf die Gerechtigkeitsfrage sehr 
interessante und wirkungsmächtige Beiträge geliefert. Zum Beispiel sein Konzept 
des Idealstaates, in dem es gerechte Verhältnisse gibt und wo ein friedliches 
Zusammenleben der Menschen möglich ist, kann - vor allem unter 
Berücksichtigung der zu seiner Zeit herrschenden gesellschaftspolitischen 
Verhältnisse - als vorbildlich angesehen werden. Dieser Idealstaat ist kein 
„Produkt“ einer göttlichen Erscheinung oder eines Propheten,291 sondern ist – 
                                                 
289 Vgl. Aristoteles, „Politik“ 1280a 10. 
290 Vgl. Weber-Schäfer 1999, S.51f. 
291 Insgesamt ist das konfuzianische Projekt auf Praxis, d.h. auf Gestaltung und Verwirklichung 
einer (gerechten) Lebenswelt ausgelegt. Konfuzius verlangt, dass Menschen sich im sozialen 
Bereich einbringen, denn nur durch eine sozialverantwortliche Tätigkeit lassen sich moralische 
Qualitäten und Tugenden entwickeln (siehe sein Konzept des „Edlen). Die Grundlage für seine 
Ethik sieht Konfuzius nicht durch einen Schöpfergott begründet, sondern durch ein 
 299 
obwohl angelehnt an das Vorbild aus dem Altertum - das Werk einer sich stetig 
bemühenden Gesellschaft, die durch unermüdliche Anstrengung und auf einer 
Basis des gegenseitigen Vertrauens sich für dessen Verwirklichung einsetzt. 
Voraussetzung dafür ist ein ungebrochener Wunsch nach Selbstbildung und 
Selbstentwicklung, also eine Entwicklung in Richtung zum „Edlen“. Gerade diese 
Forderung nach Bildung und damit auf Chancen im sozialen Gefüge kann in 
Bezug auf die Gerechtigkeitsfrage als zeitlos und vorbildlich angesehen werden. 
(siehe dazu u.a. das Gerechtigkeitskonzept von Amartya Sen). Konfuzius verlangt 
einerseits vom Staat, also von den Machthabern, Bildungschancen zu schaffen, 
und gleichzeitig auch vom einzelnen Menschen, unermüdlich an seiner geistigen 
und sozialen „Kompetenz“ zu arbeiten. 
   Zur historischen Bedeutung des Konfuzius ist zu sagen, dass er zweifelsohne zu 
den ganz „Großen der Weltkultur“ zu zählen ist.292 Da ist zum einen sein Einfluss 
auf die Kultur- und Sozialgeschichte Chinas – und darüber hinaus – zu nennen, 
und zum anderen seine Stellung im Bereich des humanistischen Denkens. Er hat 
sein ganzes Schaffen und seine ganze Kraft dafür eingesetzt, eine bessere und 
gerechtere Welt zu schaffen. Er hat – trotz aller oder gerade wegen der 
zeitbedingten Widrigkeiten - ein gesellschaftspolitisches Konzept entworfen, das 
auf alle Menschen einer Gemeinschaft angewendet werden konnte und hat auf 
eindrückliche Weise auf die Bedeutung der gegenseitigen Abhängigkeit innerhalb 
einer Gesellschaft hingewiesen. Auch wenn er die Rolle der moralischen Normen 
vielleicht allzu hoch eingeschätzt hat, so bleibt auch heute noch unbestritten, dass 
es gewisse moralische Standards geben muss, weil diese eine wichtige 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung haben. Deshalb ist der Einfluss der Lehre des 
Konfuzius auch nicht auf China beschränkt geblieben, sondern hat sich in weiten 
Teilen Ostasiens verbreitet. Er hat immer wieder Nachahmer gefunden, die – wie 
er – trotz widrigster Verhältnisse den Mut und die Entschlossenheit aufbrachten, 
sich für die Sache der Gerechtigkeit einzusetzen. Auch wenn sein unmittelbares 
                                                                                                                                     
kosmologisches „Weltgesetz“, das er als unabänderlich ansieht und das den gesamten 
Geschichtsverlauf entsprechend regelt. Damit hat die Moral bei ihm zwar eine metaphysische 
Basis, sie ist aber der kosmischen Weltordnung immanent und nicht von einem persönlichen Gott 
eingesetzt oder verkündet.  
292 Vgl. Moritz 1990, S.65 
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geschichtliches Wirken nicht sehr erfolgreich war, seine Ideen haben weiter 
gewirkt. Die Vorbildwirkung, die das Idealbild des Konfuzius - als 
leidenschaftlicher Kämpfer - für eine gerechtere Welt ausgeübt hat, ist bis heute 
ungebrochen. Eine Stelle aus dem „Buch der Geschichte“ bringt diese Sehnsucht 
sehr schön zum Ausdruck: „Konfuzius ist höher als das höchste Gebirge und 
schöner als die schönste Landschaft. Man kann ihn zwar nicht erreichen, aber das 
Herz sehnt sich nach ihm.“293 
4.4.2 „Gerechtigkeit ist der natürliche Weg des Menschen“ (Menzius)294 
   In der Zeit nach Konfuzius gab es in China weiterhin sehr viele und 
konkurrierende philosophische Schulen, und selbst im (frühen) Konfuzianismus, 
also jener Strömung, die ummittelbar auf der Lehre des großen Meisters fußten, 
gab es verschiedene Richtungen. Die bedeutendsten Vertreter waren Xun-zi und 
Meng-zi. Auf letzteren wird hier genauer eingegangen, weil er gerade in Bezug 
auf die Gerechtigkeitsfrage einige sehr bemerkenswerte Ansätze gezeigt hat.  
   Meng-zi (Meng K’o oder auch Meng Dsï), im Westen allgemein unter dem 
Namen Menzius – das ist die latinisierte Form seines Ehrentitels Meng-tzu 
(Meister Meng) – bekannt, wurde zirka 100 Jahre nach Konfuzius’ Tod 
geboren295 und war dessen engerer Landsmann. Menzius’ Biografie weist einige 
Parallelen zu seinem großen Vorbild auf, auch er stammte aus einer adeligen 
Familie, zog als eine Art Wanderlehrer von Fürstenhof zu Fürstenhof und hoffte 
einen Herrscher zu finden, der seine politischen Ideen und Grundsätze in die Tat 
                                                 
293 Zitiert aus Fu 1990, S.219 
294 Menzius VI,A,11, vgl. Wilhelm 1994, S.167. Hinweis zur Zitierweise aus dem „Buch 
Menzius“: Buch (I-VII), Abschnitt (A-B) und Kapitel, dann – wenn nicht anders angegeben - 
gefolgt von der Seitenzahl der Übersetzung von Richard Wilhelm (Wilhelm 1994). Es wurde 
bereits im Abschnitt über Konfuzius darauf hingewiesen, dass der chinesische Begriff „yi“ ins 
Deutsche sehr unterschiedlich übersetzt wurde. Richard Wilhelm z.B. verwendet meist „Pflicht“ 
(so auch in diesem Satz und wurde von mir auf „Gerechtigkeit“ geändert), während Heiner Roetz 
„Gerechtigkeit“ verwendet (vgl. Roetz 1992, S.181ff). Weitere Varianten sind „Rechtlichkeit“ 
(vgl. Weber-Schäfer 1968, S.73) oder „Rechtschaffenheit“, im Englischen ist „righteousness“ 
üblich (vgl. z.B. Liu 1998, S.37). 
295 Die Lebensdaten werden sehr unterschiedlich angegeben, Weber-Schäfer gibt z.B. 372-289 v. 
Chr. an (vgl. Weber-Schäfer 1968, S.70).  
 301 
umsetzt. Aber auch ihm gelang es nicht, einen Fürsten für sein Programm zu 
gewinnen bzw. selbst ein mit entsprechenden Kompetenzen versehenes Amt in 
einem Staat zu bekommen.  
   Von Menzius ist eine Schrift erhalten, die als Quelle für Leben und Werk dieses 
großen chinesischen Denkers gilt. Es ist eine Sammlung von Aufzeichnungen 
über Gespräche, die Menzius mit Schülern, Ministern und Fürsten seiner Zeit 
geführt hat, über deren genaue Datierung – ähnlich wie beim Lunyu – es 
allerdings nur Mutmaßungen gibt. Dieses Werk – es wird wie in China üblich 
nach dem Verfasser benannt, hier also das „Buch Menzius“ oder kurz „das 
Menzius“ („The Book of Mencius“) – ist in sieben Bücher mit jeweils zwei 
Sektionen unterteilt und unterscheidet sich im literarischen Stil ganz erheblich von 
den übrigen antiken chinesischen Schriften, wie z.B. dem Lunyu. Menzius 
bevorzugt den argumentativen Weg, seine Dialoge enthalten weniger 
Aphorismen, sie sind ausführlich dargelegt, verständlich und logisch klar 
strukturiert. Dennoch bleibt genügend „Spielraum“ für Interpretationen. Er setzt 
seine Gleichnisse und Fabeln aber nie als Selbstzweck ein, sondern immer zu 
einem „höheren“ Zweck, nämlich um sein gesellschaftspolitisches Programm 
darzustellen.296  
Weiterhin eine ungerechte Gesellschaft 
   Die Zeit, in der Menzius lebte, unterschied sich doch erheblich von der des 
Konfuzius. Kurz gesagt, sie war – zumindest nach Ansicht Menzius’ – in Bezug 
auf die gesellschaftspolitischen Verhältnisse schlechter geworden. Die 
Wiederherstellung der Macht des Zhou-Königs, wie sie noch Konfuzius 
angestrebt bzw. erwünscht hatte, war endgültig zur Illusion geworden. Anstelle 
einer patriarchalischen Hierarchie nach dem Vorbild der Antike war eine 
staatliche Struktur entstanden, wo die inzwischen mächtigen Landesfürsten sich 
selbst Könige nannten und mit repressiven Maßnahmen die Menschen 
ausbeuteten. Damit hatte Ausbeutung, die es zwar im patriarchalischen System 
auch gegeben hatte, eine neue Dimension für die betroffenen Menschen erhalten: 
Konnte man in der „antiken“ patriarchalischen Ordnung noch von einer 
einigermaßen „akzeptierten“ Form der Ausbeutung sprechen,  so empfanden die 
                                                 
296 Vgl. Wilhelm 1994, S.37f. 
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Menschen jetzt die politischen Verhältnisse, die von Despotie und einem rigiden 
Steuersystem geprägt waren, als sehr ungerecht.297 Das Privateigentum hat sich 
immer weiterentwickelt und für manche freie Berufe, wie z.B. für wandernde 
Philosophen und Berater, zu denen auch Menzius gehörte, war die 
Einkommenssituation prekär. Sie waren auf Gaben und Geschenke freigebiger 
Fürsten angewiesen, und diese Abhängigkeit wurde von Menzius als bedrückend 
und erniedrigend empfunden.298 
„Menschlichkeit“ und „Gerechtigkeit“ als Antwort auf die bestehenden 
Verhältnisse 
    Diese Umstände waren zweifelsohne prägend für die Gedanken des Menzius, ja 
sein gesellschaftspolitischer Entwurf, wie er sich im Buch Menzius wieder findet, 
kann als eine Reaktion bzw. Antwort auf diese als ungerecht empfundenen 
Verhältnisse angesehen werden. Bereits im ersten Dialog des Menzius (damit ist 
das „Buch Menzius“ gemeint) kommt das sehr klar zum Ausdruck. Diese Stelle 
zeigt aber auch die wesentlichen Unterschiede zwischen Machtpolitik auf der 
einen Seite und einem (philosophischen) Gedankensystem, das auf die 
Wiedererrichtung einer von tugendhaften Herrschern geführten sozialen Ordnung 
abstellte. „Als Meister Meng (Menzius, WG) König Hui von Liang besuchte, sagte 
der König: ‚Alter Herr! Ihr habt tausend Meilen nicht gescheut und seid zu mir 
gekommen. Gewiß habt Ihr etwas, das meinem Staat von Nutzen sein kann?’ 
Meister Meng antwortete: ‚Warum müßt Ihr unbedingt von Nutzen sprechen? – Es 
gibt doch nur Humanität (Menschlichkeit, WG) und Rechtlichkeit (Gerechtigkeit, 
WG), sonst nichts. Wenn der König fragt: ‚Was ist für meinen Staat von Nutzen?’, 
fragen die Würdenträger: ‚Was ist für meine Sippe von Nutzen?’, und die Ritter 
und das zahlreiche Volk fragen: ‚Was ist mir selbst von Nutzen?’ Wenn die 
Oberen und die Unteren wetteifernd nach Nutzen streben, muß der Staat 
untergehen. […] Wenn die Rechtlichkeit (Gerechtigkeit, WG) hintangestellt und 
der Nutzen vorangestellt wird, ist niemand zufrieden […]. Ein König sollte nur 
                                                 
297 Vgl. Moritz 1990, S.134 
298 Vgl. Wilhelm 1994, S.20 
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nach Humanität (Menschlichkeit, WG) und Rechtlichkeit (Gerechtigkeit, WG) 
fragen. Warum müßt Ihr unbedingt nach dem Nutzen fragen?“299 
   Das was der – machtpolitisch orientierte – König von dem als weise geltenden 
Menzius offensichtlich erwartete, waren praktische Ratschläge, die er unter 
anderem auch für die Sicherung seiner Macht verwenden konnte. Was er 
allerdings zu hören bekam, waren mehr oder weniger vage Ausführungen über 
Tugenden eines „wahren“ Herrschers, der damit das Reich wieder einigen könnte. 
Für Menzius waren Fragen nach dem Nutzen offensichtlich von untergeordneter 
Priorität. Sein Fokus lag eindeutig auf grundsätzlichen ethischen Fragen, konkret 
auf den Tugenden Menschlichkeit (ren) und Gerechtigkeit (yi).300 Es ist also nicht 
verwunderlich, dass das „Buch Menzius“ mit einem Plädoyer gegen den Nutzen 
eingeleitet wird. 
   Es geht Menzius also um das „Gute“, das sich als Menschlichkeit und 
Gerechtigkeit manifestiert, und nicht um das Nützliche.301 Damit wendet er sich 
                                                 
299 Menzius I,A,1, zitiert aus Weber-Schäfer 1968, S.71f. 
300 Das wird aus einigen Stellen im Menzius erkenntlich: „Humanität (Menschlichkeit, WG) ist 
das Herz des Menschen. Rechtlichkeit (Gerechtigkeit, WG) ist der Weg des Menschen.“ (Menzius, 
VI,A,11, zitiert aus Weber-Schäfer 1968, S.73). An einer anderen Stelle heißt es: „Für jeden 
Menschen gibt es etwas, das er nicht dulden kann. Wird das ausgedehnt auf das, was man zu 
dulden bereit ist, so ist es Humanität (Menschlichkeit, WG). Für jeden Menschen gibt es etwas, 
das er nicht tun kann. Wird das ausgedehnt auf das, was man zu tun bereit ist, so ist es 
Rechtlichkeit (Gerechtigkeit, WG).“ (Menzius, VII,B,31, zitiert aus Weber-Schäfer 1968, S.73). 
301 Sehr deutlich wird das an einer Stelle im Menzius, wo er das Gute mit einem legendären 
Herrscher der Antike in Verbindung bringt, und das Nützliche mit einem Räuber: „Wer beim 
ersten Hahnenschrei aufsteht, um sich ernsthaft um das Gute zu bemühen, ist ein Schüler des 
Kaisers Shun (ein von Konfuzius und Menzius verehrter Herrscher der Antike, WG). Wer beim 
ersten Hahnenschrei aufsteht, um sich ernsthaft um das Nützliche zu bemühen, ist ein Schüler des 
Räubers Ch’ih. Wollt ihr wissen, was der Unterschied zwischen Shun und Ch’ih ist? Nichts 
anderes als der Unterschied zwischen dem Guten und dem Nützlichen!“ (Menzius, VII,A,25, 
zitiert aus Weber-Schäfer 1968, S.72). Allein aus dieser Formulierung ist der Unterschied im 
literarischen Stil zwischen Konfuzius und Menzius erkennbar. Konfuzius war um „feine 
Zurückhaltung“ und „bescheidene Güte“ bemüht, während Menzius wesentlich direkter und auch 
aggressiver in der Argumentation bzw. Darstellung seiner (konfuzianischen) Prinzipien ist. Seine 
Äußerungen sind klar, ausführlich und selbstbewusst, lassen auch eine gewisse Schärfe nicht 
vermissen, und es wird nichts zurückgehalten, was zur Stützung der eigenen Lehre dienen könnte 
(vgl. Wilhelm 1994, S.20). 
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ganz entschieden und durchaus aggressiv gegen die Lehren des Mo-zi (Mo Di) 
und Yang Zhu, die zu dieser Zeit großen Einfluss hatten. Beide Lehren waren 
nach Ansicht Menzius’ am Nutzen orientiert. Die Mohisten (Anhänger des Mo-zi) 
waren am Nutzen für alle interessiert (wenngleich auf der Basis einer allgemeinen 
Liebe), und Yang Chu am Nutzen für das von sozialen Bindungen befreite 
Individuum. Die Orientierung am Nutzen führt zu keiner Einheit der Gesellschaft, 
sondern ganz im Gegenteil, sie führt zu Gegensätzen und damit zu Konflikten. So 
zumindest die Einschätzung durch Menzius, und er bringt das pointiert und 
durchaus aggressiv zum Ausdruck: „ Was heute auf der Welt geredet wird, ist 
entweder von Yang (Yang Zhu, WG) oder von Mo (Mo-zi, WG) beeinflußt. Yang 
lehrt den Egoismus, darum führt er zur Auflösung des Staats. Mo lehrt die 
unterschiedslose allgemeine Liebe, darum führt er zur Auflösung der Familie. 
Ohne Staat und Familie kehrt man in den Zustand der Tiere zurück. Wenn die 
Lehren Yangs und Mos nicht verstummen, kann die Lehre des Meister Kung 
(Konfuzius, WG) nicht zur Geltung kommen. Denn diese verkehrten Reden 
betören das Volk, und Liebe (Mitmenschlichkeit, WG) und Pflicht (Gerechtigkeit, 
WG) müssen verkümmern. […] Ich bin besorgt darüber. Ich will die Lehren der 
alten Heiligen verteidigen, Yang und Mo abwehren und ihren frechen Worten ein 
Ziel setzen, damit diese ruchlosen Reden sich nicht verbreiten.“302  
   Verständlich wird diese - für die damaligen Gepflogenheiten - sehr harte 
Wortwahl nur dann, wenn man bedenkt, dass Menzius die von ihm so bedrückend 
empfundenen gesellschaftlichen Verhältnisse größtenteils auf das egoistische 
Streben nach Maximierung des eigenen Nutzens zurückführt. Phänomene, wie der 
Zerfall des alten Reiches und die damit verbundene Zergliederung in 
konkurrierende Teilstaaten, die in dauernden Zwistigkeiten und Kriegen 
verwickelt waren, sowie das immer stärker sich entwickelnde Privateigentum und 
die damit einhergehenden sozialen Umschichtungen, erscheinen ihm als nicht 
akzeptabel, und die Antworten von Mo-zi und Yang Zhu als unzulänglich, ja 
geradezu kontraproduktiv. Menzius setzt dieser Orientierung am Nutzen sein 
Konzept des Guten entgegen, einem Ordnungsprinzip, das „Gerechtigkeit“ im 
Sinn von Pflichterfüllung als Praxis der (Mit)Menschlichkeit besonders betont.  
                                                 
302 Menzius, III,B,9, Wilhelm 1994, S.109. 
 305 
Die fünf sozialen Grundbeziehungen 
   Mit dieser Hervorhebung von Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit versucht 
Menzius, das mohistische Konzept der allgemeinen Liebe – er sieht in dieser 
„Gleich-Ordnung“ den Ursprung von „Un-Ordnung“303 – durch eine vertikale 
Hierarchie, also einem an der Antike orientierten patriarchalischen System zu 
ersetzen. Auffallend ist dabei, dass Menzius die Bedeutung der Riten (li) im 
Vergleich zu Konfuzius sehr stark abschwächte. Die tatsächlichen 
gesellschaftlichen Verhältnisse schienen eine Betonung der Riten, wie sie noch 
Konfuzius leidenschaftlich eingefordert hat, nicht mehr zuzulassen. Menzius 
musste der gesellschaftlichen Realität Tribut zollen und entwarf eine soziale 
Ordnung, die Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit miteinander verband und mit 
der er versuchte, die konfuzianischen Normen mit den veränderten Anforderungen 
seiner Zeit zu verbinden. Diese neue soziale Ordnung, die alte patriarchalische 
Beziehungen genauso beinhaltet wie neue, partnerschaftliche Elemente, nannte er 
„renlun“ (Ralf Moritz nennt sie „die fünf zwischenmenschlichen 
Ordnungsprinzipien“304): 1. Die Beziehung zwischen Vater und Sohn – geprägt 
durch innige Nähe und Zuneigung, 2. Zwischen Herrscher und Untertan – geprägt 
durch angemessenes Pflichtverhalten, 3. Zwischen Mann und Frau – 
gekennzeichnet durch eine klare Rollenteilung, 4. Zwischen Alt und Jung – 
geprägt durch Abstand, und 5. Zwischen Freund und Freund – geprägt durch 
Zuverlässigkeit und Treue.305 
   Mit diesem Gesellschaftsentwurf betont Menzius zwar das (alte) 
konfuzianische, auf Hierarchie aufgebaute System (er stellt die fünf 
                                                 
303 Vgl. Moritz 1990, S.136. Mo-zi lehrte ein gesellschaftliches System, das von einer 
Entkoppelung von Mitmenschlichkeit und des - mit einer hierarchischen Struktur ausgestatteten - 
(konfuzianischen) Gerechtigkeitsbegriffes geprägt war. Dieser Gerechtigkeitsbegriff (Pflicht) 
entwickelte sich bei Mo-zi zu einer Art Gleichheitsutopie – Ralf Moritz spricht in diesem 
Zusammenhang von „der wohl ersten Form des utopischen Sozialismus in der 
Zivilisationsgeschichte der Menschheit“ (Moritz 1998b, S.87) – und das wollte und konnte 
Menzius aufgrund seines starken Bezuges auf Konfuzius (Verehrung der patriarchalischen 
Hierarchie des Altertums) nicht akzeptieren.  
304 Moritz 1998b, S.86 
305 Vgl. Menzius III,A,4, Wilhelm 1994, S.97. Für Erläuterungen dazu vgl. Moritz 1990, S.137 
und ders. 1998b, S.87, sowie Liu 1998, S.51. 
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Grundbeziehungen als Produkte des Altertums, konkret aus dem Umkreis des 
verehrten Kaiser Shun, dar), fügt aber mit dem Verhältnis zwischen Freund und 
Freund eine nicht-hierarchische Beziehung an, die als „Zugeständnis“ an das 
mohistische System gewertet werden kann.306 Zu beachten ist dabei allerdings, 
dass die Freundschaft, wie Menzius sie hier einfordert, quer zu allen anderen 
sozialen Ordnungsmustern steht, und damit nicht ohne Spannungsmomente ist. 
„In der Freundschaft darf man sich nichts einbilden auf Alter, nichts einbilden auf 
Rang, nichts einbilden auf seine Verwandtschaft. Sucht man einen zum Freund, so 
ist es sein Charakter, den man sucht; jeder Gedanke an Äußeres muß fern 
bleiben.“307  
Güte und Mitleid sind dem Menschen angeboren 
   Auch in Bezug auf das Menschenbild, geht Menzius doch erheblich über seinen 
geistigen Mentor Konfuzius hinaus. Wohl auch wegen der Auseinandersetzung 
mit dem mohistischen Prinzip der allgemeinen Liebe sah sich Menzius 
gezwungen, auf die Natur des Menschen genauer einzugehen. War für Konfuzius 
„angeborene Moral“ nur für den „Heiligen“ reserviert, wurde diese von Menzius 
generalisiert, d.h. alle Menschen verfügen über angeborene Fähigkeiten und 
Wissen, die sie zu moralischem und damit auch gerechtem Handeln befähigen. 
Menzius bringt diesen Umstand klar zum Ausdruck: „Was die Menschen können, 
ohne es gelernt zu haben, - das ist angeborene Fähigkeit. Was die Menschen 
wissen, ohne nachzudenken – das ist angeborenes Wissen. Kein Kind, was nicht 
seine Eltern zu lieben weiß, was nicht – wenn es größer geworden ist – seinen 
älteren Bruder zu achten versteht. Die Nächsten lieben, das ist Mitmenschlichkeit. 
Die Älteren achten, das ist Pflicht (Gerechtigkeit, WG). Aus keinem anderen 
Grund kann man Mitmenschlichkeit und Pflicht auf der Welt verbreiten.“308 
   Für Menzius verfügt der Mensch – und zwar jeder – über angeborene 
Fähigkeiten und angeborenes Wissen, die ihn – zumindest von seiner 
Veranlagung her gesehen - dazu befähigen, grundsätzlich moralisch zu handeln. 
Er geht davon aus, dass der Mensch in Bezug auf sein Wesen von Geburt an gut 
                                                 
306 Vgl. Moritz 1998b, S.87. 
307 Menzius V,B,3, Wilhelm 1994, S.150 
308 Menzius VII,A,15, zitiert aus Moritz 1990, S.147 
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ist. „Jeder Mensch hat ein Herz, das anderer Leiden nicht mit ansehen kann“309 
heißt es im Menzius. Aber es ist nicht nur das Mitleid, das dem Menschen 
sozusagen in die Wiege gelegt wird, sondern dazu noch Schamgefühl bzw. 
Abscheu vor dem Schlechten, Bescheidenheit bzw. Zurückhaltung und ein Sinn 
für Recht und Unrecht bzw. richtig und falsch. Dabei wird Mitleid mit 
Mitmenschlichkeit in Verbindung gebracht, Scham vor dem Schlechten mit 
Gerechtigkeit, Bescheidenheit mit sittlichem Empfinden (Riten) und der Sinn für 
Recht und Unrecht mit Klugheit (Weisheit). Diese „Vier Anfänge“310 gilt es zu 
entwickeln, das fordert Menzius ganz entschieden: „Wer diese vier Anlagen in 
seinem Ich besitzt und sie alle zu entfalten und zu erfüllen weiß, der ist wie das 
Feuer, das angefangen hat zu brennen, wie die Quelle, die angefangen hat zu 
fließen. Wer diese Anlagen erfüllt, der vermag die Welt zu schirmen, wer sie nicht 
erfüllt, vermag nicht einmal seinen Eltern zu dienen.“311 Der moralische und 
deshalb kultivierte Mensch muss sich auf sein Innenleben konzentrieren, dieses 
auf der Basis seiner Veranlagung möglichst perfektionieren, damit er dann „in der 
Welt“ seine Mitmenschlichkeit und seinen Sinn für Gerechtigkeit zur Wirkung 
bringen kann.  
   Mit diesem (humanistischen) Ansatz, wonach der Mensch von seinem Wesen 
her gut ist und auch über das Potential verfügt, positiv auf seine Umwelt 
einzuwirken, entwickelt der frühe Konfuzianismus – von Menzius am klarsten 
formuliert – ein ganz neues Menschenbild. Der Mensch wird als tätiges Wesen 
aufgefasst, mit einer Veranlagung zur geistig-moralischen Aktivität als eines 
seiner Wesensmerkmale. Damit wird eine Loslösung des Menschen aus den 
sozialen Beschränkungen der alten Gesellschaft vollzogen.  
   Dass es nicht ganz so einfach ist, diese Veranlagung zum Guten auch zu 
realisieren, darüber ist sich Menzius klar. Es sind widrige Einflüsse von außen, 
die dafür verantwortlich gemacht werden, dass die Welt nicht so aussieht wie 
erwünscht. Menzius vergleicht dieses (unbefriedigende) Phänomen mit einem 
Berg, der einst bewaldet war und jetzt abgeholzt ist. Die nachwachsenden 
Pflanzen werden von Tieren abgefressen. Aber die Kahlheit ist nicht das wahre 
                                                 
309 Menzius II,A,6, Wilhelm 1994, S.74 
310 Vgl. Ess 2003, S.32 
311 Menzius II,A,6, Wilhelm 1994, S.74f 
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Wesen des Berges, und ebenso verhält es sich mit den Menschen. Ihre moralische 
Unzulänglichkeit wird auf äußere Umstände zurückgeführt.312 Deshalb ist das 
Gute ein Ideal, das im steten Kampf gewonnen werden muss, einem Kampf um 
die Rückkehr des „verloren gegangen Herzens“.313 Es geht Menzius in dieser 
Beziehung darum, den Menschen das „Dienen“ (an der Gesellschaft) als 
unerlässlich zu beschreiben. Die Konzeption des Guten, die auf 
Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit fußt, kann nur verwirklicht werden, wenn 
die Menschen das Prinzip des Dienens an der Gesellschaft auch wirklich leben. 
Dazu müssen allerdings die von außen verursachten Wünsche möglichst klein 
gehalten werden, da sonst die Gefahr besteht, dass die Wünsche die Bereitschaft 
zum Dienen aufheben.314 
   Eine Schwierigkeit hat das Konzept der grundsätzlich gleichwertigen 
Veranlagung des Menschen allerdings: Menzius muss nämlich erklären, wie die 
faktischen Unterschiede in der Gesellschaft zu rechtfertigen sind, die er ja 
ausdrücklich gut heißt.315 Seine Antwort darauf ist denkbar einfach: „Wer dem 
Großen in sich folgt, wird groß; wer dem Kleinen in sich folgt, wird klein.“316 Es 
ist also einzig ein Mehr oder Weniger an Anstrengung bei der Entfaltung des – 
allgemein im Menschen angelegten – moralischen Verhaltens, das über die 
moralische „Qualität“ eines Einzelnen entscheidet. Das heißt, Menzius führt die 
von ihm bejahten sozialen Unterschiede auf ein Mehr oder Weniger an Moral 
zurück. Diese eher simple Erklärung für soziale Ungerechtigkeiten hat auch zu 
Kritik an Menzius geführt. So schreibt z.B. Ralf Moritz zu diesem Thema: „Hier 
ist ein Konzept geschaffen, welches den ‚Mächtigen’ die Möglichkeit gibt, im 
                                                 
312 Vgl. Menzius VI,A,8, Wilhelm 1994, S.165f 
313 Vgl. Menzius VI,A,11, Wilhelm 1994, S.167  
314 Im Menzius wird das sehr klar formuliert: „Um sein moralisches Wesen (Herz) zu 
vervollkommnen – nichts ist dafür besser, als seine Wünsche klein zu halten.“ (Menzius VII,B,35, 
zitiert aus Moritz 1990, S.150). 
315 Dies wird aus mehreren Stellen im Menzius betont. „Gerechtigkeit“ wird z.B. als „Achtung vor 
den Älteren“ bezeichnet (vgl. Menzius VII,A,15 oder VI,A,4, Wilhelm 1994, S.187 bzw. 161).  
Auch der Primat der Kopfarbeit gegenüber der Handarbeit wird von Menzius als „allgemeine 
Gerechtigkeit auf der ganzen Welt“ bezeichnet, wobei die Handarbeiter von den Geistesarbeitern 
„in Ordnung gehalten werden“ (vgl. Menzius III,A,4, Wilhelm 1994, S.96). 
316 Menzius VI, A,15, Wilhelm 1994, S.169 
 309 
Bewusstsein moralischer Überlegenheit zu leben und zu handeln, während die 
‚Ohnmächtigen’ ihre Lage auf eigene moralische Schwäche zurückzuführen 
haben.“317 Gerade dieses Konzept der Erklärung von sozialer Ungleichheit wurde 
– so Moritz – später immer wieder als Rechtfertigung und vor allem  ideologische 
„Konservierung“ für bestehende Verhältnisse politisch verwendet.  
   Menzius bezieht – und darin stimmt er mit Konfuzius durchaus überein – den 
Menschen hinsichtlich seiner Moral auf den Himmel. Wenn er behauptet, dass die 
Menschen grundsätzlich über genügend „innere Ressourcen“ verfügen, um u.a. 
die Tugenden Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit zu entwickeln, dann führt er 
das auf den Himmel zurück. „Wer die Kräfte des Herzens ausschöpft, versteht das 
Wesen des Menschen. Das Wesen des Menschen zu verstehen – das heißt, den 
Himmel zu verstehen. Das Herz bewahren, das Wesen des Menschen pflegen – 
das heißt, dem Himmel zu dienen.“318 Bedenkt man weiter, dass nach Auffassung 
Menzius’ es allein der Himmel (Gott) ist, der einem König das „Mandat zum 
Herrschen“ gibt,319 so wird auch klar, warum Menzius vom Herrscher verlangt, 
möglichst gute Lebensbedingungen für die Entwicklung des Menschen zu 
schaffen (inklusive der nötigen Unterweisung in die konfuzianischen 
Prinzipien).320 Tut er das nicht, dann darf das Volk (!) ihn absetzen.321 Wenn also 
das Volk dem Herrscher nicht mehr folgen will, ihm also die Unterstützung 
versagt, hat er sein (himmlisches) Mandat verloren. Ein – für die damaligen 
machtpolitischen Verhältnisse – wahrhaft revolutionärer Gedanke.322 Menzius 
                                                 
317 Moritz 1990, S.149 
318 Menzius VII,A,1, zitiert aus Moritz 1990, S.152 
319 Vgl. Menzius V,A,5, Wilhelm 1994, S.141 
320 „Yau, der Hochverdiente sprach: ‚Ermutige sie, locke sie an, bring sie zurecht, mach’ sie 
gerade, hilf ihnen, beflügle sie, laß sie selbst das Rechte finden und gehe ihnen nach, ihren Geist 
anfeuernd.’“ (Menzius III,A,4, Wilhelm 1994, S.97). Vgl. dazu auch Menzius III,A,3, Wilhelm 
1994, S.92. 
321 Vgl. Menzius I,B,6-8, Wilhelm 1994, S.57ff 
322 Vgl. Ess 2003, S.34. Allgemein treten im frühkonfuzianischen Gesellschaftssystem deshalb 
Spannungen auf, weil es auf der einen Seite unbestritten ist, dass es einen starken Staat geben 
muss (vgl. Menzius III,B,9, wonach ohne Herrscher (und ohne Vater) es zugehen würde „wie bei 
den Tieren“, d.h. der Staat ist unbedingt notwendig). Andererseits werden die Menschen aber auch 
ermutigt, diese Zweckbestimmung des Staates kritisch zu überwachen. Der Staat (repräsentiert 
durch den Herrscher) ist ja nur dadurch legitimiert, indem er sich in den Dienst der Moral stellt. Da 
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fordert also die Menschen auf, die Herrscher hinsichtlich ihrer vom Himmel 
aufgegebenen Verpflichtungen kritisch zu beurteilen, ja er sieht es als das Recht 
und die Pflicht des Volkes an, sich einem ungerechten oder auch unfähigen 
Herrscher zu widersetzen. Er verlangt dafür Standhaftigkeit, die auch bei 
Gewaltanwendung nicht aufgegeben werden darf.323 
   Zusammenfassend kann gesagt werden, dass bei Menzius der Begriff 
(Mit)Menschlichkeit ähnlich wie bei Konfuzius eine überragende Rolle spielt. 
Allerdings wird dieser Begriff bei Menzius generalisiert, jedem Menschen ist die 
Menschlichkeit (Humanität) allein aufgrund seines Menschseins eine inhärente 
Eigenschaft. Sie ist immer vorhanden, bedarf allerdings der steten Pflege, um sich 
zu entwickeln und – für Menzius besonders wichtig – seine soziale Wirksamkeit 
zu erreichen. Durch die richtige Einsicht in seine Rolle als Mensch und soziales 
Wesen wird er dann auch in die Lage versetzt, dass sein Handeln sich nach der 
Tugend der Gerechtigkeit richtet. Das Prinzip der ursprünglichen und natürlichen 
Gleichheit aller Menschen bringt für die chinesischen Philosophen der Achsenzeit 
– das gilt besonders für Konfuzius, Menzius , Mozi und Xunzi – den Vorteil, dass 
sie Ausgrenzungen wie sie z.B. Aristoteles mit seinem Begriff der 
„Unebenbürtigen“ (Sklaven) vorgenommen hat,324 nicht machen müssen. Soziale 
Abstufungen werden – wie ausgeführt – aber dennoch als natürlich angesehen. 
   Definiert werden die Begriffe Menschlichkeit und Gerechtigkeit aus guten 
Gründen nicht, Menzius verwendet lediglich eine Reihe von „Wortspielen“, um 
die Begriffe zu umschreiben.325 Die Begriffe müssen deshalb vage bleiben, weil 
eine dogmatische Festlegung deren Brauchbarkeit im Rahmen der kosmologisch 
                                                                                                                                     
moralisches Verhalten aber allen Menschen angeboren ist, sind diese auch in der Lage zu 
beurteilen, ob dieser Zweck erreicht wird. Deshalb kann Menzius auch behaupten: „Das Volk ist 
das Höchste, danach kommt der Staat, und der Fürst ist das Unwichtigste.“ (Menzius VII,B,14, 
zitiert aus Roetz 1992, S.129). Die Spannung, die sich für die Konfuzianer dieser Zeit ergeben, 
reichen demnach von Loyalität gegenüber dem Fürsten bis zu kritischer Überwachung und 
schließlich Verweigerung bzw. aktivem Widerstand.  
323 Vgl. Menzius VI,A,10, Wilhelm 1994, S.166f 
324 Vgl. Aristoteles, Politik, 1255a1, (S.54). 
325 Peter J. Opitz weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Begriffe Mitmenschlichkeit 
(Humanität) und Mensch im Chinesischen Homonyme sind (vgl. Opitz 1968, S.86). 
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orientierten politischen Anthropologie des Menzius vermindern würde.326 Diese 
„Unschärfe“ bringt auch W.A.C.H. Dobson zum Ausdruck, wenn er in seinem 
Kommentar zu Menzius schreibt: „Kurz gesagt, ein Mensch ist ‚jen’ (human) (ren, 
mitmenschlich, WG), wenn er ist, was er sein sollte, und ‚i’ (gerecht) (yi, WG), 
wenn er tut, was er tun sollte.“327 
   Menzius hat mit seinem Konzept, wonach der Mensch den Himmel erkennen 
kann, wenn er nur in der Lage (und willens) ist, seine eigene Natur zu erkennen, 
das konfuzianische Modell um eine „anthropokosmische Dimension“ erweitert.328 
Diese (innere) Sensibilität erlaubt es dem Menschen dann, das ganze Universum 
in sich zu vereinen. „All die Zehntausend (d.h. zahllosen) Dinge sind in mir 
vorhanden. Es gibt für mich keine größere Freude, als durch Selbstprüfung 
herauszufinden, daß ich mir selbst treu bin. Gib dein Bestes und versuche, andere 
so zu behandeln, wie du selbst behandelt werden möchtest (Goldene Regel! WG), 
und du wirst entdecken, daß dies der kürzeste Weg zur Menschlichkeit ist.“329 
   Auch in Bezug auf die Moral erweitert Menzius die konfuzianische Lehre. Für 
ihn gibt es nun ein doppeltes Ideal, nämlich Menschlichkeit (Humanität, Liebe) 
und Gerechtigkeit (Pflicht). Er sieht in der Menschlichkeit eine umfassende 
Charaktereigenschaft („Mitmenschlichkeit ist des Menschen Herz“330) - Richard 
Wilhelm hat es „das weite Haus der Welt“ genannt331 - während Gerechtigkeit als 
Inbegriff für die Normen des Handelns angesehen werden („Pflichterfüllung 
(Gerechtigkeit, WG) ist des Menschen Weg.“332) Die Pflege dieser beiden 
Grundtugenden der Moral wird insofern ermöglicht und erleichtert, weil diese 
nach Ansicht von Menzius angeboren sind. Seine Ethik ist daher – trotz der 
Projektion auf den Himmel – im Wesentlichen immanent orientiert. Die 
                                                 
326 Vgl. Opitz 1968, S.86f 
327 W.A.C.H. Dobson, „Mencius“, zitiert aus Opitz 1968, S.87. Vgl. dazu auch eine Stelle im Liji 
(Kapitel 9): „Der Meister hat gesagt: ‚Der Gütige ist das Vorbild für die Welt, der Gerechte ist die 
Regel für die Welt’ […].“ (Liji 9,2, Wilhelm 1997, S.184). 
328 Vgl. Tu 1997, S.669 
329 Menzius VII,A,4, zitiert aus Tu 1997, S.669. Vgl. dazu die unterschiedliche Übersetzung bei 
Richard Wilhelm (Wilhelm 1994, S.184). 
330 Menzius VI,A,11, zitiert aus Moritz 1990, S.148. 
331 Vgl. Wilhelm 1994, S.35 
332 Menzius VI,A,11, zitiert aus Moritz 1990, S.148 
 312 
Verwirklichung liegt beim Menschen selbst. Auch wenn der Mensch Fehler hat, 
so braucht er sich einfach nur zu bessern. Jeder hat dazu die Befähigung, denn der 
Mensch ist von Natur aus gut, er muss es nur wollen. Deshalb gibt es bei Menzius 
auch keine Forderung nach einer „absoluten“ (d.h. von Gott gesetzten) 
Gerechtigkeit, diese ist überwiegend „Menschenwerk“, sie bezieht sich auf das 
„Gebührende“ und „Angemessene“, und sie gilt es immer wieder neu zu 
bestimmen und zu erringen. Ziel der Gerechtigkeit bei Menzius ist zwar die 
Aufrechterhaltung einer hierarchischen  Gesellschaft mit strenger 
Rollenverteilung, in der jeder seine Pflicht (d.h. das für ihn Angemessene, das 
sich für ihn Gehörende) tut. Allerdings – und deshalb spricht Heiner Roetz in 
diesem Zusammenhang auch von „postkonventioneller“ Gerechtigkeit333 – kann 
diese auch darin bestehen,  angesichts von ungerechtfertigten Handlungen seitens 
Höhergestellter in der Gesellschaft seine Rollenpflicht (z.B. Loyalität gegenüber 
dem Fürsten) zu verweigern.
                                                 
333 Vgl. Roetz 1992, S.186 
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5 Philosophie der Interkulturalität   
   Um der Aufgabenstellung der Arbeit gerecht zu werden, erscheint es mir 
unerlässlich, auch eine Darstellung meines Zuganges zur interkulturellen 
Philosophie oder  Philosophie der Interkulturalität – auf die unterschiedlichen 
Verwendungsweisen dieser Begriffe wird weiter unten noch eingegangen - 
darzustellen. Der Fokus liegt bei diesem Kapitel nicht darauf, einen Überblick 
zum gegenwärtigen Stand der Forschung in diesem Bereich zu geben, sondern die 
für eine interkulturelle Betrachtung des Gerechtigkeitsbegriffs als hilfreich 
erachteten Kriterien herauszuarbeiten. 
5.1 Die Ausgangslage   
    Die Notwendigkeit, sich in der Welt von heute philosophierend mit den 
Problemlagen der interkulturellen Begegnung zu beschäftigen, gilt als Gebot der 
Stunde, und diese - von vielen Fachleuten erhobene - Forderung erzielt 
inzwischen eine doch beachtliche Zustimmung. „Interkulturelle Philosophie – sie 
ist heute nötiger denn je.“1 Dieser kurze Satz des deutschen Philosophen Gernot 
Böhme deutet schon auf eine neue Geisteshaltung hin und verweist unter anderem 
auch auf den Umstand, dass sich die verschiedenen Kulturen nicht mehr 
voneinander abschotten, sondern sich in einem regen Austausch befinden. Mit all 
den Problemen, die  solche interkulturellen Begegnungen mit sich bringen. 
    Dabei ist keineswegs klar, was unter den Begriffen „interkulturelle 
Philosophie“, „Interkulturalität“ oder „Philosophie der Interkulturalität“  genau zu 
verstehen ist. Die Ausdrücke sind relativ neu, ihre Ausbreitung ist allerdings 
bemerkenswert. Ich verwende in dieser Arbeit den Begriff „Interkulturalität“ unter 
Bezug auf Ram Adhar Mall im Sinne  einer „philosophischen und kulturellen 
Haltung, Einstellung und Einsicht“2, die bei der Beziehung zwischen zwei oder 
                                                 
1 Gernot Böhme, zitiert aus: Kimmerle 2002, S.7 
2 Mall 1996a, S.2. „Interkulturalität“ als Begriff wird in der Literatur auch öfter für die 
Bezeichnung des Zustandes verwendet, in dem wir uns in der gegenwärtigen, globalisierten Welt 
befinden (Aufeinandertreffen und gegenseitige Beeinflussung der unterschiedlichen Kulturen und 
Traditionen). 
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mehreren Kulturen zum Tragen kommen. Da es sich dabei auch um eine 
Kommunikationsbeziehung handelt, kann „Interkulturalität“ ebenfalls als ein 
„Verständigungsmodus“3 im Rahmen einer sich immer weiter globalisierenden 
Welt aufgefasst werden.4 Der Begriff „Philosophie der Interkulturalität“ 
bezeichnet dann die systematisch-analytische (philosophische) 
Auseinandersetzung mit der Interkulturalität. Der Terminus „Interkulturelle 
Philosophie“ wird in der Bedeutung von „Philosophie des Interkulturellen“ ganz 
allgemein verwendet und  dient hier als Oberbegriff, der die anderen Begriffe mit 
einschließt. 5 
   Wie auch immer, diese relativ neuen Begriffe werden inzwischen in immer 
neuen Zusammenhängen gebraucht und mischen sich in eine Vielzahl von 
Debatten. Und das durchaus nicht nur im philosophischen Diskurs. Aber gerade 
wegen der relativen Neuheit und auch Unbestimmtheit ist die Philosophie 
gefordert, einen Beitrag zur Klärung derjenigen Probleme zu leisten, die im 
Zusammenhang mit der interkulturellen Begegnung auftreten. Jedoch: 
„Herkömmliche Philosophie ist angesichts moderner Wirklichkeiten 
notwendigerweise unterkomplex“6, meint Dieter Senghaas in einem im Jahr 1997 
erschienenen Artikel, denn sie konnte sich - angesichts einer ihr noch 
unbekannten Wirklichkeit - die notwendigen  komplexen Perspektiven noch gar 
nicht erarbeiten. Deshalb war und ist es ein Gebot der Stunde, dass sich die 
Philosophie – hier verstanden als interkulturelle Philosophie – der Welt stellt, so 
wie sie ist. Und diese Herausforderung wurde und wird in einem doch 
beachtlichen Umfang angenommen. 
   Dabei stellt die philosophische Aufarbeitung nur eine Dimension – wenn gleich 
eine sehr wichtige – der Auseinandersetzung mit den Problematiken der 
                                                 
3 Vgl. Wierlacher 2003, S.28 
4 Zu weiteren Aspekten von „Interkulturalität“ – vor allem bezüglich der aus der interkulturellen 
Begegnung sich ergebenden Eigendynamik -  siehe w.u. im Abschnitt „Begriffe“. 
5 An dieser Stelle möchte ich darauf hinweisen, dass die Begriffe „Interkulturalität“ und 
„interkulturelle Philosophie“ in der Literatur sehr oft synonym verwendet werden. Deshalb kann es 
auch hier – beispielsweise bei Zitaten – zu einer Gleichbedeutung kommen.  
6 Senghaas 1997b, S.253 
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interkulturellen Begegnung dar.7 Interkulturalität und interkulturelles Denken darf 
allerdings nicht im Sinne eines speziellen Anwendungsfalles der philosophischen 
Anthropologie oder als neue Disziplin innerhalb der Philosophie verstanden 
werden, sondern geht – wie zu zeigen sein wird – weit darüber hinaus, und zwar 
im Sinne einer (neuen) philosophischen Haltung oder Einsicht. Eine ernsthafte 
Beschäftigung mit Interkulturalität bedarf einer qualitativen Veränderung in der 
philosophischen Methode. „Dies besagt zunächst soviel, dass ‚interkulturelles 
Denken’ nicht einfach als ein neues Gebiet innerhalb des bisher bekannten 
Fächerkanons der Philosophie auftaucht, sondern dass eher umgekehrt die 
philosophischen Bestrebungen, sofern sie europäisch-abendländisch grundiert 
sind, eine kulturelle Relativierung hinnehmen müssen. Die Begründungsrichtung 
kehrt sich sozusagen um, was zur Folge hat, dass sich der Philosophiebegriff zu 
öffnen hat und einer Erweiterung und Vertiefung bedarf.“ 8 Fornet-Betancourt 
spricht deshalb mit Recht von der Notwendigkeit einer interkulturellen 
Transformation der Philosophie.9 Dass dieser Anspruch auch gerechtfertigt ist, 
soll eine kurze Analyse der Ausgangslage zeigen.  
                                                 
7 Für Ökonomen, Juristen, Soziologen und Politikwissenschaftler – um nur einige zu nennen – sind 
die Problemlagen der interkulturellen Begegnung im speziellen Zusammenhang mit der 
Globalisierung, sowie deren Folgewirkungen bereits zu einem wichtigen Thema geworden. 
8 Stenger 1996, S.90f. Ähnlich argumentieren auch Ram Adhar Mall (vgl. Mall 1996a, S.2, 160, 
166) und Heinz Kimmerle. „Die interkulturelle Philosophie will nicht eine neue philosophische 
Disziplin sein – neben Geschichte der Philosophie, Logik, Erkenntnistheorie, Ethik, 
philosophische Anthropologie, Wissenschaftstheorie, Rechtsphilosophie, politischer und 
Sozialphilosophie oder auch Kulturphilosophie […]. Sie sollte alle philosophischen Disziplinen 
und Beschäftigungen durchdringen; diese sollten jeweils die Dimension des Interkulturellen in 
sich aufnehmen. Das Verhältnis der Kulturen zueinander, das seit der Aufklärung eurozentristisch 
gedacht worden ist, gilt es philosophisch neu zu bestimmen.“ (Kimmerle 2002, S.10). 
9 „Unter dieser Transformation wird eine Praxis der Philosophie verstanden, die – gerade weil sie 
auf der Höhe der realen Anforderungen des Dialogs der Kulturen steht – die Philosophie in all 
ihren Dimensionen durch neue Erfahrungen der gegenseitigen Befruchtung zwischen den 
verschiedenen philosophischen Kulturen der Menschheit erneuert.“ (Fornet-Betancourt 1998a, 
S.8) 
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5.1.1  Die Kulturen im Konflikt mit sich selbst 
   Dieter Senghaas weist auf ein weltweites Phänomen hin, dessen Beachtung für 
das Verständnis der globalen Prozesse und – ganz wichtig – für einen adäquaten 
Ansatz der Interkulturalität von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist: „Eine 
breitenwirksame Fundamentalpolitisierung in sozial mobilen Gesellschaften und 
die Erfordernisse einer entsprechend breitenwirksamen Zivilisierung des 
Konfliktes.“10 Denn – so Senghaas - weltweit nimmt die Verstädterung zu, der 
Anteil der bäuerlichen Bevölkerung, die ihrerseits noch mit einer 
Subsistenzwirtschaft das Auslangen findet, nimmt entsprechend ab.11 Für viele 
Menschen bedeutet die neue Eingebundenheit in städtische Großräume – neben all 
den Nachteilen – auch eine enorme Horizont- und Handlungserweiterung, sowie 
eine Zunahme der Kommunikationsmöglichkeiten. Diese Menschen erhöhen im 
Allgemeinen ihr Kompetenzniveau (Alphabetisierung, Fertigkeitsgeschick…), sie 
sind einem vielfältigen Medienangebot ausgesetzt, das ihren Lebensstil und ihre 
Erwartungshaltung verändert. All das führt einerseits zu einer berechtigten 
Forderung nach politischer Mitbestimmung, andererseits aber auch zu 
gesellschaftlicher Zerklüftung, weil sich in einem solchen Umbauprozess 
Interessen und damit auch Gerechtigkeitsvorstellungen vervielfältigen. Diese 
Gesellschaften müssen lernen, mit der Pluralisierung von Interessen und auch 
Identitäten zivilisiert umzugehen. 
   Um diese Aufgabe zu bewältigen, um eine „moderne Antwort auf die moderne 
Wirklichkeit“12 zu finden, schlägt Senghaas einen Vergleich mit den Vorgängen in 
Europa in den letzten 250 Jahren vor. Keineswegs – so seine These - war der 
europäische Zivilisierungsprozess von Anfang an schon als solcher angelegt, 
sondern ist eher als ein heftig umstrittener und umkämpfter Suchprozess zu 
bezeichnen, ein kontingentes und äußerst komplexes Geschehen, das sich in 
Modernisierungsschüben und daraus resultierenden kulturellen 
                                                 
10 Senghaas 1997b, S.252f 
11 Dieser Trend wurde in der UNO-Konferenz „Habitat II“ 1996 (Istanbul) recht eindrucksvoll 
dokumentiert. Siehe dazu: URL: http://www.un.org/Conferences/habitat/ (11.01.2007) 
12 Senghaas 1997b, S.254 
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Umbruchssituationen manifestiert hat.13 In einer Art Stufenfolge historischer 
Konflikte ist ein Konstrukt der Konfliktbearbeitung und Konfliktbewältigung 
entstanden, das insgesamt als ein zivilisatorisches Kunstprodukt zu bezeichnen ist. 
Aber es war kein leichter Weg, sondern ein mühsam erkämpfter. „Alle diese 
Errungenschaften wurden gerade auch in Europa gegen die eigene Tradition 
erkämpft und nur im Widerstreit mit der eigenen Vergangenheit erreicht.“14 
Deshalb wäre es ganz und gar falsch, - meint Senghaas - die heute in den 
westlichen Gesellschaften größtenteils zu beobachtende Zivilisierung der 
Konfliktbewältigung kulturessentialistisch zu interpretieren.15 Auch sind die - 
allgemein als typisch westlich bezeichneten - Begriffe wie Rationalität, 
Individualismus, Pluralismus…“späte Produkte einer langwierigen 
Entwicklung.“16 
   Die zweifelsohne fortschrittlichen Errungenschaften des Westens sind deshalb – 
so Senghaas – eine „Zivilisierung wider Willen“17, das heißt, sich historisch 
entfaltende Kulturkonflikte, die zu einem nicht intendierten Ergebnis führten. Und 
genau dieser Prozess – wenngleich in unterschiedlichen Ausprägungen - ist in der 
heutigen, nicht-westlichen Welt voll im Gang. Es findet ein Umbau im Bereich 
des sozialen Gefüges statt, aus traditionalen Gesellschaften werden sozial   
mobile, die sich in der Folge einer  Politisierung nicht entziehen können. Bei aller 
Verschiedenheit der jeweiligen geografischen Situation, wiederholt sich ganz 
allgemein doch die innereuropäische Erfahrung: „Sobald traditionale Kultur mit 
Modernisierungsschüben konfrontiert wird, Gesellschaften also einen 
                                                 
13 Senghaas spricht in diesem Zusammenhang (Umbau Europas von einer traditionalen zu einer 
modernen Gesellschaft) von einem „zivilisatorischen Hexagon“, von sechs sozialen und 
politischen Sachverhalten, die zu einer europäischen Kultur geführt haben, die wir heute – stolz – 
als den Zivilisierungsprozess Europas bezeichnen. (1) Monopol legitimer staatlicher Gewalt (2) 
Rechtsstaatlichkeit (3) Konfliktfraktionierung und Affektkontrolle des Einzelnen (4) Forderung 
nach demokratischer Teilhabe (5) Auseinandersetzung um Verteilungsgerechtigkeit und Fairness, 
und schließlich (6) Herausbildung einer politischen Kultur konstruktiver Konfliktbewältigung (vgl. 
Senghaas 1997b, S.254f 
14 Senghaas 1997b, S.256 
15 Die „Zivilisierung“ der westlichen Gesellschaft ist kontingent entstanden und deshalb nur a 
posteriori erkennbar (vgl. Kimmerle 2002, S.18).  
16 Senghaas 1997b, S.256 
17 Vgl. dazu sein gleichnamiges Buch (Senghaas 1998) 
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strukturellen und folglich mentalen Umbruch durchlaufen, geraten eben diese 
Kulturen mit sich selbst in Konflikt.“18 Deshalb werden in den kommenden 
Jahrzehnten wahrscheinlich große Teile der Menschheit mit diesen 
Modernisierungsschüben und den sich daraus ergebenden Konflikten 
experimentieren müssen, um eine angemessene Antwort für die  Lösung ihrer 
Probleme zu erhalten. Ob die Erfahrung des Wesens mit seiner eigenen 
Entwicklung eine adäquate Antwort geben kann, bleibt fraglich. 
   Mit dieser komplexen Situation muss sich jede zeitgemäße Philosophie 
auseinandersetzen, auch die außerhalb des okzidentalen Bereichs. So wie die 
Kulturen mit sich selbst in Konflikt geraten, so wird es auch den Philosophien 
ergehen. Es wird vielfältige Antworten geben, die sich kaum auf einen 
gemeinsamen Nenner bringen lassen. Und gerade darin – in dem Umstand, dass 
Kulturen mit sich selbst in Konflikt geraten, und das sowohl im westlichen wie im 
nicht-westlichen Bereich (Abweis des Kulturessentialismus) – besteht für 
Senghaas die große Chance für einen adäquaten Ansatz zu einer Interkulturalität 
im Sinne eines  fruchtbaren interkulturellen Dialogs. „Denn erst auf dieser 
Grundlage kann dann auch ein zeitgemäßes fruchtbares interkulturelles Gespräch 
beginnen: weniger von Kultur zu Kultur, sondern zwischen kulturellen Segmenten 
quer durch die Welt. Dann ließe sich auch, nicht in leichtfüßig-beschwingtem 
Sinne, sondern durchaus analytisch gehaltvoll, von ‚postmoderner Welt’ 
sprechen.“19  
5.1.2 Globalisierung und Interkulturalität 
    Für die weitere Analyse ist es notwendig, den Begriff „Globalisierung“ näher 
zu untersuchen und die Einflüsse auf interkulturelle Phänomene zu überprüfen. 
Hier gilt es zunächst festzuhalten, dass „Interkulturalität“ kein neues Phänomen 
ist. Immer schon befanden sich Kulturen im Kontakt und auch im Austausch mit 
anderen Kulturen. Doch erst die enormen Fortschritte der Technik in den letzten 
einhundert Jahren – Verkehr, Kommunikation – und die politische Entscheidung 
zur Liberalisierung des Welthandels haben zu einer neuen Qualität dieses 
Austausches geführt und einen Prozess in Gang gesetzt, den wir heute ganz 
                                                 
18 Senghaas 1997b, S.260 
19 Senghaas 1997b, S.261 
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allgemein als „Globalisierung“ bezeichnen. Dieser Ausdruck ist zu einem neuen 
Stichwort – oder wohl besser Reizwort – auch für die Philosophie geworden und 
ist mit sehr widersprüchlichen Emotionen - teils Hoffnungen, teils Ängsten - 
besetzt. Zudem wird er inflationär verwendet und erscheint nicht zuletzt deshalb 
auch als konturenarm.20 
   Wirft man einen Blick auf die Teilbereiche, in denen von Globalisierung 
gesprochen wird, so scheint vom Bereich der Wirtschaft die stärkste Kraft in 
Bezug auf großräumige Entwicklungen und weltweite Verflechtungen 
auszugehen. Die internationalen Märkte und ihre dynamischen Entwicklungen 
erzeugen immer effektivere Produktionsweisen und immer größere 
Produktionseinrichtungen; kleinere Einheiten geraten zunehmend unter Druck und 
können den Expansionsbestrebungen der großen multinationalen Konzerne wenig 
entgegensetzen. Weiters wird die Schere zwischen Reich und Arm – zwischen den 
reichen und armen Ländern (Nord-Süd-Gefälle) und zwischen wohlhabenden und 
armen Menschen einzelner Gesellschaften (das betrifft auch die relativ reichen 
                                                 
20 Die Literatur zum Thema Globalisierung hat ein ungeheures Ausmaß angenommen, da sich 
„Globalisierung“  inzwischen auf viele Bereiche – Wirtschaft, Politik, Kultur, Wissenschaft, aber 
auch Umweltbelange, um nur einige zu nennen – erstreckt. Für die politische Philosophie bietet 
u.a. Otfried Höffe in seinem Buch „Demokratie im Zeitalter der Globalisierung“ eine kurze 
Zusammenfassung zur Problemstellung (vgl. Höffe 1999, S.13ff). Für einen Überblick zum 
Begriff „Globalisierung“ aus soziologischer Sicht siehe u.a. Ulrich Beck: „Was ist 
Globalisierung?“ (vgl. Beck 1998). Eine – aus philosophischer Sicht – sehr differenzierte und 
scharfsinnige Analyse des Begriffes „Globalisierung“ liefert Peter Sloterdijk in seinem 2005 bei 
Suhrkamp erschienen Buch „Im Weltinnenraum des Kapitals“. Das Phänomen, das wir heute 
gemeinhin „Globalisierung“  nennen (er bezeichnet sie als die elektronische), ist nur vor dem 
Hintergrund  zweier vorangegangener Entwicklungen zu verstehen: Da ist zunächst die 
Rationalisierung der Weltstruktur durch die antiken Kosmologen zu nennen. Sie entwarfen eine 
Ontologie, die sowohl als Welt-, wie als Gotteslehre von der Idee ausging, dass die Gesamtheit des 
Seienden als eine allumfassende Sphäre zu denken sei. Eine erhabene Geometrie, die das 
Wohlgeformte, das Zirkuläre und das In-sich-Zurücklaufende in den Mittelpunkt stellte. Sloterdijk 
nennt sie die „kosmologische Globalisierung“. Darauf aufbauend vollzog sich – quasi als 
Mittelteil eines Dreiphasenprozesses – eine Entwicklung, die praktisch durch die christlich-
kapitalistische Seefahrt und politisch durch den Kolonialismus der alteuropäischen Nationalstaaten 
erreicht wurde – die „terrestrische Globalisierung“ oder das „Zeitalter der europäischen 
Expansion“. Erst diese globalen Entwicklungen ermöglichen jenes Phänomen, das wir heute als 
„Globalisierung“ bezeichnen, die elektronische (vgl. Sloterdijk 2005).  
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Industrienationen) – immer größer.21 Dagegen regen sich Bürgerinitiativen und 
internationale Protestbewegungen, sie schaffen ein überaus wichtiges 
Problembewusstsein, die praktischen Auswirkungen dieser engagierten Aktionen 
sind allerdings noch sehr schwer zu beziffern.22 
   Auf der Suche nach einer Begriffsbestimmung von „Globalisierung“ werden in 
der gegenwärtigen Debatte auch neue Ausdrücke verwendet, um die 
Zusammenhänge klarer zu erfassen. So weist beispielsweise Jens Badura auf die 
Notwendigkeit hin, zwischen den Begriffen „Globus“ und „Mundus“ zu 
differenzieren, und zwar in einem kategorialen Sinn.23 Ersteres bezeichnet eine 
physikalisch-räumlich ausgedehnte Dimension, während der zweite Ausdruck 
eine human-kulturelle Welt meint. Für beide Begriffe bedarf es zur Beschreibung 
und Deutung unterschiedlicher Formen, die physikalischen Erklärungen zum 
Begriff „Globus“ werden mit Blick auf die kulturellen Welten zwar auch 
zutreffen, um die Gesamtheit jedoch zu erfassen, werden sie nicht ausreichen. 
„Das, was heute mit ‚Globalisierung’ bezeichnet wird, hat zweifelsohne einen 
relevanten, in physikalischen Kategorien von Raum, Zeit und Kausalität zu 
beschreibenden Anteil – und die sich verschärfenden Schäden an der natürlichen 
Umwelt, die uns der physischen Abhängigkeit von sauberer Luft und sauberem 
Wasser gewahr werden lassen, machen dies genauso deutlich wie der Dauer eines 
Langstreckenfluges von Frankfurt nach Sydney. Zugleich aber hat die vor allem 
im 20. Jahrhundert enorm beschleunigte ‚Raum-Zeit-Kompression’ (David 
Harvey) zur Entstehung des globusumfassenden Mundus geführt – und einen 
mondialen Raum kultureller Wechselwirkungen entstehen lassen. Die 
Möglichkeit, Menschen, Materialien, Kapitalien und Informationen zu 
mobilisieren und fortlaufend immer schneller zirkulieren zu lassen – und diese 
                                                 
21 Die Liste der negativen Auswirkungen der Globalisierung im Bereich der Wirtschaft ließe sich 
noch weiter fortsetzen. Beispielsweise der ruinöse Verdrängungswettbewerb durch westliche – 
meist geförderte – Agrarprodukte im afrikanischen Raum und die teils dramatischen 
Auswirkungen auf die lokalen Märkte und Subsistenzökonomien, oder die Krisen der hoch 
entwickelten landwirtschaftlichen Produktion (siehe u.a. BSE) und die Problematik der 
Gentechnik in diesem Bereich (vgl. dazu u.a.: Strutzmann 2006, S.188ff) 
22 Für eine kurze Analyse zur gegenwärtigen Situation der Globalisierung und ihre Auswirkungen 
auf die interkulturelle Philosophie siehe u.a.: Wimmer 2004, S.13ff 
23 Vgl. Badura 2006, S.12f 
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Mobilität als Normalität wahrzunehmen -, führten zu einer zunehmenden 
Entkopplung von globalem Raum und mundialer Zeit und der Entstehung einer 
medial verfassten, globale Distanz überwindenden Gleichzeitigkeit, aus der 
heraus sich heute ein realer, globaler Mundialraum konstituiert.“24  Deshalb ist 
für Badura der Ausdruck „Mondialisierungen“25 für das Phänomen, das wir 
allgemein „Globalisierung“ nennen, besser geeignet, um die Zusammenhänge zu 
erfassen. Diese „Mondialisierungen“ führen zu einer substantiellen 
Komplexitätserhöhung unserer Lebenswelten, deren Auswirkung die etablierten 
Einzelwissenschaften mit ihrer Arbeitsteilung nicht mehr erklären können. 
Gefragt ist deshalb in diesem Zusammenhang eine neue Strategie, bei der sich die 
Disziplinen einerseits „polylogisch dedisziplinieren“ und andererseits „kreativ 
redisziplinierten.“26 Um „Mondialisierungen“ angemessen zu erfassen, bedarf es 
der Bereitschaft, die neuen Herausforderungen auch als solche anzunehmen, 
indem die jeweils etablierten Erklärungsmuster der Welterschließung überprüft 
werden. Ein Konzept für eine „Philosophie der Mondialisierungen“ muss deshalb 
zumindest zwei Aspekte abdecken: die bestehenden Diskurse dekonstruktiv zu 
hinterfragen, und sie gleichzeitig in eine – konstruktive – Spannung bringen.  
   Ein weiteres Eingehen sowohl auf Begriffserklärungen als auch auf die 
möglichen Auswirkungen der Globalisierung (Mondialisierungen)27 ganz 
allgemein erscheint hier nicht mehr nötig, wohl aber eine Beschäftigung mit den 
Zusammenhängen von Globalisierung und Interkulturalität. Denn im Zeitalter der 
Globalisierung hat Interkulturalität einen ganz neuen Status gewonnen, eine ganz 
neue Qualität, bildet sie doch eine Art Gegenpol zu dem die Kulturen 
durchdringenden Prozess der Globalisierung. Dieser Prozess ist zwar tendenziell 
                                                 
24 Badura 2006, S.13 
25 Der Begriff „Mondialisierungen“ ist die Mehrzahl für das französische Wort „mondialisation“ 
(dt. Globalisierung). Auch der Ausdruck „Altermondialismus“ als Ersatz des Begriffes 
„Globalisierungskritik“ erscheint sinnvoller, denn – so Badura – die meisten 
Globalisierungskritiker kritisieren ja nicht „die Globalisierung“, sondern lediglich die Art und 
Weise, wie sich das so bezeichnete Gemenge von Erscheinungen auf die Menschen und den 
Globus auswirkt (vgl. Badura 2006, S.12).   
26 Badura 2006, S.15 
27 Ich verwende in weiterer Folge wieder den Ausdruck „Globalisierung“, da dieser in der Literatur 
noch immer am gebräuchlichsten ist. 
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auf zivilisatorische Vereinheitlichung angelegt, bringt andererseits aber auch 
einen Pluralisierungsschub.28 Die Tatsache, dass heute „in akzelerierendem 
Tempo und im globalen Rahmen unterschiedlichste Wertsysteme, 
Glaubensüberzeugungen, Erklärungsmuster und Lebensformen aufeinander 
treffen“29, weist auf eine tiefe innere Veränderung unserer soziokulturellen 
Verhältnisse hin.30 Wir bemerken einerseits eine auf Vereinheitlichung bedachte 
wirtschaftliche und ideologische Hegemonie des Westens und andererseits eine 
hohe Mobilität der Einzelnen, sowie die Auswirkungen neuer 
Kommunikationstechniken, die rasch verändernde soziale Befindlichkeiten mit 
sich bringen. Dabei ist nicht auszuschließen, dass sich dieser Wandel – als 
Auswirkung des Pluralisierungsschubes – tief greifender, radikaler und auch 
rascher vollzieht, als vergleichbare Prozesse in unserer bisherigen Geschichte.31 
   Die möglichen Auswirkungen der Globalisierung auf die Verständigung 
zwischen den Kulturen werden von den meisten Philosophen, die sich mit 
interkultureller Philosophie beschäftigen, als durchaus problematisch bewertet. 
Raul Fornet-Betancourt beispielsweise, der von der Philosophie fordert, dass sie 
sich dem historischen Rahmen, in dem sie sich bewegt, stellen muss, bezeichnet 
die Globalisierung als eine totalitäre Ideologie, „die den Kulturen der Menschheit 
jegliche strukturelle Grundlage für eine letztendlich eigenständige Entwicklung 
                                                 
28 Auf diesen Umstand wird in diesem Kapitel weiter unten noch eingegangen. 
29 Cesana 2000, S.436 
30 Der deutsche Politik-und Medienwissenschaftler Claus Leggewie beschreibt die gegenwärtig 
aktuelle Phase der Globalisierung anhand von drei Charakteristika: a) die De-Territorialisierung 
von Institutionen, Unternehmen und Gemeinschaften; b) die Hybridisierung von Kulturen, d.h. 
eine zunehmende gegenseitige Interaktion und Beeinflussung der Kulturen der Erde, in 
verschiedenen Formen und unter unterschiedlichen Vorzeichen („Kulturaustausch“, 
„Amerikanisierung“ usw.); c) die Globalisierung, d.h. die lokale Aneignung globalisierter 
wirtschaftlicher und kultureller Phänomene, von der Imitation über kreative Umformung bis zu 
Reaktionen der Abschottung und radikalen Ablehnung, wie sie sich am ausgeprägtesten in der 
iranischen Revolution (1978) und der Taliban-Bewegung in Afganistan zeigten (Claus Leggewie: 
„Die Globalisierung und ihre Gegner“, zitiert aus: Lüsebrink 2005, S.3) 
31 Vgl. dazu die in Kapitel 5.1.1 beschriebene Veränderung der letzten 250 Jahre in Europa, die 
Dieter Senghaas eine „Zivilisierung wider Willen“ nennt (vgl. Senghaas 1998).Bezug nehmend auf 
die teils atemberaubende Geschwindigkeit der Globalisierung spricht Franz J. Hinkelammert von 
einem „Hurrikan der Globalisierung“ (zitiert aus: Fornet-Betancourt 1998, S.10) 
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nimmt.“32 Durch das „Diktat einer neoliberalen Wirtschaftspolitik“ kommt es, 
seiner Einschätzung nach, weniger zu einem Dialog oder zu einer kulturellen 
Interaktion, sondern eher zu einem Konflikt der Kulturen.33 Deshalb gibt es - 
seiner Meinung nach - für die Philosophie die Verpflichtung, sowohl die 
gegenwärtige Asymmetrie der Macht aufzuzeigen, als auch – als möglichen 
Lösungsansatz – das Programm des Dialogs der Kulturen in der besonderen 
Bedeutung einer interkulturellen Qualität zu erläutern. Eine sich dazu 
verpflichtende Philosophie würde damit zeigen, dass sie eine Alternative zur - auf  
Monokultur angelegten und damit vereinheitlichenden - Globalisierung sein kann. 
Diesen alternativen Plan sieht Fornet-Betancourt allerdings nur in einer solchen 
Welt verwirklicht, die sich aus interkulturellen Beziehungen zusammensetzt.34 
   Auch für Heinz Kimmerle stellt die Globalisierung ein ernst zu nehmendes 
Problem für die Philosophie dar. Die Politik hat dieser – wirtschaftlich 
dominierten - globalen Entwicklung wenig entgegen zu halten, ja sie beschränkt 
sich - zumindest teilweise - darauf, möglichst günstige Bedingungen für die 
Wirtschaft zu schaffen. Aber auch Wissenschaft und moderne Technologie 
können bei ihrer Anwendung in unterschiedlichen Kulturen schwierige politische 
und ethische Probleme mit sich bringen. Einer der Hauptkritikpunkte von 
Kimmerle ist allerdings, dass sich in den Lehrplänen sowohl der westlichen als 
auch der nichtwestlichen Universitäten die verschiedenen und teils sehr viel 
versprechenden Ansätze zur interkulturellen Philosophie noch zu wenig 
durchgesetzt haben. Seine Forderung richtet sich – angesichts der gegenwärtigen 
Globalisierungstendenzen - nach einer Erweiterung und neuen Präzisierung des 
                                                 
32 Fornet-Betancourt 1998a, S.9 
33 Seine Forderung an die Philosophie, den jeweiligen historischen Rahmen, in dem sie sich 
bewegt, auch zu berücksichtigen, sieht Fornet-Betancourt in der gegenwärtigen geopolitischen 
Situation als im besonderen Maße gerechtfertigt. Er definiert „Globalisierung“ als einen Prozess, 
„der aus einer Wirtschaftspolitik resultiert, die sich weltweit als die einzige ‚zivilisatorische’ 
Option für die Menschheit ausbreitet und, gerade weil sie sich als das alleinige, globalisierbare 
Projekt versteht, weder im Westen noch in irgend einer anderen Region der Welt kulturelle 
Unterschiede mit eigenständigen alternativen Plänen toleriert.“ (Fornet-Betancourt 1998a, S.9). 
34 Fornet-Betancourt 1998a, S.12 
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Philosophiebegriffs, indem die traditionelle Konzeption, die durchwegs 
eurozentristisch angelegt ist, neu bestimmt werden muss.35 
   Wenn auch die Einschätzung zu den Umständen und den Auswirkungen der 
Globalisierung durchaus unterschiedlich sein mögen, über eines sind sich die 
überwiegende Anzahl der Autoren, die sich mit interkultureller Philosophie 
beschäftigen, dennoch weitestgehend einig: Die gegenwärtige Weltsituation 
zwingt zur Interkulturalität, zur interkulturellen Verständigung. „Es geht dabei 
nicht um die Globalisierung des Kulturellen, es geht folglich auch nicht um die 
Überwindung kultureller Differenzen, sondern es geht ausschließlich um das 
Gelingen der Kommunikation zwischen Kulturen, die sich als fremde 
gegenüberstehen und die nur aufeinander zugehen können, wenn das 
Verstehenwollen des je Anderen in seiner Andersheit die leitende Absicht 
bildet.“36 Sehr zu Recht spricht Raimon Panikkar angesichts der gegenwärtigen 
globalen Situation von einem „interkulturellen Imperativ.“37 Die Globalisierung 
nötigt uns quasi zur Begegnung mit philosophischen Positionen unterschiedlicher 
kultureller Herkunft und damit zur Auseinandersetzung mit anderen 
Denktraditionen und ganz neuen Problemfeldern. Die Globalisierung erfordert 
eine „interkulturelle Transformation der Philosophie.“38 Damit wäre die 
                                                 
35 Vgl. Kimmerle 2002, S.23-66. Ähnlich argumentiert auch Franz Martin Wimmer. „In der 
Situation der Globalisierung Philosophie zu betreiben, erfordert ein offenes und zugleich 
kritisches Bewusstsein gegenüber früheren, regional begrenzten Denkweisen, einschließlich der 
jeweils eigenen. Es erfordert das Aufbrechen von Grenzen und das Eingehen auf Fremdes.“ 
(Wimmer 2004, S.17). 
36 Cesana 2000, S.436f 
37 Panikkar 1998, S.20-42 
38 Um diese Transformation der Philosophie in Richtung Interkulturalität zu erreichen, um sie 
„besser“, „farbenfroher“, vielfältiger und auch „plurivisionaler“ zu gestalten, führt Fornet-
Betancourt einige für ihn wichtige Aspekte dazu an: (a) Dieser Transformationsprozess darf nicht 
als Selbstzweck verstanden werden. Die (neue) Philosophie sollte besser auf die aktuellen, 
weltweiten Herausforderungen von heute antworten können und damit zu einer Neuorientierung, 
zu einer interkulturell transformierten Welt beitragen. (b) Die Transformation der Philosophie 
sollte deshalb geschehen, damit sie zur Erfüllung ihrer Funktion, nämlich „unsere historische 
Gegenwart mit zu verändern“, besser vorbereitet und ausgestattet ist. (c) Die Philosophie, sofern 
sie diesem Anspruch gerecht sein will, darf deshalb den historischen Rahmen, in dem sie sich 
befindet – und das ist gegenwärtig der Prozess der Globalisierung – nicht ausblenden. (vgl. Fornet-
Betancourt 1998a, S.8f) 
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interkulturelle Philosophie, die philosophische Beschäftigung mit der 
Interkulturalität, zweifelsohne zeitgemäß und zukunftsorientiert, wenngleich es 
noch keine verbindliche Definition gibt (möglicherweise wird die auch schwer zu 
erreichen sein), und der Begriff noch weitgehend unbestimmt ist.39 
5.1.3 Multikulturelle Gesellschaften 
   Bei einer Untersuchung der Ausgangslage für eine „Philosophie der 
Interkulturalität“ darf ein Phänomen nicht fehlen, das in der heutigen 
Weltsituation sehr verbreitet anzutreffen ist: Die multikulturellen Gesellschaften. 
Obwohl es in der Geschichte der Menschheit immer schon so etwas wie eine 
Koexistenz von Menschen unterschiedlicher kultureller Herkunft gegeben hat, so 
verorten Soziologen zumindest ein spezifisch neues Element im Zusammenleben 
der Menschen: Es geht nicht mehr nur um ein Nebeneinander der Kulturen, der 
Pluralismus verlagert sich immer mehr ins Innere der Gesellschaft. Stand in 
früheren Gesellschaften die Homogenität der eigenen Kultur außer Streit, so ist 
heute die Begegnung mit dem Anderen und die daraus sich ergebenden 
Verunsicherungen in immer stärkerem Ausmaß zu beobachten.40 
    Die Geschlossenheit von Gesellschaften wird aufgeweicht, es gibt 
internationale Wanderungsbewegungen, (Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur), 
immer mehr Menschen innerhalb einer Gesellschaft „führen ein Leben in der 
Diaspora“41, das führt zu Abgrenzungsproblemen und damit zu Unsicherheit und 
Angst auf beiden Seiten. „Die Beklommenheit rührt daher, daß es eine große Zahl 
von Menschen gibt, die Mitbürger, zugleich aber Angehörige einer Kultur sind, 
die unsere philosophischen Grenzziehungen in Frage stellt. Die Herausforderung 
besteht darin, daß wir uns mit ihrem Gefühl von Marginalisierung 
auseinandersetzen müssen, ohne unsere politischen Grundprinzipien nachhaltig 
aufs Spiel zu setzen.“42 Diese Infragestellung der gewohnten Grenzziehung 
                                                 
39 Vgl. Cesana 2000, S.437 
40 „Alle Gesellschaften werden in zunehmendem Maße multikulturell und zugleich durchlässiger. 
Beide Entwicklungen vollziehen sich nebeneinander. Durchlässigkeit bedeutet, dass die 
Gesellschaften offener für multinationale Wanderungsbewegungen sind.“ (Taylor 1993, S.58) 
41 Taylor 1993, S.58 
42 Taylor 1993, S.58 
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innerhalb einer Gesellschaft scheint genau die Schwierigkeit zu sein, mit der so 
viele Gemeinschaften heute konfrontiert sind. Die alten Verhältnisbestimmungen 
von Kultur auf der einen Seite und Gesellschaft auf der anderen, scheinen nicht 
mehr in der Lage zu sein, die qualitativ neue Situation moderner, multikultureller 
Gesellschaften mit ihrer teils radikal artikulierten Pluralität zu erfassen. 
Und dennoch: „Wir leben in einem globalen Dorf“, so heißt ein oft geäußerter 
Spruch. Und: „Multikulturelle Gesellschaften sind nicht die Ausnahme, sondern 
die Regel.“43 Dieser Befund gilt heute schon für sehr viele Gebiete dieser Erde, 
                                                 
43 Bracht 1994, S.30. Sie führt in ihrer – sozio-psychologischen – Analyse mehrere Aspekte der 
Multikulturalität an: (a) Die rein deskriptive Form stellt zunächst einmal nur fest, dass es 
Migrationsbewegungen gibt, dass aus früher mehr oder weniger homogenen Gesellschaften 
Einwanderungsländer werden. (b) Die ökonomische Multikulturalität beschreibt den Umstand, 
dass sich marktwirtschaftlich organisierte Gesellschaften aus ökonomischen Gründen nicht mehr 
protektionistisch abschotten. Das internationale Kapital braucht Arbeitskräfte, diese werden 
„importiert“, und das weltweit. Probleme und Streitigkeiten daraus sind unerwünscht, sie wirken 
sich nur störend auf das neo-liberale Wirtschafts- und damit Weltgeschehen aus. (c) 
Kommunikative Multikulturalität äußert sich in den zum Teil aggressiven und stark auf 
Vereinheitlichung ausgelegten Werbemaßnahmen mittels moderner Kommunikationsmedien. Aber 
auch Schlagworte wie: „Wer im EU-Ausland wirtschaftlich erfolgreich sein will, muss die Sprache 
[...] dieser Länder kennen“, fallen unter diesen Aspekt. (d) Auch der kulinarische 
Multikulturalismus fügt sich in den „postmodernen Eklektizismus“ nahtlos ein, diese Haltung 
„lässt einen dann die Türken nicht lieben, aber türkischen Honig gern essen.“ (e) Vertreter des 
emphatischen Aspekts sind u.a. diejenigen, „die in einer Vergreisung der Gesellschaft die Gefahr 
von Innovationsfeindschaft und Unbeweglichkeit erblicken“, oder „Europa-Begeisterte, die von 
einem offenen Kontinent des freien Austausches der Waren, Gedanken und Menschen 
schwärmen.“ Auch der „Kosmopolitismus“, verstanden als „die ganze Menschheit als eine soziale 
Gruppe“ lässt sich unter diesen Aspekt einordnen. (f) Die Skeptiker der Multikulturalität 
bezweifeln oder leugnen zum einen die Faktizität der multikulturellen Gesellschaft und wenden 
sich andererseits auch gegen die Programmatik der Befürworter („das Boot ist voll“). Auch der 
Ethnozentrismus, verstanden als die Tendenz, die eigene Kultur über die anderen zu stellen, fällt in 
diesen Bereich. (g) Präskriptive Aspekte der Multikulturalität können sowohl inhaltlicher Natur 
sein (Beispiel Bildungswesen), aber auch strukturell im Sinne eines Programms, das auf 
Anerkennung der prinzipiellen Gleichheit aller Menschen und der Gültigkeit der Menschenrechte 
ausgelegt ist. Schließlich ist eine (h) selbstreflexive Multikulturalität dann gegeben, wenn wir auf 
einer Metaebene über die Beziehung zur eigenen und zur fremden Kultur reflektieren. Daraus kann 
sich eine Haltung entwickeln, wo die ernsthafte Diskussion über die multikulturelle Gesellschaft 
die Chance bietet, sowohl die gemeinsamen Probleme aufzuzeigen, als auch die Möglichkeiten 
einer neuen Vielfalt (vgl. Bracht 1994, S.29-72). 
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und das nicht nur im Westen. Das ist eine starke Herausforderung für die Politik, 
aber auch für diejenigen Philosophen, die sich mit interkultureller Philosophie 
beschäftigen. 
   Eine Begriffsklärung scheint mir an dieser Stelle wichtig zu sein: 
„Multikulturalität“ und „Transkulturalität“. Beide Phänomene sind mit 
„Interkulturalität“ eng verknüpft, aber doch völlig anders gelagert. Unter 
„Multikulturalität“ wird ganz allgemein ein Nebeneinander verschiedener 
Kulturen innerhalb eines sozialen Systems verstanden. Eine der möglichen 
Definitionsversuche liefert der deutsche Soziologe Alf Mintzel: „Mit 
Multikulturalität wird erstens eine gesellschaftliche Tatsache bezeichnet, etwas 
empirisch Gegebenes, nämlich die Tatsache, daß in einer Gesellschaft bzw. einer 
staatlich organisierten Gesellschaft/Bevölkerung mehrere Kulturen koexistieren, 
sei es friedlich oder im Konflikt, sei es in einem Nebeneinander oder in einem 
integrierten Miteinander. Multikulturalität bezeichnet folglich ein sozio-
kulturelles Charakteristikum einer Gesellschaft, ihre vielfältige kulturelle 
Differenziertheit, worauf diese Mulikulturalität auch immer beruhen mag.“44 Der 
Begriff „Transkulturalität“ dient zur Bezeichnung pluraler kultureller Identitäten, 
die durch eine vielschichtige und weitgehende Vernetzung und Verflechtung 
vieler Kulturen entstehen. Es bilden sich dabei soziokulturelle Verhaltensweisen 
heraus, die auf kulturelle Hybridität, auf Kosmopolitismus und gemischter, 
fragmentierter Identität ausgelegt sind.45 (Auf das transkulturelle Konzept von 
Wolfgang Welsch wird weiter unten noch eingegangen).  
 
                                                 
44 Alf Mintzel: „Multikulturelle Gesellschaften in Europa und Nordamerika“, zitiert aus: Lüsebrink 
2005, S.16f. Claus Leggewie unterscheidet drei Modelle multikultureller Gesellschaften: a) das 
assimilationistische Modell, dieses zielt auf kulturelle Anpassung der Minderheiten. b) das 
Apartheid Modell, es beruht auf strikter Abtrennung und Abschottung, häufig auch Gettoisierung 
der kulturellen Minderheiten (Beispiel: Südafrika vor 1995). c) das polyzentrische Modell, dieses 
zeichnet sich durch prinzipiell gleichberechtigtes Nebeneinander verschiedener Kulturen innerhalb 
einer Gesellschaft aus (vgl. Claus Leggewie: „Vom Deutschen Reich zur Bundesrepublik – und 
nicht zurück“, in: Lothar Bredella u.a. (Hrsg): „Zugänge zum Fremden“, zitiert hier aus: Lüsebrink 
2005, S.17).  
45 Vgl. Lüsebrink 2005, S.18 
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   In der politischen Diskussion um Möglichkeiten und Grenzen des 
multikulturellen Lebens wird teilweise heftig polemisiert (der Wahlkampf-Slogan 
der FPÖ für die Nationalratswahl 2006 in Österreich „Bummerin statt Muezzin“ 
kann als typisches – wenngleich für ein demokratisches Land beschämendes – 
Beispiel dafür angesehen werden).46 Nicht selten wird mit der Angst der 
Menschen spekuliert und mittels einer Engführung der Problematik beispielsweise 
auf die Begriffe „Inländer“ und „Ausländer“ versucht, Wählerstimmen zu 
gewinnen. Auch wenn dabei immer wieder mit – so genannten – Zahlen und 
Statistiken argumentiert wird, die dahinter stehende Grundannahme ist stets 
dieselbe: Multikulturelle Gesellschaften können nicht funktionieren, und der 
Einfluss der fremden Kulturen auf die eigene ist schädlich, ja gefährlich 
(multikultureller Skeptizismus).47  
   Die Philosophie, und hier ganz besonders die Philosophie der Interkulturalität 
können und dürfen solche Befürchtungen von Menschen nicht unbeachtet lassen. 
Allerdings gehört es zu den Aufgaben der Philosophie ganz allgemein, die 
angeführten Argumente kritisch zu prüfen. Ein wichtiger Aspekt in diesem 
Zusammenhang, den es zu überprüfen gilt, ist der weit verbreitete „Glaube“ an die 
Unberührtheit der (eigenen) Kultur.48 Dieses (historische) Argument wird 
allerdings heute von den meisten Autoren entschieden zurückgewiesen. Elmar 
Holenstein bringt es auf den Punkt, indem er behauptet: „Alle heute bestehenden 
                                                 
46 Auch die Formulierung „Abendland in Christenhand“, wie sie von besagter FPÖ anlässlich der 
EU-Wahl 2009 verwendet wurde, fällt in die gleiche Kategorie. 
47 Mit den sozialpsychologischen Gründen solcher – der Multikulturalität skeptisch gegenüber 
stehenden – Tendenzen beschäftigt sich u.a. Elke Bracht. Fremdenangst und Fremdenhass, aber 
auch Stereotyp, Vorurteil und Diskriminierung sind die Kriterien ihrer Untersuchung (vgl. Bracht 
1994, S.73-88) 
48 Diese These (Ablehnung einer polykulturellen Gesellschaftsentwicklung) geht meist sowohl von 
einer historischen als auch von einer systematischen Annahme aus. Das historische Argument 
besagt, dass sich Kulturen meist über sehr lange Zeit unbeeinflusst von anderen gehalten haben. 
Die systematische Annahme sieht in einer multikulturellen Entwicklung der Gesellschaft 
(Pluralismus) grundsätzlich die Gefahr von Orientierungsverlust und Dekadenz (zur Kritik an einer 
solchen - ethnozentristischen - Haltung siehe u.a. Holenstein 1985, bes. S.104-180, Taylor 1993 
und Wimmer 2004). 
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Hochkulturen sind Mischkulturen.“49 Die Einflüsse und Abhängigkeiten, die 
zwischen verschiedenen Kulturen bestehen, sind eine unleugbare geschichtliche 
Tatsache. Es ist aus historischer Sicht einfach nicht haltbar, dass Kulturen sich 
über längere Zeiträume ohne Begegnung mit anderen Völkern entwickelt haben. 
Gerade in Hinblick auf einen Eurozentrismus meint Holenstein deshalb: „Jede 
Kultur ist nicht nur das Endglied einer Abstammungsreihe, sondern ebenso das 
Ergebnis von wellenartig sich ausbreitenden interkulturellen Übertragungen. 
Schon aus diesem Grund verrät eine Berufung auf ‚2500 Jahre europäischer 
Geschichte’ zur Verweigerung gegenüber Angeboten außereuropäischer Kulturen 
eine fragwürdige Einstellung.“50 Mit anderen Worten: Immer schon hat es eine 
Vermischung  von Kulturen gegeben, und das polykulturelle Zusammenleben ist 
eine Erfahrung, die so alt wie die Menschheit selbst ist. Es ist wohl als eine 
unleugbare historische Tatsache zu betrachten, dass es zwischen den Kulturen 
immer schon gewisse Einflüsse und Abhängigkeiten gegeben hat. 
   Ein weiteres Argument gegen die Idee einer möglichen kulturellen Reinheit ist 
im Inneren der Kulturen selbst zu lokalisieren. Auch wenn beispielsweise in der 
(populistischen) Politik die Meinung vertreten wird, dass sich eine Kultur nur 
entwickeln kann, wenn sie möglichst ohne Vermischung auskommt, darf der 
Umstand nicht außer Acht gelassen werden, wie stark die Unterschiede innerhalb 
einer Kultur eigentlich sind. „In jeder Kultur, die sich über mehrere 
Bevölkerungsschichten und über längere Zeitabschnitte erstreckt, lassen sich 
Teilkulturen (‚Subkulturen’) ausmachen, verschiedene kulturelle Richtungen, 
                                                 
49 Holenstein 1985, S.174. Am offensichtlichsten ist der Mischcharakter seiner Meinung nach im 
Bereich der westlichen Kultur. Der Umstand, dass im „westlichen System“ - zumindest in der 
Vergangenheit - die Fähigkeit vorzufinden war, wenigstens selektiv andere Kulturen zu 
integrieren, macht einen nicht unwesentlichen Teil seiner Attraktivität aus. Gleiches gilt für die als 
besonders originell und autark geltende chinesische Kultur. Auch sie hat beispielsweise den 
Buddhismus aus Indien übernommen. Ein weiteres Beispiel, das Holenstein unter Berufung auf ein 
Interview von V.S. Naipaul anführt, ist die arabische Hochkultur des 7. bis 12. Jahrhunderts. Das 
war eine Kultur, die sich gerade dadurch auszeichnete, dass sie verschiedene Elemente aus 
unterschiedlichen Kulturen aufnahm: Die Kunst der Perser, die Mathematik der Inder und die noch 
zugänglichen Teile der griechischen Philosophie (vgl. Holenstein 1985, S.176 und Anmerkung 75 
auf dieser Seite). 
50 Holenstein 1985, S.150 
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Strömungen, Dialekte, Register, Stile, Epochen, Schulen und dergleichen.“51 Mit 
dieser Feststellung wird die – auf Eindimensionalität ausgelegte – Argumentation 
der Gegner einer multikulturellen Gesellschaft in die Schranken gewiesen. 
Intrakulturelle Kontraste, also innere Pluralität einer Gesellschaft, sind durchaus 
mit interkulturellen Variationen vergleichbar. Die innerhalb einer Kultur sich 
befindenden Subkulturen widerstreiten sich genau so wie Kulturen untereinander, 
sie können sich aber auch überkreuzen und Verbindungen eingehen. Einzelne 
Kulturen und ihre Epochen sind ebenso wenig homogene Erscheinungen wie 
einzelne Menschen.52 Damit fällt auch das Argument der Gegner von 
multikulturellen Gesellschaften. Wenn es Kontraste und möglicherweise Brüche 
sogar innerhalb eines kulturellen Raumes gibt, ist die Auseinandersetzung im 
interkulturellen Maßstab wohl mehr als angebracht. Es stellt sich dann die –  
philosophische – Frage, wie diese faktische und für die menschliche Existenz 
wesentliche Multikulturalität intellektuell zu bewältigen ist. 
   Das Eintreten für, und die philosophische Auseinandersetzung mit 
Multikulturalität darf allerdings nicht bei der bloßen Kenntnisnahme von 
kultureller Vielfalt stehen bleiben, es muss vielmehr eine Haltung  eingenommen 
werden, die eine bewusste Bejahung dieser Pluralität beinhaltet.53 Elke Bracht 
                                                 
51 Holenstein 1985, S.147 
52Auch in der Genetik werden ähnliche Argumente immer wieder bekräftigt. So schreibt 
beispielsweise der italienische Genforscher Cavalli-Sforza:  „Bei einem Blick auf die Gene stellen 
wir fest, dass zwischen den europäischen Völkern die Unterschiede der Häufigkeiten beim Rh-
Gen, dem AB0-System und ganz allgemein bei allen bekannten Genen minimal sind. Deutsche und 
Franzosen haben sich lange bekriegt und gehasst, aber ihre Gene sind sich im Durchschnitt sehr 
ähnlich. Wenn wir Südost-, Südwest-, Nordwestfranzosen usw. betrachten, finden wir zwischen 
ihnen sogar größere Unterschiede als zwischen Franzosen und Deutschen.“ (Cavalli-Sforza 1994, 
S.318). 
53 Fornet-Betancourt argumentiert in diesem Zusammenhang sehr pointiert. Er interpretiert 
„Kultur“ zwar als „ursprüngliche Universen“, will das aber nicht mit Isolation oder Solipsismus in 
Verbindung bringen. „Die Ursprünglichkeit der Kulturen schließt die Interaktion nicht aus. Im 
Gegenteil,  sie setzt sie als einen der Faktoren, der sie als historische Ursprünglichkeit ermöglicht, 
voraus.“ Es geht dabei um die dem Menschen spezifische Aneignung der Welt. Diese historischen 
Prozesse finden an den Grenzen der Kulturen statt, wobei diese Grenzen gleichzeitig diejenigen 
Gebiete sind, in denen sich Brücken feststellen lassen, die eine Interaktion zwischen den Kulturen 
ermöglichen. Sein Verständnis von Kultur bezieht sich jederzeit auf die historische Dimension und 
setzt deshalb voraus, „[…] dass die Kulturen nicht als monolithische Blöcke, d.h. als Ausdrücke 
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nennt eine solche Einstellung „Mitmenschlichkeit“, sie verlegt Multikulturalität 
damit in den Bereich der Ethik.54 Es besteht nämlich die Gefahr, dass 
„Multikulturalität“ zum bloßen Mittel für verschiedene Zwecke degradiert wird 
und zudem noch sehr schnell in Ideologie umschlagen kann.55 So könnte unter 
anderem ein sehr wichtiges Problem nicht erkannt werden, das besonders die 
liberalen Gesellschaften des Westens betrifft, und das zu einem entscheidenden 
Kriterium für die Interkulturalität und für die philosophische Auseinandersetzung 
mit ihr zählt: Der Umgang mit Kulturen, die selbst nicht liberal sind. Während der 
liberale Multikulturalismus beispielsweise humanistisch argumentiert, 
rechtfertigen sich religiöse Kulturen mit theologischen Argumenten. Und dennoch 
gilt: „Der Multikulturalismus verlangt insbesondere Respekt für Kulturen, die 
selbst nicht liberal sind – und das sind die meisten.“56  
 
                                                                                                                                     
der Entwicklung einer einzigen Tradition, die weder ohne Konflikte noch Widersprüche wächst, 
verstanden werden sollen. Ich bin eher der Ansicht, dass es in jeder Kultur eine Geschichte des 
Kampfes um die Bestimmung von Zielen und Werten gibt; denn aufgrund von Prozessen der 
Interaktion, durch welche die Kulturen entstehen, bildet sich doch in ihnen nicht nur eine, sondern 
eine Vielzahl von Traditionen.“ Es kommt so zu einem unvermeidlichen Konflikt zwischen den 
sich entwickelnden Traditionen (Unterdrückung und Befreiung), wobei seiner Meinung nach 
interkulturelle Philosophie die Funktion einer „Förderin des kulturellen Ungehorsams“ 
übernehmen müsste (vgl. Fornet-Betancourt 1998a, S.15f). 
54 „Präskriptiv ist Multikulturalität Mitmenschlichkeit, die auf der goldenen Regel der 
Gegenseitigkeit beruht, nach der ich niemandem antun möchte, was mir nicht widerfahren soll.“ 
(Bracht 1994, S.29). 
55 In Anlehnung an eine Studie von Frank-Olaf Radtke nennt Elke Bracht vier Konzepte, die in der 
politischen und sozialen Auseinandersetzung eine Rolle spielen: Der programmatisch-
pädagogische Ansatz versucht, strukturelle Unzulänglichkeiten durch eine Pädagogisierung zu 
lösen. Der kulinarisch-zynische Ansatz – er wird meist von jungen, erfolgreichen Mittelschicht-
Angehörigen vertreten - nimmt die Unterschiede zur Kenntnis und zeigt keinerlei Tendenzen, 
diese zu korrigieren. Der demographisch-affirmative Ansatz sieht aufgrund der Bevölkerungs- und 
Wirtschaftsentwicklung der westlichen Industrienationen sehr nüchtern ein Bedürfnis nach 
„bedarfsgerechter Einwanderung“. Schließlich ist im verstärkten Ausmaß ein reaktiv-
fundamentalistischer Multikulturalismus zu erkennen, wobei einer institutionalisierten 
Diskriminierung der Minderheiten durch die Mehrheitskultur  eine verstärkte Selbstorganisation 
und Demonstration der eigenen kulturellen Besonderheiten durch die Subkulturen entgegengesetzt 
wird (vgl. Bracht 1994, S.48f). 
56 Raz 1995, S.319 
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   Wie soll also mit solchen – (scheinbar) nicht liberalen – Kulturen umgegangen 
werden, ist der Konflikt da noch zu vermeiden? Vertreter des Multikulturalismus 
sehen sich dabei vor die Alternative gestellt, solche Kulturen nicht zu tolerieren57 
und damit gegen die eigenen Prinzipien zu verstoßen, oder sie zu akzeptieren und 
damit eine Dynamik in Gang zu setzen, die möglicherweise auf eine Auflösung 
der pluralen Gesellschaft hinaus läuft. Diese scheinbare Ausweglosigkeit kann nur 
durch eine nüchterne und selbstkritische Hinterfragung der jeweils eigenen 
Position aufgehoben werden, wobei sowohl philosophische Überlegungen ihre 
Bedeutung haben, als auch politisch-soziale Maßnahmen gesetzt werden 
müssen.58 (Zu weiteren Überlegungen im Zusammenhang mit „Grenzen von 
Toleranz“ siehe Kapitel 6.3). 
   Wie schwierig sich gerade politische Maßnahmen zur Lösung des Problems 
gestalten können, zeigt Frank-Olaf Radtke am Beispiel der Bundesrepublik 
Deutschland. „Die politischen Möglichkeiten bezogen auf die hier bereits 
ansässigen Migranten und ihre Familien ließen sich vor dem Hintergrund 
ökonomischer Notwendigkeiten und staatsrechtlicher Begrenzungen zwischen 
zwei Extremen anordnen, die zwischen Abstoßung und Vereinnahmung 
liegen[...].“59 Weil die rechtliche Integration nicht möglich und die soziale 
Ausgrenzung (politisch) nicht erwünscht war, wurde „Multikulturalismus“ als in 
der Mitte liegender  Kompromiss herangezogen. Dabei wurde allerdings – und das 
ist auch aus philosophischer Sicht interessant – das Problem lediglich von der 
                                                 
57 „Weshalb sollen Liberale Kulturen beistehen, die auf der Leugnung liberaler Werte basieren?“  
(Raz 1995, S.311) 
58 Eine Position, die er „liberalen Multikulturalismus“ nennt, vertritt Joseph Raz. Er schlägt 
konkrete Strategien vor, um – aus liberaler Sicht - ein Miteinander verschiedener Kulturen zu 
ermöglichen: (a) Pädagogische Maßnahmen sehen eine Erziehung sowohl in der eigenen Kultur 
vor, als auch ein Vertrautmachen mit Geschichte und Tradition aller anderen Kulturen im Land. 
(b) Die verschiedenen Sitten und  Praktiken der jeweiligen Gruppen sollen – innerhalb zu 
bestimmender Grenzen – von den Gesetzen und Institutionen der Gesellschaft anerkannt werden. 
(c) Die Verbindung zwischen Armut, schlechter Ausbildung und ethnischer Zugehörigkeit muss 
unbedingt aufgelöst werden. (d) Möglichst großzügige Unterstützung von autonomen 
Kulturinstitutionen. (e) Ausreichend Platz für alle kulturellen Gruppen im öffentlichen Raum 
(Straßen, Parks…, aber auch Fernsehsendezeiten) (vgl. Raz 1995, S.326f). 
59 Radtke 1995, S.2 
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Ebene der Struktur in den Bereich der Kultur verschoben.60 Radtke warnt meiner 
Meinung nach zu Recht vor einem in der gegenständlichen Debatte unreflektierten 
(politisch motivierten) Umgang mit den Begriffen „Volk“, „Gemeinschaft“ und 
„Nation“. Das sei politische Regression, die Protagonisten eines solchen – falsch 
verstandenen – Multikulturalismus bewegen sich im (gefährlichen) Denkgebäude 
ethnischer Essentialisierung.61 Nur eine konsequente rechtliche Gleichstellung der 
bereits ansässigen und eine gelassene, im besten demokratischen Sinn verstandene 
„Regulierung“ der hinzukommenden Migranten könnte eine kluge und 
weitsichtige Politik zur Lösung des Problems sein.62 
   Die Tatsache, dass wir dem Thema „multikulturelle Gesellschaft“ mit Recht so 
große Aufmerksamkeit schenken ist nicht das Verdienst einer bestimmten Kultur, 
sondern geht vielmehr auf den Siegeszug der modernen Technologien und deren 
globaler Ausbreitung zurück. So gelangen die unterschiedlichen Kulturen in den 
Blickpunkt, die damit verbundene Begegnung eröffnet neue, bisher unbekannte 
Horizonte - auch des Denkens. Allerdings darf die hier vertretene und 
wünschenswerte Möglichkeit einer multikulturellen Gesellschaft nicht mit einem 
Internationalismus von Wissenschaft, Technik und globalisierter Wirtschaft 
                                                 
60 „Statt eine Wohnungs- und Arbeitsmarktpolitik zu formulieren, die der auch rechtlichen 
Inklusion der Zuwanderer dienen müsste (für die es aber keine Mehrheit gibt oder zu geben 
scheint), kann man über Kultur und kulturelle Identität räsonieren und als Ziel eine kulturelle 
Integration formulieren, die mit Hilfe sozial- und schulpädagogischer Anstrengungen gegenüber 
Mehrheit und Minderheit erreicht werden soll. […] Das zentrale Problem der politischen und 
rechtlichen Gleichstellung kann ausgespart bleiben, kulturelle Differenz als Legitimation für den 
fortbestehenden Sonderstatus der Migranten weiterbenutzt, nun aber im Gewand der 
ausländerfreundlichen Toleranz und des Respekts vor kultureller Differenz vorgetragen werden.“ 
(Radtke 1995, S.4). 
61 Vgl. Radtke 1995, S.11 
62 Die philosophische Auseinandersetzung mit dem Problem des Multikulturalismus hat viele 
Facetten. Ich möchte hier - nur als Beispiel für die vielen Ansätze - auf einen Artikel der 
amerikanischen Philosophin Amy Gutmann hinweisen, die einen „deliberativen Universalismus“ 
zur Lösung des Problems vorschlägt. Kernpunkt dieses Ansatzes ist die Feststellung, „[…] daß 
einige Konflikte über soziale Gerechtigkeit zur Zeit (oder möglicherweise überhaupt) nicht durch 
einen umfassenden, unter allen Umständen zu rechtfertigenden Kanon substantieller Standards 
beigelegt werden können. Die beste Methode, mit diesen Konflikten umzugehen und sie vorläufig 
zu lösen, ist konkrete Beratung, Deliberation: ein Austausch von Argumenten, in dem vernünftig 
begründete Differenzen respektiert werden.“ (Gutmann 1995, S.296). 
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gleichgesetzt oder verwechselt werden. „Es geht bei der Möglichkeit einer 
multikulturellen Gesellschaft eher um ein verträgliches Zusammenleben vieler 
Kulturen, die ihre jeweiligen Strukturen besitzen. Diese dürfen und können nicht 
in die Kunstgestalt einer Weltkultur eingegliedert werden. Der universalistische 
Zug europäischer Kultur meint, Asien verwestliche. Richtig ist vielmehr, Asien 
modernisiert sich.“63 Die wirkliche Herausforderung für alle Kulturen ist die 
Überwindung eines Kulturprovinzialismus oder Ethnozentrismus, wie immer 
diese im Detail aussehen mögen. Ganz besonders gefordert sind in diesem 
Zusammenhang die politisch, wirtschaftlich, technologisch und militärisch 
überlegenen Gesellschaften. 
  Auch wenn die Möglichkeiten der Philosophie – so scheint es zumindest die 
gegenwärtige weltpolitische Situation zu vermitteln - eher als bescheiden 
einzuschätzen sind, eine interkulturelle Philosophie, wie sie hier vertreten wird, 
kann mit ihren Reflexionen durchaus einen Beitrag zum besseren Verständnis des 
Konzeptes einer multikulturellen Gesellschaft und damit zur möglichen Lösung 
von dabei auftretenden Problemen leisten. „Das Bemühen um ein gegenseitiges 
Verstehen der Kulturen als Vorbedingung für die Möglichkeit eines 
Zusammenlebens in einer multikulturellen Gesellschaft ist zu wichtig, als dass 
man es allein den Politikern oder Geschäftsleuten überlassen könnte.“64 Aus 
philosophischer Sicht muss die leitende These bei diesem, auf kulturellen 
Pluralismus ausgelegten Vorhaben einer multikulturellen Gesellschaft nicht die 
Aufgabe der Differenzen zwischen den Kulturen sein, sondern der Verzicht auf 
die absolute Geltung der jeweils eigenen Kulturmuster. Multikulturalität als 
Begriff weist ja auch auf die vielfältigen und durchaus widersprüchlichen 
Elemente der eigenen Kultur hin65 und bietet durch diesen Blick zurück auf die 
Situation der eigenen Gesellschaft auch die Chance, darüber hinaus die neuen, in 
der Vielfalt liegenden Möglichkeiten wahrzunehmen.66 Charles Taylor bringt es 
                                                 
63 Mall 1996a, S.55 
64 Mall 1996a, S.56 
65 Vgl. dazu den zu Beginn dieses Kapitels dargestellten Abschnitt „Die Kulturen im Konflikt mit 
sich selbst“. 
66 Eine solche, auf Multikulturalität ausgelegte Gesellschaft, benötigt allerdings „starke 
Individuen“. Deshalb fordert Barbara John, Ausländerbeauftragte des Berliner Senats: „Denn in 
einer solchen Gesellschaft muss jeder dauernd hinzulernen, vor allem, dass sein persönlicher 
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auf den Punkt: „Es gibt andere Kulturen, und wir müssen mit ihnen 
zusammenleben – weltweit und auch in der Vermischung innerhalb jeder 
einzelnen Gesellschaft.“67 
5.2.1 Clash of Civilizations? 
   Die Beschreibung der Ausgangslage für eine Philosophie der Interkulturalität 
hat bisher die Aspekte „Kulturen im Konflikt mit sich selbst“, „Globalisierung“ 
und „Multikulturalität“ umfasst. Darin ist bereits das enorme Konfliktpotential zu 
erkennen, das bei der Konfrontation unterschiedlicher Kulturen freigesetzt werden 
kann, und so manche Beobachter der internationalen Entwicklungen sahen bereits 
in den 90er Jahren des 20.Jahrhunderts die drohende Gefahr eines 
Zusammenstoßes der Kulturen am Horizont der Geschichte heraufziehen.  
   „The Clash of Civilizations?“, so heißt der Artikel, den der amerikanische 
Politologe Samuel P. Huntington in der Sommerausgabe 1993 der hoch 
angesehenen außenpolitischen Fachzeitschrift „Foreign Affairs“ veröffentlichte. 
Er war ganze 27 Seiten lang und die Überschrift war zudem noch mit einem – 
bescheidenen – Fragezeichen versehen. In der „Summary” zu seinem Essay legt 
Huntington die Grundthesen dar: „World politics is entering a new phase, in 
which the great divisions among humankind and the dominating source of 
international conflict will be cultural. Civilizations – the highest cultural 
groupings of people – are differentiated from each other by religions, history, 
language and tradition. These divisions are deep and increasing in importance. 
[…] In this emerging era of cultural conflict the United States must forge 
alliances with similar cultures and spread its values wherever possible. With alien 
civilizations the West must be accommodating if possible, but confrontational if 
necessary. In the final analysis, however, all civilizations will have to learn to 
                                                                                                                                     
Lebensstil, seine Vorlieben durch den anderen vollkommen in Frage gestellt werden, ohne dass es 
ihn aber in irgendeiner Weise gefährdet. Das bedeutet: wir brauchen viel Ich-Stärke in dieser 
Gesellschaft. Ich-starke Menschen sind in der Regel sehr friedliche und interessante Zeitgenossen. 
Aber multikulturelles Zusammenleben bleibt eine Herausforderung, weil viele mit dieser 
Infragestellung nicht zurechtkommen werden. Die Aufgabe besteht darin, gerade den Menschen zu 
helfen, die ich-schwach sind.“ (zitiert aus Bracht 1994, S.68).  
67 Taylor 1992, S.70 
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tolerate each other.”68  Das 1996 erschienene Buch trug zwar den gleichen Titel, 
nunmehr allerdings ohne Fragezeichen, umfasste mehrere hundert Seiten, und 
Huntington versuchte darin die aufgeworfenen Fragen zu präzisieren und reagierte 
damit auf die bereits voll entbrannte Kontroverse.69 Es wurde ein Welterfolg und 
stürmte die Bestsellerlisten nicht nur im Westen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt 
begann sich die zunächst inneramerikanisch geführte Debatte über die Thesen 
Huntingtons rasch und weltweit auszudehnen. Sie wurde – und wird noch immer 
– sehr kontrovers geführt, und reicht von bedingungsloser Zustimmung (z.B. 
durch den früheren amerikanischen Außenminister Henry Kissinger) bis zu 
leidenschaftlicher Ablehnung (wie durch den arabischstämmigen 
Literaturprofessor und Linksintellektuellen Edward Said).70 
   Huntington reagierte mit seinem Werk unter anderem auch auf die These seines 
Landsmannes und Politikwissenschaftlers Francis Fukuyama, der „das Ende der 
Geschichte“ heraufkommen sah.71 Gemeint ist damit, dass nach dem 
Zusammenbruch des real existierenden Kommunismus in Osteuropa alle 
ideologischen Auseinandersetzungen beendet sind und das westlich-
                                                 
68“Foreign Affairs”, Vol.72, N.3 (Summer 1993), P.22-49. URL: 
http://www.foreignaffairs.org/19930601faessay5188/samuel-p-huntington/the-clash-of-
civilizations.html (12.03.2007) 
69 „The Clash of Civilizations and the Remaking of World Order“, deutsch: „ Kampf der Kulturen.. 
Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21.Jahrhundert“ (1996) 
70 Vgl. Follath 2006, S.571 
71 Francis Fukuyama ist Professor für Internationale Politik an der John Hopkins Universität und 
ehemaliger Berater des amerikanischen Präsidenten Ronald Reagan. Sein hier erwähnter Artikel 
„The End of History?“ ist erstmals 1989 in „The National Interest“, einem Journal für 
internationale Beziehungen und Diplomatie, erschienen. 1992 wurde der Essay in Buchform unter 
dem Titel „The End of History and the last Man“ (deutsch: „Das Ende der Geschichte: wo stehen 
wir?“) veröffentlicht. Fukuyamas wichtigste Annahmen in diesem Buch: Die Geschichte darf nicht 
im Sinne einer zufälligen Anhäufung von Ereignissen verstanden werden, sondern vielmehr als 
gesetzmäßige und teleologische Verkettung von Umständen. Er entwirft eine Art hegelsche 
Dialektik in moderner Form. Totalitäre Systeme (Faschismus, Kommunismus) sind zum Scheitern 
verurteilt, da sie den Grundannahmen des Liberalismus widersprechen (Grundrechte, 
Rechtsstaatsprinzip, freie Marktwirtschaft). Weder der extreme Liberalismus (These) ist haltbar, 
noch der Totalitarismus (Antithese), sondern die liberale  Demokratie westlicher Prägung 
(Synthese) markiert im dialektischen politischen Prozess den Endpunkt der geschichtlichen 
Entwicklung (vgl. Fukuyama 1992). 
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demokratische System als alleinige weltpolitische Option übrig geblieben ist.72 
Gegen dieses neue, weltpolitische Erklärungsmodell Fukuyamas erhebt 
Huntington vehement Einspruch. Er spricht von einer „Illusion der Harmonie“73, 
die durch das Auftreten von ethnischen Konflikten, durch neue Bündnis- und 
Konfliktmuster zwischen den Staaten, durch das Wiedererstarken 
neokommunistischer und neofaschistischer Bewegungen und durch die 
Intensivierung des religiösen Fundamentalismus zerstört wird.  Zwar scheint der 
Ost-West Konflikt mit seinen Bedrohungen (Nuklearkrieg) fürs Erste gebannt zu 
sein, aber die wachsende weltweite Verflechtung im wirtschaftlichen Bereich, die 
beschleunigten Handels-, Finanz- und Kommunikationsströme, sowie die damit 
verbundenen Wanderungsbewegungen bringen viele Unsicherheiten in unser 
Leben und lassen die Zukunft als ungewiss erscheinen. Die Weltpolitik ist 
„multipolar und multikulturell geworden.“74 Menschen brauchen in einer solchen 
Situation Identität, sie wollen wissen, wer sie sind und wohin sie gehören. 
Identitätssuche bedeutet aber auch Grenzen ziehen. Für Menschen auf der Suche 
nach Identität und Ethnizität sind Feinde im weitesten Sinne unabdingbar, und die 
potentiell gefährlichsten Feindschaften – so Huntington - lokalisieren sich an den 
Bruchlinien der großen Kulturen dieser Welt. 
   Das zentrale Thema in Huntingtons Buch lautet: „Kultur und die Identität von 
Kulturen, auf höchster Ebene also die Identität von Kulturkreisen, prägen heute, 
in der Welt nach dem Kalten Krieg, die Muster von Kohärenz, Desintegration und 
Konflikt.“75 In fünf Schritten – sie sind zugleich die fünf Kapitel des Buches - 
entwickelt er dann diese These: 
• Erstens: Zum ersten Mal in der Geschichte ist globale Politik sowohl 
multipolar als auch multikulturell; Verwestlichung ist etwas anderes als 
Modernisierung; und wirtschaftliche und soziale Modernisierung erzeugt 
weder eine universale Kultur irgendeiner Art noch die Verwestlichung 
nichtwestlicher Gesellschaften. 
                                                 
72Vgl. dazu u.a. auch Follath 2006, S.571 und Stenger 2006, S.954  
73 Huntington 2006, S.37 
74 Huntington 2006, S.22 
75 Huntington 2006, S.21 
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• Zweitens: Das Machtgleichgewicht zwischen den Kulturkreisen verschiebt 
sich: Der Westen verliert an relativem Einfluss; asiatische Kulturen 
verstärken ihre wirtschaftliche, militärische und politische Macht; der 
Islam erlebt eine Bevölkerungsexplosion mit destabilisierenden Folgen für 
muslimische Länder und ihre Nachbarn; und nichtwestliche Kulturen 
bekräftigen selbstbewusst ihre eigenen Grundsätze. 
• Drittens: Eine auf kulturellen Werten basierende Weltordnung ist im 
Entstehen begriffen: Gesellschaften, die durch kulturelle Affinitäten 
verbunden sind, kooperieren miteinander. Bemühungen, eine Gesellschaft 
von einem Kulturkreis in einen anderen zu verschieben, sind erfolglos; 
und Länder gruppieren sich um die Führungs- oder Kernstaaten ihrer 
Kultur. 
• Viertens: Seine universalistischen Ansprüche bringen den Westen 
zunehmend in Konflikt mit anderen Kulturkreisen, am gravierendsten mit 
dem Islam und China. Auf lokaler Ebene bewirken Bruchlinienkriege (im 
Wesentlichen zwischen Muslimen und Nichtmuslimen) den 
„Schulterschluss verwandter Länder“, die Gefahr einer breiteren 
Eskalation und damit Bemühungen von Kernstaaten um Eindämmung und 
Unterbindung dieser Kriege. 
• Fünftens: Das Überleben des Westens hängt davon ab, dass die 
Amerikaner ihre westliche Identität bekräftigen und die Westler sich damit 
abfinden, dass ihre Kultur einzigartig, aber nicht universal ist, und sich 
einigen, um diese Kultur zu erneuern und vor der Herausforderung durch 
nichtwestliche Gesellschaften zu schützen. Ein weltweiter Kampf der 
Kulturen kann nur vermieden werden, wenn die Mächtigen dieser Welt 
eine globale Politik akzeptieren und aufrechterhalten, die unterschiedliche 
Wertvorstellungen berücksichtigt.76  
 
   Die Huntington-Thesen waren - und sind noch immer - sehr umstritten. So stößt 
seine Einteilung der Welt in sieben Kulturkreise auf zum Teil harte Kritik, 
                                                 
76 Huntington 2006, S.21f 
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besonders seitens der Soziologie und der Politikwissenschaft.77 Diese Kulturkreise 
nach Huntington wären: Der chinesische (sinische), der japanische, der 
hinduistische, der islamische, der westliche, der lateinamerikanische und – mit 
Einschränkungen – der afrikanische.78 Interessanterweise stellt Huntington – und 
darin liegt die umstrittene Besonderheit seiner Annahmen – die religiösen 
Grundlagen als entscheidenden Faktor dieser Kulturen dar, das heißt, er gruppiert 
seine Weltkulturen um Religionen. Die meisten anderen weltpolitischen Analysen 
gehen eher von wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Überlegungen aus. 
   Kulturen und Kulturkreise (civilizations) – fundiert in den jeweiligen Religionen 
– bilden den Mittelpunkt seiner Thesen, eine genaue Analyse über diese Kulturen 
im Besonderen und über den Kulturbegriff im Allgemeinen fehlt allerdings.79  
Lediglich der westliche Kulturkreis ist mit seinen Wesensmerkmalen genauer 
beschrieben. Dazu gehören laut Huntington: Das klassische Erbe (griechischer 
Rationalismus, römisches Recht usw.), Katholizismus und Protestantismus, die 
Vielfalt der europäischen Sprachen (in den anderen Kulturkreisen gibt es 
Kernsprachen), die Trennung von geistlicher und weltlicher Macht (Schlagwort: 
Gott und Kaiser, Kirche und Staat), die Rechtsstaatlichkeit (als Grundstein für den 
Konstitutionalismus und zum Schutz der Menschen- und Eigentumsrechte), der 
gesellschaftliche Pluralismus und Repräsentativorgane (der gesellschaftliche 
Pluralismus brachte schon früh Stände und andere Institutionen hervor, die im 
Laufe der Modernisierung sich zu Einrichtungen der modernen Demokratie weiter 
entwickelten) und der Individualismus (die genannten Faktoren der westlichen 
                                                 
77 Die Liste der Huntington - Kritiker ist lang. Exemplarisch möchte ich hier nur einige Autoren 
und ihre diesbezüglichen Veröffentlichungen anführen: Dieter Senghaas: „Die fixe Idee vom 
Kampf der Kulturen“ (Senghaas 1997a), Eun-Jeung Lee: „Konfuzianismus und Kapitalismus“ 
(Lee 1997), Harald Müller: „Das Zusammenleben der Kulturen. Ein Gegenentwurf zu Huntington“ 
(H. Müller 2001), Gazi Çaĝlar: „Der Mythos vom Krieg der Zivilisationen. Der Westen gegen den 
Rest der Welt. Eine Replik auf Samuel P. Huntingtons Kampf der Kulturen“ (Çaĝlar 2002). Auch 
Georg Stenger geht in seinem jüngst erschienenen Buch „Philosophie der Interkulturalität. 
Erfahrung und Welten. Eine phänomenologische Studie“ auf die Thesen Huntingtons ein (vgl. 
Stenger 2006, S.954-958). 
78 Vgl. Huntington 2006, S.59ff 
79 Im Kapitel 2 (Kulturen in Geschichte und Gegenwart) bietet Huntington zwar einen groben 
Überblick zu seinem Verständnis von Kultur und Kulturkreisen, dieser ist allerdings sehr 
allgemein gehalten (vgl. Huntington 2006, S.51ff).  
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Kultur bewirkten die Herausbildung eines Individualitätsgefühls). Huntington 
betont zu Recht, dass diese gesellschaftlichen Phänomene in ihren sehr 
unterschiedlichen Kombinationen die Wesensmerkmale und die Eigenart der 
westlichen Kultur ausmachen.80 Über die anderen Kulturen finden sich weit 
weniger fundierte Analysen, sie beschränken sich meist nur auf kursorische 
Anmerkungen.81 Gerade die oben erwähnte differenzierte Analyse der 
Wesensmerkmale der westlichen Kultur zeigen für einen erklärten Huntington-
Kritiker wie Dieter Senghaas einen Widerspruch: Für ihn ist es überhaupt nicht 
einsichtig, „wie sich im Lichte dieser für wesentlich gehaltenen Merkmale (oder 
einer Kombination von ihnen) zum Beispiel die kolonialistische und 
imperialistische Aggressivität und Gewalt, die die Beziehungen des Westens zur 
übrigen Welt in den vergangenen Jahrhunderten kennzeichnete, erklären lässt.“82  
   Für Huntington erfolgt der Zusammenprall der Zivilisationen auf zwei Ebenen: 
Da wäre zunächst die Micro-Ebene, auf der sich die unterschiedlichen Gruppen 
„innerhalb“ einer Zivilisation bekämpfen.83 Auf einer übergeordneten Macro-
                                                 
80 Vgl. Huntington 2006, S.99ff 
81 Vgl. dazu seine Beschreibung der wirtschaftlichen Entwicklung in China und Japan als Folge 
des konfuzianischen Ethos. Huntington nennt dazu vier Hauptkomponenten: (a): Asiaten glauben, 
dass sie den Westen an Produktivität bald übertreffen werden. (b): dieser wirtschaftliche Erfolg ist 
ein Produkt asiatischer Kultur. (c): in den asiatischen Kulturen gibt es zwar Unterschiede, aber 
auch wichtige signifikante Gemeinsamkeiten. (d): Asiaten behaupten, diese spezielle asiatische 
Entwicklung sollte von anderen, nichtwestlichen Kulturen übernommen werden, um den Westen 
zu übertreffen (vgl. Huntington 2006, S.165ff). Zur Kritik an dieser Analyse vgl. u.a. Senghaas 
1997a, S.216). 
82 Senghaas 1997a, S.217 
83 In der Analyse stellt sich Huntington zunächst die Frage, warum einerseits kulturelle 
Gemeinsamkeiten den Zusammenhalt von Menschen erleichtern, andererseits kulturelle 
Unterschiede jedoch zu Spaltungen und Konflikten führen. Seine Erklärung dafür: (1) Menschen 
besitzen mehrfache Identitäten, wobei die Bedeutung der kulturellen Identität in zunehmendem 
Maße wichtig wird. (2) Das ist das Ergebnis einer sozio-ökonomischen Modernisierung, sowohl 
auf individueller wie auf gesellschaftlicher Ebene. (3) Identität benötigt auf jeder Ebene ein 
„Anderes“ (Unterscheidung zwischen „Wir“ und „Sie“). (4) Die Quellen des Konfliktes sowohl 
zwischen Gruppen als auch Staaten sind für alle Zivilisationen vergleichbar: Kontrolle über 
Menschen, Macht und der Wunsch, die eigenen Werte der anderen Gruppe aufzuzwingen. (5) 
Konflikte sind allgegenwärtig, Hassen ist menschlich, Menschen brauchen Feinde zu ihrer 
 341 
Ebene findet der Konflikt zwischen Staaten statt, die unterschiedlichen 
Zivilisationen angehören. Auf beiden Ebenen spielt die kulturelle Identität eine 
entscheidende Rolle. „In einer Welt, in der Kultur zählt, sind Stämme und 
ethnische Gruppen die Züge, Nationen die Regimenter, Zivilisationen die Heere. 
Das wachsende Ausmaß, in dem Menschen auf der ganzen Welt sich entlang 
kulturellen Kampflinien differenzieren, bedeutet, dass Konflikte zwischen 
kulturellen Gruppen zunehmend wichtig sind; Zivilisationen sind die 
umfassendsten kulturellen Größen; daher werden Konflikte zwischen Gruppen 
verschiedener Zivilisationen für die globale Politik zentral.“84  Die Quellen des 
Konfliktes sind sowohl auf der Micro-, als auch auf der Macro-Ebene für 
Huntington stets dieselben: Kontrolle über Menschen, Territorium, Wohlstand, 
Ressourcen und relative Macht.85 Warum die These dann aber „Kampf der 
Kulturen“ genannt wird, ist für mich  allerdings nicht nachvollziehbar. Wenn es 
überhaupt so etwas wie eine identifizierbare und intakte „Kulturseele“ gibt, so 
könnte doch nur eine umfassende und detaillierte Analyse des jeweiligen 
Kulturprofils Hinweise auf eine mögliche, der untersuchten Kultur immanenten  
Kampfneigung zeigen. Warum also Zivilisationen aus kulturellen Gründen 
zusammenprallen sollen, warum  die zukünftigen Auseinandersetzungen auf 
globaler Ebene Kulturkonflikte sein werden, wird von Huntington nicht schlüssig 
nachgewiesen. 
   Die Schwäche seiner These und die Beliebigkeit der Argumentation werden 
ganz besonders dort deutlich, wo er ganz konkrete weltpolitische Konfliktlinien 
aufzeigt. So sieht Huntington für die westliche Welt zwei große 
Herausforderungen heraufziehen: die „asiatische Affirmation“86 (er meint damit 
vor allem den wirtschaftlichen und politischen Aufstieg Ost- und Südostasiens) 
und die  „Resurgenz des Islam“87 (verstanden als  Renaissance und  Erstarken des 
Islam als politische Kraft). Daraus soll sich eine „konfuzianisch-islamische 
                                                                                                                                     
Selbstdefinition und Motivation. Und all das führt zwangsläufig zu Konflikten innerhalb und 
zwischen  Zivilisationen (vgl. Huntington 2006, S.198ff). 
84 Huntington 2006, S.199 
85 Huntington 2006, S.201 
86 Huntington 2006, S.158ff 
87 Huntington 2006, S.170ff 
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Verbindung“88 etablieren, wobei es neben Auseinandersetzungen über 
Menschenrechte laut Huntington auch um die Problematik der Weitergabe von 
Massenvernichtungswaffen (Kernwaffen) geht. Solche Vorgänge können 
tatsächlich allgemein beobachtet werden, die gängigen Erklärungsmuster der sich 
damit befassenden Politologen und Soziologen sind allerdings im Bereich von 
machtpolitischen und ökonomischen Kategorien zu finden. Diese Phänomene als 
Ausdruck eines Kulturkampfes zu interpretieren, als ein aus der Tiefendimension 
der jeweiligen Kultur gründendes Konfliktverhalten, ist schwer nachzuvollziehen. 
Deshalb schreibt Dieter Senghaas zu Recht: „Ein wesentliches Manko der 
Huntingtonschen Argumentation liegt also darin, daß er auf der Makroebene 
Kulturbereiche als Wesenheiten unterstellt und bei allem Sinn für Geschichte und 
Konflikte im Kern kulturessentialistisch argumentiert. Letztlich sind bei ihm die 
Kulturen nicht wandlungsfähig und veränderbar; sie bleiben untergründig 
konstant, und überdies verarbeiten sie Außeneinflüsse so, daß Kontinuität 
obsiegt.“89 Holistische Aussagen über Kulturen erscheinen angesichts der 
beobachtbaren Vielgestaltigkeit, des steten Wandels und der wachsenden 
kulturinternen Konflikte als nicht sinnvoll.90 
   Allerdings ist festzuhalten, dass Huntington seine These nicht einfach aus der 
Luft gegriffen hat. Es gibt schließlich einen islamischen Fundamentalismus und 
andere, vordergründig kulturell-religiös motivierte radikale Gruppierungen. Auch 
sind die – verbalen – Auseinandersetzungen über Menschenrechte zwischen 
Amerika und China nicht zu überhören. Es wäre sicherlich falsch, diese 
gesellschaftlichen Phänomene unterzubewerten oder gar zu leugnen. Genaue 
Analysen zeigen allerdings, dass kulturelle und religiöse Faktoren sehr selten den 
Ausgangspunkt für Konflikteskalationen bilden, sondern vielmehr sozio-
ökonomische Problemlagen ohne Aussicht auf eine Lösung.91 Wenn 
                                                 
88 Huntington 2006, S.300 
89 Senghaas 1997, S.217f 
90 Vgl. dazu weiter unten die Beiträge von Clifford Geertz und Erwin Aschenbrenner (im 
Abschnitt „Kultur“)  
91 Gesellschaftliche Bruchlinien sind eine Realität, aber „sie werden nicht deshalb zu kulturellen, 
weil sich Protestanten, Buddhisten, Muslime einerseits und Katholiken, Hindus, Christen 
andererseits gegeneinander positionieren. Bruchlinien sind durch sozioökonomische 
Problemlagen vorgezeichnet, aus denen strukturbedingt systematische Diskriminierung und 
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beispielsweise Minderheiten in marginale soziale und ökonomische Positionen 
abgedrängt werden, wenn ihnen dadurch die Chancen auf eine eigenständige und 
adäquate Weiterentwicklung genommen werden, kann die daraus resultierende 
Frustration als kollektives Schicksal empfunden werden und es kommt zu einer 
„Kulturalisierung der Politik“ beziehungsweise „Politisierung der Kultur.“92 Der 
Kulturgehalt solcher Konflikte ist also nicht zu leugnen, er tritt aber erst 
zeitversetzt und nach einer gewissen Eskalation auf. Die Konfliktmuster bei 
vergleichbaren sozioökonomischen Ausgangslagen sind dann auch weitgehend 
ident, unabhängig von den kulturellen und religiösen Orientierungen auf beiden 
Seiten. 
    Wenn die ökonomische und soziale Benachteiligung, wenn also eine 
Entwicklungskrise länger andauert und keine Perspektiven zu einer 
befriedigenden Lösung in Sicht sind, dann treten kulturelle und religiöse 
Momente in den Vordergrund. Es ist zu befürchten, dass diese Situation für viele 
islamische Gesellschaften zumindest für die absehbare Zukunft bestimmend sein 
wird. Wo es allerdings erfolgreiche Lösungen des sozio-ökonomischen Problems 
gegeben hat – das gilt beispielsweise für die Entwicklungsgesellschaften 
Ostasiens, bleibt das kulturelle und religiöse Moment eine vorübergehende 
Erscheinung. Dieter Senghaas weist darauf hin, dass es in diesen Gesellschaften 
zu einer Pluralisierung kommt, manchmal auch wider Willen. Mit anderen 
Worten, es vollzieht sich ein ständiger kultureller Wandel. Diese Veränderung im 
Sinne einer Pluralisierung würde dann auch die „Kulturseele“ betreffen, sofern 
eine solche überhaupt substantiell identifizierbar sein sollte. „Die Identitätsfrage 
hingegen stellt sich in solchen Gesellschaften auch weiterhin. Sie wird zu einem 
Dauerbrenner ohne Aussicht auf Lösung, was, wie die westlichen Gesellschaften 
                                                                                                                                     
Privilegierung resultieren. Verteilungskonflikte machen also den Kern des Konfliktgeschehens 
aus. In diesen Auseinandersetzungen geht es um Bildungschancen, Aufwärtsmobilität, qualifizierte 
berufliche Positionen, Status, Einkommen, politische Teilhabe, nicht um Art oder Intensität und 
schon gar nicht um den Inhalt von Gläubigkeit. Gläubigkeit wird erst dann zum Fluchtpunkt, zur 
Ressource in der Not, wenn anderweitige aussichtsvolle Lebensperspektiven ausscheiden. Dann 
gleitet ein Verteilungskonflikt über in einen Identitätskonflikt, der aber im Grunde immer noch ein 
Verteilungskonflikt bleibt.“ ( Senghaas 1997, S.220). 
92 Senghaas 1997, S.218 
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heute dokumentieren, zu einem durchaus erträglichen Zustand – einer 
pluralistischen Dauerreflexion über Identität – führt.“93  
   Dass Konflikte, wenn sie einmal ihre je eigene Dynamik entwickelt haben, 
einen veritablen Kulturgehalt haben, ist leider eine weltweit sehr oft zu 
beobachtende Tatsache. Die zentralen Symbole und Schöpfungen der 
gegnerischen Kultur werden zu Zielscheiben der Angriffs- und Zerstörungswut, 
wichtige kulturelle Stätten und Einrichtungen der Gegner werden vernichtet. Hier 
ist Huntington zumindest teilweise zuzustimmen wenn er schreibt: „In Kriegen 
zwischen Kulturen ist die Kultur der Verlierer.“94 Warum das so ist, dafür bietet 
beispielsweise der deutsche Politikwissenschaftler Harald Müller eine mögliche  
Antwort. Er meint, dass eine Politisierung der kulturellen Werte immer in Zeiten 
tief greifender gesellschaftlicher Krisen entsteht. „Derartige Krisen stellen sich 
dann ein, wenn die Institutionen von Staat und Gesellschaft nicht mehr in der 
Lage sind, die Grundbedürfnisse der ihnen anvertrauten Menschen zu 
befriedigen.“95 In solchen Konfliktsituationen ist die Rückbesinnung auf die 
kulturelle Identität besonders wichtig, sie ist für die Lebensorientierung der 
allermeisten Menschen von herausragender Bedeutung.96 Die Zugehörigkeiten 
werden dabei aber nicht nur auf äußere, physische Merkmale wie beispielsweise  
Hautfarbe oder Gesichtsschnitt bezogen, sondern auf die kulturelle Praxis und ihre 
Symbole. Deshalb wird gerade dieser Bereich  zum bevorzugten Objekt der 
gegnerischen Aggression. 
   Die Analysen und die daraus abgeleiteten Thesen Huntingtons waren und sind – 
wie bereits eingangs erwähnt, sehr umstritten. Es ist keineswegs die Aufgabe 
                                                 
93 Senghaas 1997, S.220 
94 Mit Bezug auf den Jugoslawien-Krieg schreibt Huntington: „Serben haben systematisch 
Moscheen und Franziskanerklöster zerstört, Kroaten orthodoxe Klöster in die Luft gesprengt. Als 
Schatzkammern der Kultur sind Museen und Bibliotheken besonders verwundbar. […] und 
serbische Schützen bombardierten das Nationalmuseum von Sarajevo und legten es in Schutt und 
Asche. Die Serben säuberten die bosnische Stadt Zvornik von ihren 40000 Muslimen und 
errichteten ein Kreuz an der Stelle des osmanischen Turmes, den sie zuvor gesprengt hatten […]. 
In Kriegen zwischen Kulturen ist die Kultur der Verlierer.“ (Huntington 2006, S.443). Vgl. dazu 
auch Stenger 2006, S.957.  
95 H. Müller 2001, S.58 
96 Zur Bedeutung der kulturellen Identität siehe weiter unten (Abschnitt „Kultur“). 
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dieser Arbeit noch liegt es in der Kompetenz des Autors, aus soziologischer oder 
politikwissenschaftlicher Sicht über die Richtigkeit dieser Thesen zu urteilen. Aus 
philosophischer Sicht – und hier ganz besonders aus der interkulturellen 
Perspektive - scheint mir aber dieses Werk Huntingtons  doch kritisierbar und 
typisch für eine verengte, auf westliche Belange und Werthaltungen ausgelegte 
Beschreibung der internationalen Vorgänge zu sein. 
   So ist beispielsweise auffallend, dass eine philosophische Methodenreflexion 
vollständig fehlt. Es scheint das Ziel Huntingtons gewesen zu sein, eine Theorie 
zu entwickeln, die auf möglichst wenigen, einfachen Grundannahmen beruht und 
damit möglichst viel erklärt. Diese an sich erstrebenswerte theoretische 
Sparsamkeit wird in der Wissenschaftsgeschichte mit dem Begriff „Ockhams 
Rasiermesser (Occam’s Razor)“ umschrieben und geht auf den mittelalterlichen 
Philosophen Wilhelm von Ockham (1285-1349) zurück. Seine für damalige 
Verhältnisse unerhörte Forderung bestand darin, die Politik von unnötigem 
(theologischem) Ballast zu befreien und beispielsweise die göttliche Fügung aus 
den weltlichen, vom Menschen eingerichteten Institutionen herauszunehmen.97 
Ockham gilt deshalb als einer der Vordenker der modernen Wissenschaft. 
   Für eine Analyse der weltpolitischen Ereignisse sind solche methodischen 
Reduktionismen allerdings nicht unproblematisch. Harald Müller beschreibt in 
seiner Kritik an den Thesen Huntingtons den Sachverhalt recht treffend: 
„Unglücklicherweise nehmen nun viele amerikanische Wissenschaftler die Tugend 
der Sparsamkeit etwas zu wörtlich. Sie schneiden nicht nur alles Überflüssige aus 
den Theorien weg, sondern leider auch viele Überlegungen, die zum Verständnis 
der Wirklichkeit unerlässlich sind. Die wachsende Komplexität der Welt wird in 
den Theorien und Modellen dann nicht mehr hinreichend abgebildet, sondern so 
weit reduziert, dass wichtige Variablen und Faktoren, die das politische 
Weltgeschehen entscheidend mitbestimmen, aus dem Blickfeld geraten.“98 Ein 
typisches Beispiel für einen solchen methodischen Reduktionismus ist für Harald 
Müller der amerikanische (Neo)Realismus, eine in der Politikwissenschaft sehr 
populäre Theorie über internationale Beziehungen. Die Vertreter dieser Richtung 
erklären das Weltgeschehen anhand eines einfachen Schemas und Samuel P. 
                                                 
97 Vgl. Meckel 1995, S.638 
98 H. Müller 2001, S.19f 
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Huntington mit seiner These vom „Kampf der Kulturen“ gilt als Repräsentant 
dieser Schule.99 Aus philosophischer Sicht ist einer Theorie, die sich der ständigen 
Reflexion und Falsifikation entzieht, mit Vorsicht zu begegnen. „Sparsame 
Theorien“ sind oft mit Hilfsannahmen gespickt, dadurch kommt es – scheinbar – 
zu neuen Paradigmen, deren Haltbarkeit nicht konsequent genug überprüft wird. 
Dadurch besteht auch die Gefahr, dass sich der neue theoretische Ansatz gegen 
jegliche Korrekturmöglichkeit immunisiert.100 
   Weltpolitisch betrachtet haben sich die Annahmen Huntingtons in den meisten 
Fällen nicht bewahrheitet. So ist beispielsweise von einem Zusammenschluss der 
„konfuzianischen Staaten“ mit der „islamischen Welt“ als Achse gegen den 
Westen zumindest bis dato keine Spur.101 Ein möglicher Konflikt des Westens 
(USA) mit China ist durchaus denkbar (ich hoffe nicht, dass es soweit kommen 
wird), doch wird er – wenn überhaupt - nicht in die Kategorie „Kulturkampf“ 
fallen, sondern durchwegs politisch-wirtschaftlich motiviert sein. Der Kampf um 
                                                 
99 Für den politischen Neorealismus sind zwei Grundannahmen von Bedeutung: Erstens folgen  
alle Staaten, egal ob es sich um Demokratien oder totalitäre Systeme handelt, stets dem gleichen 
Verhaltensmuster. Sie werden als in sich geschlossene Blöcke angesehen, Innenpolitik, regionale 
Differenzen oder auch internationale Organisationen spielen für ihr Verhalten keine Rolle (all das 
fällt „Ockhams Rasiermesser“ zum Opfer). Der Unterschied liegt lediglich in ihren 
Machtressourcen. Zweitens wird davon ausgegangen, dass die internationalen Systeme anarchisch 
sind, das führt zu einem Sicherheitsrisiko für die einzelnen Nationalstaaten, und um diesem zu 
begegnen, versuchen die Staaten ihre Macht zu erhalten oder auszubauen (der klassische 
Realismus begründet das Machtstreben anthropologisch, der Mensch wird als ein nach Sicherheit 
und Macht strebender Akteur angesehen). Dementsprechend befinden sich die Nationalstaaten in 
einem permanenten Überlebenskampf, der ihre Außen- und Sicherheitspolitik bestimmt. 
Inwieweit eine solche Vereinfachung dem Bedarf einer medial geprägten Öffentlichkeit mit ihrem 
Bedürfnis nach simplen, vorgekauten und damit leicht verdaulichen Interpretationen des 
Weltgeschehens entspricht, bleibt offen. Zur Kritik am politischen Neorealismus siehe u.a. 
H.Müller 2001, besonders der Abschnitt „Brauchen wir eine simple Welttheorie?“, S.19ff).   
100 Vgl. H.Müller 2001, S.21f 
101 Dazu schreibt Huntington u.a.: „Die Beziehungen zwischen den USA auf der einen Seite, und 
China, Japan und anderen asiatischen Ländern werden sehr konfliktreich sein, und es könnte zu 
einem großen Krieg kommen, falls die USA den Aufstieg Chinas zur Hegemonialmacht in Asien in 
Frage stellen sollten. Unter diesen Bedingungen wird die konfuzianisch-islamische Schiene 
fortbestehen und vielleicht sogar fester und breiter werden.“ (Huntington 2006, S.386f). Zur 
Kritik an dieser These Huntingtons siehe u.a. Lee 1997, S.23ff. 
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immer knapper werdende Ressourcen (z.B. Erdöl und Erdgas) lässt für die 
bevölkerungsreichen und wirtschaftlich rapide aufsteigenden Nationen wie China 
oder Indien durchaus ein hohes Konfliktpotential befürchten, kulturell bedingt 
wären solche Auseinandersetzungen allerdings kaum. Und Huntington selbst hat 
bei  zumindest einem herausragenden weltpolitischen Ereignis der letzten Jahre 
ausdrücklich davon abgeraten, seine Theorie vom „Kampf der Kulturen“ 
anzuwenden. Die Terroranschläge auf New York und Washington am 
11.September 2001 hat er nicht mit einem Kulturkampf verbunden (also in diesem 
Fall Islam gegen den Westen), sondern „als einen Angriff gemeiner Barbaren auf 
die zivilisierte Gesellschaft der ganzen Welt“ 102 bezeichnet. 
   Gegen Ende des Buches versucht Huntington seine über hunderte Seiten 
vertretene „Kulturkampftheorie“ etwas abzuschwächen und sucht nach einer 
praktikablen Lösung für eine multipolare und multikulturelle Welt. So warnt er 
unter anderem den Westen davor, die genuin westlichen Werte als universelle 
Werte zu verstehen. Diesen Ansatz nennt er „falsch“, „unmoralisch“ und 
„gefährlich“.103 Dem kann man durchaus zustimmen, allerdings bleibt zu 
bedenken, dass beispielsweise Menschenrechte (Schutz des Individuums und 
dessen Integrität…) und Fragen der Gerechtigkeit ganz allgemein zwar als 
westliche Werte gelten, diese aber auch in nichtwestlichen Gesellschaften große 
Wertschätzung erfahren. Dieter Senghaas dazu: „In allen nichtwestlichen 
Gesellschaften gab es und wird es politische und humanitäre Bewegungen geben, 
die sich an Werten orientieren, die, zufällig oder nicht, westlicher Kultur 
entstammen. Auf solche Bewegungen ist mehr zu setzen als auf 
interventionistische Politik, denn nur wenn solche Wertorientierungen vor Ort 
entstehen, werden sie auch vor Ort von Dauer sein.“104 Huntington tritt zwar für 
eine Politik der Nichteinmischung ein, sieht das aber unter dem Gesichtspunkt des 
Erhaltes der westlichen Kultur bei schrumpfender Macht des Westens.105 Im 
                                                 
102 Follath 2006, S.579 
103 Vgl. Huntington 2006, S.509 
104 Senghaas 1997, S.221 
105 „Um die Kultur des Westens bei schrumpfender Macht des Westens zu bewahren, ist es im 
Interesse der USA und der europäischen Länder, […] vor allem einzusehen, daß eine Intervention 
des Westens in Angelegenheiten anderer Kulturkreise wahrscheinlich die gefährlichste Quelle von 
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selben Abschnitt plädiert er aber für eine „Verwestlichung Lateinamerikas“, 
indem die lateinamerikanischen Länder zu einer möglichst engen Bindung an den 
Westen ermutigt werden sollen. 106 
   Aus interkultureller Sicht ist positiv zu vermerken, dass trotz „finsterer 
Kulturkampffronten“107 Huntington drei Prinzipien für ein gedeihliches 
Zusammenleben in einer multikulturellen Welt hervorhebt: Die „Enthaltung“, die 
„gemeinsame Vermittlung“108 und die Suche nach „Gemeinsamkeiten“.109 Gerade 
diese Suche nach Gemeinsamkeiten ist - vom interkulturellen Standpunkt aus 
betrachtet - bemerkenswert. Huntington tritt für Verständnis und Kooperation auf 
internationaler Ebene ein und bezieht sich dabei auf Michael Walzer, indem er 
zwischen „dichter“ und „dünner“ Moral unterscheidet. Erstere bezieht sich auf 
den Nahbereich, ist maximalistisch orientiert, und schreibt „ Institutionen und 
Verhaltensmuster vor, um die Menschen auf die Pfade zu lenken, die in einer 
bestimmten Gesellschaft die rechten sind.“110 Die zweite ist jene, die in pluralen 
und komplexen Situationen, wie sie beispielsweise bei den internationalen 
Beziehungen vorherrschen, noch eine Koexistenz ermöglichen, ein 
Zusammenleben „mit Anstand und in Würde.“111 Für Huntington besteht in 
diesem Zusammenhang der konstruktive Weg darin, „auf Universalismus zu 
verzichten, Verschiedenheit zu akzeptieren und nach Gemeinsamkeiten zu 
                                                                                                                                     
Instabilität und potentiellem globalen Konflikt in einer multikulturellen Welt ist.“ (Huntington 
2006, S.511f). 
106 Vgl. Huntington 2006, S.511 
107 Vgl. Senghaas 1997, S.221 
108 „Dieses ‚Prinzip der Enthaltung’, demzufolge Kernstaaten sich der Intervention bei Konflikten 
in anderen Kulturen enthalten, ist die erste Voraussetzung für Frieden in einer multikulturellen, 
multipolaren Welt. Die zweite Voraussetzung ist das ‚Prinzip der gemeinsamen Vermittlung’, 
demzufolge Kernstaaten miteinander verhandeln, um Bruchlinienkriege zwischen Staaten oder 
Gruppen innerhalb ihrer jeweiligen Kultur einzudämmen oder zu beenden.“ (Huntington 2006, 
S.520). 
109 Vgl. Huntington 2006, S.522ff 
110 Huntington 2006, S.523 
111 Senghaas 1997, S.221 
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suchen.“ 112 Dieses sicherlich erstrebenswerte Programm setzt - auf 
internationaler Basis - Eigenschaften wie Offenheit, kollektive Lernbereitschaft 
und kulturelle Innovation voraus, für die es allerdings – folgt man den Analysen 
Huntingtons -  weltweit kaum Indizien gibt. Deshalb entsteht auch der Eindruck, 
dass diese im Schlussabschnitt des Buches platzierten Empfehlungen nicht richtig 
ernst zu nehmen sind. Georg Stenger ist deshalb recht zu geben, wenn er meint: 
„Die Therapievorschläge nehmen sich gegenüber seiner Diagnose denn auch 
äußerst dünn aus.“113 
   Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Analysen Huntingtons mit ihrer 
Einbeziehung der Ebene der Kulturen (und Religionen) ein neuer Ansatz waren. 
Zweifelsohne erhalten  zwischenmenschliche und politische 
Auseinandersetzungen dadurch eine ganz andere Dramatik. Seinen 
Schlussfolgerungen ist allerdings mit Vorbehalt zu begegnen, zumal sie wenig 
ausformulierte Lösungen anbieten und mit dem Slogan „Kampf der Kulturen“ 
eigentlich nur den unvermeidbaren Krieg prognostizieren.114 Statt eines 
konstruktiven Vorschlages zur Überwindung der durch die vorhandenen und 
teilweise politisch missbrauchten Grunddifferenzen zwischen den Kulturen 
entstehenden Spannungen, statt einer Einbeziehung dieser Differenzen und einer 
gemeinsamen Suche nach einem gangbaren Weg, statt diese Diagnose als 
                                                 
112 Huntington 2006, S.523. Ein ähnliches Programm (Formulierung von internationalen 
Minimalstandards) hat auch Hans Küng mit seiner Forderung nach einem Weltethos entworfen 
(vgl. u.a. sein Buch „Weltethos für Weltpolitik und Weltwirtschaft“). 
113 Stenger 2006, S.956 
114 Aus politischer Sicht drängt sich der Verdacht auf, dass Huntington mit seiner These vom 
Zusammenprall der Kulturen – bewusst oder unbewusst -  ideologische Schützenhilfe dafür 
leistete, zumindest in den USA das Feindbild Kommunismus nach dem Ende des Kalten Krieges 
durch das Feindbild Islam zu ersetzen. Die weltpolitische Lage hat sich seit Beginn der 90er Jahre 
des 20.Jahrhunderts ja tatsächlich entscheidend verschärft (was immer auch die Gründe dafür 
waren), und die beiden Kriege gegen Afghanistan und den Irak nach dem 11.September 2001 
haben dann bekanntlich auch nicht zu einer Beruhigung der gespannten Lage beigetragen, sondern 
im Gegenteil besonders in der islamischen Welt zu großer Verbitterung und Wut geführt. Damit 
kam – und kommt es noch immer – zu einer weiteren Verhärtung der Situation (die 
Terroranschläge von Bali bis Madrid und London geben ein schreckliches Zeugnis dafür ab). Von 
dieser Perspektive aus betrachtet erscheint der „Clash of Civilizations“ als „self-fulfilling 
prophecy“. 
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Herausforderung und Chance für eine interkulturelle Zukunft der Menschheit zu 
sehen, entwirft er ein sehr düsteres Bild für die internationalen Beziehungen. 
Huntingtons Konzept ist demnach eine „negative“ Bestimmung von 
Interkulturalität.115 Bezeichnenterweise spricht er deshalb auch von einem 
„interkulturellen Krieg“,116 der Terminus „interkultureller Friede“ ist in seinem 
Werk nicht zu finden. Seine schüchternen Versuche zugunsten einer möglichen 
friedvollen internationalen Kooperation (siehe oben) werden von den 
martialischen Analysen und Prognosen schier erdrückt.117 
   Bei allem Für und Wider, den Thesen Huntingtons muss man  meiner Ansicht 
nach mit Vorsicht begegnen. Die Verkürzung in der Methode, sein 
reduktionistischer Ansatz, liefert zwar ein leicht verständliches Konzept das von 
Politikern des Westens gern aufgegriffen wird und auch für die mediale 
Öffentlichkeit sehr gut geeignet erscheint, die „westliche Schlagseite“ ist aber 
nicht zu übersehen. Hier fehlen die notwendige Methodenreflexion und die 
philosophische Kritik. Huntington geht von einem westlichen (amerikanischen) 
Liberalismus und Individualismus an seine Analyse heran, eine Differenzierung in 
Richtung nichtwestlicher Kulturen findet kaum statt. Damit tritt auch die 
Gefährlichkeit solcher – vereinfachter und dem (politischen und sozialen) 
Zeitgeist entsprechenden – Gesellschaftsanalysen zu Tage. Nimmt man den 
interkulturellen Gedanken ernst (und der Autor dieser Arbeit bekennt sich 
vehement dazu), so erscheint es angebracht, auch noch so populären Thesen mit 
philosophischer Kritik entgegenzutreten. Im konkreten Fall mit der Kernaussage 
„Clash of Civilizations“ ist davon auszugehen, dass Huntington mit einer 
bestimmten, den westlich-amerikanischen Werthaltungen entsprechenden 
Konzeption an die Sache herangegangen ist und dabei die Einseitigkeit gar nicht 
vor Augen bekommen hat. Mit seiner Überbetonung des Kulturellen 
(„Kulturalismus“) und der damit verbundenen Reflexion über kulturelle Ursachen 
von Krisen und Konflikten leistet er – bewusst oder unbewusst - einem 
Denkschema Vorschub, das zur Vernachlässigung oder gar Ausblendung anderer, 
                                                 
115 Vgl. Stenger 2006, S.956 
116 Huntington 2006, S.513 
117 Siehe dazu u.a. das apokalyptische Szenario, das Huntington fiktiv für das Jahr 2010 entwirft 
(Huntington 2006, S.513ff). 
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vor allem historischer und politischer Analyse- und Erklärungsfaktoren führen 
kann. Damit besteht die Gefahr von kultureller Polarisierung und 
konfliktgeladener Gegenüberstellung. Als Abschlussbemerkung erscheint mir die 
Aussage von Georg Stenger angebracht, der meint: „So mag Huntingtons These 
für manche Westler plausibel sein oder – was nur die argumentative Kehrseite 
wäre – einem völligen Verdikt anheim zu fallen, interkulturell ist sie nicht.“118     
    
5.2 Die Begriffe 
   Nach den Betrachtungen über die Ausgangslage erscheint mir – dem 
systematischen Aufbau der Arbeit entsprechend -  eine kurze Darstellung der 
Begriffe „Philosophie“, „Kultur“, „interkulturelle Philosophie“ und 
„Interkulturalität“ angebracht. Dabei ist zu beachten, dass jede gewählte 
Herangehensweise, jede Gliederung eine künstliche Trennung zwischen den 
Momenten eines zusammengehörigen Ganzen vollzieht und deshalb auch mehr 
oder weniger willkürlich ist. Die vielfältigen Aspekte und die sehr 
unterschiedlichen Thematiken einer „Philosophie der Interkulturalität“ oder einer 
„interkulturellen Philosophie“ (als allgemeinen, die „Philosophie der 
Interkulturalität“ mit einschließenden Begriff) bringen es zwangsläufig mit sich, 
dass diese Komplexität nicht wirklich umfassend behandelt werden kann. Dieser 
Umstand muss aber in Kauf genommen werden, anders ist eine philosophische 
Auseinandersetzung mit einem komplexen Bereich wie der „Philosophie der 
Interkulturalität“ wohl nicht möglich. 
5.2.1 Philosophie 
   „Der Begriff der Philosophie ist selbst Gegenstand der Philosophie.“119  Dieser 
kurze Satz und der darin enthaltene Sachverhalt zeigen sehr eindrucksvoll und 
prägnant die Schwierigkeiten, die sich beim Versuch einer Begriffsbestimmung  
für Philosophie ergeben. Der Satz „Philosophie ist selbst ein Produkt 
philosophischer Reflexion“, drückt dabei das jeweilige Selbstverständnis der 
philosophierenden Person aus und die Philosophie ist somit schon am Werk, wenn 
                                                 
118 Stenger 2006, S.958 
119 Baumgartner 1973, S.1071 
 352 
daran gegangen wird, sie zu bestimmen. Mit anderen Worten, ein 
Wesensbestandteil der Philosophie ist ihre zirkuläre Struktur, die Tatsache des 
zunächst gewählten hypothetischen Ausgangspunktes kann nicht durch ein – 
später vorgenommenes -  Verifikationsverfahren dieser Hypothese annulliert 
werden.120  
   Mit diesem „vorsichtigen“ Einstieg in eine Begriffsbestimmung von 
„Philosophie“ möchte ich gleich zu Beginn auf zwei – mir sehr wichtig 
erscheinende – Umstände in diesem Zusammenhang hinweisen, die besonders im 
Umfeld der interkulturellen Philosophie von Bedeutung sind: Wir müssen erstens 
von einem bestimmten Vorverständnis ausgehen, der Versuch, den hypothetischen 
Anfang zu überwinden scheint unmöglich zu sein. Jeder philosophischen Position 
und auch jedem Versuch, diese zu begründen, liegt eine bestimmte Vorannahme 
zugrunde, deren Verbindlichkeit nicht a priori nachgewiesen werden kann.121 
Zweitens ist dieser Sachverhalt aber nicht dazu angetan, „die Flinte ins Korn zu 
werfen“. Die Erkenntnis der Unmöglichkeit die Ausgangshypothese zu 
überwinden, soll uns nicht davon abhalten, sich über einen Philosophiebegriff zu 
verständigen. Ich sehe es eher als Motiv für ein diesbezügliches Bemühen. Wie 
immer dieser Begriff auch aussehen mag, wichtig erscheint mir, dass die jeweils 
                                                 
120 Allgemein werden zwei Verifikations- oder Bewährungsverfahren unterschieden: Das 
historische und das systematische. Das Ergebnis beider Verfahren berechtigt allerdings nicht, den 
Philosophiebegriff kategorisch zu behaupten. „Die systematische Form eines 
Bewährungsversuches liegt z.B. bei Fichte vor, wenn er den hypothetisch eingeführten Begriff der 
Philosophie als Wissenschaftslehre, d.h. als ‚Wissenschaft von einer Wissenschaft überhaupt’, 
dadurch für bewiesen hält, daß es auch tatsächlich gelingt, sowohl einen schlechthin gewissen 
Grundsatz des  menschlichen Wissens aufzufinden als auch aus ihm das System des menschlichen 
Wissens deduktiv zu entfalten. […] Bewiesen ist dadurch allenfalls, daß das menschliche Wissen 
als System darstellbar ist, nicht jedoch, daß die Philosophie nichts anderes als die 
wissenschaftliche Darstellung dieses Systems sei.“ (Baumgartner 1973, S.1071). 
121 Verlegt man diesen Umstand in den Bereich der Anwendung von daraus gewonnenen 
philosophischen Positionen, so scheint es dasjenige zu sein, auf das  auch Franz Martin Wimmer 
hinweist. Er warnt davor, vorschnelle und pauschalierende Beurteilungen über andere 
Denkrichtungen zu fällen. Seiner Meinung nach ist es in Bezug auf jede philosophisch bedeutsame 
Frage – von wenigen Ausnahmen abgesehen – vermessen zu behaupten, „ […] es gäbe eine 
einzige, vollständige und unüberholbare Antwort. Es ist daher jeder Philosophie mit Skepsis zu 
begegnen, deren VertreterInnen Derartiges für ihre Position behaupten.“ (Wimmer 2004, S.29). 
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gefundene Position mit philosophischen „Mitteln“, also argumentativ verteidigt 
und gerechtfertigt wird. 
   Aus dem bisher Gesagten kann festgehalten werden, dass über einen möglichen 
Philosophiebegriff keine Übereinstimmung herrscht, es aber für sinnvoll 
angesehen wird, sich rational mit ihm auseinanderzusetzen.122 Wie immer 
philosophische Bestimmungen auch aussehen mögen, ein Wesensmerkmal ist die 
Tatsache, dass sie in der Regel kontrovers sind, das heißt, sie sind an bestimmte 
Standpunkte oder Positionen gebunden. Trotz dieser – sowohl historisch als auch 
systematisch bedingten – Vielfalt der möglichen Standpunkte verbleibt die 
Philosophie jedoch in einem bestimmten Sinn voraussetzungslos, indem sie auch 
dort noch nach Gründen fragt und Begründungen einfordert, wo sowohl das 
alltägliche als auch das wissenschaftliche Bewusstsein sich mit akzeptierten 
Überzeugungen oder Meinungen zufrieden gibt.123 Wird also von einer 
„Voraussetzungslosigkeit“ der Philosophie geredet, so liegt der Fokus dabei nicht 
darauf eine Tatsache zu konstatieren, sondern vielmehr die Regel aufzustellen, 
nach der einer philosophischen Diskussion nichts entzogen oder vorenthalten 
werden soll. Als Charakteristikum dieses Ansatzes wird daher der Begriff der 
„indefiniten Diskussion“ vorgeschlagen.124 Damit ist einerseits die Austragung 
einer Meinungsverschiedenheit auf dem Wege des Argumentierens zu verstehen, 
und andererseits wird zurückgewiesen, von vornherein einen Rahmen festzulegen 
und damit „[…] in endgültiger Weise sowohl den Umkreis dessen, was in Frage 
gestellt wird, als auch die Methode, mit der dies geschieht, definit zu machen.“125 
Durch diese Festlegung wird zwar die eingangs erwähnte Aporie nicht aufgelöst, 
durch ständiges Rekurrieren auf das Vorausgesetzte und durch die Realisierung 
dieses Problematisierens wird aber ein fundamentaler Charakter der Philosophie 
                                                 
122 Ich folge hier grosso modo  den Argumenten, die Hans Michael Baumgartner, Hermann Krings 
und Christoph Wild in ihrem Artikel über Philosophie im „Handbuch philosophischer 
Grundbegriffe“ vertreten haben (vgl. Baumgartner 1973, S.1071-1087). 
123 Voraussetzungslosigkeit in diesem Sinn bedeutet, dass im philosophischen Diskurs nichts 
Relevantes weggelassen werden darf, das für ein Orientierungsbemühen – theoretisch oder 
praktisch – von Bedeutung ist. Damit gewinnt man eine der  Wesensbestimmungen von 
Philosophie. (vgl. Mittelstraß 1995, S.131). 
124 Vgl. Baumgartner 1973, S.1072 
125 Baumgartner 1973, S.1073 
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erkennbar: Die Denkbewegung verläuft als eine, die sich von dem unmittelbar 
Gewussten wieder abhebt, sich davon distanziert. Das heißt, vom bisher als 
gesichert oder selbstverständlich Angesehenen wird (wieder) auf Distanz 
gegangen. „Die Distanznahme und die durch sie allein mögliche Rückwendung 
stellen die Momente einer Denkbewegung dar, die deshalb in einem besonderen 
Sinn als ‚Reflexion’ bezeichnet werden kann.“126 Philosophische Reflexion kann  
als eine ihrem Wesen nach begründungsorientierte Tätigkeit aufgefasst werden, 
wichtig ist für sie nicht ein bestimmtes Wissen, sondern eine kritische und auf 
Begründung ausgelegte Analyse eines faktischen oder beanspruchten Wissens. 
   Auch wenn mit dieser bisher vorgenommenen Bestimmung nichts über 
mögliche  Inhalte, Themen oder Thesen der Philosophie gesagt werden kann, die 
Erkenntnis, dass die philosophische Reflexion aufgrund der geschilderten 
Dynamik sich immer einen Widerpart setzt, von dem sie sich kritisch distanziert, 
bezeichnet ein fundamentales Strukturelement der Philosophie. „Es liegt in der 
Konsequenz dieser Dynamik der Ablösung, daß Philosophie sich immer wieder 
von Philosophien, die lebensbestimmend werden oder geworden sind, absetzte, ja 
daß sie sich überhaupt zugunsten der Glaubensentscheidung, der 
Lebenssteigerung oder der politischen Praxis aufzuheben verlangte: Selbstkritik 
der Philosophie erwies sich als konstitutives Moment philosophischer 
Reflexion.“127 Bezogen auf eine Philosophie der Interkulturalität ist dieser 
Verweis auf die fundamentale Bedeutung von Selbstkritik ein ganz wichtiger 
Aspekt. Wenn beispielsweise eine Philosophie oder philosophische Richtung für 
sich in Anspruch nimmt, die einzig richtige Antwort auf die gestellte Frage zu 
besitzen, so ist grundsätzlich Skepsis angebracht. Diese Skepsis darf auch vor den 
eigenen Positionen nicht halt machen, ganz im Gegenteil, sie ist da noch 
wichtiger.128  
                                                 
126 Baumgartner 1973, S.1073 
127 Baumgartner 1973, S.1074 
128 Franz Martin Wimmer bringt es auf den Punkt, wenn er fordert: „Es ist darum jeder 
Philosophie mit Skepsis zu begegnen, deren VertreterInnen Derartiges (die einzig richtige Antwort 
zu besitzen, WG) für ihre Position behaupten. Skeptisch und kritisch kann und darf man aber 
nicht nur als GegnerIn sein, eine solche Einstellung ist bei Denkweisen, denen man selbst zuneigt, 
noch wichtiger. Nur Gläubige dürfen es sich erlauben, den Gegenständen ihres Glaubens 
gegenüber nicht skeptisch und nicht kritisch zu sein.“ (Wimmer 2004, S.29f). 
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   Eine besondere Eigenart der Philosophie ergibt sich gerade aus dieser Struktur 
der philosophischen Reflexion. Denn sie wirkt dadurch traditionsbildend, und 
zwar insofern, als die Kritik an der Tradition selbst wieder zur Tradition wird. 
Indem „alte“ Positionen kritisch hinterfragt werden, gelangen deren Inhalte in eine 
neue Kategorie.129 Deshalb treten nahezu alle Grundbegriffe der philosophischen 
Reflexion als Gegensatzpaar auf und bringen damit die fundamentalen 
Gegensatzverhältnisse zum Ausdruck, in denen sie sich bewegen ( solche 
Gegensatzpaare wären beispielsweise: „Wissen“ und „Meinen“, „Sein“ und 
„Seiendes“, „Idee“ und „Erscheinung“, „Geist“ und „Materie“, „Vernunft“ und 
„Verstand“ usw.). Philosophische Reflexion ist demnach immer durch Differenz 
gekennzeichnet, ihre wechselseitige Bezogenheit und die gleichzeitig 
vorgenommene Auszeichnung einer Richtung charakterisieren den dynamischen 
Grundzug der philosophisch relevanten Terme und damit der Philosophie ganz 
allgemein. 
   Auch wenn mit diesen Betrachtungen über die Dynamik der philosophischen 
Reflexion und ihrer Begriffe deren Struktur noch nicht erschöpfend beschrieben 
ist – weitere Momente wären beispielsweise ihr Verhältnis zueinander und die Art 
und Weise ihrer Verknüpfung,130 - so sind doch einige, für das Vorhaben einer 
interkulturellen Philosophie wichtige Aspekte gewonnen worden. Der 
hypothetische Ausgangspunkt - die zirkuläre Struktur - die Tatsache eines 
bestimmten Vorverständnisses - die Forderung, die jeweils eigene Position mit 
Argumenten zu verteidigen – die Zurückweisung eines einschränkenden 
Bezugsrahmens – die Distanznahme zur anderen und auch zur eigenen Position 
(Selbstkritik) sind Momente der Philosophie, die gerade für interkulturelle 
Reflexionen von Bedeutung sind. 
   Versucht man nun aufgrund des bisher Gesagten die Methode der Philosophie 
zu bestimmen, so ergibt die Eigenart, nach der bei der philosophischen Reflexion 
                                                 
129 „Durch diese Struktur der philosophischen Reflexion ist mitbegründet, daß sich im Laufe der 
Geschichte eine philosophische Tradition bilden konnte. Denn auch noch dort, wo wie im frühen 
Griechentum Mythologie überwunden werden sollte, nahm Philosophie deren elementare Gehalte 
in eine neue Kategorialität auf und zwar eben deswegen, weil sie sich als deren Kritik begründet 
hatte.“ (Baumgartner 1973, S.1074). 
130 Vgl. Baumgartner 1973, S.1076ff 
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Wissen einerseits bejaht und andererseits wieder hinterfragt wird, eine besondere 
Denkbewegung. Sie verläuft nicht linear – im Sinne einer Methode -, die 
philosophische Reflexionsstruktur erfordert vielmehr eine Mehrzahl von 
Methoden. Deshalb ist „[…] für die Philosophie ein Methodenpluralismus 
anzunehmen.“131 Dazu ist noch festzuhalten, dass die philosophischen Methoden 
nicht als vorgegeben anzusehen sind, sie haben ihren Ursprung vielmehr in der 
Problematisierung der angenommenen Voraussetzungen. „Sie können darum als 
generative Regeln der philosophischen Reflexion bezeichnet werden, wobei die 
Regel und das philosophische Problem sich gegenseitig hervorbringen.“132 
   Sinn und Ziel der Philosophie war und ist Gegenstand sehr umfangreicher und 
lang zurückreichender Debatten. Besonders in der Neuzeit aber spielt das 
Verhältnis der Philosophie zu den modernen empirischen Wissenschaften eine 
große Rolle, wobei es für beide um das Verhältnis zwischen  Verbindlichkeit und 
Gewissheit geht.  Dieses wurde in der Philosophie nach Kant und Fichte neu 
bestimmt,133 und führte auch in den Naturwissenschaften zu ganz neuen 
Interpretationen. So hat beispielsweise die Geschichte der modernen Physik die 
Unzulänglichkeit des empirischen Verifikationsverfahrens in Bezug auf eine 
absolut sichere Erkenntnis gezeigt. „Nicht die strikte Unbezweifelbarkeit der 
                                                 
131 Baumgartner 1973, S.1081. Der hier geforderte Methodenpluralismus  versteht sich insofern, 
als auch innerhalb eines Methodenvorzugs (z.B. für die analytische, die transzendentale oder 
dialektische Methode) zusätzlich noch andere Methoden oder methodische Elemente in Anspruch 
genommen werden. Elementare Methoden der Philosophie wären: (a)logische Begriffsbildung, (b) 
empirische Analytik, (c) Reduktion und Deduktion, (d) transzendental-kritischer Regress, (e) 
dialektisch-systematische Entwicklung (vgl. Baumgartner 1973, S.1081ff).   
132 Baumgartner 1973, S.1083 
133 Für Descartes ging es entscheidend um die Vergewisserung menschlicher Erkenntnis. Seine 
Suche nach dem „archimedischen Punkt“ sollte der Philosophie einen Gewissheitsanspruch 
sichern, wobei umgekehrt alles, was diesem Gewissheitsprimat nicht standhielt, als Schein oder 
Täuschung diagnostiziert wurde. „Die Forderung nach Allgemeinheit und Verbindlichkeit wurde 
mit der nach absoluter Gewissheit identifiziert. Zwei Entdeckungen haben deutlich gemacht, daß 
diese Identifikation problematisch ist. Die erste wird in dem von Kant proklamierten Primat der 
praktischen Philosophie bereits greifbar.“ Zweitens bringt die von Fichte entwickelte These, 
wonach alles theoretische Wissen als Selbstrealisierung von Freiheit zu begreifen sei, ein neues 
Verhältnis von Verbindlichkeit und Gewissheit. „Nicht mehr die theoretische Gewissheit ist das 
Fundament der Übereinstimmung, sondern die durch Anerkennung konstituierte intersubjektive 
Verbindlichkeit ist der Ursprung der Gewissheit.“ (Baumgartner 1973, S.1084).  
 357 
Daten und ihrer Verknüpfung, sondern die Übereinstimmung in der Anerkennung 
bestimmter Methodologien […] begründen den Erfolg der Naturwissenschaften. 
Pointiert ausgedrückt: Nicht Gewissheiten schaffen Übereinstimmungen, sondern 
Übereinstimmung schafft Gewissheit.“134 Diese Einsicht, dass Übereinstimmung 
nicht theoretisch erzwungen werden kann, Verbindlichkeit demnach nur durch 
Suchen nach Übereinstimmung gefunden wird, betrifft auch den Sinn der 
philosophischen Reflexion und ist im Zusammenhang mit Interkulturalität von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung. Die Philosophie hat sich – gemäß der 
bereits erwähnten Struktur als indefinite Diskussion – bei der Begründung von 
Übereinstimmungen auch stets wieder von erstarrten Einverständnissen zu 
distanzieren. Ohne jetzt genauer auf das Verhältnis zwischen Naturwissenschaften 
und Philosophie einzugehen135 , lässt sich für die Philosophie sagen: „Wo immer 
sich Konstrukte verfestigen und – möglicherweise gerade durch ihre Perfektion – 
zum Zwang werden, wo Konstrukte einander abweisen und Feindschaften 
begründen, hält die Philosophie als nicht eingrenzbare Reflexion und Diskussion 
die Möglichkeit offen, die Konstrukte zu distanzieren und die Dinge, das Handeln 
und dessen Sinn im kommunikativen Prozess neu zu konstituieren.“136 Eine 
Forderung, die gerade im Umfeld einer „Philosophie der Interkulturalität“ nur zu 
unterstreichen ist.   
5.2.2 Kultur 
   Etymologisch leitet sich das deutsche Wort Kultur vom lateinischen „cultura“ 
(Pflege, Bearbeitung, Bestellung - beispielsweise eines Ackers) her, welches sich 
wiederum auf das Zeitwort „colere“ bezieht,137  und bezeichnet – im weitesten 
Sinn – alles, was der Mensch selbst gestaltend hervorbringt.138 Kultur bezieht sich 
                                                 
134 Baumgartner 1973, S.1084f 
135 Eine kurze Analyse der neuzeitlichen Entwicklung bietet u.a. Baumgartner 1973, S.1085f. 
136 Baumgartner 1973, S.1087 
137 Vgl. Etymologisches Wörterbuch des Deutschen, S.743 
138 Die möglichen Definitionen für „Kultur“ sind in ihrer Vielfalt kaum übersehbar. So 
unterscheiden beispielsweise die amerikanischen Ethnologen Kroeber und Kluckhohn ganze 164  
Varianten (vgl. Wimmer 2004, S.43). Klaus P. Hansen verweist auf zwei sehr wichtige Aspekte 
über die Ursprünge des Begriffes Kultur: Einerseits den Ackerbau (pflegen, bebauen, bestellen) 
und andererseits die Götterverehrung (anbeten). In der deutschen Sprache gibt es für die zweite 
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also auf die Fähigkeit des Menschen, formend die Welt und auch sich selbst 
verändern zu können. Dabei werden ideelle Sinn- und Handlungsmuster 
entworfen.139 Diese Definition hat auch Kant verwendet, er bestimmt in der 
„Kritik der Urteilskraft“ Kultur als „die Tauglichkeit und Geschicklichkeit zu 
allerlei Zwecken“140, sowie die Fähigkeit des Menschen, sich selbst Zwecke zu 
setzen und so eine unter der Idee der Moralität stehende menschliche 
Gemeinschaft hervorzubringen. Kultur kann aber auch – im Sinne Herders – als 
die Gesamtheit der Gestalt gewordenen Kulturleistungen - beispielsweise eines 
Volkes - definiert werden.141 
 
                                                                                                                                     
Bedeutung eine eigene Ableitung, nämlich das Wort „Kult“. Beiden Aspekten ist jedoch 
gemeinsam, dass es sich dabei um ein aktives, die natürliche Vorgegebenheit der Welt 
überschreitendes Tun des Menschen handelt. Damit gewinnen wir ein erstes Kriterium bei der 
Untersuchung von „Kultur“, nämlich die Unterscheidung zwischen „Kultur“ und „Natur“. 
„Ackerbau und Götterverehrung sind jene Tätigkeiten, die den Urmenschen vom Tier 
unterscheiden. […] Daher waren es vor allem diese beiden Tätigkeiten, die den Bereich des 
Menschlichen von dem der Natur abgrenzen. Sobald der Mensch begann, seine Nahrung 
anzupflanzen und eine Gottheit zu verehren, deren Anbetung er beispielsweise durch kultische 
Höhlenzeichnungen zum Ausdruck brachte, verließ er den Naturzustand und betrat den Raum der 
Kultur.“ (Hansen 1995, S.12).  
139 Vgl. Metzler Philosophie Lexikon, S.310 
140 Kant: „Kritik der Urteilskraft“, §83, B 388 
141 Vgl. Metzler Philosophie Lexikon, S.310. Für Herder ist Kultur vor allem die in der Geschichte 
organisch herangewachsene Lebensform eines Volkes, die sich in Richtung wachsender Humanität 
entwickelt (vgl. ebd.). Aus heutiger Sicht – verstanden als eine zeitgemäße interkulturelle 
Perspektive – ist der Kulturbegriff Herders nicht mehr haltbar. Es sind vor allem die drei Elemente 
der Grundstruktur seines Begriffs von Kultur, die aus heutiger Sicht nicht mehr annehmbar 
erscheinen: Erstens soll eine Kultur das Leben des betreffenden Volkes insgesamt prägen. Diese 
stark vereinheitlichende Sicht ist in Anbetracht moderner, stark differenzierter Gesellschaften 
problematisch geworden. Zweitens soll Kultur immer Kultur eines Volkes sein, d.h. Kultur ist 
volksgebunden. Eine solche ethnische Fundierung des Kulturbegriffs geht davon aus, dass 
Kulturen wie „geschlossene Kugeln“ oder „autonome Inseln“ zu betrachten sind. Auch as ist - 
angesichts des faktischen Mischcharakters der Gesellschaften - nicht mehr haltbar. Und drittens 
ergibt sich aus Herders Definition von Kultur ein stark separatistisches Konzept. „Kugelprämisse“ 
plus Reinheitsgebot machen nicht nur ein gegenseitiges Verstehen der Kulturen unmöglich, 
sondern die Forderung nach einer derartigen kulturellen Identität führt auch zu Separatismus und 
bereitet politischen Konflikten und Kriegen den Boden.“ (Welsch 1999, S.48). 
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   Wie immer „Kultur“ definiert wird,142 ein wichtiges Kriterium dabei ist die 
Abgrenzung zur „bloßen“ Natur. Menschliche Kulturen – so verschieden sie auch 
sein mögen – sind nicht nur empirische Naturzustände, sondern enthalten immer 
auch ein bestimmtes Maß an menschlicher Gestaltungsfähigkeit. Um dies zu 
erreichen, bedarf es – ganz im Sinne Kants – der Freiheit des Menschen. Eine 
Philosophie der Kultur ist deshalb auch immer eine Philosophie der Freiheit. 
Damit wird ein emanzipatorischer Aspekt aufgezeigt, der den Begriff Kultur – 
und damit auch die Kulturwissenschaften - von Fremdbestimmungen befreien 
will.143 „Kultur ist das, was Menschen aus sich und ihrer Welt machen und was 
sie dabei denken und sprechen. So ist alles Kultur, was nicht Natur ist. Kultur ist 
geleistet, ist Schöpfung nach menschlichem Entwurf; Natur ist gewachsen.“144 
                                                 
142 Clifford Geertz beispielsweise schreibt, dass der Kulturbegriff wegen seiner 
“Verschwommenheit“ und der „vielfältigen Bezüge“  bei vielen Wissenschaftern in Verruf geraten 
ist. Dieser Meinung kann er sich allerdings nicht anschließen. „Er (der Kulturbegriff, WG) 
bezeichnet ein historisch überliefertes System von Bedeutungen, die in symbolischer Gestalt 
auftreten, ein System überkommener Vorstellungen, die sich in symbolischen Formen ausdrücken, 
ein System, mit dessen Hilfe die Menschen ihr Wissen vom Leben und ihre Einstellungen zum 
Leben mitteilen, erhalten und weiterentwickeln.“ (Geertz 1987, S.46). Wichtig scheint mir bei 
diesem Versuch einer Definition die Dynamik zu sein, d.h. Kultur als ein System, das zwar Bezüge 
zur Natur hat, das aber auch ein sich entwickelndes System ist und deshalb nicht als statisch zu 
betrachten ist.  
143 Das beschreibt u.a. auch Klaus P. Hansen: „Die Kulturwissenschaften beginnen,  ihrem Namen 
Ehre zu machen. Hatten sie sich früher bei Wesenheiten oder Substanzen verschiedenster Art, die 
der Kultur voraus liegen und sie bedingen sollen, rückversichert, so verzichtet man inzwischen auf 
solche Reduktionen. Die Methode substantieller oder ontologischer Fremdbestimmung verliert an 
Boden und wird durch die Erkenntnis kultureller Eigendynamik ersetzt, so dass Kultur endlich zu 
dem wird, was sie für eine moderne Kulturwissenschaft sein muss, zu einer prima causa non 
causata.“ (Hansen 1993, S.7) So befreit sich der Blick auf den Kulturbegriff und damit auch die 
Kulturwissenschaft von den Einengungen des Faktors Natur. „Ob Vorgabe oder Rahmen, die 
Natur determinierte mit Gesetzeskraft und Ewigkeitsanspruch, so dass für die Kultur nicht viel 
Existentielles übrig blieb. Um es unter Verzicht auf philosophische Begriffe in einem mehr 
technischen Vergleich auszudrücken: der hardware Natur wurde unterstellt, dass sie die software 
Kultur gleich mit enthält.“ (ebd.).  
144 Maurer 1973, S.823. Ähnlich argumentiert auch Wolfgang Marschall: „Will man die Welt 
beschreiben, so reichen dafür die Begriffe Natur und Kultur. Dabei umfasst Natur als Gegenüber 
des Nachdenkens und Handelns alles, was an Materie vorhanden ist und was in dieser geschieht. 
Kultur hingegen umfasst alles menschliche Wissen und alle Haltungen, alles Handeln und alle 
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   Das Verhältnis von Kultur in Bezug auf die Natur ist nach Franz Martin 
Wimmer durch das Gegensatzpaar „Kulturzustand“ – das wäre der statische 
Aspekt des Gegebenseins – und „Kulturhandeln“ – als dynamischer Aspekt des 
Gestaltens – gekennzeichnet. Tatsächlich finden wir weder rein statische noch rein 
dynamische Gesellschaftszustände, weder Kultur als „cultura creata“ noch als 
„cultura non creata quae creat“. „Womit wir es in Wirklichkeit zu tun haben, 
könnte vielmehr die Formel ‚cultura creata quae creat’ bezeichnen: Es gibt 
jeweils den bestimmten Zustand der Vorstellungen, Normen, Anschauungen einer 
Gesellschaft oder Gruppe von Menschen, innerhalb dessen die einzelnen 
Mitglieder handeln, denken und fühlen. Dieser Zustand verändert sich jedoch 
durch und in den einzelnen Akten der jeweiligen Menschen, wobei geringere und 
stärkere Brüche stattfinden. Der Grad an Dynamik und Kreativität ist höchst 
unterschiedlich.“145 
   Beide bisher genannten Aspekte von Kultur – das Verhältnis zur Natur und die 
notwendige Freiheit – sind meiner Meinung nach wichtige Hinweise dafür, dass 
jeglicher Rassismus und jede Kulturüberheblichkeit als vollkommen unbegründet 
anzusehen sind. Kultur kann nicht allein als ein Phänomen eines naturhaften 
Entwicklungsprozesses interpretiert werden, sondern ist stets im Kontext von 
Freiheit und Geschichte zu sehen. Es gibt weder eine völlig kulturlose 
Gesellschaft, noch das bevorzugte Kulturvolk.146 Die Beziehung zwischen Kultur 
und Natur ist auf Gegenseitigkeit ausgelegt, eine missbräuchliche Verwendung im 
Sinne von Überlegenheit eines „Kulturvolkes“ entbehrt jeglicher 
wissenschaftlicher und philosophischer Grundlage. „Das Verhältnis von Natur 
und Kultur bildet gerade kein Entweder-Oder, sondern ein Sowohl-Als-Auch; es 
                                                                                                                                     
Produkte dieses Handelns. Allerdings gehört als Kriterium dazu, dass es sich dabei nicht um von 
der Natur vorgegebene, sondern um offene, also variable Erscheinungen handeln muss.“ 
(Marschall 1993, S.17). 
145 Wimmer 2004, S.45 
146 „Den Menschen im reinen Naturzustand, wie das 18.Jahrhundert ihn sich vorzustellen liebte, 
gibt es nicht. Er tritt uns schon immer als ein kulturell geprägtes und Kultur produzierendes 
Lebewesen gegenüber. Insofern ist die Rede von den ‚Kulturlosen’ auf der einen und den 
‚Kulturvölkern’ auf der anderen Seite schlichtweg unsinnig: Kultur gehört vielmehr mit zum 
Wesen des Menschen.“ (Kohl 1993, S.23) 
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ist keine Addition, sondern eine Interaktion. Es ist das Verhältnis von Material 
und Ausführung.“147 Immer gibt es auch so etwas wie eine natürliche Grundlage 
jeder Kultur, nichts was an kulturellen Leistungen geschieht, kann ohne „naturale“ 
Komponente gedacht werden.148 Eine Abstraktion von „Kultur“ im Sinne einer 
völligen Unabhängigkeit wäre gerade für das interkulturelle Anliegen nicht 
zielführend. Menschliches Leben bewegt sich wesenhaft in einer naturalen und 
einer kulturellen Dimension, jeder Mensch gehört mehr oder weniger einer 
gewachsenen, ihm vorgegebenen Tradition an, die ihn entsprechend bestimmt. 
Und doch wirkt das konkrete menschliche Leben – individuell oder kollektiv – auf 
diese Vorgegebenheit zurück und entwickelt diese im Sinne von Freiheit und 
Kreativität ein Stück weiter. Die dynamische Relation von Natur und Kultur kann 
meiner Meinung nach nur dann erfasst werden, wenn einem Naturalismus – wo 
Kultur als bloßes Derivat der Natur gesehen wird – genauso widersprochen wird 
wie einem übertriebenen Freiheitsglauben, der die reale Bedingtheit menschlicher 
Kulturalität übersieht. 
   Gerade im Zusammenhang mit dem möglichen Gelingen einer interkulturellen 
Kommunikation ist ein philosophischer Kulturbegriff notwendig, der  diese 
Spannung zwischen Bedingtheit und aktivem Vollzug menschlicher 
Lebensgestaltung berücksichtigt. Erwin Aschenbrenner bringt es auf den Punkt:   
Um zu verstehen, woraus Kultur „schöpft“, ist einerseits die menschliche 
Geistfähigkeit beziehungsweise die kommunikative Vernünftigkeit als 
anthropologische Konstante zu berücksichtigen. „Es ist aber nicht nur Geist bzw. 
Vernünftigkeit notwendig, damit die Menschen Kulturen schaffen, sondern es sind 
umgekehrt Kulturen als Bedingung für die Geistfähigkeit der Menschen 
notwendig. […] Kultur lässt sich also gleichzeitig als Vorgegebenheit in ihrer je 
konkreten praktischen Manifestation sehen, als primäre Gegebenheit 
menschlicher Gemeinschaften, auf der jede Vernünftigkeit der Menschen basieren 
muss und als Schöpfung der mit Vernunft, mit der Fähigkeit zur Reflexion bzw. 
                                                 
147 Hansen 1995, S.26 
148 „Natur und Kultur, in diesem weiten Sinn, sind nicht als voneinander unabhängige, 
geschlossene Einheiten zu sehen, vielmehr ist Kultur unauflösbar mit Natur verbunden. […] 
Nichts, was an Kulturalem geschieht, geschieht ohne naturale Komponente.“ (Marschall 1993, 
S.17). Deshalb nennt Wolfgang Marschall die Kultur auch als „die zweite Natur des Menschen“. 
(ebd.). 
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mit ‚kommunikativer Kompetenz’ begabten Menschen, also quasi als sekundäres 
Produkt menschlicher Vernunft.“149 
  Damit ist ein weiteres, überaus wichtiges Kriterium für die interkulturelle 
Philosophie in Sicht. Es geht um die „Bedeutung“ des kulturellen Netzwerkes für 
die Identität des Einzelnen, um die „Stabilisierung“, die ein solches Netzwerk 
bewirkt.150 Soll interkulturelle Kommunikation gelingen, so dürfen bei der 
Analyse nicht nur die funktionalen Systeme beschrieben werden, sondern auch 
dasjenige – je unterschiedliche – Symbolsystem, in dem der Einzelne und damit 
auch das Kollektiv aufgewachsen sind und das für die jeweilige 
Lebensorientierung und Sinnstiftung von großer Bedeutung ist. Wie immer diese 
Dimension von Kultur auch benannt wird – „Verflechtung“151 oder 
„Bedeutungsgewebe“152 – es geht dabei ganz entscheidend um die Einsicht, dass 
kulturelle Zugehörigkeit einen wesentlichen Stellenwert besitzt und gerade mit 
Bezug auf die interkulturelle Kommunikation zu berücksichtigen ist, wenn  die 
Frage nach der kulturellen Identität mit ihren existentiellen und emotionalen 
Faktoren gestellt wird (auf den Begriff „kulturelle Identität“ wird weiter unten 
noch genauer eingegangen). 
   Folgt man Clifford Geertz, so besteht eine sehr wichtige Aufgabe der 
Kulturwissenschaft in der Untersuchung und Interpretation von kulturellen 
                                                 
149 Aschenbrenner 1990, S.551 
150 Jürgen Habermas beschreibt diesen Umstand in seinem Aufsatz „Anerkennungskämpfe im 
demokratischen Rechtsstaat“ mit Verweis auf die Notwendigkeit der Gewährleistung von 
gleichberechtigter Koexistenz verschiedener ethnischer Gruppen: „Denn die Integrität der 
einzelnen Rechtsperson kann, normativ betrachtet, nicht ohne den Schutz jener intersubjektiv 
geteilten Erfahrungs- und Lebenszusammenhänge garantiert werden, in denen sie sozialisiert 
worden ist und ihre Identität ausgebildet hat. Die Identität des Einzelnen ist mit kollektiven 
Identitäten verwoben und kann nur in einem kulturellen Netzwerk stabilisiert werden, das sowenig 
wie die Muttersprache selbst als ein privater Besitz angeeignet wird.“ (Habermas 1993, S.172). 
151 „Kultur als Verflechtung und in diesen Verflechtungsnetzen feste Flechtmuster aufgedeckt zu 
haben, ist die Hauptleistung dieser Art von Strukturforschung, die zum Grundinventar aller 
Kulturwissenschaft geworden ist.“ (Marschall 1993, S.23) 
152 „Der Kulturbegriff, den ich vertrete und dessen Nützlichkeit ich in den folgenden Aufsätzen 
zeigen möchte, ist wesentlich ein semiotischer. Ich meine mit Max Weber, daß der Mensch ein 
Wesen ist, das in selbstgesponnene Bedeutungsgewebe verstrickt ist, wobei ich Kultur als dieses 
Gewebe ansehe.“ (Geertz 1987, S.9). 
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Symbolen und ihrer Sinngebung für den Menschen. „Die Bedeutungen, die die 
Symbole – die gegenständlichen Vehikel des Denkens – verkörpern, sind oft 
schwer fassbar, vage, unbeständig und verworren, doch können sie – besonders 
wenn die Leute, die sich mit ihnen befassen, ein wenig kooperieren – im Prinzip 
[…] durch systematische empirische Untersuchungen festgestellt werden […]. 
Durch Kulturmuster, geordnete Mengen sinnhafter Symbole, verleiht der Mensch 
den Ereignissen, die er durchlebt, einen Sinn. Die Untersuchung von Kultur – der 
Gesamtheit solcher Muster – besteht daher in der Untersuchung jenes Apparats, 
dessen sich die Individuen und Gruppen von Individuen bedienen, um sich in 
einer andernfalls unverständlichen Welt zu orientieren.“153  Für eine Philosophie 
der Interkulturalität bedeutet das, den Stellenwert, die orientierende und sogar 
lebenstragende Bedeutung kultureller Prägungen nicht zu unterschätzen. Kultur ist 
demnach sowohl der Ausdruck naturgestaltender Freiheit, sie ist  darüber hinaus 
aber auch in einen Zusammenhang von individueller und kollektiver 
Sinnerfahrung – Bassam Tibi nennt es „soziale Sinnproduktion“154 -  zu stellen. 
Damit kommt ein Aspekt in den Blick, auf den ich in diesem Kapitel noch 
zurückkommen werde: Der Aspekt des gesellschaftlichen Wandels, der Dynamik 
menschlicher Kulturen. Wenn nämlich „Kultur“ das „[…] Geflecht von 
Bedeutungen (ist), in denen Menschen ihre Erfahrung interpretieren und nach 
denen sie ihr Handeln ausrichten“,155 besteht zwischen der erfahrenen Bewegtheit 
des realen Lebens und dessen kulturellem Ausdruck ein untrennbarer 
Zusammenhang.156 Mit anderen Worten: „Kultur“ bleibt nicht identisch, ist nicht 
statisch aufzufassen, sondern unterliegt einem permanenten Wandel.157 
                                                 
153 Geertz 1987, S.136 
154 Vgl. Tibi 1998, S.127 
155 Geertz 1987, S.99 
156 Clifford Geertz beschreibt diese Dynamik im Zusammenhang mit der Unterscheidung zwischen 
Kultur und sozialer Struktur. „In den meisten Gesellschaften ist jedoch Wandel keine 
außergewöhnliche Erscheinung, und es steht zu vermuten, daß wir in ihnen mehr oder minder 
radikale Diskontinuitäten zwischen Kultur und sozialer Struktur antreffen werden. Ich würde 
annehmen, dass eben in diesen Diskontinuitäten einige der primären Triebkräfte des Wandels am 
Werke sind.“ (Geertz 1987, S.98f). 
157 Auf den dynamischen Aspekt von „Kultur“ verweist auch Erwin Aschenbrenner. Er warnt vor 
dem Irrtum, sich „unter Kultur etwas Statisches (statt etwas Prozesshaften) vorzustellen.“ 
(Aschenbrenner 1990, S.198). 
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   Eine weitere und für die interkulturelle Verständigung sehr wichtige kulturelle 
Komponente, die bei einer philosophischen Untersuchung des Kulturbegriffs zu 
Tage tritt und aus der Definition von Clifford Geertz (siehe oben) abgeleitet 
werden kann, ist der prägende Einfluss des kulturellen Systems auf die 
„Lebensmuster“ der Mitglieder von Gemeinschaften. Damit ist gemeint, dass die 
„Bedeutung“ von Kultur für die Menschen nicht nur im Sinne einer unbewussten 
Basis gegeben ist, sondern darüber hinaus auch unverwechselbare Formen 
ethischen Verhaltens und erkenntnistheoretischer Zuordnung bedingt. „Kultur als 
tief verwurzelter, geschlossener ‚Behälter’ für menschliches Verhalten.“158 So 
beschreibt Erwin Aschenbrenner unter Berufung auf eine Veröffentlichung von 
Kluckhohn und Kelly den Vorgabecharakter von Kultur auf das menschliche 
Verhalten und Denken. Kultur als eine – unbewusste – Vorgabe, aus der die 
Menschen auch mit ihrem bewussten Verhalten nicht ausbrechen können.159 
                                                                                                                                     
 Auch für Bassam Tibi ist Kultur veränderlich und zusätzlich noch lokal bestimmt. „Wenn hier von 
Kultur gesprochen wird, dann nicht mit statischen Begriffen wie Sprache, Religion und 
ursprünglichen, unveränderbaren Werten; Kultur basiert vielmehr auf stets veränderlichen, 
gelebten Realitäten und Rahmenbedingungen, denen eine in Symbolen wahrgenommene 
Sinnproduktion […] zugrunde liegt. Diese hat in einem gegebenen strukturellen Kontext eine 
symbolische Dimension sozialen Verhaltens zum Inhalt. Ausgehend von dieser Perspektive, ist jede 
Kultur lokal bestimmt, solange sich die Sinnproduktion auf ein konkretes soziokulturelles Umfeld 
bezieht.“ (Tibi 1998, S.99f). 
Ähnlich argumentiert auch Harald Müller. Für ihn ist es unzulässig, unterschiedliche Kulturen 
starr gegeneinander abzugrenzen. In seinem Gegenentwurf zu Huntingtons „Kampf der Kulturen“ 
und unter Bezugnahme auf das von Senghaas genannte „zivilisatorische Hexagon“ (siehe dazu den 
Abschnitt „Die Kulturen im Kampf mit sich selbst“ in diesem Kapitel) schreibt er u.a. dazu: 
„Nehmen wir nun diese Faktoren (das zivilisatorische Hexagon, WG) und ihre mannigfachen 
Wechselwirkungen in den Blick, so leuchtet sofort ein, dass es hier keine Stagnation gibt: Kulturen 
sind in einem ständigen Fluss, sie entwickeln sich und ändern – zumeist sehr allmählich, 
gelegentlich auch sprunghaft – die Ausprägung ihrer Merkmale; sie können als Struktur und als 
Prozess verstanden werden.“ (H. Müller 2001, S.34).   
158 Aschenbrenner 1990, S.199 
159 Erwin Aschenbrenner definiert „Kultur“ in Anlehnung an Kluckhohn/Kelly ganz in diesem 
Sinn: „Eine Kultur ist ein historisch abgeleitetes System expliziter und impliziter Lebensmuster, 
das dazu neigt, von allen oder von besonders bezeichneten Mitgliedern einer Gruppe geteilt zu 
werden.“ (Aschenbrenner 1990, S.198). Mit dieser Definition möchte er auf zumindest zwei 
wichtige Aspekte hinweisen: Der Ausdruck „historisch abgeleitetes System“ enthält die in diesem 
Abschnitt bereits angesprochene Dynamik von Kultur, und „explizite und implizite Lebensmuster“ 
 365 
Kultur macht  die Lebenswelt des Menschen geschlossener und  übersichtlicher, 
indem diese auf die typischen und vertrauten Lebensformen, in denen er gewohnt 
ist sich zu bewegen, begrenzt wird. „Kultur fundiert sowohl als äußerlicher 
lebensweltlicher Rahmen wie als innere Fähigkeit des Begreifens von Wirklichkeit 
das Denken und Verhalten der Menschen. Kulturen sind […] typische Chancen 
menschenmöglichen Verhaltens.“160 
   Die ordnende Komponente von Kultur für den Menschen bezeichnet Klaus P. 
Hansen als „Standardisierung“. Seine – sehr allgemein gehaltene - Definition von 
Kultur lautet: „Neben den materiellen wie geistigen Leistungen eines Kollektivs 
umfasst Kultur die Standardisierungen, die in ihm gelten.“161 Er nennt vier Typen 
von Standardisierungen: Der Kommunikation, des Denkens, des Empfindens und 
des Verhaltens.162 Nicht gemeint sind damit anthropologische Konstanten wie 
biologische Grundfunktionen zur Erhaltung des menschlichen Lebens, sondern als 
Standardisierung kann nur gelten, was nicht der gesamten Gattung zukommt, 
sondern die Kollektive voneinander unterscheidet. Gerade bei interkulturellen 
Begegnungen - im weitesten Sinn verstanden – ist ein Verständnis der prägenden 
Wirkung dieser Standardisierungen einer Kultur unbedingt notwendig. 
Unterschiedliche ethische und theoretische „Standards“ sind Ergebnis einer 
bestimmten kulturellen Tradition, sie sind deshalb aber weder im Sinn eines 
unveränderlichen Naturmerkmals zu sehen, noch können sie den Anspruch auf 
                                                                                                                                     
verweist auf die – kulturell bedingten -  generellen Verhaltensmuster. Aschenbrenner erweitert 
diesen Aspekt auch auf die Möglichkeiten des Erkennens. „Die kulturell geprägten 
Vorverständnisse sind wesentliche Grundlagen der Kultur – insbesondere bezüglich des Eröffnens 
von Möglichkeiten des Erkennens. Sie werden aber unterschätzt.“ ( ebd. S.347). 
160 Aschenbrenner 1990, S.201 
161 Hansen 1995, S.31 
162 Hansen 1995, S.32. Eine ähnliche Einteilung verwendet auch Wilhelm Rudolph in seinem 
Artikel über empirische Kulturanthropologie: „Einsetzend mit der Geburt des Individuums werden 
die kulturbedingten Erfahrungen von ihm nicht nur registrierend aufgenommen, sondern 
psychisch internalisiert. Darunter wird ein Prozeß verstanden, der die Erfahrungsbestandteile mit 
Bedeutung bzw. Sinn (meaning) versieht und sie dadurch zu Vorstellungen und Einstellungen 
(attitudes) werden läßt. […] Es bilden sich Standards für Fühlen, Denken und Verhalten in der 
Form von Gewohnheiten (habits) und Werten (values), die auch untereinander in dem 
Zusammenhang einer Mindestintegration stehen.“ ( Rudolph 1976, S.1329f). 
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Exklusivität stellen.163 Es scheint eines der Kriterien von Kultur zu sein, 
willkürliche – im Sinne von nicht gattungsmäßig vorgegeben – Prägungen der 
Menschen zu bewirken. „Standardisierungen […] sind überall dort, wo es 
biologische und materielle Freiräume gibt. Ihre Wirkung ist dabei paradox. 
Obwohl sie willkürlich sind und ein Element menschlicher Freiheit beinhalten, 
schaffen sie etwas Unwillkürliches. Sie konstituieren […] unsere 
Lebenswirklichkeit, die wir aber für normal, für vorgegeben und die Realität 
selbst halten. Indem wir die Standardisierungen zu unserer zweiten Natur 
machen, gerinnen sie zu einer festen Ontologie.“164 
   Will man sich auf eine interkulturelle Kommunikation ernsthaft einlassen, so 
muss diese eigenartige Charakteristik kultureller Standards berücksichtigt werden. 
Damit besteht die Chance, angesichts bestimmter Ausprägungen praktischer und 
theoretischer Vernunft innerhalb einer konkreten Kultur nicht zu einer verengten 
Interpretation von möglichen Verschiedenheiten zu gelangen.165 Dabei ist ein 
                                                 
163 Christian Grawe meint in seinem Artikel über Kulturanthropologie dazu: „Für die 
Kulturanthropologie stellt das Innere des Menschen keine immanente Sphäre dar, sondern ist von 
der Außenwelt, die immer schon eine kulturell gefilterte Welt ist, bedingt. […] Die Kultur, in der 
sich jeder Mensch schon von Geburt vorfindet, füllt seine plastische Struktur materiell aus. Da 
jede Kultur die Welt nur perspektivisch-ausschnitthaft enthält, ist bei biologisch gleicher 
Menschennatur sein Wesen im leiblich-seelisch-geistigen Habitus different. Bei der Fülle der 
historischen und zukünftig möglichen Kulturen ist die volle Repräsentation dessen, was Mensch 
überhaupt ist, eine unendliche Größe, der man sich asymptotisch nur nähern kann. Da den 
menschlichen Kulturschöpfungen keine idealen Urbilder zugrunde liegen, ist die Frage nach dem 
Kulturrelativismus falsch gestellt. So birgt die Kulturanthropologie das Konzept einer 
pluralistischen Philosophie in sich.“ (Grawe 1976, S.1325).  
164 Hansen 1995, S.115 
165 Bekannt sind solche Interpretationen beispielsweise von Max Weber, der ja auf einen direkten 
Zusammenhang zwischen kultureller Prägung und wirtschaftlicher Effizienz verweist (vgl. Max 
Weber: „Die protestantische Ethik und der ‚Geist’ des Kapitalismus“). Hier wird nicht näher auf 
diesen „Klassiker“ der Soziologie eingegangen, die These Webers soll lediglich als Beispiel für 
den prägenden Einfluss kultureller Umstände dienen. 
 Ähnlich argumentieren auch zeitgenössische Autoren, wie beispielsweise der liberale 
amerikanische Philosoph Francis Fukuyama. Für ihn ist Kultur „ererbte ethische Gewohnheit“, 
„[…] ohne Kultur im Sinne von arationalen, gewohnheitsbedingten Handlungen könnten wir im 
alltäglichen Leben nicht bestehen.“ Und er verweist – ähnlich wie Weber – auf einen seiner 
Meinung nach gegebenen Zusammenhang zwischen kultureller Prägung und wirtschaftlichem 
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Zusammenhang zwischen der Lebenswelt einer konkreten Kultur und den 
geistigen Ausformungen wie Weltanschauung, Ethik und - wahrscheinlich auch - 
wirtschaftlichem Agieren nicht zu bestreiten. In der interkulturellen 
Kommunikation muss es  darüber hinaus aber noch darum gehen, solche 
Standardisierungen in adäquater Weise mit ihrem kulturellen Kontext in 
Verbindung zu bringen und bei der Betrachtung mehrerer solcher – eben auch 
kulturell bedingter – Denkformen und Verhaltensweisen mit einem Höchstmaß an 
intellektueller Offenheit und Unvoreingenommenheit vorzugehen. 
   Auf einen weiteren Aspekt, der im Zusammenhang mit den Prägungen und 
Standardisierungen einer Kultur steht und dabei aber über die hier erörterten 
Konzepte hinausgeht, verweist Raul Fornet-Betancourt. Er geht von einem 
Kulturverständnis aus, nach dem die Kultur niemals als alleiniger Maßstab für die 
Denk- und Verhaltensweisen von Menschen angesehen werden darf. Er spricht 
deshalb von einer „Herkunftskultur einer Person im Sinne eines Anhaltspunktes 
für Identitätsentwürfe“166. Diese Herkunftskultur hat zwar einen starken und auch 
prägenden Einfluss auf die Menschen, sie bezeichnet aber lediglich die 
ursprüngliche historische Situation und ist keinesfalls als „unerbittliches 
Schicksal“ für eine Person zu interpretieren. Dieses „Erbe“ befreit die Person 
gerade  nicht von der Verpflichtung, ihren eigenen Weg zu gehen, das heißt, die 
Tradition zu bejahen oder zu überwinden.167 Deshalb gibt es in jeder noch so 
                                                                                                                                     
Handeln hin: „Das kulturell bedingte soziale Kapital ist die Wiege des Vertrauens und 
entscheidend für den Zustand einer Volkswirtschaft.“ (Fukuyama 1995, S.56 und 52).     
166 Fornet-Betancourt 1998b, S.152 
167 „Diese ‚Kulturwelt’ stellt einerseits das ‚Erbe’ dar, wovon und womit sie (die Person, WG) 
beginnt zu sein. Die Herkunftskultur, verstanden als historische, ursprüngliche Situation, ist also 
[…] für die Person nichts anderes als ein Anhaltspunkt. Es ist das Erbe, das die Person in eine 
spezifische Sicht von sich selbst, ihrer Beziehung zu den anderen und der Welt einordnet, das sie 
aber nicht von der Aufgabe befreit, ihren eigenen Weg gehen zu müssen. Denn der Mensch […] 
erfährt seine kulturelle Situation nicht als bequeme Einrichtung in einem transparenten 
Universum von Selbstverständlichkeiten, sondern eher im Sinne einer schwierigen 
hermeneutischen Aufgabe, bei der er sich den internen konfliktiven Prozess vor Augen halten muß, 
der dazu geführt hat, daß ihm ‚seine’ Herkunftskultur ein bestimmtes (und kein anderes) System 
von moralischen Normen als ‚einleuchtend’ oder ‚eigen’ übermittelt; außerdem muß er die 
Verantwortung auf sich nehmen, zu entscheiden, ob die Aneignung des ‚Eigenen’ als Bejahung 
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kohärenten Kultur immer auch einen „praktischen Raum“ für die Entwicklung 
eines eigenen und einzigartigen Lebensentwurfes. In diesem Zusammenhang 
spricht Fornet-Betancourt von einem „Recht auf kulturellen Ungehorsam“.168 
Dieser Aspekt von Kultur bringt in Bezug auf die schon angesprochene Dynamik 
eine neue Sichtweise. Laut Fornet-Betancourt gilt es nicht nur die Dialektik 
zwischen Determination („Erbe“) und Freiheit (individueller Lebensentwurf) zu 
beachten, sondern auch die damit verbundene dialektische Spannung zwischen 
Unterdrückung und Befreiung.169 
   Schließlich gibt es noch ein Kriterium für „Kultur“, das bei Betrachtungen zur 
Interkulturalität nicht fehlen darf. Kulturelle Einheiten können nämlich sehr 
unterschiedliche geografische Dimensionen aufweisen. Die am häufigsten 
verwendete Bezugsgröße ist die Nationalkultur, die über Sprache, Symbole und 
Identifikationsfiguren sich deutlich abgrenzen, wenngleich diese Trennschärfe im 
Zuge der Globalisierung (beispielsweise die transkulturelle Verbreitung von 
Kleidungsstilen der Jugendkultur oder „globale“ Identifikationsfiguren der Sport- 
und Musikszene) zweifelsohne zurückgegangen ist. So treten gegenwärtig an 
Stelle der kulturellen Bezugsgröße „Nation“ andere in Erscheinung, die soziale, 
religiöse oder territoriale Kriterien aufweisen. So wird zum Beispiel von 
„Kulturkreisen“ oder „Zivilisationen“ gesprochen (siehe u.a. die Klassifizierungen 
von Huntington), wobei territorial-geografische Trennungskriterien angewendet 
werden. Ein weiteres, für die Untersuchung der interkulturellen Abläufe (zurzeit) 
weniger aktuelles Trennungsmerkmal wären soziale bzw. soziokulturelle 
Unterscheidungen (Kultur des Bürgertums, der Arbeiterschaft usw.). Von weit 
größerer Relevanz ist jedoch die Unterscheidung nach religiösen Bezugskriterien, 
wie Christentum, Islam, Buddhismus, Judentum usw.170 
                                                                                                                                     
oder als Überwindung des Traditierens vollzogen werden muß.“  (Fornet-Betancourt 1998b, 
S.152).  
168 Fornet-Betancourt 1998a, S.16 und ders.1998b, S.152 
169 Vgl. Fornet-Betancourt 1998b, S.154 
170 Vgl. Lüsebrink 2005, S.12f 
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5.2.3 Interkulturelle Philosophie und Interkulturalität 
   „Interkulturelle Philosophie“ und „Interkulturalität“ sind 
philosophiegeschichtlich betrachtet noch sehr junge Begriffe. Das ist auch der 
Grund, warum einschlägige Nachschlagewerke hier wenig hilfreich sind. Aber 
gerade dieser Umstand der Offenheit und Unbestimmtheit trägt zur Attraktivität 
dieser Begriffe bei, ihnen haftet – so meint Andreas Cesana - eine „Aura von 
Zeitgemäßheit und Zukunftsverheißung“171 an.  
   Diejenigen Autoren, die sich mit interkultureller Philosophie auseinandersetzen, 
kommen – abhängig von dem jeweiligen Ansatz bei ihren Betrachtungen – auch 
zu sehr unterschiedlichen Resultaten.172 „Interkulturelle Philosophie“ als Begriff 
wird in dieser Arbeit in einem sehr weiten Sinn aufgefasst und beinhaltet 
zumindest erkenntnistheoretische, methodologische, metaphysische, ethisch-
moralische und religionswissenschaftliche Aspekte. (Auf einige dieser Aspekte 
wird – der Aufgabenstellung der Arbeit entsprechend – hier eingegangen). Eine 
besondere Brisanz erhält „interkulturelle Philosophie“ als Forschungsbereich in 
unserer gegenwärtigen Welt dadurch, dass es nach Jahrhunderten oder gar 
Jahrtausenden mehr oder weniger getrennt verlaufender kultureller Entwicklung 
(auf die Problematik „reiner Kulturen“ wurde bereits eingegangen) im Zuge der 
Globalisierung zu einem beschleunigten Aufeinandertreffen der unterschiedlichen 
kulturellen Welten mit ihren je eigenen Wertesystemen, Glaubensüberzeugungen 
und Lebensformen kommt. Und es sind gerade die dabei auftretenden Probleme – 
also Probleme bei der interkulturellen Begegnung und Kommunikation – die neue 
Forschungsfelder eröffnen, sowie neue Einsichten und Wege des 
Zusammenlebens erfordern. Diese - in diesem Umfang sicherlich neue - 
Herausforderung für die Menschen bildet dann auch einen der möglichen 
Gegenstände der interkulturellen Philosophie, und auf einige Aspekte in diesem 
Zusammenhang möchte ich im Folgenden eingehen. 173 
                                                 
171 Cesana 2000, S.437 
172 Franz Martin Wimmer schreibt dazu: „Mehrfach wurde in den vergangenen Jahren – allein in 
deutscher Sprache – in Überblicken beschrieben, was ‚interkulturelle Philosophie’ ist oder sein 
soll […], und in beinahe jedem Fall kam dabei etwas anderes heraus. (Wimmer 2004, S.50). 
173 Ich folge dabei weitgehend den Analysen von Andreas Cesana (vgl. Cesana 2000, S.437f und 
ders. 2005, S.52f, sowie ders. 2007, S.59f). 
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   Eine der möglichen Bedeutungen von interkultureller Philosophie in diesem 
Zusammenhang wäre ein Denken, das sich in einem interkulturellen 
Zwischenbereich bewegt. Dabei wird versucht, sich den großen Denktraditionen 
verschiedener Kulturräume zu nähern mit der Absicht, neben den kulturellen 
Differenzen vor allem die transkulturellen Gemeinsamkeiten zu erkunden. Das 
wäre – im weitesten Sinn – eine komparative Philosophie, wie sie unter anderem 
auch von Gregor Paul vertreten wird. Er definiert die allgemeinen Ziele, Aufgaben 
und Methoden einer solchen Philosophie folgendermaßen: „Gemeinsamkeiten zu 
identifizieren und explizit zu machen, Vorurteile auszuräumen, Unterschiede 
festzustellen, zu beschreiben und zu erklären […].“174 Ein leitendes Ziel der 
philosophischen Komparatistik wie Gregor Paul sie vertritt besteht insbesondere 
darin, jeglichen Ethno- und Eurozentrismus zu vermeiden.175  
   Ein weiterer Aspekt von interkultureller Philosophie besteht in der Aufgabe, die 
traditionelle, ausschließlich im abendländisch-westlichen Raum fundierte Art des 
Philosophierens zu überwinden („Enteuropäisierung“ der Philosophie). Dabei 
wird an der einen Philosophie (philosophia perennis) festgehalten, die in 
unterschiedlicher Gestalt und in kulturell differenter Form zu Tage tritt. So wird 
insbesondere dem „stolzen Selbstverständnis der abendländischen Philosophie“176 
widersprochen, einen originären Zugang zu universalen philosophischen 
Wahrheiten und Erkenntnissen zu besitzen. Eine so verstandene interkulturelle 
Philosophie ist – wie Ram Adhar Mall es ausdrückt – mit einer philosophischen 
„Haltung“, „Einstellung“ oder „Überzeugung“ verbunden oder bezeichnet eine 
solche. Das wäre eine Auffassung von interkultureller Philosophie, die in weiterer 
                                                 
174 Paul 2000, S.401.  
175 Vgl. Paul 2000, S. 407. Hier wird nicht näher auf die Problemlagen einer komparativen 
Philosophie eingegangen, da in weiterer Folge ein anderer Ansatz verfolgt wird. Hinweisen 
möchte ich auf den interessanten Artikel von Gregor Paul für eine komparative Philosophie (vgl. 
Paul 2000, S.381-412). Eine kritische Darstellung zur Komparatistik liefert auch Franz Martin 
Wimmer (vgl. Wimmer 2000, insbes. das Kapitel „Komparatistik und interkulturelle 
Philosophie“). Auch Martin Amerbauer widmet in seinem Artikel „Bausteine zu einer Theorie der 
interkulturellen Philosophie“ einen Abschnitt der komparativen Philosophie (URL: 
http://www.ubs.sbg.ac.at/people/INTER.pdf, S.12ff ) (11.08.2007). 
176 Cesana 2007, S.53 
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Folge mit dem Begriff „Interkulturalität“ bezeichnet wird. Diese „Haltung“ 
impliziert, dass Philosophie zum Mensch qua Mensch gehört.177 Philosophie im 
Allgemeinen und interkulturelle Philosophie im Speziellen sind nicht an eine 
bestimmte Kultur gebunden. Mit anderen Worten, diese philosophische Haltung 
(Interkulturalität) tritt für einen offenen Begriff von Philosophie ein und glaubt 
insbesondere daran, dass Philosophie zum Menschsein gehört, und nicht zu einer 
bestimmten Kultur. Das erklärt auch, warum Mall am Begriff der philosophia 
perennis festhalten konnte, ohne einer einzelnen Kultur einen  bevorzugten Platz 
einzuräumen.178 Interkulturalität, also diese  bestimmte „Haltung“ oder 
„Überzeugung“, ist demnach als Idee oder Orientierungspunkt zu verstehen, als 
Ziel und Aufgabe zugleich für den „unabschließbaren Prozess interkultureller 
Kommunikation“.179 
    Wichtig erscheint mir in diesem Zusammenhang ein Hinweis auf die 
diesbezüglichen Überlegungen von Karl Jaspers, der in der späteren Phase seines 
Schaffens den Anspruch zurückweist, jemand könnte im Besitz der philosophia 
perennis180 sein. Jaspers dazu: „Wer philosophiert kann es nicht auf Grund einer 
Vollmacht tun, die ihm von einer Instanz in der Welt erteilt ist. Er tut es auf eigene 
Verantwortung vor einer Instanz, die er sich selbst setzt, indem er sie vorfindet im 
Philosophieren der Jahrtausende.“181 Jaspers verweist damit auf die unumgehbare 
Kulturgebundenheit und Historizität jedes Philosophierens, fordert aber gerade 
deshalb den Weg zu einer offenen „Weltphilosophie“. Seine Vision dazu: Wir 
                                                 
177 „Auf die Frage, woher Philosophie komme, kann erstens geantwortet werden, daß sie ein 
Kulturerbe sei. Zweitens kann man antworten, daß sie dem Anthropos qua Anthropos zukommt als 
Disposition. Philosophie als ein metaphysisches Bedürfnis ist ein Teil dieser Disposition.“ (Mall 
1996b, S.1) 
178 „Interkulturelle Philosophie ist eher der Name einer philosophischen Haltung, einer 
philosophischen Einstellung, einer philosophischen Überzeugung. Diese besteht darin, daß die 
eine philosophia perennis als keiner philosophischen Tradition exklusiv zugehörig gedacht wird.“ 
(Mall 1996a, S.7)  
179 Cesana 2007, S.55 
180 Eine kurze Darstellung zur „philosophia perennis“ aus interkultureller Sicht liefert Ram Adhar 
Mall im Nachwort zu seinem Buch „Philosophie im Vergleich der Kulturen“ (vgl. Mall 1996a, 
S.159-166)  
181 Karl Jaspers: „Der philosophische Glaube angesichts der Offenbarung“ (1962), zitiert aus: 
Yousefi 2007b, S.40 
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müssen uns „vom Abendrot der europäischen Philosophie durch die Dämmerung 
unserer Zeit hin zur Morgenröte der Weltphilosophie bewegen.“182 
   Eine weitere – ebenfalls sehr interessante und beachtenswerte – Bedeutung von 
interkultureller Philosophie versteht sich als philosophische Auseinandersetzung 
mit dem Raum des Interkulturellen selbst. Dabei geht es um die Beschreibung und 
Analyse solch hochkomplexer Prozesse wie der „Kommunikation und Interaktion 
zwischen den Kulturen.“183 Diese Prozesse sind eine inhaltliche  Bestimmung von 
„Interkulturalität“, und deshalb wird die philosophische Betrachtung dieser 
Vorgänge mit dem Terminus „Philosophie der Interkulturalität“ bezeichnet.184 Es 
geht also um die Untersuchung der grundsätzlichen Probleme und Prozesse der 
Interkulturalität. Mit der Festlegung dieses Problemhorizontes können in weiterer 
Folge dann sowohl die Bedingungen, als auch die Möglichkeiten und Grenzen 
eines gelingenden interkulturellen Agierens ins Blickfeld geraten. Eine – 
angesichts des hohen Komplexitätsgrades interkultureller Begegnungen – 
sicherlich nicht leichte Aufgabe, die eine internationale Zusammenarbeit 
erfordert, um möglichst viele Aspekte abzudecken. 
   Abschließend möchte ich noch einmal auf den Begriff „Interkulturalität“ 
eingehen. Wie bereits ausgeführt, verwende ich diesen Terminus einerseits im 
theoretischen Sinn als die Beschreibung einer Zielsetzung oder Orientierung hin 
zu einer gelingenden interkulturellen Interaktion. Andererseits verstehe ich unter 
„Interkulturalität“ aber auch eine philosophische Praxis, die vom jeweiligen 
gesellschaftlichen und kulturellen Kontext ausgeht und sich dabei den realen 
Forderungen des Dialogs (Polylogs) der Kulturen stellt.185 Interkulturalität ist 
damit als eine philosophische und kulturelle „Haltung, Einstellung und 
Einsicht“186 zu verstehen, als interkulturelle Kompetenz, und zwar sowohl im 
theoretischen wie im praktischen Sinn. Interkulturalität als Haltung ist aber auch 
                                                 
182 Yousefi 2007b, S.41 
183 Cesana 2000, S.438 
184 Wie zu Beginn dieses Kapitels bereits erwähnt, verwende ich den Begriff „interkulturelle 
Philosophie“ in einem sehr weiten Sinn, als eine Art Oberbegriff. „Philosophie der 
Interkulturalität“ als Terminus ist entsprechend als „Teilmenge“ von „interkultureller Philosophie“ 
zu verstehen. 
185 Vgl. Fornet-Betancourt 1998a, S.14 
186 Mall 1996a, S.2 
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als eine neue Herausforderung für die Vernunft zu werten, und das durchaus nicht 
nur für das europäisch-westliche Vernunftverständnis. Ein so verstandenes 
interkulturelles Bewusstsein hat das Bestreben, an einer Erweiterung und zugleich 
Vertiefung der Vernunft selber zu arbeiten. Wichtig ist dabei der Umstand, dass 
Interkulturalität speziell in der heutigen, globalisierten Welt ein Faktum ist, 
interkulturelle Kommunikation findet einfach statt, und es stellt sich nicht die 
Frage ob sie möglich ist, sondern vielmehr wie sie möglich ist.187 Interkulturalität 
verstanden als interkulturelles Bewusstsein und auch Denken ist also 
„realpolitisch an der Zeit, und ihm kommt, insofern Philosophie immer auch eine 
Antwort auf die Anfragen ihrer Zeit darstellt, gegenwartsdiagnostische Relevanz 
zu.“188 
   „Interkulturalität“ als Begriff ist zwingend mit einer Reihe von anderen 
Begriffen vernetzt, „die sich als Grundkategorien der Kulturbegegnung 
kennzeichnen lassen und die sozusagen die konstitutiven Elemente der 
Interkulturalitätsproblematik darstellen.“189 In weiterer Folge wird sowohl auf 
diese Problemfelder der Interkulturalität eingegangen – es wird also untersucht, 
auf welche Fragen ein Konzept der Interkulturalität eine Antwort geben muss -, 
als auch auf die bei einem solchen Vorhaben anzuwendenden Formen. 
 
5.3 Problemfelder der Interkulturalität 
   Der interkulturelle Dialog kann anhand von verschiedenen, sich teilweise 
überschneidenden Merkmalen bestimmt werden, die hier als die Problemfelder 
                                                 
187 Für Alois Wierlacher ist Interkulturalität ein “Verständigungsmodus in einer sich 
globalisierenden Welt, die im Globalisierungsprozess ihre kulturelle Verfasstheit wiederentdeckt.“ 
Er sieht – aus der Perspektive der interkulturellen Germanistik – mehrere Bedeutungen von 
Interkulturalität: a) Interkulturalität ist ein Prinzip kulturbewussten Mitdenkens des Anderen und 
Fremden, b) Interkulturalität ist ein Relationsbegriff und ein forschungsleitendes Prinzip des 
Wechselspiels kulturdifferenter Wahrnehmungen, c) Interkulturalität ist ein Modus kooperativer 
Selbstaufklärung und wissenschaftlicher Partnerschaft, d) Interkulturalität ist Ausdruck einer 
kulturellen Überschneidungssituation und e) Interkulturalität als kreatives Milieu aktiver Toleranz. 
(Vgl. Wierlacher 2003, S.28ff)  
188 Stenger 2006, S.23 
189 Cesana 2000, S.438 
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der Interkulturalität bezeichnet werden. Dabei treten, wie bei jedem Versuch einer 
Beschreibung von hochkomplexen und dynamischen Sachverhalten insofern 
Schwierigkeiten auf, als es aufgrund des Umfanges und auch der sich stets 
verändernden Rahmenbedingungen nicht gelingen kann, alle Begriffe 
widerspruchsfrei in eine Gesamttheorie der Interkulturalität zu integrieren. 
Andreas Cesana beschreibt anhand von Beispielen die möglichen Schwierigkeiten 
sehr treffend: „So wird beispielsweise unter dem Begriff des ‚Ethnozentrismus’ 
vieles verworfen, was unter dem Begriff ‚kultureller Identität’ höchste 
Anerkennung findet. Dass die Forderung nach Respektierung kultureller Identität 
sowohl mit den Standards interkultureller Kommunikation in Widerspruch zu 
geraten pflegt als auch in der Regel auf eine kulturalistische Position hinausläuft, 
bezeichnet eine weitere Schwierigkeit. Eine dritte besteht in der hermeneutischen 
Ausgangsdisposition, dass die Bestimmung des Eigenen nur in der Abgrenzung 
vom Fremden, dass ferner das Fremde nur im Spiegel des Eigenen erfassbar 
wird.“190 Trotzdem erscheint es möglich, Merkmale im Sinne von notwendigen 
Minimalkriterien anzugeben, auf die ein Konzept der Interkulturalität Antworten 
finden muss. 
5.3.1 Kulturelle Identität und Ethnozentrismus 
   Der deutsch-amerikanische Psychoanalytiker Eric H. Erikson hat – wie viele 
Wissenschaftler vor und nach ihm – in seinem umfangreichen Werk stets darauf 
hingewiesen, dass das, was die individuelle Identität des Menschen auszeichnet, 
gesellschafts- und kulturspezifisch bedingt ist. Eine (gesunde) Ich-Identität kann 
sich nur entwickeln, insofern sie „eine erfolgreiche Variante einer 
Gruppenidentität ist und im Einklang mit der Raum-Zeit und dem Lebensplan der 
Gruppe steht.“191 Nur im spezifischen gesellschaftlichen Rahmen mit einer schon 
vorgegebenen kulturellen Identität kann das Individuum seine persönliche 
Identität entwickeln, indem die je eigenen Ziele, Werte, Bedürfnisse und 
Ansprüche gebildet werden. 
   Um die Bedeutung von kultureller Identität für das Individuum und auch das 
Kollektiv zu unterstreichen, möchte ich noch einmal auf den Begriff „Kultur“ 
                                                 
190 Cesana 2000, S.438f. Vgl. dazu auch: ders. 2005, S.53 
191 Eric H. Erikson, zitiert aus: Aschenbrenner 1990, S.99 
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zurückkommen. Der deutsche Psychologe Alexander Thomas  
(Forschungsschwerpunkt interkulturelle Psychologie) bezeichnet „Kultur“ als 
kollektives Orientierungssystem: „Kultur ist ein universelles, für eine 
Gesellschaft, Organisation und Gruppe aber sehr typisches Orientierungssystem. 
Dieses Orientierungssystem wird aus spezifischen Symbolen gebildet und in der 
jeweiligen Gesellschaft usw. tradiert. Es beeinflusst das Wahrnehmen, Denken, 
Werten und Handeln aller Mitglieder und definiert deren Zugehörigkeit zur 
Gesellschaft. Kultur als Orientierungssystem strukturiert ein für die sich der 
Gesellschaft zugehörig fühlenden Individuen spezifisches Handlungsfeld und 
schafft somit die Voraussetzungen zur Entwicklung eigenständiger Formen der 
Umweltbewältigung.“192  
   Dieser kurze „Ausflug“ in Richtung Psychologie bzw. Psychoanalyse soll 
lediglich verdeutlichen, wie „tief“ die kulturellen Vorgaben im Individuum 
„sitzen“. „Standardisierung“, „soziale Sinnproduktion“ und „lebenstragende 
                                                 
192 Alexander Thomas: „Psychologie interkulturellen Lernens und Handelns“, zitiert aus: 
Lüsebrink 2005, S.10. Einen ähnlichen, anthropologischen Kulturbegriff verwendet auch der 
niederländische Kulturwissenschaftler Geert Hofstede. Er nennt drei Ebenen, auf denen die 
Prägung des Menschen durch Werte sowie Verhaltens- und Wahrnehmungsweisen erfolgt: a) 
durch die menschliche Natur, die universell, biologisch konstituiert und individuell spezifisch 
vererbt wird; b) durch die individualspezifische Persönlichkeit, die durch Erbfaktoren sowie durch 
persönliches Erleben geprägt wird, und schließlich c) durch die Kultur, die erlernt und  erfahren 
wird. Kulturelle Unterschiede zwischen den Kulturen manifestieren sich in vier Tiefenebenen 
(Hofstedes anthropologisches Kulturmodell wird deshalb auch „Zwiebel- oder Schalenmodell“ 
genannt): Die äußere, manifeste Schicht einer Kultur sind die Symbole (Worte, Gesten, Bilder oder 
Objekte). Die zweite Schicht bilden Helden oder Identifikationsfiguren (das sind Personen, tot 
oder lebend, echt  oder fiktiv, die Eigenschaften besitzen, welche in einer Kultur hoch angesehen 
sind). Die dritte Schicht bilden Rituale. Darunter versteht Hofstede kollektive Tätigkeiten, die für 
das Erreichen der Ziele eigentlich überflüssig sind, aber als sozial notwendig gelten (dazu zählen 
religiöse Zeremonien genauso wie Formen des Grüßens usw.). Den Kern einer Kultur bilden 
schließlich Werte. Darunter versteht Hofstede die allgemeine Neigung, bestimmte Umstände 
anderen vorzuziehen. Er spricht dabei von „Gefühlen mit einer Orientierung zum Plus- oder 
Minuspol hin“, und meint damit Begriffspaare wie gut und böse, gerecht und ungerecht, anormal 
und normal, irrational und rational usw. (Geert Hofstede: „Interkulturelle Zusammenarbeit“, zitiert 
aus: Lüsebrink 2005, S.10ff). Diese „Werte“ werden in der interkulturellen Theorie auch als 
Kulturstandards bezeichnet (siehe die entsprechenden Ausführungen in diesem Abschnitt). 
 376 
Bedeutung kultureller Prägung“193 sind nur einige Schlagworte in diesem 
Zusammenhang. Wichtig erscheint mir dabei zu sein, dass kulturelle Prägungen 
gerade wegen ihrer tiefen Verwurzelung im Menschen auch ein je spezifisches 
ethisches Verhalten und darüber hinaus auch eine unverwechselbare 
erkenntnistheoretische Zuordnung bedingen. 
   Kulturelle Vorgaben erzeugen beim Individuum aber auch Spannungen, 
soziokulturelle Institutionen können sowohl als Angebot als auch als Zwang 
empfunden werden. Kultur und Gesellschaft sind demnach sowohl Raum der 
Ermöglichung als auch der Fremdbestimmung. Dazu Erwin Aschenbrenner: „Die 
individuelle Identität des Menschen läßt sich nur als kulturelle Identität innerhalb 
der von der Kultur vorgegebenen Chancen zur Entfaltung des Lebens gewinnen; 
nicht in totaler Anpassung, sondern in bewußter Absetzung zu 
Fremdbestimmungen, die die Entfaltung von Lebensmöglichkeiten behindern.“194 
Das Verhältnis zwischen dem Individuum und seiner Kultur ist demnach als ein 
komplexes System von Wechselbeziehungen zu verstehen. Einerseits wird der 
Mensch als Person durch die Kultur in der er lebt wesentlich geprägt (Ausbildung 
der Ich-Identität), auf der anderen Seite beeinflusst er aber auch seine Kultur und 
trägt so zu einem steten kulturellen Wandel bei (dynamischer Aspekt von Kultur). 
„Den Prozeß des Hineinwachsens des Individuums in seine Kultur, des 
Übernehmens und Verinnerlichens bezeichnet man als ‚Enkulturation’ 
(vergleichbar der ‚Sozialisation’ als Hineinwachsen in die Gesellschaft).“195  
   Zur menschlichen Lebenswirklichkeit gehört also ganz elementar der Umstand 
der kulturellen Prägung, es besteht eine kulturelle Gebundenheit, die zwar bis zu 
einem bestimmten Grad einsehbar ist, aber nicht einfach übersprungen werden 
kann. „Die Kulturalität des Menschseins bezeichnet das menschliche 
Angewiesensein auf die kulturelle Sphäre, in der sich das, was Menschsein über 
die Identität seiner biologischen Ausstattung hinaus konkret bedeutet, überhaupt 
erst entscheidet.“196 Da es unzählige Kulturen gibt, die zudem noch besondere 
                                                 
193 Für eine genauere Analyse dieser Begriffe siehe weiter oben im Abschnitt „Begriffe/Kultur“. 
194 Aschenbrenner 1990, S.105. Siehe dazu auch den weiter oben beschriebenen Ansatz von Raul 
Fornet-Betancourt zur Wirkung von Kultur auf das Individuum (Herkunftskultur als „Erbe“, aber 
nicht als „unerbittliches Schicksal“). 
195 Maletzke 1996, S.22 
196 Cesana 2000, S.439 
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lokale oder zeitlich bedingte Ausprägungen haben und damit einer Dynamik von 
geschichtlichem Wandel und interner Differenzierung unterliegen und der Mensch 
durch die jeweilige kulturelle Sphäre geprägt wird, ist die Annahme von 
Universalien im Sinn einer „invarianten Substanz des Menschseins jenseits der 
biologischen Beschaffenheit“197 wohl kaum mehr haltbar. Kulturen wie Menschen 
ändern sich in einem unabschließbaren Prozess, deshalb ist jede fixe Zuordnung 
als problematisch anzusehen. Der Prozesscharakter der persönlichen wie auch der 
nationalen oder kulturellen Identität scheint ein Wesensmerkmal von uns 
Menschen zu sein. Mit Hilfe eines dynamischen Begriffs von Kultur oder Nation 
könnte man vielen unmenschlichen Praktiken, die im Zusammenhang mit 
ideologischen Rechtfertigungen stehen, den Boden entziehen. Und dennoch: 
Menschsein im weitesten Sinn ist unhintergehbar an die jeweils spezifische Kultur 
gebunden198 und das gilt auch für die Philosophie(n). 
   Achtung und Anerkennung von Kulturen muss als eine ethische Forderung 
gesehen werden, zumal das kulturelle Umfeld als Grundlage für die persönliche 
Entwicklung der Individuen von großer Bedeutung ist. Trotzdem darf die 
Beachtung und Befolgung dieser Forderung keinen Selbstzweck darstellen, denn 
Kulturen sind – wie bereits ausgeführt – keine statischen Einheiten mit 
ontologisch absoluten Werten, die es zu schützen und zu erhalten gilt. Die 
Forderung zielt also nicht darauf ab, die Kulturen  in ihrer jeweiligen Form zu 
„konservieren“, sondern darauf, die persönliche und freie Entfaltung der in ihr 
handelnden Individuen zu garantieren. Auf diesen Aspekt verweist auch Jürgen 
Habermas, wenn er schreibt: „Denn er Schutz von identitätsbildenden 
Lebensformen und Traditionen soll ja letztlich der Anerkennung ihrer Mitglieder 
dienen; er hat keineswegs den Sinn eines administrativen Artenschutzes. Der 
ökologische Gesichtspunkt der Konservierung von Arten läßt sich nicht auf 
                                                 
197 Cesana 2000, S.439 
198 Da in dieser Arbeit der Fokus auf „Interkulturalität“ liegt, können nicht alle Aspekte der 
Kulturalität des Menschen beleuchtet werden. „Interkulturalität“ als Verhältnis zwischen 
unterschiedlichen Kulturen kann nur als ein Aspekt der Kulturalität überhaupt angesehen werden. 
Eine Analyse der „Kulturalität“ liefert u.a. Thomas Göller. Er nennt drei Grundmomente der 
Kulturalität: Medialität, Personalität und Sozialität, sowie Historizität und Lokalität (siehe dazu 
Göller 2000, S.271ff).  
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Kulturen übertragen.“199 Mit der Forderung nach Achtung und Anerkennung der 
Kulturen ist letztendlich eine Forderung nach Schutz der für die Individuen 
nötigen praktischen Bedingungen gemeint, unter denen sie sich ihre eigene 
Identität aneignen können, ohne diskriminierende Konsequenzen erwarten zu 
müssen.  
   Der Begriff der kulturellen Identität ist – wie aus dem bisher bereits Gesagten 
erkennbar – ein höchst problematischer, für eine Analyse der Interkulturalität 
allerdings unverzichtbar. Das Vokabular, das für die Beschreibung von 
„kultureller Identität“ verwendet wird, ist aus der psychoanalytisch orientierten 
Psychologie entlehnt, es handelt sich dabei „[…] um eine Übertragung des 
Begriffs persönlicher Identität auf das Kollektiv.“200 Denn jede persönliche 
Identität hat in irgendeiner Weise mit der Identität jener Kultur zu tun, der das 
jeweilige Individuum angehört. Kulturgeprägt zu sein stellt ein elementares 
Faktum der menschlichen Lebenswirklichkeit dar. Kulturelle Identität ist das, 
„was die Individualität, Einmaligkeit, Einheit, innere Zusammengehörigkeit und 
Personalität einer bestimmten Kultur ausmacht.“201 Das hat auch Eingang in 
Erklärungen internationaler Organisationen wie der UNESCO gefunden. In einem 
Report einer unabhängigen internationalen Expertengruppe an die UNESCO heißt 
es zur Bedeutung der kulturellen Identität unter anderem: „Sie ist das 
Lebensprinzip, das den wirklich eigenen Entscheidungen, dem Verhalten und den 
Handlungen zugrunde liegt. Sie ist der dynamische Vorgang, der es einer 
Gesellschaft ermöglicht, sich unter Beibehaltung ihrer besonderen 
Charakteristika zu entwickeln und Veränderungen ohne Entfremdung 
vorzunehmen. Mit anderen Worten, sie ist die beständige und besondere Art, sich 
selbst treu zu bleiben.“202 
   Und dennoch – oder gerade deshalb - ist der Begriff „kulturelle Identität“ ein 
sehr problematischer. So schwingt beispielsweise bei der gerade genannten 
Definition von kultureller Identität durch die UNESCO die Vorstellung von 
                                                 
199 Habermas 1993, S.173 
200 Cesana 2000, S.441 
201 Cesana 2000, S.441 
202 Report einer unabhängigen internationalen Expertengruppe an die UNESCO 1982, zitiert aus: 
Cesana 2000, S.440 
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geschlossenen Einzelkulturen noch mit (auf diesen Aspekt wurde bereits weiter 
oben im Abschnitt „Kultur“ hingewiesen). In dem erwähnten Dokument wurde 
zwar vage - aber immerhin - auf die Dynamik der Veränderung von Kulturen und 
damit der kulturellen Identität hingewiesen,203 die Wichtigkeit der kulturellen 
Dimension der Veränderung wurde aber erst später (ab 1990) durch die 
Entwicklung und Einführung des „Human Development Index“ (HDI) – an dessen 
Zustandekommen u.a. auch der indische Ökonom und Philosoph Amartya Sen 
wesentlich beteiligt war – konkret festgeschrieben.204  
   Auf eine weitere Problematik im Zusammenhang mit kultureller Identität hat 
Dieter Kramer hingewiesen.205 So haben amerikanische Anthropologen bereits 
1947 in einem Kommentar zur geplanten Menschenrechtsdeklaration der 
Vereinten Nationen auf die Gefahr hingewiesen, dass Wertvorstellungen gewisser 
Länder (hier gemeint die Menschenrechtsvorstellungen der „westlichen Welt“) 
unreflektiert und voreilig auch auf andere Kulturen angewendet werden. Ihre 
kritische Fragestellung lautet: „Because of the great numbers of societies that are 
in intimate contact in the modern world, and because of the diversity of their ways 
of life, the primary task confronting those who would draw up a Declaration  on 
the Rights of Man is thus, in essence, to resolve the following problem: How can 
the proposed Declaration be applicable to all human beings, and not be a 
statement of rights conceived only in terms of the values prevalent in the countries 
of Western Europe and Amerika?”206 Standards und Werte stehen immer in enger 
Beziehung zur jeweiligen Kultur, aus der sie entstammen. Jeder Versuch, solche 
Wertvorstellungen nur von einer Kultur abzuleiten, beeinträchtigt die 
                                                 
203 „Alle Kulturen sind Teil des gemeinsamen Erbes der Menschheit. Die kulturelle Identität eines 
Volkes wird durch den Kontakt mit den Traditionen und Wertvorstellungen von anderen erneuert 
und bereichert.“ (Erklärung von Mexico-City über Kulturpolitik, 1982, zitiert aus: Kramer 1999, 
S.14) 
204 Zum letzten Report (HDR) siehe: URL: http://hdr.undp.org/hdr2006/statistics/ (15.Sept.2007) 
205 Vgl. Kramer 1999, S.14ff 
206 Statement on Human Rights. Submitted to the Commission on Human Rights, United Nations, 
by the Executive Board, American Anthropological Association, veröffentlicht in: American 
Anthropologist Vol.49, 1947, pp. 539-543 (hier S.539). URL: http://links.jstor.org/sici?sici=0002-
7294%28194710%2F12%292%3A49%3A4%3C539%3ASOHR%3E2.0.CO%3B2-
0&size=LARGE&origin=JSTOR-enlargePage (15.Sept.2007) 
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Anwendbarkeit solcher – wenn auch gut gemeinten – Deklarationen auf die ganze 
Menschheit.  
   Die Debatte um die angesprochene Menschenrechtsdeklaration ist auch bis 
heute nicht verstummt. Und das aus gutem Grund. Auf die Dynamik und den 
Prozesscharakter von Gruppen, Kulturen oder Gesellschaften wurde bereits 
mehrmals hingewiesen. Festzuhalten bleibt in diesem Zusammenhang, dass 
Kulturen im weitesten Sinn nur dann dauerhaft überleben können, wenn einerseits 
die Beteiligten als Individuen sich freiwillig und in Anerkennung der durch die 
Vergesellschaftung erbrachten Beiträge zu der jeweiligen Gemeinschaft 
bekennen, und wenn diese kreativen Individuen zusätzlich noch ihr 
Innovationspotential in die Gruppe einbringen und damit permanent neue 
Möglichkeiten ausloten. Bezogen auf die Menschenrechte ist im Bereich der so 
genannten westlichen Kultur in den vergangenen Jahrhunderten genau ein solcher 
Prozess abgelaufen, die zurzeit gültigen Normen beziehen sich auf konkrete 
historische Verletzungs- und Unrechtserfahrungen. Dieter Kramer dazu: „Die 
Formulierung des menschenrechtlich notwendigen Minimums ist dabei ein 
Prozess, in dessen Verlauf die kollektiven Rechte der traditionellen Gesellschaften 
der indigenen Völker genauso kompatibel mit den Ansprüchen der Individuen auf 
Freiheit und Würde gemacht werden können wie die modernen Kollektivrechte 
auf Entwicklung und Fortschritt.“207  Ein für eine philosophische Betrachtung der 
Interkulturalität sicher zu beachtender Aspekt. 
   „Kulturelle Identität“ kann – neben den bereits beschriebenen positiven Effekten 
auf die Individuen und Gesellschaften – aber auch missbraucht werden. Kulturen 
sind nämlich keine Subjekte, sondern die Politik – in Person der politischen 
Akteure – versucht über geschickte Konstruktionen eine Akzeptanz und eine 
Bündelung von Kräften zu erreichen. Mit anderen Worten: „Identitäten, 
gezimmert aus Kultur, Ethnizität und Religion, sind immer auch Instrumente von 
Macht und Interessenpolitik.“208 Außerdem ist zu bezweifeln, ob es kollektive 
Identitäten überhaupt gibt, es sind immer Individuen die handeln, zustimmen, 
verweigern usw., und diese benötigen dazu ein subjektives Motiv. Sie tun dies 
natürlich im Rahmen ihrer sozialen Zusammenhänge und unter dem Einfluss ihrer 
                                                 
207 Kramer 1999, S.16 
208 Kramer 1999, S.18f 
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je eigenen Sozialisation oder Enkulturation, und auf diese Weise – wenn viele 
vergleichbar reagieren – entsteht der Eindruck eines handelnden Kollektivs. Aber 
diese Einheit ist fragil, sie kann, wenn die Individuen keinen Grund mehr zur 
Aufrechterhaltung der Bindung sehen, jederzeit zerbrechen. Aus der 
interkulturellen Perspektive bleibt festzuhalten, wenn immer Völker, Nationen 
oder Kulturen (Religionen) zu Subjekten gemacht werden, besteht für die 
Individuen die Gefahr der Beschränkung ihrer Rechte. Ein Beispiel dafür wären 
die bereits weiter oben analysierten Zuweisungen Huntingtons, wie „asiatische 
Affirmation“ oder „islamische Resurgenz“, die zumindest im Nachhinein von 
bestimmten politischen Machthabern instrumentalisiert wurden.209 
   Ich komme noch einmal auf den Zusammenhang zwischen persönlicher und 
kultureller Identität zurück, um auf das für eine gelingende interkulturelle 
Kommunikation so problematische Phänomen des Ethnozentrismus hinzuweisen. 
Es wurde bereits mehrmals festgehalten, dass es zwischen Individuum und 
kulturellem Umfeld ein „dialektisches Verhältnis wechselseitiger 
Abhängigkeit“210 gibt, es gibt also die Ich-Identität des Individuums und die Wir-
Identität des Kollektivs (der Kultur). Aufgrund der soziokulturellen Gebundenheit 
des Menschen bleibt auch die Ich-Identität an die Wir-Identität gebunden, diese 
Verwobenheit kann nicht so einfach abgelegt werden. Auf der anderen Seite kann 
eine Wir-Identität nicht außerhalb der Individuen existieren, da sie nur im 
individuellen Bewusstsein vorhanden ist. Das Individuum ist immer auch 
konstituierendes Element der Kultur, als Träger eines kollektiven Wir-
Bewusstseins lässt es Gemeinschaft erst entstehen.211 Und dennoch: Das 
Individuum kann seine persönliche Identität nur im Rahmen einer Gemeinschaft, 
                                                 
209 Vgl. dazu den Abschnitt „Clash of Civilizations?“ in diesem Kapitel. 
210 Cesana 2000, S.442 
211 „Es handelt sich hier um die Dialektik von Dependenz und Konstitution: Der Teil hängt vom 
Ganzen ab und gewinnt seine Identität erst durch die Rolle, die er im Ganzen spielt, das Ganze 
aber entsteht erst aus dem Zusammenwirken der Teile. Das individuelle Bewusstsein ist nicht 
einfach nur kulturabhängig im Sinne der Dependenz, also nicht einfach durch die kulturellen 
Sozialisationsprozesse sozusagen von außen her geprägt. Denn das Individuum ist ja zugleich 
konstituierendes Moment der Kultur.“ (Cesana 2000, S.442) 
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also im Rahmen seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten kulturellen Tradition 
entwickeln und entfalten.212  
   Diese Dominanz der kulturellen Identität lässt auch verstehen, warum deren 
Wert von den Menschen so hoch eingeschätzt wird und warum beispielsweise im 
Namen der Identitätsbewahrung das Eindringen fremdkultureller Einflüsse so 
vehement abgewehrt wird. Eine solche Absage an kulturelle Vielfalt und die 
damit meist auch verbundene Zurückweisung eines Kulturdialoges sind nur zwei 
Aspekte eines für die interkulturelle Begegnung – im negativen Sinne -  
außerordentlich bedeutsamen Phänomens: Ethnozentrismus.  Wie immer dieser 
Begriff auch definiert wird, stets handelt es sich dabei um eine – meist 
unreflektierte -  Klassifizierung anderer Völker oder Kulturen vom Standpunkt der 
eigenen Kultur aus und unter Zuhilfenahme der eigenen Wertmaßstäbe.213 Die 
                                                 
212 Zusätzlich zu den Begriffen „persönliche Identität“ und „kulturelle Identität“ gibt es auch noch 
die „nationale Identität“. Die Unterscheidung von kultureller und nationaler Identität ist besonders 
wichtig. Die kulturelle Einbindung eines Individuums wird nicht einfach durch seine Nationalität 
oder Staatszugehörigkeit bestimmt (Beispiel: Moslem türkischer Abstammung mit 
österreichischem Pass). Eine Entklammerung der Identitätsbegriffe fordert beispielsweise 
Wolfgang Welsch und schlägt ein Konzept der „Transkulturalität“ vor. (siehe: Welsch 1999). 
Eine sehr elaborierte Darstellung von Typen kultureller Identität bietet Franz Martin Wimmer. Er 
unterscheidet zwischen retrospektiver, prospektiver, momentiver, pluripolarer, repetitiver und 
perenner Identität (auf die genauen Unterscheidungen kann hier nicht weiter eingegangen werden). 
Vgl. dazu Wimmer 2000, S.70-90 und ders. 2003, S.92-114. 
213 Beispielhaft werden hier zwei Definitionsversuche für Ethnozentrismus angeführt. Die erste 
stammt von dem deutschen Historiker und Kulturwissenschaftler  Jörn Rüsen (in Anlehnung an 
den Psychoanalytiker Erich Neumann): „Ich verstehe unter Ethnozentrismus die verbreitete 
kulturelle Strategie, kollektive Identität durch Unterscheidung der eigenen Gruppe von anderen so 
zu gewinnen, daß der soziale Raum des eigenen Lebens als gemeinsamer und vertrauter vom 
Raum des Lebens der Anderen substantiell unterschieden wird. Dieser Unterschied wird mit 
Werten aufgeladen, die das Selbstverständnis positiv und das Anderssein der Anderen negativ 
bestimmen. Ethnozentrismus teilt die Welt ins Vertraute und ins Fremde, ins ‚Menschliche’ und ins 
‚Unmenschlich-Barbarische’, ins ‚Zivilisierte’ und ‚Wilde’, in ‚hell’ und ‚dunkel’ oder wie immer 
solche Dichotomien lauten mögen. Anderssein ist nur ein negativer Reflex des eigenen Selbst. Mit 
dieser negativen werthaften Aufladung dient das Anderssein der Anderen dazu, die eigene 
Selbstachtung zu begründen und zu legitimieren.“ (Rüsen 1999, S.27). 
Eine zweite, kürzere aber für das Aufzeigen interkultureller Verständigungsprobleme nicht 
weniger treffende Definition stammt von den amerikanischen Kulturwissenschaftlern E. Porter und 
L.A. Samovar: „Ethnozentrismus ist eine unbewusste Tendenz, andere Völker aus der Sicht der 
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dabei vorgenommene – meist negative – Bewertung des Anderen (des Fremden, 
der fremden Kultur, Religion usw.) dient allgemein dazu, die eigene 
Selbstachtung zu begründen. Aus diesem Blickwinkel betrachtet ist es auch 
verständlich, warum gerade der Ethnozentrismus eine fundamentale und radikale 
Herausforderung für die interkulturelle Interaktion darstellt. 
   Der Ethnozentrismus bringt einige Phänomene mit sich, auf die hier noch kurz 
eingegangen wird. So ist es normalerweise den Menschen nicht bewusst, dass ihre 
Erlebnisweisen und Verhaltensmuster durch die eigene Kultur geprägt sind und 
dass Menschen in anderen Kulturen auch andere, eigene Sichtweisen und 
Wertvorstellungen haben. Mit anderen Worten, sie gehen von einem naiven 
Realismus aus, wonach ihre Sicht der Dinge als „Selbstverständlichkeit“ 
angesehen wird, als „naturgegeben“ oder „gottgewollt“, jedenfalls als weitgehend 
unproblematisch.214 Diese Selbstverständlichkeiten haben im Alltagsleben der 
Menschen eine wichtige Entlastungsfunktion, und die Infragestellung derselben 
kann zu Verunsicherung führen. Eine weitere, typisch ethnozentristische 
Erscheinung ist ein mehr oder weniger ausgeprägtes Überlegenheitsbewusstsein 
gegenüber anderen Kulturen, Gesellschaften oder Religionen. Oft wird davon 
ausgegangen, Vorbild für andere Völker und Kulturen zu sein (der 
Eurozentrismus in seinen unterschiedlichen Varianten mag dafür als Beispiel 
gelten). Es kommt also zu einer Aufwertung der eigenen und einer Abwertung der 
anderen, fremden Kultur. Ein weiteres Phänomen ist der Nationalismus, der in der 
Neuzeit lange als unproblematisch eingestuft wurde (zumindest solange das 
Nationalbewusstsein mit Achtung und Toleranz gegenüber anderen Nationen 
einherging). Diese ursprünglich typisch europäische Erscheinung ist heute in allen 
Erdteilen zu beobachten. Gerade in den jungen Staaten der Dritten Welt wird bei 
dem berechtigten Versuch, sich eine nationale Identität zu verschaffen, oft übers 
Ziel hinausgeschossen und sie landen im Nationalismus.  
 
                                                                                                                                     
eigenen Gruppe zu betrachten und die eigenen Sitten und Normen zum Standard aller 
Beurteilungen zu machen. Wir stellen uns selbst, unsere rassische, ethnische und soziale Gruppe, 
in den Mittelpunkt des Universums und stufen alle anderen dementsprechend ein. Je ähnlicher 
diese uns sind, um so näher platzieren wir sie in diesem Modell; je größer die Verschiedenheiten, 
um so ferner lokalisieren wir sie.“ Zitiert aus: Maletzke 1996, S.23.  
214 Vgl.: Maletzke 1996, S.24 
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   Wenn Ram Adhar Mall in seinem Versuch einer Begriffsbestimmung für 
interkulturelle Philosophie von einer philosophischen Haltung, Einstellung oder 
Überzeugung spricht, die dadurch gekennzeichnet ist, „daß die eine philosophia 
perennis als keiner philosophischen Tradition exklusiv zugehörig gedacht“215  
werden kann, so ist das als eine eindeutige Absage an Zentrismen jedweder Art zu 
verstehen. Dieser Grundsatz ist eine der wesentlichen Säulen interkulturellen 
Philosophierens. Interkulturalität ohne diese Prämisse ist nicht vorstellbar. 
Zentrismen im weitesten Sinn haben die Geschichte der Menschheit von jeher 
geprägt und sind auch in der zunehmend globalisierten Welt von heute ein weit 
verbreitetes Phänomen. Die Erscheinungsformen sind sehr unterschiedlich, und 
die wohl bekannteste Form ist der – wie Franz Martin Wimmer schreibt -  
expansive Zentrismus.216 Dieser geht von der Annahme aus, über die „Wahrheit“ 
oder die optimale Lebensform zu verfügen, diese wird zum alleinigen Maßstab 
erklärt und dann versucht, unter Zuhilfenahme geeigneter Mittel dieser 
Überzeugung möglichst weitgehend Geltung zu verschaffen. Expansiven 
Zentrismus gab und gibt es sowohl in säkularer Form (Kolonialismus, 
Entwicklungspolitik usw.), als auch in religiöser Ausprägung (Missionierung). 
   Auch die zweite Variante, der „integrative Zentrismus“, geht von der 
Überzeugung einer objektiven Überlegenheit der eigenen Orientierung aus. Die 
Attraktivität - so wird angenommen - reicht aus, um alles Fremde anzuziehen und 
dem Eigenen ohne große Argumentationsleistung oder Gewaltanwendung zum 
Sieg zu verhelfen. In beiden bisher genannten Fällen wird eine 
Allgemeingültigkeit des jeweils eigenen Systems vorausgesetzt, die nicht in Frage 
gestellt werden darf. Zudem kommt noch die Annahme, dass ihre wesentlichen 
Inhalte trotz möglicherweise globaler Ausbreitung unverändert bleiben, „eine 
allerdings trügerische Voraussetzung, weil Ideen und Werte sich in jedem Prozess 
der Aneignung verändern.“217  
   Eine dritte Form, der separative Zentrismus, wird von der Idee einer Vielheit 
von Wahrheiten und Lebensformen und des Tolerierens der je unterschiedlichen 
                                                 
215 Mall 1996a, S.7 
216 Ich folge hier den Analysen von Franz Martin Wimmer (vgl.: Wimmer 2000, S.60-70 und ders. 
2004, S.15-17 u. S.54-62) 
217 Wimmer 2004, S.15 
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Systeme getragen. Die Gruppierungen bestehen nebeneinander, nehmen einander 
wahr, üben aber auf den jeweils Anderen keinen Einfluss aus und es werden auch 
keine gemeinsamen Lösungen angestrebt. Allerdings gilt der Toleranzgrundsatz 
nur nach außen und nicht nach innen. Bei den Mitgliedern der eigenen Gruppe 
wird auf größtmögliche Homogenität Wert gelegt. 
   Alle drei bisher genannten Formen von Zentrismus sind weltweit anzutreffen, 
sie spielen in den gegenwärtigen politischen Debatten eine bedeutende Rolle und 
sind deshalb für die philosophische Reflexion der Interkulturalität auch von 
besonderem Interesse. Der expansive und der integrative Zentrismus können als 
Formen von Universalismus angesehen werden, der separative als Relativismus. 
Allerdings ist auch offensichtlich, dass sich philosophierende Menschen und im 
besonderen Ausmaß jene, die sich mit Interkulturalität auseinander setzen, mit den 
angebotenen Lösungen nicht zufrieden geben können. Für sie besteht der 
Anspruch, nur mit Argumenten zu überzeugen, anderen Überlegungen gegenüber 
stets offen zu sein und sich nicht bloß auf kulturelle oder religiöse Positionen 
zurückzuziehen. Aus diesen Prämissen ergibt sich eine weitere, die vierte Variante 
des Zentrismus, die Franz Martin Wimmer einen versuchsweisen oder tentativen 
Zentrismus nennt. Der leitende Gedanke dabei ist, in einem „polylogischen 
Verfahren“218 zwischen gleichberechtigten Partnern und bei der jeweils 
gegebenen inhaltlichen Differenz zu gemeinsam erarbeiteten Lösungen zu 
kommen. Auf diese für die interkulturelle Begegnung unerlässliche 
methodologische Vorgangsweise wird in diesem Kapitel noch genauer 
eingegangen. 
   Wenn von Problemfeldern der Interkulturalität die Rede ist, dann scheint 
„kulturelle Identität“ nicht zuletzt wegen ihrer tiefen Verwurzelung im Menschen 
eine besondere Rolle zu spielen. „Identität“, so hat es Theodor W. Adorno einmal 
formuliert, „ist die Urform der Ideologie.“219  Er hat damit auf die Gefährlichkeit 
von Vereinfachungen bei sozialen Zusammenhängen hingewiesen. Die Gefahr 
besteht darin, dass unterschiedliche Gegebenheiten und Unregelmäßigkeiten, also 
die Vielheit und Buntheit, die bei Gruppen, Gemeinschaften, Völkern, Religionen 
und Kulturen anzutreffen sind, durch diese Simplifizierung nicht in adäquater 
                                                 
218 Wimmer 2004, S.17 
219 Theodor W. Adorno: Negative Dialektik, zitiert aus: Mall 1996a, S.30 
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Weise wiedergegeben wird. Die Berufung auf kulturelle Identität kann in diesem 
Sinn denkverführerisch sein, vor allem dann, wenn die Bezugnahme darauf in 
emphatischer Weise geschieht.220 Und wenn dann noch von einem verkürzten 
Kulturbegriff ausgegangen wird, wo Kulturen als homogene, geschlossene und 
unveränderliche Systeme gesehen werden, dann kann die Berufung auf kulturelle 
Identität in Ethnozentrismus umschlagen. 
5.3.2 Verstehen des Fremden 
   Eines der Hauptanliegen von „Interkulturalität“ als philosophische Haltung und 
Einstellung besteht darin, Vereinfachungen, Reduktionismen und naive 
Selbsttäuschungen zu verhindern, indem für diese „Gefahren“ ein 
Problembewusstsein geschaffen wird. Das Problemfeld des interkulturellen 
Verstehens erscheint besonders dafür geeignet zu sein, jedes simplifizierende 
Entweder-Oder, jede unangebrachte Pauschalierung sowie starre Positionen 
abzuweisen, um zu einer Offenheit im interkulturellen Verstehensprozess zu 
gelangen. Für jede philosophische Auseinandersetzung mit der Interkulturalität 
muss das Fremdverstehen, der engagierte Nachvollzug des Fremden eine zentrale 
Rolle spielen.  
   Wie prekär Verstehen im interkulturellen Zusammenhang gerade in der 
gegenwärtigen weltpolitischen und wohl auch weltphilosophischen Situation ist, 
darauf verweist Ram Adhar Mall. Er spricht von einer „vierdimensionalen 
hermeneutischen Dialektik.“221 Dabei geht es erstens um das Selbstverständnis 
Europas aus eigener Sicht, zumal sich Europa Nichteuropäern gegenüber trotz 
aller interner Differenzen als Einheit präsentiert. Zweitens vermitteln etablierte 
wissenschaftliche Fächer wie beispielsweise Orientalistik und Ethnologie ein 
„europäisches“ Verstehen der nicht-europäischen Kulturen (Philosophien, 
Religionen). Aber diese nicht-europäischen Kulturen – und das ist der dritte Punkt 
- tragen ihr je eigenes Selbstverständnis selber vor, sie wollen sich nicht länger 
von anderen interpretieren lassen. Und da ist schließlich viertens noch das 
Verstehen Europas durch die außer-europäischen Kulturen. Das ergibt für uns 
                                                 
220 Vgl. Cesana 2000, S.443 
221 Mall 2005a, S.17 
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Europäer eine neue Situation: Europa ist heute – so Mall - interpretierbar 
geworden. 
   Das Problem des Verstehens von Fremdem ist kein genuin philosophisches, 
wenngleich von hoher philosophischer Brisanz, und das ganz besonders bei 
interkulturellen Betrachtungen. Beispielsweise wurde in der Ethnologie schon 
sehr früh die Frage gestellt, ob über gewisse Grenzen sozialer Vertrautheit hinweg 
ein Verstehen von Fremdem überhaupt möglich ist. Es stand dabei immer der 
Vorwurf im Raum, dass die Beschreibung fremder Kulturen lediglich Anlass 
dafür ist, die eigenen Sinnmuster und Vorurteile zu reproduzieren, dass es dabei 
bloß um die Bestätigung der eigenen Überzeugungen geht.222 
   Bei dem Versuch Fremdes zu verstehen, kommt es zu einer paradoxen 
Situation: Wenn verstanden wird, so wird auch der betreffende Gegenstand 
angeeignet und seiner Eigenheit beraubt.223 Wird nicht verstanden, so scheint das 
Verstehen von Fremdem grundsätzlich problematisch zu sein. Diese 
erkenntnistheoretische Problematik hat auch eine politisch-ethische Dimension, 
wie unter anderem Charles Taylor aufzeigt. Er spricht von zwei politischen 
Konzeptionen, die beide auf der Idee der Gleichachtung beruhen, aber 
miteinander in Konflikt geraten. Die eine Forderung richtet sich auf ein 
„differenz-blindes“ Verhalten, also auf gleiche Achtung und gleiches Verständnis 
für alle Kulturen, während die andere ihren Fokus auf das Besondere legt, das 
anerkannt und gefördert werden soll.224 Gerade erstere - laut Taylor eine bekannte 
Forderung des Liberalismus der Menschenwürde - wirft ein 
                                                 
222 Vgl. Kogge 2001, S.12 
223 Ram Adhar Mall verweist auf diese Eigenart beim Verstehen von Fremdem: „Immer wenn im 
Namen des Verstehens alle Differenzen getilgt werden sollen, ist Gewalt in irgendeiner Form am 
Werke.“ (Mall 2005a, S.30). Deshalb plädieren postmoderne Philosophen (z.B. Derrida) für eine 
Beibehaltung der Differenz.  
224„Einerseits fordert das Prinzip der Gleichachtung ein ‚differenz-blindes’ Verhalten. Die 
Auffassung, daß alle Menschen gleich zu achten seien, konzentriert sich vor allem auf das, was bei 
allen gleich ist. Andererseits sollen wir das Besondere anerkennen und sogar fördern. […] Es 
wird behauptet, der angeblich neutrale Komplex ‚differenz-blinder’ Prinzipien, der von der Politik 
der allgemeinen Menschenwürde verfochten wird, spiegele in Wirklichkeit eine ganz bestimmte 
hegemoniale Kultur.[…]Folglich sei die angeblich faire, ‚differenz-blinde’ Politik nicht nur 
unmenschlich (weil sie Identitäten unterdrückt), sondern auch auf eine subtile, ihr selbst nicht 
bewußte Weise in hohem Grade diskriminierend.“ (Taylor 1993, S.33f). 
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erkenntnistheoretisches Problem beim Verstehen von Fremdem auf. Nimmt man 
den Anspruch ernst, Fremdes wirklich zu verstehen, muss eine mögliche 
Differenzblindheit insofern berücksichtigt werden, als nicht von vornherein davon 
ausgegangen werden darf, dass es universale Gemeinsamkeiten gibt. Es muss 
eingeräumt werden, dass Fremdes auch so fremd sein kann, dass es nicht 
verstanden werden kann. Eine solche Konzeption muss also die Möglichkeit des 
„Nichtverstehens“ mit einschließen. Wie problematisch das gerade im 
Zusammenhang mit Fragen der Menschenwürde und Menschenrechte sein kann, 
braucht nicht extra betont zu werden.   
   Es geht also um das Verstehen, und zwar – stark vereinfacht und verkürzt - um 
das Verstehen einer fremden Kultur. In der Vergangenheit waren es vor allem die 
Geisteswissenschaften, die sich mit der Problematik des Verstehens 
auseinandergesetzt haben. In Abgrenzung zu den kausalistischen 
Erklärungsmodellen der Naturwissenschaften wurde „Verstehen“ zu einem 
Zentralbegriff. Wilhelm Dilthey brachte diesen Dualismus auf die Kurzformel: 
„Die Natur erklären wir, das Seelenleben verstehen wir.“225 Das Wort 
„Seelenleben“ wird von Dilthey in einem sehr weiten Sinn verwendet, es umfasst 
über die rein psychologischen Faktoren hinaus auch alle anderen geistigen 
Produkte und Lebensweisen der Menschen, also ihre gesamte Kultur. Dabei sind 
zunächst einmal zwei Aspekte zu beachten: Einerseits geht es beim Verstehen 
fremder Kulturen oder Kulturphänomene um das Begreifen des Neuen, (noch) 
nicht Bekannten. Es wird versucht herauszufinden, was der andere „meint“ (mit 
seiner Sprache, seinem Text…). Andererseits geht es um das sinnhafte Einfügen 
des Neuen in bereits Bekanntes, also in schon vorhandene Strukturen. Dass sich 
diese bei einem solchen Vorgang des Einfügens auch selber verändern, liegt auf 
der Hand. Verstehen ist immer auch Übernahme von anderem und damit 
verbunden eine Veränderung der eigenen Handlungsgrundlagen.226 Der 
Verstehensprozess erstreckt sich dabei auf den gesamten Bereich interkultureller 
                                                 
225 Wilhelm Dilthey: „Ideen über eine beschreibende und zergliedernde Psychologie“, zitiert aus: 
Maletzke 1996, S.35 
226 Vgl. Kogge 2002, S.21 
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Interaktion227, also auf das Verstehen fremder Äußerungen, seien sie nun 
sprachlicher Natur oder in anderer Form vorhanden. 
   Eine gerade für interkulturelle Belange sehr erhellende Analyse des 
Verstehensprozesses liefert Werner Kogge.228 Er beschreibt „Verstehen“ unter 
Bezug auf Charles S. Peirce als einen elementaren Bestandteil von Sinnprozessen. 
Der Verstehensprozess – so sein Konzept – ist als eine Bewegung aufzufassen, die 
mit der Auslösung eines Zweifels beginnt, dann zumindest für eine minimale 
Zeitspanne in Schwebe bleibt und schließlich zu einer (neuen) Meinung oder 
Überzeugung führt und sich damit schließt.229 Der Beginn der Verstehensdynamik 
ist von einer Spannung zwischen den eingeübten Mustern des eigenen Handelns 
(Kontinuität) auf der einen, und der jeweils speziellen Situation die auf den Plan 
tritt und als neuartig wahrgenommen wird, auf der anderen Seite gekennzeichnet. 
Dabei wird ein Verhältnis zwischen der vertrauten Welt, in die man selbst 
verwickelt ist, und der als neuartig empfundenen gebildet. „Zunächst eröffnet sich 
die Verstehenssituation nur, wenn die Differenz von neuartiger Konfiguration zu 
vertrauten Mustern für einen Moment bestehen kann.“230 Diese Differenz kann 
sich nur dann entfalten, wenn die Fähigkeit und wohl auch die Gelegenheit dazu 
da ist, sich vom neuen Gegenstand „verführen zu lassen“, wenn die eigene 
Neugier geweckt und ein – im philosophischen Sinn - „Staunen“ sich einstellt.231 
                                                 
227 Wenn Menschen verschiedener Kulturen einander begegnen, so werden die dabei ablaufenden 
Prozesse als interkulturelle Kommunikation oder interkulturelle Interaktion bezeichnet. Manche 
Autoren unterscheiden zwischen diesen beiden Begriffen. Hans-Jürgen Lüsebrink beispielsweise 
versteht unter „interkultureller Interaktion“ Formen der Begegnung zwischen Angehörigen 
verschiedener Kulturen, wobei verbale Kommunikation eine wichtige, aber nicht ausschließliche 
Rolle spielt. Er nennt neben der verbalen Kommunikation noch die damit eng verknüpfte 
paraverbale Kommunikation (Intonation, Sprechrhythmus usw.), die nonverbale Kommunikation 
(Gestik, Mimik, Körperbewegungen im Raum usw.) und die mediatisierte Kommunikation (dabei 
geht es um die Darstellung in unterschiedlichen Medien, wie Presse, Film, Fernsehen usw.) (vgl. 
Lüsebrink 2005, S.43). 
228 Werner Kogge ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Helmholtz–Zentrum für Kulturtechnik der 
Freien Universität Berlin. 
229 Vgl. Kogge 2002, S.266 
230 Kogge 2002, S.346 
231 Das „Staunen-Können“ (thaumazein) hat bekanntlich eine lange philosophiegeschichtliche 
Tradition. So lässt beispielsweise Platon im Dialog „Theaitetos“  Sokrates sagen: „Theodoros, du 
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Es kommt also zu einer Spannung zwischen dem schon Bekannten und dem 
aktuell Gegebenen, die Situation bleibt in Schwebe und es wird versucht, den 
neuartigen Gegenstand in Bezug zu Bekanntem zu setzen. „So gibt es einen 
Widerstreit zwischen jener Gegebenheit und diesen Mustern, der – wie Peirce 
sagt – Sekunden oder Jahre dauern kann.“232 Damit wird ein Raum geschaffen, in 
dem auch andere in ihm liegende Handlungsmöglichkeiten zum Vorschein 
kommen können. Kogge nennt diesen Vorgang „ausgezeichnetes Verstehen“.233 
Der Abschluss dieses Vorganges ist dann auch keine bloße Identifizierung, indem 
das Neue mit Bekanntem gleichgesetzt wird, es wird vielmehr ein Drittes gesucht, 
das es erlaubt, Gemeinsamkeiten und Differenzen zu sehen. So aufgefasstes 
Verstehen bringt also ein „Sich-selbst-Ändern“ mit sich, es kommt zu einem 
Eingriff in die je eigenen Handlungsbedingungen im Sinne einer Umgestaltung 
des Sinnsystems und damit – über einen Rückwirkungseffekt – auch zu 
veränderten kulturellen Handlungs- und Verhaltensgewohnheiten.  
   Nach dieser Analyse des Verstehensprozesses ganz allgemein, komme ich 
wieder auf das interkulturelle Verstehen zurück. Dieses ist immer dann gefragt, 
wenn die „Begegnungspartner“ verschiedenen Kulturen angehören und sich 
wechselseitig als „fremd“ erleben. Der Medienwissenschaftler P.A. Bruck liefert 
dazu eine treffende Definition: „Als interkulturell werden alle Beziehungen 
verstanden, in denen die Beteiligten nicht ausschließlich auf ihre eigenen Kodes, 
Konventionen, Einstellungen und Verhaltensformen zurückgreifen, sondern in 
denen andere Kodes, Konventionen, Einstellungen und Alltagsverhaltensweisen 
erfahren werden. Dabei werden diese als fremd erlebt und/oder definiert. 
‚Interkulturell’ sind daher alle jene Beziehungen, in denen Eigenheit und 
                                                                                                                                     
Lieber, urteilst eben ganz richtig von deiner Natur. Denn dies ist der Zustand eines gar sehr die 
Weisheit liebenden Mannes, das Erstaunen; ja es gibt keinen andern Anfang der Philosophie als 
diesen […]“ (Platon: „Theaitetos“ 155b, Sämtliche Werke im 4 Bänden, hier Band 3, S.170). Bei 
Aristoteles heißt es ähnlich: „Denn Verwunderung (thaumázein) veranlaßte zuerst wie noch jetzt 
die Menschen zum Philosophieren […], indem man anfangs über die unmittelbar sich 
darbietenden unerklärlichen Erscheinungen sich verwundere, dann allmählich fortschritt und 
auch über Größeres sich im Zweifel einließ […]“ (Aristoteles: „Metaphysik“, 982 b11, 
Metaphysik, Rowohlts Enzyklopädie, S.42)  
232 Kogge 2002, S.267 
233 Vgl.Kogge 2002, S.269 und  344ff 
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Fremdheit, Identität und Andersartigkeit, Familiarität und Bedrohung, Normalität 
und Neues zentral Verhalten, Einstellung, Gefühle und Verstehen bestimmen. 
‚Interkulturell’ sind alle jene menschlichen Beziehungen, in denen die kulturelle 
Systemhaftigkeit durch die Überschreitung der Systemgrenzen erfahren wird.“234 
   Dieser interkulturelle Verstehensprozess birgt einige nicht zu unterschätzende 
Gefahren in sich und verdient deshalb die Bezeichnung „Problemfeld“ zu Recht. 
Auf eine dieser möglichen Gefahren wurde bereits ausführlich hingewiesen: 
Wenn bei der Analyse der interkulturellen Interaktionen es zu einer Überbetonung 
bestimmter Faktoren und zur Vernachlässigung oder gar Ausblendung anderer 
kommt, kann es zu einer Polarisierung kommen, bei der beispielsweise die 
kulturellen Aspekte zu stark in den Vordergrund treten. Gemeint ist hier Samuel 
P. Huntingtons Kulturkonflikttheorie, der mit seinem Hauptthese „Kampf der 
Kulturen“ (Krisen und Konflikte haben kulturelle und religiöse Ursachen) und den 
angeschlossenen Schlagworten wie „asiatische Affirmation“ (gemeint ist damit 
vor allem der wirtschaftliche und politische Aufstieg Ost- und Südostasiens), 
„Resurgenz des Islam“ (verstanden als  Renaissance und  Erstarken des Islam als 
politische Kraft), „Konfuzianisch-islamische Verbindung“ (der – für den Westen 
bedrohliche – Zusammenschluss beider Religionen) und „blutige Grenzen des 
Islam“ (Huntington meint damit die Konfliktherde, die sich von Bosnien über den 
Libanon und Israel, Westafrika, Pakistan und Indien bis nach Indonesien und die 
Philippinen ziehen) zu einer kulturellen Polarisierung - zumindest indirekt - 
beigetragen hat.235 
   Die Verständigung zwischen den Kulturen birgt aber auch noch andere 
„Gefahren“ in sich, wie Forschungen im Bereich der interkulturellen 
Kommunikation zeigen.236 Vorweg der Versuch einer Definition: „Interkulturelle 
Kommunikation gilt als wesentliche Voraussetzung für die friedliche Koexistenz 
der Kulturen. Interkulturalität erscheint somit als Modell für die Entstehung einer 
                                                 
234 P.A. Bruck: „Interkulturelle Entwicklung und Konfliktlösung“, zitiert aus: Maletzke 1996, S.37 
235 Für eine genauere Darstellung der Thesen Huntingtons siehe weiter oben (Clash of 
Civilizations?). 
236 Für eine Einführung in „Interkulturelle Kommunikation“ siehe u.a. Maletzke 1996 und 
Lüsebrink 2005. 
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politisch bejahten multikulturellen Weltgemeinschaft.“237 Diese mit einem sehr 
hohen Anspruch versehene Begriffsbestimmung von „interkultureller 
Kommunikation“ stammt aus einer Veröffentlichung der Universität Trier aus 
dem Jahr 1997 und hat eine sehr konsens- und verständigungsorientierte 
Zielsetzung. Aber kann es eine solche Harmonie überhaupt geben? Ist ein solcher 
Anspruch auf Konsens wirklich haltbar? Isaiah Berlin hat – nicht auf die 
interkulturelle Kommunikation im Speziellen bezogen, sondern in einem größeren 
Kontext gemeint - dafür eine eindeutige Antwort: Er spricht im Zusammenhang 
mit einer möglichen Harmonie aller Werte von einem „metaphysischen 
Trugbild“.238 Auch ohne Konsens, ja gerade in der Zurückweisung einer solchen 
strikten Zielsetzung, in der Bejahung des Dissens, erscheint  im interkulturellen 
Bereich eine Möglichkeit zu einem erfolgreichen Dialog (Polylog) zu bestehen. 
Dabei muss auf die Idee eines möglichen Konsenses nicht gänzlich verzichtet 
werden, ihr „regulativer Charakter“239 kann erhalten bleiben, nur kann 
interkulturelle Kommunikation nicht darauf warten, bis sich Konsens einstellt.240 
Wir Menschen sind unhintergehbar durch unsere je eigene Kultur geprägt, und 
                                                 
237 Alois Hahn/Norbert Platz (Hrsg.): „Interkulturalität als neues Paradigma“, zitiert aus: Lüsebrink 
2005, S.31. 
238 „Wer einräumt, daß die Erfüllung bestimmter Ideale die Erfüllung anderer Ideale prinzipiell 
unmöglich macht, der sagt damit auch, daß die Vorstellung von vollständiger menschlicher 
Erfüllung ein Widerspruch in sich, ein metaphysisches Trugbild ist. Für jeden rationalistischen 
Metaphysiker, von Platon bis zu den letzten Schülern Hegels’ und Marx’, ist dieser Verzicht auf 
die Idee einer Harmonie, in der zuletzt alle Rätsel gelöst, alle Widersprüche versöhnt werden, ein 
Ausdruck von krudem Empirismus, eine Kapitulation vor den rohen Fakten, ein unerträglicher 
Bankrott der Vernunft vor den Dingen, wie sie nun einmal sind [...]“. Ist man allerdings nicht mit 
einer „apriorischen Idee“ dieser Art ausgestattet, so verbleibt nur das Mittel der empirischen 
Beobachtung und der gewöhnlichen menschlichen Erkenntnis. Und diese Erfahrung weist eher auf 
eine Pluralität der Werte und Überzeugungen hin. Isaiah Berlin dazu weiter: „Aber mir scheint 
auch, daß der Glaube, im Prinzip ließe sich die eine Formel finden, mit deren Hilfe alle 
unterschiedlichen Ziele der Menschen harmonisch verwirklicht werden können, nachweislich 
falsch ist. Wenn, wie ich glaube, die Ziele der Menschen vielfältig sind und wenn sie prinzipiell 
nicht alle miteinander vereinbar sind, dann läßt sich die Möglichkeit von Konflikt […] im privaten 
wie im gesellschaftlichen Leben des Menschen nie ganz ausschließen.“ (Berlin 1995, S.250ff).   
239 Mall 2006, S.160 
240 Einen überzeugenden Lösungsansatz zu dieser Problematik liefert R.A. Mall mit seinem 
Konzept der „analogischen Hermeneutik“. Darauf wird weiter unten noch genauer eingegangen. 
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daraus resultiert eine Vielzahl von möglichen erkenntnistheoretischen Ansätzen. 
Es scheint eine „anthropologische Konstante“241 zu sein, unsere Welt auch 
unterschiedlich zu interpretieren, abhängig von den jeweils kulturspezifischen 
Prägungen. Und das führt zwangsläufig zu Dissens. Paul Ricœur schreibt dazu: 
„Es ist wichtig, den Konfliktcharakter einer entwickelten Gesellschaft ernst zu 
nehmen. Wir können uns nicht damit bescheiden, auf einen Konsens zu hoffen.“242 
  So erscheint es nicht weiter verwunderlich, dass sich die Forschung im Bereich 
der interkulturellen Kommunikation ganz besonders für die Konflikte, 
Missverständnisse und „Critical Incidents“243 interessiert, die sich bei 
Interaktionen zwischen Angehörigen unterschiedlicher Kulturen ergeben. Die 
Palette reicht hier von der Makroperspektive eines Zivilisationskonfliktes 
(Huntington) bis zur Mikroebene der interkulturellen Kommunikation, bei der 
sich Konflikte in Missverständnissen und Aggressionen zeigen können. Beispiele 
dafür wären Fehlinterpretationen des sprachlichen oder non-verbalen Verhaltens 
und Handelns der Kommunikationspartner, die auf Unkenntnis, fehlende 
Erfahrung oder schlicht auf Überheblichkeit (Beharren auf den eigenen Werten 
und Gepflogenheiten) beruhen. Solche interkulturellen Missverständnisse (Critical 
Incidents) bilden eine nicht zu unterschätzende Gefahr im Umgang mit fremden 
Kulturen. 
   Fremdverstehen scheint ganz allgemein von einer fundamentalen Spannung 
begleitet zu sein. Darauf verweist auch der deutsche Kulturwissenschaftler Claus 
P. Hansen, indem er – unter Bezug auf einen Text von Lothar Bredella – von zwei 
Extrempositionen spricht: „Die eine hält Fremdverstehen entweder für 
erkenntnistheoretisch unmöglich oder aber aus pragmatischen Gründen für nicht 
wünschenswert, da die Gefahr eines geistigen oder materiellen Imperialismus 
nicht auszuschließen sei. Die andere macht aus der Not eine Tugend, indem 
Distanz zur Bedingung von Verstehen erklärt wird, so daß sich aus der Fremdheit 
der anderen Kultur ihre Verstehbarkeit fast zwangsläufig ergibt.“244 Für den 
Verstehensprozess im interkulturellen Bereich sind beide Positionen nicht 
                                                 
241 Mall 2006, S.159 
242 Paul Ricœur: „Die Geschichte ist kein Friedhof“; zitiert aus: Mall 2006, S.159 
243 Lüsebrink 2005, S.31 
244 Hansen 1995, S.184 
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zufrieden stellend. Deshalb schreibt auch Hansen bezüglich der zweiten Position: 
„Zusammenarbeit impliziert aber nicht zwangsläufig Verstehen und schon gar 
nicht Fremdverstehen.“245 Ähnlich, wenn auch aus einer anderen Perspektive, 
argumentiert der Schweizer Historiker Urs Bitterli. Er spannt den Bogen, in dem 
sich Fremdverstehen befindet, zwischen einer distanzierten Neutralität auf der 
einen und der Position des „einfühlenden Verstehens“ auf der anderen Seite.246 
   Der Verstehensprozess von Kulturfremdem bewegt sich also zwischen zwei 
Positionen: Die eine wäre die Vorstellung von einer weitgehend 
kulturunabhängigen, objektiven „Übersetzung“ des Fremdkulturellen, zumal wir 
dabei auf ein bestimmtes Vorverständnis angewiesen sind und grundsätzlich nicht 
über den Verstehenshorizont der eigenen Kultur hinauskönnen. Die zweite 
Position wäre die Vorstellung, Fremdes ist uns grundsätzlich nicht zugänglich. 
Die Frage, ob denn ein Verstehen des gänzlich Fremden überhaupt möglich sei, 
erweist sich aber als falsch gestellt, wie Bernhard Waldenfels überzeugend 
argumentiert. Er verweist dabei auf den Unterschied zwischen „radikaler“ und 
„absoluter Fremdheit“. Selbst wenn etwas radikal fremd und damit außer-
ordentlich ist, bleibt es auf die jeweilige Ordnung bezogen, auch wenn es sich 
dieser entzieht oder sie übersteigt. Die Vorstellung des absolut Fremden ist in sich 
widersprüchlich, es hebt sich selbst auf, da das für den Verstehensprozess 
unentbehrliche Vorverständnis keinen Anhaltspunkt mehr hätte. Waldenfels 
erklärt diesen Zusammenhang anhand eines Beispieles: „Eine Fremdsprache, die 
absolut anders wäre als die eigene Sprache, würde nicht einmal als Sprache 
gehört, sie wäre keine Fremdsprache mehr und würde sich in ein merkwürdiges 
Geräusch verwandeln.“247  Fremdverstehen muss sich demnach in dem mittleren 
Bereich zwischen bereits Bekanntem und dem absolut Fremden abspielen. 
   Niemand, der „Interkulturalität“ ernst nimmt, wird um eine differenzierte 
Beschäftigung mit dem Fremdverstehen herumkommen. Wenn nämlich der 
Kommunikationsprozess nicht gelingt, wird das Fremde zu einer Bedrohung und 
                                                 
245 Hansen 1995, S.189 
246 „Zu meinen, man könnte sich dem Problem des Fremden von der Position einer 
außergeschichtlichen Objektivität aus nähern, wäre ebenso falsch wie anzunehmen, es sei 
möglich, aus sich selbst herauszutreten und, ‚sich einfühlend’, im fremden Objekt aufzugehen.“ 
(Bitterli 1991, S.79) 
247 Waldenfels 1993, S.59 
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zu einer Gefahr für das eigene Selbstverständnis. Gelingende Kommunikation 
erfordert aber keineswegs ein Verwischen oder gar die Aufhebung der Grenzen 
zwischen dem eigenen und dem anderen Selbstverständnis. Die Differenz 
zwischen den unterschiedlichen, kulturbedingten Lebensentwürfen ist durchaus zu 
bejahen. Ram Adhar Mall dazu: „Die Faktizität des Fremden muß man tragen und 
ertragen lernen. Dies ist ebenfalls von dem Fremden zu erwarten.“248 Wo das 
aber nicht gelingt, wo interkulturelles Fremdverstehen und das Akzeptieren des 
Anderen scheitert, besteht die Gefahr, dass diesem mit Vorurteilen begegnet wird 
und es zur Ausbildung von Stereotypen kommt.249 Damit wird der so wichtige 
Prozess der hermeneutischen Annäherung an das Fremde gestört. „Wie jeder 
andere Mythos bewirken Stereotype eine Verzerrung der Wirklichkeit, die nach 
dem Mechanismus der ‚self-fulfilling prophecy’ das erkennende Subjekt mit 
hermeneutischer Blindheit schlägt.“250 Die deutsche Psychologin Elke Bracht 
sieht unter Berufung auf eine Veröffentlichung von Wolfgang Stroebe und 
Chester A. Insko einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen Stereotypen, 
Ethnozentrismus und der Gefahr von Aggression und Gewalt.251 
   Vorurteile und Stereotype bilden also eine nicht zu unterschätzende Gefahr im 
Bereich der interkulturellen Interaktion. Wie brisant das Thema ist, wird durch 
eine Studie des britischen Sozialpsychologen Henri Tajfel aus dem Jahr 1978  
verdeutlicht, der deskriptiv die wichtigsten Kriterien von Stereotypen auflistet. So 
sind Personen schnell bereit, andere Gruppen mit wenigen, aber „groben“ 
Attributen zu charakterisieren. Stereotypen besitzen eine Art Trägheit gegenüber 
Veränderungen, sie sind extrem hartnäckig in einem sozialen  Klima der 
                                                 
248 Mall 1996a, S.60 
249 Klaus P. Hansen verweist auf den begrifflichen Unterschied zwischen „Vorurteil“ und 
„Stereotyp“: „Die Begriffe Vorurteil und Stereotyp beschreiben somit denselben Sachverhalt einer 
Erkenntnisbarriere, wobei der letztere aber die Standardisierung dieser Barriere stärker betont. 
Stereotyp meint nicht irgendein Vorurteil, sondern das übliche und gewöhnliche, welches in einem 
Kollektiv über ein anderes besteht.“ (Hansen 1995, S.183) 
250 Hansen 1995, S.182f 
251 „Gruppen- oder gesellschaftliche Unterschiede resultieren aus dem Konflikt zwischen den 
verschiedenen Gruppen. Daß die Entwertung der ‚outgroup’ eine nützliche Funktion in 
Gruppenkonflikten hat, ist eine hinreichende Erklärung für Ethnozentrismus. Stereotyp und 
Vorurteil als Gruppenideologie unterstützen die eigene Überlegenheit und rechtfertigen 
Aggression und Gewalt.“ (Bracht 1994, S.82) 
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Spannung und des Konflikts und werden dabei akzentuierter und zunehmend 
feindlicher. Und, Stereotypen werden in jungen Jahren gelernt, bevor das 
Individuum ein klares Wissen über die betreffende Gruppe hat.252 Stereotypen 
sind in diesem Sinn (negative) Kennzeichen einer kulturellen Identität, sie haben 
dabei sowohl individuelle als auch soziale Funktionen. Erstere sind kognitiv und 
„haben Relevanz für das eigene Wertesystem und die Selbst-
Konzeptualisierung.“253 Die sozialen Funktionen des Stereotyps werden dazu 
benutzt, die komplexen und gewöhnlich verwirrenden sozialen Ereignisse durch 
Reduktionismen und grobe Vereinfachungen in den Griff zu bekommen. Ein 
Beispiel dafür wäre das „Sündenbockprinzip“, wonach Zuwanderer für soziale 
Probleme wie Arbeitslosigkeit oder Wohnungsnot verantwortlich gemacht 
werden.  
  Franz Martin Wimmer unterscheidet drei Arten von Stereotypen, die in der 
europäischen Historiografie für die Benennung und auch Bewertung von nicht-
europäischem Denken angewandt wurden: Das Fremde als barbarisch, exotisch 
oder heidnisch.254 Als barbarisch wird das Fremde dann eingestuft, wenn 
Menschen in einer Weise und unter Bedingungen leben, die in einer 
grundsätzlichen Differenz zum „Normalzustand“ der eigenen Kultur empfunden 
wird. „Zu Barbaren ist keine Brücke möglich.“255 Exotisch ist das Fremde dann, 
wenn der Unterschied vorwiegend im ästhetischen Bereich liegt. Hier erscheint 
eine gegenseitige Toleranz möglich. Als Heiden wurden – vorwiegend von 
christlichen Theologen - all jene Menschen bezeichnet, die den „wahren 
(christlichen) Glauben“ entweder nicht kannten oder nicht anerkannten. Mit dieser 
Kategorisierung kommen sowohl die aggressive, wie auch die tolerierende und 
missionarische Arroganz im traditionellen, europäischen Denken zum Ausdruck. 
Mit anderen Worten: Was europäisch war (und ist?) gilt als normal und es wird 
wie selbstverständlich versucht,  das Fremde in die eigenen Kategorien zu pressen 
(Prokrustes - Bett). 
                                                 
252 Henri Tajfel:“ Intergroup behavior“, zitiert aus: Bracht 1994, S.78 
253 Bracht 1994, S.79 
254 Vgl. Wimmer 1993, S.35ff 
255 Wimmer 1993, S.35 
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   Gerade der Aspekt „Stereotyp“ als sozial-politischer, aber auch psychologischer 
Begriff verweist auf eine wichtige Einsicht im Bereich der Interkulturalität: 
Nämlich auf den Umstand, dass Fremdheit immer in Bezug auf etwas zu 
verstehen ist, also als relationale Kategorie aufgefasst werden muss. Darauf 
verweist – aus psychologischer Sicht auch Elke Bracht in ihrer Analyse der 
Psychologie des Fremden: „Fremdheit ist ein ‚relationaler’ bzw. ‚multivalenter’ 
Begriff und nicht eine Eigenschaft oder Disposition von jemanden oder etwas per 
se. Ein gewisser Aspekt einer Person oder eines Objekts oder Zustands erscheinen 
einer Peson oder Personengruppe fremd. […] Auch innerhalb unserer eigenen 
Gruppe erkennen wir unerwünschte Tendenzen und Vorgänge als fremd 
gegenüber unseren Gruppennormen. Obwohl wir sie nicht gutheißen und zu 
verbergen suchen, sind sie dennoch Teil unserer eigenen Gruppenidentität. Das 
Fremde veranlaßt uns zu Prozessen des sozialen Vergleichs und macht uns auf 
diese Weise bewußt, wer wir sind und wer wir sein wollen. Die Relationalität der 
Fremdheit muß phänomenologisch als ‚Perspektivität’ betrachtet werden. Nur 
von einem bestimmten Standpunkt aus erscheint eine Person oder Gruppe mehr 
fremd als vertraut.“256  Damit kommt ein Aspekt in den Blickpunkt, der für eine 
philosophische Auseinandersetzung mit der Interkulturalität von Bedeutung ist: 
Das Fremde ist keine objektiv feststellbare Größe oder Eigenschaft, sondern ein 
Verhältnis, in dem ein Individuum oder auch eine Kultur sich gegenüber etwas 
„Fremden“ befindet. Deshalb spricht auch Husserl von einer „Heimwelt“, die uns 
bekannt und vertraut ist, und einer „Fremdwelt“, die als Gegenvorstellung der 
Heimwelt stets - beispielsweise in Form von Vorurteilen oder Stereotypen - 
mitgedacht wird.257 Eine Person oder eine Kultur ist demnach nicht „an sich“ 
fremd, sondern immer nur „für jemanden“ fremd. Die Bezeichnung „Fremdes“ 
stellt also eine Beziehung zwischen dem jeweils Eigenen und dem als nicht 
zugehörig Bewerteten her. Das Fremde wird von einem partikulären Standpunkt 
aus als solches angesehen. 
   Verstehensprozesse sind – wie bereits erwähnt - an ein bestimmtes, je eigenes 
Vorverständnis gebunden und somit notwendigerweise auf die jeweilige Tradition 
bezogen und vom besonderen Kontext abhängig. Andreas Cesana beschreibt die 
                                                 
256 Bracht 1994, S.73 
257 Vgl. Lohmar 1993, S.68f 
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gegenwärtige Debatte, die diesen schwierigen Kommunikationsprozess im 
interkulturellen Zusammenhang kennzeichnet, folgendermaßen: „Heute hat sich 
die Einsicht durchgesetzt, dass sich eine fremde Kulturwelt in ihren Denkformen, 
Glaubenshaltungen, normativen Überzeugungen oder sozialen Einstellungen nur 
dann angemessen erschließen lässt, wenn das fremde Kulturleben gleichsam von 
innen und somit aus dessen eigenen Lebenszusammenhang zu verstehen versucht 
wird.“258 Dieses durchaus begrüßenswerte Verständnis für die Kulturalität und die 
Standortgebundenheit, aber auch für Kontextbezogenheit bei kulturellen 
Erscheinungen im allgemeinen und bei interkulturellen Interaktionen im 
besonderen, wirft – angesichts der doch sehr unterschiedlichen Kulturwelten – die 
Frage auf, ob sich gerade wegen dieser offensichtlichen Pluralität 
kulturunabhängige Universalien überhaupt noch begründen lassen.  
5.3.3 Kulturalität und Universalität  
   Kulturgeprägt und vom jeweiligen kulturellen Kontext abhängig zu sein, gehört 
ganz elementar zur menschlichen Lebenspraxis. Es erscheint aus heutiger Sicht 
unabweisbar, dass dasjenige, was Menschen für wahr und richtig einschätzen, von 
der kulturellen Zugehörigkeit und der damit verbundenen Lebensform abhängig 
ist.259 Der Mensch ist also ein Kulturwesen, doch lebt er nicht in der Kultur, 
sondern in der jeweils besonderen, der er angehört. Diese kulturelle Gebundenheit 
– die Kulturalität – und damit Partikularität des Menschen bedingt aber auch eine 
je unterschiedliche Prägung, die von erkenntnistheoretischen Aspekten bis zu 
ethisch-moralischen Überzeugungen reicht. Der Begriff „Kulturalität“ beinhaltet 
also einerseits eine kulturelle Bedingtheit, nach der sich – über die biologische 
Ausstattung hinweg – das Menschsein erst erschließt. Andererseits enthält 
„Kulturalität“ aber auch unser Angewiesensein auf die jeweilige kulturelle 
Sphäre.  
   Es besteht unter den Wissenschaftlern, die sich mit „Interkulturalität“ 
beschäftigen, weitestgehend darüber Einigung, „dass es keine von den jeweiligen 
kulturellen Kontexten ablösbare menschliche Bezugnahme auf Wirklichkeit geben 
                                                 
258 Cesana 2000, S.448 
259 Für eine ausführlichere Darstellung des Einflusses der Kultur auf die Individuen, siehe w.o. die 
Abschnitte „Kultur“ und „Kulturelle Identität und Ethnozentrismus“. 
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kann.“260 Die Einsicht in die kulturelle und historische Kontingenz dessen, was als 
Norm, Sinn und Bedeutung uns existentiellen Halt gewährt, scheint unumstritten. 
Und dennoch wird im interkulturellen Bereich, speziell wenn es um interkulturelle 
Kommunikation geht, nach einer Verständigungsbasis gesucht, die überkulturell 
ist, die also eine universale Verbindlichkeit hat. Die Suche nach letztverbindlichen 
Begründungen bei interkulturellen Interaktionen weist auf eine gewisse Angst vor 
dem drohenden Verlust von unverrückbaren Fundamenten und einer damit 
verbundenen existentiellen Ungewissheit hin.261 Andreas Cesana schreibt dazu: 
„Ohne universal verbindliche Orientierungspunkte sind wir der pluralistischen 
Flut kulturell variierender Ansichten und Positionen ausgeliefert. Diese 
Beschwörung der Gefahren, die von der Herrschaft des Beliebigen ausgehen, hat 
Richard J. Bernstein als die Haltung der ‚Cartesian anxiety’ bezeichnet: Es ist die 
Angst, ohne zuverlässige Erkenntnisfundamente hilflos dem intellektuellen und 
moralischen Chaos ausgeliefert zu sein.“262 
   Für den Bereich der Interkulturalität, des interkulturellen Handelns und damit 
für die weiteren Überlegungen in diesem Abschnitt gilt es zu untersuchen, auf 
welche Weise unsere Kulturalität – hier verstanden als Traditionalität und damit 
Partikularität – und eine mögliche Universalität den Horizont der Interkulturalität 
jeweils erweitern oder verengen können. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird 
unter „Traditionalität“ ein geschlossenes, auf sich bezogenes und damit 
partikuläres Sinn- und Wertegefüge verstanden, während „Universalität“ über 
diese Beschränkung hinausgreift und dabei – in normativer Hinsicht – eine 
allgemeine Verbindlichkeit beansprucht. Daraus resultiert – scheinbar – eine 
Gegensätzlichkeit. Um es gleich vorweg zu nehmen, dieser Zuschreibung soll hier 
widersprochen werden, denn grundsätzlich tendieren beide Systeme zu einer 
Selbstverschließung. Hans Rainer Sepp schreibt dazu: „Tradition und 
Universalität sind mit dem Gegensatzpaar ‚selbstbezüglich’ und ‚übergreifend’ 
jeweils nicht ausschließlich zu bestimmen, da sowohl Tradition offen sein kann 
wie Universalität geschlossen. Sinnganzheiten, gleich ob sie partikular oder 
                                                 
260 Cesana 2007, S.58 
261 Siehe dazu die Ausführungen im Abschnitt „Kulturelle Identität und Ethnozentrismus“. 
262 Cesana 2000, S.449 und ders.2005, S.55 
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übergreifend sind, tendieren vielmehr als solche dazu, ihren Ausgriff zu 
verfestigen, sich zu verschließen.“263 
   Das Universale nimmt für sich in Anspruch, dass ihre Inhalte allgemein 
verständlich und damit auch allgemein zugänglich sind. Damit unterscheidet es 
sich vom Partikularen, das von einem eigenen Sinn- und Wertesystem ausgeht, 
welches nur bedingt an andere vermittelbar ist. Vom jeweils anderen Standpunkt 
aus betrachtet erscheint das Universale als ortlos und unverbindlich und das 
Partikulare als orthaft und abgeschlossen. Die Grenzziehung zwischen beiden 
verläuft allerdings alles andere als scharf und eindeutig. So hat auch das 
Universale seine Verankerung im Partikularen. Unter Verweis auf den aus der 
europäischen Kultur hervorgegangenen Universalismus schreibt Hans Rainer 
Sepp: „Die Stiftung der universalen Idee war kulturell singulär, doch entdeckt, 
freigelegt wurde ein diese Singularität übertreffendes Allgemeines. […] 
Urstiftende Verankerung wie ausgreifende Normierung binden das Universale an 
ein Partikulares: an diejenige Existenz, die in ihrem Ort das Universale erschloß 
und von ihrem Ort aus es propagiert. “264 
   Andererseits gilt aber auch, dass sich Traditionen immer schon selbst  
überschritten haben. Es ist die Zeitlichkeit, die eine dynamische Funktion entfaltet 
und – weil in Kulturen ja Menschen agieren und sich entwickeln – auf diese 
Weise kommt es zu einer steten Differenz zwischen dem Ursprung und dem aus 
ihm heraus sich Entwickelten. In diesem Sinne ist jede Tradition prinzipiell offen, 
der „urstiftende Grund“265 gilt nur als Ausgangspunkt. Menschliche Existenz ist 
dadurch gekennzeichnet, dass sie Gegebenes überschreitet und sich damit  neue 
Möglichkeiten eröffnen kann.266 
   Historisch gesehen, hat der (westliche) Universalismus eine lange Geschichte. 
Die Formulierung „quod ubique, quod semper, quod ab omnibus creditum“ des 
Kirchenvaters Vinzenz von Lérins (5.Jhd.) wird in dem Zusammenhang gerne 
zitiert, um den universalen Geltungsanspruch und die kulturunabhängige 
                                                 
263 Sepp 2006, S.309f 
264 Sepp 2006, S.312f 
265 Sepp 2006, S.325 
266 Hans Rainer Sepp entwirft in seinem Aufsatz „Offene Tradition – geschlossene Universalität?“  
in Anschluss an Rorty, Kolakowsky und Habermas ein System der „Transpossibilität“, auf das hier 
nicht näher eingegangen wird (siehe Sepp 2006, S.315ff). 
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Verbindlichkeit des klassischen Universalismus zu zeigen.267 Dieser Anspruch 
wird heute speziell in der interkulturellen Debatte nicht mehr mit diesem 
Nachdruck erhoben. Trotzdem wird die Suche nach dem Gemeinsamen (vielleicht 
eine etwas abgeschwächte Form von Universalien) nicht aufgegeben. Man denke 
beispielsweise an den Bereich der Ontologie (universale Kategorien), der Ethik 
(universal gültige Normen, z.B. Menschenrechte) und an den Bereich der 
Erkenntnistheorie (Vernunft, allgemein gültige logische Gesetze).268 Obwohl 
heute mit solchen Ansprüchen eher vorsichtig umgegangen wird – die Kritik 
richtet sich hier vor allem gegen eine durchgehende Universalität -  kann trotzdem 
eine universalistische Tendenz unterschwellig und sublim mitschwingen, vor 
allem, wenn es um westliche Dominanzansprüche geht. Karl Acham schreibt 
beispielsweise dazu: „In vielen Traktaten, die im Namen der transkulturellen und 
überzeitlichen Rationalität und Moral geschrieben werden, welche uns angeblich 
mit den anderen verbindet, geht es genauer betrachtet darum, die anderen – etwa 
‚unsere Brüder und Schwestern’ in der Dritten und Vierten Welt – dann zu loben, 
wenn sie so denken wie wir.“269 
   Auch in der Debatte um die Globalisierung270 wird immer wieder von 
universalistischen Tendenzen innerhalb der dabei ablaufenden Prozesse 
gesprochen. Allerdings wäre es falsch und wohl auch irreführend, Globalisierung 
und Universalismus gleichzusetzen, zumal letzterer von der Vision ausgeht, eine 
„Weltgesellschaft unter einheitlichen, vernunftbegründeten Rechtsprinzipien“271 
festzulegen. Die Globalisierung hingegen hat längst keinen utopischen oder 
visionären Charakter mehr, sie ist Faktum. Für Ram Adhar Mall ist sie eine neue, 
                                                 
267 In seinem „Kanon“ für die katholische Tradition schreibt Vinzenz von Lérins u.a.: „In eben 
jener katholischen Kirche selbst ist mit größter Sorgfalt dafür zu sorgen, daß wir halten, was 
überall, was immer, was von allen geglaubt wurde. […] Wir folgen aber demgemäß der 
Universalität, wenn wir bekennen, daß der eine Glaube wahr ist, den die gesamte Kirche in der 
ganzen Welt bekennt.“ (Vinzenz von Lérins, Kanon, zitiert aus URL: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Vinzenz_von_L%C3%A9rins (14.10.2007). 
268 Vgl. Wimmer 2000, S.124f 
269 Karl Acham: „Historismus – Multikulturalismus – Kommunitarismus“. Zitiert aus: Cesana 
2000, S.450. 
270 Siehe dazu w.o. der Abschnitt „Globalisierung und Interkulturalität“. 
271 Cesana 2000, S.450 und ders.2005, S.56 
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moderne Form der großen Erzählungen,272 deren Merkmale die weltweite 
Verbreitung und Intensivierung ökonomischer, sozialer, technologischer, 
kultureller und medizinischer Faktoren sind. Bezogen auf universale 
Einheitsideale ist dabei offensichtlich, dass nicht jeder Aspekt der Globalisierung 
diesen Anspruch stellen kann. So sind die „Teilgebiete“ Information, Technologie 
und Ökonomie was die „Universalität“ ihrer Erscheinungsformen anlangt sehr 
weit fortgeschritten, auf anderen Gebieten wie beispielsweise Solidarität, 
Gerechtigkeit, Ethik usw. gibt es sehr uneinheitliche Verbreitungen.273 
   Eine sehr pointierte Darstellung der – von ökonomischen Überlegungen 
geleiteten - universalistischen Bestrebungen des Westens hat der amerikanische 
Politikwissenschaftler Benjamin R. Barber geliefert. In seinem Buch „Coca-Cola 
und Heiliger Krieg“274 bezeichnet er diesen westlichen Universalismusanspruch 
als „McWorld“ und meint damit diejenige Tendenz, nach der „[…] die nach vorn 
preschenden Kräfte von Wirtschaft und Technik eine Vernetzung und 
Vereinheitlichung einfordern und die Menschen allenthalben mit schneller Musik, 
schnellen Computern und schnellem Essen hypnotisieren, mit MTV, Macintosh 
und McDonald’s, und die Völker zu einem gleichförmigen weltweiten 
Vergnügungspark vereinen, zum weltweiten McWorld, vernetzt durch 
Kommunikation, Datentausch, Entertainment und Kommerz.“275 Die Metapher 
„McWorld“ steht also für eine vom expansionistischen Kommerz beflügelte 
Allerweltskultur. Gegen diese vereinheitlichenden Tendenzen sieht Barber 
weltweit Kräfte am Werk, die unter Berufung auf kulturelle Autonomie und 
heimatliche Bindung traditionale und partikuläre Strömungen hervorrufen. Diese 
werden von ihm mit dem – provokanten – Wort „Dschihad“ bezeichnet. Barber 
verwendet „Dschihad“ ebenfalls als Metapher für ein weit über den Islam 
hinausgehendes Phänomen, nämlich den „Kampf gegen den Westen und den 
Universalismus.“276 Es werden damit also nicht nur religiöse Phänomene erfasst, 
sondern alle Formen des zu Gewalt und Militanz tendierenden kulturellen 
                                                 
272 Vgl. Mall 2005b, S.145 
273 Vgl. Mall 2005b, S.145 
274 Vgl. Barber 1996 
275 Barber 1996, S.8 
276 Barber 1996, S.221 
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Partikularismus. Dabei stehen „McWorld“ und „Dschihad“ durchaus in einer 
dialektischen Wechselbeziehung. Die manipulative Umwandlung der Staatsbürger 
in (unmündige) Konsumenten ruft fundamentalistische Defensivbewegungen und 
zum Teil militante partikularistische Bewegungen hervor, die ihrerseits jedoch 
wieder das Schreckbild „McWorld“ brauchen, um ihren Identität stiftenden Elan 
begründen und aufrechterhalten zu können. Barber sieht zwar in „McWorld“ den 
gefährlicheren Machtfaktor, übt seine Kritik daran jedoch nicht zu Gunsten einer 
„partikularistischen Heilsvorstellung“277, sondern er sieht die Gefahr, dass 
Demokratie und Kosmopolitismus, als angestrebte (politische) Ziele einer 
globalisierten Welt, von diesen Extrempositionen zerrieben werden.  
 
5.4 Die Formen von Interkulturalität 
   Nach dieser Darstellung einiger der möglichen Problemfelder im 
Zusammenhang mit dem interkulturellen Geschehen gilt es abschließend noch die 
Frage nach den Formen von Interkulturalität zu stellen. Es wird dabei der Versuch 
unternommen, einige Kriterien herauszuarbeiten, die für eine gelingende 
interkulturelle Kommunikation von Bedeutung sein können.278 Oder anders 
ausgedrückt, um dem Anspruch auf Interkulturalität auch gerecht zu werden, soll 
die Art und Weise beleuchtet werden, von der diese philosophische Haltung 
geleitet wird. 
5.4.1 Interkulturalität als (neue) philosophische Einstellung 
   In seinem 1992 erstmals erschienenen und für die interkulturelle Philosophie 
richtungweisenden Buch „Philosophie im Vergleich der Kulturen“ hat der in 
Indien geborene und in Deutschland lehrende Philosoph Ram Adhar Mall einen 
programmatischen und inzwischen – auch in dieser Arbeit - viel zitierten Satz 
geschrieben: „Interkulturalität, positiv ausgedrückt, ist der Name einer 
                                                 
277 Rodi 1998, S.92 
278 Die Auflistung folgt keiner bestimmten Systematik und ist auch nicht im Sinne einer 
„Rangordnung“ gemeint. 
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philosophischen Haltung, Einstellung und Einsicht.“279 Und tatsächlich, wenn 
man sich die unzähligen, in den letzten Jahren unter dem allgemeinen Titel 
„Interkulturelle Philosophie“ erschienenen Veröffentlichungen anschaut, so ist 
eine veränderte philosophische Haltung oder Einstellung zu bemerken, die einen 
diesbezüglichen Erkenntniszuwachs und auch eine Bewusstseinsänderung 
dokumentieren. In diesem Sinn ist „Interkulturalität“ offensichtlich mehr als eine 
vorübergehende Modeerscheinung, und die Beschäftigung mit interkultureller 
Philosophie kann auch nicht als bloßer Angriff auf die Errungenschaften der 
abendländischen Philosophie missverstanden werden (siehe die Kritik am 
Eurozentrismus). 
   Auch wenn in den Bibliotheken die dargebotenen Veröffentlichungen zur 
interkulturellen Philosophie inzwischen ein beachtliches Ausmaß erreicht haben 
und da und dort eigene Fachabteilungen dazu eingerichtet werden, so geht es 
dabei nicht um die Etablierung eines neuen philosophischen Faches innerhalb des 
bisher bekannten Fächerkanons. Gefragt ist also keine neue philosophische 
Disziplin, sondern eine neue Einstellung. Heinz Kimmerle formuliert das sehr 
genau, wenn er über die Dimension des Interkulturellen schreibt: „Die 
interkulturelle Philosophie will nicht eine neue philosophische Disziplin sein – 
neben Geschichte der Philosophie, Logik, Erkenntnistheorie, Ethik, 
philosophischer Anthropologie, Wissenschaftstheorie, Rechtsphilosophie, 
politischer und Sozialphilosophie oder auch Kulturphilosophie, wobei Letztere 
ebenfalls noch immer eine Art Randposition einnimmt. Sie sollte alle 
philosophischen Disziplinen und Beschäftigungen durchdringen; diese sollten 
jeweils die Dimension des Interkulturellen in sich aufnehmen.“280 Es geht also bei 
„Interkulturalität“ auch um einen neuen Status der Philosophie. Kimmerle fordert 
– wie viele andere Autoren – von der Philosophie einen entscheidenden Beitrag 
für eine Neuorientierung bei einem der Kernprobleme unserer Zeit, nämlich beim 
Umgang der Kulturen miteinander. Eine solche interkulturell ausgerichtete 
                                                 
279 Mall 1996a, S.2. Ähnlich argumentiert Mall auch in einigen seiner zahlreichen Publikationen: „ 
Interkulturelle Philosophie ist erstens der Name einer geistigen, philosophischen Einstellung, die 
alle kulturellen Prägungen der einen ‚philosophia perennis’ wie ein Schatten begleitet und 
verhindert, daß diese sich in den absoluten Stand setzen.“ (Mall 1998, S.58, vgl. dazu auch Mall 
1996b, S.5 und ders. 2005b, S.151) 
280 Kimmerle 2002, S.10 
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Philosophie, die eine „gegenwartsdiagnostische Relevanz“281 besitzt, hat dann 
auch die Chance auf eine breitere Akzeptanz.282 Für Kimmerle sollte die neue 
Einstellung zur Philosophie mit einer Erweiterung des Philosophiebegriffes 
beginnen, indem vor allem die Frage nach der Philosophiegeschichte neu zu 
stellen ist. Interkulturelle Philosophie geht von der wichtigen Annahme aus, dass 
es Philosophie nicht nur in einer Kultur gibt. „Mit dieser Erweiterung des 
Philosophiebegriffes wird es notwendig, in entsprechender Weise auch die 
Konzeption der Philosophiegeschichte zu verändern. Philosophie kann nicht 
länger ein Synonym für Europa sein. Auf dem Weg über die Entdeckung der 
Philosophie im Osten, wobei Indien, China und Japan nur Beispiele sind 
(besonders wichtig scheint es mir, auch die tibetische Philosophie zu nennen), die 
Einbeziehung der arabisch-islamischen, der latein- oder iberoamerikanischen und 
subsaharisch-afrikanischen Philosophie, nach dem diese mit dem Menschsein und 
menschlicher Kultur als solcher in einem wesensmäßigen Zusammenhang 
steht.“283  
   Die Probleme der Gegenwart verlangen die Mitarbeit aller Disziplinen, von der 
Philosophie kann man laut Kimmerle zumindest verlangen, dass sie die Richtung 
angibt, in der mögliche Lösungen zu finden sind. Um das zu erreichen, müssen 
die philosophischen Potentiale aller Kulturen genutzt werden. Wenn es 
beispielsweise um Fragen nach der friedlichen Nutzung der Kernenergie oder der 
genetischen Manipulation geht, so wird es darauf ankommen, „dass die 
Philosophen aller Länder und Weltteile ihre Potentiale und Kräfte 
zusammenfassen, um wenigstens gesagt zu haben, wo die ethischen und 
                                                 
281 Stenger 2006, S.23 
282 „Es geht nicht nur darum, daß die interkulturelle Philosophie als eine größere oder kleinere 
Spezialdisziplin der Philosophie anerkannt wird. Der philosophische Beitrag zur Neubestimmung 
des Verhältnisses der Kulturen zueinander entscheidet über den Status der heutigen Philosophie. 
Denn er betrifft eines der Kernprobleme unserer Zeit von dessen Lösung die Ermöglichung 
menschlichen und menschenwürdigen Lebens wesentlich mit abhängt. Deshalb wird die 
Philosophie heute interkulturell sein, oder sie wird nichts anderes sein als eine akademische 
Beschäftigung ohne gesellschaftliche Relevanz. Diese Notwendigkeit, interkulturell zu 
philosophieren, läßt sich auch aus der Geschichte der Philosophie selbst herleiten.“ (Kimmerle 
1994, S.131 
283 Kimmerle 2006, S.241f 
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vernünftigen Grenzen des Gebrauchs solcher Energien und Technologien 
verlaufen.“284 
   Die Philosophie ist also gefordert, sie soll ihren Beitrag zu einem besseren 
Verständnis der Kulturen untereinander und zur Lösung der dringenden Probleme 
der Gegenwart leisten. Um das zu erreichen fordert der in Kuba geborene und 
zurzeit in Deutschland lehrende Philosoph Raúl Fornet-Betancourt eine 
„interkulturelle Transformation der Philosophie“285 Er sieht zwei wesentliche 
Prozesse, die dann durch eine interkulturelle Beeinflussung der Philosophie in 
Gang gesetzt werden: Der erste betrifft die Philosophie ganz allgemein. Wenn sie 
sich interkulturellen Problemen zuwendet, sich also auf einen Dialog mit den 
Kulturen einlässt, dann wird auch sie durch diese Vorgänge transformiert. Der 
zweite Prozess bezieht sich auf die jeweils spezifischen Kulturen. Eine 
interkulturell transformierte Philosophie fördert die kritischen Potentiale innerhalb 
jeder Kultur, sie wird zu einem „Ferment“286, das eine Veränderung dieser 
Kulturen ermöglicht. Mensch und Kultur stehen laut Fornet-Betancourt in einer 
dauerhaften dialektischen Spannung, das jeweilige kulturelle Umfeld hat für die 
persönliche Identität eines jeden Individuums zwar  fundamentale Bedeutung, 
andererseits wird diese Identität aber als freier, sich permanent entwickelnder 
Prozess verstanden. Deshalb spricht er auch von der Herkunftskultur als 
Anhaltspunkt für einen Lebensentwurf und gleichzeitig von einem „Recht auf 
kulturellen Ungehorsam“287, wobei sich das Individuum entwickeln und damit 
verändern soll und mit ihm auch die jeweilige Kultur. 
   Eine solche, interkulturell transformierte Philosophie, eine solche 
Interkulturalität als neue Haltung oder Einstellung ist für Fornet-Betancourt 
gerade in der gegenwärtigen Phase der neoliberalen Globalisierung dringend 
geboten. Die reale Gestaltung und Planung der Lebensumstände für die Menschen 
geht gegenwärtig vom westlichen Zivilisationsmodell aus. Dieses verfolgt eine 
homogenisierende Strategie und versucht dabei, allen einen mehr oder weniger 
                                                 
284 Kimmerle 2006, S.253 
285 Fornet-Betancourt 1998a, S.8 
286 Fornet-Betancourt 1998a, S.15 
287 Vgl. Fornet-Betancourt 1998a, S.15 und ders. 1998b, S.152. Für eine kurze Darstellung der 
Position Fornet-Betancourts siehe w.o. im Abschnitt „Kultur“. 
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uniformierten Weltentwurf aufzudrängen. Eine interkulturell transformierte 
Philosophie, die auf der Höhe der realen Forderungen des Dialogs der Kulturen 
steht, kann und muss einen Beitrag zur „Linderung“ dieser 
Nivellierungstendenzen liefern.288 Erweitert auf eine allgemeine Zielsetzung der 
Interkulturalität und als eindeutige Absage an jegliche homogenisierende 
Bestrebung einer einzelnen Kultur oder Tradition  meint Ram Adhar Mall dazu: 
„Interkulturalität ist nicht nur eine reflexiv-meditative, transzendentale 
Einstellung, sondern auch ein moralisches Postulat, von dessen Anerkennung und 
schrittweisen Realisierung das solidarische Zusammenleben der Kulturen 
abhängt.“289 „Interkulturalität“ ist damit zweifelsohne eine große 
Herausforderung sowohl für die Wissenschaft als auch für jeden einzelnen 
Bürger. 
5.4.2 Kultureller Pluralismus und Kontextualität 
   Bei der interkulturellen Begegnung, beim Dialog – der Kommunikation – 
zwischen den Kulturen wird eine Vorgehensweise immer wieder betont: 
Herausarbeitung der kulturellen Überlappungen und Übereinstimmungen, um auf 
einer Basis der Gemeinsamkeiten die interkulturelle Verständigung zu 
ermöglichen. Dieser Ansatz ist wichtig, auf ihn wird weiter unten noch 
eingegangen,290 die Problemlagen des interkulturellen Dialogs (Polylogs) 
                                                 
288 „Ich glaube, daß es zumindest klar geworden ist, daß diese Aufgabe der Praxis einer 
Philosophie, die auf der Höhe der realen Forderungen des Dialogs der Kulturen steht, indem wir 
an ihrer interkulturellen Transformation arbeiten, eine doppelten Einsatz von uns fordert. 
Einerseits haben wir gesehen, daß wir lernen müssen, philosophisch umzudenken, d.h. aus dem 
Kontext des Dialogs der Kulturen und den neuen Erfahrungen der kulturellen Kommunikation 
heraus unsere Philosophie neu einzuordnen. Aber andererseits müssen wir diese Philosophie, die 
wir interkulturell transformieren, in einen Transformationsfaktor unserer je eigenen Kulturen 
umwandeln und sie somit auch zu einem Moment der Befreiung und Hoffnung für die Welt von 
heute werden lassen.“ (Fornet-Betancourt 1998a, S.18f) 
289 Mall 1996a, S.50 
290 Interkulturelle Interaktionen sind immer  mehr als bloße Begegnungen, sie sind immer auch  
Übergänge, die nachhaltige Veränderungen der jeweiligen Kulturen nach sich ziehen. Dabei 
werden zwei Ebenen sichtbar. Die eine Ebene ist die der Ähnlichkeiten und Verwandtschaften, die 
besonders in den Bereichen der Ökonomie, des Rechtes und der Wissenschaft offensichtlich sind. 
Dabei treten allerdings auch große Unterschiede auf. So findet man beispielsweise zwischen dem 
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erfordern aber darüber hinaus auch eine Untersuchung der dabei auftretenden 
Grenzsituationen. Der Blick muss auch für das Unvergleichbare, das 
Inkommensurable geschärft werden. Wenn die inkommensurablen Prämissen 
sichtbar werden, wenn also ein Dissens zu Tage tritt, so heißt das aber noch lange 
nicht, dass ein interkulturelles Verständigungsbemühen zum Scheitern verurteilt 
ist. Ganz im Gegenteil, eine Anerkennung des Inkommensurablen ermöglicht es, 
die Verständigungssituation zwischen den Kulturen zu verbessern. 
   Die Pluralität kulturell differierender Wertvorstellungen und 
Glaubensüberzeugungen sind zumindest teilweise inkommensurabel. Sie sind mit 
Vorstellungen anderer kultureller Herkunft in gleicher Weise unvergleichbar, wie 
beispielsweise wissenschaftliche Paradigmen. Die Anerkennung anderer 
Positionen bedeutet allerdings nicht, den Wahrheitsanspruch der eigenen Position 
aufzugeben. Andreas Cesana schreibt dazu: „Die Einsicht in die 
Inkommensurabilität kulturspezifischer Prämissen eigener und fremder 
Vorstellungswelten hindert mich nicht daran, Positionen, die von meinen eigenen 
abweichen, abzulehnen und ihnen im Rahmen der mir möglichen und 
verantwortbaren Mittel auch entgegenzutreten. Aber das Bewusstsein, dass mit 
meiner Position Prämissen in Anspruch genommen sind, die mit den Prämissen 
anderer Positionen inkommensurabel sind, bewirkt eine veränderte Haltung in 
der interkulturellen Begegnung: Es verhindert die anmaßende Universalisierung 
der eigenen Normen, es befreit von illusionären und kontraproduktiven 
Verständigungsbestrebungen, es vermittelt Respekt vor anderen Lebensformen, 
                                                                                                                                     
Islam und dem Christentum bezüglich der religiösen Dimension durchaus Entsprechungen 
(Gottesbegriff), bei den jeweiligen ethnischen und kulturellen Dimensionen sind die Unterschiede 
wesentlich größer (Sozialstruktur, Familien- und Clanbewusstsein). Dies verweist auf die zweite 
Ebene, nämlich die Rückgebundenheit an die jeweilige Kultur. Diese Differenz lässt sich nicht 
aufheben oder überspringen, sie ist sichtbar und damit auch fruchtbar zu machen, indem die 
„Kultur“ sich selbst erkennt und sich so weiter gestalten kann. Deshalb fordert Georg Stenger von 
einer neuen, die interkulturelle Problematik aufnehmenden Philosophie, dass sie politisch werden 
muss. „An der Findung neuer philosophischer und wissenschaftlicher Paradigmen bzw. an der 
Erweiterung ihrer bisherigen Möglichkeiten gibt es angesichts der ‚Pluralität der Welten’, worauf 
die interkulturelle Gesamtlage zuläuft, kein Vorbeikommen.“ (Stenger 2006, S.900).   
 Eine sehr umfangreiche Analyse über interkulturelle Hermeneutik und seiner These der 
Überlappungen, die von Hegel bis Heidegger angelegt ist, liefert Ram Adhar Mall in seinem Buch 
„Philosophie im Vergleich der Kulturen“ (vgl. Mall 1996a, bes. S.39ff). 
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aber es zwingt mich nicht dazu, die andere Norm billigen oder doch als zumindest 
partiell richtig akzeptieren zu müssen.“291 
   Unter solchen Voraussetzungen ist es also möglich, widersprüchliche Normen 
zugleich wahr sein zu lassen. Dies ist freilich nur dann erreichbar, wenn beide 
Positionen von unterschiedlichen Prämissen ausgehen, wenn kein gemeinsamer 
Argumentationsrahmen besteht und damit beide zumindest partiell 
inkommensurabel sind. Damit kann die Unmöglichkeit einer Übereinkunft bejaht 
werden, ohne die kulturelle Identität zu verletzen. Die damit gefundene Position 
eines kulturellen Pluralismus lässt sich demnach als eine Pluralität von 
„Erkenntnis-, Erfahrungs- und Erlebnisformen“292 beschreiben, deren 
Unterschiedlichkeit in der jeweils differenten geschichtlich-kulturellen Situation 
wurzelt. Erreicht wird damit ein Verständnis für Verstehensgrenzen, eine 
pluralistische Einstellung, die es auch ermöglicht, die Andersheit des 
Kulturfremden zu akzeptieren. Dies ist für die gegenwärtige, von sehr starken 
Globalisierungstendenzen gekennzeichnete weltgesellschaftliche Situation 
besonders wichtig. Das Globalisierungsgeschehen ist zwar tendenziell auf 
Vereinheitlichung ausgelegt (zumindest in einigen Bereichen wie der Wirtschaft 
und der Kommunikation), hat aber andererseits durch die Begegnung und 
Verflechtung der Kulturen einen tief greifenden Pluralisierungsschub besonders 
im Bereich normativer und religiöser Orientierung ausgelöst. 
   Betrachtet man die Entwicklung in den westlichen Industrieländern, so kommt 
es durch den zunehmenden kulturellen Austausch in bestimmten Bereichen des 
globalisierten Geschehens (beispielsweise der Musik oder der Literatur) zu einem 
Effekt, der in der Regel als qualitative Bereicherung empfunden wird. Das 
ohnehin sehr reichhaltige kulturelle Angebot wird noch erweitert, es entsteht in 
diesen Gesellschaften ein „weltläufiges postmodernes Flair.“293 Diese 
innerkulturelle Pluralisierung ist meist konfliktfrei, sie wird von den vorhandenen 
sozialen und institutionalen Einrichtungen abgefedert. Ganz anders stellt sich die 
Situation in den Entwicklungsgesellschaften dieser Welt dar. Dort werden solche 
Außeneinflüsse, zumal sie aus der ökonomisch und technologisch weit 
                                                 
291 Cesana 2000, S.457 
292 Cesana 2000, S.458 
293 Senghaas 2007, S.58 
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überlegenen westlichen Welt stammen, als durchaus bedrohlich empfunden, als 
„Angriff“ auf die zumeist ohnehin brüchig gewordene kulturelle Identität. Die 
Reaktionen darauf reichen von vorbehaltloser Zustimmung (die eigene 
Gesellschaft soll die westlichen Kulturmuster möglichst schnell übernehmen), 
über Mischformen (Synthese aus Traditionellem und Neuem) bis zu aggressiven 
fundamentalistischen Formen (der Westen als „Satan“), die in manchen Fällen bei 
einem nationalen oder internationalen Terrorismus enden. 
   Die Auswirkungen solcher Entwicklungen sind jedenfalls innerkulturelle 
Machtkonflikte und auch Identitätskrisen, die eine kulturelle Zerklüftung nicht nur 
auf gesellschaftlicher Ebene mit sich bringen, sondern auch und gerade bei den 
betroffenen und beteiligten Individuen. Diese Folgewirkungen der Globalisierung 
auf die Entwicklungsgesellschaften sind nicht mehr mit den Auswirkungen auf 
den Westen zu vergleichen (Senghaas spricht in Bezug auf den Westen auch von 
einer „Globalisierung de luxe“), in extremen Fällen können die entstehenden 
Konflikte zu bürgerkriegsartigen Auseinandersetzungen führen. Mit diesen von 
außen an sie herangetragenen und fundamental nach innen wirkenden Problemen 
müssen sich immer mehr Gesellschaften dieser Welt auseinandersetzen. Auch im 
Europa der Neuzeit kam es zu solchen innerkulturellen Pluralisierungsschüben294, 
auch hier war es ein langer Lernprozess, der letztendlich zu einer „Zivilisierung 
des modernen sozialen Konfliktes“295 geführt hat. Moderne Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie waren im neuzeitlichen Europa zu keinem Zeitpunkt quasi in den 
„Kulturgenen“ vorhanden.296  
   Das Globalisierungsgeschehen führt also zu tief greifenden Veränderungen in 
den Entwicklungsgesellschaften, es kommt zu einer Pluralisierung von 
                                                 
294 Senghaas zieht in diesem Zusammenhang Parallelen zur Entwicklung der westlichen 
Gesellschaften (siehe sein Buch „Zivilisierung wider Willen“). Auch in Europa kam es seit der 
Neuzeit zu einer starken Pluralisierung der Gesellschaft, und in einem langen 
Entwicklungsprozess, der teilweise auch blutige und verlustreiche Kämpfe mit sich brachte, hat 
„der Westen“ gelernt, mit diesen Konflikten umzugehen. Die heutige europäische Kultur, 
insbesondere die auf eine Akzeptanz der Pluralität ausgerichtete politische Kultur, ist das 
historische Ergebnis eines langen und konfliktreichen Lernprozesses   (siehe dazu w.o. Abschnitt  
„Kulturen im Konflikt mit sich selbst“). 
295  Senghaas 2007, S.61 
296 Vgl. Senghaas 2007, S.61 
 411 
klassenspezifischen Interessen und kulturellen Identitäten. Diese pluralistische 
Entwicklung ist teilweise unumkehrbar, es treten neue Vorstellungen von 
Gerechtigkeit zu Tage, neue Lebensentwürfe werden sicht- und lebbar. Das heißt 
aber auch, dass es in diesen Gesellschaften keine geschlossenen und klischeehaft 
unveränderbaren Kulturprofile gibt. Das methodische Moment in diesem 
Zusammenhang zielt also auf zwei Aspekte: Wer immer sich heute aus 
„westlicher Sicht“ mit dem interkulturellen Dialog beschäftigt, sollte sich über die 
eigene historische Konfliktkonstellation – auch wenn sie als überwunden 
angesehen wird – bewusst sein und diesen Sachverhalt auch offen zum Thema des 
Dialogs machen. Der zweite Aspekt betrifft das Faktum der pluralisierten 
Kulturen. Es darf einfach nicht mehr von der überkommenen Vorstellung der in 
sich geschlossenen Kulturwelten ausgegangen werden, vielmehr muss die real 
existierende innerkulturelle Pluralität berücksichtigt werden. Dieter Senghaas 
dazu: „Durch solche Erweiterungen des Horizonts würde jener kontraproduktiven 
Routine entgegengewirkt, die heute allenthalben zu beobachten ist – nämlich dem 
grassierenden Leerlauf vieler wohlmeinender interkultureller Dialoge, die oft nur 
abstrakte Metadialoge oder diplomatisch motivierte Umarmungsdialoge sind.“297 
   Besonders das „westliche Denken“ zeigt sich in dieser Hinsicht als nicht sehr 
flexibel. Verbindliche Glaubenslehren (Christentum) und die Versprechungen von 
Wissenschaft und Technik verleiten zu einem Glauben an universale Wahrheiten 
und erschweren das Akzeptieren der kulturellen Pluralität. Sehr rasch fühlen sich  
Individuen und auch Gemeinschaften in ihrem Selbstverständnis gefährdet und in 
ihrer soziokulturellen Identität bedroht. Die philosophische Auseinandersetzung 
mit der Interkulturalität führt aber die kulturelle Kontingenz und Bedingtheit der 
jeweiligen Position vor Augen und kann somit ein Verständnis dafür entwickeln, 
dass die Verbindlichkeit von Positionen und Konzepten – auch und besonders der 
Philosophie – durchaus kulturell begrenzt sind.  
   Eine sehr umfangreiche Analyse zur kulturellen Pluralität aus 
phänomenologischer Sicht liefert Georg Stenger in seinem 2006 erschienenen 
Buch „Philosophie der Interkulturalität“. Er verweist auf die Vielfalt der Kulturen, 
auf die „Pluralität der Welten“298, und fordert angesichts dieser Herausforderung 
                                                 
297 Senghaas 2007, S.64 
298 Vgl. Stenger 2006, S.45 u. 882ff 
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von der Philosophie und ihrem Philosophiebegriff eine grundlegende 
Neuorientierung. Die Begegnung mit anderen Kulturen hat konstitutive 
Bedeutung für den Weg des interkulturellen philosophischen Denkens, wobei 
diese Begegnung von einer konstruktiven Grundeinstellung und einem 
dialogischen Aufbau gekennzeichnet sein muss. „Nicht nur, daß dadurch ein 
gegenseitiger Lernprozess in Gang kommt, in dem gerade aufgrund des Kennen- 
und Schätzenlernens anderer Kultur- und Denkwelten rückwirkend die eigene 
besser und tiefer verstanden wird, es wird dadurch erst möglich, daß sich die 
verschiedenen Kultur- und Denkwelten in ihrem je eigenen, genuinen 
‚Weltcharakter’ entdecken und daraufhin öffnen.“299 Er fordert in diesem 
Zusammenhang einen längst notwendigen „intercultural turn“300, und meint 
damit, dass sich das neue interkulturelle Denken nicht nur äußerlich erweitern soll 
(beispielsweise über Europa und Nordamerika hinaus), sondern die Philosophie 
selbst muss angesichts der Pluralität der Welten in Bewegung kommen. In 
Anlehnung an Kants „Kritik der reinen Vernunft“ spricht er deshalb von einer 
anstehenden „Kritik der interkulturellen Vernunft“.301 Die Gesamtsituation 
unserer Gegenwart erfordert eine Entscheidung zwischen der einen Welt eines 
homogenisierenden Globalismus (dafür gibt es allerdings durchaus Anzeichen) 
und einer Pluralität der Welten, die ein friedvolles Zusammenleben der je 
unterschiedlichen Völker und Kulturen anstrebt. Mit dem Bekenntnis zur 
Pluralität und der Einsicht in die Notwendigkeit aufrichtiger und ehrlicher 
Gesprächsbereitschaft der Welten – so Stengers Hauptthese – wird ein neues 
Zeitalter anbrechen, dem auch eine neue Bewusstseinshaltung folgen wird.302 
   In der Philosophiegeschichte des Abendlandes gibt es eine gerne und oft zitierte 
Metapher über den Ursprung des Philosophierens, auf die bereits kurz 
hingewiesen wurde: Die Verwunderung, das Erstaunen (thaumazein). Das geht 
bekanntlich auf Platon und Aristoteles zurück und hat eine „erstaunliche“ 
Auswirkung auf das abendländische philosophische Denken gehabt, zumal mit 
dieser paradigmatischen Formulierung Philosophie zu einer theoretischen Haltung 
                                                 
299 Stenger 2006, S.14 
300 Stenger 2006, S.45 
301 Stenger 2006, S.45 
302 Vgl. Stenger 2006, S.898 
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und damit zu einer spekulativen Wissenschaft wurde. Auch Hegel hat sich dieser 
Auffassung angeschlossen, seine ebenfalls viel zitierte Kurzdefinition der 
Philosophie als „Gedanke der Welt“303 steht noch ganz in der antiken Tradition. 
Aber bereits Karl Marx erteilte dieser spekulativen Philosophie eine klare Absage. 
Seine philosophiegeschichtlich nicht minder berühmte 11. und letzte 
Feuerbachthese lautet bekanntlich: „Die Philosophen haben die Welt nur 
verschieden interpretiert, es kömmt drauf an, sie zu verändern.“304 Spätestens seit 
dieser Formulierung war klar, dass es neben der „Verwunderung“ auch noch einen 
anderen möglichen Anfang der Philosophie gibt: Den der Betroffenheit (bei Marx 
beispielsweise die – ungerechten - sozialen Verhältnisse). Eine so verstandene 
Philosophie nimmt Bezug auf die Probleme der Menschen in ihrem sozialen 
Umfeld, also auf die jeweiligen Kontexte. Deshalb nennt Raúl Fornet-Betancourt 
eine so verstandene Philosophie auch „kontextuell.“305 Die Zielsetzung dieser 
(neuen) Philosophie wird von ihm auch klar angesprochen: „Nicht im Dienst der 
Verschönerung des eigenen philosophischen Gartens, sondern im Dienst der 
Verbesserung der realen Weltverhältnisse sollte das Gespräch der kontextuellen 
Philosophien stehen.“306 
   Eine kontextuell verstandene Philosophie, so Fornet-Betancourt weiter, kann 
sich nicht auf reine Textkritik reduzieren lassen, zumal philosophische Texte 
immer eine geschichtliche Kontextualität aufweisen. Damit tritt Philosophie in 
einen Dialog mit der Wirklichkeit, sie kann und soll sich mit ihr kritisch 
auseinander setzen, um mit Hilfe dieses methodischen Ansatzes den Menschen zu 
helfen, ihre eigenen Verhältnisse zu beurteilen und  wenn nötig im Sinne ihrer 
Ideale auch zu verändern. Anerkennt man die Kontextualität der Philosophie, 
dann wird auch klar, dass es viele Wege der Philosophie gibt. Das darf aber nicht 
als prinzipielle Absage an eine mögliche Universalität verstanden werden, 
                                                 
303 Hegel: „Grundlinien der Philosophie des Rechts“, in: Werke in 20 Bänden, hier Band 7, S.28 
304 Marx: „Thesen über Feuerbach“, in: Studienausgabe in 5 Bänden, hier Band 1, S.151 
305 „Diese Betroffenheit bildet auch einen Anfang der Philosophie. Davon ausgehend fängt sie 
einen Weg an, auf dem Philosophie versucht, auf die Kontexte des Lebens, aus denen sie kommt, 
zu antworten. Ihr Diskurs wird Antwort auf Probleme der Menschen in ihrer jeweiligen 
Lebenswelt sein. Denken heißt hier, Verantwortung zu übernehmen.“ (Fornet-Betancourt 2006, 
S.227) 
306 Fornet-Betancourt 2005, S.112 
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lediglich vorschnelle Urteile, die womöglich noch auf einer monokulturellen 
Basis beruhen, kann es nach dieser Auffassung nicht geben. Die Kontextualität 
bringt eine Pluralisierung der Wege mit sich und gleichzeitig die Chance auf einen 
diskursiven Austausch unter den Menschen, der Isolierungen oder gar 
Exklusionen verhindern kann. Der „Weltbezug“ einer so verstandenen 
Philosophie stellt sich als die Bedingung der Möglichkeit zu interkulturellen 
Gesprächen dar und bringt zudem mit sich, dass mit mehr als nur einer Stimme 
gesprochen wird. Fornet-Betancourt schreibt zusammenfassend: „Kontextualität 
der Philosophie wird hier demnach als Bedingung für den Dialog zwischen den 
vielen Welten der Philosophie verstanden. In diesem Sinne bedeutet sie für uns 
auch eine Verpflichtung zum Austausch. Gehen die kontextuellen Philosophien auf 
diese Verpflichtung ein, so können die Wege der Philosophie den Weg zu einer 
qualitativ anderen Universalität darstellen.“307 
5.4.3 Toleranz als Prinzip 
   „Toleranz“, so hat Goethe einst geschrieben, „sollte eigentlich nur eine 
vorübergehende Gesinnung sein; sie muß zur Anerkennung führen. Dulden heißt 
beleidigen.“308  Für Herbert Marcuse ist Toleranz ein „[…] gleichgültiges 
Gewährenlassen, das in der Gefahr steht, zum Verbündeten der Macht zu 
werden.“309 Allein diese zwei Zitate verweisen schon auf die höchst 
unterschiedlichen Verwendungsweisen dieses Begriffes. Doch gerade bei einer 
philosophischen Auseinandersetzung mit der Interkulturalität scheint eine 
Beschäftigung mit diesem Begriff mehr als angebracht, zumal „Toleranz“ eine 
                                                 
307 Fornet-Betancourt 2006, S.229 
308 Johann Wolfgang von Goethe: „Maximen und Reflexionen“ Nr.151, zitiert aus: Schneider 
1999, S.255 
309 Feldmann 2002, S.7. Feldmann bezieht sich hier auf ein Essay von Herbert Marcuse 
(„Repressive Toleranz“), in dem er sowohl den demokratischen, als auch den autoritären (er meint 
damit in erster Linie diejenigen des damals noch existierenden „Ostblocks“) Regierungen und 
Machthabern unterstellt, „Toleranz“ als Mittel zur „Tyrannei der Mehrheit“ und zur 
„Gleichschaltung“ einzusetzen. Eben eine „repressive Toleranz“ (vgl. Marcuse 1966, S.93-128). 
Zur Kritik an diesem Artikel von Marcuse siehe u.a. Sass 1978, S.577ff. Zu „Toleranz“ aus 
interkultureller Sicht ganz allgemein und speziell zu dem Artikel von Marcuse siehe Kapitel 6.3.  
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unabdingbare Haltung, ja eine Voraussetzung und vielleicht eine primäre Tugend 
ist, jedenfalls aber eine prinzipielle Form der Interkulturalität.310 
   Mehrfach wurde in dieser Arbeit schon auf die gegenwärtig ablaufenden 
weltweiten sozialen Veränderungen und die damit verbundenen Auswirkungen 
auf die Menschen hingewiesen. Die große kulturelle, religiöse und ethnische 
Vielfalt mit ihrer Pluralität von  unterschiedlichen Lebensentwürfen führt sowohl 
intra- als auch interkulturell zu einem erhöhten Konfliktpotential, weil die jeweils 
unterschiedlichen Normen und Werte zueinander in Konkurrenz stehen. Die 
Kompetenz dafür, trotz aller Unterschiedlichkeiten miteinander in angemessener 
Art und Weise umzugehen, muss von jedem einzelnen erlernt werden. Schon 
Kants Formel von der „ungeselligen Geselligkeit“ der Menschen gibt einerseits 
einen Hinweis auf unsere Sozialität, andererseits aber auch auf das isolierende und 
trennende Element.311 Die Forderung nach Toleranz versucht eine Antwort auf 
das Trennende, auf die Differenz und die damit verbundenen Konflikte zu geben. 
„Die Besonderheit des Toleranzgedankens besteht dabei gerade darin, in 
konfliktuellen Situationen die Differenzen weder zuzuspitzen noch aber auch zu 
beseitigen, sondern zu regulieren und damit für alle Beteiligten erträglich zu 
machen.“312 
   Eines der herausragenden Phänomene der Globalisierung ist zweifelsohne die 
rasante Entwicklung auf dem Gebiet der Kommunikationstechnik. Mit diesen 
neuen Techniken werden global „Inhalte“ transportiert, unter anderem auch die 
kulturellen Eigenheiten der Menschen. Auf diese Weise wird die jeweils 
spezifische Andersheit der beteiligten Kommunikationspartner vermittelt, und das 
                                                 
310 Für einen umfassenden Überblick zur Geschichte des Toleranzbegriffes siehe u.a. Forst 2003, 
bes. S.53-587 
311 „Ich verstehe hier unter dem Antagonism die ‚ungesellige Geselligkeit’ der Menschen; d.i. den 
Hang derselben, in Gesellschaft zu treten, der doch mit einem durchgängigen Widerstande, 
welcher diese Gesellschaft beständig zu trennen bedroht, verbunden ist. Hiezu liegt die Anlage 
offenbar in der menschlichen Natur. Der Mensch hat eine Neigung, sich zu ‚vergesellschaften’; 
weil er in einem solchen Zustande sich mehr als Mensch, d.i. die Entwicklung seiner 
Naturanlagen, fühlt. Er hat aber auch einen großen Hang, sich zu ‚vereinzelnen’ (isolieren).“ 
(Kant: „Idee zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerlicher Absicht“, Werkausgabe in 12 
Bänden, hier Band 11, S.37f, A392, 393) 
312 Schneider 1999, S.255 
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quasi in „Echtzeit“, ohne filternde Effekte. Damit ist das Fremde ständig präsent 
und die Beschäftigung und Auseinandersetzung damit darf nicht mehr einseitig 
sein, – beispielsweise das Interesse europäischer Ethnologen für fremde Kulturen 
-  sondern muss zur gängigen Praxis und zur Lebensnotwendigkeit jeder Kultur 
werden.313 Gefragt ist also ein adäquates Toleranzkonzept als Teil einer 
interkulturellen Haltung und Kompetenz. Kriterien dafür wären beispielsweise das 
Erkennen und der Umgang mit der Andersheit, wobei auch das radikal Andere 
und möglicherweise Unvergleichbare (das Inkommensurable) zu berücksichtigen 
sind, sowie die Vielheit von Auffassungen und Wertsystemen (Pluralität der 
Kulturwelten). Dieses vielfältige Andere muss in seiner Andersartigkeit auch 
anerkannt werden, und diese Anerkennung oder Akzeptanz – als weiteres 
Kriterium für ein Konzept interkultureller Toleranz – darf nicht bei einem bloßen 
„laissez faire“- Prinzip verharren, sondern erfordert eine positive, aktive 
Anerkennung. Notker Schneider versteht unter Toleranz deshalb auch jene – 
interkulturelle Haltung, „[…] die sich der Pluralität des Anderen aussetzt und 
diese anzuerkennen gewillt ist.“314  
   Auf einen gerade in der gegenwärtigen westlichen Welt vieldiskutierten 
Toleranzaspekt hat Jürgen Habermas verwiesen. Es geht um das in den liberalen 
und säkularisierten Staaten festgeschriebene Grundrecht auf Religionsfreiheit und 
die dadurch aber auch aufscheinenden Grenzen dieses Toleranzprinzips. Das 
wesentliche Element dabei ist der Umgang mit dem – auf kognitiver Ebene -  
zweifelsohne vorhandenen Dissens zwischen Gläubigen und Ungläubigen bzw. 
Andersgläubigen. Dieser muss so geregelt sein, dass davon die Interaktionen auf 
                                                 
313 „Das Fremde und Andere ist heute, das bedarf keiner langen theoretischen Begründung, in 
vielfacher Weise ständig gegenwärtig und somit wirklich und wirksam. Vor allem aber ist es heute 
in anderer Weise gegenwärtig als in früheren Zeiten; denn es ist nicht länger bloßes ‚Objekt’, das 
beobachtet, analysiert, gedeutet und beurteilt wird, nicht bloß ökonomisches ‚Objekt’, das als 
Käufer und Lieferant zu einseitig fixierten Preisen dient, nicht bloß ‚Objekt’ der Missionierung 
oder Projektion kollektiver Ängste, Wünsche und Vorurteile etc. Was sich geändert hat, sind nicht 
diese Strukturen und Praktiken, sondern deren Einseitigkeit. Heute muß sich jeder Europäer an 
den Gedanken und die Erfahrung gewöhnen, selbst in dem geschilderten Sinne ‚Objekt’ für die 
Angehörigen anderer Kulturen zu sein.“ (Schneider 1999, S.257) 
314 Schneider 1999, S.259. Die angeführten Kriterien sind keineswegs vollständig in Bezug auf den 
Toleranzgedanken. Die beiden ersten („Andersheit“ und „Pluralität“) sind deskriptive Begriffe, 
„Anerkennung“ ein normativer. 
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der sozialen Ebene des politischen Gemeinwesens entkoppelt werden. „Für den 
Staat besteht der Witz darin, die gesellschaftliche Destruktivität eines 
weltanschaulichen Konflikts durch die weitgehende Neutralisierung seiner 
Handlungsfolgen zu entschärfen.“315 Für die Religionsgemeinschaften geht es 
hingegen um ein staatlich sanktioniertes Fortbestehen des Dissenses, zumal auf 
diese Weise ihre eigenen Doktrinen unangetastet bleiben und diese sowohl zu den 
anderen Glaubensrichtungen als auch zu den säkularen Denkformen in ein 
verträgliches Verhältnis gesetzt werden können. Damit ergänzen sich die 
Funktionen der rechtlich gewährleistenden Toleranz. 
  Schwierigkeiten ergeben sich dabei allerdings aus dem Umstand, dass die 
praktischen Folgeerscheinungen der Toleranz nicht symmetrisch auf Gläubige und 
Ungläubige verteilt sind. So kann sich im Allgemeinen der säkularisierte Bürger 
mit dem Pluralismus der Lebensweisen und den sich darin spiegelnden 
Weltbildern relativ leicht abfinden, da sich darin ja nur verschiedene 
Wertorientierungen verkörpern. „Und verschiedene Werte schließen  sich nicht 
wie verschiedene Wahrheiten gegenseitig aus. So besteht für das säkularisierte 
Bewusstsein auch keine Schwierigkeit anzuerkennen, dass ein fremdes Ethos für 
den anderen dieselbe Authentizität hat und denselben Vorrang genießt wie das 
eigene Ethos für einen selbst.“316 Ganz anders verhält es sich aber für den 
gläubigen Menschen, der sein Selbstverständnis aus Glaubenswahrheiten mit 
universalem Geltungsanspruch gewinnt. Tritt beim säkularisierten Bürger das 
„Gerechte“ in den Vordergrund, so ist es beim Gläubigen das „Gute“. Aus einer 
solchen – „göttlichen“ – Perspektive über das richtige Leben erscheint das Andere 
nicht nur anders, sondern auch verfehlt, da es dabei ja nicht mehr um 
relativierbare Werte geht, sondern um Wahrheit und Unwahrheit.  
   Das Toleranzverständnis einer liberalen Gesellschaft mit pluralistischen 
Wertorientierungen mutet also den Gläubigen im Umgang mit Anders- bzw. 
Nichtgläubigen den Fortbestand eines Dissenses zu und fordert andererseits aber 
auch von den Säkularisierten, das Verhältnis von Glauben und Wissen 
selbstkritisch zu bestimmen. Den religiösen Überzeugungen muss das „säkulare 
Wissen“ einen  Status zugestehen, der diese nicht in die Irrationalität abdrängt. 
                                                 
315 Habermas 2003, S.392 
316 Habermas 2003, S.393 
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Um diese Forderungen nach Toleranz und ethischen Freiheiten zu gewährleisten, 
ist – und das ist zumindest in der „westlichen Welt“ Konsens – eine 
Säkularisierung der Staatsgewalten nötig, „aber sie verbietet die politische 
Überverallgemeinerung der säkularistischen Weltsicht.“317 
   Damit – und das ist der interkulturelle Aspekt an dem Beitrag von Habermas – 
kommt auch das gegenwärtige Verhältnis der Kulturen zueinander und ihre 
bestehenden Spannungen in das Blickfeld. Wenn der Westen die 
Errungenschaften im Umgang zwischen weltlichen und religiösen Mentalitäten als 
einen Lernprozess der Moderne versteht, so ergibt sich auch eine andere 
Sichtweise auf die gegenwärtig ablaufende Globalisierung von Märkten und 
Medien. Kaum eine Nation oder Kultur – so scheint es zurzeit – hat ausreichende 
Optionen gegenüber der kapitalistischen „Modernisierung“. „Nur auf Pfaden 
einer jeweils ‚alternativen Moderne’ werden sie ihre kulturelle Eigenart gegen die 
vom Westen geprägte kapitalistische Weltkultur behaupten können. Das bedeutet 
aber, dass sie der von außen eindringenden nivellierenden Gewalt aus eigenen 
kulturellen Ressourcen nur begegnen können, wenn sich auch in diesen Ländern 
das religiöse Bewusstsein einer Modernisierung von innen öffnet.“318 Mit Hilfe 
solcher gesellschaftlicher Anpassungen (funktional äquivalent zur europäischen 
Trennung von Kirche und Staat) würde es für diese Gesellschaften ebenso wenig 
eine Unterwerfung unter kulturfremde Normen bedeuten, wie es ja auch im 
Westen keine bloße Unterwerfung unter liberale Gleichheitsnormen war. 
   Das Toleranzprinzip hat auch im Zusammenhang mit der interkulturellen 
Hermeneutik große Bedeutung. Konstitutive Elemente dabei sind das 
„Verstehenwollen“ des Anderen und das eigene „Verstandenwerdenwollen.“319 
Besonders Ram Adhar Mall fordert eine solche Einstellung, der Dialog (Polylog) 
                                                 
317 Habermas 2003, S.394 
318 Habermas 2003, S.394 
319 „Das Motto einer Philosophie im Vergleich der Kulturen lautet: Verstehenwollen und 
Verstandenwerdenwollen gehören untrennbar zusammen und stellen zwei Seiten der interkulturell 
orientierten hermeneutischen Münze dar.“ (Mall 1996a., S.2) 
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zwischen den Kulturen kann nur gelingen, wenn er von einer Haltung der 
inhaltlichen Toleranz getragen ist.320 
  Toleranz so verstanden, ist dann nicht mehr bloßes Mittel zu irgendeinem 
Zweck, sondern ein Prinzip,321 und eine so bestimmte Toleranz hat 
selbstverständlich auch seine Grenzen. Diese sind genau dort zu finden, wo 
Toleranz mit Haltungen und Überzeugungen konfrontiert wird, die deren 
Aufhebung entweder tatsächlich betreiben oder zumindest beabsichtigen. Der 
deutsche Politiker Carlo Schmid hat diesen Sachverhalt auf eine sehr einfache 
Formel gebracht: „Keine Toleranz gegenüber den Feinden der Toleranz“.322 
   Toleranz als (interkulturelles) Prinzip hat auch noch andere Aspekte. Wenn 
beispielsweise gefragt wird, worauf diese Forderung nach Toleranz eigentlich 
gründet, so ist das Argument der Erkenntnisunsicherheit - hier verstanden als 
kulturelle, historische und individuelle Bedingtheit der Erkenntnis - ein sehr 
starkes. Menschen können den Anspruch auf Erkenntnis der absoluten Wahrheit 
für sich nicht stellen, die erkannte „Wahrheit“ ist stets kontingent und kontextuell, 
wir können höchstens von einer (begründeten) Wahrscheinlichkeit ausgehen. 
Toleranz so verstanden gründet also auf dem Wissen um die Begrenztheit des 
eigenen Standpunktes und auf dem Eingeständnis dieses Sachverhaltes.  
   Neben dieser „erkenntnistheoretischen Bescheidenheit“ als Begründung von 
Toleranz kann auch noch ein zweites, sehr starkes Argument dafür herangezogen 
werden: Das Recht eines jeden Menschen auf Anerkennung und Akzeptanz und 
den daraus resultierenden Persönlichkeits- und Freiheitsrechten (siehe die 
„Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ durch die UN-Generalversammlung 
1948). Daraus lässt sich eine aktive Toleranz ableiten, die nicht ein interesseloses 
Dulden, ein „Sein- oder Gewährenlassen“ des Anderen mit sich bringt, sondern 
                                                 
320 Yousefi sieht hier Parallelen zwischen Mall und Gustav Mensching, dessen systematische 
Toleranzhermeneutik eine aktive und vor allem echte Anerkennung des Anderen und seiner 
Andersheit fordert. (vgl. Yousefi 2007a, S.24) 
321 „Es wird deshalb vorgeschlagen, die Toleranz selbst als Prinzip zu verstehen, d.h. als einen 
Wert, der zu den Zwecken des öffentlichen Lebens zu zählen ist und nicht bloß zu den Mitteln, die 
ein an anderen Zwecken orientiertes öffentliches Leben gewährleisten sollen. […] Toleranz wird 
in diesem Sinne verstanden als ein Zweck unter gleichberechtigten Zwecken […].“ (Schneider 
1996, S.319). 
322 Carlo Schmid, zitiert aus: Schneider 1999, S.270 
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eine Verpflichtung zur Anerkennung. So verstanden steht es dann auch nicht im 
Belieben eines jeden Einzelnen, tolerant zu sein oder nicht. Selbstverständlich hat 
auch diese Toleranz seine Grenzen, und zwar dort, wo sie die Aufhebung 
gegenseitiger Anerkennung zur Folge hätte.323 
   Interkulturalität als Haltung fordert mehr als bloßes Erlauben oder Erdulden, 
mehr als nur Toleranz im Sinne von „laissez faire“, sie fordert eine aktive, eine 
positive Form der Toleranz, deren Anliegen es sein muss, die Andersheit, die 
kulturelle Vielfalt und Pluralität aktiv anzuerkennen und zu einem Prinzip im 
Umgang mit dem Anderen zu machen. (Der Begriff Toleranz wird im Kapitel 6 
noch einmal – auch aus interkultureller Sicht – untersucht). 
Exkurs 1: Die Verflechtung von Eigenem und Fremdem 
   Der Phänomenologe Bernhard Waldenfels hat in mehreren Aufsätzen mit dem 
Begriff „Verflechtung“ oder „Verschränkung“ ein Modell vorgestellt, das 
besonders im Bereich der Interkulturalität und hier wieder unter Bezug auf das 
Toleranzprinzip sehr erhellend sein kann.324 Konkret geht es dabei um eine 
phänomenologische Untersuchung von Heimwelt und Fremdwelt, von Eigenem 
und Fremdem. Waldenfels zur zentralen These: „Die zentrale Denkfigur der 
Verschränkung widersetzt sich dem extremen Gegensatz von vollständiger 
Deckung oder völliger Fusion einerseits und vollständiger Disparatheit 
andererseits. Wenn wir diese Denkfigur auf den Gegensatz von Eigenem und 
                                                 
323 „Auch das heißt natürlich nicht, diese aktive Toleranz sei grenzenlos; sie ist es so wenig, wie es 
die Freiheit eines Jeden ist. So wie Freiheit eines Jeden da ihre Grenze findet, wo die 
gleichberechtigte Freiheit eines Anderen beschnitten wird, so findet auch die Toleranz ihre 
Grenzen an jener Stelle, an der sie die Aufhebung gegenseitiger Anerkennung zur Folge hätte.“ 
(Schneider 1999, S.273). 
Auch Otfried Höffe fordert eine aktive und auch authentische Toleranz, die im vollen Bewusstsein 
des eigenen Wertes sowie der Ich- und Gruppenstärke dennoch auf jedes Gefühl der Überlegenheit 
verzichtet. „Authentische Toleranz meint eine kritische Selbständigkeit, die in 
Konkurrenzsituationen gewisse Konflikte erst gar nicht aufkommen läßt und die notwendigen 
Auseinandersetzungen nicht mit der unerbittlichen Schärfe eines Glaubenskrieges führt. Wer 
tolerant ist, verfügt über eine innere Freiheit, die ihn bereit und fähig macht, nicht länger ein 
Leben zu führen, das auf gewaltsamer Bekehrung oder aber Überwindung des Gegners angelegt 
ist, vielmehr auf ein Miteinander der Ebenbürtigkeit und Verständigung.“ (Höffe 2000, S.75).  
324 Vgl. u.a. Waldenfels 1993 und ders. 1999 
 421 
Fremdem anwenden, so besagt Verschränkung zum einen, daß Eigenes und 
Fremdes mehr oder weniger ineinander verwickelt sind, so wie ein Netz sich 
verdichten oder lockern kann, und es besagt zum anderen, daß zwischen Eigenem 
und Fremdem immer nur unscharfe Grenzen bestehen, die mehr mit 
Akzentuierung, Gewichtung und statistischer Häufung zu tun haben als mit 
säuberlicher Trennung.“325 Damit weist dieses Modell jegliche „Reinheitstheorie“ 
einer Kultur ab, das traditionelle Erklärungssystem der „Kultur als geschlossene 
Kugel“ kann damit nicht mehr aufrechterhalten werden. Eigenes ist ohne das 
Fremde nicht mehr zu denken. 
   Waldenfels versucht mit seinem Modell der Verflechtung die Überlegungen 
Husserls über Eigenes und Fremdes, über Heimwelt und Fremdwelt 
weiterzuentwickeln und auch zu revidieren. Seine Analyse beginnt bei der 
„Andersheit der Anderen“, und führt über die „Andersheit meiner selbst“ zur 
„Andersheit der fremden Ordnung“.326 Das daraus resultierende Modell einer 
Verflechtung von Eigenem und Fremdem kann kurz in einigen Punkten 
zusammengefasst werden:327 Eigenes und Fremdes entspringt immer einem 
Prozess der Differenzierung, d.h. man kann nicht von einer ursprünglichen Einheit 
ausgehen, sondern am Anfang steht eine Differenz. Der sich an diese Differenz 
anschließende Prozess ist nicht durch ein Entweder-Oder gekennzeichnet, sondern 
durch ein Mehr oder Weniger. Eigenes und Fremdes sind ursprünglich 
miteinander verflochten, sie bilden ein „Ineinander“ (Husserl). Sie sind dabei nie 
völlig kongruent aber auch nie inkongruent, den Anfang bildet somit nicht ein 
Zustand der Reinheit, sondern der Mischung. Schließlich führt der Prozess der 
Differenzierung dazu, dass verschiedene Richtungen eingeschlagen werden 
können mit unterschiedlichen Intensitäten.  
   In Bezug auf das Interkulturelle bedeutet dies, verschiedene Kulturen können 
weder auf die eigene Kultur zurückgeführt werden noch in die eine, allen 
gemeinsame Kultur integriert werden, denn es gibt kein Zentrum dieses 
                                                 
325 Waldenfels 1993, S.53f 
326 Ein genaues Eingehen auf die Untersuchungen Waldenfels’ ist hier nicht nötig, zumal nur auf 
das Prinzip seines Verflechtungsmodells hingewiesen werden soll. Für eine detaillierte  
Darstellung siehe u.a. Waldenfels 1993 und 1999. 
327 Vgl. Waldenfels 1999, S.113ff 
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„interkulturellen Gewebes“, bei dem alle Fäden zusammenlaufen. „Dies führt uns 
zu dem Schluß, daß es weder eine Lebenswelt im Singular gibt noch viele Welten 
im Plural, als könnten Welten gezählt werden wie Dinge. Statt dessen haben wir 
es mit einer Verflechtung und Verschränkung verschiedener Lebenswelten zu tun, 
die einander auf vielfältige Weise durchdringen und beunruhigen.“328 In 
Anbetracht der unscharfen Grenzen zwischen Eigenem und Fremdem erweist sich 
jede Vorstellung kultureller „Reinheit“ als Konstruktion, ja als mögliche 
Projektion von fragwürdigen Bedürfnissen. Auch die Verwendung des Begriffs 
des „Normalen“, bekommt unter diesem – phänomenologischen – Blickwinkel 
eine andere Dimension. Indem die „Reinheit“ der je eigenen Lebenswelt aufgrund 
der Verflechtung ja nicht mehr gegeben ist, indem das „Normale“ auch Produkt 
der verflochtenen Bezugssysteme ist, gibt es konsequenterweise viele 
„Normalitäten“. 
   Aus diesem Modell der Verflechtung ergibt sich für Waldenfels auch ein sehr 
vorsichtiger Blick auf eine mögliche Universalität. Sie wird zwar von ihm als 
ordnendes Prinzip aufrechterhalten, er wendet sich aber entschieden gegen eine 
durchgehende Universalisierung, die nur davon lebt, indem sie ihre eigenen 
Voraussetzungen verkennt. Deshalb unterscheidet er auch zwischen einem 
„Gesichtspunkt des Universalen“ und einem „universalen Gesichtpunkt“.329 
5.4.4 Orthaft ortlose Reflexion und analogische Hermeneutik 
   Hermeneutik, so steht es in Nachschlagewerken der Philosophie, ist die Kunst 
der Interpretation von Texten und – in einem weiteren Sinn – auch das Verstehen 
von Sinngebilden jeglicher Art.330 Für die interkulturelle Begegnung ist diese 
                                                 
328 Waldenfels 1999, S.114 
329 Waldenfels 1999, S.116 
330 Vgl. Metzler Philosophielexikon, S.231. Hans-Georg Gadamer beginnt seinen Artikel im 
Historischen Wörterbuch der Philosophie über „Hermeneutik“ folgendermaßen: „Hermeneutik ist 
die Kunst […] des Verkündens, Dolmetschens, Erklärens und Auslegens. ‚Hermes’ hieß der 
Götterbote, der die Botschaften der Götter den Sterblichen ausrichtet. Sein Verkünden ist 
offenkundig kein bloßes Mitteilen, sondern Erklären von göttlichen Befehlen, und zwar so, daß er 
diese in sterbliche Sprache und Verständlichkeit übersetzt. Die Leistung der H. besteht 
grundsätzlich immer darin, einen Sinnzusammenhang aus einer anderen ‚Welt’ in die eigene zu 
übertragen.“ (Gadamer 1974, S.1062) 
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„Kunst des Verstehens“ von besonderer Bedeutung, geht es doch darum, die 
prinzipielle Möglichkeit des interkulturellen Verstehens zu ergründen. Dabei 
werden wichtige Fragen zu stellen sein, die teilweise auch aus der Historie der 
interkulturellen Begegnung zu erklären sind. Fakten wie Kolonialismus, 
Imperialismus und Rassenhass, aber auch alltägliche Diskriminierung und 
missglückte Kommunikation verweisen auf die Notwendigkeit einer ernsthaften 
Beschäftigung mit diesem Thema. 
   Aus kulturanthropologischer Sicht stellt beispielsweise Erwin Aschenbrenner 
die Frage nach der Relativität der Kulturen. Keine Kultur kann den Anspruch auf 
eine „ausgezeichnete“ Position gegenüber anderen beanspruchen, jede Kultur ist 
aus ihrem eigenen Beziehungsrahmen heraus (emisch) zu verstehen und auch zu 
bewerten. Fremde Kulturen oder ihre Individuen dürfen nicht zu Objekten der 
Bewertung durch eine andere – scheinbar überlegene – Kultur werden. 
Andererseits können sich Kulturen aber auch nicht ausschließlich aus sich selbst 
heraus legitimieren, sie müssen sich anhand äußerer (etischer) Kriterien 
vergleichen und interpretieren lassen (Abwehr eines absoluten Relativismus). „Es 
kann keine absolute Wertneutralität geben. Stellungnahmen gegenüber fremden 
Kulturen sind unumgänglich, auch wenn sie nicht absolut sein können, auch wenn  
die sie grundlegenden Wertideale selbst wieder kulturell bedingt sein müssen. Mit 
dieser Ambivalenz zwischen Emic und Etic, Relativismus und Komparativismus 
hat der Ethnologe und Kulturanthropologe zu leben.“331 Hier wird genau das 
Spannungsfeld zwischen der Unerreichbarkeit des Fremden und einer alles 
übergreifenden Universalität angesprochen, das für die interkulturelle 
Kommunikation unumgänglich erscheint. 
   Bezogen auf die interkulturelle Hermeneutik hat Ram Adhar Mall mit seinem 
Ansatz einer „orthaft ortlosen philosophischen Reflexion“332 eine – meiner 
Meinung nach - überzeugende Antwort auf diese Problematik geliefert. Dabei ist 
zunächst wichtig, dass Mall aus geschichtsphilosophischer Perspektive den 
Menschen in das gesamte kosmische Geschehen eingebettet sieht. Er weist den 
Vorrang des Geistes vor der kosmischen Verbundenheit zurück und damit auch 
                                                                                                                                     
 
331 Aschenbrenner 1990, S.26 
332 Vgl. Mall 2000, S.1 
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eine Sonderstellung des Menschen mit einer eigenen – menschlichen – Geschichte 
im Kosmos. Es ist die kosmische Natur des Menschen, die den Kern der 
menschlichen Ethik bestimmt. Unter Bezug auf Karl Löwith schreibt Mall 
deshalb: „Menschsein bedeutet das kosmische Eingebettetsein des Menschen, 
denn kein Menschenleben kann sich diesen kosmischen Bezügen entziehen.“333 
Aus diesem Grundansatz lassen sich zwei Gegebenheiten bestimmen, die 
durchaus Bezug zu der vorhin beschriebenen Problematik aufweisen: Einerseits 
ist die Welt nicht so, wie der Mensch sie wahrnimmt. Sie kann nicht als jene 
angenommen werden, als die sie uns erscheint, sondern es bedarf einer 
hermeneutischen Annäherung an diese Welt, sie muss gedeutet und interpretiert 
werden. Andererseits setzt eine solche Hermeneutik eine angemessene 
Erkenntnisfähigkeit voraus. Auf „menschliche Weise“ zu reflektieren ist eine 
kognitive und damit wesentliche Eigenschaft des Menschen.334  
   Mall stellt sich der Grunderfahrung einer Spannung zwischen Fremdheit und 
Vertrautheit,335 die es immer gegeben hat und auch weiterhin geben wird. Sie gilt 
es einfach auszuhalten. Seine Antwort darauf und sein Ansatz zu einer 
angemessenen interkulturellen Hermeneutik lautet: „Die postmoderne 
Hermeneutik privilegiert keine Tradition, keinen Ort, keine Sprache; sie ist ortlos 
orthaft oder, anders gewendet, orthaft ortlos, weil sie jedes hermeneutisches 
Modell vor den Gefahren einer Verabsolutierung warnt.“336 Die „orthafte 
Ortlosigkeit“ ermöglicht es für Mall auch, hermeneutischen „Ideologismen“ zu 
entkommen337 und ist von einer reflexiv-kritischen und – soweit als möglich – 
                                                 
333 Mall 2000, S.171 
334 Vgl. Zimmermann 2007, S.164 
335 „Unser hermeneutischer Ansatz von der orthaften Ortlosigkeit ist in dem spannungsvollen 
Knotenpunkt zwischen der unaufhebbaren Traditionsgebundenheit und der unverzichtbaren 
Offenheit der Hermeneutik angesiedelt.“ (Mall 1996a, S.81) 
336 Mall 1996a, S.78 
337 „Der orthaft ortlose hermeneutische Ansatz geht von der Dynamik aus, welche eine totale 
Identität ebenso wie eine totale Differenz als Ideologismen entlarvt. Das Verstehen und das Nicht- 
oder Mißverstehen sind in dem Sinne gleich ursprünglich, daß sie uns originär gegeben sind und 
positiv oder negativ durch die beiden Erlebnismodi der Erfüllung und Enttäuschung realisiert 
werden.“ (Mall 1996a, S.78)  
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auch von einer vorurteilsfreien Distanz sowohl der eigenen als auch der fremden 
Kultur oder Philosophie gegenüber gekennzeichnet.  
   Die orthafte Ortlosigkeit als hermeneutische Methode der Interkulturalität 
scheint auch auf dasjenige zu verweisen, das Gadamer mit dem Begriff 
„partizipatorische Hermeneutik“ gemeint hat.338 Die Abhängigkeit von der jeweils 
eigenen Kultur ist zwar unabweisbar, wird aber nicht als negativ beurteilt, sondern 
wegen der bewussten Reflexion über das eigene Vorverständnis eher als Chance 
gesehen. Vorraussetzung dafür ist allerdings die Bereitschaft, die eigenen 
vorgefassten Überzeugungen dadurch von außen hinterfragen zu lassen, indem 
man an den anderen Kulturen und Wertesystemen ernsthaftes Interesse zeigt. Eine 
bewusste Teilnahme an fremden Lebenskontexten und deren dadurch bedingten 
Vorverständnissen wird durchaus als Kommunikationschance gesehen. 
   Deshalb warnt Mall ja auch vor einem universalistischen Anspruch einer Kultur 
oder Überzeugung. Solchen Tendenzen unterstellt er offenes oder zumindest 
verstecktes Gewaltpotential sowie eine reduktive Vorgangsweise.339 Derartige 
hermeneutische Modelle oder Rationalitätsentwürfe sind den gegenwärtigen 
Herausforderungen nicht mehr gewachsen, sie verraten lediglich ihren 
„Sedimentationscharakter“. Die heutige Situation umfasst sowohl intra-, als auch 
trans- und interkulturelle Phänomene und Dimensionen, die mit Hilfe reduktiver 
Methoden nicht mehr angemessen beschrieben werden können.340 Es besteht die 
Gefahr der Gleichsetzung oder Übereinstimmung der Vernunft und einer solchen 
Philosophie, sowie der Absolutsetzung dieser Kombination. Die eine Vernunft 
und die eine Philosophie werden qua Selbstermächtigung in einen absoluten Stand 
                                                 
338 Vgl. Aschenbrenner 1990, S.345 
339 Vgl. Mall 2005a, S.105f 
340 Die gegenwärtige Situation der Kulturen, Philosophien, Religionen aber auch der politischen 
Weltanschauungen sind von einer - gegenüber der Vergangenheit - wesentlich veränderten 
Qualität gekennzeichnet. Mall spricht von einer vierdimensionalen hermeneutischen Dimension: a) 
Das Selbstverständnis Europas durch Europa selbst; b) das europäische Verstehen der nicht-
europäischen Kulturen; c) das Selbstverständnis der nicht-europäischen Kulturkreise durch sich 
selbst, und d) das Verstehen und Interpretieren (Kritisieren) Europas durch die außereuropäischen 
Kulturen. (Vgl. Mall 2003, S.49) 
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versetzt. In Anlehnung an einen bekannten Satz Kants341 formuliert Mall: 
„Orthaftigkeit der Hermeneutik ohne die offene Ortlosigkeit ist blind; und 
Ortlosigkeit ohne die feste Orthaftigkeit ist leer und lahm.“342 Damit wird die 
Traditionsgebundenheit nicht in Frage gestellt, sie bleibt unerlässlich für ein 
bestimmtes Vorverständnis. Die Forderung nach einer Ortlosigkeit der kulturell 
geprägten und damit orthaften Hermeneutik zielt nicht auf die Abschaffung der 
Tradition, sondern richtet sich gegen eine Hypostasierung und Absolutsetzung der 
in der Tradition verankerten und kulturell geprägten Denk- und Handlungsmuster 
sowie der sich daraus ergebenden Theorien. Diese neue hermeneutische 
Rationalität hat damit einen verbindlichen (universalen) Charakter und geht den 
vielfältigen  Entwürfen einer offenen Anthropologie voraus, ohne sich allerdings 
vereinnahmen zu lassen. 
   Diese für das interkulturelle Verständnis unerlässliche neue hermeneutische 
Universalität gibt uns die Möglichkeit, die „hermeneutische Dilemmasituation“ 
und den damit verbundenen hermeneutischen Zirkel zu überwinden. Das Dilemma 
besteht in dem Umstand, dass einerseits ohne Vorurteil (Vorverständnis) nichts 
verstanden werden kann und andererseits mit den Vorurteilen die Substanz des zu 
Verstehenden verändert wird und wir deshalb wieder nicht verstehen. Aus diesem 
Zirkel kann man nach Mall herauskommen, indem die Einsicht einer real 
möglichen Reflexion dieses Umstandes kultiviert wird. Mittels dieser Reflexion 
kann eine Position „außerhalb“ eingenommen werden. Das ist ortlos und bringt 
eine Perspektivenvielfalt, die in diesem Anspruch universal ist. Entscheidend 
dabei ist allerdings, dass die Ablehnung des Absolutanspruches einer bestimmten 
Perspektive und die daraus sich ergebende „überlappende Universalität“ den 
Status einer Einstellung oder Haltung hat und nicht mit einer konkret 
eingenommenen Perspektive verwechselt werden darf.343   
   Das Interagieren von Menschen fremder Kulturen und Religionen bringt 
zwangsläufig die Spannung zwischen Fremdheit und Vertrautheit mit sich. Diese 
ist unumgänglich und muss daher akzeptiert und ertragen werden. Das wird 
                                                 
341 „Gedanken ohne Inhalt sind leer, Anschauungen ohne Begriffe sind blind.“ (Kant: „Kritik der 
reinen Vernunft“, B 76/A 51) 
342 Mall 2005a, S.106 
343 Vgl. Mall 2005a, S.107f 
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allerdings durch die Einsicht erleichtert und ermöglicht, dass absolute Fremdheit 
und auch totale Identität als bloße Fiktion zurückgewiesen werden. Es gibt ein 
Dazwischen, und das sind für Mall die Überlappungen, die es unter den 
Kulturschöpfungen (Sprache, Moral, Religion…) zweifelsohne gibt.344 Auch 
wenn sie noch so klein und verborgen sind, so bilden sie doch die Basis für ein 
Auslegen und damit für ein interkulturelles Verstehen. Hier gilt der Satz von 
Dilthey: „Die Auslegung wäre unmöglich, wenn die Lebensäußerungen gänzlich 
fremd wären. Sie wäre unnötig, wenn in ihnen nichts fremd wäre.“345 Die 
Überlappungen bieten die hermeneutische Chance, die Andersheit des anderen zu 
erfassen ohne sie zu reduzieren. Überlappungen sind keine autonomen 
Wesenheiten, sie entstehen, sie gilt es zu erkennen, denn sie sind von den 
jeweiligen Begründungen, Methoden und Interpretationen abhängig und bilden 
aufgrund ihrer Verankerung im Empirischen die erreichbaren Gemeinsamkeiten 
im interkulturellen Dialog (Polylog). 
   Die gegenwärtige hermeneutische Situation ist wegen der weltweiten 
Veränderungen (Stichwort Globalisierung) über die christlich-abendländische 
Tradition hinausgewachsen. Die Konzepte von Descartes („cogito ergo sum“ als 
metaphysische Subjektivität) oder  Hegel („Weltgeist“) – um nur zwei Beispiele 
zu nennen - erscheinen in Anbetracht der Herausforderungen durch die 
interkulturellen Interaktionen zu kurz zu greifen.346 Gefragt ist eine offene 
Kommunikationsbereitschaft, die von einer orthaften Ortlosigkeit ausgeht und 
damit in der Empirie verhaftet ist, die aber darüber hinaus eine meditativ-reflexive 
Komponente enthält und dadurch die Spannung zwischen Eigenem und Fremdem, 
sowie Identität und Inkommensurabilität nicht nur aushält, sondern fruchtbar 
machen kann. „Ein solches hermeneutisches Subjekt hat keine bestimmte Sprache 
als Mutersprache. Inkarniert als ein orthaftes Subjekt, hat es teil an einer 
bestimmten Tradition und spricht eine bestimmte Sprache. Nur ein solches Subjekt 
ist in der Lage, eine gewaltsame Aneignung oder eine völlige Vernachlässigung 
                                                 
344 „Philosophie im Vergleich der Kulturen zielt auf eine Interkulturalität, die Überlappungen, 
aber keine totalen Identitäten oder Differenzen meint.“ (Mall 1996a, S.101) 
345 Wilhelm Dilthey: „Gesammelte Werke“, Bd.7, zitiert aus: Mall 2003, S.51 
346 Vgl. Mall 2005a, S.121 
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des Fremden zu vermeiden. Dies geschieht in dem Bewusstsein, daß Ich als 
konkretes Subjekt hätte auch ein anderes werden können.“347 
   Die Hermeneutik, die diese Bedingungen erfüllt und sich damit der 
interkulturellen Situation stellt, nennt Mall eine „analogische Hermeneutik“348 
und grenzt sie damit von einem gattungsmäßigen Ansatz (vom Oberbegriff zu den 
Sonderfällen) ab.349 Auch wird die Auffassung zurückgewiesen, nach der es für 
uns radikal verschiedene und damit auch nicht verstehbare Welten gibt. Es besteht 
die reale Möglichkeit, diese „naive Einstellung“350 zugunsten einer reflexiven und 
schöpferischen zu verlassen, indem die „Idee der Überlappungen“ verfolgt und 
gelebt wird. Diese Überlappungen treten in einem weiten Bereich zu Tage, der 
vom biologisch-anthropologischen bis zum politischen reichen kann. Diese - auf 
der Basis einer orthaft ortlosen Reflexion beruhende - analogische Hermeneutik 
weist nicht nur jeden reduktiven Ansatz zurück, sondern kritisiert auch ganz 
allgemein einen Vernunftbegriff, der seinen lokalen Charakter oder seine 
ideologischen Tendenzen verschleiert. Eine solche Hermeneutik ist ein 
methodischer Ansatz für eine Interkulturalität, von deren Anerkennung und 
schrittweisen Realisierung das gedeihliche und solidarische Zusammenleben der 
Kulturen und Religionen abhängen wird. In diesem Sinne ist Interkulturalität als 
Haltung und Einstellung – wobei die analogische Hermeneutik ein Teil davon ist 
– durchaus als ein moralisches Postulat zu werten. 
Exkurs 2: Interkulturelle Vernunft 
   Die Vernunft ist – folgt man Kant – das oberste Erkenntnisvermögen, sie 
„ordnet“ die Irrungen des Verstandes, sie ist ein Vermögen a priori und versetzt 
uns in die Lage, nach Grundsätzen zu urteilen (theoretische Vernunft) oder nach 
                                                 
347 Mall 2005a, S.121f 
348 Vgl. die zahlreichen Veröffentlichungen Malls zu diesem Thema, z.B. Mall 1998, S.55  
349 „Eine Hermeneutik, die der heutigen globalen Situation gerecht werden will, trägt nicht einen 
gattungsmäßigen, sondern eher einen ‚analogen’ Charakter. Im Gegensatz zu einer 
gattungsmäßigen Hermeneutik, die von einem Oberbegriff ausgeht und alles andere als 
Sonderfälle diesem Rahmen unterwirft, sieht die analogische Hermeneutik die verschiedenen 
Rahmen selbst als Rahmen verschieden. […] Ein solches analogisches Verfahren reduziert nicht; 
es leitet auch nicht ab, sondern vergleicht.“ (Mall 2005a, S.122) 
350 Mall 2005a, S.123 
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Maximen und Prinzipien zu handeln (praktische Vernunft).351 Dieser Versuch 
einer Definition für Vernunft – hier als ein subjektives Vermögen verstanden – ist 
ein sehr bekannter, aber eben nur einer von vielen zu diesem Begriff.352 Ram 
Adhar Mall hat in seinem Buch „Essays zur interkulturellen Philosophie“ zwei 
Abschnitte dem Thema Vernunft gewidmet und entwirft dabei das Modell einer 
interkulturellen Vernunft, bzw. einer interkulturellen Relativierung dieses 
Begriffes.353 Vernunft gehört neben Begriffen wie z.B. Substanz, Subjekt oder 
Wahrheit zu den „philosophischen Großphänomenen“, die scheinbar immer 
zeitgemäß aber deshalb auch immer umstritten sind. (S.63).  
   Mall geht es bei seinem Konzept der „Theorie einer interkulturellen Vernunft“ 
um einen neuen Ansatz, der sowohl die Fiktion der einen Vernunft als auch der 
vielen Vernunftformen zurückweist, er sieht sein Vernunftkonzept als eine 
„überlappende Gegebenheit unter den Kulturschöpfungen,“ wobei diese weder 
theologisch noch metaphysisch verankert ist, sondern anthropologisch. „Gemeint 
ist eine Anthropologie, die selbst im Werden begriffen ist und dadurch ein Werden 
der Vernunft impliziert“. (S.64). Das Entscheidende bei dieser interkulturellen 
Positionierung des Vernunftbegriffs scheint darin zu liegen, diese neue, mit einem 
Universalitätsanspruch ausgestattete „Interkulturalität der Vernunft“ nicht 
gänzlich in der Relativität ihrer jeweiligen Kulturgestalt aufgehen zu lassen, eine 
abgeschwächte Relativierung jedoch zu bejahen. „Eine solche interkulturelle 
Theorie der Vernunft schafft Platz sowohl für eine gemeinsame, überlappende 
Universalität der Vernunft als auch für ihre kulturelle Bodenständigkeit“. (S.66). 
Damit setzt sich dieser Vernunftbegriff sowohl von der formal-logischen als auch 
von der kulturell bedingten „lokalen“ Vernunft ab, ohne diese zu verneinen. 
   Vernunft – so eine weitere Forderung Malls – muss als eine interkulturelle 
Leistung gesehen und als solche auch anerkannt werden. Er wendet sich gegen 
einen „Vernunftabsolutismus“ (S.89), die gegenwärtige Situation - mit ihrer 
                                                 
351 Vgl. Immanuel Kant: „Kritik der reinen Vernunft“ 
352 Robert C. Solomon unterscheidet in seinem Artikel „Existentialism, Emotions, And the 
Cultural Limits of Rationality“ ganze 33 Bedeutungen von Vernunft. (zitiert aus: Mall 2003, S.87) 
353 Vgl. Mall 2003, Essay 3: „Zur interkulturellen Theorie der Vernunft – Ein 
Paradigmenwechsel“ und Essay 4: „Zur Abwendung vom Vernunftabsolutismus“. Zur besseren 
Übersichtlichkeit werden bei den weiteren Ausführungen lediglich die Seitenzahlen in Klammern 
als Verweis auf die o.a. Veröffentlichung angegeben. 
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Pluralität von Kulturen und Philosophien und die sich immer weiter verstärkenden 
Interaktionen zwischen diesen - verlangt ein Ernstnehmen der unterschiedlichen 
konzeptuellen und kulturellen Rahmen. Eine „reine“, erfahrungsfreie Vernunft ist 
für ihn nicht vorstellbar. „Es gibt eine tiefe Verschränkung von Erfahrung und 
Vernunft, wobei die Erfahrung durchaus älter ist als die Vernunft“. (S.90). Damit 
unterstreicht Mall auch sein Festhalten am Vernunftbegriff, der mit dieser 
Ausrichtung durchaus universalen Charakter hat. Interkulturelle Vernunft – so 
sein Konzept mit anderen Worten – manifestiert sich in kleineren oder größeren 
„Überlappungskreisen“ (S.91), die in der Erfahrung verankert und damit 
legitimiert sind.  
   Mall geht davon aus, dass unterschiedliche Vernunftentwürfe immer noch eine 
gewisse analogische Vergleichbarkeit aufweisen. Sein Entwurf einer 
interkulturellen Vernunft ist in diesem Sinne auch eine „analogische Vernunft“ 
(S.91), die – indem sie sich nicht in einen absoluten Stand versetzt – auf diese 
Weise sich bescheidet und ihren orthaft ortlosen Charakter unter Beweis stellt. 
„Es geht eigentlich um eine ‚metonymische’ Vernunft, die zwar der 
philosophischen und kulturellen Tradition bedarf, in ihnen jedoch nicht ganz 
aufgeht. In dieser gebundenen Ungebundenheit ist die interkulturelle Vernunft 
beheimatet […].“ (S.91). So entsteht eine überlappende Vernunft, die durch 
Vermischungen und Verwebungen, sowie von einem ständigen Austausch 
gekennzeichnet ist. Diese interkulturelle Vernunft widersetzt sich damit jeglicher 
Ontologisierung, sie entsteht spontan, hält für eine gewisse Zeit an und vergeht 
dann wieder. (S.92).  
   Die interkulturelle Vernunft ist also nicht mit der Vernunft der antiken oder 
auch neuzeitlichen Metaphysik vergleichbar, die ja bekanntlich die ersten 
Prinzipien entdeckt zu haben glaubte, und eine Gültigkeit dieser (Vernunft) für 
alle Zeiten und alle Kulturen beansprucht hat. Diese „neue“ Vernunft erfährt 
nämlich eine „interkulturelle Relativierung“ (S.101) insofern, als es kaum für 
sinnvoll angesehen wird, von Rationalität jenseits der beschriebenen 
Überlappungskreise zwischen den Kulturschöpfungen zu sprechen. Interkulturelle 
Relativierung der Vernunft bedeutet ein Zurückweisen des essentialistischen 
Anspruchs auf eine universale Gültigkeit, die lediglich auf der Grundlage einer 
einzigen philosophischen Konvention beruht. „Positiv gewendet, bedeutet dies 
nicht eine weitere Theorie der Vernunft, die sich selbst dann ‚ad infinitum’ 
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relativieren müßte, sondern sie steht für die Information, daß die interkulturelle 
Vernunft zwar ortlos, aber zugleich orthaft ist. (S.101).  
 
5.4.5 Polylog der Kulturen 
   Die Wahrnehmung des Fremden und die angemessene Verständigung mit 
anderen Kulturen scheinen eine zentrale Bedeutung in der gegenwärtigen, sich 
immer stärker globalisierenden Welt zu besitzen. Daran sind mehrere 
Problemkreise angeschlossen, auf einige davon ist bereits hingewiesen worden. Es 
bedarf einer neuen (philosophischen) Einstellung, die auf heutige Phänomene - 
wie z.B. den Pluralismus der kulturellen Welten - die richtigen Antworten findet. 
Einige Formen von Interkulturalität, wie das Prinzip der Toleranz, die 
Notwendigkeit einer orthaft ortlosen Reflexion und eine nicht vereinnahmende, 
analogisch strukturierte Hermeneutik  wurden bereits dargestellt. Dabei konnte 
gezeigt werden, dass in der interkulturellen Begegnung eindimensionales Denken 
nicht zureichend ist. Ein Denken also, das der traditionellen abendländischen 
Tradition im Umgang mit dem Fremden entspricht, wobei die Forderung nach 
mehr Offenheit selbstverständlich an alle Beteiligten zu richten ist. Im Folgenden 
wird noch auf eine Form von Interkulturalität eingegangen, die einige Elemente 
dieser selbstkritischen Reflexion in sich vereint. Gemeint ist das Polylog-Konzept, 
das Franz Martin Wimmer vorgeschlagen hat.354 
                                                 
354 In der Literatur über interkulturelle Philosophie wird sehr oft von einem „Dialog der Kulturen“ 
gesprochen. Wimmer verweist darauf, dass damit – wörtlich ausgelegt - eigentlich eine Interaktion 
zwischen Zweien gemeint ist und deshalb der Terminus „Polylog“ besser geeignet erscheint (vgl. 
Wimmer 2004, S.67, Anm.27). Der in der Literaturwissenschaft vom russischen Sprach- und 
Literaturwissenschaftler Michail Bachtin eingeführte Begriff „Polylog“ hat eine andere Bedeutung  
als im Bereich der Interkulturalität. Er bezieht sich dort auf die Verflechtung von Lebenswelt und 
Sprachgebrauch bzw. auf die „innere Dialogizität“ des Wortes. Diese wird dadurch begründet, 
„daß der ‚Wort-Strahl’, mit dem unsere Intentionen sich auf den Gegenstand richten, bereits 
vielfach gebrochen ist durch das Medium fremder Wörter, Wertungen und Akzente, die in den 
Gegenstand selber eingegangen sind. Damit bewegt sich das Wort des Sprechers ‚auf der Grenze 
zwischen dem Eigenen und dem Fremden. Das Wort ist ein halbfremdes Wort’, es ist ‚mit fremden 
Intentionen besetzt, ja überbesetzt.“ (Bernhard Waldenfels über das sprachwissenschaftliche 
Polylog-Konzept von Michail Bachtin. Vgl. Waldenfels 1990, S.56).   Eine kurze Darstellung über 
die „Vielstimmigkeit der Lebenswelten“ und den Begriff der „Redegenres“, die auf das 
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   Bevor dieser Ansatz genauer dargestellt wird, noch einige Überlegungen zum 
traditionellen griechisch-antiken „Dialog“. Es stellt sich die Frage, ob dieses 
Konzept eine Antwort auf die Probleme der Pluralität der Kulturen liefern kann, 
das heißt, ob damit tatsächlich die Chancen einer – wie Renato Cristin es 
ausgedrückt hat – „Mannigfaltigkeit der Vernunft in der Mannigfaltigkeit der 
Kulturen“355 genutzt werden können. Jedenfalls für Bernhard Waldenfels scheint 
der Dialog in seiner klassischen Bedeutung dieser Aufgabe nicht gewachsen zu 
sein, da er die Divergenzen und die Vielfalt der Standpunkte als nur 
vorübergehend annimmt. Das erklärte Ziel des Dialogs - so Waldenfels - ist die 
endgültige Übereinkunft, die alle Differenzen ausräumt.356 Zwar zählt im Streitfall 
nichts als das bessere Argument, die sozialen Unterschiede der Gesprächspartner 
spielen keine Rolle und es kommt zu einer wechselseitigen Anerkennung, aber es 
ist die eine Vernunft, die als leitende Instanz am Ende doch alle Differenzen 
beseitigt und damit alle Pluralitäten in sich vereint. „Solange diese Voraussetzung 
gilt, erscheint der Dialog insgesamt als Monolog mit verteilten Rollen.“ Und 
„[…] von irreduzibler Verschiedenheit und Vielheit findet sich kaum eine Spur. 
Diese Versöhnung nimmt Züge des Gewaltsamen an […].“357 Dialog so 
verstanden würde als Konzept - angesichts der Herausforderungen durch den 
weltweiten kulturellen Pluralismus - offensichtlich zu kurz greifen. 
   Auf dem Weg zu einem „Polylog der Kulturen“ möchte ich noch einmal auf 
einen Umstand hinweisen, der dabei eine wesentliche Rolle spielt: Die 
Kontextualität und damit Relativität des eigenen Standpunktes. Vielfach wird von 
der Vorstellung ausgegangen, - und das gilt für Individuen gleich wie für Kulturen 
und Traditionen – dass das allein gültige Zentrum der geistigen Orientierung im 
                                                                                                                                     
polylogische sprachwissenschaftliche Konzept Bachtins verweist, liefert Patrizia Nanz in einem 
2003 erschienen Beitrag in der Deutschen Zeitschrift für Philosophie (vgl. Nanz 2003). 
355 Cristin 1994, S.14 
356 „Das Präfix dia- weist hin auf einen Prozess der ‚Zerteilung’, der einen Zwischenbereich 
schafft, in dem logoi hin- und hergehen, kommen und gehen, auch aufeinander prallen oder 
aneinander vorbeischießen. Doch dieser Prozess der Zerteilung wird aufgefangen durch einen 
gegenläufigen Prozess der ‚Sammlung’. Denn alle Auseinandersetzung scheint getragen von 
einem anfänglichen Einverständnis und ausgerichtet auf eine endgültige Übereinkunft, die – 
einmal erreicht – alle Divergenzen ausräumen würde.“ (Waldenfels 1990, S.43). 
357 Waldenfels 1990, S.44f 
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eigenen Kontext, in der eigenen Tradition liegt.358 Deshalb spricht Elmar 
Holenstein auch von einer, dem Menschen eigenen „Tendenz zur Aufrichtung 
eines alleinherrschenden Nullpunktes.“359 Es ist – wie schon mehrfach betont - 
eine der wesentlichen Erkenntnisse, die eine Beschäftigung mit interkultureller 
Philosophie mit sich bringt, dass der Mensch durch seine jeweilige geschichtlich-
kulturelle Sphäre auch in seinem Denken (Vernunft) geprägt ist und es damit 
keinen Standpunkt jenseits von Geschichte und Kultur gibt.360 Erfahrungen, 
Denkansätze und Wertvorstellungen sind heterogen und im jeweiligen kulturellen 
Umfeld verankert. Dabei lebt der Mensch als Kulturwesen nicht in einem 
statischen System, sondern in einem dynamischen, und er tritt seiner Welt mit 
einem von ihm geschaffenen Symbolsystem (Sprache, Mythos, Kunst, Religion, 
Philosophie…) gegenüber. Dieses kulturelle Vermittlungssystem unterliegt einer 
historischen Dynamik und daraus haben sich im Lauf der Geschichte eine 
Vielzahl sehr unterschiedlicher Kulturen entwickelt. Diese Kulturen mit ihren je 
eigenen Wertsystemen und Überzeugungen treffen heute - als Folge der 
Globalisierung -  mit zunehmender Beschleunigung aufeinander, und dieses 
Faktum erfordert neue Wege der Kommunikation zwischen den Kulturen.361  
                                                 
358 „Der Fehler hinter der Annahme eines einzigen und im jeweiligen ‚Ich’ verankerten Nullpunkts 
der Orientierung ist eine voreilige Gleichsetzung des Ausgangspunkts der Wahrnehmung und des 
Mittelpunkts des Wahrgenommenen. Die Wahrnehmungswelt hat dem Wahrnehmungssubjekt 
gegenüber eine gewisse Eigenmächtigkeit, eine relativ autonome Struktur.“ (Holenstein 1985, 
S.14). 
359 Holenstein 1985, S.44 
360 Elmar Holenstein hat mit seinem „Philosophie-Atlas“ ein umfangreiches Werk vorgelegt, das 
sich mit den philosophischen Strömungen rund um die Erde befasst. Bei der Untersuchung der 
Vergleichsmöglichkeiten zwischen den Erdteilen und der Entwicklung innerhalb dieser verweist er 
auf einen interessanten Aspekt: „Die Menschheit ist insgesamt homogener, als man das im frühen 
20.Jahrhundert glaubte annehmen zu müssen, und die einzelnen Kulturen sind heterogener, als 
man das damals dogmatisch angenommen hatte. Es gibt große Unterschiede zwischen den 
philosophischen Ansichten der Menschen. Die größten findet man nicht zwischen den einzelnen 
Erdteilen, sondern zwischen den Individuen und den Schulbildungen innerhalb der einzelnen 
Erdteile. Wenn man der Überzeugung ist, daß es keine umfassende Theorie gibt, in die sich alle 
menschenmöglichen Erfahrungen und alle elementaren Wertvorstellungen konfliktfrei einordnen 
lassen, ist das keine Überraschung.“ (Holenstein 2004, S.21). 
361 Vgl. Cesana 2007, S.59 
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   Um es noch einmal zu betonen, ein wichtiger Aspekt dabei ist die - 
selbstkritische – Einsicht, dass sowohl unsere Identität als auch unsere 
Werthaltungen und Vorurteile kulturbedingt sind.362 Darauf wurde bereits einige 
Male hingewiesen. Das für die Interkulturalität zentrale Vorhaben einer adäquaten 
Kommunikation zwischen den Traditionen kann aber nur gelingen, wenn wir 
unsere Kulturbedingtheit anerkennen und uns mit anderen Identitäten 
konfrontieren, d.h. wenn wir unsere Muster des Erfahrens und Denkens den 
Formen anderer Traditionen gegenüberstellen. Dadurch kann eine quasi 
fremdkulturelle Perspektive eingenommen werden, die den Blick auf die eigenen, 
selbstverständlich gewordenen Denkgewohnheiten und Vorurteile frei gibt. Die 
daraus gewonnene Erkenntnis der Relativität des eigenen Standpunktes, der 
eigenen Argumentation, lässt dann auch eine offene Form des Gesprächs mit dem 
anderen zu. Kulturelle Standpunkte weisen eine große Vielfalt auf, sie sind in 
diesem Sinn polyzentrisch, und diese Heterogenität muss in einem interkulturellen 
Gespräch zum Ausdruck kommen. Hier wird eine nivellierende, nur auf Konsens 
ausgelegte dialogische Form nicht ausreichen. Vielmehr ist es die offene, die 
polyloge Form des Gesprächs, die trotz – oder gerade wegen - der Vielfalt der 
Standpunkte und der kulturellen Differenzen zu einem für alle annehmbaren 
Ergebnis führen kann. Deshalb schreibt Franz Martin Wimmer auch 
programmatisch zu einem solchen, polylogisch strukturierten philosophischen 
Gespräch: „Thematische Fragen der Philosophie - Fragen nach der 
Grundstruktur der Wirklichkeit, nach deren Erkennbarkeit und nach der 
Begründung von Werten und Normen  - sind so zu diskutieren, dass jeder 
behaupteten Lösung ein ‚Polylog’ […] möglichst vieler Traditionen 
vorangeht.“363 Das wäre, so Wimmer, „eine Fortsetzung des Programms der 
Aufklärung“364 mit anderen Mitteln. 
                                                 
362 Auf ein schönes Beispiel in diesem Zusammenhang verweist Clifford Geertz mit seiner 
Untersuchung des Begriffes „common sense“: „Wenn man beweisen oder doch nahe legen will, 
[…] daß der ‚common sense’ ein kulturelles System ist und daß wir es mit einer selbständigen 
Ordnung zu tun haben, die man empirisch offen legen und begrifflich formulieren kann, darf man 
seine Inhalte, jenen Ameisenhaufen von – selbst innerhalb derselben Gesellschaft uneinheitlichen 
– Weisheiten nicht katalogisieren wollen.“ (Geertz 1987, S.286). 
363 Wimmer 2004, S.66f 
364 Wimmer 1996, S.41 
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   Eine wichtige Voraussetzung zur Erreichung dieses Zieles ist die Relativierung 
des eigenen Standpunktes und damit das konsequente Ernstnehmen der eigenen 
Standortgebundenheit.365 Es gibt keinen „Überstandpunkt“, keinen 
„archimedischen Punkt“ in der philosophischen Argumentation.366 Das bringt eine 
neue Einschätzung der eigenen Position und eine neue Wertschätzung der jeweils 
anderen. Es kommt zunächst darauf an, das Fremde bzw. Nicht-Verstandene 
keiner vorschnellen Beurteilung oder Deutung zu unterziehen,367 eine Forderung, 
die nicht so leicht zu erfüllen ist. Die „Versuchung“, andere zu kategorisieren ist 
sehr groß, diese Eigenschaft sitzt „tief“ in uns Menschen. Die Forderung richtet 
sich vor allem an die Philosophen, - aber selbstverständlich auch an alle anderen, 
die sich mit Interkulturalität beschäftigen - dieser Versuchung zu widerstehen und 
damit dem Anspruch einer Interkulturalität gerecht zu werden. Eine angemessene 
Bescheidenheit, eine Zurückhaltung des eigenen Urteils368 gegenüber anderen 
                                                 
365 Aus der Sicht der Ethnologie schreibt Karl-Heinz Kohl zu diesem Thema: „Die Relativierung 
des eigenkulturellen Standpunkts bildet die Grundvoraussetzung eines jeden Versuchs, sich 
fremdkulturellen Wirklichkeiten verstehend zu nähern.“ (Kohl 1993, S.150) 
366 Erwin Aschenbrenner schreibt in seiner Kritik am Kultur-Kolonialismus dazu: „Dagegen wird 
gefordert, das Fremde als Fremdes gelten zu lassen. Man soll die fremde Lebenswelt als einen 
eigenständigen Wirkungsbereich sehen können, über den es keine legitime Metaposition geben 
kann, sei sie nun negativ oder positiv.“ (Aschenbrenner 1990, S.37) 
367 Der Grund für dieses Verhalten (voreilige Beurteilung des Fremden) liegt offensichtlich in der 
bereits besprochenen Neigung des Menschen, den eigenen Kontext in den Mittelpunkt der 
Orientierung  zu stellen (vgl. Gmainer-Pranzl 2004, S.87). Claude Lévi-Strauss hat dieses 
Phänomen ebenfalls beschrieben: „Stillschweigend unterstellen wir unserer eigenen Gesellschaft, 
ihren Sitten und Normen eine privilegierte Position, denn ein Beobachter, der einer anderen 
sozialen Gruppe angehört, wird über dieselben Erscheinungen ein ganz anderes Urteil fällen. […] 
Um die Objektivität zu wahren, müssten wir uns derartiger Urteile enthalten.“ (Lévi-Strauss 1991, 
S.380)  
368 „Urteilsenthaltung“ ist unter dem Begriff „epoché“ in die Philosophiegeschichte eingegangen. 
Es muss dabei zumindest zwischen zwei Bedeutungen unterschieden werden: die skeptische 
epoché geht auf die Antike zurück und war ein Charakteristikum des Skeptizismus. „Ein 
Stillstehen des Verstandes, durch das wir weder etwas aufheben noch setzen“, so lautet eine 
Definition dafür von Sextus Empiricus. Die phänomenologische epoché wurde als Terminus von 
Husserl eingeführt und bezeichnet einen methodischen Schritt der phänomenologischen Reflexion. 
Mit der Außerkraftsetzung des – nicht reflektierten – Alltagsbewusstseins (fraglose Gültigkeit der 
Wirklichkeit) wird der Blick auf das reine Bewusstsein gerichtet und dieses zum Thema der 
Reflexion gemacht. Das ist nach Husserl die erforderliche phänomenologische Einstellung, für 
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Traditionen ist einerseits für eine gelingende interkulturelle Kommunikation auf 
der Basis eines polylogischen Verfahrens unerlässlich, sie bildet quasi eine 
Grundvoraussetzung dafür, muss aber andererseits auch das eigene Denken und 
Argumentieren stets begleiten. „Erkenntnistheoretische Bescheidenheit“369 oder 
„Selbstbescheidung des Denkens“370 sind Schlagworte, die darauf verweisen. 
Damit soll eine  (philosophische) Einstellung erreicht werden, die keine Tradition 
„von vornherein privilegiert“371 und so jedem Zentrismus372 aus dem Weg geht. 
Zweifelsohne ein sehr hoher – aber unverzichtbarer - Anspruch an die 
intellektuelle Haltung der Beteiligten. Damit kann auch verhindert werden, was 
Wimmer unter Bezug auf den chilenischen Philosophen Jorge Estrella als „Fehl- 
oder Pseudoformen des Philosophierens“ bezeichnet hat, die es überall gibt.373 
   Erkenntnistheoretische Bescheidenheit, sowie Vermeidung von zentristischen 
Universalisierungen oder separatistischen Abgrenzungen  können als 
Voraussetzungen für eine gelingende interkulturelle Kommunikation angesehen 
werden und stellen fundamentale Elemente im „Polylog-Konzept“ dar. Deshalb 
fordert Wimmer: „Suche wo immer möglich nach transkulturellen Überlappungen 
von philosophischen Begriffen, da es wahrscheinlich ist, dass gut begründete 
Thesen in mehr als nur einer kulturellen Tradition entwickelt worden sind.“374 
                                                                                                                                     
dieses reine Bewusstsein wird keinerlei empirisches Wissen zugrunde gelegt. (Vgl. Metzler 
Philosophie Lexikon, S.141f). 
369 Mall 1993, S.8 
370 Kimmerle 2002, S.66 
371 Vgl .Mall 1996a, S.2 
372 Eine Übersicht über die verschiedenen Formen des Zentrismus liefert Wimmer unter Berufung 
auf eine Veröffentlichung von Winkler und Schweikhardt. Die verschiedenen Formen reichen vom 
Subjektzentrismus („Ich“) über Gruppenzentrismus (Familie…), Stratozentrismus (soziale Klasse), 
Ethnozentrismus (Kultur, Rasse), Anthropozentrismus (Mensch als Krone der Schöpfung) bis zu 
Helio- und Geozentrismus (Sonne bzw. Erde als Mittelpunkt der Welt). Vgl. Wimmer 1990 
(Internet Version 2001) S.72ff (26.11.2007) 
373 Mit diesen „Fehlformen“ wird  laut Wimmer nur erreicht, „einen Nebel im Hirn zu erzeugen, 
als in irgendeiner Sachfrage zu benennbaren Ergebnissen zu gelangen.“ (Wimmer 1993, S.39). 
Eine Übersicht zu diesen Fehlformen – es sind dies die Verwirrkunst, Zitierwut, Belehrsamkeit 
und Ideologisierung – gibt Wimmer in seinem Buch „Interkulturelle Philosophie – Theorie und 
Geschichte“, Internet Version 2001 S.109ff (26.11.2007). 
374 Wimmer 2004, S.67 
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Eine gute Kenntnis der eigenen kulturellen Wurzeln und eine von diesem 
Erkenntnisstandpunkt ausgehende, nicht-vereinnahmende  Hermeneutik gilt es zu 
entwickeln.375  
   Das von Wimmer vorgestellte Modell des Polylogs ist von einer gegenseitig 
vollständigen Einflussnahme gekennzeichnet.376 „Für jede Tradition ist jede 
andere ‚exotisch’.“377 So lautet die Kurzformel für das Polylog-Modell im 
Besonderen und für das Programm einer interkulturellen Philosophie ganz 
allgemein. „ Exotisch“, wie auch „barbarisch“ und „heidnisch“, sind 
Kennzeichnungen für Fremdverständnisse, d.h. Interpretationen fremdkultureller 
Denk- und Verhaltensformen.378 Als „exotisch“ wird Fremdkulturelles dann 
bezeichnet, „wenn die Differenz in einer vorwiegend ästhetischen Kategorie 
gesehen wird und eine gegenseitige Toleranz praktizierbar erscheint.“379 Damit 
ermöglicht das Leitmotiv „jede Tradition ist jeder anderen exotisch“ Methoden 
einer interkulturellen Verständigung zu entwickeln, die auf Gegenseitigkeit 
aufgebaut sind und eine Beeinflussung in jede Richtung gestatten – eben ein 
polylogisches Verfahren. Die Gegenseitigkeit bezieht sich auf Toleranz und 
Rezeption, keine Position kann eine privilegierte Stellung in Anspruch nehmen 
(d.h. auch das, was als „normal“ angesehen wird, ist exotisch), und es herrscht 
eine gegenseitige und offene Neugierde am jeweils Kulturfremden. Wimmer 
                                                 
375 Genau diese „kulturelle Bescheidenheit“ meint auch Renato Cristin wenn er schreibt: „Wenn 
eine Kultur den Willen zur Überwältigung beseitigt hat, erscheint die Relation, oder genauer 
gesagt: die Relationalität als eine Weise, die Mannigfaltigkeit zu erleben. Um die Mannigfaltigkeit 
zu verstehen, ist es aber notwendig, die eigenen kulturellen Grundlagen zu verstehen, und zwar die 
eigentlichen Grundlagen seiner eigenen Kultur, daß heißt in unserem Fall die der europäischen 
Kultur. Man muß die ‚Gründe’ des europäischen Denkens in ihren Beziehungen zu den anderen 
Traditionen verstehen.“ (Cristin 1994, S.13) 
376 Wimmer unterscheidet vier Modelle, nach denen Sachfragen interkulturell abgehandelt werden 
können: a) Einseitig zentraler Einfluss (Monolog), b) Einseitiger und transitiver Einfluss, c) 
Gegenseitiger teilweiser Einfluss (die Stufe der Dialoge oder der selektiven Akkulturation) und 
schließlich d) Gegenseitig vollständiger Einfluss (das Modell des Polylogs). (Vgl. Wimmer 2004, 
S.67ff) 
377 Wimmer 2004, S.70 
378 Vgl. dazu Wimmer 1990, (Internet Version 2001), S.76ff (26.11.2007) 
379 Wimmer 1993, S.35 
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dazu: „Die anderen wahrzunehmen bedeutet auch, sich auf die Suche nach ihnen 
zu begeben.“380  
   Das Polylog-Konzept erachtet den Dialog, das Gespräch zwischen Zweien als 
nicht ausreichend für die Kommunikation der Kulturen und Traditionen. Erst 
wenn es zu einem gegenseitigen, möglichst vollständigen Einfluss einer größeren 
Anzahl von Kulturen kommt, ist die Stufe des Polylogs erreicht. Aus der 
Forderung nach einem möglichst umfassenden Polylog, der die Andersheit der 
jeweils fremden Kulturen und Traditionen anerkennt und sich dann auch ernsthaft 
mit ihnen auseinandersetzt, leitet Wimmer auch dasjenige ab, das er als 
„Minimalregel des interkulturellen Philosophierens nennt“: „Halte keine 
philosophische These für gut begründet, an deren Zustandekommen nur Menschen 
einer einzigen kulturellen Tradition beteiligt waren.“381 Auch wenn der Polylog 
zwischen den Kulturen sich als mühsam erweist, so sind es gerade die speziellen 
Bedingungen der Globalisierung, die Verfahrensweisen oder Formen der 
philosophischen Diskussion benötigen, die zumindest tendenziell polylogisch 
orientiert sind.382 
                                                 
380 Wimmer 2004, S.73 
381 Wimmer 2004, S.67. Vgl. dazu auch die kurze Übersicht über den Begriff der interkulturellen 
Philosophie Wimmers bei Thomas Göller (Göller 2000, S.78ff). 
382 Vgl. Wimmer 2006, S.96 
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6 Interkulturelle Betrachtung von Gerechtigkeitsthemen 
   In diesem (abschließenden) Kapitel werden einige Themen der 
Gerechtigkeitsdiskussion aus  verschiedenen Kulturen, Religionen oder 
Geistesströmungen vorgestellt und auf deren jeweils unterschiedliche Bewertung, 
Begründung oder Bedeutung analysiert. Die Untersuchungen in den bisherigen 
Kapiteln haben ja gezeigt, dass Gerechtigkeitsvorstellungen sehr unterschiedliche 
Gestalt annehmen können, und je nach Theoriestruktur werden verschiedene 
Themenbereiche in den Mittelpunkt gestellt. Der Fokus der Analyse in diesem 
Kapitel liegt nicht auf der Einschätzung ausgehend von einem Kulturstandpunkt, 
sondern die Untersuchung der jeweiligen Gerechtigkeitsaspekte soll – dem 
Anspruch der Interkulturalität entsprechend – möglichst unterschiedliche 
Perspektiven, aber auch eventuelle Gemeinsamkeiten aufzeigen. Dabei geht es 
nicht um eine Gesamtdarstellung der Positionen der untersuchten Religionen, 
Kulturen oder Autoren, sondern lediglich darum, die jeweils unterschiedlichen 
Wertigkeiten in Teilbereichen ihrer Gerechtigkeitsüberlegungen herauszuarbeiten.  
6.1 Begründung von Gerechtigkeit bei Menzius und der 
Philosophie der Aufklärung  
   Wird nach der Begründung von Gerechtigkeit gefragt, so darf diese Frage nicht 
mit der Frage nach den Prinzipien verwechselt werden. Bei der Begründung von 
Gerechtigkeit muss eine Antwort darauf gefunden werden, warum der Mensch, 
die Gesellschaft oder auch die  Institutionen über die Tugend der Gerechtigkeit 
verfügen und sie auch anwenden sollen. Man muß also angeben können, „in 
wessen Namen“ Gerechtigkeit eingefordert wird.1 Die Begründung ist nicht nur 
deshalb wichtig, um z.B. Menschen zu gerechtem Handeln zu motivieren, sondern 
ist darüber hinaus – und das gilt ganz allgemein auch für die Begründung von 
Moral – unerlässlich für eine Ethik, sofern sie den Anspruch erhebt, über dem 
bloß Üblichen oder der Dynamik des Geschehens zu stehen.  
                                                 
1 Zu allgemeinen Überlegungen über die Begründungsfrage siehe Kapitel 2 (Instanzen von 
Gerechtigkeit). 
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   Prinzipien von Gerechtigkeit sind in allen Moralvorstellungen recht einfach zu 
finden. Sie sind diejenigen, die quasi an erster Stelle stehen, die also Gerechtigkeit 
als Tugend zusammenfassen. Mit anderen Worten, sie sind ihre allgemeine 
Formulierung. Beispiele für Prinzipien von Gerechtigkeit wären „suum cuique“, 
die „Goldene Regel“, das ulpianische „neminem laedere“ oder die „Zehn Gebote“ 
(siehe dazu die Kapitel 2 und 3).2 Aber jedes Prinzip ist die Folge eines Grundes 
und diesen zu finden ist – so schreibt beispielsweise Schopenhauer – der „Stein 
des Weisen“, der von den Philosophen „seit Jahrtausenden“ gesucht wird.3 Die 
Begründung (von Gerechtigkeit), das Fundament, ist also die Instanz, die ein 
sittliches Handeln ermöglicht. Dieser Instanz gegenüber wird dann auch 
„Gerechtigkeit“ (gerechtes Handeln) geschuldet. 
   Festzuhalten bleibt, wenn die Frage nach der Begründung von Gerechtigkeit 
gestellt wird, dann muss u.a. auch nach dem Warum dieser Tugend gefragt 
werden, also nach dem Grund für ihren verpflichtenden Charakter. In Europa hat 
es dazu eine seit der Antike anhaltende Diskussion gegeben, wobei besonders die 
Philosophen der Aufklärung den Versuch unternommen haben, die Begründung 
von Gerechtigkeit aus der metaphysisch-religiösen „Vormundschaft“ zu befreien. 
In diesem Abschnitt werden die Positionen einiger dieser „Befreier“ und die des 
(Früh)Konfuzianers Menzius vorgestellt. 
     Schon Blaise Pascal4 hat mit „Moses oder China“5 die Frage in den Raum 
gestellt, an wen man sich bei der Begründung von Moral halten sollte: An Moses 
                                                 
2 Schopenhauer definiert das Prinzip einer Moral folgendermaßen: „Das Prinzip oder der oberste 
Grundsatz einer Ethik ist der kürzeste und bündigste Ausdruck für die Handlungsweise, die sie 
vorschreibt.“ (Schopenhauer: „Preisschrift über die Grundlage der Moral“, S.137). Hinweis zur 
Zitierweise aus Schopenhauers „Preisschrift über die Grundlage der Moral“: Die Seitenzahl 
bezieht sich auf den Band 4 von „Arthur Schopenhauer, Sämtliche Werke“, hrsg. von Arthur 
Hübscher, F. U. Brockhaus, Wiesbaden, 1972. Das Werk „Preisschrift über die Grundlage der 
Moral“ wird in weiterer Folge abgekürzt „Preisschrift“ genannt.  
3 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.137. Grundsätze oder Prinzipien von Moral – so schreibt 
Schopenhauer an anderer Stelle – sind „keineswegs die Urquelle, oder erste Grundlage der 
Moralität“, aber sie sind für einen moralischen Lebenswandel unentbehrlich. Denn ohne diese 
„festen“ Prinzipien würden sich die antimoralischen Triebfedern in uns Menschen durchsetzen 
(vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.214f). 
4 Blaise Pascal: 1623-1663 
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und damit an den Monotheismus, oder an die „Offenheit“ des chinesischen 
Denkens in dieser Beziehung. Der okzidentale „metaphysisch-religiöse 
Dogmatismus“ in der Begründungsfrage von Gerechtigkeit, der bei Platon mit der 
Ideenlehre (Idee des Guten) seinen Ausgang nahm und in weiterer Folge 
besonders von der christlichen Tradition (Gerechtigkeit als Gebot Gottes – 
religiöser Dogmatismus) weiterverfolgt wurde, war wohl für die Philosophen der 
Aufklärung zu massiv, um nicht skeptisch hinterfragt zu werden. Nietzsche 
beispielsweise hat diese Kritik insofern auf den Punkt gebracht, als er anstatt von 
einer metaphysisch-religiösen Begründung von Moral (und damit von 
Gerechtigkeit), von einer „Genealogie der Moral“ sprach.6  
   Aus interkultureller Sicht ist es dann sehr spannend zu untersuchen, wie eine 
Denktradition, die sich außerhalb des europäischen Bereichs eigenständig und 
lange vor der Aufklärung entwickelt hat –  in diesem Fall die (früh)konfuzianische 
des Menzius – an die Frage nach der  Begründung  von Gerechtigkeit 
herangegangen ist. Damit wird auch schon angedeutet, warum Menzius für diesen 
Abschnitt ausgewählt wurde: Sein Moralsystem konnte sich über einen sehr 
langen Zeitraum entwickeln und wurde nicht vom europäischen Denken 
beeinflusst. Außerdem gehört China nicht zu unserem (indogermanischen) 
sprachlichen Rahmen und verfügt – und das erscheint mir aus philosophischer 
Sicht besonders interessant – weder über eine religiöse Offenbarung noch über 
philosophische Reflexionen über das Sein. Die „interkulturelle 
Herangehensweise“ an dieses Thema führt dann zu einer fiktiven Begegnung der 
unterschiedlichen Denktraditionen und eröffnet so ganz allgemein die 
Möglichkeit, die jeweiligen Positionen (z.B. was und von wo aus sie denken) 
besser zu verstehen.  
                                                                                                                                     
5 „Ich glaube nur an die Geschichten, deren Zeugen sich würden erwürgen lassen. Wer von den 
beiden ist glaubwürdiger: Moses oder China? Es geht nicht darum, das im großen zu sehen. Ich 
sage euch, daß es Dinge gibt, die blind machen, und Dinge, die erleuchten.“ (Pascal: „Gedanken“, 
S.240). 
6 Vgl. Jullien 2003, S.23. Zur Begründungsfrage bei Nietzsche siehe weiter unten. 
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6.1.1 Die Schlüsselfunktion des Mitleids 
Menzius 
   „Alle Menschen haben Dinge, die sie nicht mit ansehen können – ohne daß sich 
ihr Mitleid regt.“7 „Jeder Mensch hat ein Herz, das anderer Leiden nicht mit 
ansehen kann.“8 Diese beiden kompakten Sätze des (früh)konfuzianischen 
Denkers Menzius beschreiben – soviel sei gleich vorweg gesagt – einen ganz 
entscheidenden Aspekt seiner Moralbegründung. Es ist das Unerträgliche, das 
Unakzeptable, das laut Menzius in uns Menschen das Gefühl des Mitleids, d.h. 
Mitmenschlichkeit erweckt. In jedem Menschen (Universalitätsanspruch!) – so 
Menzius – gibt es eine wesenhafte Veranlagung, die angesichts des Unglücks 
anderer eine spontane (Gefühls)Reaktion auslöst. Weiters gibt es für jeden 
Menschen etwas, das er in Bezug auf die anderen nicht macht, das ihm als 
unakzeptabel im Umgang mit seinen Artgenossen erscheint. Das ist die 
Rechtschaffenheit oder Gerechtigkeit gegenüber seinen Mitmenschen (Bereits im 
Kapitel 4 wurde darauf hingewiesen, dass Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit 
bei Menzius immer gekoppelt sind).9 
    Wir sehen bei Menzius also zwei Dimensionen von (angeborener) Moralität. 
Einerseits gibt es diese „in uns selbst“, d.h. angesichts der Not anderer haben wir 
das Gefühl des Unerträglichen, und andererseits gibt es eine „Außendimension“, 
deren Ausbreitung auf die Mitmenschen gerichtet ist, und ebenfalls ein Gefühl des 
Unakzeptablen in uns weckt. Diese beiden Komponenten der Moralität bilden den 
Kern der Begründung von Gerechtigkeit bei diesem bedeutenden 
frühkonfuzianischen Denker. 
   Und er beschreibt diese Grundannahmen seines Verständnisses von 
Gerechtigkeit anhand von Beispielen. So berichtet er von einem König, der 
anlässlich einer Glockenweihe das Opfertier (ein Ochse) gesehen hat, und weil er 
die ängstliche Miene des Tieres nicht ertragen konnte, die Schlachtung verbot. Er 
ordnete an, den Ochsen durch ein Schaf zu ersetzen. Menzius will damit 
beschreiben, dass der König als Zeuge des Entsetzens des Tieres von Mitleid 
                                                 
7 Menzius VII,B,31, Wilhelm 1994, S.204 (Die Zitierweise bleibt gegenüber Kapitel 4 gleich). 
8 Menzius II,A,6, Wilhelm 1994, S.74 
9  Vgl. Menzius I,A,1, Wilhelm 1994, S.42, sowie meine Überlegungen dazu im Kapitel 4. 
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„gepackt“ wurde, es war für ihn unerträglich, er musste die Tötung verhindern. 
Die scheinbare Inkonsequenz des Königs (er hat ja die Schlachtung eines Schafes 
statt des Ochsens angeordnet) legt Menzius aber positiv aus, für ihn geht es nur 
darum zu zeigen, dass der König es nicht ertragen konnte, andere – auch wenn es 
wie hier „nur“ ein Opferochse ist – leiden zu sehen. (Das Schaf hat er ja nicht 
gesehen). Die Unmittelbarkeit der Reaktion angesichts des Unerträglichen genügt 
bereits, um die Tugenden Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit beim König 
nachzuweisen.10  
   Noch ein zweites Beispiel für die „innere Dimension“ der Moralität wird von 
Menzius angeführt: Wenn beobachtet wird, wie ein Kind auf einen Brunnen 
zuläuft und in Gefahr gerät hineinzustürzen, dann wird jeder sofort losrennen, um 
das gefährdete Kind zu retten. Das erfolgt nicht, um Lob oder Anerkennung zu 
ernten, sondern ist wieder eine spontane Reaktion auf das Unerträgliche und nicht 
das Ergebnis einer „Berechnung“ oder Reflexion. Der Mensch zeigt in einer 
solchen Situation ein „interesseloses Verhalten“, das frei von jeglicher 
Nutzenüberlegung ist.11  
   Gerade dieses Beispiel mit dem Kleinkind ist von Menzius sehr geschickt 
gewählt und zwar insofern, als damit – u.a. aufgrund besonderer Körpermerkmale 
(Kindchenschema) – ein (angeborener) Betreuungs- bzw. Hüterinstinkt ausgelöst 
wird.12 (So sehen es zumindest aus heutiger Sicht einige Verhaltensforscher). 
Auch für Hans Jonas („Das Prinzip Verantwortung“) ist der Schutz und die 
Betreuung der Kinder eine „elementare nicht-reziproke“ Verantwortung und 
Pflicht. Er geht sogar so weit, in diesem Zusammenhang von einem „Archetyp des 
verantwortlichen Handelns“ zu sprechen, „der zum Glück keiner Deduktion aus 
einem Prinzip bedarf, sondern uns […] von der Natur mächtig eingepflanzt ist.“13 
Allerdings bezieht sich Jonas dabei auf den eigenen Nachwuchs. Deshalb 
erscheint das Beispiel von Menzius (Kind droht in den Brunnen zu fallen) als weit 
reichender, da es sich dabei offensichtlich um ein fremdes Kind handelt und die 
                                                 
10 Vgl. Menzius I,A,7, Wilhelm 1994, S.47f 
11 Vgl. Menzius II,A,6, Wilhelm 1994, S.74 
12 Siehe dazu u.a. die einschlägigen Arbeiten der Verhaltensforscher Konrad Lorenz und Irenäus 
Eibl-Eibesfeldt.  
13 Jonas 1987, S.85 
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„Rettungsaktion“ frei von jeglicher Spekulation bzw. unterschwelliger Eigennutz-
Überlegung ist.14  
   Im gleichen Beispiel beschreibt Menzius die „äußere Dimension“ seiner 
Moralbegründung. Er spricht von vier Anlagen, über die jeder Mensch verfügt: 
Mitmenschlichkeit, Gerechtigkeit, Sittlichkeit und Weisheit. Diese gilt es zu 
entfalten, und diese „Ausbreitung“ der Moralität erfolgt dann wie „[…] das 
Feuer, das angefangen hat zu brennen, wie die Quelle, die angefangen hat zu 
fließen.“15 Diese Anlagen, sofern sie in weiterer Folge entsprechend ausgebaut 
werden, ermöglichen es, dass die Menschen u.a. gerecht mit ihren Artgenossen 
umgehen. 
Jean-Jacques Rousseau 
   Das Hauptargument von Menzius in Bezug auf die Begründung von 
Gerechtigkeit ist also das Mitleid, eine Gefühlsregung, die uns Menschen erfasst, 
wenn wir andere unmittelbar bedroht oder leiden sehen. Das entspricht genau 
dem, was auch wir in der „westlichen Welt“ traditionellerweise unter Mitleid 
verstehen. So bildet dieses „Mitleid“ beispielsweise auch für Jean-Jacques 
Rousseau16 das wichtigste Begründungselement von Gerechtigkeit. Auch er 
kommt immer wieder auf dieses Mitleidsgefühl zurück, wenn es darum geht, 
moralisches Verhalten beim Menschen zu begründen. In einer scharfen Attacke 
auf die Leugner einer tugendhaften Veranlagung beim Menschen schreibt er z.B.: 
„Ich glaube nicht, irgendeinen Widerspruch befürchten zu müssen, wenn ich dem 
Menschen die einzige natürliche Tugend zuspreche, die der überspannteste 
                                                 
14 Das Beispiel von Jonas (Archetyp verantwortlichen Handelns) hat den „Nachteil“, dass es auf 
die eigenen Kinder ausgelegt ist und damit das Pflegeverhalten anspricht. Zu dem kommt noch 
eine gewisse Skepsis - vor allem aus heutiger evolutionsbiologischer Sicht - gegenüber diesem 
Erklärungsmuster, wird doch „Brutpflege“ ganz allgemein als die Funktion einer Kosten-
Nutzenrechnung zum Zweck der optimalen Weitergabe der eigenen Gene angesehen. Aber auch 
im frühen Konfuzianismus gab es bereits (berechtigte) Kritik an der viel beschworenen und als 
Grundlage der Moral ausgewiesenen Familienliebe. Die Tötung neugeborener Töchter war (und 
ist?) in China durchaus üblich und wurde u.a. bereits vom Legalisten Hanfeizi (280-233 v. Chr.) 
als „Berechnung mit langfristigem Nutzen“ entlarvt (vgl. Roetz 1992, S.409). 
15 Menzius II,A,6, Wilhelm 1994, S.74f 
16 Jean-Jacques Rousseau: 1712-1778 
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Herabsetzer der menschlichen Tugenden17 anzuerkennen gezwungen gewesen ist. 
Ich spreche vom Mitleid – einer Disposition, die für so schwache und so vielen 
Übeln ausgesetzte Wesen, wie wir es sind, angemessen ist; eine dem Menschen 
umso universellere und um so nützlichere Tugend, als sie bei ihm dem Gebrauch 
jeder Reflexion vorausgeht […].“18  
   Rousseau verwendet zur näheren Erklärung ein Beispiel, das an die Geschichte 
bei Menzius erinnert, wo ein Kind in Gefahr läuft, in den Brunnen zu stürzen. 
Rousseaus Begebenheit, die er übrigens aus der „Bienenfabel“ von Mandeville 
entlehnt hat, ist aber ungleich grausamer: Hier wird ein Mensch von Mitleid 
überwältigt, der mit ansehen muss, wie ein „grimmiges Tier“ ein kleines Kind von 
der Brust seiner Mutter reißt und es anschließend zerfetzt.19 Die Reaktion darauf 
wird von Rousseau als „reine Regung der Natur“ klassifiziert, als „die Macht des 
natürlichen Mitleids“.20 Wie bedeutend das Mitleidsgefühl bei der Begründung 
von Moral für Rousseau ist, wird auch insofern bestätigt, als er das Mitleid als 
Grundlage für alle „gesellschaftlichen Tugenden“ bezeichnet. Sowohl 
„Großzügigkeit“, als auch „Milde“ und „Menschlichkeit“ gehen aus dem 
„natürlichen Gefühl“ des Mitleids hervor, sie zügeln die „Aktivität der 
Selbstliebe“ und tragen somit entscheidend zur „Erhaltung der ganzen Art“ bei.21 
   Ganz allgemein kann die Überzeugung von der „natürlichen Güte des 
Menschen“ als das Leitmotiv der ethischen und moralphilosophischen 
Überlegungen bei Rousseau bezeichnet werden. Diese „natürliche Güte“ ist 
ursprünglich im Menschen angelegt und stellt so etwas wie einen „moralisch 
                                                 
17 Rousseau meint damit Bernard de Mandeville (1670-1733), der in seiner Anthropologie den 
„Trieb zur Selbsterhaltung“ als Naturgesetz auffasst, mit einer besonderen Akzentuierung der 
„Selbstliebe“ („self-liking“). Mit dem Prinzip der „selbstsüchtigen Privatinteressen“ erklärt 
Mandeville auch die Funktion von Herrschaft und die Entstehung der Vergesellschaftung der 
Individuen. Zusammengefasst hat er seine Anthropologie in der berühmt gewordenen 
„Bienenfabel“ („Fable of the Bees“) (vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S.556). Eine einzige 
„Tugend“ hat Mandeville dem Menschen allerdings zugestanden: Das Mitleid mit in Not 
befindlichen Mitmenschen, über das selbst „Straßenräuber, Einbrecher oder Mörder“ verfügen 
(vgl. Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.142, Anm.179).  
18 Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.141f. 
19 Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit“, S.143. 
20 Vgl. Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit, S.145. 
21 Vgl. Rousseau: „Diskurs über die Ungleichheit, S.147ff 
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intakten Kern“22 dar, der trotz aller Entfremdungsformen im Zusammenhang mit 
den kulturellen Veränderungen Potential für ein gerechtes und ethisch integres 
Verhalten besitzt. Rousseau geht von der Möglichkeit einer „positiven Freiheit“ 
aus, wonach der Mensch in seinen Handlungen dann frei ist, wenn er gelernt hat, 
aus sich selbst heraus zu handeln. Der Mensch ist demnach „von Natur aus“ dazu 
in der Lage, sich sowohl gegenüber der Natur als auch gegenüber seinen 
Mitmenschen „moralisch“ und gerecht zu verhalten, er muss es aber im Sinne 
einer Selbsterweiterung lernen. 
   Neben dem „Gewissen“ (auf diesen Begriff bei Rousseau wird hier nicht weiter 
eingegangen) ist das Mitleid von zentraler Bedeutung für diesen Lernprozess der 
Selbsterweiterung beim Menschen. Dieses „Mitleid“ kommt in seiner vollen 
Bedeutung erst dann zum Tragen, wenn wir mit dem Unglück anderer konfrontiert 
werden, das Glück der anderen hingegen – so Rousseau – erregt eher Neid in 
uns.23 „Die Menschen sind von Natur aus weder Könige noch Vornehme“,24 
sondern sie sind vielmehr „dem Elend des Lebens“ unterworfen, und diese 
Verletzlichkeit und Bedürftigkeit erfordert Mitleid. Konkret ist es dann eine 
Gedankenbewegung, nämlich die „Einbildungskraft“25, die uns veranlasst, aus der 
egoistischen Selbstbezogenheit herauszutreten und uns „in einem Anderen“ leiden 
zu lassen. Damit wird „Mitleid“ zu einem Erlebnis, bei dem sich die Beziehung zu 
sich selbst auf andere verlagert.26 Wegen dieser starken moralischen Wirkung 
spielt das Mitleid bei Rousseau auch ganz allgemein eine zentrale Rolle bei seinen 
sozialen und ethischen Überlegungen.  
   Es gibt also mit dem hohen Stellenwert des Mitleids bei der Begründung von 
Moral (Gerechtigkeit) eine sehr starke Übereinstimmung zwischen Menzius und 
Rousseau. Auch der Universalitätsanspruch bei „Mitleid“ als grundlegende 
                                                 
22 Vgl. Sturma 2001, S.105 
23 Vgl. Rousseau: „Emile (a)“, S.458. Hinweis zur Zitierweise: Es wird aus zwei Versionen des 
„Emile“ zitiert, „Emile (a)“ ist die Ausgabe des Phillip Reclam jun. Verlages aus 1963, „Emile 
(b)“ ist die Ausgabe des Winkler Verlages aus 1979 (siehe Literaturverzeichnis). 
24 Rousseau : „Emile (a)“, S.459 
25 Vgl. Rousseau : „Emile (a)“, S.461 
26 “Wir leiden nicht in uns, wir leiden in ihm. So wird niemand empfindsam, wenn nicht seine 
Einbildungskraft lebendig wird und beginnt, ihn aus sich heraustreten zu lassen.“ (Rousseau: 
„Emile (a), S.461). 
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Veranlagung ist beiden gemeinsam. Rousseau spricht ausdrücklich von der 
Notwendigkeit, das Mitleid „allgemein zu machen“ und „über das ganze 
menschliche Geschlecht zu erstrecken“.27 Eine weitere (erstaunliche) 
Gemeinsamkeit ergibt sich aus der Komplementarität von Mitleid 
(Mitmenschlichkeit) und Gerechtigkeit (auf diesen Zusammenhang wurde bei 
Menzius in Kapitel 4 bereits hingewiesen). Auch bei Rousseau sind diese 
Tugenden gekoppelt. Er betont, dass man sich dem Mitleid nur in dem Ausmaß 
hingeben soll, „wie es mit der Gerechtigkeit übereinstimmt“. Denn – so Rousseau 
– die Gerechtigkeit ist diejenige Tugend, die „am  meisten zum allgemeinen Wohl 
der Menschen beiträgt.“28 Die Koppelung an „Gerechtigkeit“ beeinträchtigt das 
Mitleidsgefühl in keiner Weise, es unterliegt dadurch lediglich einer gewissen 
Regulierung, damit die Gefühle nicht zu stark werden. Sowohl von Menzius, als 
auch von Rousseau wird also die „Erfahrung des Mitleids“ als Ursprung der 
Moralität und damit Begründung von Gerechtigkeit angenommen, beide sind 
damit Vertreter eines ethischen Internalismus.29 Weiters richten sich ihre 
ethischen Überlegungen in erster Linie auf Probleme der Lebensführung unter 
schwierigen äußeren Umständen (d.h. Entfremdungsbedingungen; bei Menzius ist 
es das Zerbrechen der alten Ordnung und bei Rousseau die kulturelle 
Überformung des Naturzustandes) und weniger auf einen metaethischen 
Begründungsdiskurs.  
Arthur Schopenhauer 
   Zumindest in Bezug auf die Begründung von Gerechtigkeit ist die Position von 
Arthur Schopenhauer30 sehr ähnlich, obwohl dieser von einer wesentlich 
„pessimistischeren“ Anthropologie ausgeht. Für Menzius ist es selbstverständlich, 
dass der Mensch von Natur aus gut ist,31 und auch Rousseau geht von einer 
„natürlichen Güte“ beim Menschen aus. Nicht so bei Schopenhauer: Er sieht im 
                                                 
27 Vgl. Rousseau: „Emile (b)“, S.317      
28 Rousseau: „Emile (b)“, S.317 
29 Gemeint ist in diesem Fall, dass moralisches (gerechtes) Verhalten eine „innerhalb“ des 
Menschen angelegte Tugend ist und nicht – oder zumindest nicht primär - von „außen“ 
hervorgerufen bzw. beeinflusst ist.   
30 Arthur Schopenhauer: 1788-1860 
31 Vgl. Menzius VI,A,6, Wilhelm 1994, S.163. 
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Egoismus die „Haupt- und Grundtriebfeder“ beim Menschen.32 Zum „Egoismus“ 
kommt dann noch die „Bosheit“ (sie ist auf den Mitmenschen gerichtet) und – 
denn ganz so pessimistisch ist Schopenhauer natürlich nicht - „das Mitleid“, das 
auf „fremdes Wohl“ gerichtet ist. Dieses Mitleid „zügelt“ die beiden anderen 
Triebe. Moralisches Handeln hat bei Schopenhauer – und darin liegt die 
Übereinstimmung mit Menzius und Rousseau – das Mitleid als „Triebfeder“. 
Dieses „natürliche“ Mitleid wird durch das Leiden der anderen hervorgerufen und 
ist eine „unmittelbare Empfindung.“33 Menschliches Mitleid kann durch die 
Vernunft nicht erklärt werden, es ist einfach vorhanden und – so Schopenhauer – 
das „Urphänomen“, der „Grenzstein“ und das „große Mysterium der Ethik“.34 Für 
ihn ist Mitleid eine unleugbare und weit verbreitete Tatsache, die dem 
menschlichen Bewusstsein wesenhaft zukommt, und es beruht nicht auf 
„Voraussetzungen, Begriffen, Religionen, Dogmen, Mythen, Erziehung und 
Bildung; sondern ist ursprünglich und unmittelbar, liegt in der menschlichen 
Natur selbst, hält eben deshalb unter allen Verhältnissen Stich, und zeigt sich in 
allen Ländern und Zeiten.“35 
   Hier zeigt sich sowohl im Universalitätsanspruch als auch in Hinsicht auf die 
Begründung von Moralität eine weitgehende Übereinstimmung mit Menzius und 
Rousseau. Aber auch die Koppelung von Gerechtigkeit und Menschenliebe – er 
nennt sie „Kardinaltugenden“ – ist bei Schopenhauer vorhanden. Denn aus dem 
Mitleid, diesem „ethischen Urphänomen“, dieser „ächten und natürlichen 
moralischen Triebfeder“36, leitet er eine zweistufige Anwendungsweise für unser 
Tun und Handeln ab. Die erste Stufe, die das Mitleid bewirkt, ist die Abwehr der 
                                                 
32 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.196. 
33 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.210. In „Die Welt als Wille und Vorstellung“ beschreibt 
Schopenhauer drei „Entlastungsmöglichkeiten“, um den (eigenen) Willensdruck erträglich zu 
machen: Die Kunst, das Mitleid und die Resignation. Eine Handlung aus Mitleid ist dadurch 
gekennzeichnet, dass sie das Wohl des Anderen zum einzigen Motiv für das eigene Handeln 
ansieht. Wenn jemand aus Mitleid handelt, kommt es zur Aufhebung der Grenze zwischen „mir“ 
und dem „Anderen“ (Negation des „principium individuationis“), und dadurch erfährt derjenige 
„in allen Wesen sich, sein innerstes und wahres Selbst“ (vgl. Metzler Philosophen Lexikon, 
S.811). 
34 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.209. 
35 Schopenhauer: „Preisschrift“, S.213. 
36 Schopenhauer: „Preisschrift“, S.212f 
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eigenen egoistischen und boshaften Regungen und soll davon abhalten, den 
Mitmenschen Leid zuzufügen. Sie hemmt die in mir vorhandenen 
„antimoralischen Potenzen“ (Egoismus und Bosheit) und stellt sich als 
„Schutzwehr“ vor die Anderen.37 Diese erste Stufe, die aus dem „natürlichen“ 
Mitleid hervorgeht, ist die Gerechtigkeit, sie wird von Schopenhauer als die „erste 
und grundwesentliche Kardinaltugend“38 bezeichnet. Diese „Gerechtigkeit“ wird 
mich dann davon abhalten, z.B. andere als Mittel für meine Zwecke zu 
gebrauchen, Personen und deren Eigentum anzugreifen oder anderen Personen 
Schmerzen durch Kränkung oder Verleumdung zuzufügen. 
   Die zweite vom Mitleid bewirkte Stufe – sie wird von Schopenhauer als 
diejenige mit dem „höheren Grad“ bezeichnet – ist die Menschenliebe. Sie hat 
„positiven Charakter“ und zwar insofern, als sie mich nicht nur davon abhält, 
anderen Menschen zu schaden, sondern mich sogar antreibt, diesen zu helfen. 
Wenn ich bemerke, dass eine Person in Not geraten ist, dann werde ich - nach 
Möglichkeit meiner geistigen und körperlichen Kräfte - versuchen, zu helfen. Das 
kann laut Schopenhauer im Extremfall sogar bis zum Einsatz des eigenen Lebens 
gehen.39 Das Mitleid ermöglicht es mir, dass der Unterschied zwischen mir und 
dem anderen kein absoluter mehr ist.  
   Sowohl Gerechtigkeit als auch Menschenliebe werden von Schopenhauer direkt 
aus dem Mitleid abgeleitet,40 und dieses Mitleid - verstanden als „instinktive 
Teilnahme am fremden Leiden“ - gilt für ihn als „alleinige Quelle“ für 
Handlungen mit „moralischem Wert“. Das Mitleid wird dadurch ganz allgemein 
                                                 
37 „Der erste Grad der Wirkung des Mitleids ist also, daß es den von mir selbst, in Folge der mir 
einwohnenden antimoralischen Potenzen, Andern zu verursachenden Leiden hemmend 
entgegentritt, mir ‚Halt!’ zuruft und sich als eine Schutzwehr vor den Anderen stellt, die ihn vor 
der Verletzung bewahrt, zu welcher außerdem mein Egoismus, oder Bosheit, mich treiben würde.“ 
(Schopenhauer: „Preisschrift“, S.213 
38 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.226 
39 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.227 
40 „Dieses Mitleid ganz allein ist die wirkliche Basis aller freien Gerechtigkeit und aller ächten 
Menschenliebe. Nur sofern eine Handlung aus ihm entsprungen ist, hat sie moralischen Werth: 
und jede aus irgendwelchen anderen Motiven hervorgegangene hat keinen. Sobald dieses Mitleid 
rege wird, liegt mir das Wohl und Wehe des Anderen unmittelbar am Herzen, ganz in der selben 
Art, wenn auch nicht stets in dem selben Grade, wie sonst allein das meinige: also ist jetzt der 
Unterschied zwischen ihm und mir kein absoluter mehr.“ (Schopenhauer: „Preisschrift“, S.208f). 
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zur Grundlage der Moralität und damit zur Begründung von Gerechtigkeit. Wie 
wichtig ihm die Frage nach der Begründung ist, beschreibt Schopenhauer in 
seinem Hauptwerk („Die Welt als Wille und Vorstellung“): Eine Moral, die keine 
Begründung hat, kann nicht „wirken“, weil sie ohne die Lösung der 
Begründungsfrage nicht motivieren kann. Das Ergebnis einer nicht-begründeten 
Moral wäre - laut Schopenhauer - bloßes „Moralisieren“.41 Er führt zur Stützung 
seines „Fundaments der Moral“ (das Mitleid) eine Reihe von Beispielen an, die er 
- durchaus im Sinne der Interkulturalität – nicht nur aus der „westlichen“ 
Philosophie bzw. aus dem Christentum entnimmt, sondern er geht auch – 
zumindest in Ansätzen – auf entsprechende Positionen anderer Religionen und 
Philosophien ein.42 
Immanuel Kant   
   Wir haben bei den bisherigen Untersuchungen gesehen, dass „Mitleid“ sowohl 
bei Menzius, als auch bei Rousseau und Schopenhauer in Bezug auf die Frage 
nach der Begründung von Gerechtigkeit (Moral) eine wesentliche Rolle spielt. 
Wie sieht das aber nun bei jenem Denker aus, der als „Ethiker der strengen und 
unbedingten Pflicht“ gilt, der ein entschiedener Gegner jeder Art von Gefühls- 
und Neigungsmoral ist? Die Rede ist hier von Immanuel Kant.43 Und das 
Bemerkenswerte ist, „Mitleid“ spielt bei der Begründungsfrage doch eine gewisse 
Rolle im Denken dieses bedeutenden Philosophen der Aufklärung. Allerdings 
abhängig von der Schaffensperiode.  
   In den „vorkritischen Schriften“ war Kant durchaus noch der Meinung, den 
Ursprung des moralischen Lebens (der Sittlichkeit) auf die menschliche Natur, auf 
das „Gefühl von der Schönheit und der Würde“ des Menschen gründen zu 
können.44 Allerdings kamen bald Zweifel auf, und besonders bei seiner 
Beschäftigung mit dem Mitleid begann er von seiner früheren Position allmählich 
abzuweichen. Sittliche Qualitäten können zwar „liebenswürdig“, „schön“ und 
auch „edel“ sein, aber für die Begründung „einer tugendhaften Gesinnung“ dürfen 
                                                 
41 Vgl. Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.I, §66“, S.515 
42 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.231ff 
43 Immanuel Kant: 1724-1804 
44 Vgl. Jullien 2003, S.45 und Röd 2000, Bd.2, S.163 
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sie nicht herangezogen werden.45 Das „warme Gefühl des Mitleidens“ ist genau 
dasjenige, das Kant damit meint. Obwohl er Verständnis für das Mitleid hat, 
zumal es auf eine „gütige Teilnehmung“ am Schicksal anderer Menschen 
ausgelegt und deshalb eine durchaus „gutartige Leidenschaft“ ist, kann dieses 
„Gefühl“ wegen seiner „Schwachheit“ und „Blindheit“ nicht die „strenge Pflicht 
der Gerechtigkeit“ erfüllen.46 Kant – zu dieser Zeit aber bei seiner 
Moralbegründung noch weit weg von der späteren (strengen) Pflichtenethik – 
suchte etwas, das über dem „Mitleid“ und der „Gefälligkeit“ steht. Und er findet 
im „Gefühl von der Schönheit und der Würde der menschlichen Natur“47 zunächst 
eine Grundlage, auf die er seine Begründung von Moral (und damit von 
Gerechtigkeit) stellt. Dazu bedarf es allerdings noch des „Ehr- und 
Schamgefühls“, aber dann hat man – so Kant – eine brauchbare Begründung für 
moralisches Handeln.48 
   Aber dieser Bezug auf das sittliche Gefühl – zu dem u.a. auch das Mitleid 
gehört – ist bei der Begründung von Moral nur eine „Zwischenstufe“ bei Kant. Er 
beginnt in weiterer Folge die Begriffe „Gefühl“ und „Pflicht“ klar zu trennen, die 
Annahme eines für alle Menschen geltenden Gefühls in der Begründungsfrage 
wird fallen gelassen. Gerade beim Mitleid – wie bei jeder menschlichen Neigung 
– besteht seiner Meinung nach die Gefahr, dass es mit sinnlichen Reizen 
vermischt wird. Kant geht dazu über, „streng allgemeine Sätze“ für seine Ethik zu 
formulieren, und dazu sind empirische Faktoren, wie eben das Gefühl des 
Mitleids, nicht (mehr) geeignet. Mit anderen Worten, für die praktische Vernunft 
muss ganz allgemein gelten, dass sie zu „strikt allgemeinen“ Sollenssätzen führt, 
und solche Sätze dürfen nicht von empirischen Faktoren abhängen. Kant beginnt 
in dieser Phase (um 1780) die Moralität unabhängig von unseren Neigungen oder 
Gefühlen zu begreifen, er „reinigt“ sie von jeder Anthropologie und auch 
                                                 
45 Vgl. Kant: „Vom Erhabenen und Schönen am Menschen“, A 19 (II, S.834). Zur Zitierweise aus 
der zwölfteiligen Werkausgabe Kants (Weischedel) siehe Kapitel 3.7.  
46 Vgl. Kant: „Vom Erhabenen und Schönen am Menschen“, A 22, 21 (II, S.835). 
47 Kant: „Vom Erhabenen und Schönen am Menschen“, A 24 (II, S.837).  
48 „Ein innigliches Gefühl vor der Schönheit und Würde der menschlichen Natur, und eine 
Fassung und Stärke des Gemüts, hierauf als auf  einen allgemeinen Grund seine gesamte (sic) 
Handlungen zu beziehen, ist ernsthaft […]. (Kant: „Vom Erhabenen und Schönen am Menschen“, 
A 28, II, S.839).  
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Theologie. Für ihn ist in diesem Zusammenhang nur mehr unsere Zugehörigkeit 
zur „Verstandeswelt“ ausschlaggebend, die „Sinnenwelt“49 darf sowohl bei der 
Begründungsfrage als auch bei der Formulierung von (reinen) Sittengesetzen 
keine Rolle spielen. 
   Wie begründet nun der „kritische“ Kant die Moralität des Menschen, wie löst er 
die Frage, warum Menschen z.B. gerecht handeln sollen? Aufschluss darüber gibt 
u.a. ein eher dünnes Buch (zirka 90 Seiten), das aber alle wichtigen Begriffe und 
Voraussetzungen enthält, die für das Verständnis von Kants Ethik wichtig sind: 
Die 1785 erschienene „Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“.50 Er versucht 
darin, einerseits das „oberste Prinzip der Moralität“ festzulegen, aber auch – und 
das ist für diese Untersuchung entscheidend – die Begründungsfrage zu lösen.  
   Auf dem Weg zur Begründung der Moralität führt Kant zunächst die dafür 
nötigen Begriffe ein. Da wäre zunächst der „gute Wille“, ein überaus wichtiger 
Terminus technicus bei Kant, er umschreibt Haltungen und Gesinnungen des 
Einzelnen.51 Die „Vernunft“ hat die „Aufgabe“, diesen guten Willen in reiner 
Form, d.h. als „an sich selbst guten Willen“52 hervorzubringen. Der nächste 
wichtige Begriff ist die „Pflicht“. Darunter versteht Kant moralisches Handeln, 
das nicht einer Neigung, einem Gefühl oder einer Absicht folgt, sondern sich 
ausschließlich an einem moralischen Prinzip orientiert. Eine Handlung aus Pflicht 
folgt einer „Maxime“ (das subjektive Prinzip des Wollens), die moralischen 
Gehalt (Wert) hat, d.h. die Handlung erfolgt aus „Achtung fürs Gesetz“.53  
                                                 
49 Vgl. Kant: „Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“ (im Folgenden mit „Grundlegung“ 
abgekürzt), BA 107, VII, S.87. 
50 Die Überschriften zu den drei Abschnitten dieses Werkes fassen das Vorhaben Kants sehr 
bündig zusammen: 1) Übergang von der gemeinen sittlichen Vernunfterkenntnis zur 
philosophischen, 2) Übergang von der populären Moralphilosophie zur Metaphysik der Sitten, und 
3) Letzter Schritt von der Metaphysik der Sitten zur Kritik der reinen praktischen Vernunft (vgl. 
Kant: „Grundlegung“, BA XVI, VII, S.17).   
51 Kant beginnt die „Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“ mit einer „Lobrede“ auf den „guten 
Willen“ (vgl. Kant: „Grundlegung“, BA1, VII, S.18). 
52 Kant: „Grundlegung“, BA 7, VII, S.21f 
53 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 14, VII, S.26. Unter einer Maxime versteht Kant den 
„subjektiven Beweggrund“ (im Unterschied zum „objektiven Sollen“ des Gesetzes). Eine solche 
Maxime ist nur dann als sittlich zu bezeichnen, wenn sie dem „allgemeinen Gesetz“ folgt und 
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   Zu klären ist weiters, was das für ein Gesetz sein könnte, das den Willen 
bestimmt, ohne Rücksicht auf die zu erwartende Wirkung? Für Kant ist die Sache 
klar: Es ist eine „allgemeine Gesetzmäßigkeit der Handlungen“, die den Willen 
leitet, und zwar so, dass die Maxime meiner Handlungen jederzeit ein allgemeines 
Gesetz werden könnte.54 Diese Pflichtgebote werden in Form von unbedingten, 
d.h. kategorischen Imperativen ausgedrückt, denen Kant die hypothetischen 
Imperative gegenüber stellt, die aber (bloß) Mittel zu irgendwelchen Zwecken 
sind.55 Für den Kategorischen Imperativ ist es nun wichtig, dass die sittlichen 
Begriffe ihren Sitz und Ursprung gänzlich a priori (vor jeder Erfahrung) haben 
und nur „durch den Weg der Vernunft allein“56 festgelegt werden. D.h., sie 
können und dürfen  von keiner empirischen und darum (bloß) zufälligen 
Erkenntnis beeinflusst sein. Ein solcher Kategorischer Imperativ ist – so Kant – 
das „einzige praktische Gesetz“, alle übrigen sind zwar „Prinzipien des Willens“, 
aber keine Gesetze. Hält der Wille sich an dieses „unbedingte Gebot“, so bleibt 
kein Freiraum, keine Beliebigkeit übrig. 
   Kant weiß natürlich genau, dass der Mensch sich nicht nur von solchen Geboten 
leiten lässt, sondern – ganz im Gegenteil – für unser Zurechtfinden im Alltag ist 
die Ausrichtung auf einen Zweck unumgänglich. Er spricht hier von Imperativen, 
die der „Geschicklichkeit“ oder der „Klugheit“ dienen.57 Ein moralisches Gebot 
für die Menschen kann man daraus aber nicht ableiten, denn „moralisch legitime“ 
Gesetze liefert ausschließlich ein Kategorischer Imperativ.  
   Auf dem Weg zur Begründung seiner Ethik muss Kant aber noch zeigen, warum 
solchen Kategorischen Imperativen zu folgen ist, und nicht doch den 
hypothetischen. Dazu führt er am Schluss des zweiten Abschnitts der 
„Grundlegung“ den Begriff der „Autonomie“ bzw. des „autonomen Willens“ ein.58 
Der autonome Wille trachtet danach, seine Maxime mit der allgemeinen 
Gesetzmäßigkeit in Übereinstimmung zu bringen, d.h. er ist sich selbst Gesetz und 
                                                                                                                                     
„verallgemeinerungsfähig“ ist (siehe dazu die verschiedenen Formulierungen des „Kategorischen 
Imperativs“).  
54Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 17, VII, S.28 
55Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 40, VII, S.43 
56 Kant: „Grundlegung“, BA 34, VII, S.39 
57 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 41-43, VII, S.44f 
58Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 87, VII, S.74f  
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damit objektiv. Die Autonomie des Willens ist das „oberste Prinzip der 
Sittlichkeit“, das dazu führt, „daß die Maximen seiner Wahl in demselben Wollen 
zugleich als allgemeines Gesetz mit begriffen sein.“59 Diese Autonomie ist die 
grundlegende Formulierung des Kategorischen Imperativs und das oberste 
Moralprinzip. 
   Damit ist zwar schon viel erreicht, aber Kant muss noch zeigen, warum dieses 
Prinzip auch Relevanz hat, er muss also nachwiesen, dass das Prinzip der 
Autonomie als das oberste Moralprinzip ein für die Willensbestimmung des 
Menschen verbindliches Prinzip ist. Kant muss eine Antwort auf die Frage finden, 
wieso der Kategorische Imperativ gültig ist, und wieso sich ein vernünftiges 
Wesen wie der Mensch, da dieser ja auch ein „sinnliches Wesen“ ist, sich nach 
einer universellen Allgemeinheit richten soll. Er muss zeigen, dass die Idee der 
Freiheit dasjenige Prinzip ist, das eine Verbindlichkeit des Handelns nach dem 
Gesetz mit sich bringt, denn sonst bleibt das für den Menschen ein bloßer 
Gedanke ohne Realität.60  
   Auf dem Weg zum Beweis bringt Kant die Begriffe „Sinnenwelt“ und 
„Verstandeswelt“ ins Spiel (zur Erläuterung weist er noch einmal auf seine 
bekannte Unterscheidung zwischen „Erscheinungen“ und dem „Ding an sich“ aus 
der „Kritik der reinen Vernunft“ hin). Der Mensch kann demnach zwei 
Standpunkte einnehmen: Als Sinnenwesen (homo phaenomenon) und als Wesen, 
das der intelligiblen Welt zugehörig ist, d.h. als Verstandeswesen (homo 
noumenon). Die Unterscheidung zwischen diesen beiden ermöglicht uns ein 
„Vermögen“, das spontan und „reine Selbsttätigkeit“ ist: Die Vernunft. Als 
vernünftiges und damit zur intelligiblen Welt gehörendes Wesen kann der Mensch 
gar nicht anders, als sich die Kausalität seines eigenen Willens nach allgemeinen 
vernünftigen Gründen zu denken, also unter der „Idee der Freiheit“. Damit ist er 
unabhängig von den Ursachen der Sinnenwelt. Mit der „Idee der Freiheit“ ist der 
                                                 
59 Kant: „Grundlegung“, BA 88, VII, S.75 
60 Bevor Kant nun diesem „Beweis“ liefert, stellt er noch freimütig den Verdacht eines 
Zirkelschlusses in den Raum, den er allerdings – zumindest seiner Meinung nach – aus dem Weg 
räumt (vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 110, VII, S.89). 
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Begriff der „Autonomie“ verbunden und mit diesem das „allgemeine Prinzip der 
Sittlichkeit“.61 
   Damit sind alle relevanten Begriffe eingeführt, und Kant führt den Beweis 
dafür, wie ein Kategorischer Imperativ möglich ist – und damit die Begründung 
seiner Ethik – in einem einzigen langen Satz aus. Die Argumente dieses Beweises 
kurz zusammengefasst: Die Verstandeswelt liegt den Erscheinungen der 
Sinnenwelt zugrunde. Obgleich der Mensch (auch) der Sinnenwelt zugehörig ist, 
erkennt er die Notwendigkeit der Gesetze der Verstandeswelt (mittels der 
Vernunft), d.h. die „Idee der Freiheit“ und die „Autonomie des Willens“. Diese 
Gesetze der Verstandeswelt werden damit zu Imperativen, und meine 
Handlungen, die diesem Prinzip folgen, zur Pflicht.62 Damit sei – so meint 
zumindest Kant – der Beweis für den Kategorischen Imperativ erbracht und damit 
auch die Begründung von Moralität (Gerechtigkeit). Als weiteres Argument führt 
er noch den „praktischen Gebrauch der gemeinen Menschenvernunft“ an.63 
Niemand, auch nicht der „ärgste Bösewicht“, kann sich vor der Vorstellung 
verschließen, dass er sich z.B. „Redlichkeit in den Absichten“ und 
„Standhaftigkeit in der Befolgung guter Maximen“ wünsche, er möchte so gesinnt 
sein, kann es aber wegen seiner starken „Neigungen und Antriebe“ nicht. 
Betrachtet er sich aber vom Standpunkt eines „Gliedes der Verstandeswelt“, so 
versetzt ihn das in die Lage, eine „bessere Person“ zu sein. Das moralische Sollen 
wird damit für ihn – als Mitglied der intelligiblen Welt – zu einem notwendigen 
Wollen und nur dann zu einem Sollen, wenn er sich (bloß) als Mitglied der 
Sinnenwelt betrachtet.64  
   Die Entscheidung, moralisch (gerecht) zu handeln, ist demnach eine „freie“ 
Entscheidung, aber keine unmotivierte, sondern auf Grund rein vernünftiger 
Motive. Diese „vernünftige Einsicht“ ist also für Kant die eigentliche Begründung 
von Moral und damit auch Gerechtigkeit. Nur aufgrund dieser „Einsicht“ erfährt 
sich der Mensch als wirklich frei. Der Mensch ist ein Wesen, das – obwohl 
abhängig von der Natur – sich (moralische) Gesetze selbst geben kann. 
                                                 
61 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 110, VII, S.89 
62 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 111, VII, S.90 
63 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 112, VII, S.90f 
64 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA 113, VII, S.91 
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Voraussetzung dafür ist ein Vermögen, über das wir Menschen verfügen, nämlich 
die erwähnte Vernunft. Sie ist für das (gerechte) menschliche Handeln ursächlich, 
also eine „conditio sine qua non“ der Moralität. Der Mensch, verstanden als 
„vernünftiges Wesen“ (Noumenon), wird so zum „moralischen Wesen“.65   Der 
„Wert des Lebens“66 liegt im selbstbestimmten Gebrauch (siehe „Freiheit“) dieser 
(eigenen) Vernunft. Damit liegt die Moralität grundsätzlich im Menschen selber 
angelegt. Kant ist in dieser Hinsicht ebenfalls Internalist.  
Friedrich Nietzsche 
   In den bisherigen Untersuchungen zur Begründung von Gerechtigkeit konnten 
zum Teil erstaunliche Übereinstimmungen, aber auch erhebliche Unterschiede in 
den Standpunkten festgestellt werden. Bei Friedrich Nietzsche67  ist es - 
zumindest  mit eventuellen Übereinstimmungen im Vergleich zu den bisher 
untersuchten Autoren - endgültig vorbei.  Nietzsche lässt sich – das sei gleich 
vorweg gesagt – ja bekannterweise in keine herkömmliche (philosophische) 
Schule oder Strömung eingliedern. Ihn in einem Abschnitt zu behandeln, der mit 
„Philosophie der Aufklärung“ betitelt ist, kann nur insofern gerechtfertigt werden, 
als er die „Befreiung des Menschen aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit“ 
(Kant)68 am radikalsten betrieb. Denn Nietzsche hat von sich selbst gesagt: „Ich 
bin kein Mensch, ich bin Dynamit. […] Ich will kein Heiliger sein, lieber noch ein 
Hanswurst…Vielleicht bin ich ein Hanswurst…Und trotzdem oder vielmehr nicht 
trotzdem – denn es gab nichts Verlogneres bisher als Heilige – redet aus mir die 
Wahrheit. – Aber meine Wahrheit ist furchtbar: denn man hiess bisher die Lüge 
Wahrheit.“69  
   Dieses kurze Zitat macht schon deutlich, wie groß der Anspruch Nietzsches ist 
und soll gleich am Anfang der Untersuchung als Hinweis dazu dienen, dass mit 
                                                 
65 Vgl. Kant: „Kritik der Urteilskraft“, A 394, X, S.394 
66 Vgl. Kant: „Kritik der Urteilskraft“, A 392, X, S.393, Anmerkung 
67 Friedrich Nietzsche: 1844-1900 
68 Kant hat ja die „Aufklärung“ als eine „Befreiung aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit“ 
definiert (vgl. Kant: „Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung?“, A 481, XI, S.53). 
69 Nietzsche: „Ecce homo“, KSA 6, S.365. Zur Zitierweise bei Nietzsche: Zuerst Titel der Schrift, 
gefolgt von der Bandnummer der „Kritischen Studienausgabe“ in 15 Bänden (KSA) und der 
Seitenzahl. 
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seinen Aussagen vorsichtig umzugehen ist. Es sind sowohl die Kompliziertheit 
und Widersprüchlichkeit im Denken Nietzsches, als auch die Form der 
Darstellung in Aphorismen (doch eine Übereinstimmung mit Menzius!), die zu 
großer Sorgfalt im Umgang mit diesem Philosophen auffordern. Giorgio Colli, ein 
anerkannter Nietzsche-Kenner und Mitherausgeber der „Kritischen 
Studienausgabe“ (KSA) hat das in einem Artikel, den er „Zitieren verboten“ 
betitelt hat, auf den Punkt gebracht: „Ein Fälscher ist, wer Nietzsche interpretiert, 
indem er Zitate aus ihm benutzt; denn er kann ihn all das sagen lassen, worauf er 
selber aus ist, indem er authentische (d.h. echte, von Nietzsche stammende) Sätze 
nach freiem Belieben geschickt arrangiert. Im Bergwerk dieses Denkers ist jedes 
Metall zu finden: Nietzsche hat alles gesagt und das Gegenteil von allem.“70 
   Mit dieser Einschränkung, d.h. mit der nötigen Vorsicht wegen der 
Vielschichtigkeit dieses Denkers (an das Zitierverbot halte ich mich natürlich 
nicht), wird in weiterer Folge untersucht, welche Rolle das Mitleid bei der 
Begründung von Gerechtigkeit (Moral) im Werk des „Unzeitgemäßen“71 spielt, 
bzw. wie - und ob überhaupt - er die Begründungsfrage löst. Dass dieses 
Vorhaben nur Stückwerk bleiben kann, liegt u.a. auch an der Art und Weise, wie 
Nietzsche denkt und auch schreibt. Er ist kein systematischer Denker, sondern ein 
sehr subjektiver und dazu temperamentvoller, der sich eines Themas annimmt, 
dieses von verschiedenen Seiten beleuchtet und so zu überraschenden Einsichten 
kommt, die er aber am Ende unter Umständen wieder verwirft.  
   Um es gleich vorweg zu nehmen: Für Nietzsche ist alles „verdächtig“, das 
irgendwie mit der kulturellen Tradition in Zusammenhang gebracht werden kann, 
also z.B. die Geschichte der Religion und der Philosophie, aber auch die 
                                                 
70 Giorgio Colli: „Nach Nietzsche“, zitiert aus Helferich 2000, S.347 
71 Nietzsche hat ein Werk „Unzeitgemässe Betrachtungen“ genannt und erklärt darin auch, warum 
er meint, dass sie unzeitgemäß sind. So übt er u.a. in der zweiten dieser Betrachtungen („Vom 
Nutzen und Nachteil der Historie“) Kritik an demjenigen, worauf „die Zeit mit Recht stolz ist“, 
nämlich die Bildung. Nietzsche bezeichnet diese als Schaden und Mangel, wir alle – so meint er – 
„leiden an einem verzehrenden historischen Fieber“, und das mindeste wäre, das wenigstens zu 
erkennen (vgl. Nietzsche: „Unzeitgemässe Betrachtungen“, KSA 1, S.246). In „Ecce homo“ geht 
Nietzsche noch einmal auf diese Schrift ein (vgl. Nietzsche: „Ecce homo“, KSA 6, S.316ff). 
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(herkömmliche) Moral und besonders das Mitleid.72 Die „selbstlosen Triebe“ 
(Nächstenliebe) erregen sein Misstrauen, er wertet sie als Schwäche, als 
„Widerstands-Unfähigkeit gegen Reize“, Mitleid sei nur bei den Schwachen 
(décadents) eine Tugend.73 Nietzsche fragt – und das ist ganz charakteristisch für 
ihn - im Zusammenhang mit den kulturellen Erscheinungen immer nach dem 
„Wozu“, d.h. im konkreten Fall, wozu dient dem Menschen die Moral 
(Gerechtigkeit). Bis jetzt hat sich die Mehrzahl der Philosophen mit Fragen wie 
der „Begründung von Moral“  beschäftigt, und jeder – so Nietzsche - war der 
(irrigen) Ansicht, diese begründet zu haben. Sie hätten dabei allerdings übersehen, 
dass ihre Begründung bloß eine „gelehrte Form des guten Glaubens an die 
herrschende Moral“74 ist und keinesfalls eine kritische Überprüfung oder gar 
Infragestellung dieser.  
   Warum aber ist Nietzsche so skeptisch gegenüber der Moral, warum ist er der 
Meinung, diese habe die Menschen bisher nur getäuscht, warum kann er 
behaupten, die Moral sei die „Circe der Menschheit“?75 Es wurde bereits erwähnt, 
dass Nietzsche nach dem „Warum“ fragt, d.h. nach der Funktion, im konkreten 
Fall also nach der Funktion von Moral für das Leben. An diese Frage nähert er 
sich „genealogisch“, also er versucht, den Ursprung und die weitere Entwicklung 
in den Blick zu bekommen. Deshalb untersucht er auch den Beginn der 
Vergesellschaftung. Diese könnte - so Nietzsche - eine Periode gewesen sein, in 
der „nackte Gewalt“ geherrscht hat, wo ein „Rudel blonder Raubtiere“ sich 
aufgrund ihrer Kraft und ihres Organisationstalents - also unter Ausnutzung ihrer 
physischen und psychischen Überlegenheit - sich zu Herrschern über die 
Schwächeren machten.76 Diese Entwicklung ging sehr rasch, quasi spontan, es 
entstand ein „Herr/Sklave Verhältnis“, und es gab zu dieser Zeit noch keinen 
tieferen Sinn für Gewalt, weder für die Unterdrückten noch für die Unterdrücker. 
                                                 
72 Nietzsche beschreibt seinen grundsätzlichen „Verdacht“ recht klar: „In der That, ich selbst 
glaube nicht, dass jemals Jemand mit einem gleich tiefen Verdachte in die Welt gesehen hat.“ 
(Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“, KSA 2, S.13). 
73 Vgl. Nietzsche: „Ecce homo“, KSA 6, S.270 und ders.: „Götzendämmerung“, KSA 6, S.133. 
74 Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.105f 
75 Vgl. Nietzsche: „Ecce homo“, KSA 6, S.305 
76 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.324f. Nietzsche weist hier jene 
Theorien, die von einem „Vertrag“ ausgehen (z.B. bei Rousseau), als „Schwärmerei“ zurück.  
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   Erklärt wird diese (entscheidende) Entwicklung mit einer Funktion, die 
Nietzsche „Willen zur Macht“ oder „Instinkt der Freiheit“ nennt.77 Aber die 
Gesellschaft hat sich weiter entwickelt, und „in den“ Herrschenden entstand ein 
„Gefühl“ für Schuld, Verpflichtung und Ausgleich. Nach dem Motto „jedes Ding 
hat seinen Preis, alles kann abgezahlt werden“, wurde der älteste und noch sehr 
naive „Moral-Kanon der Gerechtigkeit“ gebildet. Er betraf sowohl die „ungefähr 
Gleichmächtigen“, die sich damit in ihrer Existenz arrangierten, als auch die 
weniger Mächtigen, die so zu einem Ausgleich für ihr Leiden „gezwungen“ 
wurden.78  Mit zunehmender Entwicklung der Gesellschaft (Selbstbeherrschung 
bzw. Reflexion der Mächtigen) entstand eine Art „Gedächtnis“, das in weiterer 
Folge zu einem „Vertragsverhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner“ führte 
(und schließlich bis zur Ausbildung der Vernunft). Das war der Beginn des 
Strafwesens, und dieses gründete auf einer „Äquivalenz von Schaden und 
Schmerz“, d.h., anstelle des erlittenen Schadens kann der Gläubiger ein - im 
Verhältnis zum entstandenen Schaden proportionales – Leiden einklagen. 
Dadurch kann der Gläubiger (der Schwächere) an einem „Herren-Rechte“ 
teilnehmen, das ihm sonst versagt wird (Recht auf Grausamkeit).79 
   In dieser Phase der gesellschaftlichen Entwicklung war „Schuld“ also noch der 
Anteil des „Schuldners“ am (Tausch)Geschäft zwischen Gläubiger und Schuldner, 
und die Strafe diente lediglich dazu, „das Gefühl der Schuld im Schuldigen 
aufzuwecken,“80 der „Schuldige“ wurde als „Schaden-Anstifter“ gesehen, keine 
Rede noch von „schuldig“ im späteren Sinn oder gar von einem möglichen 
„schlechten Gewissen“. Gerechtigkeit – so Nietzsche - ist in dieser 
Entwicklungsphase noch ein „positives Verhalten“ in Form eines 
Tauschgeschäftes, noch weit entfernt von einer Konnotation mit Begriffen wie 
„Rache“ oder „Ressentiment“.81 Für die Herrschenden („die vornehmen Seelen“) 
ist dieses Verständnis von Gerechtigkeit (das Augenmerk liegt auf der Tat und 
                                                 
77 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.326 
78 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.306f 
79 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.297ff 
80 Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.318 
81 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA V, S.309f. Vgl. dazu auch ders. S.301 
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nicht auf dem Täter) ein „Stück mehr ihres Egoismus“, das den „Verkehr“ mit den 
Gleichgesinnten regelt.82 
   Aber irgendwann meint Nietzsche, war es dann doch soweit. Der Mensch wurde 
immer mehr in den „Bann der Gesellschaft und des Friedens eingeschlossen“, er 
konnte seine Instinkte (den „Willen zur Macht“) nicht mehr ausleben (es war 
schwer und nur mehr selten möglich, „ihnen zu Willen zu sein“)83, und diese 
Instinkte „wendeten sich nach Innen“. Das war die Geburtsstunde des „schlechten 
Gewissens“, jener „tiefen Erkrankung“ der „vornehmen Seele“, jener 
entscheidenden Veränderung des „wilden, freien und schweifenden Menschen“. 
Es entstanden in weiterer Folge die „furchtbaren Bollwerke“ der staatlichen 
Organisation, die es schließlich fertig brachten, dass sich die „alten Instinkte der 
Freiheit“ rückwärts, d.h. „gegen den Menschen selbst“ wandten. „Im Menschen“ 
wurde mit dem „schlechten Gewissen“ die „größte und unheimlichste Erkrankung 
eingeleitet“, von der die Menschheit bis heute noch nicht geheilt werden konnte: 
„Das Leiden des Menschen am Menschen an sich“ als Folge einer „gewaltsamen 
Abtrennung von der tierischen Vergangenheit“. Daraus entstand etwas „Neues, 
Rätselhaftes, Unheil- und zugleich Zukunftsvolles“, sodass sich damit der 
„Aspekt der Erde“ wesentlich veränderte.  
   Durch diese „Züchtung zum Gehorsam“84 entstand ein „Gewissensbedürfnis“, 
das sich als (angeborener) „Appetit“ am „du sollst“ äußerte und damit als ein 
„formales Gewissen“ („Syntax der Moral“). Nietzsche nennt es die „Sittlichkeit 
der Sitte“, eine „ungeheure Arbeit“ des Menschen an sich, die ihn schlussendlich 
(unter Zuhilfenahme der „sozialen Zwangsjacke“) berechenbar machte. Die 
„Originalität“ war damit endgültig gezügelt, sie hat ein „böses Gewissen“ 
bekommen.85 Unter der Herrschaft der Sittlichkeit ist der „freie Mensch“ dann 
„unsittlich“ oder „böse“, wenn er „frei, individuell, willkürlich und 
unberechenbar“ handelt. Eine solche Handlung „erregt Schauder.“ Als „böse“ gilt 
                                                 
82 Vgl. Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA V, S.220 
83 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA V, S.322 
84 Nietzsche begründet diesem „Züchtungsaspekt“ damit, dass es immer schon „Menschenherden“ 
gegeben hat, d.h. immer schon mehr „Gehorchende“ (die dann ihren Gehorsam an die nächsten 
Generationen weiter gegeben haben) als „Befehlende“ (vgl. Nietzsche: „Jenseits von Gut und 
Böse“, KSA V, S.119). 
85 Vgl. Nietzsche: „Morgenröthe“, KSA III, S.24 
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von nun an dasjenige, das sich „über die Herde hinaushebt“ und damit beim 
Mitmenschen Furcht erregt. Die „bescheidene“, sich „einordnende Gesinnung“ 
wird belohnt, „das Mittelmaß der Begierden kommt zu moralischen Namen und 
Ehren.“86 Waren es in der „Urzeit“ noch jene „starken Triebe“, wie 
„Unternehmungslust“ und „Tollkühnheit“, aber auch „Raubgier“ und 
„Herrschsucht“, die geehrt und auch „gezüchtet“ wurden (man brauchte diese 
Eigenschaften zur Erhaltung der Art, wie z.B. für die Abwehr von Feinden), so 
werden diese nun als unmoralisch empfunden und entsprechend „gebrandmarkt“. 
Zu moralischen Ehren kommt jetzt der „gegensätzliche Trieb“, nämlich der 
„Herdeninstinkt“. 
   Innerhalb der „ursprünglichen Geschlechtsgenossenschaft“ – Nietzsche spricht 
von den „Urzeiten“ – gab es auch noch so etwas wie ein „natürliches 
Schuldgefühl“ gegenüber den Ahnen, d.h. eine Verpflichtung ihnen gegenüber. 
Diese „Furcht vor dem Ahnherrn und seiner Macht“, wurde seitens der Lebenden 
durch Opfer gesühnt, damit diese Vorfahren (jetzt in Form von Geistern) 
weiterhin ihre Schirmherrschaft über das Geschlecht ausübten. Auf diese Art 
entstand das  Schamanen- und Priestertum, denn diese legten das Strafausmaß 
fest. (Nietzsche vermutet in dieser „Furcht vor dem Ahnherrn“, indem dieser zu 
einem Gott umgewandelt wurde, den „Ursprung der Götter“87). Überall – so 
Nietzsche – wo die „Sittlichkeit der Sitte“  vorherrschte, kam es auch zu einer 
neuen Bewertung der Strafe. Bei einer Verletzung der Sitte traf die Schuld nun 
nicht mehr nur das Individuum, sondern fiel auf die ganze Gemeinde zurück. 
   Die Strafe, die aus einem sittlichen Vergehen abgeleitet wurde, ist nun eine 
„übernatürliche Strafe“, deren Ausmaß und Grenze „schwer zu begreifen ist“, die 
Furcht davor ist eine „abergläubische Angst“.88 Der Täter bekommt also den 
„Hass aus Angst“ der Gruppe zu spüren. Damit bekommen gerade die 
Individualisten, die „Originellen“ ein schlechtes (böses) Gewissen, und der 
„Himmel der Besten“ verdüstert sich immer mehr. 
   Die „Moralisierung der Begriffe Schuld und Pflicht“ und ihre „Zurückschiebung 
ins schlechte Gewissen“ führen also dazu, dass sich diese Begriffe zunächst gegen 
                                                 
86 Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA V, S.123 
87 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA V, S.328 
88 Vgl. Nietzsche: „Morgenröthe“, KSA III, S.23 
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den „Schuldner“ wenden. Das „schlechte Gewissen“ setzt sich in ihm fest, frisst 
sich ein und „breitet sich polypenhaft aus“. Schuld wird „unlösbar“ und 
„unbezahlbar“, wird zur „ewigen Strafe“ umgewandelt. Die Moralisierung wendet 
sich – so Nietzsche - auch gegen den „Gläubiger“. Er meint damit den Ahnherrn 
des menschlichen Geschlechts, „Adam“ und die aus seinem Handeln 
hervorgegangene „Erbsünde“. Sie wendet sich aber auch gegen die Natur, in die 
„nunmehr das böse Prinzip hineingelegt wird“ („Verteufelung der Natur“). Es ist 
schon zu erkennen, gegen wen sich diese Kritik Nietzsches wendet: Gegen das 
Christentum, das der „gemarterten Menschheit“ nur eine „zeitweilige 
Erleichterung“ gebracht hat. Diesen „Geniestreich des Christentums“ (Wendung 
von Schuld und Pflicht gegen den Gläubiger) beschreibt Nietzsche wie folgt: 
„Gott selbst sich für die Schuld des Menschen opfernd, Gott selbst sich an sich 
selbst bezahlt machend, Gott als der Einzige, der vom Menschen ablösen kann, 
was für den Menschen selbst unablösbar geworden ist – der Gläubiger sich für 
seinen Schuldner opfernd, aus Liebe (sollte man’s glauben? - ), aus Liebe zu 
seinem Schuldner!...“89 
   Der Übergang vom Ahnherrn zu Gott hat – so meint Nietzsche – in seiner 
schärfsten Ausprägung zum Monotheismus geführt, dessen okzidentale 
Manifestation u.a. das Christentum ist. Das bestimmende Motiv der christlichen 
Prinzipien ist ein „Hass gegen die Sinne“, gegen die „wirkliche Natur“, und davor 
kann Nietzsche nur „Ekel“ empfinden. Es sind die „unheimlichen Erfindungen“ 
der „Priester und der Kirche“, namentlich Begriffe wie „Jenseits“, „jüngstes 
Gericht“ und „Unsterblichkeit der Seele“, die Nietzsche als „Folterinstrumente“ 
bezeichnet, weil sie dazu eingesetzt wurden, jenen „Zustand von Selbstschändung 
der Menschheit“ herbeizuführen. Diese „Systeme von Grausamkeiten“ 
ermöglichten es den Priestern, dass sie Herren wurden und blieben.90 
    Diese „Fehlentwicklung“, an der das Christentum für Nietzsche einen 
entscheidenden Anteil hat, ist der Grund dafür, warum er sich so vehement gegen 
                                                 
89 Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA V, S.331. Aus interkultureller Sicht interessant an 
dieser Stelle ist, dass Nietzsche auch eine „Wendung von Schuld und Pflicht“ gegen das „Dasein 
überhaupt“ anprangert. Damit meint er die „nihilistische Abkehr“ vom Dasein, das als „unwert“ 
empfunden wird. Dieses „Verlangen ins Nichts“ unterstellt er u.a. auch dem Buddhismus.  
90 Vgl. Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA VI, S.210 
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die (herrschende) Moral wendet. Der „Ursprung aller Moral“ ist demnach etwas 
„Gewordenes“, er ist in den „abscheulichen kleinen Schlüssen“ einer Gewinn- 
und Verlustrechnung zu suchen,91 und hat keineswegs einen „Wunder-Ursprung“ 
mit unmittelbarem Bezug auf das „Ding an sich“ (Kritik an Kant!).92 Nietzsche 
spricht in diesem Zusammenhang von einem „Erbfehler der Philosophen“, weil 
diese - seiner Meinung nach - in Bezug auf die Genealogie von Moral vom 
„gegenwärtigen Menschen“ ausgehen, diesen als „Gleichbleibendes“ ansehen und 
nicht als etwas „Gewordenes“. Er dagegen legt Wert darauf, gerade bei den 
„moralischen, religiösen und ästhetischen Vorstellungen und Empfindungen“ die 
Frage nach der „Herkunft“ und den „Anfängen“ zu stellen, und sich diese Fragen 
nicht „aus dem Sinn schlagen zu lassen.“93 
   Seine Bilanz bei der Untersuchung der Genealogie der Moral fällt bekanntlich 
negativ aus. Die „Ziele und Werte“ sind unbrauchbar geworden, und als „Folge 
der moralischen Weltauslegung“ entsteht ein Nihilismus, mit dem „Mitleid als 
dessen Praxis“.94 (Für Nietzsche ist das Christentum die „Religion des 
Mitleidens“). Dieses Mitleid führt aber nur zu einer „Einbuße an Kraft“ und ganz 
allgemein zu einer „Einbuße an Leben und Lebensenergie“. Es erhält dasjenige, 
das zum „Untergang reif“ ist, gibt dem „Leben selbst einen düsteren und 
fragwürdigen Aspekt“, und „kreuzt“ damit jene Instinkte, die auf „Erhaltung und 
Werterhöhung des Lebens aus sind.“  
   Damit ist auch nachvollziehbar, warum er die Frage nach der Begründung von 
Moral (Gerechtigkeit) im „herkömmlichen Sinn“ gar nicht stellen konnte. Sein 
Resümee in dieser Hinsicht lautet deshalb, dass es gar keine moralischen 
Phänomene gibt, sondern lediglich eine „moralische Ausdeutung von 
Phänomenen.“95 Auch die Rolle des Mitleids steht in seiner Analyse im krassen 
Gegensatz zu allen anderen hier vorgenommenen Untersuchungen. Wir finden bei 
Nietzsche ein tiefes Unbehagen am Zustand des Menschen, dieser erscheint ihm 
                                                 
91 „Was mir schadet, das ist etwas Böses (an sich Schädigendes); was mir nützt, das ist etwas 
Gutes (an sich Wohlthuendes und Nutzenbringendes).“ (Nietzsche: „Morgenröthe“, KSA III, 
S.90). 
92 Vgl. Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“, KSA II, S.23 
93 Vgl. Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“, KSA II, S.24 
94 Vgl. Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA VI, S.172f 
95 Vgl. Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.92 
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im höchsten Maße defizitär (gerade wegen seiner kulturellen „Errungenschaften“ 
wie z.B. der Moral), und deshalb ist er auch auf der Suche nach etwas „Neuem“. 
Dieses Neue kann (oder will) er allerdings nicht eindeutig bestimmen, er 
umschreibt dieses immer nur abstrakt-bildhaft. „Der Übermensch“, „Jenseits von 
Gut und Böse“, „Der Wille zur Macht“ und „Der große Mittag“ sind die 
häufigsten Umschreibungen, die Nietzsche für dieses Zukünftige verwendet. Er 
deutet bloß an, dass in demjenigen, der den „Wert dieser Werte“ der (christlichen) 
Moral in Frage stellt, „sich eine ungeheure neue Aussicht auftut“.96 Diese 
„Befreiung“ könnte dann die Möglichkeit zur „höchsten Mächtigkeit und Pracht 
des Typus Mensch“ eröffnen.97 Aus der „Verfalls- und Verkleinerungsform des 
Menschen“, aus der „Vermittelmäßigung“ muss laut Nietzsche ein Ausweg 
gefunden werden. Er selbst zählt sich zu diesen Neuen, die „andren Glaubens“ 
sind. Er ist einer dieser „neuen Philosophen“, die „stark und ursprünglich genug 
sind“ für eine „Umwertung der Werte“, denn die sogenannten „ewigen Werte“ 
sind Werte der „Herdentier-Moral“ und nicht die der „neuen Art von Philosophen 
und Befehlshabern.“98 
   Was Nietzsche sucht ist ein intensiveres Leben, das wegkommt von den 
Verstümmelungen der Kultur, d.h. vor allem auch von der (herkömmlichen) 
Moral. Seiner Meinung nach ist diese Moral (und damit auch die 
Gerechtigkeitsvorstellungen innerhalb dieser) ungültig, weil sie keine echte 
Begründung aufzuweisen hat. Damit wird sie für ihn höchst problematisch. Er 
versucht das u.a. insofern zu beweisen, indem er aufzeigt, wie nachteilig sich vor 
allem die christliche Moral auf die Entwicklung der Menschen ausgewirkt hat. Er 
fragt also nicht – wie so viele Philosophen vor ihm – nach der Begründung, 
sondern behauptet, dass die bestehende Moral gar keine hat. Damit ist die 
(herrschende) Moral auch nicht gültig. Das was er sucht, das Neue, das „Größere, 
Freie“ in dieser Hinsicht, bleibt bei ihm allerdings weitgehend unbestimmt. 
   Das Mitleid als Begründung von Moral heranzuziehen erachtet Nietzsche 
deshalb als völlig verkehrt, weil er altruistische Ansätze beim Menschen 
                                                 
96 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.253 
97 Genau diese Formulierung  hat z.B. die NS-Propaganda aufgegriffen, die sich ja bekanntlich u.a. 
auch auf Nietzsche berufen hat. 
98 Vgl. Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.126 
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grundsätzlich mit lebensfeindlichen Tendenzen (Selbstverleugnung, 
Selbstaufopferung) verbindet. Mitleid ganz allgemein – so Nietzsche – wendet 
sich gegen das „Gesetz der Entwicklung“, das er (darwinistisch?) als „Gesetz der 
Selektion“ auffasst, denn „es erhält, was zum Untergang reif ist.“99 Seine Kritik 
an der „Mitleidsmoral“ richtet er dabei besonders an das Christentum, das er – wie 
bereits erwähnt - als die „Religion des Mitleidens“ bezeichnet. Kritisch steht 
Nietzsche in diesem Zusammenhang aber auch seinem großen Vorbild 
Schopenhauer gegenüber, dessen Hochschätzung des Mitleids er ablehnt, da dies 
eine „lebensfeindliche Tendenz“ darstellt. Und Schopenhauer war – so Nietzsche 
– grundsätzlich lebensfeindlich, weshalb ihm auch „das Mitleid zur Tugend“ und 
darüber hinaus noch zur Begründung von Moral wurde.  
   Ganz allgemein sieht Nietzsche die gesellschaftliche Entwicklung zu seiner Zeit 
sehr skeptisch. Besonders den „Gebildeten und Guten“ unterstellt er, dass sie eine 
„eingefleischte Unschuld in der moralischen Verlogenheit“ zur Schau stellen.100 
Diese Menschen hätten eine heuchlerische Maskerade, ihr Agieren sei „unehrlich-
verlogen“, aber auch „blauäugig-verlogen“ und „tugendhaft-verlogen“. Diese 
sogenannten „guten Menschen“ sind „in Grund und Boden vermoralisiert“ und 
weitgehend unfähig, auch in Zukunft ein Leben in „Ehrlichkeit“ zu führen. Diese 
Menschen tragen, indem sie sich so vehement auf das Mitleid berufen, bloß eine 
scheinbar kultivierte Maske. Das sei aber lediglich eine verlogene 
Empfindsamkeit, und für ein solches Verhalten kann Nietzsche nur „Ekel“ 
empfinden. Das Mitleid als Begründung von Moral (Gerechtigkeit) 
heranzuziehen, empfindet Nietzsche demnach in jeder Hinsicht als verwerflich. 
Nietzsche ist dabei aber keineswegs ein Amoralist, der sich außerhalb jeder Moral 
stellt, sondern sein Projekt zielt auf eine Bloßlegung der Entstehung der 
herrschenden (christlichen) Moral mit all ihren „lebensfeindlichen“ Prinzipien und 
ihrer verlogenen Heuchelei. Er möchte in Bezug auf die Moral eine 
Neubewertung bzw. konstruktive Neuschaffung, deren Maxime die „Bejahung des 
Lebens“ ist. 
                                                 
99 Vgl. Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA 6, S.173 
100 Vgl. Nietzsche: „Zur Genealogie der Moral“, KSA 5, S.385 
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Exkurs: Kallikles und Nietzsche101 
   Platon hat sich in seinem Dialog „Gorgias“102 mit der Staatsführung und der 
Rhetorik auseinandergesetzt. Nach Gesprächen mit den Sophisten Gorgias und 
Polos kommt es zu einer Diskussion mit Kallikles,103 der im Zusammenhang mit 
Moral und Gerechtigkeit eine stark naturrechtliche Position (Recht des Stärkeren) 
einnimmt. Hier lassen sich – zumindest auf den ersten Blick – 
Übereinstimmungen mit Aussagen Nietzsches feststellen. (In diesem Exkurs wird 
nur auf diesen Zusammenhang eingegangen und nicht die gesamten Aussagen des 
Kallikles dargestellt, bzw. auch nicht die Widerlegung seiner Positionen durch 
Sokrates.)  
   Bevor es im „Gorgias“ zu dem Gespräch mit Kallikles kommt, diskutiert 
Sokrates mit Polos u.a. über den Zusammenhang zwischen „Unrecht tun“ und 
„Unrecht leiden“. Polos lässt sich, nachdem er anfänglich die gegensätzliche 
Position eingenommen hat, von Sokrates überzeugen, dass es grundsätzlich besser 
sei Unrecht zu leiden als Unrecht zu tun. Hier tritt nun Kallikles in den Dialog ein 
und wirft Sokrates zunächst vor, mit seinen Reden „blenden zu wollen“, „wie ein 
rechter Volksschwätzer“.104 Denn – so Kallikles – einmal beziehe er sich auf die 
Natur und dann wieder auf das Gesetz, je nachdem, wie es für seine 
Argumentation passt. Für ihn – Kallikles – hingegen ist der Zusammenhang völlig 
klar: Von Natur aus ist das „Unrecht leiden“ das „Üblere und Unschönere“, „auch 
ist dies wahrlich kein Zustand für einen Mann, das Unrechtleiden, sondern für ein 
Knechtlein.“105 
   Ein ganz ähnliches Argument kann man bei Nietzsche finden. „Unrecht leiden“ 
ist etwas, das dem „Willen zur Macht“ und damit dem „Wesen des Lebendigen“ 
widerspricht. Moralische Wertungen sind in erster Linie auf den Menschen, und 
                                                 
101 Den Hinweis auf eine mögliche Übereinstimmung der Positionen bei Kallikles und Nietzsche in 
Bezug auf Fragen im Zusammenhang mit Gerechtigkeit verdanke ich Prof. F. M. Wimmer. 
102 Der Dialog „Gorgias“ wird allgemein zu den „frühen“, bzw. „mittleren“ Dialogen Platons 
gezählt, jedenfalls zu jenen, wo Platon das menschliche Gutsein (Idee des Guten und Gerechten) 
den Positionen der Sophisten und Rhetoriker gegenüberstellt (vgl. Wolf 1994, S.8f). 
103 Kallikles wird in diesem Dialog als Sophist und „Machtmensch“ dargestellt. Historisch belegt 
ist er nur in diesem Dialog. 
104 Vgl. Platon: „Gorgias“, 482d, in: Platon; Sämtliche Werke Bd.1, S.392 
105 Platon: „Gorgias“, 483b (S.393) 
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erst dann auf die Handlungen zu beziehen. Denn: „Die vornehme Art Mensch fühlt 
‚sich’ als werthbestimmend.“ Deshalb wird von diesen auch der „Feige“, 
„Ängstliche“ und „Kleinliche“ verachtet, ebenso der „Sich-Erniedrigende“ und 
„die Hundeart von Mensch, welche sich misshandeln lässt.“106 „Die vornehme Art 
von Mensch“ ist nicht fremdbestimmt, sondern legt für sich fest, was gut und böse 
ist, diese Art von Mensch schafft sich seine Werte selbst. 
   Hier ist also eine doch beträchtliche – inhaltliche – Übereinstimmung zwischen 
Kallikles und Nietzsche zu erkennen, die vorerst nicht weiter kommentiert wird. 
Ein weiteres Beispiel für eine Kongruenz in der Position der beiden ist bei der 
Frage nach der Herkunft der Gesetze zu sehen. Zunächst wieder zu Kallikles: 
Dieser ist der Ansicht, dass die „von Natur aus Besseren und Kräftigeren“ sich 
immer an ihre eigenen Gesetze gehalten haben, während die bestehenden Gesetze 
anderen Ursprungs sind. Nämlich – so Kallikles – „die die Gesetze geben, das 
sind die Schwachen und der große Haufe.“107 Seiner Meinung nach sind es also 
die Schwachen, die Gesetze machen und zwar nur im Hinblick darauf, sich 
Vorteile zu verschaffen und sich vor den Starken zu schützen. Diese – die Starken 
- hätten allerdings – so Kallikles - ein „natürliches Recht“ zur Herrschaft. Ganz 
ähnlich bei Nietzsche: Er sieht in „der Gemeinde“ eine „Organisation der 
Schwachen“, um gegenüber „gefährlichen Mächten“ bestehen zu können,108 und 
der Ursprung der Rechte (Gesetze) verortet er in einem einmal getroffenen 
Abkommen (zwischen den „Starken“ und den „Schwachen“). Dieses 
„Abkommen“ wird beibehalten, obwohl es seinen Zweck schon längst nicht mehr 
erfüllt, aber „die Schwachen haben hier ihre feste Burg zu allen Zeiten 
gefunden.“109 Und an anderer Stelle schreibt Nietzsche dazu: „So lange die 
Nützlichkeit, die in den moralischen Werthurtheilen herrscht, allein die Heerden-
Nützlichkeit ist,110 solange also der Blick nur auf die „Erhaltung der Gemeinde“ 
gerichtet ist und diese Prämisse dann in Gesetze umgewandelt wird, solange also 
                                                 
106 Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.209 
107 Platon: „Gorgias“, 483c (S.393) 
108 Vgl. Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“ II, KSA 2, S.555f 
109 Nietzsche: „Menschliches, Allzumenschliches“ II, KSA 2, S.569f 
110 Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.121 
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„Herdeninstinkte“ vorherrschen, werden wir auch eine „Herdentier-Moral“ in der 
Gesellschaft vorfinden.  
   Auch in Hinblick auf die „Verteilungsgerechtigkeit“ können inhaltliche 
Übereinstimmungen zwischen Kallikles und Nietzsche festgestellt werden. 
Kallikles bemängelt in seinem Gespräch mit Sokrates, dass die gegenwärtige 
Gesellschaft es für „Unrecht“ hält, wenn jemand (der Stärkere) mehr hat als die 
anderen. Und Kallikles weiter: „Die Natur selbst aber, denke ich, beweist 
dagegen, daß es gerecht ist, daß der Edlere mehr habe als der Schlechtere und 
der Tüchtigere als der Untüchtige.“111 Gerecht ist demnach, dass der Bessere über 
den Schlechteren herrscht und auch bezüglich der Verteilung der Güter „mehr 
hat“. Solche Argumente sind bei Nietzsche ebenfalls zu finden. Auch er geht von 
einer „natürlichen“ Überlegenheit der Starken aus. Deshalb kann er auch 
behaupten: „Der Egoismus gehört zum Wesen der vornehmen Seele.“112 Er 
erachtet es als „naturgegeben“, dass sich die Schwächeren unterordnen müssen 
und sich auch den Stärkeren gegenüber „zu opfern haben“, d.h. auch, bei der 
Verteilungsfrage Ungleichheiten zu akzeptieren. Es gehört zum „Urgesetz der 
Dinge“, ja es ist „die Gerechtigkeit selbst“, sich als „vornehme Seele“ über die 
Schwachen zu erheben. 
   Inhaltlich haben diese drei Beispiele ohne Zweifel große Übereinstimmungen 
gezeigt, die keiner weiteren Ausführung bedürfen.113 Zu hinterfragen ist 
allerdings, ob ein Vergleich überhaupt zulässig ist? Betrachtet man die Aussagen 
des Kallikles, so ist auffällig, dass er eine eher naive naturrechtliche Position 
einnimmt. Die Starken haben „ein Recht“ auf die Herrschaft über die Schwachen, 
sie haben u.a. auch ein Recht auf eine Bevorzugung in der Verteilungsfrage, und 
                                                 
111 Platon: „Gorgias“, 483d (S.394) 
112 Nietzsche: „Jenseits von Gut und Böse“, KSA 5, S.219 
113 Eine weitere Gemeinsamkeit könnte auch darin bestehen, dass Kallikles die „Zähmung der 
Besten und Kräftigsten“ – wie man es bei „jungen Löwen“ macht - bemängelt (indem ihnen 
allerlei vorgeredet wird, wie z.B. das „Gerechte“). Wenn einer allerdings über eine „tüchtige 
Natur“ verfügt, dann schüttelt er all diese Beschränkungen ab und „zertritt die widernatürlichen 
Gesetze“ und steht als „unser Herr“ auf (vgl. Platon: „Gorgias“, 483e (S.394)). Das Bild des 
Löwen und des sich trotz aller „Erziehungsmaßnahmen“ durchsetzenden „Starken“ könnte 
Nietzsche zum Portrait seiner vieldiskutierten „blonden Bestie“ inspiriert haben (vgl. Graeser 
1983, S.75). 
 469 
die Schwachen können sich nur mit Hilfe von Gesetzen – und durch Moral - davor 
schützen. Das wird von Kallikles abgelehnt, er will gar keine Moral, weil die 
Starken – und er zählt sich offensichtlich dazu - sich ja ohnehin immer 
durchgesetzt haben und das auch weiterhin tun werden. Seine Argumentation wird 
von einem „diffusen“ Naturrecht getragen, das er allerdings nicht wirklich 
begründen kann (seine Verweise auf die Tierwelt erscheinen da als nicht 
hinreichend).  
   Der Ansatz von Nietzsche ist da ein ganz anderer. In seiner Schrift „Jenseits von 
Gut und Böse“ – aus der die Zitate stammen -  versucht er ja nachzuweisen, wie 
die „herkömmliche“ Moral entstanden ist. Er spricht dieser Moral die Gültigkeit 
ab, weil sie keine wirkliche Begründung nachweisen kann (siehe dazu weiter 
oben). Nietzsche steht damit auf einem ganz anderen philosophischen Niveau als 
Kallikles, seine Argumentationslinie zielt auf einen Nachweis der grundsätzlichen 
Ungültigkeit der (herkömmlichen) Moral. Kallikles hingegen beruft sich (bloß) 
auf ein Naturrecht, das im Widerspruch zu der herrschenden Moral und damit zu 
den bestehenden Gesetzen steht. Die Existenz eines solchen Naturrechts kann er 
allerdings nicht beweisen. Nietzsche in ähnlicher Weise als Vertreter eines 
(naiven) Naturrechts zu verstehen, greift auf jeden Fall zu kurz.  
   Meiner Meinung nach gibt es hier eine grundsätzliche Unvergleichbarkeit. Die 
„Kunstfigur“ Kallikles wurde von Platon ja so „erschaffen“, dass seine Position 
angreifbar ist, nicht zuletzt, um von Sokrates widerlegt zu werden. (Offensichtlich 
gab es in der Antike eine starke Bewegung, die sich auf ein Naturrecht und damit 
auf ein „Recht des Stärkeren“ berief. Im gegenständlichen Dialog wird z.B. der 
(Macht)Politiker Perikles genannt).114 Nietzsche als vielschichtiger und 
außergewöhnlicher Denker entzieht sich da einem direkten Vergleich. Er nähert 
sich dem Problem philosophisch, indem er die Gültigkeit der Moral hinterfragt. 
Wenn beide dann inhaltlich zu ähnlichen Schlüssen kommen, so sind diese 
deshalb noch lange nicht gleich.  
6.1.2 Die Rolle des Himmels 
   Welche Rolle – wenn überhaupt – spielt nun der „Himmel“ (Gott oder die 
Götter) bei der Begründungsfrage für die bisher untersuchten Denker? Hier wird 
                                                 
114 Vgl. Platon: „Gorgias“, 503c (S.421) 
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also der Frage nachgegangen, ob es einer – vielleicht versteckten oder auch 
offenen – „Inanspruchnahme“ der „jenseitigen Instanz“ bedarf, um Gerechtigkeit 
(Moral) zu begründen. Diese Frage zu stellen erachte ich deshalb als notwendig 
(und auch spannend), weil es sowohl in der abendländischen Tradition („Lehre 
von den zwei Reichen“), als auch im Frühkonfuzianismus („göttlicher Adel und 
menschlicher Adel“115) jeweils einen starken Bezug auf das Göttliche gegeben 
hat, das dann in einem gewissen Spannungsverhältnis gegenüber dem Irdischen 
gestanden ist.  
Friedrich Nietzsche  
   Bei der Frage nach der Begründung von Moral nimmt Nietzsche bekanntlich 
eine Sonderstellung ein (siehe die Darstellung im vorigen Abschnitt). Eine 
Sonderstellung deshalb, weil er diese Frage im herkömmlichen Sinn gar nicht erst 
stellt. Nietzsche will in diesem Zusammenhang lediglich nachweisen, dass es 
keine „gültige“ Begründung für Moral bisher gegeben hat. Welche Rolle spielt 
aber „Gott“ oder „das Göttliche“ beim Pastorensohn Nietzsche? Bei jenem 
Nietzsche, der die „Umwertung der Werte“ als sein Programm begreift und der in 
einem seiner Spätwerke („Ecce homo“) meint, - „wer ein Schöpfer sein will im 
Guten und Bösen, der muss ein Vernichter erst sein und Werthe zerbrechen.“116 
Oder der an einer anderen Stelle („Götzen-Dämmerung“) schreibt, dass der 
„ganze Bereich der Moral und Religion“ unter den „Begriff der imaginären 
Ursache“ einzuordnen sei, dass Moral und Religion der „Psychologie des Irrtums“ 
angehören. Denn – so Nietzsche – hier kommt es zur Verwechslung von Ursache 
und Wirkung, es wird „Wahrheit“ nicht von der Wirkung des „als wahr 
Geglaubten“ getrennt, „oder ein Zustand des Bewusstseins mit der Ursächlichkeit 
dieses Zustands verwechselt.“117 
   Aus diesen wenigen Zitaten (bei aller Vorsicht im Umgang damit, besonders bei 
Nietzsche) ist schon klar zu erkennen, dass es sich hier um einen Denker handelt, 
der „Gott“ – namentlich der Gott des Christen- bzw. Judentums - als 
                                                 
115 Vgl. Menzius VI, A, 16, Wilhelm 1994, S.169 
116 Nietzsche: „Ecce homo“, KSA 6, S.366 
117 Nietzsche: „Götzen-Dämmerung“, KSA 6, S.94f. Siehe dazu auch: ders.: „Der Antichrist“, 
KSA 6, S.181f. 
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(Letzt)Begründung von Gerechtigkeit (Moral) wohl kaum in Anspruch nehmen 
kann. Ganz im Gegenteil, Nietzsche übt scharfe Kritik gerade am christlichen 
Gottesbegriff (er nennt seine Schrift „Der Antichrist“ bezeichnend auch „Fluch 
auf das Christentum“). Dabei stellt er die Notwendigkeit eines Gottes für ein 
(stolzes) Volk grundsätzlich nicht in Frage. Das müsste aber ein Gott sein, der 
„nützen und schaden kann“, der „Freund und Feind“ sein kann. Der Gott des 
Christentums aber musste eine „widernatürliche Kastration“ zu einem „Gott des 
(bloß) Guten“ über sich ergehen lassen. Wenn ein Volk seine Hoffnung auf 
Freiheit und seinen Glauben an die Zukunft verliert (das unterstellt Nietzsche 
zumindest den „Völkern“ des Christentums), dann verändert sich auch ihr Gott. Er 
wird „ständig moralisieren“, er wird zum „Gott für Jedermann“. Wahre 
„Volksgötter“ – so Nietzsche – sind nur dann gegeben (und nötig), wenn sie den 
„Willen zur Macht“ verkörpern.118  
   Deshalb lässt Nietzsche auch den „tollen Menschen“ ausrufen: „Gott ist tot!“ 
und „Gott bleibt tot!“119 Interessant an dieser Stelle (der „tolle Mensch“ zündet 
am hellen Tag eine Laterne an, geht auf den stark bevölkerten Marktplatz und 
ruft: „Ich suche Gott!“) ist u.a. auch, dass diese Provokation nicht primär darauf 
aus ist, den Glauben an Gott bei den Mitbürgern zu erschüttern. Dieser ist bereits 
erschüttert, denn der Provokateur fand viele, die nicht mehr an diesen Gott 
glaubten und in „großes Gelächter“ verfielen (sie fragten zynisch, ob er (Gott) 
sich vielleicht verlaufen hätte, oder ob er sich vor ihnen fürchte). Die Provokation 
Nietzsches (des „tollen Menschen“) besteht vielmehr darin, Mordanklage gegen 
die Mitmenschen und gegen sich selbst zu erheben. „Es gab nie eine größere Tat“ 
behauptet er, und die Konsequenzen dieser Tat (die Ermordung Gottes) fallen 
jedenfalls auf die Täter zurück. Denn damit haben sie sich selbst ihrer bisherigen 
Sinnstiftung, ihrer Werte und damit ihrer bisherigen Moral (Vorstellung von 
Gerechtigkeit) beraubt. Bisher haben sie die Tragweite dieser „größten Tat“ 
unterschätzt und sie fragen sich deshalb, ob diese „Tat nicht zu groß“ für sie sei 
                                                 
118 Vgl. Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA 6, S.182f 
119 Vgl. Nietzsche: „Die fröhliche Wissenschaft“, KSA 3, S.480ff. Nietzsche bezieht sich in 
diesem Abschnitt auf den antiken Provokateur Diogenes, der sich am helllichten Tage auf dem 
dicht bevölkerten Marktplatz Athens mit einer erleuchteten Laterne auf die Suche nach „dem 
Menschen“ gemacht hat. Bei Nietzsche sucht „der tolle Mensch“ ganz nach dem Vorbild des 
Diogenes nach „Gott“.  
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und ob sie deshalb – quasi als Ersatz für den „alten Gott“ -  nicht „selber zu 
Göttern werden“ müssen.120 
   Nietzsche wirft ja den Religionen allgemein - und dem Christentum ganz 
besonders - vor, mit dem Gottesbegriff metaphysische Spekulation insofern 
betrieben zu haben, als sie das Jenseits gegen das Diesseits und überweltliche 
Idealvorstellungen gegen die weltliche Wirklichkeit ausgespielt haben.121 Er nennt 
„Gott“ den „bisher größten Einwand gegen das Dasein“. Religionen sind für ihn 
mächtige Vermittler im Bereich der Moralität, bis dato haben sie die Menschen 
allerdings bloß verführt. Deshalb muss Gott insgesamt verleugnet werden, ganz 
besonders aber die (moralische) „Verantwortlichkeit in Gott“. Nur dadurch kann 
die „Welt erlöst werden“.122 
   Nietzsche spricht also Gott – zumindest dem (herkömmlichen) Gott des 
Christen- und Judentums – jegliche Autorität in Bezug auf Moral ab. Mit diesem 
Gott kann nicht einmal „der Versuch gemacht“ werden, ein „Ideal von Moralität“ 
oder ein „Ideal von Mensch“ zu begründen.123 Nietzsche ist in diesem Sinn 
Atheist, er ist „gottlos“ wie sein „Zarathustra“.124 Allerdings kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass ihm dabei nicht ganz wohl zu Mute ist. So lässt er 
z.B. Zarathustra, den „Gottlosen“ sagen: „Aber wer könnte daran (an der 
Gottlosigkeit, WG) sich freuen!“125 Vielleicht waren die Prägungen aus seiner 
Kindheit doch zu stark? „Als Kind Gott im Glanze gesehn“,126 schreibt Nietzsche, 
und auch seine Darstellung der Kreuzigung Christi lässt Bewunderung für den 
„Erlöser“ erkennen. Denn – so Nietzsche – dieser wollte nicht „die Menschen 
erlösen“, sondern nur zeigen, „wie man zu leben hat“. Das was er an Christus 
                                                 
120 Auch im „Zarathustra“ steht dieser „Mord an Gott“ an zentraler Stelle. „Der Mörder Gottes“ ist 
dort der „hässlichste Mensch“ (vgl. Nietzsche: „Also sprach Zarathustra“, KSA 4, S.327ff). 
121 Vgl. Schmidt 2003, S.64 
122 Vgl. Nietzsche: „Götzen-Dämmerung“, KSA 6, S.97 
123 Vgl. Nietzsche: „Götzen-Dämmerung“, KSA 6, S.96 
124 Nietzsche bezeichnet sich selbst als einen „Atheisten aus Instinkt“. Er fühlt sich zu neugierig 
und zu übermütig, um sich eine „faustgrobe Antwort“, wie sie Gott darstellt, gefallen zu lassen. 
Gott wird von ihm als eine „Undelicatesse gegen uns Denker“ empfunden (vgl. Nietzsche: „Ecce 
homo“ – Warum ich so klug bin – KSA 6, S.278f).  
125 Nietzsche: „Also sprach Zarathustra“, KSA 4, S.323 
126 Nietzsche: „Nachgelassene Fragmente“, KSA 8, S.505 
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offensichtlich schätzt, ist die (heroische) Art des Sterbens, „nicht sich wehren, 
nicht zürnen, nicht verantwortlich-machen…Sondern auch nicht dem Bösen 
widerstehen, - ihn lieben...“127  
   So scheint bei Nietzsche doch – zumindest zeitweise – ein Gefühl von 
Verlorenheit und eine bestimmte Verzweiflung über den Verlust dieses Gottes 
seiner Jugendzeit zu herrschen. Deshalb bietet er ja auch – wenngleich nur 
indirekt – ein Jenseits an. Ein Jenseits allerdings, das mit der „christlichen 
Variante“ wenig gemeinsam hat. Die Welt, verstanden als eine „Verschränkung“ 
von „Wille zur Macht“, „ewiger Wiederkehr“ und verbunden mit dem Agieren 
des „Übermenschen“, lässt die Hoffnung leben, dass es nichts gibt, was endgültig 
zerstört werden kann.128 Im „Zarathustra“ heißt es dazu: „Alles geht, Alles kommt 
zurück; ewig rollt das Rad des Seins. Alles stirbt, Alles blüht wieder auf, ewig 
läuft das Jahr des Seins. Alles bricht, Alles wird neu gefügt; ewig baut sich das 
gleiche Haus des Seins. Alles scheidet, Alles grüßt sich wieder; ewig bleibt sich 
treu der Ring des Seins.“129    
  Nietzsche kommt also bei der Begründungsfrage von Gerechtigkeit ohne Gott 
aus. Allerdings kennt auch er – oder wünscht sich auch er -  eine bestimmte Art 
von Jenseits, das in Form eines „ewigen Kreislaufs“ zu einer mythischen Figur 
und Zukunftshoffnung wird. Mit Gott oder dem Göttlichen im abendländischen 
(christlichen) Sinn hat das aber nichts gemeinsam. 
Arthur Schopenhauer 
   Welche Rolle spielt „Gott“ bei der Begründungsfrage von Gerechtigkeit bei 
Schopenhauer? Für Schopenhauer-Kenner vielleicht eine unnötige Frage, gilt es 
doch in Expertenkreisen als gesichert, dass Schopenhauer als Atheist einzustufen 
ist. Schon (der Atheist) Nietzsche bewunderte Schopenhauer gerade wegen seines 
entschiedenen Eintretens für den Atheismus: „Schopenhauer war als Philosoph 
der erste eingeständliche und unbeugsame Atheist, den wir Deutschen gehabt 
haben“,130 schreibt Nietzsche und lobt – bei aller Kritik gegenüber Schopenhauer 
                                                 
127 Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA 6, S.207f 
128 Vgl. Metzler Philosophen Lexikon, S.629f 
129 Nietzsche: „Also sprach Zarathustra“, KSA 4, S.272f 
130 Nietzsche: „Die fröhliche Wissenschaft“ (357), KSA 3, S.599 
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– seine mutige und eindeutige Haltung in der Gottesfrage. Auch für den 1923 
verstorbenen Philosophen Fritz Mauthner war Schopenhauer eindeutig Atheist, in 
seinem Standardwerk „Der Atheismus und seine Geschichte im Abendlande“ 
bedachte er Schopenhauer sogar mit dem Ehrentitel „Fürst des Atheismus“.131 
    Kann Gott bei einem solchen Denker und in einer so wichtigen Frage wie der 
Begründung von Moral (Gerechtigkeit) eine Bedeutung haben? Bei einem 
Denker, dem alle Versuche einer Theodizee nicht nur als sachlich unhaltbar, 
sondern auch als unmoralisch erschienen?132 „Wenn ein Gott diese Welt gemacht 
hat, so möchte ich nicht dieser Gott seyn: ihr Jammer würde mir das Herz 
zerreißen.“133 So und noch drastischer drückt sich Schopenhauer aus, wenn es um 
die Gottesfrage geht. Für ihn ist der gesamte Grundansatz sowohl eines religiösen, 
als auch eines philosophischen Theismus unhaltbar.  
   Dieser Atheismus Schopenhauers darf aber nicht so verstanden werden, als ob 
er sich gar nicht oder nur im geringen Ausmaß mit der Religion im Allgemeinen 
befasst hätte. Ganz im Gegenteil: In nahezu allen seinen Werken hat er sich mit 
Fragen und Problemen der Religion beschäftigt. Schopenhauer erörtert seine 
Themen auf einer religionsphilosophischen Ebene, er beschäftigt sich auch mit 
verschiedenen Religionen, indem er Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
beschreibt. Freilich, seine Religionskritik ist massiv (hier schließt er an Kant an, 
geht aber entscheidend über diesen hinaus), und vor allem seine Kritik an der 
christlichen Theologie und Frömmigkeit ist mitunter sehr scharf. 
   Schopenhauers grundsätzliche Religionskritik kann an einem speziellen Thema 
beispielhaft gezeigt werden: Er sieht beim Menschen – und nur beim Menschen - 
ganz allgemein ein wesenhaftes Bedürfnis nach Metaphysik. Der Mensch wird 
deshalb von ihm auch als ein „animal metaphysicum“ bezeichnet.134 
Ausgangspunkt für dieses metaphysische Bedürfnis ist die Erkenntnis von der 
Endlichkeit des Daseins und  - so Schopenhauer - der damit verbundenen 
Vergeblichkeit alles Strebens. Sowohl Religion als auch Philosophie gründen in 
                                                 
131 Vgl. Fritz Mauthner: „Der Atheismus und seine Geschichte im Abendlande (4 Bände), zitiert 
aus: Salaquarda 2007a, S.119 
132 Vgl. Salaquarda 2007b, S.76 
133 Schopenhauer: „Der handschriftliche Nachlass“, zitiert aus: Salaquarda 2007b, S.76 
134 Vgl. Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.210 
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dieser dem Menschen wesentlichen Eigenschaft, wobei besonders die Religion 
dieses Bedürfnis nur sehr schlecht befriedigen konnte. Zwar wurden in allen 
Ländern prachtvolle „Tempel und Kirchen, Pagoden und Moscheen“135 gebaut, 
das was sie (die Religionen) aber dem Menschen in Hinblick auf sein 
metaphysisches Bedürfnis zu bieten hatten, war eher bescheiden („plumpe Fabeln 
und abgeschmackte Märchen“).136 Besondere Kritik übt Schopenhauer an den 
Priestern, er bezeichnet sie als „Monopolisten und Generalpächter“ des 
metaphysischen Bedürfnisses der Menschen. 
   Gerade mit diesem Argument kann gezeigt werden, wie problematisch es für 
Schopenhauer wäre, wenn Moralität seine Begründung in einer Religion (in Gott) 
hätte. Zwar gesteht er einigen „Urformen“ (vor allem der indischen) noch zu, „die 
richtige Stimmung des Geistes“ besessen zu haben, wodurch diese Religionen 
auch in der Lage waren, das metaphysische Bedürfnis der Menschen „auf eine 
würdige Weise“ zu befriedigen, andere Religionen – allen voran das Christentum 
und der Islam – hätten in dieser Hinsicht aber versagt. Religionen sind für ihn 
deshalb eher primitive Metaphysik oder „Volksmetaphysik“.137 Ihre Argumente 
bestehen aus bloßen Drohungen mit „diesseitigen und jenseitigen Übeln“, die sich 
an die Ungläubigen und selbst an die Zweifler richten. Als besonders gefährlich 
erachtet es Schopenhauer, wenn – wie üblich – diese religiösen Dogmen bereits 
den Kindern gelehrt werden. Gefährlich ist das deshalb, weil gerade bei Kindern 
die „Urteilskraft noch nicht aus ihrem Morgenschlummer erwacht ist“. Denn ein 
wesentliches Kennzeichen von Religion ist für Schopenhauer, dass dort - gerade 
bei Fragen der Moral - mit  Allegorien und Bildern „gearbeitet“ wird, die der 
Fassungskraft des noch nicht voll entwickelten Intellekts angepasst ist.  
                                                 
135 Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.211 
136 In einem sehr polemischen Seitenhieb auf den Islam (Koran) meint Schopenhauer: Wenn 
solche Fabeln und Märchen den Menschen nur früh genug eingeprägt würden, dann wären sie 
hinreichend für die Begründung ihrer Moralität. „Man betrachte z.B. den Koran: dieses schlechte 
Buch war hin[…]reichend, eine Weltreligion zu begründen, das metaphysische Bedürfnis zahlloser 
Millionen Menschen seit 1200 Jahren zu befriedigen, die Grundlage ihrer Moral und einer 
bedeutenden Verachtung des Todes zu werden, wie auch, sie zu blutigen Kriegen und den 
ausgedehntesten Eroberungen zu begeistern.“ (Schopenhauer: „Die Welt als Wille und 
Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.212). 
137 Vgl. Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.215 
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   Aber auch die „zweite Disziplin“, die sich mit dem metaphysischen Bedürfnis 
der Menschen beschäftigt, nämlich die Philosophie, muss kritisch betrachtet 
werden. Schopenhauer warnt - vor allem bei der Begründungsfrage von Moral 
(Gerechtigkeit) - vor unbewussten theologischen Argumenten 
(Theologieverdacht). In seiner „Preisschrift über die Grundlage der Moral“ heißt 
es dazu in einem Abschnitt, in dem er sich kritisch mit der Ethik Kants 
auseinandersetzt: „Überhaupt hat, in den christlichen Jahrhunderten, die 
philosophische Ethik ihre Form unbewußt von der theologischen genommen: da 
nun diese wesentlich eine gebietende ist; so ist auch die philosophische in der 
Form von Vorschrift und Pflichtenlehre aufgetreten, in aller Unschuld und ohne 
zu ahnen, daß hiezu erst eine anderweitige Befugniß nöthig sei; vielmehr 
vermeinend, dies sei eben ihre eigene und natürliche Gestalt.“138  
   Schopenhauer – der Kant übrigens sehr verehrt hat – übt damit doch sehr 
scharfe Kritik an ihm und besonders an seiner Begründung von Moral. Zwar käme 
Kant der Verdienst zu, die Ethik vom „Eudämonismus gereinigt“ zu haben,139 so 
ganz sei es ihm aber doch nicht gelungen. Schopenhauer schreibt dazu: „Freilich, 
wenn man es streng nehmen wollte; so hätte auch Kant den Eudämonismus mehr 
scheinbar, als wirklich aus der Ethik verbannt. Denn er läßt zwischen Tugend und 
Glückseligkeit doch noch eine geheime Verbindung übrig, die in seiner Lehre vom 
höchsten Gut, wo sie in einem entlegenen und dunklen Kapitel zusammenkommen, 
während öffentlich die Tugend gegen die Glücksäligkeit ganz fremd thut.“140 
Schopenhauer weist also die Kantische Idee vom „höchsten Gut“ (siehe dazu 
weiter unten) zurück. Zum einen geschieht das, weil dadurch im Endeffekt wieder 
eine theologische Begründung von Moral angenommen wird, und zum anderen 
auch deshalb, weil diese „Idee“, wonach es zu einer allmählichen Annäherung der 
Menschheit an diese – auf Gott abgestellte – Glückseligkeit kommen wird, für 
Schopenhauer zu „optimistisch“ ist. Er geht ja bekanntlich von der These aus, 
dass diese Welt die schlechteste aller möglichen sei und auch prinzipiell nicht 
verbessert werden kann. Eine Aussicht auf Glückseligkeit wertet er als 
unangemessenen Optimismus, den er nicht nur als „absurde“, sondern auch als 
                                                 
138 Schopenhauer: „Preisschrift“, S.122.  
139 Vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.117 
140 Schopenhauer: „Preisschrift“, S.118 
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eine „ruchlose“ Denkungsart abqualifiziert. Eine solche Art zu denken erscheint 
ihm „ […] als ein bitterer Hohn über die namenlosen Leiden der Menschheit.“141 
Denn – so Schopenhauer – jede „Lebensgeschichte“ ist eine „Leidensgeschichte“.  
   Schopenhauer gesteht den Religionen – in einer gewissen Hinsicht - eine 
durchaus wichtige und auch wesentliche Rolle für die Menschen zu. „Religionen 
sind dem Volke nothwendig, und sind ihm eine unschätzbare Wohltat.“142 Wenn 
sie sich jedoch dem „Fortschritt der Menschheit“, namentlich der „Erkenntnis der 
Wahrheit“ entgegenstellen, dann werden sie für Schopenhauer problematisch und 
müssen „mit möglichster Schonung“ beseitigt werden. Das sei Aufgabe der 
Philosophie, diese müsse das „bessre Bewußtseyn“143 pflegen. Keineswegs sollte 
die Philosophie die Bedeutung und die Wirklichkeit des ureigenen Bereiches der 
Religion bestreiten, sondern diese lediglich – das aber bestimmt - vor „falscher 
Inanspruchnahme“ schützen. Hans Zint hat deshalb den Atheismus 
Schopenhauers auch sehr treffend  als Ausdruck einer Verteidigung des 
Göttlichen gegenüber der „üblichen“ Verwendungsweise gedeutet: „[…] die 
Unangemessenheit der landläufigen Gottesvorstellung für den Ausdruck der 
religiösen Erfüllungsmomente, wie Schopenhauer sie sein eigen wusste, ist es 
gerade, die ihn zur Preisgabe der Gottesvorstellung nötigt, ihn zum Atheisten 
macht.“144 
   Die Philosophie hat also laut Schopenhauer u.a. die Aufgabe, ihre Aussagen 
speziell bei Fragen der Moral von „versteckten Resten“ theologischer 
Denkmodelle frei zu halten.145 Sie ist der Wahrheit verpflichtet, und sie ist 
wesentlich „Weltweisheit“: „Ihr Problem ist die Welt: mit dieser allein hat sie es 
zu thun und läßt die Götter in Ruhe, erwartet aber dafür, auch von ihnen in Ruhe 
gelassen zu werden!“146 Gerade bei der Frage nach der Begründung von Moral 
(Gerechtigkeit) gesteht Schopenhauer „Gott“ oder dem „Göttlichen“ und damit 
den Religionen ganz allgemein keine entscheidende Rolle zu. Alle Bestrebungen, 
                                                 
141 Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.I, Kap.59, S.460 
142 Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.220 
143 Schopenhauer: „Handschriftlicher Nachlass“, zitiert aus: Salaquarda 2007c, S.90 
144 Hans Zint: „Das Religiöse bei Schopenhauer“, zitiert aus Salaquarda 2007c, S.91 
145 Nietzsche hat dafür das Bild vom „Schatten des toten Gottes“ geprägt (vgl. Nietzsche: „Die 
fröhliche Wissenschaft“, §108, KSA 3, S.467). 
146 Schopenhauer: „Die Welt als Wille und Vorstellung“, Bd.II, Kap.17, S.247 
 478 
einem transzendenten Wesen Prädikate der Erscheinungswelt zu geben, sind 
seiner Meinung nach zu Scheitern verurteilt. Seine Kritik richtet sich in diesem 
Zusammenhang vor allem gegen die Auffassung von einem „persönlichen Gott“ 
und den damit verbundenen theologischen und philosophischen Spekulationen. 
Moderne Menschen haben selbst das Bedürfnis, die Welt und sich selbst „zu 
deuten“, sie benötigen – bei bestimmten Problemstellungen, wie sie auch die 
Begründung von Moral (Gerechtigkeit) darstellt – keine Religion (kein göttliches 
Prinzip) mehr.  
   Bei der Begründungsfrage darf also „Gott“ (das Göttliche, der Himmel) laut 
Schopenhauer keine Rolle spielen. Als Fundament von Gerechtigkeit und 
Menschenliebe ist ausschließlich das „Mitleid“ anzusehen (siehe weiter oben). 
Indem andere Menschen als „leidende Wesen“ erkannt werden, erfolgt eine 
unmittelbare Identifizierung mit ihnen, d.h. durch das Mitleiden wird eine 
allgemeine Sympathie mit allem Lebendigen - und damit Leidenden - möglich.147   
Immanuel Kant 
   Im Kapitel 6.1.1 wurde Kants Begründung der Moral dargestellt und seine 
Leitbegriffe, wie „der gute Wille“, das Handeln nach „Maximen“ und aus 
„Pflicht“, sowie die „Autonomie“ als „oberstes Prinzip der Sittlichkeit“.148 Und  
diese Autonomie – so Kant – ist „der Grund der Würde der menschlichen und 
jeder vernünftigen Natur“149 im Reich der Schöpfung. Es gibt für Kant die 
Möglichkeit eines „moralischen“ oder „autonomen“ Handelns, das die Einsicht in 
die „Achtung vor der Menschheit als Zweck an sich“ als den entscheidenden 
Faktor beinhaltet (siehe die so genannte „Zweck-an-sich-Formel“ des 
Kategorischen Imperativs).150 Diese grundsätzliche Befähigung zum moralischen 
(gerechten) Handeln lässt Kant auch seinen berühmten Satz formulieren, wonach 
ihn zwei Dinge mit Bewunderung und Ehrfurcht erfüllen: „Der bestirnte Himmel 
über mir, und das moralische Gesetz in mir.“151 
                                                 
147 Vgl. Schulz 1985, S.252 
148 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, BA 87, VII, S.74f 
149 Kant: „Metaphysik der Sitten“, BA 80, VII, S.69 
150 Vgl. Kant: „Metaphysik der Sitten“, BA 67, VII, S.61 
151 Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 289, VII, S.300 
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   Kant geht in seiner Deduktion des „Kategorischen Imperativs“ nach logischen 
Kriterien vor (bei allen Vorbehalten gegen seine Beweisführung152), seine 
Begründung für Moralität scheint auf den ersten Blick mit den oben angeführten 
Begriffen auszukommen. Es stellt sich demnach die Frage, ob „Gott“ für die 
Begründung der Kantischen Pflichtenethik überhaupt „nötig ist“?  Oder anders 
gefragt, kann bei einem Denker wie Kant, der u.a. die Unmöglichkeit eines 
„ontologischen und kosmologischen Gottesbeweises“ durch die menschliche 
Vernunft nachgewiesen hat,153 Gott eine Rolle spielen? Diese Frage ist eindeutig 
mit „Ja“ zu beantworten. Gott steht bei Kant, besonders bei seiner Begründung 
von Moral, stets im Hintergrund, ja ohne „Gott“ könnte er diese gar nicht 
erbringen.  
   Dafür gibt es in Kants Werk sehr viele Hinweise. So stellt er z.B. in der „Kritik 
der reinen Vernunft“ seine berühmten drei Fragen: „Was kann ich wissen?“ „Was 
soll ich tun?“ und schließlich „Was darf ich hoffen?“154 In der Erläuterung zur 
dritten Frage hält Kant zunächst fest, dass „alles Hoffen auf Glückseligkeit geht.“ 
Dabei kommen sowohl praktische, als auch moralische Gesetze zum Tragen, 
wobei letztere die „Würdigkeit, glücklich zu sein“ bedingen. Die „Prinzipien der 
reinen Vernunft“ haben laut Kant im „praktischen Gebrauch“, d.h. im 
„moralischen Gebrauch“ objektive Realität. Damit wird auch die „Idee einer 
moralischen Welt“ vorstellbar, allerdings nur im Rahmen der „intelligiblen Welt“, 
die als „bloße“ Idee aber einen entscheidenden Einfluss auf die „Sinnenwelt“ hat 
(um so viel als möglich von dieser „Idee“ in die Praxis umzusetzen).155  
   Es geht also laut Kant in der „moralischen Welt“ darum, dasjenige zu tun, damit 
man „würdig wird, glücklich zu sein“. Diese „Würdigkeit auf Glückseligkeit“ 
kann durch die Vernunft nicht erkannt werden, sofern man „bloß die Natur zum 
Grunde legt“. Hier ist eine „höchste Vernunft“ von Nöten, die den „moralisch 
vollkommenen Willen“ und die Sittlichkeit in ein „genaues Verhältnis“ setzt. 
Kant nennt es das „Ideal des höchsten Guts“. Das daraus gewonnene „System der 
                                                 
152 Vgl. dazu bereits die Kritik Schopenhauers, der Kant eine „entschiedene petitio principii“ bei 
seiner Begründung vorwirft (vgl. Schopenhauer: „Preisschrift“, S.120). 
153 Vgl. Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, B 620ff, IV, S.529ff. 
154 Vgl. Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, B 833, IV, S.677 
155 Vgl. Kant: „Kritik der reinen Vernunft“, B 836, IV, S.679 
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Sittlichkeit“ ist nur in der“ intelligiblen Welt“ möglich und benötigt einen „weisen 
Urheber und Regierer.“ Deshalb sieht sich die Vernunft „genötigt“, „Gott und ein 
künftiges Leben“ (Unsterblichkeit) und dazu noch „Freiheit“ zu postulieren156, 
denn sonst würden die moralischen Gesetze als „reine Hirngespinste“ erscheinen.  
   Gerade an Kants Begriff des „höchsten Gutes“ (summum bonum) ist zu 
erkennen, wie eng seine Begründung der Moral mit dem Gottesbegriff verbunden 
ist. Das „höchste Gut“ besteht aus „Sittlichkeit“ (Tugend) als dessen 
„vornehmsten Teil“ und aus der – der Sittlichkeit angemessenen – 
„Glückseligkeit“.157 Das „höchste Gut“ – als „oberster Bestimmungsgrund des 
Willens“ – ist „in der Welt“ nur möglich, wenn es eine „oberste Ursache der 
Natur“ gibt, und das ist Gott.158 Da es unsere Pflicht ist, das „höchste Gut zu 
befördern“, ist es „moralisch notwendig“, das „Dasein Gottes anzunehmen.“ 
Diejenigen, die sich sittlich (tugendhaft, gerecht) verhalten, können auch 
(berechtigt)  auf Glückseligkeit hoffen, da es einen gerechten Gott gibt. Dieser 
Gott ist - so Kant - der „Grund“ des Zusammenhangs von Sittlichkeit und 
Glückseligkeit und zwar deshalb, weil er es den Tugendhaften in Aussicht stellt, 
Glückseligkeit zu erlangen. 
   Der Begriff des „höchsten Gutes“ ist „Objekt und Endzweck der reinen 
praktischen Vernunft“. Die moralischen Gesetze sind zwar einerseits die 
„wesentlichen Gesetze eines jeden freien Willens“, andererseits müssen die daraus  
abzuleitenden Pflichten auch als „göttliche Gebote“ angesehen werden.159 Das 
„höchste Gut“ ist der „Gegenstand“ unserer Bestrebungen, und das moralische 
Gesetz kann nur dann für uns zur Pflicht werden, wenn es als das Gebot eines 
„moralisch-vollkommenen“ höchsten Wesens angesehen wird. Um das „höchste 
Gut“ von Gott zu bekommen, muss der eigene Wille mit dem Willen (den 
Geboten) Gottes übereinstimmen.160 Nur auf diese Weise gelangt man in den 
                                                 
156 Vgl. Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 238, VII, S.264 
157 Vgl. Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 223, VII, S.254f 
158 Vgl. Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 226, VII, S.256 
159 Vgl. Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 233, VII, S.261 
160 „Das moralische Gesetz gebietet, das höchste mögliche Gut in einer Welt mir zum letzten 
Gegenstande alles Verhaltens zu machen. Dieses aber kann ich nicht zu bewirken hoffen, als nur 
durch die Übereinstimmung meines Willens mit dem eines heiligen und gütigen Welturhebers.“ 
(Kant: „Kritik der praktischen Vernunft“, A 233, VII, S.261). 
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Genuss der „eigenen Glückseligkeit“, und die Moral – so Kant – ist 
dementsprechend auch nicht die Lehre wie man glücklich wird, sondern vielmehr 
die Lehre, wie wir uns der Glückseligkeit als würdig erweisen können.  
   Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass sich die moralischen Gesetze 
bei Kant immer aus der reinen praktischen Vernunft ableiten, sie werden aber 
auch von Gott „verlangt“. Dabei ist Gott in diesem Zusammenhang aber nicht als 
„Gesetzgeber“ im Sinne einer „statuarischen“ Verordnung zu verstehen, seinen 
Gesetzen zu folgen ist vielmehr als „moralische Verpflichtung“ zu sehen.161 Denn 
sobald etwas – durch die praktische Vernunft – als Pflicht erkannt wird (auch 
wenn es eine „menschliche Gesetzgebung“ ist), so ist es dennoch ein „göttliches 
Gebot“, dieser zu folgen.162  
   Gott spielt also bei der „Begründungsfrage“ eine wesentliche Rolle, obwohl 
Kant in der Vorrede zu seiner Schrift „Die Religion innerhalb der Grenzen der 
bloßen Vernunft“ schreibt, dass die Moral, sofern sie sich auf ein freies und sich 
selbst an unbedingte Gesetze bindendes Wesen (Mensch) bezieht, keiner „Idee 
eines anderen Wesens über ihm“ bedarf.163 Es ist laut Kant zwar keine 
„Zweckvorstellung“ notwendig um sich für die moralischen Gesetze verpflichtet 
zu fühlen, die Willensbestimmung hat aber sehr wohl eine „notwendige 
Beziehung“ auf einen Zweck. Dieser ist mit dem Begriff des „höchsten Gutes“ 
gegeben. Laut Kant bedarf es für die Moral (Gerechtigkeit) zwar keines 
„materialen Bestimmungsgrundes“, wohl aber einer „Zweckbeziehung“, denn 
ohne eine solche kann „gar keine Willensbestimmung im Menschen“ stattfinden. 
Die Moral benötigt also nach Kant keinen Zweck, es genügt das „Gesetz“, aber 
aus der Moral geht ein Zweck hervor, weil es „der Vernunft doch unmöglich 
gleichgültig sein kann“, welche Folgerungen sich aus unserem „Rechthandeln“ 
ergeben. Moral, so Kant, führt „unumgänglich zur Religion“ und damit zur „Idee 
                                                 
161 Kant unterscheidet zwei Arten von göttlicher Gesetzgebung: Eine „statuarische“, z.B. ein durch 
Offenbarung und dann durch Tradition vermittelter Kanon, und eine „moralische“, wobei bei 
dieser Art ein jeder „aus sich selbst heraus“, d.h. durch seine eigene Vernunft, den Willen Gottes 
erkennen kann (vgl. Kant: „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft“, B 146-148, 
VIII, S.763f). 
162 Vgl. Kant: „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft“, B 139 Anmerkung, 
VIII, S.758.  
163 Vgl. Kant: „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft“, BA III, VIII, S.649. 
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eines machthabenden moralischen Gesetzgebers“, d.h. zu Gott. Die Begründung 
von Moral (Gerechtigkeit) bei Kant lässt sich demnach zwar nicht hinreichend 
von Gott (der Religion) herleiten, eine notwendige Funktion Gottes in diesem 
Zusammenhang ist aber gegeben. Der Begriff des „höchsten Gutes“ zeigt, dass 
„Gott“ für die Bestimmung des freien (reinen) Willens notwendig ist, da sich 
dieses Objekt (das „höchste Gut“) direkt auf Gott bezieht. 
Jean-Jacques Rousseau 
   Um Moralität zu begründen, geht Rousseau – wie im vorigen Abschnitt gezeigt 
wurde - von einer grundsätzlichen und natürlichen Güte des Menschen aus und 
setzt gleichzeitig voraus, dass der Mensch in seinen Handlungen frei ist. Um diese 
„moralische Grundkonzeption“ auch voll zur Geltung zu bringen, bedarf es einer 
„Selbsterweiterung“ bzw. einer entsprechenden Erziehung, wobei es darauf 
ankommt, die Entfremdungsformen aufzudecken, die einer positiven Entwicklung 
der ursprünglich guten menschlichen Veranlagung entgegenstehen.164 Dabei geht 
es laut Rousseau nicht darum, Personen zu moralischen Handlungen zu überreden 
oder gar zu zwingen, sondern  sie müssen verstehen, dass ein solches Verhalten 
sowohl für ihre eigene, als auch die gesamt-gesellschaftliche  Entwicklung von 
Vorteil ist. Damit argumentiert Rousseau auf einer moralpsychologischen Ebene, 
und er geht von der grundsätzlichen Möglichkeit aus, die natürliche moralische 
Veranlagung des Menschen auch unter den (ungünstigen) Bedingungen der 
modernen Welt zur Entfaltung zu bringen. Seine wichtigsten Begriffe in der 
entsprechenden Argumentation sind „Vernunft“, „Mitleid“, „Gewissen“ und 
„Freiheit“. 
   Es stellt sich demnach die Frage, ob bei dieser Konzeption einer „moralischen 
Selbsterweiterung“ und damit einer Eigenverantwortlichkeit in Bezug auf 
moralisches (gerechtes) Verhalten, Gott überhaupt nötig ist? Denn Rousseau lässt 
über diese Eigenverantwortlichkeit des Menschen keinen Zweifel. „Wer ist nun 
der tugendhafte Mensch?“ fragt er im „Emile“ und gibt sich gleich selbst die 
Antwort: „Derjenige, der sein Verlangen zu besiegen weiß; denn damit folgt er 
seiner Vernunft, seinem Gewissen; er tut seine Pflicht; er hält sich in der 
                                                 
164 Vgl. Sturma 2001, S.105 
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Ordnung, und nichts kann ihn davon ablenken.“165 Zentral ist hier also der Begriff 
„Gewissen“, und anhand dieses kann gezeigt werden, dass Gott doch eine gewisse 
Rolle in der Begründungsfrage bei dem „Savoyischen Vikar“, wie Rousseau 
gelegentlich auch genannt wird,166 spielt. 
   „Das Gewissen“, so schreibt Rousseau in einem zentralen Abschnitt des 
„Emile“ (4.Buch), „ist die Stimme der Seele“,167 so wie die Leidenschaften die 
Stimme des Leibes sind. Und an anderer Stelle heißt es dazu: „Im Grunde der 
Seele gibt es also ein angeborenes Prinzip der Gerechtigkeit und der Tugend, […] 
und diesem Prinzip gebe ich den Namen Gewissen.“168 Allein diese beiden Sätze 
zeigen, welche Bedeutung das Gewissen (zusammen mit dem Mitleid) bei der 
Begründungsfrage von Gerechtigkeit (Moral) für Rousseau hat. Das Gewissen ist 
für ihn kein irrationaler Zustand, sondern hat durchaus praktische Bedeutung, 
indem es gebietet und verbietet und auf diese Weise direkten Einfluss auf die 
Lebensführung gewinnt. Das Gewissen darf auch nicht als ein z.B. von der 
Erziehung veranlasstes Vorurteil aufgefasst werden, sondern wir haben es „von 
der Natur mitbekommen“, es äußert sich durch die „Liebe zum Guten“ und durch 
den „Hass gegen das Böse“. Damit sind die „Akte des Gewissens“ auch keine 
Handlungen, sondern sind eher als Gefühle zu verstehen, die aus unserem Inneren 
wirken.169 Und dieses Gewissen „täuscht nie“, es ist der „wahre Führer des 
Menschen“ und wer ihm folgt, „gehorcht der Natur und fürchtet nicht, in die Irre 
zu gehen.“170 
   Rousseau ist also der Meinung, die Menschen haben das Gewissen „von Natur 
aus“ bereits in sich, es ist als ein Gefühl oder als Instinkt zu verstehen. Was 
versteht er aber konkret darunter? Wer ist der Urheber dieses Gewissens im 
Menschen? Für Rousseau ist die Antwort eindeutig: Es ist Gott. In einer sehr 
emphatischen Passage des „Emile“ beschreibt er diesen Zusammenhang: 
„Gewissen! Gewissen! Göttlicher Instinkt, unsterbliche und himmlische Stimme, 
sicherer Führer eines unwissenden und beschränkten, aber vernünftigen und 
                                                 
165 Rousseau: „Emile (a)“, S.887 
166 Vgl. Sturma 2001, S.103 
167 Rousseau: „Emile (a)“, S.585 
168 Rousseau: „Emile (a)“, S.590 
169 Vgl. Rousseau: „Emile (a), S.592 
170 Rousseau: „Emile (a), S.585f 
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freien Wesens.“171 Dieser „göttliche Instinkt“ versetzt uns Menschen also in die 
Lage, das Gute vom Bösen zu unterscheiden. 
   Durch das Wirken des Gewissens ist moralisches (gerechtes) Handeln möglich, 
und der Mensch erreicht dadurch – wenigstens in Ansätzen -  eine gewisse 
Gottähnlichkeit. Das Gewissen als ein von Gott dem Menschen gegebener 
„Instinkt“, als „sicherer Führer“ durch das „Labyrinth der menschlichen 
Meinungen“ ermöglicht es uns auch, moralisch (gerecht) zu handeln, ohne ein 
langwieriges „Studium der Moral“. „Dank des Himmels“ – so Rousseau – „sind 
wir nun von dem ganzen erschreckenden Apparat der Philosophie befreit – wir 
dürfen Menschen sein, ohne gelehrt zu sein.“172 Damit will Rousseau eindeutig 
klar machen, woher das Gewissen (im Menschen) kommt. Es ist göttlichen 
Ursprungs und nicht das „Ergebnis“ einer Erziehung oder eines Lernprozesses. 
Gott oder das Göttliche spielt also in der Begründungsfrage von Moralität eine 
gewisse Rolle, da das Gewissen von Rousseau als notwendige Bedingung von 
Moralität angesehen wird. 
   Freilich, das bloße Vorhandensein des Gewissens reicht nicht aus, um ein 
moralischer Mensch zu sein. Man muss dieses Gewissen „erkennen können und 
ihm folgen“. Das ist die von Rousseau geforderte Eigenverantwortung des 
Menschen, das meint er mit Selbsterweiterung. Wir haben zwar von Gott sehr 
gute Voraussetzungen für ein gerechtes Leben bekommen (Gewissen, Mitleid, 
Vernunft, Freiheit),  das sind aber keine zureichenden Bedingungen für ein 
moralisches Leben. Rousseau betont immer wieder, dass es für moralisches 
Verhalten noch zusätzlicher und ernsthafter Anstrengungen seitens der 
handelnden Personen bedarf. Gott hat quasi „nur“ die notwendigen 
Voraussetzungen im Menschen geschaffen, um ein moralisches Leben zu 
ermöglichen. Für die Umsetzung bedarf es allerdings keines weiteren Beistandes 
Gottes.  
   Es wäre für Rousseau also völlig unverständlich, Gott darüber hinaus noch um 
das „Vermögen richtig zu handeln“ zu bitten, denn das haben wir bereits von ihm 
„bekommen“. Rousseau beschreibt diesen Zusammenhang mit eindeutigen 
Worten: „Gab er [Gott, WG] mir nicht das Gewissen, um das Rechte zu lieben, 
                                                 
171 Rousseau : „Emile (a)“, S.593     
172 Rousseau: „Emile (a)“, S.594 
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die Vernunft, es zu erkennen, und die Freiheit, es zu wählen? Wenn ich unrecht 
tue, gibt es keine Entschuldigung für mich, ich tue es, weil ich es will.“173 Damit 
will Rousseau ausdrücken, dass es bei unmoralischem Handeln keine „Ausflüchte 
ins Jenseits“ gibt, er besteht auf der Eigenverantwortlichkeit des Menschen. Der 
„gütige und gnädige Gott“ ist zwar die „Quelle der Gerechtigkeit und Wahrheit“, 
für Rousseau ist das aber bloß die „Bedingung der Möglichkeit“ für Gerechtigkeit 
(Moralität).  
   Gott spielt also eine wichtige Rolle bei der Begründung von Gerechtigkeit für 
Rousseau, er besteht darauf, dass wir ihm gegenüber „Gerechtigkeit“ schuldig 
sind. Wir sind es aber auch uns selbst als Mensch schuldig. Die Begründungsfrage 
bei Rousseau kann ohne die Eigenverantwortlichkeit, ohne das Konzept der 
„moralischen Selbsterweiterung“ nicht hinreichend beantwortet werden.  
Menzius 
    Für Menzius ist es das Mitleid, verstanden als eine Art „natürlicher moralischer 
Kern“ im Menschen, das die Moralität begründet. Damit würde die Begründung 
der Moral (Gerechtigkeit) bei ihm in der menschlichen Natur selbst zu suchen 
sein. Im vorigen Abschnitt konnte gezeigt werden, welche Bedeutung dieses 
Mitleid für Menzius hat. Es stellt sich allerdings die Frage, wer hat diese 
„natürliche Veranlagung“ – das Mitleid – in den Menschen „hineingelegt“? 
Menzius gibt darauf eine eindeutige Antwort: Der Himmel. Denn, wer seine 
eigene Natur kennt, sein eigenes Wesen, der erkennt auch den Himmel.174 
   Der Himmel hatte im Frühkonfuzianismus eine nicht zu unterschätzende 
Bedeutung. Sowohl Konfuzius als auch Menzius bezogen sich wiederholt auf das 
Altertum (Herrschaft der Zhou), wo der Himmel als die oberste Gottheit 
angesehen wurde. Begriffe wie „Sohn des Himmels“ für den Herrscher, oder 
„Wille des Himmels“, bei dessen Nichtbefolgung es zu einem „Wechsel des 
Mandats“ kommen muss (Absetzung des Herrschers), sind nur zwei Beispiele von 
vielen für den Stellenwert des Himmels in dieser Zeit. Damit verbunden ist auch 
der „Himmelskult“, der die gesamte Geschichte des traditionellen China durchzog 
                                                 
173 Rousseau: „Emile (a)“, S.600 
174 Vgl. Menzius VII, A,1, Wilhelm 1994, S.184 
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und ein zentrales Element im chinesischen Weltbild und der politischen Kultur 
darstellte.  
   Bemerkenswert dabei ist, dass der Himmel im Altertum eine sehr vielschichtige 
Bedeutung hatte. Es war einerseits die tradierte Vorstellung von Ahnengeistern, 
die den Himmel bevölkern und als „Wächter“ und auch „Richter“ über das 
Treiben auf der Erde  fungierten (Hüter der Moral).175 Andererseits war die 
Vorstellung vom Himmel auch immer mit den Naturphänomenen verbunden, also 
die sinnlich wahrnehmbaren Himmelserscheinungen, die das Leben der Menschen 
auf der Erde beeinflussten. Der Himmel wurde so zu einer „ethisch-
physikalischen Macht“ und – für unsere Betrachtung interessant – zu einer Art 
moralischer Instanz, ja zu einem Inbegriff der richtigen Moral. Der Himmel 
„redet“ mit den Menschen (mit dem Herrscher) durch Naturphänomene und es ist 
nicht weiter verwunderlich, dass dieser Himmel - über den sich entwickelnden 
Himmelskult - politisch vereinnahmt wurde. 
    Dass die Rolle des Himmels bei der Begründung von Moral auch für Menzius 
einen wichtigen Stellenwert hat, geht u.a. aus jenem Textabschnitt hervor, bei 
dem zwischen dem „Rang (Adel) des Himmels“ und dem „Rang des Menschen“ 
unterschieden wird.176 Die „Ränge des Himmels“, das sind Menschlichkeit, 
Gerechtigkeit, Gewissenhaftigkeit, Zuverlässigkeit und unermüdliche Liebe zum 
Guten. „Die Ränge des Menschen“ das sind Titel wie Fürst oder Minister. Im 
Altertum wurden die „Ränge des Himmels“ gepflegt und die „Ränge des 
Menschen“ ergaben sich (von selbst) daraus. Die Menschen heute – so Menzius – 
pflegen allerdings die „Ränge des Himmels“ nur deshalb, um in den Genuss der 
menschlichen Ränge (Titel) zu gelangen. Dann lassen sie die himmlischen Ränge 
fallen. Das ist aber eine gefährliche „Verblendung“, die zum sicheren Untergang 
führt. 
    Menzius bezieht also den Himmel ganz wesentlich in sein Moralsystem ein, er 
trennt die Welt der moralischen Normen (Ränge des Himmels) ontologisch ganz 
klar von den irdischen Gegebenheiten (siehe dazu im Vergleich die 
abendländisch-christliche Lehre von den zwei Welten). Damit bringt er auch das 
„Ideal“ der himmlischen Ordnung (wie sie für ihn im Altertum noch bestanden 
                                                 
175 Vgl. Moritz 1990, S.21 
176 Vgl. Menzius VI, A,16, Wilhelm 1994, S.169 
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hat) in einen krassen Gegensatz zu der in seiner Zeit herrschenden sozialen und 
politischen Verhältnisse. Das ist eine sehr geschickte Argumentation, denn 
Menzius ermöglicht damit eine Transzendenz der vorbildlichen moralischen 
(himmlischen) Werte und verbindet deren Wirksamkeit mit den irdischen 
Erfordernissen. Die moralischen Normen des Himmels werden so auf die Erde 
übertragen und zeigen damit ihre Distanz zur Welt. 
   Die Frage nach der Begründung von Moral bei Menzius hat demnach zwei 
Aspekte: Die „himmlische Ordnung“, die jenseits aller irdischen Kontingenz liegt, 
und die „menschliche Ordnung“, die durch Transzendenz der himmlischen in den 
Menschen selbst hineingelegt wird. Der Himmel verleiht damit seine Moral dem 
Menschen, indem dieser über eine angeborene Mitmenschlichkeit (über Mitleid) 
verfügt. Es gibt damit bei Menzius bei der Begründungsfrage sowohl eine 
„apriorische“ Komponente (den Himmel), als auch eine „anthropologische“, die 
sich im moralischen Wirken aufgrund der menschlichen Natur (Mitleid) äußert. 
Allerdings, bei Menzius liegt der Schwerpunkt eindeutig auf der Bewahrung und 
Entfaltung der natürlichen (guten) Anlagen des Menschen. 
6.2 Die „Goldene Regel“ 
   Als „Goldene Regel“ (lat. regula aurea; engl. golden rule; frz. règle d’or)177 wird 
allgemein ein Gerechtigkeitsprinzip bezeichnet, dessen unterschiedliche 
Formulierungen jeweils auf die Forderung hinauslaufen, jedermann so zu 
behandeln, wie man selber an seiner Stelle wünscht behandelt zu werden. Die 
sprichwörtliche  (negative) Form im Deutschen lautet: „Was du nicht willst, dass 
man dir tut, das füg auch keinem andern zu.“ Damit bildet die „Goldene Regel“ 
eine Art „sittliche Grundformel“ für die Menschen, sie bezeichnet einen wichtigen 
Grundsatz der praktischen Ethik und gehört so zu den Urformen der sozialen 
Beziehungen unter den Menschen. Das in der „Goldenen Regel“ enthaltene 
Prinzip der Gegenseitigkeit wirkt stabilisierend auf die Gesellschaft und es  
vermittelt insofern Sicherheit, als vom Anderen ein auf Daseinserhaltung 
gerichtetes Agieren erwartet wird, das aber auch für das eigene Verhalten 
verbindlich ist. Es kommen darin allgemein menschliche und 
                                                 
177 Vgl. Historisches Wörterbuch der Philosophie, hrsg. von Joachim Ritter u.a., Bd.8 (1992), 
S.450 
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moralpsychologische Faktoren zum Tragen, wie das „Sich-Einfühlen“ oder das 
„Sich in die Lage des Anderen versetzen“.  
    Die „Goldene Regel“ als Moralprinzip kann man in der einen oder anderen 
Form in fasst allen Kulturen und Religionen antreffen, ein Umstand, der aus 
interkultureller Sicht sehr interessant ist.178 Als wichtiges Prinzip der 
„volkstümlichen“ (vulgären) Ethik stellt sie eine Grundregel für sittlich richtiges 
Verhalten dar. Ihre weltweite Verbreitung wird als (empirisches) Argument gegen 
die These vom Wandel aller Moral (ethischer Relativismus) angesehen, denn 
offensichtlich spricht aus ihr eine nicht kulturspezifische moralische 
Grundintuition.179 Dass die „Goldene Regel“ nicht nur auf die Vulgärethik 
beschränkt geblieben ist, sondern auch in der philosophischen und religiösen 
Ethik Beachtung gefunden hat, ist angesichts der zahlreichen Stellungnahmen zu 
ihr evident. 
   Die „Goldene Regel“ stützt sich – und dass scheint ein wesentliches Merkmal 
dieser sittlichen Formel zu sein – nicht (nur) auf die Autorität einer Person,180 die 
sie ausspricht, sondern ihr Anspruch wird weitgehend dadurch begründet, dass sie 
für jedermann einleuchtend ist, und das sowohl in Bezug auf ihren Inhalt, als auch 
auf die Allgemeingültigkeit der mit ihr ausgesprochenen Forderung. Die „Goldene 
Regel“ gibt es in zwei Fassungen: Die positive, wie sie beispielsweise im Neuen 
Testament erscheint: „Alles, was ihr also von anderen erwartet, das tut auch 
ihnen!“181, und die negative Form, wie sie in der bereits erwähnten 
                                                 
178 Der Begriff „Goldene Regel“ lässt sich nach Meinung einiger Autoren nur bis ins 18.Jhdt. 
zurückverfolgen (vgl. dazu u.a. Reiner 1948 und 1974, sowie Dihle 1962, die sich in diesem 
Zusammenhang beide auf eine religionswissenschaftliche Arbeit (Dissertation) des Griechen 
Leonidas Joh. Philippidis an der Leipziger Philosophischen Fakultät aus dem Jahr 1929 beziehen). 
Joachim Hruschka verweist allerdings auf eine Veröffentlichung aus dem 17.Jhdt, in der dieser 
Begriff  bereits verwendet wird (vgl. Hruschka 2004, S.162). 
179 Vgl. Höffe 1986, S.93 und Roetz 1992, S.219 
180 Für die Bedeutung dieses Gerechtigkeitsprinzips im Christentum spielt zweifelsohne der 
Umstand eine Rolle, dass die Rücksichtnahme auf den anderen von Jesus (u.a. mit dem Gebot 
„liebe deinen Nächsten wie dich selbst“) gelehrt und damit zu einem wesentlichen Prinzip dieser 
Religion wurde. 
181 N.T, Matthäus 7,12 
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sprichwörtlichen Fassung verwendet wird und u.a. auch im Alten Testament zu 
finden ist: „Was dir selbst verhaßt ist, das mute auch einem anderen nicht zu!“182 
   Die weltweite Verbreitung der „Goldenen Regel“ ist doch einigermaßen 
erstaunlich. Sowohl in China und Indien, als auch unter Griechen und Römern, 
Juden, Christen und Moslems ist sie als Gemeingut der vulgären und - wie bereits 
erwähnt – auch der philosophischen und religiösen Ethik zu finden. Dort wird sie 
allerdings sehr unterschiedlich bewertet, wobei das Spektrum von „Inbegriff der 
Sittlichkeit“ (wie z.B. im Neuen Testament) bis zur Geringschätzung (wie z.B. bei 
Kant) geht.183 In der folgenden (philosophischen) Untersuchung wird zunächst auf 
die unterschiedlichen Wesensformen der „Goldenen Regel“ eingegangen, und 
dann – anhand einiger Beispiele - die Bedeutung dieses Gerechtigkeitsprinzips aus 
westlicher und östlicher (hier konfuzianischer) Sicht dargestellt.  
6.2.1 Die Wesensformen der „Goldenen Regel“ 
   Die Debatte um die „Goldene Regel“ hat in der westlichen Philosophie eine 
lange Tradition und hat – wie noch exemplarisch darzustellen sein wird - zu sehr 
unterschiedlichen Bewertungen dieses Gerechtigkeitsprinzips geführt. Für die 
gegenwärtige philosophische Ethik im deutschsprachigen Raum haben vor allem 
die historischen und systematischen Untersuchungen von Hans Reiner zu diesem 
Thema große Beachtung gefunden und die Debatte neu belebt.184 
   Reiner ist es mit seiner (philosophischen) Analyse des Begriffs „Goldene 
Regel“ u.a. auch daran gelegen, die – seiner Meinung nach - missbräuchliche 
Interpretation verschiedener Autoren (z.B. von Kant) zu kritisieren. Er hole damit 
– so Reiner – ein „Versäumnis der älteren Philosophie“ nach, denn in dieser Regel 
sind „eine Fülle von Verhältnissen“ enthalten, die sowohl für die „praktische 
                                                 
182 A.T, Buch Tobit (Tobias) 4,15 
183 Vgl. Lutz 1964, S.468 
184 Hans Reiner (1896-1991) hat mehrere Abhandlungen über die „Goldene Regel“ veröffentlicht. 
Hier wird auf seine erste Arbeit zu diesem Thema Bezug genommen, die 1948 unter dem Titel 
„Die Goldene Regel“ in der „Zeitschrift für philosophische Forschung“ (Band III, Heft 1) 
abgedruckt wurde (vgl. Reiner 1948). Reiner hat diesen Artikel in seinem Buch „Die Grundlagen 
der Sittlichkeit“ (1974) - mit zusätzlichen Anmerkungen versehen - noch einmal veröffentlicht 
(vgl. Reiner 1974). 
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sittliche Motivation“ als auch für die „ethische Theorie“ von Bedeutung sind, und 
die in dieser Weise bis dato noch nicht dargestellt wurden.185 
   Ausgangspunkt für die Analyse ist für Reiner das in allen Formen der 
„Goldenen Regel“ innewohnende allgemeine Prinzip, wonach „[…] zur 
Entscheidung (oder auch nur zur Beurteilung) eines eigenen Verhaltens und des 
zu ihm gehörigen Wollens ein ‚anderes eigenes Wollen’ herangezogen wird; und 
zwar ein solches Wollen, über das (im Gegensatz zu dem gerade zur Entscheidung 
stehenden) ‚keine Zweifel’ zu bestehen pflegen.“186 Dadurch unterscheidet sich die 
„Goldene Regel“ nach Meinung Reiners grundsätzlich von anderen ethischen 
Prinzipien, wie z.B. dem „Vergeltungsprinzip“ („Auge um Auge, Zahn um 
Zahn“)187. Weiters unterscheidet sich die „Goldene Regel“ von einem anderen 
ethischen Prinzip, das dadurch gekennzeichnet ist, dass zum Maßstab des eigenen 
Verhaltens das „tatsächliche Verhalten der anderen an sich und allgemein“ 
herangezogen wird (also was „man“ macht).188 Verwendet wird dieses Prinzip 
meist dann, wenn für sittlich bedenkliche Verhaltensweisen eine Rechtfertigung 
gesucht wird (z.B. zur Beruhigung des eigenen Gewissens). 
   Abgesehen von dieser Abgrenzung zu anderen praktischen Prinzipien, mit 
denen die „Goldene Regel“ manchmal verwechselt oder in Zusammenhang 
gebracht wird, sieht Reiner aber noch drei - in ihrer Bedeutung sehr 
unterschiedliche - Wesensformen (Grundformen) dieser Regel. Die erste dieser 
Wesensformen ist die so genannte „Einfühlungsregel“.189 Diese fordert von uns, 
dem Verhalten zum anderen ein „Einfühlen“ in seine Wünsche und Interessen 
zugrunde zu legen. Mit anderen Worten, man soll dem anderen das zukommen 
lassen, das man selbst wünscht, bzw. nicht antun, was man selbst nicht erleiden 
                                                 
185 Vgl. Reiner 1974, S.353 
186 Reiner 1974, S.354 
187 Reiner weist in diesem Zusammenhang die These von Albrecht Dihle entschieden zurück, 
wonach die „Goldene Regel“ einem Denken entstammt, das vom Vergeltungsprinzip 
(Talionsprinzip) abgeleitet wird (vgl. Dihle 1962). Dieser Kritik schließen sich u.a. auch Adolf 
Lutz (vgl. Lutz 1964) und Reiner Wimmer an. Dieser verweist zu Recht darauf, dass sich aus einer 
möglichen gemeinsamen historischen Entwicklung keinesfalls eine inhaltliche Verwandtschaft 
ableiten lässt (vgl. R. Wimmer 1980, S.255). 
188 Vgl. Reiner 1974, S.354f 
189 Vgl. Reiner 1974, S.356ff 
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möchte. Entscheidend bei dieser Grundform der „Goldenen Regel“ ist eine Art 
des Wollens, die das mir Angenehme oder Nichtangenehme zum Ausgangspunkt 
nimmt. Damit ist es ein „egoistisches Wollen“, dessen Sinn Reiner so beschreibt: 
„Ausgehend von eigenen Gefühlen oder Empfindungen des Angenehmen oder 
Unangenehmen und dem aus ihnen sich ergebenden Wollen sollen wir uns in den 
anderen ‚einfühlen’, d.h. uns an seine Stelle versetzen, sollen dadurch dazu 
gelangen, ihm den Genuß des ihm Angenehmen und Nützlichen sowie die 
Vermeidung des ihm Unangenehmen und Schädlichen ebenso zuzubilligen, wie 
wir beides uns selbst wünschen, und sollen das eigene Verhalten ihm gegenüber 
dementsprechend einrichten.“190 Diese Regel kann jedoch für sich allein 
genommen – so Reiner – kein brauchbares Prinzip für die Ethik darstellen. Ihr 
liegt einerseits das egoistische Wollen zugrunde, andererseits umfasst sie nicht – 
oder nur ungenügend – die Rechts- und Staatsordnung.191  Aus interkultureller 
Sicht muss hier noch auf die – kulturell bedingten – sehr unterschiedlichen 
Zugangsweisen bei moralischen Urteilen hingewiesen werden (Stichwort 
„erkenntnistheoretische Bescheidenheit). Der „Einfühlungsregel“ kommt aber 
dennoch eine ethische Bedeutung zu, da sie eines der „Hauptfundamente“ des 
sittlichen Sollens beschreibt. Zur Konkretisierung bedarf es allerdings noch 
weiterer Entscheidungen bzw. Kriterien.  
   Die zweite Wesensform der „Goldenen Regel“ nennt Reiner die 
„Autonomieregel“. Kernpunkt dieser Form ist der Blick auf das „Verhalten“ 
anderer, und die eigene „Stellungnahme“ (sittliche Beurteilung) zu diesem 
Verhalten wird als Maßstab für das eigene Verhalten genommen.192 Als 
bekanntestes Beispiel für die „Autonomieregel“ gilt die dem Griechen Pittakos193 
zugeschriebene Anweisung „Was du am Nächsten tadelst, das tue selbst nicht!“. 
                                                 
190 Reiner 1974, S.357 
191 Reiner bemerkt in Bezug auf die „Einfühlungsregel“, dass die Kritik von Leibnitz und Kant an 
der „Goldenen Regel“ genau auf diesen Aspekt abzustellen scheint und hält diese Kritik auch für 
berechtigt. Nur als „Einfühlungsregel“ verstanden, ist die „Goldene Regel“ als ein „Prinzip der 
Sittlichkeit“ ungeeignet (vgl. Reiner 1974, S.358).  
192 Vgl. Reiner 1974, S.361 
193 Pittakos von Mytilene (6.Jhdt. v. Chr.) war Philosoph und Staatsmann, wurde als „Versöhner“ 
(Aisymnet) eingesetzt und zählt zu den „Sieben Weisen“ der Antike. Er wird u.a. von Diogenes 
Laertios in seinem Werk über die Geschichte der griechischen Philosophen (Band I) erwähnt. 
 492 
Die positive Form – sie ist laut Reiner eher selten zu finden – bezeichnet die 
Aufforderung des Isokrates (ein Landsmann und Zeitgenosse Platons) „Lobt nicht 
nur die Guten, sondern ahmt sie auch nach!“. 
   Der Sinn dieser zweiten Wesensform der „Goldenen Regel“ ist also ein ganz 
anderer als der der „Einfühlungsregel“. Wichtig bei der zweiten Form ist auch der 
Umstand, dass das Verhalten der anderen ganz allgemein beurteilt wird, und nicht 
nur ihr Verhalten zu mir. Die entscheidende Bedeutung dieser Regel sieht Reiner 
in der Anerkennung gewisser sittlicher Wertungen und der damit einhergehenden 
Verbindlichkeit entsprechender Forderungen.194 Wir identifizieren uns mit diesen 
Wertungen (wir wollen diese), und da wir die Entscheidung als freie Menschen 
getroffen haben, werden sie auch von unserer „autonomen Persönlichkeit“ 
übernommen (daher der Name „Autonomieregel“). Damit wird – so Reiner – eine 
nahe Verwandtschaft mit dem „Kategorischen Imperativ“ Kants deutlich.195 (Eine 
spezielle Fassung der „Einfühlungsregel“ ist die so genannte 
„Gegenseitigkeitsregel“,196 bei der die „Autonomieregel“ auf die 
„Einfühlungsregel“ angewendet wird). 
                                                 
194 Vgl. Reiner 1974, S.363 
195 Trotz aller Gemeinsamkeiten zwischen „Kategorischem Imperativ“ und der „Goldenen Regel“ 
verstanden als „Autonomieregel“ legt Reiner Wert darauf, dass es doch – was den Sinn der beiden 
Regeln anbelangt – wesentliche Unterschiede gibt: „Im übrigen ist der Sinn der „Autonomieregel“ 
allerdings ein anderer als der von Kants kategorischem Imperativ. Denn bei Kant ist das Wollen 
[…] des ‚allgemeinen Gesetzes’ das erste: Weil und insofern ich wollen kann, daß die Maxime 
einer eigenen Handlung allgemeines Gesetz werde, ist die Handlung gut. Die „Autonomieregel“ 
dagegen geht nicht vom allgemeinen Gesetz aus, sondern vom anschaulichen Beispiel eines 
Verhaltens, das die anderen oder sogar ‚ein’ anderer  im Einzelfall bietet. […] Das Verhältnis des 
sittlich Guten und des allgemeinen Gesetzes ist also hier das umgekehrte wie bei Kant.“ (Reiner 
1974, S.364). Damit will Reiner zum Ausdruck bringen, dass zwar in beiden Fällen eine 
Autonomie gegeben ist, diese ist bei Kant aber eine ursprüngliche, die der menschlichen Vernunft 
zukommt, während sie in der „Autonomieregel“ in der freien Anerkennung und Übernahme von 
sittlichen Forderungen durch unseren Willen in Erscheinung tritt. 
196 Reiner ist mit diesem Begriff („Gegenseitigkeitsregel“) nicht sehr glücklich. Deshalb fügt er 
auch in seiner Variante des Artikels über die „Goldene Regel“, die er in „Die Grundlagen der 
Sittlichkeit“ (wieder)veröffentlicht hat, eine Fußnote an und bezeichnet die 
„Gegenseitigkeitsregel“ dort mit dem etwas sperrigen Begriff „Rückbezüglichkeitsregel“ (vgl. 
Reiner 1974, S.372 Anmerkung).  
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   Die dritte Wesensform der „Goldene Regel“ benennt Reiner schließlich als 
„Klugheitsregel des sozialen Verhaltens“.197 Während mit den bisher 
beschriebenen Formen jeweils eine „sittliche Forderung“ zum Ausdruck gebracht 
wurde, kann die dritte Wesenform - in einem „außersittlichen Sinn“  - als „bloßer 
Rat der Klugheit“, der vom „Standpunkt eines weitsichtigen Egoismus“ aus 
gegeben wird, verstanden werden. Der Sinn dieser Regel ist dann – laut Reiner – 
in seiner negativen Form: „Tu dem anderen nicht, was du dir nicht angetan wissen 
willst, damit er es dir nicht antut. Und die positive Form bedeutet: Tu dem 
anderen was du dir getan wissen möchtest, damit auch er es dir (bei Gelegenheit) 
tue. Die Regel ist also dann ein Rat an die mögliche Vergeltung (im negativen und 
positiven Sinn) zu denken.“198 
   Die „Klugheitsregel“ – und darauf legt Reiner besonderen Wert – darf 
keinesfalls mit der „Vergeltungsregel“ („Vergelte Gutes mit Gutem und Böses mit 
Bösem“) identifiziert werden. Die „Klugheitsregel“ als Wesensform der 
„Goldenen Regel“ legt uns vielmehr ein Verhalten (anderen gegenüber) nahe, das 
sich längerfristig „bezahlt macht“. Deshalb kann es durchaus empfehlenswert 
sein, Böses mit Gutem zu vergelten, wenn ein solches Verhalten größeren Nutzen 
verspricht. Dass wir Menschen gelegentlich (oder auch häufig) gerechtes Handeln 
nicht um seiner selbst willen – nämlich wegen der moralischen Güte oder aus 
„Achtung vor dem Gesetz“ – ausführen, sondern durchaus auch wegen eines 
(anderen) Zweckes (um z.B. gelobt zu werden), dürfte unstrittig sein. In dieser 
Hinsicht stellt auch die Anwendung der „Klugheitsregel“ keine Ausnahme dar. 
Aber sie empfiehlt u.a. auch, das eigene Verhalten an der Beeinflussbarkeit des 
Verhaltens anderer zu orientieren und die entsprechenden Maßnahmen zu setzen. 
Die „Vergeltungsregel“ hingegen fordert lediglich dazu auf, das Verhalten anderer 
in bestimmter Weise zu quittieren.  
   Reiner weist am Schluss seiner Untersuchung darauf hin, dass eine genaue 
Analyse der Bedeutungsweisen der „Goldenen Regel“ keinesfalls 
„haarspalterisch“ und damit unnötig ist.199 Vielmehr bringt uns eine solche Sinn-
Analyse die verschiedenen Bedeutungen sowie ihre Unterschiede erst zu 
                                                 
197 Vgl. Reiner 1974, S.376 
198 Reiner 1974, S.376 
199 Vgl. Reiner 1974, S.378f 
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Bewusstsein, und der in diesem Gerechtigkeitsprinzip enthaltene „reiche Sinn“ 
kann sich dadurch voll entfalten. Die tatsächliche Verstehens- und auch 
Verwendungsweise der „Goldenen Regel“ ist ja keineswegs immer streng an den 
eigentlichen Wortsinn und an die damit verbundenen Formtypen (Wesensformen) 
geknüpft. Im durchschnittlichen Alltagsverständnis erfolgt ein „natürlicher“ 
Übergang von der einen zur anderen Form, sodass der Sinn dieses wichtigen 
Gerechtigkeitsprinzips jederzeit erkennbar bleibt.  
6.2.2 Die „Goldene Regel“ bei Hobbes und Kant 
   Die Bedeutung der „Goldenen Regel“ in der westlichen Tradition ist 
unbestritten. Auch die abendländische Philosophie hat sich ausgiebig mit diesem 
Gerechtigkeitsprinzip beschäftigt, wobei sich der Bogen von den ersten Anfängen 
in der Antike (Thales, Pittakos), über die Naturrechtslehren des Mittelalters, der 
Renaissance und der Aufklärung, sowie der patristischen und scholastischen 
Philosophie bis zur Gegenwart spannt. In der zeitgenössischen Philosophie hat 
gerade im deutschsprachigen Raum das Interesse zunächst an der „Goldenen 
Regel“ nachgelassen, was wohl auf die Ablehnung durch Kant - auf die noch 
gesondert eingegangen wird -  zurückgeführt werden kann. Die bereits erwähnten 
Arbeiten von Hans Reiner bilden hier eine Ausnahme. Im angelsächsischen 
Bereich ist das Interesse an der „Goldenen Regel“ allerdings wesentlich größer. 
Vor allem die Arbeiten des Amerikaners M. G. Singer und des Engländers R. M. 
Hare aus den 60er Jahren des 20.Jahrhunderts haben die Diskussion neu entfacht 
und auch zu Reaktionen im deutschsprachigen Raum geführt.200 
   Bevor nun auf „Vorläufer“ der gegenwärtigen Diskussion eingegangen wird, 
noch einige grundsätzliche Bemerkungen zur „Goldenen Regel“, die als mögliche 
Gründe für die Bedeutung und auch „Beliebtheit“ dieses Gerechtigkeitsprinzips 
gelten: Erstens wird eine Relation zwischen dem Handelnden und dem von der 
Handlung Betroffenen hergestellt. Dabei werden allerdings keine konkreten 
Handlungsanweisungen ausgesprochen (wie z.B. „du sollst nicht lügen…“). 
Zweitens wird der Handelnde - ausgehend von dieser Relation- in der jeweiligen 
Entscheidungssituation fiktiv dazu aufgefordert, sich – in einer Art 
Gedankenexperiment – in die Lage des von der Handlung (primär) Betroffenen zu 
                                                 
200 Vgl. Hoche 1978, S.355f und ders. 1992, S.450ff 
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versetzen. Wichtig dabei ist jedoch – und das gilt als drittes Merkmal dieser Regel 
– der Umstand, dass vom Handelnden nicht gefordert wird, in dem besagten 
Gedankenexperiment die Rollen vollständig zu tauschen. Hans-Ulrich Hoche 
bietet – ausgehend von diesen Überlegungen - eine „Standardformulierung“ der 
„Goldenen Regel“ an, die den Sinn der in der Tradition überwiegenden Formen 
weitgehend entspricht: „Behandle jedermann so, wie du selbst an seiner Stelle 
wünschtest behandelt zu werden.“201 
Thomas Hobbes 
   Es wurde bereits erwähnt, dass die (philosophische) Beschäftigung mit der 
„Goldenen Regel“ im englischsprachigen Raum eine lange und ungebrochene 
Tradition hat. Ein wichtiger Vertreter der abendländischen 
Aufklärungsphilosophie, der sich eingehend mit dieser Regel auseinandergesetzt 
hat, ist der Engländer Thomas Hobbes.202 Er sieht – das sei gleich vorweg gesagt 
– in der „Goldenen Regel“ eine „auch dem bescheidensten Verstand leicht 
einsehbare Maxime“, die gleichzeitig eine Art Zusammenfassung aller 
„natürlichen Gesetze“ darstellt.203 
   Hobbes ist auch einer der ersten abendländischen Philosophen, der sowohl die 
positive als auch die negative Form der „Goldenen Regel“ beachtet und diese 
gegenüber stellt.204 Dabei ist zu beachten, dass er zunächst von der negativen 
Form ausgeht und die positive nur erwähnt, wie z.B. in seinem 1642 erschienenen 
Werk „De Cive“ („Vom Bürger“). Erst im „Leviathan“ (1651) werden beide 
Versionen – quasi gleichberechtigt – systematisch nebeneinander dargestellt. 
(Freilich ohne eine genauere Analyse der Unterschiede zwischen den beiden 
Formen). 
                                                 
201 Hoche 1978, S.357f 
202 Zu Hobbes’ Gerechtigkeitsüberlegungen ganz allgemein siehe Kapitel  3.4 
203 Nach Ansicht von Hobbes gibt es so genannte “natürliche Gesetze” (allgemeine Vorschriften 
oder Regeln), welche von der Vernunft “ermittelt” werden und auf Erhalt des Lebens ausgerichtet 
sind. Dazu zählen “Suche Frieden und halte ihn ein”, “Jedermann soll freiwillig auf sein Recht 
verzichten, soweit er es um des Friedens willen für notwendig hält”, “Abgeschlossene Verträge 
sind zu halten”, “Jedermann hat sich zu bemühen, sich den übrigen Menschen anzupassen” usw. 
(vgl. Hobbes: „De Cive“, Kap. 2,3 u. 4, S.85ff, sowie ders.:“Leviathan”, 14. u. 15.Kap., S.99ff). 
204 Vgl. Hruschka 2004, S.157 
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   In „De Cive“ bringt Hobbes zunächst eine recht genaue Darstellung dessen, was 
er unter dem „natürlichen Gesetz“ oder einem „Gesetz der Natur“ versteht.205 
Dieses ist ein „Gebot der rechten Vernunft“ und zwar in Hinblick auf das, „was zu 
einer möglichst langen Erhaltung des Lebens und der Glieder zu tun und zu 
lassen ist.“206 Mit anderen Worten, der Schwerpunkt der natürlichen Gesetze liegt 
auf Selbsterhaltung. Deshalb ist das erste dieser Gesetze auch die Suche nach dem 
Frieden und alle anderen natürlichen Gesetze werden davon abgeleitet. So besagt 
z.B. das zweite Gesetz, dass jedermann freiwillig auf Teile seiner Rechte 
verzichten muss, um den Frieden zu erhalten. Geschieht das nicht, so besteht die 
Gefahr des Krieges.207 
   Insgesamt benennt Hobbes 20 natürliche Gesetze.208  Er räumt danach aber ein, 
dass die Kenntnis all dieser Gesetze – obgleich sie von dem einzigen „Gebote der 
Vernunft“ abgeleitet sind, nämlich der Selbsterhaltung – von der Allgemeinheit 
nicht erwartet werden kann. Der Ausweg aus dieser Misere – denn eine 
Unkenntnis der Gesetze wegen der großen Komplexität würde zu keiner 
Verpflichtung ihnen gegenüber führen – ist für Hobbes klar: Jeder Mensch hat 
„ruhige Zeiten“, in denen er sich überlegen kann, ob die Handlung, die er dem 
anderen gegenüber setzen will, auch mit den natürlichen Gesetzen übereinstimmt. 
Er muss sich bloß vorstellen, er sei in der Lage des anderen. „Dann werden 
dieselben Gemütsbewegungen, die sonst zur Tat treiben, indem sie gleichsam in 
die andere Waagschale gelegt werden, von der Tat abmahnen. Diese Regel ist 
nicht bloß leicht zu befolgen, sondern auch längst in dem bekannten Wort 
ausgedrückt: Was du nicht willst, das man dir tu’, das füg’ auch keinem andern 
                                                 
205 Vgl. Hobbes: „De Cive“, Kap.2, S.85ff 
206 Hobbes: „De Cive“, Kap.2, S.86f 
207 Im Naturzustand hat jeder noch das „Recht auf alles“ gehabt, das berühmte „jus omnium in 
omnia“ (vgl. Hobbes: „De Cive“, Kap.1, S.82f) 
208 Vgl. Hobbes: „De Cive“, Kap.3, S.97ff. Interessant ist eine Definition von Gerechtigkeit (bzw. 
Ungerechtigkeit), die Hobbes bei der Erläuterung zum natürlichen Gesetz „Verträge sind zu halten 
und ein gegebenes Wort darf nicht gebrochen werden“ gibt. Er nennt einen Menschen dann 
„gerecht“, wenn er das Rechte „infolge des Gebotes des Gesetzes tut und das Unrechte nur aus 
Schwachheit“. „Ungerecht“ hingegen ist für Hobbes derjenige, der „das Recht nur tut wegen der 
vom Gesetz angedrohten Strafe und das Unrechte aus der Schlechtigkeit seiner Gesinnung“ (vgl. 
Hobbes: „De Cive“, Kap.3, S.100). 
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zu.“209 (Also eine negative Form der „Goldenen Regel“). Der Ausweg aus der 
beschriebenen Misere - also die Kenntnis und Einhaltung der „natürlichen 
Gesetze“ - ist für Hobbes demnach die Befolgung der „Goldenen Regel“. Sie ist 
selbst für „ungelehrte und rohe Menschen“ zu erkennen. 
   Bemerkenswert in Bezug auf die „natürlichen Gesetze“ bei Hobbes ist der 
Umstand, dass er seine Thesen des Naturrechts dadurch rechtfertigt, indem er für 
jedes Gesetz zumindest eine Bibelstelle zitiert. „Das natürliche Gesetz ist das 
Gesetz Gottes.“210 So lautet der Untertitel des 4. Kapitels im „De Cive“. Laut 
Hobbes ist es ja die Vernunft, die die „natürlichen Gesetze“ für uns erkennbar 
macht, und diese Vernunft ist jedem von uns „unmittelbar von Gott als 
Richtschnur für sein Handeln gegeben worden“. Als „Beweis“ dafür, dass die 
göttlichen Gesetze in der (rechten) menschlichen Vernunft enthalten sind, nennt er 
u.a. eine Bibelstelle, in der es heißt: „Der Mund des Gerechten bewegt Worte der 
Weisheit, und seine Zunge redet, was recht ist. Er hat die Weisung seines Gottes 
im Herzen, seine Schritte wanken nicht.“211 Zur Begründung des ersten seiner 
„natürlichen Gesetze“ (die Suche nach Frieden) zieht Hobbes ebenfalls mehrere 
Stellen aus der Bibel heran. So z.B. „Römer 3,17“, wonach – zumindest 
interpretiert Hobbes diese Stelle so – die Gerechtigkeit als „der Weg zum 
Frieden“ genannt wird.212 Schließlich benennt Hobbes auch für jene Regel, „nach 
der jeder erkennen kann, ob das, was er tun will“, mit den „natürlichen Gesetzen“ 
in Einklang steht – also die „Goldene Regel“ – eine Bibelstelle zur Begründung: 
Es ist Matthäus 7; 12. „Alles was ihr also von anderen erwartet, das tut auch 
ihnen! Darin besteht das Gesetz und die Propheten.“213 (Also eine positive Form 
der „Goldenen Regel“). 
   In seinem Werk „De Cive“ hat Hobbes – wie gezeigt werden konnte - sowohl 
die positive als auch die negative Form der „Goldenen Regel“ angeführt, 
allerdings an verschiedenen Stellen. Dadurch entsteht der Eindruck, dass für ihn 
der Unterschied noch keine Bedeutung hatte. Im einige Jahre später erschienen 
                                                 
209 Hobbes: „De Cive“, Kap.3, S.109f 
210 Hobbes: „De Cive“, Kap.4, S.114 
211 Psalm 37; 30, 31 
212 Weitere Bibelstellen, die laut Hobbes für sein „Friedensgebot“ sprechen, sind Psalm 34; 15, 85; 
11, Matthäus 5; 9, Jesaja 9; 5 usw. (vgl. Hobbes: „De Cive“, Kap.4, S.114ff). 
213 Matthäus 7; 12 
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„Leviathan“ ändert sich allerdings die Darstellung der „Goldenen Regel“. Bei der 
Erklärung zum „zweiten Gesetz der Natur“ (freiwilliger Rechtsverzicht) bemerkt 
Hobbes u.a., wir Menschen sollen uns mit soviel Freiheit zufrieden geben (um des 
Friedens und der Selbsterhaltung willen), wie wir anderen gegenüber uns selbst 
einräumen würden. Das führt ihn direkt zur „Goldenen Regel“, wobei er sich 
wieder – wie im „De Cive“ – auf die Heilige Schrift bezieht, diesmal allerdings 
ohne die entsprechende Stelle explizit zu nennen. Bemerkenswert ist, dass er jetzt 
im „Leviathan“ – anders als noch im „De Cive“ – sowohl die positive als auch die 
negative Form direkt hintereinander anführt: „Was ihr wollt, daß euch andere tun 
sollen, das tut ihnen“, und dann – in der lateinischen Fassung: „Quod tibi fieri non 
vis, alteri ne feceris“.214 Das kann als Hinweis darauf verstanden werden, dass 
Hobbes zumindest der Zusammenhang zwischen den beiden Versionen bewusst 
geworden ist. Freilich, den Begriff „Goldene Regel“, sowie „positive“ oder 
„negative“ Form verwendet er nicht. 
   Eine weitere bemerkenswerte Änderung – außer der gleichzeitigen Verwendung 
der positiven und negativen Form der „Goldenen Regel“ - gegenüber dem „De 
Cive“ kann im „Leviathan“ erkannt werden. Während im „De Cive“ die „Goldene 
Regel“ erst am Schluss der Erläuterungen zu den „natürlichen Gesetzen“ 
angeführt wird und dort quasi als „Hilfsmittel“ wegen deren Komplexität 
angeboten wird, führt Hobbes diese im „Leviathan“ schon ganz früh ein. Bereits 
in der Erklärung zum zweiten „Gesetz der Natur“ (freiwilliger Rechtsverzicht), 
das ja direkt aus dem ersten, grundlegenden Gesetz (Friedens- und 
Selbsterhaltung) abgeleitet ist, wird die „Goldene Regel“ erwähnt. Hobbes 
argumentiert hier, dass das „zweite Gesetz der Natur“, wonach jeder auf soviel 
Recht verzichten soll, um den Frieden zu erhalten, bzw. sich mit soviel Freiheit 
begnügen sollte, als er auch andern bereit ist zuzugestehen, und das „Gesetz der 
Heiligen Schrift“ (und hier nennt er beide Formen der „Goldenen Regel“) 
                                                 
214 Hobbes: „Leviathan“, 14.Kap., S.100. Auch an einer anderen Stelle im „Leviathan“ werden 
beide Formen der „Goldenen Regel“ genannt (vgl. Hobbes: „Leviathan“, 15.Kap., S.120f). Hier 
gibt es Unterschiede zwischen der lateinische und der englischen Fassung des Buches. Nur in der 
lateinischen Fassung werden beide Varianten angeführt (vgl. Hruschka 2004, S.159). In Kapitel 26 
des „Leviathan“ (Von den bürgerlichen Gesetzen) erscheint in der englischen Fassung die 
negative, in der lateinischen die positive Form der „Goldenen Regel“ (vgl. Hobbes: „Leviathan“, 
Kap.26, S.208). 
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dasselbe meinen. Die „Goldene Regel“ und das „zweite Gesetz der Natur“ werden 
von Hobbes demnach als gleichwertig angesehen. Damit wird die „Goldene 
Regel“ von einem (bloßen) Hilfsmittel zum Verstehen der „natürlichen Gesetze“, 
zu einem sehr wichtigen, auf Friedenserhalt ausgelegten (Natur)Gesetz 
aufgewertet.  
Immanuel Kant 
   Thomas Hobbes ist nicht der einzige Denker der Aufklärung, der in der 
„Goldenen Regel“ ein wichtiges Gerechtigkeitsprinzip erkennt. Auch Samuel 
Pufendorf215 und Christian Thomasius216 - um nur einige zu nennen – haben sich 
mit dieser Regel beschäftigt und ihre Bedeutung durchaus als positiv 
eingeschätzt.217 Auch Johann Gottfried Herder misst der „Goldenen Regel“ hohen 
Stellenwert zu, ja er geht sogar soweit, diese als „Regel der Gerechtigkeit und 
Wahrheit“ und als „das große Gesetz der Billigkeit und des Gleichgewichts“ zu 
bezeichnen.218 Ganz anders sieht Immanuel Kant den Stellenwert dieses 
Moralprinzips. Er spricht der „Goldenen Regel“ jegliche moralphilosophische 
Bedeutung ab und stuft sie als „trivial“ ein. 
   In der ersten Formulierung des berühmten „Kategorischen Imperativs“ – handle 
nur nach derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, daß sie ein 
allgemeines Gesetz werde219 - sehen einige Autoren durchaus „Elemente“ der 
„Goldenen Regel“ und auch des Prinzips der Verallgemeinerung enthalten.220 Ob 
Kant das in Bezug auf die „Goldene Regel“ auch so gesehen hätte, muss offen 
bleiben. Jedenfalls stellt er bei seiner zweiten Formulierung des „Kategorischen 
Imperativs“ (Zweck an sich - Formel)221 in dieser Hinsicht alles klar: Er warnt 
                                                 
215 Samuel Pufendorf: 1632-1694 
216 Christian Thomasius: 1655-1728 
217 Für eine kurze Darstellung der Positionen dieser beiden Autoren siehe u.a. Hruschka 2004, 
S.159ff 
218 Herder: „Ideen zur Philosophie der Geschichte der Menschheit“, zitiert aus: Hoche 1978, S.355 
219 Kant: „Grundlegung“, BA52, (VII, S.51) 
220 Vgl. u.a. Hoche 1992, S.457 und Grondin 2002, S.109. 
221 „Handle so, daß du die Menschheit, sowohl in deiner Person, als in der Person eines jeden 
andern, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst.“ (Kant: „Grundlegung“, 
BA67, VII, S.61). 
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nachdrücklich davor, in diesem Moralprinzip (also im „Kategorischen Imperativ“ 
in der zweiten Fassung) nichts anderes zu sehen, als „[…] das triviale: quod tibi 
non vis fieri etc.“222, also die „Goldene Regel“. Diese könne weder als 
Richtschnur noch als Prinzip verwendet werden, weil sie – wenn auch mit 
verschiedenen Einschränkungen – bloß aus dem „Kategorischen Imperativ“ 
abgeleitet ist. Kant bringt im Anschluss an diese entschiedene Ablehnung der 
„Goldenen Regel“ als gültiges Moralprinzip drei Argumente (übrigens in einem 
Satz), warum - seiner Meinung nach - aus dieser Regel kein „allgemeines Gesetz“ 
abgeleitet werden kann: Das erste Argument bezieht sich auf den „Grund der 
Pflichten gegen sich selbst“, diese sind in der „Goldenen Regel“ nicht enthalten. 
Kant erläutert diese Pflichten gegen sich selbst an einer anderen Stelle der 
„Grundlegung“. Wenn jemand z.B. mit einem möglichen Selbstmord spekuliert, 
weil sein Zustand ihm als unerträglich erscheint, so ist das mit der „Idee der 
Menschheit als Zweck an sich selbst“ nicht vereinbar.223 Der Mensch ist keine 
Sache, kein bloßes Mittel und deshalb kann ich auch nicht über „den Menschen in 
meiner Person“ beliebig disponieren.  
   Das zweite Argument Kants gegen die „Goldene Regel“ ist der fehlende „Grund 
für die Liebespflichten“ gegenüber den Mitmenschen. Der „Naturzweck“, den alle 
Menschen haben, ist ihre eigene Glückseligkeit.224 Eine „positive 
Übereinstimmung zur Menschheit als Zweck an sich selbst“ erfordert es, zur 
Glückseligkeit auch der anderen beizutragen. So lautet eine mögliche Erklärung 
Kants zur „Liebespflicht gegen andere“.225 Diese Verpflichtung sieht er in der 
„Goldenen Regel“ nicht enthalten. Das dritte Argument dagegen, dass die 
„Goldene Regel“ auch als ein allgemeines Gesetz gelten könnte (wie es der 
„Kategorische Imperativ“ tut), ist das Fehlen eines Hinweises auf die „schuldigen 
Pflichten gegeneinander“. Würde man nämlich dem Wortlaut der „Goldenen 
Regel“ folgen, dann könnte – so Kant – ein „Verbrecher gegen seine strafenden 
Richter argumentieren.“ Frei nach der Formulierung „was du nicht willst, das man 
                                                 
222 Kant: „Grundlegung“, BA68 Anmerkung, (VII, S.62). 
223 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA67, (VII, S.61). 
224 Diese Formulierung findet sich in Kants „Grundlegung“ (BA69, 70, VII, S.62f). Zu Kants 
Zurückweisung des Eudämonismus siehe u.a. Reiner 1974, S.311ff. 
225 Vgl. Kant: „Grundlegung“, BA69, 70, (VII, S.62f). 
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dir tut, das füg auch keinem andren zu“ könnte der Verbrecher dem Richter 
vorwerfen, dass er ja auch nicht gerne bestraft werden wolle. 
   Die Diskussion über die Haltbarkeit der Kantischen Argumente ist lang, auf sie 
wird hier nicht näher eingegangen.226 Auch scheinen die Bedenken Kants gegen 
die „Goldene Regel“ als Gerechtigkeitsprinzip schon vor ihm und von 
verschiedenen Autoren geäußert worden zu sein.227 Festzuhalten bleibt, dass Kant 
für die „Goldene Regel“ in seinem Moralsystem (vor allem in Hinblick auf den 
„Kategorischen Imperativ“) keinen Platz sieht. Es ist wohl der großen Autorität 
Kants zuzuschreiben, dass deshalb die „Goldene Regel“ in der 
moralphilosophischen Diskussion - vor allem im deutschsprachigen Raum - bis 
ins 20.Jahrhundert hinein so wenig Beachtung gefunden hat.  
6.2.3 Argumente zur „Goldenen Regel“ bei Konfuzius 
   Die bisherigen Untersuchungen haben gezeigt, dass die „Goldene Regel“ vor 
allem im moralphilosophischen Diskurs des Westens sehr unterschiedlich 
eingeschätzt wird. Dennoch spielt sie – als prägnante und intuitiv einleuchtende 
Grundformel gerechten Verhaltens – auch in der philosophischen Ethik weiterhin 
eine wichtige Rolle. Das „Kernstück“ dieses Gerechtigkeitsprinzips ist die 
„Gegenseitigkeit“ (Reziprozität), die übrigens archaischen Ursprungs ist und von 
Arnold Gehlen als „fundamentales anthropologisches Motiv“ bezeichnet wird.228 
Diese „Gegenseitigkeit“ sichert – vor allem in unruhigen Zeiten – den 
Zusammenhalt und wirkt sich positiv auf die sozialen Beziehungen aus. Es ist 
demnach nicht weiter verwunderlich, dass gerade Konfuzius, der ja bekanntlich in 
sehr bewegten Zeiten gelebt hat, diese „Goldene Regel“ aufgenommen und zum 
„Zentrum“ seiner Ethik ausgebaut hat.229 (Hier kann man durchaus Parallelen zu 
Hobbes sehen, der ebenfalls in kriegerischen Zeiten gelebt hat und der die 
„Goldene Regel“ als Gerechtigkeitsprinzip – wie gezeigt werden konnte - hoch 
eingeschätzt hat). 
                                                 
226 Vgl. dazu u.a. Hoche 1978, S.364 
227 Vgl. dazu Hruschka 2004, S.167ff 
228 Arnold Gehlen nennt zwei Schwerpunktsmotive der archaischen Sozialstruktur: Die stabile 
Kontinuität und die Gegenseitigkeit (vgl. Gehlen 1986, S.197). 
229 Vgl. Roetz 1992, S.220 
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   Konfuzius hat also der „Goldenen Regel“ einen zentralen Stellenwert in seiner 
Ethik beigemessen, und er ist auch einer der ersten Protagonisten dieses 
Gerechtigkeitsprinzips. Was Konfuzius unter den Autoren der Antike, die sich 
positiv mit der „Goldenen Regel“ auseinandergesetzt haben, auszeichnet, ist der 
Umstand, dass er sie gleich mehrfach  und in beiden Varianten (positive und 
negative Form) erwähnt. Dass die „Goldene Regel“ eine ganz wesentliche 
Bedeutung im ethischen System des Konfuzius besitzt, kann u.a. auch durch ihre 
Identifizierung mit dem Kernbegriff „Menschlichkeit“ (ren) gezeigt werden. 
Befragt (von seinem Schüler Fan Tschi) nach dem Wesen der Menschlichkeit 
(Sittlichkeit) antwortet Konfuzius laut Lunyu XII, 2: „Trittst du zur Tür hinaus, so 
sei wie beim Empfang eines geehrten Gastes. Gebrauchst du das Volk, so sei wie 
beim Darbringen eines großen Opfers. Was du selbst nicht wünschest, das tue 
nicht den Menschen an. So wird es im Land keinen Groll (gegen dich) geben, so 
wird es im Haus keinen Groll (gegen dich) geben.“230  
   Konfuzius bringt hier zweierlei zum Ausdruck: Zum einen bringt er die 
„(Mit)Menschlichkeit mit dem Motiv der Achtung (Ehrfurcht) zusammen. 
Demnach beruht „Menschlichkeit“ im Umgang mit anderen Menschen auf der 
Achtung dieser. Diese Achtung gilt für Konfuzius als das Grundmotiv im sozialen 
Bereich. Auch wenn „Achtung“ im Lunyu öfter einen „hierarchischen 
Beigeschmack“ hat, – d.h. als Einstellung gegenüber Höhergestellten gefordert 
wird – so kann gerade an dieser Stelle des Lunyu erkannt werden, dass die 
Achtung (vor dem anderen Menschen) sich auf jedes Mitglied der menschlichen 
Gesellschaft bezieht. Vor dieser „Achtung“ – als Wesensmerkmal der 
Menschlichkeit im Umgang mit den anderen – hat jeder Mensch, ganz gleich über 
welche Fähigkeiten er verfügt und welchen sozialen Rang er auch einnimmt, den 
gleichen Wert. Konfuzius assoziiert damit „Menschlichkeit“ und „Achtung“, jeder 
ist  - statusunabhängig - achtungsvoll zu behandeln.231  
                                                 
230 Lunyu XII, 2, (Wilhelm 1921, S.119f). Die Frage nach dem Wesen der Menschlichkeit wird – 
vom Konfuzius-Schüler Fan Tschi – übrigens einige Male im Lunyu gestellt. Vgl. dazu auch 
Lunyu VI, 20 (Wilhelm 1921, S.57), Lunyu XII, 22 (Wilhelm 1921, S.131) und Lunyu XIII, 19 
(Wilhelm 1921, S.142). 
231 Vgl. Roetz 1992, S.217f 
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   Der zweite bemerkenswerte  - und für unsere Betrachtung besonders 
interessante – Aspekt dieses Abschnitts im Lunyu ist die Koppelung von 
„Achtung“ und der „Goldenen Regel“. Während „Achtung“ als formales Prinzip 
der Menschlichkeit gilt, wird die „Goldene Regel“ als die Maxime der praktischen 
Vernunft gesehen, die als „Triebfeder“ für soziales Handeln wirkt. Folgt man 
diesen Vorgaben („Achtung“ und „Goldene Regel“), so wird es sowohl in den 
„Außenbeziehungen“ als auch im privaten Bereich keine Probleme geben.232 
   Der herausragende Status der „Goldenen Regel“ bei Konfuzius kann aber nicht 
nur durch die Koppelung an die Menschlichkeit erkannt werden, er wird im 
Lunyu an einigen Stellen auch direkt angesprochen. Ein Beispiel dafür ist Lunyu 
XV, 24: „Zigong fragte: ‚Gibt es etwas, was aus einem Wort besteht und was man 
das ganze Leben hindurch befolgen kann?’ Der Meister sagte: ‚Das ist wohl shu! 
Was man selber nicht wünscht, das tue man anderen nicht an!“233 Die Frage des 
Schülers zielt also darauf ab, ob es eine (einzige) Maxime für die moralische 
Praxis gibt, die einerseits einfach und prägnant und andererseits stabil genug ist, 
um als Handlungsregel im Verlauf des gesamten Lebens Orientierung zu geben.  
Konfuzius empfiehlt seinem Schüler dafür „shu“ und expliziert diesen Begriff mit 
der negativen Form der „Goldenen Regel“. Für den Terminus „shu“ gibt es eine 
ganze Reihe von Übersetzungen. Gängige Begriffe dafür sind „Nachsicht“, 
„Duldsamkeit“ oder „Toleranz“, aber auch „Gegenseitigkeit“, „Sympathie“, 
„Nächstenliebe“ und „Altruismus“. Heiner Roetz schlägt „Fairness“ als 
Übersetzung vor,234  verweist aber gleichzeitig darauf, dass all diese Varianten 
nicht an die – umfassende – Bedeutung der „Goldenen Regel“ herankommen. 
Festzuhalten bleibt jedenfalls, dass „shu“ im Lunyu für die negative Form der 
„Goldenen Regel“ steht. 
   Aber es gibt im Lunyu auch die positive Form der „Goldenen Regel“. Darauf 
weist u.a. David S. Nivison hin, der den Begriff „zhong“ aus dem Lunyu mit der 
positiven Form der „Goldenen Regel“ gleich setzt. Er bezieht sich dabei u.a. auf 
Lunyu IV, 15, wo Konfuzius seinen Schülern erklärt, dass sein „Weg von Einem 
durchzogen ist“. Als der Meister gegangen war, fragten die jüngeren Schüler 
                                                 
232 Vgl. Wilhelm 1921, S.119f (Erklärung zu Lunyu XII, 2). 
233 Lunyu XV, 24, zitiert aus: Roetz 1992, S.221 
234 Vgl. Roetz 1992, S.221 
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einen älteren, was er wohl damit gemeint hätte. Dieser (Zengzi) antwortete: „Our 
Master’s Way consists simply of ‚zhong’ and ‚shu”.235 Nivison verweist auch auf 
eine anderen klassischen Text des Konfuzianismus (Zhongyong236), wo die 
Begriffe “zhong” und „shu“ vorkommen und sieht dort einen weiteren Hinweis 
auf seine These, dass „zhong“ und die positive Form der „Goldenen Regel“ 
gleichzusetzen sind. „Zhong’ and ‚shu’ are not far from the dao (Way). If you 
would not be willing to have something done to yourself, then don’t do it to 
others. The ways of the noble person are four, and I (Confucius) have not even 
mastered one of them: What you would require of your son, use in serving your 
father; …what you would require of your subordinate, use in serving your prince; 
…what you would require of your younger brother, use in serving your elder 
brother; …what you would require of your friend, first apply in your treatment of 
your friend.”237 
   Nivison argumentiert, dass in diesem Text zuerst die negative Form der 
“Goldenen Regel” genannt wird, die ja eindeutig (von Konfuzius im Lunyu, s.o.) 
mit dem Begriff „shu“ umschrieben wird. Da anschließend aber lauter positive 
Formulierungen der „Goldenen Regel“ aufgelistet werden, können diese nur mit 
dem am Anfang des Textes genannten „zhong“ in Verbindung gebracht werden.  
   Eine etwas andere – „vorsichtigere“ – Interpretation des Verhältnisses zwischen 
„zhong“ und „shu“ liefert Heiner Roetz. Er übersetzt „zhong“ mit „für jemanden 
das Beste wollen“ oder mit „Wohlwollen“ und sieht in diesem Begriff ein Attribut 
oder eine Spezifizierung von „shu“ (also der negativen Form der „Goldenen 
Regel“). Damit würde – so Roetz – die „Goldene Regel“ eine „moralische 
Absicherung“ bekommen, d.h. es sind dann nur „gute Werte“ im Spiel (siehe 
„Wohlwollen“). Roetz sieht darin einen „Korrekturversuch an der „Goldenen 
Regel“, denn mit der „Vorschaltung“ ausschließlich guter Motive wird der 
moralische Sinn dieses Gerechtigkeitsprinzips sichergestellt.238 Eines ist für Roetz 
aber klar: Für Konfuzius hat die „Goldene Regel“ eine zentrale Bedeutung. Das 
                                                 
235 Nivison 1996, S.64 
236 Das Zhongyong ist ein klassischer konfuzianischer Text aus dem 5.Jhdt. v. Chr.  
237 Nivison 1996, S.63. Die Heranführung der „Goldenen Regel“ an das „dao“ (Weg) findet sich 
übrigens auch in anderen klassischen Texten des Konfuzianismus. Siehe dazu u.a. Li Gi (Das Buch 
der Riten), I, 5 (Wilhelm 1997, S.30). 
238 Vgl. Roetz 1992, S.232ff 
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geht u.a. auch aus den oben zitierten Textstellen hervor, wo die Begriffe „zhong“ 
und „shu“ mit dem „Einen“ identifiziert und in die Nähe des „dao“ gerückt 
werden.  
   Roetz erwähnt im Zusammenhang mit seiner Einschätzung der Bedeutung der 
„Goldenen Regel“ bei Konfuzius auch noch einen weiteren interessanten Aspekt. 
Er sieht in der „Goldenen Regel“ ein formales Prinzip, eine Formel, die von 
jedem Kontext absieht und damit eine „Abstraktion des Anderen“ vollzieht, der 
als ein „mir selbst gleichberechtigtes Wesen“ erscheint. „Menschlichkeit als 
Goldene Regel ist somit ein Kandidat für ein Prinzip entfalteter Reziprozität der 
Kohlbergschen Stufe 6.“239 Lawrence Kohlberg hat ja bekanntlich ein viel 
beachtetes Stufensystem der Moral entwickelt, dessen höchste (6.) Stufe als die 
„Stufe der universalen ethischen Prinzipien“ bezeichnet wird. Das Kennzeichen 
dieser moralischen Stufe ist „der Glaube einer rationalen Person an die Gültigkeit 
universaler moralischer Prinzipien und ein Gefühl persönlicher Verpflichtung 
ihnen gegenüber“.240 Genau diese Merkmale sieht Roetz für die „Menschlichkeit 
als Goldene Regel“, wie sie – seiner Meinung nach – von Konfuzius gedacht 
wurde. Menschlichkeit im Sinne der „Goldenen Regel“ ist für Roetz der zentrale 
Aspekt der konfuzianischen Ethik, weil sie u.a. „mich den anderen als ein Wesen 
wie ich selber sehen lässt“ und somit ein „Element der Gleichheit“ beinhaltet. Sie 
führt auch zur Anerkennung universaler menschlicher Bedürfnisse und 
Erwartungen, und enthält somit auch ein „Element der Solidarität“.241 
   Eine von Nivison und Roetz stark abweichende Interpretation der „Goldenen 
Regel“ („zhong“ und „shu“) bei Konfuzius vertritt Richard Wilhelm. Auffallend 
in seinen Interpretationen und Übersetzungen ist, dass er zwar den Wortlaut der 
„Goldenen Regel“ wie andere Übersetzer wiedergibt,242 also z.B. „Was du selbst 
nicht wünschest, tu nicht an andern“, diese Regel aber als „Prinzip der 
Sympathie“,243 „Maxime der praktischen Vernunft“244  oder „allgemein gültiges 
                                                 
239 Roetz 1992, S.241 
240 Vgl. Kohlberg 1995, S.123ff 
241 Vgl. Roetz 1992, S.241 
242 Vgl. u.a. Lunyu V, 11 (Wilhelm 1921, S.42), Lunyu VI, 28 (Wilhelm 1921, S.60), Lunyu XII, 2 
(Wilhelm 1921, S.119) und Lunyu XV, 23 (Wilhelm 1921, S.176). 
243 Vgl. Lunyu XV, 23 (Wilhelm 1921, S.176) 
244 Vgl. Lunyu XII, 2 (Wilhelm 1921, S.120) 
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Gesetz des Handelns“245 bezeichnet. Damit wird auch schon klar, in welche 
Richtung Wilhelm bei seiner Interpretation dieses Wortlautes tendiert: Zu Kant 
und seinem „Kategorischen Imperativ“. In einer Fußnote zu Lunyu IV, 15 
(Hinweis darauf, dass die „Goldene Regel“ das Eine sei, s.o.) stellt er diesen 
Zusammenhang insofern her, als er die Begriffe „zhong“ und „shu“ mit „Treue 
gegen sich selbst“ bzw. „Gütigkeit gegen andre“ übersetzt. In Wirklichkeit – so 
Wilhelm – haben wir es hier mit nichts anderem als dem „Kategorischen 
Imperativ“ Kants zu tun.246 Er sieht im Begriff „zhong“ die „formale Seite“ 
(sittliche Autonomie), und im Begriff „shu“ die „praktische Seite“ (jeder Mensch 
ist als Selbstzweck zu behandeln). Das sei nichts anderes als der „Kategorische 
Imperativ“ in seiner zweiten Formulierung (Zweck an sich – Formel). Ob Kant 
mit dieser Interpretation Wilhelms einverstanden gewesen wäre, bleibt 
dahingestellt. Bemerkenswert dazu ist, dass Wilhelm in einer anderen, später 
verfassten Übersetzung eines konfuzianischen „Klassikers“ („Das Buch der 
Riten“, „Li Gi“) sehr wohl den Terminus „Goldene Regel“ verwendet.247 
   Wie immer auch die Übersetzungen und Interpretationen der „Goldenen Regel“ 
ausfallen, eines bleibt festzuhalten: Sie spielt bei Konfuzius und besonders im 
Lunyu (hier wurde fast ausschließlich auf dieses Werk Bezug genommen) eine 
herausragende Rolle. Während das Konzept des Mitleids im Bereich der Moral 
immer mit mehr oder weniger starker vertikaler Differenzierung verbunden ist, 
gilt für die „Goldene Regel“ eine – wenn auch abstrakte – „horizontale 
Gegenseitigkeit“.248 Sie stellt für die (konfuzianische) Ethik ein formales Prinzip 
dar, eine Formel, zu deren Bedeutung Konfuzius mit Recht behaupten konnte, sie 
bilde diejenige Maxime, das „eine Wort“, wonach man „das ganze Leben 
hindurch handeln kann.“249 
   Damit „passt“ die „Goldene Regel“ auch sehr gut in die konfuzianische 
Auffassung von Selbstkultivierung. Diese umfasst ja bekanntlich neben einem 
sorgfältigen Umgang mit der Erde auch eine „geistige Entfaltung“ des Menschen, 
                                                 
245 Vgl. Lunyu VI, 28 (Wilhelm 1921, S.60) 
246 Vgl. Wilhelm 1921, S.35, Fn. 3  
247 Vgl. Wilhelm 1997, S.30 
248 Vgl. Roetz 1992, S.241 
249 Vgl. Lunyu XV, 23 (Wilhelm 1921, S.176) 
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die gerade auf das Verhältnis zu den Mitmenschen abzielt. Der „letzte Sinn“ des 
menschlichen Daseins lässt sich nur in der alltäglichen menschlichen Existenz 
realisieren.250 Von dieser Verpflichtung kann uns – nach konfuzianischer 
Auffassung – niemand „befreien“. Auch wenn der Himmel allgegenwärtig ist, der 
menschliche Teil muss von uns selbst vollzogen werden. Wir haben die volle 
Verantwortung dafür, wie wir mit unseren Mitmenschen (und auch der Erde) 
umgehen, da wir „Mitschöpfer“ der Ordnung der Dinge im Universum sind. Darin 
liegt die Bedeutung der konfuzianischen Verantwortungsethik. 
   Gerade in der heutigen Zeit – Stichwort wirtschaftliche Globalisierung mit ihren 
egoistischen Tendenzen – bedarf es für die sich herausbildende globale 
Gemeinschaft einer (kritischen) Kultivierung des Selbstbewusstseins und eines 
verantwortungsvollen und achtsamen Umgangs miteinander. Konfuzius hat eine 
Formel dafür zentral in sein ethisches System gestellt: Die „Goldene Regel“. Die 
Forderung „Was du selbst nicht wünschest, das tue nicht den Menschen an“251, 
d.h. die negative Form der „Goldenen Regel“, erscheint ihm dafür als ein 
durchaus taugliches Mittel. Diese Formel ist auf Gegenseitigkeit ausgelegt, sie 
fordert Respekt vor der Andersartigkeit, und darüber hinaus erweitert und vertieft 
deren konsequente Befolgung unsere eigene Humanität (Menschlichkeit). 
Konfuzius erweitert den Gedanken der Gegenseitigkeit (Reziprozität) noch 
insofern, als er die „Goldene Regel“ auch in seiner positiven Form darstellt. „Was 
den Sittlichen anlangt, so festigt er andere, da er selbst wünscht gefestigt zu sein, 
und klärt andre auf, da er selbst wünscht aufgeklärt zu sein.“252 Damit fordert er 
von uns unter anderem auch ein aktives Verstehen der Gefühle und der 
Bedürfnisse von den Mitmenschen, die in Not geraten sind oder zumindest 
schlechter dran sind als wir selbst. Mit diesem Verständnis von Gerechtigkeit und 
der Formulierung der „Goldenen Regel“ hat uns Konfuzius ein ausgezeichnetes 
Mittel für ein gerechtes Zusammenleben – selbst unter „globalisierten2 und damit 
„interkulturellen“ Verhältnissen – hinterlassen.  
                                                 
250 Vgl. Tu 1998, S.255 
251 Lunyu XII, 2 (Wilhelm 1921, S.119) 
252 Lunyu VI, 28 (Wilhelm 1921, S.60) 
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6.3 Toleranz als Tugend der Gerechtigkeit 
    Nachdem in diesem Kapitel bereits das Begründungsproblem und ein wichtiges 
Prinzip von Gerechtigkeit („Goldene Regel“) untersucht wurden, folgt 
abschließend noch eine Analyse eines zentralen Begriffes – einer zentralen 
Tugend - von Gerechtigkeit, nämlich die von Toleranz. Ausgehend von dem 
Versuch einer Begriffsbestimmung (aus westlicher Sicht, d.h. im Rahmen 
liberaler Demokratien) wird in weiterer Folge sowohl das Christentum als auch 
der Islam auf Toleranz untersucht. Den Abschluss bildet dann eine Darstellung 
von Toleranz im Rahmen der Interkulturalität. 
   Die Frage, ob Toleranz heute noch zeitgemäß sei, erscheint mir als nicht 
angebracht. Zweifelsohne ist Toleranz eine notwendige und damit unverzichtbare 
Tugend der modernen pluralistischen Demokratien. Auch die Globalisierung mit 
ihren so unterschiedlichen Auswirkungen (von Vereinheitlichungstendenzen bis 
zur Pluralisierung von Gesellschaften) macht eine Auseinandersetzung mit diesem 
wichtigen Begriff unerlässlich. Alle unsere Handlungen, ob im politischen, 
sozialen oder kulturellen Kontext, müssen von Toleranz im weitesten Sinn 
getragen werden. So ist es beispielsweise für uns als Mitglieder einer 
pluralistischen Demokratie notwendig, dafür einzutreten, dass unsere Partner, 
Kritiker und auch Gegner ihre Meinung genau so frei äußern können, wie wir 
selbst dieses Recht beanspruchen. Da Toleranz ein sehr komplexer Begriff ist, 
erscheint mir eine Untersuchung der wichtigsten Wesensmerkmale als sehr 
wichtig. Dabei konzentriere ich mich – das muss einschränkend gesagt werden - 
auf diejenigen Aspekte, die im Zusammenhang mit Interkulturalität besondere 
Bedeutung haben. 
6.3.1 Toleranz – ein vielfältiger Begriff 
   Es gibt viele Gründe, um über Toleranz nachzudenken. Auf einen – meiner 
Meinung nach – sehr wichtigen Grund verweist Werner Becker: Es ist die 
Intoleranz, die sowohl in der Vergangenheit als auch – leider immer noch – in der 
Gegenwart anzutreffen ist.253 Diese Intoleranz trat in Europa in der Vergangenheit 
vor allem als religiöse Intoleranz in Erscheinung (siehe u.a. die Religionskriege 
                                                 
253 Vgl. Becker 1996a, S.119 
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des 16. und 17. Jahrhunderts), und wurde im 19. und 20. Jahrhundert durch 
Intoleranz im Umfeld der „Säkularreligionen“ (Nationalismus, Kommunismus 
usw.) auf zum Teil grausame Art und Weise „wiederbelebt“. Ein wichtiges 
Charakteristikum dabei ist – so Becker – die „Moral des Kollektivismus“, die 
keine Individuen als verantwortliche Subjekte (hier für Toleranz) kennt. Die 
kollektivistische Moral unterscheidet sehr einfach nach „Gut und Böse“, wobei 
stets das Eigene als gut, das Andere (Fremde) als böse angesehen wird. 
   Aber auch die gegenwärtige weltpolitische Situation mit ihren vielfältigen 
Konflikten, die – zumindest vordergründig - ethnisch-kulturelle und teilweise 
religiöse Dimensionen aufweisen, macht eine Beschäftigung mit Toleranz – 
gerade auf philosophischer Ebene – durchaus nötig. Die aktuellen 
gesellschaftspolitischen Debatten lassen nämlich sehr oft eine Klarheit in der 
Argumentation vermissen.  
Zwei Definitionsversuche  
   Wird versucht, den philosophischen Begriff Toleranz254 zu definieren, so 
bekommt man – wie bei allen komplexen Begriffen – je nach Herangehensweise 
sehr unterschiedliche Ergebnisse. Beispielhaft werden hier zwei solcher Versuche 
zitiert: Das philosophische Nachschlagewerk „Europäische Enzyklopädie zu 
Philosophie und Wissenschaft“ bezeichnet Toleranz als „[…] die Fähigkeit von 
Individuen, Gruppen, Organisationen, (das sind nach dieser Definition die 
Subjekte von Toleranz, WG)  neuartige, andersartige, fremdartige, 
entgegengesetzte Auffassungen (Einstellungen), Werte, Verhaltensweisen zur 
Kenntnis zu nehmen und zu respektieren.“255 Toleranz gilt als „humanistische 
Lebensform und demokratische Tugend“ und betrifft alle Ebenen menschlichen 
Handelns. Der kontradiktorische Gegensatz zu Toleranz ist der „Fanatismus“, 
während „Intoleranz“ in einem dialektischen Widerspruchsverhältnis zur Toleranz 
steht. „Aus Toleranz selbst entspringt Intoleranz gegenüber dem Fanatismus. Die 
                                                 
254 Den Begriff Toleranz gibt es ja bekannterweise in verschiedenen Disziplinen. Man denke nur 
an die Messtechnik, wo dieser Begriff einen zentralen Stellenwert einnimmt. Dort allerdings mit 
dem Vorteil, dass er sehr viel genauer als in der Philosophie zu definieren ist. 
255 „Europäische Enzyklopädie zu Philosophie und Wissenschaft“, hrsg. von Hans Jörg Sandkühler 
(Sandkühler 1990), S.597. 
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konkrete Verhältnisbestimmung dieser Trias ist der theoretische und praktische 
Kern der Toleranzproblematik.“256  
   Eine etwas aufwändigere Definition von Toleranz kommt von der 
Rechtsphilosophie, namentlich von Ernesto Garzón Valdés.257 Er bezeichnet 
Toleranz als eine Eigenschaft von Personen gegenüber anderen Personen, d.h., das 
Subjekt ist jetzt (nur mehr) die Person. Diese Eigenschaft beinhaltet die 
moralische Kompetenz, das Verhalten der Anderen zu beurteilen bzw. 
abzulehnen. „Toleranz erfordert begrifflich das Vorhandensein eines zugrunde 
liegenden Normensystems, in dem der tolerierte Akt verboten ist; gibt es ein 
solches System nicht, ist es nicht sinnvoll, von Toleranz zu sprechen.“258 Weiters 
muss es ein „rechtfertigendes Normensystem“ geben, auf dem die Entscheidung, 
das Verbot nicht auszusprechen (also zu „tolerieren“) beruht. Das „rechtfertigende 
Normensystem“ muss sich von dem „zugrunde liegenden Normensystem“ 
qualitativ unterscheiden und steht auch in permanenter Spannung zu diesem. 
Wichtig ist dabei der Umstand, dass diese beiden – konkurrierenden – 
Normensysteme in einem moralischen Bewusstsein vorhanden sein müssen. Denn 
wer nur aus einem einzigen und einheitlichen Moralkodex heraus urteilt und 
handelt, wird keine Bereitschaft zu Toleranz zeigen. Mit anderen Worten: 
Tolerant kann eine Person nur dann sein, wenn sie zur Abwägung zwischen 
entgegen gesetzten Normen innerhalb einer Moral bereit ist. Dabei kommt es zu 
einer – unaufhebbaren – Spannung zwischen Ablehnung und einer „Präferenz für 
Gemeinsamkeiten“ mit den Einstellungen und Handlungen anderer.259  Ein 
Umstand, auf den bei der abschließenden Untersuchung über eine „interkulturelle 
bzw. aktive Toleranz“ noch Bezug genommen wird. 
                                                 
256 Sandkühler 1990, S.597 
257 Ernesto Garzón Valdés (geb.1927) ist ein argentinisch-deutscher Rechtsphilosoph und 
Politikwissenschaftler, der zurzeit an der Universität Mainz lehrt: Quelle: URL: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Ernesto_Garz%C3%B3n_Vald%C3%A9s (1.7.2009). 
258 Ernesto Garzón Valdés: „Nimm deine dreckigen Pfoten von meinem Mozart!“ Überlegungen 
zum Begriff der Toleranz, zitiert aus: Becker 1996b, S.10. 
259 Valdés unterscheidet weiter zwischen vertikaler (Verhältnis der Über- und Unterordnung) und 
horizontaler Toleranz (Verhältnis der Gegenseitigkeit). Vgl. Becker 1996b, S.13. 
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Rechtsmoral und Zivilmoral 
   Auf einen wichtigen Aspekt im Bereich der liberalen Demokratien westlicher 
Prägung verweist Werner Becker: Er spricht von einer „spezifischen 
Doppelmoral“,260 die er als ein Charakteristikum von Mehrheitsdemokratien 
bezeichnet. Diese „Doppelmoral“ bezieht sich auf die „Rechtsmoral“ und die 
„Zivilmoral“, und er verbindet damit die Begriffe „Anerkennung“ und „Toleranz“. 
Becker versteht unter „Anerkennung“ einen Rechtsbegriff, der u.a. Begriffe wie 
„Gleichheit“ bzw. „Gleichberechtigung“ enthält. In einer Mehrheitsdemokratie 
wäre dann - bei Konkurrenzverhältnissen – der Einigungsbegriff dieser 
Rechtspflicht (Anerkennung) der Konsens. Durch (bloße) Anerkennung – so 
Becker – wird allerdings die „Konfliktlage“ ausgeblendet, d.h. es kommt zu 
keinem vertieften Konfliktbewusstsein. Deshalb ist – im Rahmen der politischen 
Moral von Mehrheitsdemokratien – Toleranz als wesentlicher Bestandteil der 
„Zivilmoral“ zusätzlich noch nötig. Die als Zivilmoral verstandene Toleranz 
macht die Anerkennung (z.B. von politischen Regeln) erst möglich. „Toleranz ist 
die zivilmoralische Bedingung der Anerkennung, die ihrerseits das 
Grundverhältnis der Rechtsmoral ist.“261 Mit anderen Worten: Toleranz als 
Grundbegriff der Zivilmoral und Anerkennung als Grundbegriff der Rechtsmoral 
bedingen einander auf spezifische Weise.  
   In der bisherigen Untersuchung wurde bereits angedeutet, dass die 
Verwendungsweise von Toleranz sich auf mehreren Ebenen abspielt. Paul Ricœur 
sieht drei Ebenen der Anwendungsweise von Toleranz:262 Die institutionelle 
Ebene wird vom Staat und der Kirche repräsentiert. Hier geht es im weitesten 
Sinn um die Anerkennung und Zusicherung z.B. von Glaubens-, Meinungs- und 
Lehrfreiheit für Religionen und Denkschulen. Die zweite Ebene ist die kulturelle. 
Dabei geht es im Wesentlichen um die Akzeptanz von Anschauungen, Denk- und 
Handlungsweisen. Die dritte Ebene wäre die religiös-theologische, wobei es hier 
in erster Linie um den Anspruch auf Wahrheit geht. 
                                                 
260 Den Begriff Doppelmoral versteht Becker hier nicht als negativ oder abwertend, wie dies in der 
Umgangssprache üblich ist (vgl. Becker 1996a, S.132ff). 
261 Becker 1996a, S.135 
262 Vgl. Ricœur 2000, S.28 
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Vier Konzeptionen von Toleranz 
   Aus dem bisher Gesagten können wichtige „Bestandteile“ von Toleranz 
abgeleitet werden. Zu Beginn dieses Kapitels (6.3) wurde bereits darauf 
verwiesen, dass Toleranz als eine Tugend von Gerechtigkeit bezeichnet werden 
kann, im Sinn einer Praxis bzw. individuellen Haltung. Die Subjekte von Toleranz 
können Personen, Gruppen oder auch z.B. der Staat sein. Bei Toleranz geht es 
weiters immer um die Beziehungen zwischen den Tolerierenden und den 
Tolerierten, das ist der Kontext, in dem sich Toleranz bewegt (z.B. zwischen 
Mitgliedern von Religionsgemeinschaften). Unerlässlich im Zusammenhang mit 
Toleranz ist auch der Umstand, dass das Tolerierte (Überzeugungen, Praktiken 
usw.) als normativ falsch oder schlecht angesehen wird. Der amerikanische 
Philosoph Preston King nennt diesen wichtigen Aspekt die Ablehnungs-
Komponente.263 Bei aller Ablehnung muss es bei Toleranz aber auch gute 
(positive) Gründe dafür geben, zu „tolerieren“. Dabei dürfen die positiven Gründe 
– die zur Toleranz führen – die negativen Gründe (Ablehnung) nicht aufheben, sie 
werden bei einer Gegenüberstellung lediglich als höher bewertet. Das ist die 
Akzeptanz-Komponente von Toleranz. Akzeptanz (oder Ablehnung) führt zu 
einem weiteren – sehr wichtigen – Bestandteil von Toleranz, nämlich der 
Notwendigkeit von Grenzen der Toleranz. Auf diesen Aspekt wird in weiterer 
Folge noch eingegangen. 
   Aufbauend auf diese Bestandteile von Toleranz entwickelt Rainer Forst vier 
„Konzeptionen von Toleranz“.264 Er versteht darunter spezifische und abgestufte 
„Anerkennungsverhältnisse“, die es ermöglichen, die beschriebenen 
Komponenten zueinander in Beziehung zu setzen und auf diese Weise zu 
interpretieren. Danach wäre die erste Auffassung von Toleranz – Forst nennt sie 
Erlaubnis-Konzeption – eine Beziehung, die von einer Mehrheit ausgeht und der 
eine Minderheit mit abweichenden Werten gegenüber steht. Toleranz wird (von 
der Mehrheit) insofern geübt, als sie der Minderheit erlaubt, gemäß ihren Werten 
zu leben. Bedingung dafür ist allerdings, dass die grundsätzliche Vorherrschaft 
der Mehrheit dadurch nicht beeinträchtigt wird. Die Minderheit wird nach dieser 
                                                 
263 Preston King: „Toleration“, zitiert aus: Forst 2003, S.32 
264 Vgl. Forst 2003, S.42-48 
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Konzeption von der Mehrheit „geduldet“.265 Die zweite Auffassung von Toleranz 
ist dadurch charakterisiert, dass sich zwei oder mehrere ungefähr gleich starke 
Gruppen gegenüber stehen. Wenn diese zur Einsicht kommen, Konflikte nach 
Möglichkeit zu vermeiden und bereit sind, Kompromisse zu schließen, dann 
entspricht diese Form der Toleranz dem Koexistenz-Konzept. Hier wird Toleranz 
(pragmatisch) als Mittel zur Konfliktvermeidung eingesetzt. Eine über das bloße 
Dulden hinausgehende Anerkennung der Anderen ist in dieser Konzeption 
allerdings noch nicht zu finden. 
   Diese (wechselseitige) Anerkennung bzw. Achtung zwischen Gruppen (oder 
Individuen) wird erst bei einer Stufe erreicht, die Forst als Respekt-Konzeption 
bezeichnet. Diese – dritte – Form von Toleranz ist dadurch gekennzeichnet, dass 
sich die Individuen (oder Gruppen) als autonome Personen (oder 
gleichberechtigte Mitglieder einer Gemeinschaft) respektieren. Begründet wird 
diese Variante von Toleranz also mit dem Respekt vor der (moralischen) 
Autonomie des jeweils Anderen. Mit anderen Worten, respektiert wird die Person 
und toleriert werden ihre Werte bzw. die darauf beruhenden Handlungen. Diese 
Konzeption inkludiert eine wechselseitige Toleranz von jeweils vollwertigen 
Mitgliedern einer Gemeinschaft, ohne dass dabei die ethisch-kulturelle Identität 
der Personen oder Gruppen angegriffen wird. Schließlich nennt Forst noch eine 
vierte Variante, die über das Respektieren kultureller oder religiöser Gruppen als 
gleichwertige Mitglieder einer Gemeinschaft hinausgeht, und die im 
Zusammenhang mit Multikulturalismus steht. Das ist eine Konzeption, die davon 
getragen wird, dass die Überzeugungen und Praktiken der jeweiligen Personen 
oder Gruppen auch als ethisch wertvoll geschätzt werden. Forst nennt diese Form 
von Toleranz, die eine anspruchsvollere als die Respekt-Konzeption ist (Stichwort 
                                                 
265 Ein interessantes Beispiel für den sich verändernden Sprachgebrauch der Begriffe Toleranz und 
Duldung kann aus der Präambel zur UN-Charter („Charter of the United Nations“ von 1945) 
entnommen werden: Während im englischen Text von „Toleranz“ gesprochen wird („to practice 
tolerance), wird in der deutschen Übersetzung das Wort „Duldsamkeit“ verwendet. Diese 
Übersetzung würde heute – nach all den Debatten rund um Toleranz - wohl nicht mehr verwendet 
werden. Vgl. für die englische Version: URL: http://www.un.org/en/documents/charter/intro.shtml  
URL:http://www.unric.org/index.php?option=com_content&task=view&lang=de&id=108&Itemid
=196  für die deutsche Übersetzung:  Zum Begriff Dulden im Zusammenhang mit Toleranz siehe 
u.a. das Goethe-Zitat in Kapitel 5.4.3. 
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Wertepluralismus), Wertschätzungs-Konzeption. Auf eine Variante von Toleranz, 
die dieser Form ähnlich ist, wird im abschließenden Teil dieses Kapitels noch 
genauer eingegangen (interkulturelle bzw. aktive Toleranz). 
6.3.2 Wie tolerant ist das Christentum? 
   Toleranz kann – nach dem bisher Gesagten – u.a. als die Fähigkeit bezeichnet 
werden, Überzeugungskonflikte auszuhalten bzw. durch „geistiges Ringen“ zu 
verarbeiten. Welche Rolle spielen nun die Religionen dabei? Wie gehen sie mit 
der Andersheit, mit der Fremdheit des Anderen um? Diese Fragen können hier 
natürlich nicht umfassend behandelt werden, an einigen Aspekten wird jedoch 
versucht werden, die Problematik aufzuzeigen. Zunächst aber noch einige 
Bemerkungen zum Verhältnis zwischen Religion und Toleranz ganz allgemein. 
   Zu einem wesentlichen Merkmal vor allem der monotheistischen Religionen – 
und nur auf zwei Formen dieser wird hier Bezug genommen – gehört ganz 
allgemein der Glaube. Er wird absolut gesetzt, und dieses Faktum führt im 
Bereich der Religionen zu einer fundamentalen Unterscheidung: Nämlich 
zwischen Gläubigen und Ungläubigen. Für Ulrich Beck werden damit „positive“ 
Aspekte von Religionen, wie die Überwindung sozialer Hierarchien über 
nationale und ethnische Grenzen hinweg und der (positive) religiöse 
Universalismus (Reich Gottes, das die „irdischen Dinge“ transzendiert) zumindest 
zum Teil wieder zunichte gemacht. Statt nationaler oder ethnischer Schranken 
werden durch diesen Dualismus erst wieder Grenzen - „Barrikaden“ - zwischen 
(Recht)Gläubigen und Falsch- bzw. Nichtgläubigen errichtet.266 Hier verortet 
Beck den Grund für religiös motivierte Intoleranz und auch Gewalt. Wer sich zum 
„rechten Glauben“ bekennt, dem wird Erlösung verheißen, wer sich allerdings 
nicht dazu bekennt, dem droht die Verdammnis (im Dies- und Jenseits). Dazu 
kommt noch, dass dieser Dualismus zwischen Gläubigen und Nichtgläubigen 
allgemein nicht als „vorgegeben“, sondern als „gewählt“ angenommen wird und 
damit in die direkte Verantwortung der Einzelnen fällt. Damit – so Beck – 
verschmilzt die Unterscheidung von „Wir und die Anderen“ mit der 
Unterscheidung zwischen „Gut und Böse“.267 
                                                 
266 Vgl. Beck 2008, S.74 
267 Vgl. Beck 2008, S.78 
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Ist das Christentum notwendig intolerant? 
   Die Frage, ob das Christentum notwendig intolerant ist, beinhaltet u.a. 
zwingend, Religionen als Subjekt von Toleranz zu betrachten. Das hat durchaus 
Relevanz, wenn z.B. gefragt wird, wie Religionen zu einem toleranten Staat 
stehen. Also für die Frage, ob das faktische Verhalten der Religionen innerhalb 
eines toleranten und religiös pluralen Staates mit dessen Grundsätzen vereinbar 
ist, wenn die Religionen einander aggressiv und gewaltsam gegenüber stehen. 
Damit kann nicht nur der Frieden innerhalb eines Staates, sondern auch der 
Frieden zwischen Staaten zerstört werden. In beiderlei Hinsicht ist gerade das 
Christentum immer wieder als intolerant kritisiert worden. Damit erscheint es als 
durchaus berechtigt, von Toleranz oder Intoleranz einer Religion – hier in Bezug 
auf das Christentum - zu sprechen. 
   Einer der wohl radikalsten Kritiker des Christentums – neben Friedrich 
Nietzsche268 - ist Ludwig Feuerbach. Für ihn bedeutet „Glaube“ zunächst einmal 
die – noch unbefangene – „Absonderung der Ungläubigen von den Gläubigen“. 
Damit verbunden ist allerdings, dass der Gläubige „Gott mit sich hat“, und der 
Ungläubige „gegen sich“. Wer aber Gott gegen sich hat, der ist „nichtig, 
verstoßen und verdammt“. Ungläubig ist jemand aus „Verstocktheit und aus 
Bosheit“, eine solche Person wird zum „Feind Christi“. Der „Glaube“ ist gut zu 
den „Gläubigen“, aber „böse“ zu den Ungläubigen. Feuerbach resümiert in einem 
Abschnitt, den er programmatisch „Der Widerspruch zwischen Glaube und Liebe“ 
genannt hat: „Im Glauben liegt ein böses Prinzip.“269  Folgt man der 
Feuerbachschen Kritik am Christentum, so ist Intoleranz nicht als bloßer 
„Fehltritt“ oder Ausdruck einer „Verwirrung“ zu deuten, sondern als unerlässliche 
                                                 
268 Hier nur zwei Beispiele der unzähligen Attacken Nietzsches auf das Christentum: „Christlich 
ist ein gewisser Sinn der Grausamkeit, gegen sich und Andre; der Hass gegen die 
Andersdenkenden; der Wille zu verfolgen.“ (Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA 6, S.188). Als 
Resümee seiner Schrift „Der Antichrist“ schreibt Nietzsche u.a.: „Hiermit bin ich am Schluss und 
spreche mein Urtheil. Ich verurtheile das Christenthum,  ich erhebe gegen die christliche Kirche 
die fruchtbarste aller Anklagen, die je ein Ankläger in den Mund genommen hat. Sie ist mir die 
höchste aller denkbaren Corruptionen […]. Die christliche Kirche liess Nichts mit ihrer 
Verderbniss unberührt […]. Man wage es noch, mir von ihren ‚humanitären’ Segnungen zu 
reden!“ (Nietzsche: „Der Antichrist“, KSA 6, S.252). 
269 Ludwig Feuerbach: „Das Wesen des Christentums“, 27.Kapitel (Feuerbach 1969, S.376). 
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Folge einer inneren Logik. Selbst der bekannte deutsche Religionswissenschaftler 
Gustav Mensching270 muss zugestehen, dass die Religionen - wegen ihres 
exklusiven Absolutheitsanspruchs - notwendig Tendenzen zur Intoleranz 
enthalten.271 Die Konsequenz aus diesem Befund liegt auf der Hand: Religionen 
ganz allgemein stehen im Verdacht, die menschliche Gemeinschaft zu polarisieren 
und damit fortdauernd Unruhe zu stiften.  
   Historisch betrachtet ist das Christentum in einem relativ kurzen Zeitraum von 
einer verfolgten zu einer tolerierten, und schließlich zu einer anerkannten und 
offiziellen Glaubensgemeinschaft geworden. Kein Geringerer als Hegel verweist 
in diesem Zusammenhang auf eine dramatische Wende: In Anbetracht dieser 
Veränderungen und Entwicklungen ist es für ihn historisch hinreichend belegt, 
„daß zur Verwunderung jede Kirche uneingedenk ihrer ausgestandenen Leiden, 
welche Erinnerung sie duldend gemacht haben sollte, sobald sie herrschend 
wurde, damit auch intolerant geworden ist […]. Wenn sie also herrschend in 
einem Staate wird, so behauptet diese kirchliche Gesellschaft ihr Recht und 
schließt den Andersgläubigen aus ihrer Gemeinschaft und damit zugleich aus dem 
Staate aus und wird sowohl in Rücksicht auf Glauben als auf Eigentum der nicht 
herrschenden Kirche intolerant.“272 Die christliche Kirche hat also in ihrer 
Entwicklung eine einschneidende Veränderung von einer ausgegrenzten und 
verfolgten zu einer ausgrenzenden und verfolgenden (intoleranten) Gemeinschaft 
vollzogen. Es ist demnach nicht weiter verwunderlich, wenn das Christentum von 
ihren Kritikern u.a. als „Wolf im Schafspelz“ bezeichnet wird.273 
Heilssorge als möglicher Grund christlicher Intoleranz 
   Wie rechtfertigt das Christentum aber Intoleranz? Denn die Verfolgung, Folter 
und Tötung von „Andersgläubigen“ durch die christliche Kirche ist evident. Und 
das gerade bei einer Religion, die das „Gebot der Nächstenliebe“ über alles stellt, 
                                                 
270 Gustav Mensching: 1901-1978 
271 Mensching unterscheidet in diesem Zusammenhang zwischen formaler Intoleranz (sie beruht 
auf der Wahrung der organisatorischen Einheit) und inhaltlicher Intoleranz (sie ist Ausdruck der 
intensiven und exklusiven Bindung an die Religion im Stadium unreflektierter und damit naiver 
Unmittelbarkeit des religiösen Erlebens). Vgl. Mensching 2004, S.27ff 
272 Hegel: „Die Positivität der christlichen Religion“, Werke Bd.1, S.153f 
273 Vgl. Eugen Drewermann: „Der Krieg und das Christentum“, zitiert aus: Stobbe 1996, S.126 
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die von einer Liebe spricht, die selbstlos ist, die zum Verzicht bereit ist ohne 
Gegenleistung und zum „Vergeben ohne Grenzen“? Diese christliche Liebe 
schließt – wie Hans Küng es ausdrückt - selbst den Gegner (Feind) mit ein nach 
dem Motto: „Gottesliebe und Nächstenliebe nach dem Maß der Eigenliebe („wie 
dich selbst“).“274 Und war es nicht Jesus selbst, der sich – sehr zum Ärger der 
„Frommen“ – mit Andersgläubigen, mit politisch Verfolgten und sozial 
Ausgegrenzten solidarisiert hat?  
   Auf einen möglichen Grund für diese christliche Intoleranz verweist der 
Religionswissenschaftler Perry Schmidt-Leukel.275 Es ist die Sorge um das ewige 
Heil der Menschen und damit der Schutz vor den – das Heil gefährdenden – 
Lehren der Häretiker.276 Schon früh in der Geschichte des Christentums hat man 
sich mit der Legitimation von religiöser Intoleranz beschäftigt. So hat z.B. 
Thomas von Aquin zwei seiner „Untersuchungen“ dem Thema Toleranz bzw. 
Intoleranz gewidmet.277 Sein Argument: Die Häretiker (Irrlehrer) „verderben den 
Glauben“ und damit ist das Heil der so beeinflussten Menschen in Gefahr. Wird 
jemand der Häresie überführt, so kann er nicht nur verbannt, sondern sogar „auf 
gerechte Weise“ (!) getötet werden.278 Diese Argumentation zugunsten von 
Intoleranz stützt sich nicht auf irgendwelche (missbräuchliche) Interessen, 
sondern auf das „Liebesgebot“, auf die „Liebe zum Nächsten“. Denn es ist alles 
zu tun, um den (allein) zum Heil führenden Glauben zu schützen bzw. vor 
(schädlichen) Einflüssen zu bewahren. Es würde sonst die Gefahr bestehen, dass 
dieser Glaube seine Heil bringende Kraft verliert. Es gebietet das Gebot der Liebe 
zu den Menschen, den Häretikern mit schärfster Intoleranz zu begegnen, denn 
durch ein ungehindertes missionarisches Wirken dieser Irrlehrer wäre der rechte 
Glaube der Menschen in Gefahr und damit ihr Heil.  
                                                 
274 Küng 2005, S.59 
275 Perry Schmidt-Leukel (geb. 1954) ist zurzeit Professor für Religionswissenschaft und 
interkulturelle Theologie an der Universität Münster. 
276 Vgl. Schmidt-Leukel 2000, S.181 
277 Vgl. Thomas von Aquin: „Summe der Theologie“ (S. theol.), Bd.3, Untersuchungen 10 u.11, 
S.52ff 
278 Vgl. Thomas: “S. theol.”, Bd.3, 11/3, S.59 
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Argumente zur Begründung von Toleranz im Christentum  
  Das Christentum – wie übrigens fasst alle Weltreligionen – schafft mit ihrem 
universal angewandten Dualismus von Gläubigen und Nichtgläubigen eine sehr 
schwierige Ausgangssituation für Toleranz. Die Frage scheint demnach 
berechtigt, ob es für das Christentum einen Weg gibt, die Idee der Toleranz aus 
ihrem Innersten heraus und ohne Vorbehalte zu bejahen? Die Etikettierung der 
Nichtgläubigen als Ketzer, Heiden, Irrgläubige, Häretiker usw. lassen da Zweifel 
aufkommen. Selbst im innerchristlichen Bereich konnte sich bis dato noch keine 
Konfession dazu durchringen, den (exklusiven) Anspruch auf  Heilssorge, 
Wahrheitsfindung und Absolutheitsanspruch wirklich zu entschärfen.279 Der 
Grund dafür, warum es innerhalb der ökumenischen Bewegung dennoch gelungen 
ist, Überzeugungskonflikte „friedlich“ zu diskutieren, liegt wohl in der 
Anerkennung von Menschenrechten, also eine Rückbindung der (religiösen) 
Gegensätze an die Gemeinsamkeit des Rechts.  
   Es geht bei der Frage nach Toleranz im Zusammenhang mit Religionen ganz 
wesentlich um die Freiheit des Glaubens. Wenn z.B. eine Offenbarungsreligion - 
wie das Christentum - sich zu dieser Freiheit des menschlichen Gewissens und 
damit auch der Wahl des Glaubens bekennt, so ergibt sich für sie die paradoxe 
Situation, dass sie sich selbst einerseits als absolut und gleichzeitig als relativ 
verstehen müsste. Ein nicht leicht zu lösender Widerspruch. Und dennoch gibt es 
gerade im Christentum – neben der bereits besprochenen Intoleranz – eine lange 
Tradition in Bezug auf Toleranz. So heißt es z.B. in einer Schrift des 
Kirchenvaters Tertullian (150-230 n. Chr.), es sei ein Menschenrecht, dass jeder 
anbeten kann, was er will. „Es liegt nicht im Wesen der Religion, die Religion zu 
erzwingen; nicht durch Gewalt, sondern freiwillig muss sie angenommen 
werden.“280  
   Auch in der Neuzeit gibt es viele Hinweise auf die Forderung nach 
Glaubensfreiheit und Toleranz im Christentum. Ein Beispiel dafür ist dem „Brief 
über Toleranz“ (1685) des Engländers John Locke entnommen: Er geht zunächst 
grundsätzlich davon aus, dass es das „überragende Streben“ des Menschen sein 
                                                 
279 Vgl. Stobbe 1996, S.131 
280 Tertullian, zitiert aus Schmidt-Leukel 2000, S.186  
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muss, das Seelenheil zu erlangen. Der Weg dazu ist für den „endlichen Geist“ 
zwar niemals ganz zu durchschauen, doch liegt es in der alleinigen Verantwortung 
des Individuums, welchen Weg er dazu wählt. Verantwortlich dafür ist der 
Mensch – da er ein Geschöpf Gottes ist – nur gegenüber Gott, ja es ist sogar seine 
„Verpflichtung“ gegenüber Gott. Daraus ergibt sich für Locke zwingend, dass der 
Einzelne die Autorität über seinen persönlichen Glauben gar nicht an andere 
(Staat, Kirche) übertragen kann. Deshalb seine Feststellung: „Und solcherart ist 
die Natur des Urteilsvermögens (des einzelnen Menschen, WG), daß es nicht zu 
Glauben von etwas mit äußerer Gewalt gezwungen werden kann.“281 Mit anderen 
Worten, niemand kann zu einem bestimmten Glauben gezwungen werden, allein 
die innere Einsicht kann zum Glauben führen. Deshalb muss – so Locke – 
Intoleranz in Glaubensfragen notwendig scheitern. Auch unter den Konfessionen 
(Kirchen)  plädiert er für Gleichberechtigung, es darf seiner Meinung nach keine 
dieser Vereinigungen für sich den Anspruch auf den „wahren Glauben“ oder die 
„einzig wahre Kirche“ erheben. Aber auch auf intersubjektiver Ebene tritt Lock 
vehement für Toleranz ein. In Bezug auf das Individuum ist er für eine strikte 
Rollentrennung zwischen der religiösen Person und des (weltlichen) Bürgers. Aus 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Glaubensgemeinschaft - also aus 
religiösen Gründen - dürfen einem Bürger innerhalb der staatlichen Gemeinschaft 
keinerlei Nachteile erwachsen.282 
   Ein drittes Beispiel für die Bemühung um Toleranz innerhalb des Christentums 
kommt aus der unmittelbaren Vergangenheit und betrifft die – in Toleranzfragen 
bekanntlich gar nicht „tolerante“ – katholische Kirche: Im Rahmen des „Zweiten 
Vatikanischen Konzils“ (1962-1965) wurde u.a. das „Dekret über die 
Religionsfreiheit“ („Dignitatis humanae“) beschlossen, ein Dokument, über 
dessen Inhalt sehr intensiv diskutiert wurde, das aber von vielen Kommentatoren 
als das wichtigste Ergebnis dieses Konzils angesehen wird. Denn mit der 
Annahme dieses Dekrets hat sich die katholische Kirche den Weg sowohl in den 
modernen Rechtsstaat als auch in die Ökumene geebnet. In Bezug auf die 
Religionsfreiheit heißt es dort u.a.: „Es ist ein Hauptbestandteil der katholischen 
Lehre, in Gottes Wort enthalten und von den Vätern ständig verkündet, daß der 
                                                 
281 John Locke: „A Letter Concerning Toleration“, zitiert aus Forst 2003, S.291 
282 Vgl. Forst 2003, S.292 
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Mensch freiwillig durch seinen Glauben Gott antworten soll, daß 
dementsprechend niemand gegen seinen Willen zur Annahme des Glaubens 
gezwungen werden darf). Denn der Glaubensakt ist seiner Natur nach ein freier 
Akt […]. Es entspricht also völlig der Wesensart des Glaubens, daß in religiösen 
Dingen jede Art von Zwang von seiten der Menschen ausgeschlossen ist.“283  
Inwieweit die katholische Kirche diese Worte tatsächlich auch „lebt“, bleibt offen. 
   Abschließend möchte ich noch auf ein Argument zugunsten der Toleranz 
innerhalb des Christentums hinweisen, das mir – vor allem aus interkultureller 
Sicht -  als besonders interessant erscheint. Es kommt von dem deutschen 
Theologen Heinz-Günther Stobbe. Er geht davon aus, dass es sich im Grunde 
genommen keine Religion leisten kann, auf ihren Anspruch, gegenüber den 
anderen Religionen die „wahre“ Religion zu sein, zu verzichten. Zu groß ist die 
Gefahr der „Selbstpreisgabe“, und das gilt im besonderen Maße für das 
Christentum. Aber gerade eine solche Religion, die sich nach eigener 
Einschätzung als „wahre“ Religion versteht, muss von einem Gottesbegriff 
ausgehen, wo Gott – als der Allerhöchste – sich als „bleibendes Geheimnis“ 
offenbart. Diesem Gott kann der Mensch sich nur im „Gefühl der Ehrfurcht“ 
nähern (Abhängigkeit von seinem Schöpfer), und er erfährt dabei zugleich auch 
die ihm eigene Würde, die aus der Ehrfurcht des Schöpfers „gegenüber seinem 
Geschöpf“ abgeleitet wird.284 Daraus ergibt sich – so Stobbe – für den Einzelnen 
die Verpflichtung, Würde und Einzigartigkeit des Anderen anzuerkennen. Das 
heißt mit anderen Worten, ihm mit Ehrfurcht zu begegnen. Das ist eine Haltung 
gegenüber den Mitmenschen, die z.B. im Buddhismus mit „Achtsamkeit“ 
umschrieben wird (siehe dazu die Ausführungen in Kapitel 4.2). „Achtsam 
werdend, lernen wir den anderen Menschen als den wahrzunehmen, der er vor 
Gott ist, während die Ehrfurcht uns gebietet, ihn so anzunehmen, wie Gott ihn 
sieht.“285 Ehrfurcht und Achtsamkeit so verstanden, münden in einem „radikalen 
Verzicht“ darauf, anderen Gewalt anzutun, auch und ganz besonders dann, wenn 
es um Fragen des Glaubens geht. Allein diese „innere Selbstbegrenzung der 
                                                 
283„Dignitatishumanae“, http://www.vatican.va/archive/hist_councils/ii_vatican_council/document
s/vat-ii_decl_19651207_dignitatis-humanae_ge.html  (9.7.2009) 
284 Vgl. Stobbe 2000, S.132 
285 Stobbe 2000, S.133 
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Macht“ ermöglicht es uns, - auch ohne rechtsstaatliche Begrenzung – die Freiheit 
der Anderen anzuerkennen, d.h. Toleranz gegenüber den Mitmenschen zur 
lebensweltlichen Maxime zu machen. Diese Art von Frömmigkeit wäre – laut 
Stobbe – auch ein wirksames „Mittel“ gegen religiösen Fanatismus 
(Fundamentalismus).  
Religiöser Fundamentalismus im heutigen Christentum 
   Für Fundamentalisten – und das es solche in unserer Zeit gibt, darüber besteht 
kein Zweifel – ist die These vom „Kampf der Kulturen“ ein gewichtiges 
Argument. Sie brauchen diese (pauschale) Abgrenzung, denn sie eignet sich 
bestens für Polarisierung und Mobilisierung. Und aus fundamentalistischer Sicht 
spielt sich dieser Kampf der Kulturen heute vor allem zwischen Islam und 
Christentum ab. Leider sind fundamentalistische Denkweisen in einigen Ländern 
dieser Erde auch zu einem politischen Paradigma geworden. Der Kampf der 
jeweiligen Fundamentalismen – auch das erleben wir quasi täglich – hat 
inzwischen längst die Gestalt von Terror und Gegenterror angenommen. Ein 
Befund, der es rechtfertigt, dieses (moderne) Phänomen kurz zu beleuchten. 
   Spricht man über Fundamentalismus, so scheint eine Annahme dazu 
unabweislich: Fundamentalismus steht in einem direkten Spannungsverhältnis zur 
Idee der Toleranz. Und auch eine zweite – wenngleich polemische – Behauptung, 
die mit der ersten indirekt im Zusammenhang steht, ist dabei immer wieder zu 
hören: „Fundamentalisten sind immer die Anderen.“286 Auch der bereits erwähnte 
Dualismus zwischen wahrer und falscher Religion (vor allem bei den 
monotheistischen Religionen) steht zumindest im Verdacht, fundamentalistische 
Tendenzen zu haben. Alles mehr oder weniger Schlagworte, die auch außerhalb 
der politischen Polemik sehr oft zu hören sind. Für eine angemessene 
Beschreibung des Phänomen (religiöser) Fundamentalismus sind diese Befunde 
nicht zu vernachlässigen, wenngleich nicht ausreichend. 
   Für den religiösen Fundamentalismus stellen Begriffe wie Relativismus, 
Pluralismus, fehlende Autorität und auch Toleranz eine Gefährdung der 
(traditionellen) Ordnung dar. Leitend dabei ist der Gedanke, dass man der 
(bedrohlichen) Komplexität der Moderne mit ganz einfachen Antworten zu 
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begegnen versucht. Das kann z.B. durch Berufung auf glaubensstiftende Schriften 
wie Koran oder Bibel geschehen. Deshalb fordern Fundamentalisten, – und das 
gilt nicht nur für solche aus dem Bereich des Christentums – dass religiöse Werte 
und Überzeugungen absolut zu setzen sind. Direkt damit verbunden ist eine 
„Dominanzstrategie“, d.h. die aus dem – absolut gesetzten – Glauben gewonnenen 
„Erkenntnisse“ werden auf die gesamte (oder Teile der) Gesellschaft übertragen. 
Es kommt also zu einer grundsätzlichen Politisierung der Gesellschaft, der 
Fundamentalismus ist damit eine (moderne) soziale Bewegung. Der Kontext, in 
dem sich all das abspielt, sind die Modernisierungsprozesse.287 Hierbei sind aber 
nicht (nur) die technologischen Veränderungen von Bedeutung, sondern vielmehr 
ein Phänomen, das Dieter Senghaas als „Fundmentalpolitisierung“ beschrieben 
hat.288 Es geht dabei um eine grundlegende Veränderung (Politisierung) weiter 
gesellschaftlicher Bereiche, die alle von den (herrschenden) Traditionen 
entkoppelt werden und als Gegenstand der öffentlichen Debatte in Erscheinung 
treten. Dagegen wenden sich die Fundamentalisten. 
  Beim religiösen Fundamentalismus geht es also darum, gesellschaftlich 
(politisch) aktiv zu sein und zusätzlich noch Identitäten zu konstruieren d.h. 
sinnstiftend – besonders in Krisenzeiten – zu wirken. Als besonders mobilisierend 
wirken dabei Modelle, wo einer Gesellschaft – oder bestimmten Gruppen daraus – 
vermittelt wird, dass ihre eigenen Chancen (oder Privilegien) und damit auch ihre 
Identität als Gruppe in Zukunft bedroht sind. Als Antwort darauf werden religiöse 
Utopien benannt, und es werden dann die Ursachen der Krise beschrieben (z.B. 
ein Nichtbefolgen eben der religiösen Utopien). Fundamentalistische Bewegungen 
sind also u.a. darauf spezialisiert, (vermeintliche) Konflikte um die Identität zur 
Eskalation von politischen Konflikten zu nutzen. Damit kommt es wieder zu einer 
einheitlichen Identitätsbildung (kollektive Identität) und zu allgemein anerkannten 
Handlungsstrategien.289 Gefordert wird dabei meist eine Rückkehr zu 
traditionellen Werten und religiösen Dogmen. Typisch für den religiösen 
Fundamentalismus ist auch der Versuch einer Abkehr von der – zumindest im 
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Westen üblichen – strikten Trennung zwischen Kirche und Staat, damit die Ziele 
auch politisch umgesetzt werden können.  
   Nach diesen allgemeinen Betrachtungen über den religiösen Fundamentalismus 
möchte ich nur kurz auf die Entwicklung dazu in den USA der jüngsten 
Vergangenheit eingehen. Damit soll ein aktuelles Beispiel von - christlich 
motiviertem – Fundamentalismus mit Gegenwartsbezug aufgezeigt werden.290 
Konkret geht es um die „Neue Rechte“ in den USA, die u.a. den „christlichen 
Staat“ zum Thema hat und zu einer Politisierung konservativer Religion 
beigetragen hat. In dieser „Neuen Rechten“ kommt es zu einer 
Interessensgemeinschaft von zwei unterschiedlichen Strömungen, und zwar 
zwischen den Neokonservativen („Neocons“) und einigen, als fundamentalistisch 
einzustufenden christlichen Bewegungen („Theocons“). Es geht dabei um den 
„Kampf“ gegen den politischen Liberalismus, wobei es den Neokonservativen vor 
allem um die Wirtschaftspolitik geht, den Fundamentalisten eher um moralisch-
ethische Werte. Dabei werden Themen wie Abtreibung, Homosexualität, 
Zerrüttung der Ehe und Erziehung an den Schulen (siehe den Streit um die 
Evolutionstheorie) angesprochen und in zum Teil radikaler Weise vorgetragen. Da 
solche Vorhaben innenpolitisch nicht mehrheitsfähig waren, sind die religiösen 
Rechten von ihrer ursprünglichen Forderung nach einem „christlichen Staat“ 
insofern abgewichen, als sie nunmehr – mit Hilfe von aktivem „Lobbying“ – 
versuchen, ihre fundamentalistischen Werte in die staatlichen Institutionen zu 
tragen. Dafür werden auch professionelle Manager eingesetzt. 
   Die „Neue Rechte“ als „Symbiose“ von neokonservativen Wirtschaftspolitikern 
(sie sind vor allem im Rahmen der „Republikanischen Partei“ organisiert) und 
fundamentalistischen christlichen Organisationen zeigt vor allem am Beispiel der 
amerikanischen Außenpolitik, wie sie die Welt sieht: Schon vor dem 
11.September 2001, aber besonders danach wird der Islam zum allgemeinen 
Feindbild erhoben, die einschlägigen (fundamentalistischen) Warnungen sind 
damit bestätigt. Schlagworte wie „Krieg gegen den Terror“ und „Amerika als 
Beschützer der freien Welt“ einen die Nation und schaffen eine kollektive 
Identität. Die Vorbereitungen zum und die Ausführung des Irak-Krieges unter 
George W. Bush haben gezeigt, wie stark der Einfluss der Fundamentalisten – 
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natürlich in Zusammenarbeit mit der konservativen Wirtschaft (Stichwort 
Waffenindustrie) – war. Bush – der sich ja bekanntlich zu den „Wiedergeborenen 
Christen“ zählt – hat in seinen Reden den amerikanischen Expansionismus immer 
wieder mit Gottes Plänen für die Welt begründet. Jedenfalls scheint die 
fundamentalistische christliche Rechte in den USA stark verankert zu sein. Die 
weitere Entwicklung – unter dem derzeitigen demokratischen Präsidenten Barack 
Obama – wird Aufschluss über deren Stärke geben.  
   Das Phänomen „christlicher Fundamentalismus“ in den USA sollte nur als 
Beispiel für die zunehmende religiöse Radikalisierung in der westlichen Welt 
dienen. Inzwischen ist diese „Bewegung“ allerdings nicht mehr auf die USA 
beschränkt, – dort zählen sich z.B. bereits 50% der gläubigen Bürger zu den 
„Wiedergeborenen Christen“291 – sondern diese Gruppierungen konnten in den 
letzten Jahren beachtliche „Missionserfolge“ vor allem in Lateinamerika und 
Afrika verbuchen. Wie diese Entwicklung weitergeht, bzw. wie stark sie sich auch 
auf das politische Geschehen auswirkt, wird die Zukunft zeigen. Eines zeichnet 
sich in dieser Hinsicht allerdings ab: Das Christentum der Zukunft wird „bunter“ 
werden, d.h. eine Mischung aus katholisch-konservativ und fundamentalistisch-
evangelikal. 
6.3.3 Wie tolerant ist der Islam?  
  Bei der Untersuchung über Toleranz (Intoleranz) im Christentum konnte u.a. 
gezeigt werden, dass für Toleranz im Rahmen einer Offenbarungsreligion – schon 
aus formalen Gründen - relativ wenig Spielraum besteht. Gleiches gilt für den 
Islam. Auch hier wird der Anspruch auf alleinige Wahrheit gestellt. Diese 
Wahrheit besteht u.a. darin, die „Führung durch Gott“ als das höchste Prinzip des 
Glaubens und als absolute Norm des praktischen Handelns zu verstehen. Diese 
„göttliche Führung“ hat im Koran ihren Niederschlag gefunden. Er ist als ein 
Buch zu verstehen, das Bestimmungen und Richtlinien für die Gläubigen enthält, 
deren Befolgung Pflicht ist. Die Zuwendung zu diesem (einzigen) Gott und die 
Abwendung von allem, was außer diesem noch als mögliche Gottheit 
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angenommen werden kann, das fordert der Koran.292 Aufgrund dieser 
überragenden Bedeutung des Korans für die Muslime ist es wichtig, dieses Buch 
bezüglich Toleranz bzw. Intoleranz zu untersuchen (die Analyse in diesem 
Abschnitt (6.3.3) beschränkt sich deshalb vor allem auf die entsprechenden 
Aussagen im Koran).   
Toleranz und Intoleranz im Koran 
   Der Koran ist für die Muslime das Wort Gottes, das den Menschen durch die 
Vermittlung Muhammads (als Botschafter Gottes) offenbart wurde. Koran und 
Hadith (Überlieferung zu Mohammads Anweisungen und Empfehlungen) bilden 
zwei wichtige Säulen der islamischen Gesetzgebung. Vor allem im Koran sind die 
wesentlichen Bestimmungen zu Fragen der Religionsfreiheit und der Beziehungen 
zu den anderen Religionen – also Themen, die direkt mit Toleranz in Verbindung 
stehen – festgelegt. Interessant dabei ist, dass die entsprechenden Aussagen im 
Koran – abhängig von den geschichtlichen Umständen, unter denen sich die 
Gemeinde befand – sehr verschieden sind. Auch besteht ein wesentlicher 
Unterschied, ob es sich bei den Andersgläubigen um „Schriftbesitzer“, („Völker 
des Buches“) – also vor allem Juden und Christen – oder „Polytheisten“ – das sind 
die arabischen Landsleute Muhammads, die eine Vielzahl von göttlichen Wesen 
verehrten – handelt. 
   In der Zeit vor der Auswanderung293 begnügte sich Mohammad im Großen und 
Ganzen damit, als Verkünder des wahren Glaubens und auch als Warner 
aufzutreten. Er fühlte sich ja von Gott dazu berufen, seinen Landsleuten diesen – 
einzig wahren – Glauben zu verkünden, und – falls sie nicht auf ihn hören würden 
– eine Bestrafung durch Gott für den „Unglauben“ anzudrohen.294 Besonders 
gegenüber den „Schriftbesitzern“ war Mohammad grundsätzlich tolerant, er ging 
davon aus, dass diese zwar Angehörige einer fremden Nationalität (und auch 
Sprache) waren, in Glaubensfragen aber den Muslimen sehr ähnlich. Denn Gott 
                                                 
292 Vgl. u.a. Sure 3, Vers 62. Die Zitate aus dem Koran sind alle aus der Übersetzung von Rudi 
Paret entnommen (Paret 1962). 
293 Im Jahr 622 kam es zur (erzwungenen) Auswanderung (Hidschra) Mohammads und seiner 
Gefolgsleute von Mekka nach Medina. 
294 Vgl. Paret 1970, S.344f und Khoury 1980, S.17f 
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hat ja seinen Propheten und Gesandten immer nur dieselbe (monotheistische) 
Grundoffenbarung zukommen lassen. Die Gesetze der Religionsstifter Moses (für 
das Judentum) und Jesus (für das Christentum) unterscheiden sich zwar in 
mancher Hinsicht, aber die Gültigkeit und auch die Heilswirkung dieser religiösen 
Wege werden vom Koran anerkannt. „Diejenigen, die glauben (d.h. die Muslime, 
WG), und diejenigen, die dem Judentum angehören, und die Christen und die 
Şâbier, - (alle) die, die an Gott und den jüngsten Tag glauben und tun, was recht 
ist, denen steht bei ihrem Herrn ihr Lohn zu, und sie brauchen (wegen des 
Gerichts) keine Angst zu haben, und sie werden (nach der Abrechnung am 
jüngsten Tag) nicht traurig sein.“295 Das kann als Bejahung eines gewissen 
religiösen Pluralismus verstanden werden. 
   Gegenüber den Polytheisten war Mohammad schon weniger nachsichtig. 
Allerdings musste er seine grundsätzlich intolerante Haltung ihnen gegenüber 
etwas mildern, da er und seine Gefolgschaft in Mekka im Vergleich zu den 
Polytheisten eine verschwindend kleine Minderheit darstellten. So musste er sich 
damit begnügen, ihnen ihren Unglauben und ihre Undankbarkeit gegenüber dem 
Schöpfergott vorzuwerfen. Er droht seinen ungläubigen Landsleuten auch 
konsequent mit „Gericht und Höllenstrafen“. „Und die Stunde (des Gerichts) wird 
bestimmt kommen.“296 Er mahnt seine Landsleute, den Glauben anzunehmen, ist 
aber zunächst darauf bedacht, keine Aggressivität aufkommen zu lassen. Einen 
Zwang auszuüben, dazu waren die gesellschaftlichen und machtpolitischen 
Voraussetzungen (noch) nicht gegeben. Deshalb heißt es im Koran: „Sag: Ihr 
Menschen! Nunmehr ist (durch die koranische Offenbarung) die Wahrheit von 
eurem Herrn zu euch gekommen. Wenn sich nun einer rechtleiten läßt, tut er das 
zu seinem eigenen Vorteil, und wenn er irregeht, zu seinem eigenen Nachteil. Ich 
bin nicht eurer Sachwalter.“297 An anderer Stelle heißt es dazu: „Und die meisten 
Menschen sind nicht gläubig, du magst noch so sehr darauf aus sein.“298 Nach der 
Interpretation von Rudi Paret ist dies aber nicht als Toleranz gegenüber den 
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Polytheisten zu interpretieren, sondern lediglich ein Ausdruck der Resignation. 
Muhammad hat sich mit der Unbelehrbarkeit eines Großteils seiner Landsleute 
einfach abgefunden.299 
   Gott ist derjenige, der im Endeffekt über seine Geschöpfe richtet. Die Propheten 
besitzen keine Macht, die Menschen zum Glauben zu zwingen. Gott hätte diese 
Macht, er wendet sie aber nicht (direkt) an. „Und wenn dein Herr wollte, würden 
die, die auf der Erde sind, alle zusammen gläubig werden. Willst nun du die 
Menschen (dazu) zwingen, daß sie glauben?“300 In Anschluss daran wird oft eine 
andere Stelle aus dem Koran zitiert (Sure 2, Vers 256), die von vielen 
Kommentatoren als das Fundament für religiöse Toleranz im Islam angesehen 
wird.301 „In der Religion gibt es keinen Zwang.“302 Etwas vorsichtiger ist Paret 
mit der Deutung dieser Stelle. Er sieht darin lediglich die Feststellung, dass man 
in religiösen Fragen auf niemanden – durch bloße Verkündigung - einen Zwang 
ausüben könne.303 Denn „gleichgestellt“ sind Gläubige und Ungläubige sicher 
nicht. Das wird gleich im nächsten Vers dieser Sure klar. „Gott ist der Freund 
derer, die gläubig sind. Er bringt sie aus der Finsternis hinaus ins Licht. Die 
Ungläubigen aber haben die Götzen zu Freunden. Die bringen sie aus dem Licht 
hinaus in die Finsternis. Sie werden Insassen des Höllenfeuers sein und (ewig) 
darin weilen.“304 Wenn also jemand eine andere Religion als den Islam annimmt, 
dann wird er im Endeffekt (also spätestens im Jenseits) Schaden erleiden (vgl. 
Sure 3, Vers 85).  
   Nach der Emigration nach Medina (im Jahr 622) änderte sich die Situation 
grundlegend. Mohammad spielte nun als Führer der Gemeinschaft der Muslime 
auch eine politische Rolle, die er zusätzlich zu seinen prophetischen Aufgaben zu 
erfüllen hatte. Er war nun Prophet, politischer und – in zunehmendem Maße – 
auch militärischer Führer seiner Gemeinschaft. Viele aus der ortsansässigen 
Bevölkerung schlossen sich den Muslimen aus Mekka an, und so konnte es sich 
Muhammad schon nach verhältnismäßig kurzer Zeit erlauben, aggressiv gegen 
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seine (polytheistischen und damit ungläubigen) Landsleute vorzugehen. Ziel der 
ersten (militärischen) Unternehmungen waren Karawanen von und nach Mekka. 
Dabei ging es ihm anfangs nicht darum, Rache an seinen Vertreibern zu üben, 
sondern es waren handfeste wirtschaftliche Interessen, die dafür ausschlaggebend 
waren. Mit diesen Überfällen versuchte sich nämlich die muslimische 
Gemeinschaft ihren Lebensunterhalt zu sichern.305 Alles in allem zeigte 
Muhammad großes militärisches und vor allem politisches Geschick, was dazu 
führte, dass der das Vertrauen der - größtenteils heidnischen - Bevölkerung 
gewann und schließlich viele von ihnen zum Übertritt zum Islam bewegen konnte.   
   All diese Erfolge – auch die endgültige Rückeroberung von Mekka im Jahre 630 
– konnten Muhammad aber nicht von seinem eigentlichen Ziel, der (wenn 
notwendig) gewaltsamen Bekehrung der Heiden (Polytheisten) abbringen. An 
diese richtet er nun die - nicht mehr durch politische Taktik verbrämte – durchaus 
aggressive Botschaft: „Wenn ihr euch nun bekehrt, ist das besser für euch. Wenn 
ihr euch aber abwendet (und die Botschaft des Islam weiter ablehnt), müßt ihr 
wissen, daß ihr euch dem Zugriff Gottes nicht werdet entziehen können.“ An seine 
Gefolgsleute richtet er dann noch den Appell, bestehende Abmachungen mit den 
Heiden bis zur vereinbarten Frist einzuhalten. Dann aber soll die endgültige 
Abrechnung mit den Ungläubigen beginnen: „Und wenn nun die heiligen Monate 
abgelaufen sind, dann tötet die Heiden, wo (immer) ihr sie findet, greift sie, 
umzingelt sie und lauert ihnen überall auf! Wenn sie sich aber bekehren, das 
Gebet verrichten und die Almosensteuer geben, dann laßt sie ihres Weges ziehen! 
Denn Gott ist barmherzig und bereit zu vergeben.“306 Für Polytheisten gibt es im 
Islam also keinen Platz. Wer nicht zum Übertritt bereit ist, dem drohen 
Verfolgung und Tod. Eine (intolerante) Einstellung, die als Vermächtnis für die 
Nachwelt noch über viele Jahrhunderte nachwirkte.307 
   Das Verhältnis zum Juden- und Christentum änderte sich nach der 
Auswanderung nicht so dramatisch, wie das zu den Polytheisten. Es kam zwar zu 
einem Bruch mit der jüdischen Gemeinde in Medina und zu einer merklichen 
„Abkühlung“ gegenüber den Christen, grundsätzlich hielt Muhammad aber an 
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seiner Wertschätzung für die „Schriftbesitzer“ fest. Seinen Glaubensgenossen 
empfahl er, bei der Auseinandersetzung mit Juden und Christen „moderat“ („auf 
eine möglichst gute Art“) zu argumentieren: „Und sagt: Wir glauben an das, was 
(als Offenbarung) zu uns, und was zu euch herabgesandt worden ist. Unser und 
euer Gott ist einer. Ihm sind wir ergeben.“308 
   Dennoch kam es zu ernsthaften Spannungen zwischen Muhammad und den 
(zahlreichen) Juden in Medina (die Christen waren dort nur schwach vertreten). 
Der Grund dafür lag daran, dass die Juden von Medina das Prophetentum 
Mohammads nicht anerkannten. Darüber war er sehr enttäuscht und er wandte 
sich von ihnen ab. Bezeichnend für diese Kränkung ist eine Stelle im Koran, wo 
es  heißt: „Du wirst sicher finden, daß diejenigen Menschen, die sich den 
Gläubigen gegenüber am meisten feindlich zeigen, die Juden und die Heiden 
sind.“309 Diese Gleichsetzung mit den Polytheisten (Heiden) ist bereits – 
verglichen mit der Zeit in Mekka – eine sehr aggressive Formulierung. Er warf 
ihnen u.a. vor, wider besseren Wissens die „Wahrheit zu verdunkeln“310, und die 
„Worte der Schrift zu entstellen“.311  
   In weiterer Folge vollzog Muhammad auch die endgültige Verselbständigung 
des Islam und zwar insofern, indem er sich auf Abraham (als Religionsgründer) 
berief. Diesen sieht er als „Vater aller Gläubigen“ an, und seine Religion hat 
bereits vor dem Judentum und Christentum (Moses und Jesus) bestanden. Durch 
diese Berufung auf Abraham wollte Muhammad sich aus der Verbindung mit den 
beiden anderen monotheistischen Religionen lösen.312 
   Zur Festigung seiner Argumentation für die Eigenständigkeit, ja sogar Priorität 
des Islam erklärte Muhammad noch zusätzlich, dass die Gründung der Kaaba  
(arabisches Hauptheiligtum in Mekka) auf Abraham selbst zurückzuführen ist. 
Demnach sei die Kaaba gar kein heidnisches Heiligtum, sondern sie ist von 
Abraham (und seinem Sohn Ismael) für die Araber und Muslime gebaut worden. 
Eine Behauptung, die Rudi Paret als „merkwürdige Geschichtskonstruktion“ und 
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„Kultlegende“ bezeichnet.313 Wie auch immer, damit besiegelte Muhammad die 
Eigenständigkeit des Islam endgültig. Im Koran wird dieser Schachverhalt an 
mehreren Stellen erwähnt. Ein Beispiel dafür ist Sure 3, wo es u.a. heißt: „Ihr 
Leute der Schrift! Warum streitet ihr über Abraham, wo doch die Thora und das 
Evangelium erst nach ihm herabgesandt worden sind? Habt ihr denn keinen 
Verstand? […] Abraham war weder Jude noch Christ. Er war viel mehr ein (Gott) 
ergebener Hanif (Vertreter des reinen Gottesglaubens, WG), und kein Heide. Die 
Menschen, die Abraham am nächsten stehen, sind diejenigen, die ihm (und seiner 
Verkündigung seinerzeit) gefolgt sind, und dieser Prophet (Muhammad, WG) und 
die, die (mit ihm) gläubig sind. Gott ist der Freund der Gläubigen.“314 Diese 
Rückführung des Islam auf Abraham (und auf den Gründungsmythos der Kaaba) 
wirkte sich auf die Beziehung zu Juden- und Christentum sehr nachhaltig aus.  
   Diese Intoleranz vor allem gegenüber den Juden beschränkte sich aber nicht nur 
auf „Wortgefechte“, sondern führte auch zu blutigen militärischen 
Auseinandersetzungen, wie der Vertreibung und teilweise Vernichtung jüdischer 
Stämme aus Medina.315 Aber auch das Verhältnis Muhammads zu den Christen 
veränderte sich mit zunehmender militärischer und politischer Macht. Sein 
Wunsch war es nun, die islamische Vorherrschaft auf das ganze arabische 
Territorium auszuweiten. Deshalb musste jede „Störung“ dieses Vorhabens 
bekämpft werden. Das führte dazu, dass der Ton auch gegenüber den Christen 
immer aggressiver wurde. Jedenfalls wurden die Christen – wie die Juden – als 
zweitrangige Untertanen betrachtet und auch so behandelt.  
   Die Auseinandersetzung Muhammads mit den Christen und die zunehmend 
intolerante Haltung ihnen gegenüber hatten vor allem auch religiöse Dimensionen. 
Es waren die christlichen Glaubensinhalte, wonach Jesus (als Sohn Gottes) 
ebenfalls als göttliches Wesen verehrt wurde und die Lehre von der Dreifaltigkeit, 
die den Unmut Muhammads erweckten. Im Koran wird vehement dagegen 
opponiert, da ein solcher Glaube dem Postulat des Monotheismus entgegenstehen 
                                                 
313 Vgl. Paret 1970, S.349 
314 Sure 3, Verse 65-68 (Paret 1962, S.49f). Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass 
sich Muhammad und seine Gefolgschaft seit dem Bruch mit den Juden beim Gebet nicht mehr wie 
früher nach Jerusalem, sondern nach Mekka orientierten (vgl. Paret 1970, S.349f  und Khoury 
1980, S.44).  
315 Vgl. Paret 1970, S.350f und Khoury 1980, S.57ff 
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würde. Diejenigen, die solchen Glaubens sind, werden als „Ungläubige“ 
bezeichnet und dementsprechend mit dem Höllenfeuer bedroht: „Ungläubig sind 
diejenigen, die sagen: ‚Gott ist Christus, der Sohn der Maria’. Sag: Wer 
vermöchte gegen Gott etwas ausrichten, falls er (Gott, WG) (etwa) Christus, den 
Sohn der Maria, und seine Mutter und (überhaupt) alle, die auf der Erde sind, 
zugrunde gehen lassen wollte?“316 Und der Ton verschärft sich noch weiter und 
mündet in deutliche Drohungen, vor allem wenn es um die – von Muhammad 
strikt abgelehnte - christliche Lehre der Dreifaltigkeit geht. „Ungläubig sind 
diejenigen, die sagen: ‚Gott ist Christus, der Sohn der Maria.’ […] Wer (dem 
einen) Gott (andere Götter) beigesellt, dem hat Gott (von vornherein) den 
Eingang in das Paradies versagt. Das Höllenfeuer wird ihn (dereinst) aufnehmen. 
Und Frevler haben (dann) keine Helfer. Ungläubig sind diejenigen, die sagen: 
‚Gott ist einer von dreien.’ Es gibt keinen Gott außer dem einzigen Gott. Und 
wenn sie mit dem, was sie (da) sagen, nicht aufhören (haben sie nichts Gutes zu 
erwarten). Diejenigen von ihnen, die ungläubig sind, wird (dereinst) eine 
schmerzliche Strafe treffen.“317 
   Solcher Glaube kann von den Muslimen nicht gut geheißen werden. Christus 
wird zwar als „Gesandter“ anerkannt, ihn als „Gott“ zu bezeichnen, ist für sie 
frevelhaft.318 Diejenigen, die an solches glauben, können nicht als vollwertige 
Gläubige angesehen werden und müssen von der islamischen Gesellschaft 
unterworfen werden. Es wird ihnen unterstellt, nicht „an Gott und den jüngsten 
Tag“ zu glauben. Deshalb der Aufruf im Koran: […] („kämpft gegen sie), bis sie 
kleinlaut aus der Hand Tribut entrichten! Die Juden sagen: ‚Uzair ist der Sohn 
Gottes.’ Und die Christen sagen: ‚Christus ist der Sohn Gottes.’ So etwas wagen 
sie offen auszusprechen. […] Diese gottverfluchten (Leute)! Wie können sie nur so 
verschroben sein! Sie haben sich ihre Gelehrten und Mönche sowie Christus, den 
Sohn der Maria, an Gottes Statt zu Herren genommen. Dabei ist ihnen (doch) 
                                                 
316 Sure 5, Vers 17 (Paret 1962, S.89) 
317 Sure 5, Verse 72-73 (Paret 1962, S.96f). Auf einen interessanten Sachverhalt in Bezug auf die 
christliche Lehre von der Dreifaltigkeit weist Rudi Paret hin. Er vermutet, dass Muhammad als 
dritte „Person“ Maria – und nicht den „Heiligen Geist“ – angenommen hat (vgl. Paret 1970, 
S.351). 
318 Vgl. Sure 5, Vers 75 (Paret 1962, S.97) 
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nichts anderes befohlen worden, als einem einzigen Gott zu dienen, außer dem es 
keinen Gott gibt.“319 
   Damit war es mit der Anerkennung der beiden „Schwesterreligionen“ des Islam 
wohl endgültig vorbei. Sie wurden zwar – unter bestimmten Voraussetzungen – 
geduldet, von einer„Gleichberechtigung“ waren sie aber weit entfernt. Juden und 
Christen mussten ihren muslimischen Herren zukünftig mit Demut begegnen und 
regelmäßig eine Sondersteuer entrichten. Verweigerten sie dieses, so konnten sie 
mit Waffengewalt dazu gezwungen werden. Sowohl Juden, als auch Christen 
besaßen in der islamischen Gesellschaft (nur mehr) den Status von 
„Schutzbefohlenen“ (Dhimmi).  
  Das bedeutet aber keineswegs eine Aufhebung ihrer heiligen Schriften Thora 
und Evangelium. Dafür gibt es mehrere Hinweise im Koran.320 Welche dieser 
Stellen aus dem Koran nun leitend für die Anerkennung oder Ablehnung von 
Juden und Christen durch die muslimische Mehrheit herangezogen wurde, hängt 
wohl mit dem herrschenden politischen und religiösen Geist der jeweiligen Zeit 
zusammen. Jedenfalls lassen sich aus dem Koran sowohl Gründe für Toleranz als 
auch für Intoleranz  ableiten. Wie diese Vorschriften dann im Endeffekt von den 
Machthabern ausgelegt wurden, ist wohl nur aus dem jeweiligen geschichtlichen 
Kontext heraus zu verstehen. 
Der „Heilige Krieg“ (Jihad)  
   Der Begriff „Heiliger Krieg“ hat vor allem in letzter Zeit eine traurige 
Berühmtheit erlangt. Sowohl von islamischer, als auch von westlicher Seite wird 
er vielfach für Propagandazwecke eingesetzt. Betrachtet man die Begriffe „Krieg“ 
oder „Kampf“ ganz allgemein in Hinblick auf Toleranz, so ist der Widerspruch 
auffallend. Sobald von Krieg gesprochen wird, hat Toleranz offensichtlich ihren 
Stellenwert verloren. Das gilt selbstverständlich auch dann, wenn von einem 
                                                 
319 Sure 9, Verse 29-31 (Paret 1962, S.153f).  
320 So heißt es z.B. in Sure 5, Vers 48: „Für jeden von euch (die ihr verschiedenen Bekenntnissen 
angehört) haben wir ein (eigenes) Brauchtum und einen (eigenen) Weg bestimmt. Und wenn Gott 
gewollt hätte, hätte er euch zu einer einzigen Gemeinschaft gemacht. Aber er (teilte euch in 
verschiedene Gemeinschaften auf und) wollte euch (so) in dem, was er euch (von der Offenbarung) 
gegeben hat, auf die Probe stellen. Wetteifert nun nach den guten Dingen! Zu Gott werdet ihr 
(dereinst) allesamt zurückkehren.“ (Paret 1962, S.93f).  
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„Heiligen Krieg“ oder „Heiligen Kampf“ gesprochen wird. Allein die hier kurz 
angesprochenen Problemkreise sind Grund genug, dem Phänomen „Jihad“ einige 
Aufmerksamkeit zu widmen.321 Die folgenden Untersuchungen beschränken sich 
– wie im vorangegangenen Abschnitt – auf die Aussagen im Koran zu diesem 
Thema.  
   Muslime – ganz allgemein – werden im Koran nachhaltig dazu aufgefordert, 
sich für den Islam und seine Verbreitung einzusetzen. Es ist ein Einsatz „auf dem 
Wege Gottes“, und der gilt verpflichtend sowohl innerhalb des islamischen 
Staates als auch für die Beziehungen der islamischen Gemeinschaft (umma) zu 
den anderen Völkern und Glaubensgemeinschaften. Jihad wörtlich übersetzt heißt 
dementsprechend auch „ein Sichabmühen auf dem Wege Gottes.“322 Diese 
Verpflichtung – Wahrung der Rechte Gottes und der Interessen der islamischen 
Gemeinschaft – ist im Normalfall eine Kollektivpflicht der muslimischen 
Gemeinde. Zur Individualpflicht wird der Jihad nur dann, wenn ein islamisches 
Land (unerwartet) angegriffen und damit in seinem Fortbestand bedroht wird. Fest 
steht jedenfalls, der gläubige Muslim hat sich – ob aufgrund eines Befehls oder 
aus eigener Verantwortung – „mit seinem Vermögen und in eigener Person“ dem 
Kampf zu stellen.323 Damit zählt der Jihad zu den wesentlichen Pflichten eines 
Muslims, ist aber – nach Meinung der meisten Interpreten – nicht Bestandteil der 
sogenannten „fünf Pfeiler“ des Islam.324 
                                                 
321 Wichtig in diesem Zusammenhang ist, dass von einigen islamischen Rechtsgelehrten ein 
Unterschied zwischen „Großem“ („großem Einsatz“) und „Kleinem Jihad“ („kleiner Einsatz“) 
gemacht wird. Beim „Großen Jihad“ geht es um die tägliche Bemühung für einen aufrichtigen 
Glauben und entsprechenden Gehorsam gegenüber Gott, sowie um die Bekämpfung der eigenen 
Unzulänglichkeiten (Aggression, Gier, Selbstsucht usw.). Dazu kommen noch der Einsatz für das 
Gute (Wohltätigkeit im eigenen Land, Missionstätigkeit in nicht-islamischen Ländern usw.) und - 
grundsätzlich – die Verhinderung des Bösen. Der „Kleine Jihad“ meint den Einsatz mit 
kriegerischen Mitteln, der zur Verteidigung des Landes und des Glaubens dient, sowie dem Schutz 
für unterdrückte und verfolgte Gläubige (vgl. Khoury 1980, S.109). Um diesen  - „Kleinen Jihad“ 
– geht es in der vorliegenden Analyse.  
322 Paret 1970, S.355. Selbstverständlich ist das nur eine von vielen Interpretationen dieses 
Begriffes.  
323 Vgl. u.a. Sure 9, Vers 41 (Paret 1962, S.155) 
324 Zu den „fünf Pfeilern (Säulen) des Islam“ zählen: Das Glaubensbekenntnis (es gibt keinen Gott 
außer Allah und Muhammad ist sein Gesandter), das Verrichten des Gebetes, die Zahlung der 
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   Die Aussagen im Koran über den Jihad sind – wie diejenigen bezüglich 
Toleranz gegenüber den anderen Gesellschaften – sehr stark vom historischen 
Kontext abhängig. In der Zeit in Mekka war die muslimische Gemeinschaft noch 
recht klein und politisch unbedeutend. Die Muslime waren teilweisen 
Verfolgungen ausgesetzt und wurden unterdrückt, weshalb sie von Muhammad 
auch zu Geduld, Genügsamkeit und Zusammenhalt aufgerufen wurden.325 An 
einen „Heiligen Krieg“ mit Waffengewalt war also in dieser Phase (noch) nicht zu 
denken. Muhammad beschränkte sich deshalb darauf, einen „ideologischen“ 
Krieg zu führen, indem er den Ungläubigen (d.h. den Reichen und Mächtigen von 
Mekka zu dieser Zeit) jenseitige Höllenstrafen in Aussicht stellte. Vor allem 
diejenigen von ihnen, die versuchten, die Gläubigen von ihrem Weg abzubringen, 
wurden im Koran massiv bedroht. „Diejenigen, die gläubige Männer und Frauen 
Prüfungen aussetzen (um sie zum Abfall vom Islam zu verleiten) und hierauf nicht 
umkehren (und sich eines Besseren besinnen), haben (dereinst) die Höllenstrafe 
zu erwarten, die Strafe des Höllenbrandes.“326 Für die Gläubigen aber, die diesen 
Versuchungen widerstehen und sich an den Aussagen des Koran orientieren, 
werden – allerdings auch jenseitige – paradiesische Zustände kommen und das 
„große Glück“.327 
   Nach der Auswanderung der Muslime konnten diese in Medina sehr schnell 
politisch an Einfluss gewinnen, und ihre Gemeinschaft wuchs stetig. Die 
Machthaber in Mekka versuchten das zu verhindern, indem sie einerseits die 
Ausreise der noch verbleibenden Muslime behinderten und zudem noch einen 
bewaffneten Krieg gegen Muhammad und seine Gefolgschaft in Medina 
vorbereiteten.328 Gegen diese Bedrohung mussten sich die Muslime wehren. 
Deshalb heißt es im Koran: „Denjenigen, die (gegen die Ungläubigen) kämpfen, 
ist die Erlaubnis (zum Kämpfen) erteilt worden, weil ihnen (vorher) Unrecht 
geschehen ist.“329 Im Koran wird die Begründung für einen (bewaffneten) Kampf 
                                                                                                                                     
Almosensteuer, die Pilgerfahrt und das Fasten im Ramadan. Vgl. dazu u.a. URL: 
http://www.hs83.de/islam2.htm (20.7.2009). 
325 Vgl. Sure 18, Vers 28 (Paret 1962, S.240) 
326 Sure 85, Vers 10 (Paret 1962, S.506) 
327 Vgl. Sure 85, Vers 11 (Paret 1962, S.506) 
328 Vgl. Alabied 2001, S.80f 
329 Sure 22, Vers 39 (Paret 1962, S.274) 
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gegen die Ungläubigen und Unterdrücker aber nicht nur auf diese Bedrohung 
bezogen, sondern ideologisch entscheidend weiter entwickelt. Der Krieg sollte ein 
„gerechter“ sein, denn es geht ja um die „Sache Gottes“. Auch wenn dem 
Einzelnen das Kämpfen möglicherweise „zuwider“ ist, muss er es trotzdem tun, 
denn Gott allein weiß, was gut für die Menschen ist.330 
   Gegen wen soll nun gekämpft werden, wer sind die erklärten Feinde des Islam? 
Der Personenkreis wurde bereits beschrieben: Es sind die Ungläubigen, die 
Polytheisten und - ganz allgemein - die Andersgläubigen. Das sind aber alles 
Feinde, die außerhalb der islamischen Gesellschaft sind. Aber auch innerhalb der 
islamischen Gemeinschaft gibt es Personen, gegen die ein Jihad geführt werden 
muss. Es sind dies die Häretiker und Separatisten, sowie vor allem diejenigen, die 
vom islamischen Glauben abgefallen sind und solcherart auf Distanz zur 
Gemeinschaft der Muslime gehen. Für die Ungläubigen ganz allgemein und im 
besonderen Maße für die abtrünnigen Muslime gilt, dass ihre „diesseitigen und 
jenseitigen Werke“ nicht anerkannt werden. Auf sie wartet im Jenseits das ewige 
Höllenfeuer.331 
    Der Abfall vom Glauben (Apostasie), sofern er keine Entschuldigung hat, wird 
im Koran als schwere Schuld bezeichnet, er zählt zu den schwersten Sünden, die 
der Mensch begehen kann. Der Koran hat dafür sehr harte Worte: „Diejenigen, die 
nicht an Gott glauben, nachdem sie gläubig waren – außer wenn einer (äußerlich 
zum Unglauben) gezwungen wird, während sein Herz (endgültig) im Glauben 
Ruhe gefunden hat, - nein diejenigen, die frei und ungezwungen dem Unglauben 
in sich Raum geben, über die kommt Gottes Zorn, und sie haben (dereinst) eine 
gewaltige Strafe zu erwarten.“332  
   Für einen Muslim, der bereits gläubig geworden ist, gibt es im Prinzip keine 
Toleranz in Bezug auf Religionsfreiheit. Ihm ist es nicht gestattet, über die 
Beibehaltung oder Ablegung des Glaubens frei zu entscheiden. Der Koran sieht 
als Strafe für Apostasie den „Zorn Gottes“ vor, die islamische Tradition hingegen 
                                                 
330 Vgl. Sure 2, Vers 216 (Paret 1962, S.31). An einer anderen Stelle im Koran heißt es dazu: 
„Diejenigen, die gläubig sind, kämpfen um Gottes willen, diejenigen, die ungläubig sind, um der 
Götzen willen. Kämpft nun gegen die Freunde des Satans!“ (Sure 4, Vers 76, Paret 1962, S.73). 
331 Vgl. Sure 2, Vers 217 (Paret 1962, S.31) 
332 Sure 16, Vers 106 (Paret 1962, S.225). Vgl. dazu u.a. auch Sure 3, Vers 86, Sure 4, Vers 137 
und Sure 5, Vers 5. 
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die Todesstrafe. Dabei wird auf eine Anweisung Muhammads Bezug genommen, 
der gemeint hat: „Wer seine Religion wechselt, den tötet.“333 Im islamischen 
Gesetz gibt es also für Apostasie die Todesstrafe, weil sie die schwerste Sünde 
überhaupt darstellt und als direkten Angriff auf Gott und die islamische 
Gemeinschaft angesehen wird. Die Tradition beruft sich dabei auch auf eine 
Koranstelle, die zwar explizit die Heuchler betrifft, aber auch auf Abtrünnige 
anzuwenden ist. Darin wird ausdrücklich gefordert, sie zu ergreifen und zu 
töten.334 Wie schwierig und auch problematisch es ist, Apostasie als Tatbestand 
eindeutig festzustellen, zeigt u.a. der Fall des Islamwissenschaftlers Abu Zaid.335 
   Der „Heilige Krieg“ gegen die Abtrünnigen - das muss betont werden - war zur 
Zeit Mohammads weniger ein religiöses, sondern in erster Linie ein politisches 
Erfordernis. Glaubensabfall bedeutete gleichzeitig auch politische Gegnerschaft in 
der damals noch jungen islamischen Gemeinde. Für den Gläubigen besteht die 
Pflicht, sich am Kampf gegen die Abtrünnigen und gegen die „Verführer“ zu 
beteiligen.336 Allerdings sieht der Koran auch „Regeln“ für diesen Kampf vor, die 
Gläubigen werden ausdrücklich aufgefordert, den (gerechten) Kampf „ohne 
Übertreibung“ zu führen.337 Damit die Gläubigen sich auch tatsächlich dem 
gefährlichen Unterfangen „Jihad“ hingeben, wird ihnen – falls sie dabei selbst 
getötet werden – der sofortige Eintritt ins Paradies versprochen, namentlich eine 
„himmlische Speise“338, aber auch Gottes Wohlwollen und der Aufenthalt in den 
himmlischen Gärten.339 Allgemein wird den „Kämpfern Gottes“ auch dessen 
Liebe und Zuneigung versprochen. „Gott liebt diejenigen, die um seinetwillen in 
Reih und Glied kämpfen (und) fest (stehen) wie eine Mauer.“340 
   Über den „Heiligen Krieg“ im Islam und dessen „Verankerung“ im Koran 
könnten noch viele Beispiele angeführt werden. Die kurze Darstellung genügt 
allerdings, da es gerade bei diesem Thema lediglich darum geht, die 
                                                 
333 Khoury 1980, S.110 
334 Vgl. Sure 4, Vers 89 (Paret 1962, S.75) 
335 Vgl. Kapitel 4.1.3 in dieser Arbeit 
336 Vgl. Sure 2, Vers 191 (Paret 1962, S.27) 
337 Vgl. Sure 2, Vers 190 (Paret 1962, S.27) 
338 Vgl. Sure 3, Vers 169 (Paret 1962, S.60) 
339 Vgl. Sure 9, Vers 21 (Paret 1962, S.152) 
340 Sure 61, Vers 4 (Paret 1962, S.465) 
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Kontextbezogenheit der historischen Quellen aufzuzeigen. Denn aus dem Koran 
können sowohl Toleranz als auch Intoleranz abgeleitet und begründet werden. 
Damit soll auch darauf hingewiesen werden, wie gefährlich es sein kann und wie 
groß zugleich die Versuchung ist, z.B. beliebige Koranstellen für die eigene 
Argumentation zu „missbrauchen“. Der Koran gibt moralische und politische 
Leitlinien für eine muslimische Gemeinschaft, die für einen Stadtstaat wie Medina 
im 7.Jht. ausgelegt sind. Das sind – im Vergleich zu heutigen islamischen 
Gesellschaften – grundlegend unterschiedliche Bedingungen. Solche Textquellen 
können nur verstanden und entsprechend angemessen verwendet werden, wenn 
auch ihr Bedeutungszusammenhang berücksichtigt wird. 
Religiöser Fundamentalismus im heutigen Islam 
   Der „Kampf der Kulturen“, so sagte Osama Bin Laden in einem Interview im 
Oktober 2001, sei zweifellos ein richtiger Befund, denn der Koran sehe diesen 
Kampf ja vor.341 Mit dieser Einschätzung der gegenwärtigen weltpolitischen 
Situation liegt Bin Laden gleichauf mit amerikanischen Fundamentalisten. Denn 
Fundamentalisten – ganz gleich welcher Religion oder Kultur sie angehören – 
neigen dazu, einfache Thesen zu verbreiten, die in der heutigen 
Mediengesellschaft schnell und unkritisch aufgenommen werden können. 
Komplexe Zusammenhänge werden nicht mehr differenziert betrachtet, sondern 
diese Thesen dienen lediglich zur Abgrenzung vom Anderen und der 
Mobilisierung und Polarisierung. Mit diesen Schlagworten zum Thema 
Fundamentalismus soll lediglich darauf hingewiesen werden, dass eine solche 
Einstellung dem Ideal der Toleranz offensichtlich widerspricht. Die folgende 
Analyse wird einige Aspekte aus dem Bereich des heutigen islamischen 
Fundamentalismus aufzeigen.  
  Die erste Frage, der hier nachgegangen wird, ist die Frage nach den Wurzeln des 
Fundamentalismus im Bereich des Islam. Hier hat der „Westen“ einen 
entscheidenden Anteil. Faktum ist, den islamischen Ländern wurde die 
(westliche) Moderne aufoktroyiert. Der europäische Kolonialismus hat die Idee 
des säkularen Nationalstaates in die islamische Welt „gebracht“, mit dem Effekt, 
dass es dann zu großen Spannungen zwischen der säkularen politischen Elite und 
                                                 
341 Vgl. Schäfer 2008, S.11 
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den traditionellen islamischen Glaubensinhalten kam (Einheit von Religion und 
Politik). Diese „Verwestlichung“ und die Globalisierung der letzten Jahrzehnte 
haben zu tief greifenden Veränderungen und damit auch Spannungen innerhalb 
der islamischen Gesellschaften geführt. Folgt man dem französischen 
Kulturwissenschaftler und anerkannten Islamforscher Olivier Roy, so sind die 
Aktivitäten des gegenwärtigen islamischen Fundamentalismus aber nicht als eine 
Reaktion einer „unter Beschuss geratenen traditionellen Kultur“ zu verstehen, 
sondern vielmehr ein Zeichen von zunehmender Entwurzelung und 
Säkularisierung.342  
   Der islamische Fundamentalismus ist laut Roy der Ausdruck einer 
Entkoppelung von Religion und Kultur, bzw. Religion und Politik. Das ist nicht in 
dem Sinn zu verstehen, dass Religion keine Rolle mehr spielen würde, sondern 
darauf zurückzuführen, dass Religion nicht mehr mit Kultur bzw. Politik gleich 
gesetzt wird. Die Veränderungen im Bereich der Religiosität sind es, - also die 
persönliche Beziehung zwischen dem gläubigen Muslim und  seinem Glauben - 
die Fundamentalisten auf den Plan rufen. Der Wandel innerhalb des Islam bezieht 
sich nicht auf Dogmen oder Inhalte, sondern es geht um die „Beziehung zwischen 
dem Gläubigen und der Religion.“343 Innerhalb des islamischen Kulturkreises 
kommt es also zu Auseinandersetzungen über die eigenen Werte und ihre 
Orientierungskraft.  
   Das Phänomen der religiös-fundamentalistischen Bewegungen kann auch als 
eine Reaktion auf die zunehmende „Entterritorialisierung“ des Islam aufgefasst 
werden. Durch die massenweise Zuwanderung von Muslimen nach Amerika und 
Europa gibt es für den Islam keine geografische Einheit mehr, deshalb nennt Roy 
den Islam auch eine „westliche Religion“.344 Aber es sind auch politische 
Veränderungen und die Folgen der Globalisierung, die zu einer „Verwischung der 
Grenzen“ zwischen dem Islam und dem Westen geführt haben. Die Grenze 
zwischen dem Islam und dem Westen ist keine geografische und – in 
zunehmendem Maße – auch keine kulturelle mehr. Deshalb muss die Religion 
auch neu bestimmt werden, weil immer mehr Muslime außerhalb ihrer Kultur 
                                                 
342 Vgl. Roy 2006, S.7 
343 Roy 2006, S.8 
344 Vgl. Roy 2006, S.33 
 539 
leben. Muslime sind weltweit – da sie von ihrer ursprünglichen kulturellen 
Bindung losgelöst sind – auf der Suche nach einer neuen „Authentizität“. Dabei 
geht es für sie nicht mehr darum, ihre ursprüngliche Identität wieder zu erlangen, 
sondern der Wunsch geht darüber hinaus in Richtung eines „ahistorischen 
Modells des Islam.“345 
   Die „Verwestlichung“ des Islam führt zu unterschiedlichen Reaktionen. Allen 
gemeinsam ist der Wunsch nach einer „Re-Islamisierung“, die u.a. auch als 
Antwort auf die zunehmende Dekulturation zu betrachten ist. Es geht dabei um 
eine muslimische Identität, die nicht mehr an eine bestimmte Kultur gebunden ist, 
d.h., „die unabhängig vom Kulturbegriff selbst definiert werden kann.“346  Diese 
Suche nach einer neuen muslimischen Identität, nach einem „reinen Islam“ gerade 
außerhalb der traditionellen Kulturräume (Stichwort: Der Islam als 
Minderheitenreligion), führt zu fundamentalistischen Bewegungen. Roy nennt 
dazu zwei Erscheinungsformen:347 Der Neo-Fundamentalismus, der sich auf eine 
„imaginäre“ religiöse Gemeinschaft aller Muslime (umma) bezieht. Diese ist dann 
losgelöst von jeder Ethnizität, Sprache oder Kultur, und ist damit auch an kein 
bestimmtes Territorium gebunden. Bezeichnend für die Einstellung dieser Gruppe 
ist ihre Weigerung, spezifisch „islamische“ Institutionen innerhalb eines Staates 
aufzubauen. Sie sind der Meinung, die Schari’a allein würde ausreichend sein.348 
Die zweite Form ist der Islamismus, der für die Re-Islamisierung die Neuordnung 
des islamischen Staates fordert. Bezeichnend für diese Gruppe ist, dass sie z.B. 
ganz bewusst Begriffe aus der (westlichen) Politikwissenschaft übernehmen 
(Ideologie, Revolution, politische Partei usw.), und ihnen durch Umformung eine 
moderne islamische Bedeutung geben.  
  Besonders für die Neo-Fundamentalisten ist die Globalisierung mehr eine 
Chance als ein Verlust. Gerade weil viele Muslime von ihrer Kultur abgeschnitten 
sind und in Gesellschaften leben, die von nicht-islamischen Traditionen geprägt 
sind, „eröffnet sich die Gelegenheit, eine muslimische Gemeinschaft wieder 
                                                 
345 Vgl. Roy 2006, S.39f 
346 Roy 2006, S.41 
347 Vgl. Roy 2006, S.15 und 243ff 
348 Vgl. Roy 2006, S.245 
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herzustellen, die ausschließlich auf islamischen Glaubenssätzen beruht.“349 Ein 
solcher Ansatz ist dann nicht mehr kontextgebunden und erlaubt es den 
Menschen, in einer „Art virtuellen, entterritorialisierten“ Gemeinschaft zu leben. 
Wo immer sich der gläubige Muslim aufhält, bleibt er Teil dieser virtuellen 
Gemeinschaft. Wichtig ist – und das bleibt jedenfalls festzuhalten, - dass 
religiöser Fundamentalismus, welcher Art auch immer, nicht aus dem Kampf 
zweier verschiedener Kulturen entsteht (siehe Huntington oder auch Bin Laden), 
sondern als Ausdruck der Krise und des Veränderungsdruckes innerhalb der 
Kulturen zu verstehen ist. Religiöser Fundamentalismus im Islam hat seine 
Wurzeln sowohl in der kolonialen Vergangenheit und deren Prolongierung durch 
säkularisierte Nationalstaaten (z.B. in Ägypten), als auch in der beschriebenen 
Entterritorialisierung und der damit verbundenen Entkoppelung von der 
traditionellen Kultur.350 Daher ergeben sich auch zwei Spannungsfelder, in denen 
der islamische Fundamentalismus aktiv ist: Im „Innenverhältnis sind es die 
Spannungen mit den herrschenden Eliten, die ihre Macht nicht immer mit 
demokratischen Mitteln zu erhalten versuchen. Im „Außenverhältnis“ sind es vor 
allem die USA und Israel, aber auch die weltweit verstreut lebenden Muslime, die 
sich allzu sehr einer „Verwestlichung“ hingeben. 
   Wie sieht nun das Programm dieser Neofundamentalisten aus,351 welche 
Begründung dafür geben sie an? Auf wen oder was berufen sich diese Gruppen, 
deren einflussreichsten die Wahhabiten und Salafisten sind?352 Das Zentrum ihres 
Glaubens – wie bei allen Sunniten – ist das Bekenntnis zur Einheit und 
                                                 
349 Roy 2006, S.48 
350 Heinrich Wilhelm Schäfer spricht in diesem Zusammenhang sehr treffend von der 
„Wahrnehmung einer doppelten Unterwerfung“, die Anhänger fundamentalistischer Bewegungen 
im Islam haben (vgl. Schäfer 2008, S.51). 
351 Roy verwendet den Begriff „Neofundamentalismus“ deshalb, weil sich der gegenwärtige 
islamische Fundamentalismus den „neuen“ Herausforderungen wie Entterritorialisierung, 
Globalisierung und Verwestlichung mit ihren speziellen Auswirkungen auf die islamische 
Gesellschaft zu stellen hat. Fundamentalismus, verstanden als „Ruf zur Rückkehr zum wahren 
Glauben“, hat es in der islamischen Tradition immer schon gegeben (vgl. Roy 2006, S.230f). 
352 Beide Gruppierungen sind Vertreter eines radikalen sunnitischen Islam. Für die Wahhabiten 
siehe u.a. den Artikel von Georg Brunhold in der deutschen Zeitschrift „Die Zeit“: URL: 
http://www.zeit.de/2001/47/200147_wahabismus-kaste.xml.   Für das Programm der Salafisten 
siehe u.a. URL: http://www.qss.org/articles/salafi/text.html (27.7.2009). 
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Einzigartigkeit Gottes. Jede Art von „Beistellung“, d.h. Gott etwas Gleichwertiges 
zur Seite zu stellen, wird von ihnen vehement abgelehnt.353 Ihr religiöser Ansatz 
ist einer, der die strikte und buchstäbliche Lesart des Koran und der Sunna 
(Überlieferung dessen, was Muhammad gesagt und getan hat) fordert. Alle 
„Zusätze“ sind abzulehnen, für sie wäre das eine „unzulässige Erneuerung“, die 
der Häresie gleichkommt. Ihr Konzept kann auch als „Wiederbelebung des 
Goldenen Zeitalters“ – also die Zeit Muhammads und der ersten Kalifen – 
verstanden werden.354 Sie gehen dabei davon aus, dass der Koran nicht 
„geschaffen“ wurde, sondern als „Sprache Gottes“ mit diesem auch als 
wesensgleich anzusehen ist. Der Koran ist damit „göttliche Vernunft“, und es ist 
daher selbstverständlich, dass sich die menschliche Vernunft dieser unterzuordnen 
hat. Die Wesensgleichheit des Koran mit Gott bringt es aber auch mit sich, dass 
hier ein „Irrtum“ ausgeschlossen ist, d.h., die Positionen des Koran und der ersten 
Generation werden als absolut angesehen.355 Kritiker dieser Position weisen u.a. 
auf die Gefahren hin, wenn ein - zumindest teilweise metaphorisch verfasster - 
Text  „beim Wort genommen wird“.356 
   Neofundamentalisten treten auch für eine strikte Umsetzung des islamischen 
Gesetzes (schari’a) ein, sie lehnen „vom Menschen gemachte Gesetze“ ab. 
Außerdem lässt sich ihrer Meinung nach gerade vom Westen nichts lernen. Der 
Islam ist für sie eine allumfassende Religion, der alle Belange des Menschen 
abdeckt. Mit dieser „Verherrlichung des Glaubens“357 ist auch ein tiefes Vertrauen 
auf Erlösung verbunden. Das erklärte Ziel ist es demnach, Gott zu gefallen, d.h., 
sein Wohlwollen zu erlangen. Für die Radikalen unter den Neofundamentalisten 
ist die richtige Tat deshalb auch wichtiger als der Sieg, der dann von Gott als 
„Draufgabe“ ohnehin geschenkt wird. Für Olivier Roy ist dieser Gedankengang 
                                                 
353 Vgl. Roy 2006, S.239f 
354 Vgl. Schäfer 2008, S.55 
355 Schäfer schreibt dazu: „Der niedergeschriebene Koran ist die Kopie der ungeschaffenen 
‚Mutter aller Bücher’, die bei Gott liegt. Gott hat sie in der Offenbarungsnacht Muhammad ins 
Herz geschrieben, und der Erzengel Gabriel hat sie von dort auf Muhammads Zunge gebracht. 
Der Mythos ist die Gottunmittelbarkeit des geschriebenen arabischen Koranwortes […]. Damit 
sind sämtliche Anweisungen irrtumsfrei und unfehlbar.“ (Schäfer 2008, S.59). 
356 Vgl. Schäfer 2008, S.59 
357 Vgl. Roy 2006, S.242 
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der Radikalen auch dafür mitverantwortlich, dass sie – wie die Entwicklung der 
letzten Zeit gezeigt hat - u.a. auch zu Selbstmordanschlägen bereit sind.358 
   Wie sehen nun die Strategien aus, mit denen Neofundamentalisten und 
Islamisten359 ihr – intolerantes – Programm umzusetzen versuchen? Es gibt dafür 
– das sei gleich vorweg gesagt – eine Vielzahl von Strategien, die durch den 
jeweiligen Kontext bedingt sind. Beispielhaft wird hier – wohl auch aus Gründen 
der Aktualität – nur kurz auf die Strategie einer Gruppe, nämlich Al Qaida, 
eingegangen. Die Strategie dieser radikalen Gruppe und ihrer angeschlossenen 
Organisationen kann recht schnell benannt werden: Es ist transnationaler 
religiöser Terrorismus, dessen Merkmal der effektive Einsatz von Gewalt 
besonders auf symbolträchtige Ziele (einschließlich der Zivilbevölkerung) ist, 
sowie die „Verwendung“ von Selbstmordattentätern. Als weiteres Merkmal 
kommt hinzu, dass diese Gruppen wenig oder keine Verankerung in der 
Bevölkerung haben. Trotz dieser kulturellen Entwurzelung gelingt es Al Qaida 
jedoch immer wieder, Freiwillige – meist (zornige) junge Männer -  für ihre 
Unternehmungen zu rekrutieren.360 Denn die Anzahl potentieller Kämpfer ist 
groß. Viele haben das Gefühl von Ungerechtigkeit, Chancenlosigkeit und – 
besonders wichtig – Verletzung der Ehre. Typisch für Terrorismus ist das Handeln 
aus einer „schwachen Position“ heraus. Für diese gedemütigten und im Gefühl der 
Hoffnungslosigkeit bezüglich ihrer persönlichen Zukunft lebenden jungen 
                                                 
358 Vgl. Roy 2006, S.243 
359 Auf die Positionen der Islamisten wurde nicht genauer eingegangen. Der Unterschied zu den 
Neofundamentalisten ist in erster Linie von ihrem Verhältnis zu Staat und Politik geprägt. Das Ziel 
der Islamisten ist die Errichtung eines islamischen Staates, und für diesen „politischen Kampf“ 
haben sie unterschiedliche Strategien entwickelt. Die „Feinde“ der Islamisten – ganz allgemein 
gesprochen – sind im Innenverhältnis die herrschenden (säkularisierten) Eliten und im 
Außenverhältnis „der Westen“, bevorzugt die USA und Israel. 
360 Vgl. Schäfer 2008, S.84. Olivier Roy beschreibt den typischen „Werdegang“ eines Al Qaida 
Kämpfers folgendermaßen: Die meisten von ihnen haben ihre Heimatländer verlassen, haben zum 
Teil im Ausland (meist im Westen) studiert und lebten dort als kulturelle Außenseiter. Sie waren 
„verwestlicht“ und haben größtenteils mit dem traditionellen Islam gebrochen. Ihre Re-
Islamisierung fand in kleinen Gruppen mit ebenfalls entwurzelten Glaubensbrüdern statt. Auf 
diese Weise wurden diese jungen Männer – Roy bezeichnet sie als die „zweite Welle“ von Al 
Qaida Kämpfern - radikalisiert und fanden Anschluss an supranationale islamistische Netzwerke 
(vgl. Roy 2006, S.295f)  
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Menschen ergibt sich mit einer kämpferischen Aktion die Möglichkeit, 
wenigstens einmal Macht zeigen zu können und auch die verletzte Ehre wieder zu 
gewinnen.361 Um dieses „Potential“ auch weiter aktiv zu halten, spricht 
beispielsweise Bin Laden immer wieder von der „Arroganz der Mächtigen“, der 
„Aggressivität des Westens“ und der damit verbundenen (verletzten) Ehre der 
muslimischen Gemeinschaft. 
   Die Botschaft, die der religiöse Terrorismus „Marke Al Qaida“ aussendet, ist 
zweigeteilt: Nach innen sprechen sie von Tapferkeit sowie Würde, und stellen 
(jenseitige) Belohnung in Aussicht, weil sie den Feind getötet oder zumindest 
gedemütigt haben. Nach außen bewirken die terroristischen Aktionen das Gefühl 
von Ohnmächtigkeit und damit von Verunsicherung und Angst. Die religiöse 
Rechtfertigung und auch Motivation ist recht einfach und geht auf das bewährte 
Schema „Freund-Feind“ zurück. Die islamische Gemeinschaft ist bedroht, Jihad 
wird als Antwort darauf gesehen und als persönliche Pflicht des Einzelnen. 
Gemäß der göttlichen Bestimmung hat der gläubige Muslim sich dafür 
einzusetzen und wenn nötig auch zu opfern. Selbstmordattentate erscheinen aus 
dieser Perspektive keinesfalls mehr paradox. Ob es ein genau definiertes 
politisches Ziel dieser Gruppe gibt, bleibt umstritten. Zurzeit scheint es 
vorwiegend um die Aufrechterhaltung einer schlagkräftigen Kampfgruppe zu 
gehen. Die weitere Entwicklung wird Aufschluss darüber geben.  
  Abschließend bleibt festzuhalten, dass ich in dem Abschnitt „Wie tolerant ist der 
Islam“ das Hauptaugenmerk auf „Intoleranz“ gelegt habe. Das erscheint mir 
durchaus legitim, da es solche Tendenzen – oder Stellen, die eine entsprechende 
Auslegung zulassen – durchaus im Koran und der Sunna gibt. Das heißt jedoch 
selbstverständlich nicht, dass es nicht auch sehr viele Belege für Toleranz in der 
islamischen Tradition gibt. Auf einige – aus dem Koran stammende – habe ich am 
Anfang dieses Abschnittes hingewiesen.362 Wichtig war mir lediglich 
herauszuarbeiten, dass es durchaus Parallelen in der Toleranzkonzeption zwischen 
                                                 
361 Nach islamistischer Auffassung ist die Ehre der islamischen Gesellschaft (Umma) vor allem 
dadurch verletzt worden, weil der Westen (über die Kolonialisierung und durch die säkularisierten 
Eliten im eigenen Land, aber auch durch die hegemonialen Tendenzen der letzten Jahrzehnte) in 
die Umma eingedrungen ist (vgl. Schäfer 2008, S.90). 
362 Zu islamischen Toleranzkonzepten siehe u.a. Khoury 1980, Schulze 1996 und Rad 2005. 
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Islam und Christentum gibt (Stichwort Offenbarungsreligion), aber auch 
Unvergleichbarkeiten, die in erster Linie aus der historischen Entwicklung heraus 
zu erklären sind. 
    Die große (interkulturelle) Herausforderung für die Zukunft wird es u.a. sein, 
sich den zum Teil sehr komplexen Zusammenhängen mit angemessener 
Genauigkeit und Offenheit zu nähern. Nasr Hamid Abu Zaid, dessen 
Gerechtigkeitskonzeption in dieser Arbeit bereits vorgestellt wurde (siehe Kapitel 
4.1.3), hat das – bezogen auf den islamistischen Terrorismus – beispielhaft 
aufgezeigt. Er spricht von zwei Botschaften, die der Terrorismus aussendet: Die 
eine mit  politischer, und die andere mit religiöser „Hülle“. Beide Botschaften 
müssen „gelesen“ werden, allerdings mit unterschiedlichen Methoden. Die 
politische Botschaft (Reaktion auf Unterdrückung und Chancenlosigkeit) wird mit 
militärischen und sicherheitspolitischen Lösungsansätzen allein wohl nicht in den 
Griff zu bringen sein. Die religiöse Botschaft muss ebenfalls mit „kritischem und 
analytischem Ernst“ behandelt werden. Hier geht es darum, „Dimensionen der 
Verschmelzung zwischen Heiligem Text und Geschichte“ aufzudecken. Das gilt 
allerdings nicht nur für den Islam, sondern erfordert große Anstrengungen und 
viel schöpferische Kraft bei allen Religionen. Denn nur auf diese Weise kann man 
kreative Kritik an religiösen Dogmen üben.363  
   Jede Art von Fundamentalismus – das wurde bereits betont – geht von der 
Richtigkeit des eigenen und der Falschheit des anderen Standpunktes aus. Wer so 
denkt, der denkt bereit fundamentalistisch oder fanatisch. Ram Adhar Mall nennt 
diese Konstellation einen „theoretischen Fanatismus“. Es ist nicht zuletzt die 
Aufgabe der Philosophie, konkret der interkulturellen Philosophie, einem solchen 
Denken theoretisch-argumentativ zu begegnen. Denn wenn erst noch das 
entsprechende Handeln dazu kommt, dann ist es meist für die Theorie zu spät.364 
                                                 
363 Vgl. Nasr Hamid Abu Zaid: Brutalität und Zivilisation – Gewalt und Terrorismus ? In: URL: 
http://cms.ifa.de/fileadmin/content/publikationen/downloads/gewaltstudie_de.pdf  (S.123-154, hier 
S.154) (28.7.2009). 
364 Vgl. Mall 1998a, S.31 
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6.3.4 Aktive Toleranz 
   Die kurze Untersuchung der christlichen und islamischen Toleranz (Intoleranz)-
Konzeptionen hat u.a. gezeigt, wie groß die Gefahr von Abgrenzung und der 
damit verbundenen Erscheinungen ist. Will man allerdings diesen Gefahren aktiv 
begegnen, so muss versucht werden, zu einer Toleranzkonzeption zu gelangen, 
bei der die jeweiligen religiösen und kulturellen Vorstellungen gleichberechtigt 
nebeneinander stehen und auf diese Art in einen Dialog (Polylog oder polyphonen 
Dialog) treten können. Eine „aktive oder interkulturelle Toleranz“ muss also 
verhindern, – um beim Beispiel Islam-Christentum zu bleiben – dass z.B. von 
islamischer Seite „Toleranz“ zu sehr dem westlichen Denken zugeordnet wird 
(„humanitäres Alibi des imperialen Westens“365) und als Gegenkonzept eine 
„Toleranz im Islam“ entworfen wird, die dann in einer essentialistischen 
Begründung endet. Ein aktives Toleranzkonzept muss aber auch verhindern, dass 
von westlicher Seite die wertvollen und spezifischen Erfahrungen der islamischen 
Gesellschaften in diesem Zusammenhang in der Art eines „kolonialen Aktes“ als 
nicht gleichberechtigt betrachtet werden. Bei aktiver Toleranz geht es darum, 
Begriffspaare wie „Ertragen und Sich- (gegenseitig)Fördern“, oder „Dulden und 
Sich- (gegenseitig)Achten“ miteinander vereinbar zu machen. Eine solcherart 
verstandene Toleranz würde dann zum Schlüsselbegriff einer interkulturellen 
Kommunikation werden. 
  Bevor nun genauer auf diese Konzeption eingegangen wird, noch der Versuch 
einer negativen Bestimmung von aktiver Toleranz. An einigen Beispielen soll 
gezeigt werden, was unter aktiver oder interkultureller Toleranz gerade nicht 
verstanden wird.  
Was meint „aktive Toleranz“ nicht 
   In einer kritischen Auseinandersetzung mit dem englischen Utilitaristen John 
Stuart Mill unterstellt Isaiah Berlin diesem folgende inhaltliche Bestimmung von 
Toleranz: „Ich toleriere deine unsinnigen Überzeugungen und deine dummen 
Handlungen, obwohl ich weiß, daß sie unsinnig und dumm sind.“366 Eine solche 
                                                 
365 Vgl. Schulze 1996, S.513 
366 Berlin 1995, S.269 
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„Toleranz“ wäre demnach mit einer starken Missachtung verbunden. Isaiah Berlin 
unterstellt Mill eine solche Auffassung von Toleranz deshalb, weil dieser 
behauptet hat, wenn man sich wirklich für etwas leidenschaftlich und mit all 
seinen Gefühlen engagiert, dann müsste man eine Abneigung gegen diejenigen 
haben, die eine differierende oder gar entgegengesetzte Ansicht vertreten. Denn 
ohne Leidenschaft und auch Antipathie könne es keine wirklich tiefe 
Überzeugung und damit auch keine Lebensziele geben. Mill verlangt keinen 
Respekt vor der Meinung anderer, sondern man sollte lediglich versuchen, diese 
zu tolerieren. Er ist nicht für Unterdrückung der Position der anderen, sondern für 
Toleranz in dem Sinne, dass wir sie durchaus missbilligen und für schlecht halten 
können, aber wir sollten sie tolerieren. Das ist eine Form von Toleranz, die von 
tiefen Vorbehalten und auch Misstrauen geprägt ist und eigentlich nur mit dem 
Begriff „Dulden“ in Zusammenhang zu bringen ist. Von einer aktiven Toleranz, 
wie sie hier in weiterer Folge vertreten wird, natürlich weit entfernt. 
   Toleranz darf sich auch nicht so verändern und schließlich auf die Menschen 
wirken, dass sie eine „repressive Toleranz“ wird. Dieser Terminus wurde von 
Herbert Marcuse in einem Essay in den 60er Jahren des 20.Jahrhunderts geprägt 
und bezieht sich auf die Veränderungen der „Idee von Toleranz“ in der 
fortgeschrittenen Industriegesellschaft.367 Marcuse hält Toleranz, wie sie in 
unserer westlichen Gesellschaft vor allem von den Machthabern praktiziert wird, 
als Mittel zur Unterdrückung, eben eine „repressive Toleranz“.  
   Ein von ihm angeführtes Argument dazu soll beispielhaft seine Begründung 
erläutern: In unserer demokratischen Gesellschaft kann jede Person seine 
Meinung äußern, d.h., jeder kann sagen, was er für wahr oder falsch, gerecht oder 
ungerecht, gut oder schlecht hält. Notwendige Bedingung dafür sei allerdings, - so 
Marcuse – dass jede Person zu dieser Meinungsbildung auch „fähig“ sein muss. 
Er meint damit die Befähigung „zu erwägen und auszuwählen“, und in diesem 
Sinne eine Bewertung vorzunehmen, die „autonomem Denken entspringt“.368 
Dafür bedarf es aber „wahrhafter Information“, und gerade die ist – unter der 
„Herrschaft der monopolistischen Medien“ - nicht zu bekommen. Diese Medien 
sind selbst nur „Instrumente“ der politischen und vor allem ökonomischen Macht, 
                                                 
367 Vgl. Marcuse 1966, S.93 
368 Vgl. Marcuse 1966, S.106 
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sodass auf diese Weise „vorbestimmt“ wird, was wahr oder falsch ist. Die Folge 
davon ist eine „veränderte Sozialstruktur“, die sich insofern auswirkt, als die 
„Wirksamkeit der Toleranz“ gegenüber abweichenden und oppositionellen 
Ansichten und Bewegungen geschwächt wird, und „konservative und reaktionäre“ 
Kräfte gestärkt werden. Oppositionelle Bewegungen werden so in kleine Gruppen 
isoliert und nur innerhalb dieser engen Grenzen, die von der „hierarchischen 
Struktur der Gesellschaft“ gesetzt wird, toleriert. Aber diese Toleranz – so 
Marcuse – ist eine trügerische und fördert Gleichschaltung.369 Deshalb sein Fazit: 
In einer „gleichgeschalteten“ Gesellschaft, „die sich gegen qualitative Änderung 
nahezu abgeriegelt hat, dient selbst die Toleranz eher dazu, eine solche Änderung 
zu unterbinden, als dazu, sie zu befördern.“370 Ein solches Verständnis von 
Toleranz führt lediglich dazu, die „etablierte Hierarchie“ zu schützen. Sie ist dann 
– nur mehr – eine „repressive Toleranz“.  
   Auf ein weiteres (historisches) Beispiel, was „aktive oder interkulturelle 
Toleranz“ nicht sein darf, hat der deutsche Psychoanalytiker Alexander 
Mitscherlich hingewiesen. Sowohl Russen, als auch Deutsche – so Mitscherlich – 
hätten gegenüber den Taten von Stalin bzw. Hitler eine Form von „Toleranz“ 
gezeigt, die er als „schreckliche Toleranz“ oder als „Duldsamkeit ohne kritische 
Einschränkungen“ bezeichnet.371 Dabei war es nicht nur ein passives Verhalten 
gegenüber diesen „Führern“ und ihren „paranoiden“ Systemen, sondern es war 
vielfach eine aktive Beteiligung (Mitscherlich spricht in diesem Zusammenhang 
auch von „aktiver Toleranz“) an den schrecklichen Verbrechen, weil diese 
Gräueltaten – auch wenn sie angeordnet waren – mehr oder weniger kritiklos 
ausgeführt wurden. 
   Als letztes Beispiel für eine „Negativbestimmung“ von aktiver Toleranz werden 
noch einige (polemische) Schlagworte genannt, die der Publizist Henryk M. 
Broder in einem jüngst erschienen Buch mit dem Titel „Kritik der reinen 
Toleranz“ verwendet.372 Ohne genauer auf den Inhalt einzugehen, - es handelt 
sich bei dieser Veröffentlichung um kein wissenschaftliches Werk – erscheint es 
                                                 
369 Vgl. Marcuse 1966, S.127 
370 Marcuse 1966, S.127 
371 Vgl. Mitscherlich 1976, S.8 
372 Vgl. Broder 2008 
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mir doch angebracht, wenigstens die Überschriften teilweise wiederzugeben. 
„Toleranz ist die Fortsetzung der Ratlosigkeit mit anderen Mitteln“373, oder 
„Toleranz ist eine Einbahnstraße – mit viel Gegenverkehr“374, oder „Toleranz ist 
der Wille zur Ohnmacht“375, oder „Toleranz heißt: Mengenrabatt für 
Intensivtäter“376. Solche polemischen Schlagworte können – wenn sie falsch 
verstanden oder entsprechend „verwendet“ werden – sehr gefährlich sein. Allzu 
schnell kann es dadurch zu Polarisation kommen, zumal es gerade in der heutigen 
Gesellschaft üblich ist, (bloß) auf Schlagzeilen zu reagieren, und die dahinter 
liegenden Argumente zu ignorieren. Denn – bei aller Skepsis gegenüber solchen 
Formulierungen – Broder will auf die Grenzen aufmerksam machen, die im 
Zusammenhang mit Toleranz immer zu beachten sind. Ob dafür solche Worte 
notwendig sind, bleibt anzuzweifeln. Jedenfalls lohnt es sich, auch auf die 
Grenzen der Toleranz einen kurzen Blick zu werfen. 
Grenzen der Toleranz 
   Wenn hier über die Grenzen der Toleranz nachgedacht wird, so muss eines 
vorausgeschickt werden: Es handelt sich um die Grenzen der „aktiven oder 
interkulturellen Toleranz“, um die es hier geht. Da dieses Konzept aber noch nicht 
entwickelt wurde, beschränken sich die Ausführungen auf einige wesentliche und 
allgemeine Punkte.  
   In der Literatur über interkulturelle Philosophie herrscht weitgehend ein 
Konsens darüber, dass es Grenzen der Toleranz geben muss. Denn – so die 
allgemeine Formulierung – eine grenzenlose Toleranz würde zur Aufhebung der 
Toleranz selbst führen. Es muss in diesem Zusammenhang die Frage aufgeworfen 
werden, ob im Namen der Toleranz alles toleriert werden kann. Kommt es bei 
einer Bejahung dieser Frage nicht zu einer „Verwässerung“ des 
Toleranzgedankens? Wird die Frage verneint, so bleibt offen, was das für das 
Konzept von Toleranz bedeutet. Deshalb wird hier auch von einem „Dilemma der 
                                                 
373 Broder 2008, S.85 
374 Broder 2008, S.103 
375 Broder 2008, S.123 
376 Broder 2008, S.143 
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Toleranz“ gesprochen.377 Festzuhalten bleibt jedenfalls, wenn Toleranz als 
„Tugend der Gerechtigkeit“ ein „Wert“ ist, so kann Intoleranz als „Unwert“ 
bezeichnet werden, gegen den es sich in angemessener Form abzugrenzen gilt.378  
   Gerhard Szczesny hat unter Bezug auf die westliche Demokratie geschrieben, 
dass sich die Toleranz, will sie nicht in die Gefahr des Scheiterns kommen, nach 
zwei Seiten hin abzusichern hat: „Gegen die, die ihr zu enge, und gegen die, die 
ihr gar keine Grenzen setzen.“379 Auf eine zu enge Grenzziehung wurde bereits 
hingewiesen (siehe die Formulierung „repressive Toleranz“ bei Herbert Marcuse). 
Das Beispiel „Fundamentalismus“ verweist auf die zweite Forderung, nämlich 
diejenige, dass gegenüber bestimmten „Strömungen“ sehr wohl Grenzen zu setzen 
sind. Um beim Beispiel Fundamentalismus zu bleiben, so wird von den Vertretern 
dieser „Strömungen“ ja davon ausgegangen, dass sie im Besitz der absoluten 
Wahrheit sind, und sie denken die Richtigkeit des eigenen Standpunktes immer 
zusammen mit der Falschheit des anderen. Deshalb sind sich auch die meisten der 
Philosophen, die sich mit interkultureller Philosophie beschäftigen auch über die 
Notwendigkeit einer Abgrenzung gegenüber fundamentalistischen, 
absolutistischen und fanatischen Lehren einig. D.h. mit anderen Worten, nicht 
jede Ansicht oder Praktik kommt bei der interkulturellen Kommunikation 
automatisch in den Bereich des Akzeptierten. 
    Was ist es nun, das unsere Ablehnung erfährt, das nicht akzeptiert werden kann, 
also dasjenige, das uns als nicht-tolerierbar erscheint? Paul Ricœur hat in seinem 
Essay „Toleranz, Intoleranz und das Nicht-Tolerierbare“ eine sehr scharfsinnige 
Analyse vorgelegt, die diese Frage beantworten kann. Zunächst gilt es allerdings 
zu klären, was es – auf der kulturellen Ebene – mit der Intoleranz auf sich hat. Wir 
alle haben bestimmte Überzeugungen. Das ist – so  Ricœur – als völlig normal 
einzustufen und dennoch liegt eine Problematik in diesem Überzeugtsein. 
Nämlich das „üble Prinzip“,380 den Anderen unsere Meinung (Überzeugung) 
aufzuzwingen. Wir lassen es nicht so einfach zu, dass die „Andersdenkenden“ 
                                                 
377 Vgl. u.a. Abdeljelil/Wimmer 2004, S.76 (dieser Artikel ist auch in der 21. Ausgabe des 
„Polylog“ abgedruckt. Vgl. Polylog, Zeitschrift für interkulturelles Philosophieren, Heft 21/2009, 
S.5-17, hier 17). 
378 Vgl. Mall 1998a, S.31 
379 Szczesny 1974, S.104 
380 Vgl. Ricœur 2000, S.36 
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dasselbe Recht wie wir haben, ihre Überzeugungen kundzutun. Zu Toleranz in 
dieser Hinsicht gelangen wir nur, wenn wir annehmen, „daß das Festhalten des 
Anderen an seinen Überzeugungen selbst ein freier Akt ist.“381 Damit wird der 
Andere als Person (und nicht als Sache oder Ding) wahrgenommen und verdient 
konsequenterweise unseren Respekt. Dieser Respekt ist damit auf der 
zwischenmenschlichen Ebene dasjenige, das auf der institutionellen Ebene 
Gerechtigkeit ist. Und nur dieser Respekt vor der „Person“ des Anderen macht es 
möglich, Toleranz zu üben, d.h. die „gewaltsamen Impulse“ in uns, die unsere 
Überzeugung mit sich bringt, im Zaum zu halten. Auf diese Weise ist es dann 
auch möglich, uns auf einen „konfliktgeladenen Konsens“ einzulassen, um damit 
ein „Gleichgewicht im Zusammenleben“ zu erreichen.  
   Wir dürfen – so Ricœur weiter – dabei aber unsere Intoleranz nicht mit dem 
Nicht-Tolerierbaren verwechseln. Für jedes Individuum und auch jedes Kollektiv 
gibt es dieses Nicht-Tolerierbare. Beispiele dafür wären Antisemitismus, 
Rassismus oder sexuelle Ausbeutung von Kindern.382 Nicht-tolerierbar sind diese 
Fälle deshalb, weil sie ihrerseits auf Respektlosigkeit gründen und damit unseren 
Respekt nicht verdienen. Deshalb müssen wir sie zurückweisen. Es sind das 
„Niederträchtige“, das „Schändliche“, das „Infame“ und das „Abscheuliche“, das 
die Grenzen von Toleranz auf der kulturellen Ebene markieren. Auf der staatlich- 
institutionellen Ebene erscheint das Nicht-Tolerierbare der „Drang“ der 
politischen Macht zu sein, die alleinige Wahrheit zu behaupten, anstatt sich darauf 
zu beschränken, Gerechtigkeit zu üben. Denn Gerechtigkeit – so Paul Ricœur – ist 
die „höchste Askese der Macht.“383 
  Mit dieser kurzen Analyse der Grenzen von Toleranz sind nun genügend 
Begriffe bzw. Abgrenzungen festgelegt, um das Konzept einer aktiven oder 
interkulturellen Toleranz vorzustellen. 
Aktive oder interkulturelle Toleranz 
    Bevor nun genauer auf diese Konzeption eingegangen wird, gilt es zunächst zu 
klären, warum eine aktive oder interkulturelle Toleranz überhaupt nötig ist.  Die 
                                                 
381 Ricœur 2000, S.36 
382 Vgl. Ricœur 2000, S.38 
383 Vgl. Ricœur 2000, S.44 
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Antwort darauf liegt auf der Hand und die Problematik wurde in dieser Arbeit 
bereits mehrmals betont: Die Toleranzfrage ganz allgemein hat ja immer auch mit 
der Fremdheitsfrage zu tun, die jedem Konzept von Toleranz vorgelagert ist. 
Weltweite Migration und die speziellen Auswirkungen der (technologischen und 
ökonomischen) Globalisierung machen es heute unvermeidbar, dass Menschen 
unterschiedlicher kultureller Herkunft, Tradition oder Sprache zusammenleben 
müssen. Viele Menschen leben in kulturellen „Überschneidungsverhältnissen“,384 
sie müssen – freiwillig oder nicht – z.B. ihrer Berufstätigkeit in einer für sie 
fremden Kultur nachgehen. Dabei kommt es zu einer sich verstärkenden 
Ausdifferenzierung, die der Einzelne als soziale und auch emotionale Isolierung 
empfindet. Begriffe wie kulturelle Pluralität, Fremdheit und Modernisierung 
müssen in ein neues Verhältnis zueinander gesetzt werden. Es besteht also 
Handlungsbedarf, denn die Toleranzfrage wird in zunehmendem Maße zur 
Sicherheits- und damit auch zur Überlebensfrage. Ziel muss es sein, das Fremde 
und die Art und Weise, wie wir diesem begegnen, zu beleuchten. Es geht bei dem 
Projekt „aktive Toleranz“ also um das zukünftige Zusammenleben der Menschen 
im Rahmen der Interkulturalität (d.h. im Rahmen der gegebenen kulturellen 
Überschneidungen), und Toleranz kann - wie auch der Begriff Fremdheit – als 
eine Grundlagenkategorie davon aufgefasst werden.385 
   Nach dieser Darstellung der Notwendigkeit eines neuen, aktiven 
Toleranzkonzeptes, noch eine grundsätzliche Überlegung dazu: Das Wort 
Toleranz, so schreibt z.B. Alois Wierlacher, bedeutet ja nicht nur hinnehmen oder 
ertragen, sondern auch – als aktives Element in diesem Begriff – „unterstützen“ 
oder „erträglich machen“.386 Eine so verstandene Toleranz geht also über ein 
bloßes (passives) Zulassen oder Erdulden hinaus, sie erscheint als eine 
„schöpferisch-produktive“ Komponente im Rahmen einer Neugestaltung 
menschlichen Zusammenlebens.  
   Toleranz im Rahmen der interkulturellen Philosophie, die den Namen „aktive 
Toleranz“ auch verdient, darf keinesfalls außer Acht lassen, wie stark der eigene 
kulturelle Kontext immer mitschwingt. Wir müssen uns stets über unsere eigene 
                                                 
384 Vgl. Wierlacher 1996, S.55  
385 Vgl. Wierlacher 1996, S.61 
386 Vgl. Wierlacher 1996, S.63 
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Partikularität oder Situiertheit im Klaren sein. Die eigene Traditionsgebundenheit 
macht es schlichtweg unmöglich, von einer „Metaposition“ heraus zu 
argumentieren. Das gilt – vorweg gesagt – auch grundsätzlich für die Konzeption 
einer aktiven Toleranz. Auch in der vorliegenden Arbeit wird von einer 
bestimmten Perspektive heraus argumentiert – im konkreten Fall aus der 
Perspektive eines im „Westen“ sozialisierten Individuums und dessen Einstellung 
zur Interkulturalität. Das heißt allerdings nicht, dass diese Traditionsgebundenheit 
nicht überwunden werden kann. Gerade im interkulturellen Gespräch (Polylog) 
kann und muss diese „Beschränktheit“ angesprochen werden. In diesem Sinne ist 
auch diese Ausführung als ein Beitrag zum Gespräch über Toleranz zu sehen. 
   „Wir brauchen mehr Alternativen.“ So schreibt Ermanno Bencivenga in einem 
Artikel über Toleranz.387 Er meint damit Alternativen zur alles beherrschenden 
Dominanz des freien Marktes und der – als Folge davon - weit verbreiteten 
Haltung von Menschen, die beispielsweise über den Verlust der kulturellen 
Identität klagen um gleich darauf zu Fremdenhass und Rassismus überzugehen. 
Dabei kommt es nicht darauf an, diese Haltung (bloß) zu verachten, sondern wir 
müssen sie als „wichtiges Symptom“ der gegenwärtigen globalen Situation 
betrachten und entsprechend Ernst nehmen. Bezogen auf den Toleranzbegriff gilt 
es eine Alternative zu entwickeln, die jenseits einer „verdummenden“ oder 
einschränkenden Toleranz (siehe „repressive Toleranz“) und der Rückkehr zur 
Intoleranz liegt. Aktive Toleranz, wie sie hier vertreten wird, könnte eine solche 
Alternativposition sein. Also eine Toleranzkonzeption, die Totalansprüche sowohl 
„des freien Marktes“, als auch kultureller oder politisch-religiöser Provenienz 
zurückweist.  
   Aktive oder interkulturelle Toleranz bedeutet Anerkennung der Tradition, 
sowohl der eigenen als auch der des Anderen. Es geht dabei um eine kritische 
Wahrnehmung des Eigenen und des Fremden und um die gegenseitige 
Anerkennung und Akzeptanz der „Andersheit“ des jeweils Anderen.388 
Entscheidend ist die Anerkennung des Anderen als Person und der damit 
verbundene Respekt voreinander. Das Selbstverständnis des Fremden darf nicht 
durch das „eigene Verständnis des Fremden“ überlagert oder gar ersetzt werden 
                                                 
387 Bencivenga 1999, S.4 
388 Vgl. Yousefi 2008, S.109 
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(siehe „kolonialer Akt“). Diese Toleranzkonzeption befürwortet sowohl im 
interkulturellen wie im interreligiösen Gespräch die Bewahrung der jeweils 
eigenen Identität, ja diese wird als unaufgebbare Voraussetzung für eine 
gelingende interkulturelle Kommunikation angesehen.  
   Viele „herkömmliche“ Toleranzkonzeptionen erwecken lediglich den Eindruck, 
eine tolerante Haltung gegenüber dem Anderen und Fremden einzunehmen. Bei 
näherer Betrachtung wird aber klar, dass sie von einer verabsolutierten Meinung 
ausgehen und weit davon entfernt sind, eine aktive Kommunikation mit dem 
Anderen zu suchen (siehe Fundamentalismus). Hier ist keine wahrhafte 
Dialogbemühung gegeben, die eingenommene Haltung ist eher intolerant, da sie 
die eigene Überzeugung für absolut und die der Anderen für falsch hält. Sehr oft 
wird - unter dem Deckmantel der Toleranz – das „Andere“ (Fremde) bloß für die 
eigenen Zwecke instrumentalisiert, d.h. es wird versucht, dieses entweder in das 
eigene religiöse, wirtschaftliche oder politische System einzuordnen, oder für 
andere Zwecke (z.B. Polarisierung) zu verwenden. Yousefi bezeichnet eine solche 
Toleranzauffassung sehr treffend als „Gehäusetoleranz“, die (lediglich) zu einem 
„Gehäusedialog“ führt.389 
   Das Konzept einer aktiven oder interkulturellen Toleranz lehnt eine solche 
Haltung grundsätzlich ab. Leitend bei dieser Art von Toleranz ist die aktive 
Anteilnahme am Anderen und Fremden. Bencivenga bringt es auf den Punkt: 
„Wir müssen uns einlassen, wir müssen beständig einander lehren und von 
einander lernen […].“390 Eine solche Haltung ist mehr als nur ein „eigensüchtiges 
Anliegen“, sondern sieht die Vorteile der gegenseitigen „Annahme“ und 
Akzeptanz und erhebt die unbedingte Notwendigkeit, den jeweils Anderen 
(Gegenseitigkeit) als Person wahrzunehmen, zum wichtigsten Paradigma. Es geht 
also nicht um Toleranz im Sinne von Dulden oder (uninteressiert) nebeneinander 
zu existieren, sondern um „Achtung“. Bencivenga dazu: „Es wird statt dessen 
Neugierde geben und Interesse und Anteilnahme. Man könnte sogar sagen, es 
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wird Liebe geben – wenn dieses so sehr mißbrauchte Wort noch einmal ohne jede 
Sentimentalität und zugehörige Rohheit verstanden wird.“391 
   Aktive Toleranz wird damit wie die bereits beschriebene „Interkulturalität“ zu 
einer – wie Ram Adhar Mall es ausgedrückt hat – „philosophischen und 
kulturellen Haltung, Einstellung und Einsicht.“392 Diese „Einstellung“, wenn sie 
noch zusätzlich gepaart mit einem Einfühlungsvermögen ist, kann als Grundlage 
für eine gelingende interkulturelle Kommunikation (Polylog) gelten. „Aktive 
Toleranz“ sucht dabei nicht den Konsens, distanziert sich auch von rhetorischen 
Hilfsmitteln, die zu einer Überredung oder Überlistung des Anderen führt, 
sondern ist – durch eine Synthese der jeweils unterschiedlichen Positionen – für 
einen Kompromiss. Ziel dabei ist stets die Anerkennung des Anderen und 
Fremden in seiner „Andersheit“. Toleranz trägt auf diese Weise dem Umstand 
Rechnung, wonach sich niemand seiner kulturellen, historischen und auch 
individuellen „Bedingtheit“ (Situiertheit) entziehen kann. In der interkulturellen 
Kommunikation anerkennt diese Toleranzkonzeption, dass der oder die anderen 
Gesprächsteilnehmer Mitglieder einer Kultur sind, die möglicherweise über ganz 
andere Lösungen für das jeweilige Problem verfügen. Jede Lösung ist als 
gleichrangig anzusehen, sie müssen nebeneinander bestehen bleiben können und 
so auch die Chance erhalten, als gleichwertige Alternative anerkannt zu werden. 
Die typische Haltung dabei ist eine, die das „Sowohl-als-auch“ von vornherein 
mit einplant. 
   Aktive Toleranz ist also für ein „Bestehen-lassen“ anderer Ansichten und lehnt 
jeden Versuch eines – nach außen gerichteten – Absolutheitsanspruchs ab. Nach 
„innen“ allerdings kann dieser Anspruch bestehen bleiben. Der 
Wahrheitsanspruch der eigenen Überzeugung darf nur nicht mit der Annahme der 
Falschheit anderer Konzepte einhergehen. Ram Adhar Mall schreibt zu diesem 
Thema: „Unser Toleranzmotto lautet daher: Mein Weg ist wahr, ohne daß dein 
Weg deswegen falsch sein muss.“393 In einem interkulturellen Gespräch, das den 
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Forderungen einer aktiven Toleranz gerecht werden will, muss grundsätzlich für 
alle Teilnehmer gelten, den Anderen als gleichgestellt anzuerkennen. Darüber 
hinaus besteht auch der Anspruch, das Fremde aus der Perspektive des Anderen 
zu verstehen. Dass es dabei allerdings auch zu Grenzziehungen kommen muss, 
darauf wurde weiter oben bereits hingewiesen. Als nicht-tolerierbar gelten z.B. 
fundamentalistische oder fanatische Überzeugungen und Lehren. Das muss aber 
noch nicht mit einem Abbruch des Gesprächs enden, sondern es kann z.B. nach 
neuen Informationen gesucht werden oder bloß ein Thema vorübergehend aus der 
Diskussion herausgenommen werden. Eine solche Vorgangsweise – d.h. auch 
kritische Rekapitulation der eigenen Position – lässt die Chance offen, bei einem 
neuerlichen Ansprechen der Thematik zu besseren Lösungen zu gelangen.  
   Ganz interessant im Zusammenhang mit möglichen (und auch notwendigen) 
Grenzen von Toleranz ist eine Formulierung, die in der UNESCO-Deklaration 
über Toleranz (1995) zu finden ist. Als Prinzipien von Toleranz werden hier 
Begriffe wie Respekt, Akzeptanz und Anerkennung genannt, die den Kulturen 
unserer Welt zukommen sollen. Durch Wissen, Offenheit, Kommunikation und 
Freiheit des Denkens soll das ermöglicht werden. Soweit „verträgt“ sich dieser 
Text durchaus mit den Forderungen der hier vertretenen „aktiven Toleranz“. Dann 
folgt – übrigens im gleichen Abschnitt – ein Satz, der fragwürdig erscheint: 
„Toleranz ist Harmonie über Unterschiede hinweg.“394 Eine solche Formulierung 
– darin besteht meiner Meinung nach eine gewisse Gefahr – könnte 
unterschiedlich ausgelegt werden. So z.B., dass dadurch Differenzen und die 
daraus entstehenden Konflikte verharmlost werden. Gerade in unserer 
pluralistischen Gesellschaft entstehen immer wieder Konflikte, die von einer 
Toleranzkonzeption, die Harmonie als leitendes Prinzip hat, nicht im vollen 
Umfang erfasst werden können. Die Forderung nach Harmonie kann z.B. für 
Minderheiten bedeuten, dass sie ihre Überzeugungen nicht im vollen Umfang zur 
Sprache bringen können.  
   „Aktive oder interkulturelle Toleranz“ hat  zweifelsohne viele 
Wesensmerkmale. Diese können hier nicht umfassend dargestellt werden, sondern 
die Beschränkung erfolgt auf einige wichtige Punkte. Viele grundsätzliche 
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Überlegungen, die bereits im Kapitel über die Philosophie der Interkulturalität 
(Kapitel 5) vorgenommen wurden, gelten auch für die Konzeption einer aktiven 
Toleranz, weil Toleranz - so verstanden – ein wesentliches Prinzip der 
Interkulturalität ist. Abschließend möchte ich noch auf ein Thema eingehen, das 
Ram Adhar Mall im Zusammenhang mit interkultureller Philosophie 
(Interkulturalität) als ein zentrales Merkmal beschrieben hat: Wenn 
Interkulturalität eine (philosophische) Haltung ist, deren Ziel die Verständigung 
(Kommunikation) zwischen den Kulturen ist, dann muss sie sowohl ein „Denk- 
als auch ein Lebensweg“ sein.395 Interkulturelle Philosophie – so Mall weiter – 
„ist nicht nur eine philosophische Theorie, sondern auch eine Praxis, ein Pfad, 
dessen Begehen zugleich konstitutives Element und erhabenes Ziel ist.“396 Diese 
grundsätzlichen Aussagen gelten auch für das Projekt einer „aktiven Toleranz“. 
Sie muss sich – neben der Erarbeitung theoretischer Konzepte – auch dem 
„praktischen Leben“ stellen, d.h. mit ihren Prinzipien auch konkret auf die 
zwischenmenschlichen Abläufe einwirken. Das erscheint im Sinne einer 
„interkulturellen Handlungskompetenz“ unerlässlich. 
   Die alltägliche Erfahrung zeigt, dass dieser Weg ein steiniger sein kann. So 
reagieren nicht alle Menschen z.B. auf das Fremde gleich. Das zeigt die 
Erfahrung. Alexander Thomas hat – aus psychologischer Sicht – eine 
Charakterisierung der Reaktionstypen auf Fremdheit erarbeitet.397 Der Ignorant 
z.B. negiert kulturelle Unterschiede, der Macher nimmt die Unterschiede zwar zur 
Kenntnis, ist aber nur an seinem Ziel interessiert. Der Universalist geht davon aus, 
dass bestehende Unterschiede im „global village“ ohnehin verschwinden werden, 
und der Potenzierer schließlich sieht und anerkennt die unterschiedlichen Arten 
des Denkens und Handelns der Menschen. Er erkennt in diesen kulturellen oder 
religiösen Unterschieden ein Potenzial, das zu synergetischen Effekten verarbeitet 
werden kann. Aus der Sicht der Interkulturalität im Allgemeinen und dem 
Konzept der aktiven Toleranz im Besonderen ist dieser Typ am ehesten derjenige, 
der den Anforderungen des oben beschriebenen Lebensweges entspricht.  
                                                 
395 Vgl. Mall 1996a, S.2 
396 Mall 1996a, S.19 
397 Vgl. Thomas 2005, S.72f 
 557 
   Diese Beispiele sollen lediglich zeigen, wie verschieden das „Gegenüber“ in der 
(interkulturellen) Kommunikation sein kann. Es erhebt sich dabei die Frage, ob 
man z.B. ein Gespräch abbrechen soll, wenn der Partner (für mich) offensichtlich 
in seiner Argumentation von Motiven wie Machterweiterung und Machterhalt, 
oder von Aggressivität geleitet ist? Es wurde bereits auf mögliche Grenzen von 
Toleranz hingewiesen, aber selbst diese Grenzen können nicht dafür 
herangezogen werden, um Menschen per se von der Kommunikation 
auszuschließen. Hier „wirkt“ das Prinzip der „aktiven Toleranz“, wonach der 
Andere stets ein „Gleichgestellter“ sein muss, und gerade diese Annahme 
erfordert eine gewissenhafte und eingehende Auseinandersetzung mit dem 
Anderen. Dabei gilt es u.a. festzustellen, ob die eigene Einschätzung über die 
Motive des Anderen nicht bloß Vermutungen sind. Indem man den Anderen mit 
der eigenen Einschätzung konfrontiert, besteht die Chance, dass dieser seine 
Beweggründe darstellt. Wird „aktive Toleranz“ praktiziert, d.h. auch als 
Lebensweg gesehen, so darf die Auseinandersetzung nicht gescheut werden. Die 
Anerkennung des Anderen als Person und der damit verbundene Respekt 
verlangen geradezu eine solche Haltung. Freilich, die eigene Haltung darf nicht 
herablassend oder darauf aus sein, den Anderen bloßzustellen. Sie sollte von dem 
Prinzip der Hilfestellung oder Unterstützung des Anderen getragen sein, und eine 
solche Haltung geht – ganz im Sinne der „aktiven Toleranz“ – entscheidend über 
das (bloße) Anerkennen hinaus.  
   In dieser kurzen Analyse des Projektes „aktive Toleranz“ konnten nur einige der 
wesentlichen Komponenten dargestellt werden. Dass eine solche Auffassung von 
Toleranz dringend benötigt ist, darauf wurde zu Beginn dieses Abschnittes bereits 
hingewiesen. Wir erleben es täglich, zu welch „mörderischer Intoleranz“ 
Menschen in der Lage sind, wenn sie vom Prinzip der Verabsolutierung des 
eigenen und der grundsätzlichen Falschheit des anderen Standpunktes ausgehen. 
Eine moderne und emanzipierte Gesellschaft muss die „Versöhnung der 
Differenz“ zu ihrem Paradigma machen. „Aktive Toleranz“, wie sie hier 
vorgestellt wurde, kann ein „Baustein“ zu einer solchen Versöhnung sein. Dabei 
ist allerdings zu beachten, dass (aktive) Toleranz nicht ein für alle Mal „erlernt“ 
werden kann, sondern als ständiger und zum Teil sicherlich schmerzlicher Prozess 
zu verstehen ist. Ein solches Verständnis für Toleranz, eine solche Einstellung 
oder Haltung kann auch nicht – wie Ram Adhar Mall sehr richtig bemerkt – 
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angeordnet oder erzwungen werden.398 Die prinzipielle Bereitschaft, andere 
kulturelle oder religiöse Überzeugungen als gleichrangig anzusehen muss 
„verinnerlicht“, d.h. Teil unseres Lebensweges werden. Dass wir aufgrund unserer 
anthropologischen Verfasstheit dazu in der Lage sind, haben unzählige Menschen 
bereits beweisen. Die gegenwärtige weltpolitische Situation macht es erforderlich, 
dass zu diesem „Können“ auch ein „Sollen“ und „Müssen“ hinzugefügt wird.  
   Eine so verstandene Toleranz wird auch wesentlicher Bestandteil der 
Auseinandersetzungen über (zukünftige) Gerechtigkeit sein, so wie Toleranz es 
auch bisher schon immer war. Der Grundsatz dabei muss lauten, dass keine 
ethische (kulturelle) oder religiöse Wahrheit so hoch bewertet werden darf, dass 
Menschen gezwungen werden, sich dieser unterzuordnen. Die Ausnahme wird 
durch die Grenzen von Toleranz markiert, d.h. es gibt Nicht-Tolerierbares, aber 
das muss dem Prinzip der wechselseitigen Rechtfertigung unterliegen. Aus 
moralischer Perspektive erscheint das als unproblematisch. Aus rechtlich-
politischer Perspektive sind – wie die Vergangenheit es gezeigt hat - sowohl 
Toleranz im Besonderen als auch Gerechtigkeit im Allgemeinen nur dann zu 
erreichen, wenn sie (immer wieder aufs Neue) erkämpft, d.h. als unabschließbarer 
Prozess verstanden werden.  
                                                 
398 Vgl. Mall 1998a, S.32 
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Kurzzusammenfassung 
 
In der Philosophie spielt die Debatte um Gerechtigkeit eine wesentliche Rolle, und sie erstreckt 
sich von der Antike bis zur Gegenwart. Gerechtigkeit ist ein sehr vielschichtiger und vor allem 
emotional stark besetzter Begriff. Es geht dabei um grundsätzliche Werte innerhalb von 
Gesellschaften, und vor allem in der Moralphilosophie aber auch in der politischen Philosophie 
spielt dieser Begriff eine zentrale Rolle. Verfolgt man diese Debatte, so kann durchaus der 
Eindruck entstehen, es handelt sich bei „Gerechtigkeit“ um eine rein westlich-christliche 
Angelegenheit. Der (erste) Titel der Arbeit – „Gerechtigkeit, ein westliches Projekt?“ – verweist 
schon auf den Inhalt, aber auch auf die Methode dieser Analyse. Es wird dargestellt, dass 
„Gerechtigkeit“ ohne Zweifel ein zentrales Thema der westlichen Philosophie war und noch 
immer ist. Die Debatte darüber dauert zumindest 2500 Jahre und wurde und wird mit sehr 
unterschiedlichen Akzenten geführt. Andererseits wird auch nachzuweisen sein, – darauf 
verweist das Fragezeichen im Titel - dass es auch in anderen Kulturen und Religionen sehr 
genaue Vorstellungen von Gerechtigkeit gibt, deren Wurzeln zumindest so weit zurückreichen 
wie die im Westen. Der zweite Titel der Arbeit – „Eine interkulturelle Betrachtung“ – verweist 
ebenfalls auf den Inhalt und die methodische Gestaltung. Dabei ist „interkulturelle Betrachtung“ 
in dieser Arbeit zweifach angelegt: Erstens werden – wie bereits erwähnt - sowohl der Westen 
als auch andere Kulturen und Religionen auf ihre Gerechtigkeitskonzeptionen untersucht, und 
zweitens wird der Begriff „Interkulturalität“ (interkulturelle Philosophie) vorgestellt. Den 
Abschluss der Arbeit bildet eine Analyse von wichtigen Gerechtigkeitsthemen, die von den 
Prämissen der Interkulturalität geleitet ist. Wesentlich dabei ist, dass nicht von einem als absolut 
gesetzten Kulturstandpunkt ausgegangen wird, sondern dass die einzelnen Überzeugungen als 
gleichberechtigt nebeneinander stehen. Es wird gezeigt, dass diese methodische Vorgangsweise 
gerade in der Debatte um Gerechtigkeit zu mehr Verständnis in der kulturübergreifenden 
Kommunikation führen kann.  
 
 
Abstract 
In Philosophy, the debate surrounding justice plays a fundamental role which has stretched from 
Classical Antiquity right to the present.  Justice is a very multifaceted and especially an 
emotionally laden term.  It represents basic values within societies, and assumes a central role 
particularly in moral philosophy but also in political philosophy.  When one follows this debate, 
it is perfectly possible to assume that “justice” is a purely Western/Christian concept.  This 
work’s first title:  “Justice, a Project of the West?” indicates not only the content, but also the 
method of this analysis.  It presents the concept that “Justice” was, and still is an indubitably 
central theme of Western philosophy, and the debate surrounding this precept has lasted at least 
2,500 years and was and is still being conducted with varying emphases. Furthermore, as 
indicated by the question mark at the end of the title, it will be proved that other cultures and 
religions also have very exact concepts of justice, and their roots also reach back at least as far 
as those in the West.  The dissertation’s second title: “An intercultural consideration” also 
points to the content and methodological composition.  The expression “intercultural 
consideration” itself has two components:  firstly both the West as well as other cultures and 
religions are examined in terms of their concepts of justice, and secondly a presentation of the 
expression “interculturality” (intercultural philosophy). The work closes with an analysis of 
important themes of justice which arise from the premises of “interculturality.”  An essential 
factor is that the point of departure is not one particular cultural position which is set as 
absolute, but rather that the individual beliefs are set forth as equals. It will be shown that 
especially this methodology can lead to greater cross-cultural communication. 
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